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Vorwort 


Beider vorliegenden Publikation handelt es sich um eine leicht überarbeitete 
Fassung meiner Dissertation, die im Oktober 2020 von der Juristischen Fakul- 
tät der Universität Basel angenommen wurde. Literatur und Rechtsprechung, 
die nach diesem Zeitpunkt erschienen sind, wurden punktuell berücksich- 
tigt. Die URLs sind nur in der digitalen Version enthalten, in der gedruckten 
Version sind sie nicht ersichtlich. 

Verschiedene Personen haben zum Gelingen dieser Arbeit einen wert- 
vollen Beitrag geleistet. Herzlich danken möchte ich zu Beginn meinem Dok- 
tor vater Prof. Dr. iur. Andreas Stöckli, der mich auf die Idee gebracht hat, mein 
Dissertationsthema im Bereich Medien und digitaler Wandel zu suchen. Die 
Assistenzzeitan seinem Lehrstuhl war geprägt von verschiedenen lehrreichen 
Arbeiten und anregenden Gesprächen, die mir für das Verfassen der Disserta- 
tion von grossem Nutzen waren. Erhat michin umsichtiger Weise gefördert, 
inspiriert und motiviert. Besonderer Dank gebührt auch meinem Zweitbe- 
treuer Prof. Dr. iur. Peter Hettich, dessen Studie über Medien im digitalen 
Zeitalter eine wichtige Grundlage für meine Themenfindungbildete. Zu dan- 
ken habe ich sodann Prof. Dr. iur. Martin Dumermuth, der sich als Experte 
meines Doktoratskomitees zur Verfügung gestellt hat. Mit Auskünften und 
Diskussionen über praxisrelevante Fragestellungen im öffentlichen Medien- 
recht standen mir zudem Prof. Dr. iur. Franz Zeller, der überdies meine Disser- 
tation kritisch durchgelesen und wichtige Verbesserungshinweise gegeben 
hat, und Alfons Birrer vom Bundesamt für Kommunikation (BAKOM)hilfreich 
zur Seite. Ebenfalls eine wichtige Hilfe waren mir Prof. Dr. iur. Sabine Gless 
und Prof. Dr. iur. Peter Jung, die mich bei der Stellung des Gesuchs um einen 
Doc.CH-Beitragan den Schweizerischen Nationalfonds unterstützt haben. 
Auch ihnen sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 

Die vorliegende Arbeit wärein diesem Rahmen nichtrealisierbar gewe- 
sen ohne die grosszügige Förderung durch den Schweizerischen National- 
fonds in der Form eines Doc.CH- sowie eines Open-Access-Publikationsbei- 
trags. Dadurch wurde mir auch ermöglicht, einen Forschungsaufenthaltam 
Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrechtin 
Heidelberg zu absolvieren. Für die gastfreundliche Aufnahme und das Zur- 
verfügungstellen der umfassenden Literaturbestände bedanke ich mich 
insbesondere bei Prof. Dr. Dr. h. c. Anne Peters. Einen wichtigen Beitrag zum 
Abschluss meiner Dissertation haben zudem verschiedene Personen an der 
Juristischen Fakultät der Universität Basel geleistet. Besonderer Dank gebührt 
dabei Prof. Dr. iur. Daniela Thurnherr und dem Bibliotheksteam. 
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Für das notwendige Durchhaltevermögen, die Freude am Austausch über 
öffentlich-rechtliche Fragestellungen und die Motivation zum Weitermachen 
haben zahlreiche Kolleginnen und Kollegen gesorgt. Mein besonderer Dank 
gehtan Dr. iur. Raphaela Cueni, Fabienne Sterki und Paloma Braun, Mitarbei- 
terinnen im Fachbereich Öffentliches Recht der Juristischen Fakultät der Uni- 
versität Basel, und an meine Heidelberger Kolleginnen und Kollegen. Carole 
Winistörfer und Dr. iur. Susanne Marxer danke ich für die verständnisvolle 
Unterstützung nach meinem Stellenantritt beim BAKOM. Sie haben mir für 
den Abschluss meiner Dissertation den nötigen Freiraum gegeben. Danken 
möchte ich auch Maja Reddmann, die speditiv und mit grosser Ausdauer mein 
Manuskript Korrektur gelesen hat. Vom Verlag sui generis standen mir ins- 
besondere Daniel Hürlimann und Simone Walser freundlich und auskunfts- 
freudig zur Verfügung. 

Einen grossen Dank verdienen schliesslich meine Familie und meine 
engen Freunde, die mich durch diese nichtimmer einfache Doktorandenzeit 
mit dem nötigen Humor und Interesse begleitet und während dieser Periode 
unterstützt haben. Besonders bedanke ich mich bei meinem Partner. Er hat 
wertvolle Hilfe bei der Formatierung des Texts geleistet, mich immer wieder 
liebevoll motiviert und dieses Projekt geduldig mitgetragen. 


Basel, im Mai 2021 
Marina Piolino 
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Den journalistischen Medien kommen die demokratiewesentlichen Funktio- 
nen zu, an der öffentlichen Meinungsbildung mitzuwirken und die Ausübung 
staatlicher Macht zu kontrollieren. Sollen publizistische Medien diese Aufga- 
ben wirksam und glaubwürdig wahrnehmen können, müssen sie von staat- 
lichen Akteuren unabhängig sein. Gleichzeitig steht ebendieser Staatin der 
Verantwortung, ein vielfältiges Medienangebot zu gewährleisten sowie die 
Öffentlichkeit über seine Tätigkeiten zu informieren. Dieses Spannungsver- 
hältnis verschärftsich vor dem Hintergrund des digitalen Wandels. So akzen- 
tuiert sich die wesentliche Bedeutung journalistischer Medien alsglaubwür- 
dige Orientierungshilfen besonders in der Internetöffentlichkeit, die durch ein 
erhöhtes Risiko einer zunehmenden Fragmentierung des politischen Diskur- 
ses und mangelnder faktischer Informationen charakterisiert ist. Dies gilt 
umso mehr für die fein gegliederte Schweiz mit ihren direktdemokratischen 
Instrumenten, die speziellaufeinegemeinsame und umfassend informierte 
Öffentlichkeit angewiesen ist. Allerdings ist die teure publizistische Inhalts- 
produktion gerade im Internetzeitalter alles andere als gesichert; insbeson- 
dere auflokaler Ebene ist eine besorgniserregende Abnahme der Medienviel- 
faltzubeobachten. Daraus wiederum resultierteine aktualisierte Pflicht des 
Staats, den Medienpluralismus etwa durch die Organisation eines Service- 
public-Systems oder anderweitiger Fördermassnahmen zu sichern und selber 
eine aktive Rolle in der öffentlichen Kommunikation wahrzunehmen. Durch 
diese erhöhte staatliche Verantwortungim Bereich öffentlicher Meinungsbil- 
dungsteigtjedoch auch die Gefahr, dass der Staat einerseits die Medientätig- 
keitbeeinflusst und andererseits im Rahmen seiner Kommunikationspolitik 
selbst publizistisch tätig wird. 

Diese Entwicklungen rechtfertigen es, das verfassungsrechtliche Prinzip 
der Staatsunabhängigkeit der Medien einer grundlegenden Betrachtung zu 
unterziehen. Der erste Teil der vorliegenden Arbeit verfolgt das Ziel, das Staats- 
unabhängigkeitsgebot völker- und verfassungsrechtlich zu analysieren und 
daraus fliessende Grenzen zu entwickeln, die der Staat bei der Wahrnehmung 
seiner Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich und seiner Pflicht 
zur Öffentlichkeitsarbeit zu beachten hat. Aufbauend auf diesen Erkenntnis- 
sen wird im zweiten Teil die Verfassungsmässigkeit der heute bestehenden 
staatlichen Ausgestaltung der Medienordnungim Bereich von Radio und Fern- 
sehen geprüft. Wichtige rechtsdogmatische Erkenntnisse stammen insbe- 
sondere ausrechtsvergleichenden Hinweisen zur deutschen Rechtsordnung. 
So spielt das Staatsunabhängigkeitsgebot im deutschen Verfassungsrecht 
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anders als in der bisherigen schweizerischen Rechtslehre und Rechtsprechung 
mit Blick auf die Erfahrungen der Nazi-Propaganda und der bestehenden Ver- 
fassungsgerichtsbarkeit eine wichtige Rolle. Im Folgenden sind die wesent- 
lichsten Ergebnisse dieser Arbeit überblicksmässig darzulegen. 

Das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der Medien ist Teil der allgemeinen 
Medienfreiheit (Art. 10 EMRK und Art. 17 BV) und als Teilaspekt der Unabhän- 
gigkeit von Radio und Fernsehen ausdrücklich in Art. 93 Abs. 3 BV festge- 
schrieben. Letzteres erklärt sich dadurch, dass die Rundfunkveranstaltung 
anders als der Pressebetrieb besonders aufgrund des Bedarfs knapper Fern- 
meldefrequenzen lange Zeit als staatliches Grundversorgungsmonopol und 
damit ausschliesslich als öffentliche Aufgabe ausgestaltet war. Als Gegensiche- 
rung der entsprechend weitreichenden Möglichkeiten staatlicher Einfluss- 
nahme aufdie Radio- und Fernsehveranstalter wurde deren Unabhängigkeit 
explizit verfassungsrechtlich garantiert. So müssen publizistische Medien zur 
wirksamen Wahrnehmungihrer Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion eine 
gewisse Verselbständigung von den staatlichen Organen als Adressaten eben- 
dieser Kontrolle aufweisen. Das Staatsunabhängigkeitsgebot zielt damit nicht 
vorrangig aufden Schutz medialer Inhalte, sondern auf den Schutz der Medien 
als staatsunabhängige Organisationen bzw. Institutionen. Dadurch nimmt das 
Prinzip Teil an der institutionellen Medienfreiheit und schützt dabei primär 
vor indirekter Beeinflussung der publizistischen Tätigkeit durch den Staat. 
Der Grundsatz der Staatsunabhängigkeit der Medien knüpft somit in erster 
Linie am Verständnis der Medienfreiheit als subjektives Abwehrrecht an. 

Gänzlich erschliessen lässt sich das Gebot jedoch nur aus einer auch 
objektiv-rechtlichen Perspektive der Medienfreiheit, die den Staat sowohl zu 
einer vielfaltsgewährleistenden als auch zu einer staatsunabhängigen Orga- 
nisation der Medienordnung verpflichtet. Dieses Organisationsproblem ist 
dahingehend zu lösen, dass beide Organisationsprinzipien — das Vielfalts- 
und das gegenläufige Staatsunabhängigkeitsgebot - optimal realisiert wer- 
den. Diese schwierige Doppelrolle des Staats akzentuiert sich besonders bei 
der Organisation eines Service-public-Systems, worin Öffentliche Aufgaben 
statuiert werden, die den Staat entsprechend dem staatlichen Neutralitäts- 
gebot zur Gewährleistung eines vielfältigen Medienangebots verpflichten. 
Damit verstossen nicht bereits im Medienbereich vorgesehene öffentliche 
Aufgaben oder staatliche Anreizinstrumente als solche gegen das Staatsun- 
abhängigkeitsgebot, sondern erst die Artund Weiseihrer Ausgestaltung. Für 
den Rundfunkbereich ist ein staatlicher Gewährleistungsauftrag in Art. 93 
Abs.2 BV vorgesehen, doch aktualisiert sich das Vielfalts-(und damit auch 
das Staatsunabhängigkeits-)Gebot mit Blick aufdie strukturelle Medienkrise 
im gesamten Medienbereich. 
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Der Schutzbereich des Gebots der Staatsunabhängigkeit der Medien istim 
Sinne des Gefährdungsschutzesähnlich der Garantierichterlicher Unabhän- 
gigkeit bereits dann betroffen, wenn der Anschein der Beeinflussung der Pro- 
duktion von Medieninhalten erweckt wird. Dabei handelt es sich aufgrund 
der geforderten publizistischen Relevanz der vom Schutzbereich umfassten 
Eingriffe tendenziell um mittelschwere bis schwere Grundrechtseingriffe, 
die sich grundsätzlich nur unter strengeren Voraussetzungen einschränken 
lassen. Die Grenze zwischen staatlichen Einflussnahmen, die etwa mit dem 
Vielfaltsgebot gerechtfertigt werden können, und unzulässigen Einwirkungen 
ist dann überschritten, wenn dem Staat im Sinne einer institutionalisierten 
Zensur die Möglichkeit beherrschender Beeinflussung der journalistischen 
Arbeiteröffnet wird (Beherrschungsverbot). Mit anderen Worten dürfen staat- 
liche Akteure die grundrechtlich geschützte Medientätigkeit nicht selber 
wahrnehmen, sondern es gilt für den Staat im Medienbereich im Gegensatz 
zu anderen wirtschaftlichen Sektoren ein sog. Funktions- bzw. Betätigungs- 
verbot. Daraus folgt, dass die publizistische Tätigkeit zwingend durch eine 
ausserhalb der drei Staatsgewalten stehende Organisation wahrgenommen 
werden muss (Auslagerungsgebot). Diesem Auslagerungsgebot kann sowohl 
im Kontext der Auslagerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben als auch der 
Aufgabenauslagerung im Sinne des Verzichts auf die Statuierungeiner öffent- 
lichen Aufgabe nachgekommen werden, wobei private Aufgaben im öffentli- 
chen Interesse staatlich gefördert werden können. 

Das Beherrschungsverbot bzw. Auslagerungsgebot gebietet als allge- 
meine Mindestanforderung die Gewährleistung erheblicher Entscheidungs- 
spielräume bei der publizistischen Tätigkeit sowohl aufden Ebenen der norma- 
tiven als auch der institutionellen und der finanziellen staatlichen Steuerung 
(Staatsunabhängigkeit i.w.S.). Im Einzelnen dürfen auf normativer Ebene 
staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien nicht derart kon- 
kretisiert werden, dass damit eine eigentliche Eigenbetätigung des Staats 
einhergeht. Entsprechend müssen solche Vorgaben eine umso geringere 
Regelungsdichte aufweisen, je grösser deren Inhaltsnähe ist. Verboten sind 
Vorgaben oder Verbote der Darstellungbestimmter Themen oder Meinungen 
(sog. Positiv- oder Negativlisten). 

Auf institutioneller Ebene ist Medienorganisationen bei der Wahrneh- 
mung von Tätigkeiten mit publizistischer Relevanz Autonomie einzuräumen 
(funktionale bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S.). Da der Staat mittels eigener 
Zweckmässigkeitserwägungen die publizistische Tätigkeit steuern könnte, 
ist eine staatliche Fach- bzw. Sachaufsicht sowie uneingeschränkte Rechts- 
aufsicht über publizistisch relevante Tätigkeitsbereiche ausgeschlossen. 
Das Beherrschungsverbot ist somit als Verbot der staatlichen Leitung von 
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Tätigkeiten mit publizistischer Relevanz zu verstehen, was deren Auslagerung 
auffunktional unabhängige bzw. autonome Medienorganisationen bedingt. 
Da der Staat die Inhaltsproduktion zudem durch Personalentscheide mindes- 
tens richtunggebend bestimmen kann, ist eine staatliche Beherrschung der 
Führung von Medienorganisationen auszuschliessen (institutionelle und 
personelle Staatsunabhängigkeit). Entsprechend sind staatliche Wahl- oder 
Genehmigungsrechte in Bezug auf die operative Geschäftsführung sowie das 
Personal publizistisch relevanter Bereiche unzulässig (Personalautonomie). 
Nehmen Staatsvertreter im strategischen Führungsgremium Einsitz, darf 
diesem keine Einzelweisungsbefugnis in die laufende Inhaltsproduktion 
zukommen (Autonomie der Geschäftsleitungbei der Inhaltsproduktion) und 
die Staatsvertreter dürfen keine starke Minderheitsposition innehaben (Grund- 
satz: Drittelsgrenze). Des Weiteren sind eine Weisungsfreiheit der Staatsver- 
treter und umfassende Inkompatibilitätsregeln angezeigt. 

Daraus kann in institutioneller Hinsicht gefolgert werden, dass öffent- 
lich-rechtlich organisierte Medienorganisationen nicht ausgeschlossen sind, 
solange sie über eigene Führungsorgane und somit über eine eigene Rechts- 
persönlichkeit verfügen. Als geeignete Organisationsform ist die öffentlich- 
oder privatrechtliche Körperschaft zu nennen (Ausnahme: kantonale spezial- 
gesetzliche Aktiengesellschaft), wobei staatliche Statutengenehmigungsrechte 
zulässigsind (Ausnahme: kantonalrechtliche Statutengenehmigungsrechte). 
Innerhalb von Körperschaften ist eine potenzielle faktische Stimmrechts- 
macht des Staats verboten (Grundsatz: Drittelsgrenze). Medienorganisatio- 
nen haben demzufolge zwingend als private und nicht als öffentliche Unter- 
nehmen ausgestaltet zu sein. 

Auf finanzieller Ebene müssen Medienorganisationen bei der Verwen- 
dung publizistisch relevanter Finanzmittel erhebliche Ermessensspielräume 
zukommen (finanzielle Staatsunabhängigkeit). Dies bedingt, dass deren Bud- 
get aus dem allgemeinen Staatshaushalt ausgegliedert ist (formelle finanzielle 
Autonomie bzw. Budgetautonomie) und staatliche Mittel für publizistischrele- 
vante Tätigkeiten global zugewiesen werden (materielle finanzielle Autono- 
mie). Dabei ist die Finanzierungaus dem Staatshaushalt grundsätzlich zulässig, 
esseidenn, esbestehen weite staatliche Ermessensspielräumebeigleichzeitig 
hoher Abhängigkeit der Medienorganisationen von den öffentlichen Finanz- 
mitteln. Vor diesem Hintergrund vermag die gesetzliche Festlegung staatli- 
cher Zuschüsse oder gar die gesetzliche Grundentscheidung der Gebühren- 
bzw. Abgabefinanzierung staatliche Ermessensspielräume zu verkleinern 
und den Medienorganisationen eine gewisse Finanzplanungssicherheit zu 
gewährleisten. Betreffend den Finanzaufsichtsumfang ist ausgeschlossen, 
dass der Staat eine Fach- oder uneingeschränkte Wirtschaftlichkeits- und 
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Sparsamkeitskontrolle von publizistisch relevanten Ausgaben ausübt. Ent- 
sprechend sind Genehmigungsrechte betreffend das Budget oder Ausgaben- 
beschlüsse mit publizistischer Relevanz verboten. 

In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist grundsätzlich zu gewährleisten, 
dass den entscheidenden Behörden - etwa bei der Erteilung von Leistungs- 
aufträgen oder Finanzhilfeverfügungen - keine Ermessensspielräume einge- 
räumt werden, die an den Inhalt knüpfende Erwägungen erlauben. So besteht 
insbesondere bei für Medienorganisationen bedeutsamen Entscheiden die 
Gefahr, dass sich inhaltsbezogene Ermessensspielräume bereits im Vorfeld 
als «Selbstzensur» auswirken. Für solche Fälle sind im Sinne des prozedura- 
len Grundrechtsschutzes kompensatorisch erhöhte Anforderungen an das 
Verwaltungsverfahren, etwa betreffend die Begründungspflicht und die 
Transparenz, oder an das gerichtliche Kontrollverfahren zu stellen. Spätes- 
tens wenn beherrschende Einflussnahmen auf die publizistische Tätigkeit 
nicht ausgeschlossen werden können, ist ein sich aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. 
Art. 93 Abs. 3 BV ergebender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechts- 
schutz zu bejahen. 

Im Kontext des Organisationsrechts i.e.S. kann auch die Weisungsunab- 
hängigkeit der entscheidenden Behörde von politischen Behörden wie der 
Regierung kompensatorisch dazu beitragen, dass die Entscheidfindungvon 
sachfremden, politisch motivierten Erwägungen abgeschirmt wird. Dies kann 
wiederum besonders in für die publizistische Tätigkeit wichtigen Regelungsbe- 
reichen mit grossen inhaltsbezogenen Ermessensspielrfäumen -so etwa bei der 
Verteilung knapper Ressourcen oder der Aufsicht über die eigentliche Inhalts- 
produktion - eine geeignete Organisationsmassnahme darstellen, um die 
Staatsunabhängigkeit der Medienorganisationen zu stärken. Allerdings geht 
die Unabhängigstellung von Behörden stets mit einer Schwächung der demo- 
kratischen Legitimation der Entscheidfindung einher. Dies istbesonders pro- 
blematisch, wenn Entscheide mit politischer Tragweite gefälltwerden, soetwa 
bei der Zuweisung knapper öffentlicher Mittel gestützt auf offene Rechtsnor- 
men. In welchen Bereichen die Vorteile einer unabhängigen Behörde die Nach- 
teile des Verlusts demokratischer Legitimation aufwiegen, stellt grundsätzlich 
einen dem Gesetzgeber obliegenden wertenden Abwägungsentscheid dar. 

Die öffentliche Meinungsbildungüber staatliches Handeln bedarfgerade 
in einer Referendumsdemokratie wie die Schweiz nebst journalistischer 
Vermittlung zunächst zwingend behördlicher Information. Diese beiden 
Tätigkeiten sind funktional strikt voneinander zu unterscheiden. Während 
staatliche Kommunikation nur kompetenzgemässe und daher thematisch 
begrenzte Verbreitung von Informationen aus dem eigenen Zuständigkeits- 
bereich darstellen darf, ist Medientätigkeit grundrechtlich geschützte und 
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damit thematisch unbegrenzte Informationsvermittlung. Um den Anschein 
eines Medienprodukts zu vermeiden, muss staatliche Öffentlichkeitsarbeit 
auch in förmlicher Hinsicht immer klar als solche erkennbar sein (Transpa- 
renzgebot). Sind behördliche Informationen eindeutig als solche gekennzeich- 
net, dürfen sie redaktionell gestaltet und massenmedial verbreitet werden. 
Hierfür können insbesondere mittels Staatswerbung oder staatlicher Verlaut- 
barungsrechte auch Medienorganisationen beigezogen werden. Verfassungs- 
rechtlich ebenfalls nicht ausgeschlossen ist, dasssich der Staateigener Verbrei- 
tungskanäle bedient und dabei auch audiovisuelle Informationen bereitstellt, 
solange die Grenze zur grundrechtlich geschützten Medientätigkeit nicht 
überschritten und eine klare Kennzeichnung vorgenommen wird. Auch die 
weiteren Grundsätze staatlicher Kommunikation wie insbesondere das Ver- 
hältnismässigkeitsgebot sind einzuhalten. 

Die Analyse der staatlichen Ausgestaltung der Medienordnung im Bun- 
desgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) auf seine Konformität mit den 
vorangehenden Mindestanforderungen des Staatsunabhängigkeitsgebots 
hat ergeben, dass keine der staatlichen Organisationsmassnahmen im Rah- 
men der Konzessionierung der Rundfunkveranstalter, ihrer Beaufsichtigung 
und Finanzierung oder der Behördenorganisation für sich alleine betrachtet 
eine beherrschende staatliche Einflussnahme auf die publizistische Tätigkeit 
ermöglichen dürfte. In ihrer Kombination ist allerdings insbesondere die 
Schlüsselrolle des Bundesrats und der ihm untergeordneten Behörden ins 
Auge gefallen, die aus der Optik der Unabhängigkeit der Veranstalter von der 
Regierung und der Verwaltungals problematisch erscheint. Diese Problema- 
tikistjedoch dahingehend zu relativieren, als der Bundesrat im Vergleich zu 
Regierungen in rein parlamentarischen Demokratien eine relativ grosse ins- 
titutionelle Unabhängigkeit im politischen System geniesst, die es ihm ermög- 
licht, seine Zuständigkeiten ausgewogener und sachlicher wahrzunehmen als 
die eher an Partikularinteressen orientierte Bundesversammlung. Gegen die 
Zuständigkeit einer unabhängigen Behörde sprechen besondersbeipolitisch 
bedeutsamen Geschäften wie etwa der Konzessionierung und Finanzierung 
der SRGöffentliche Interessen der demokratischen Legitimation. Die Zustän- 
digkeitskonzentration beim Bundesrat und bei der Bundesverwaltung ermög- 
licht zudem die effektive Gewährleistung der Erfüllung des verfassungsrecht- 
lichen Leistungsauftrags und die notwendige Flexibilität in diesem Bereich. 

Vor diesem Hintergrund erscheint zumindest der die lokal-regionalen 
Veranstalter betreffende Grundrechtseingriffinsgesamt als gerechtfertigt. 
Hinsichtlich der SRG hingegen ist mit Blick aufderen zwangsweise Heranzie- 
hung zur primären Erfüllung des Leistungsauftrags und deren zwingende 
vorwiegend öffentliche Finanzierung ein sich in der Nähe einer unzulässigen 
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Beherrschungbewegender Eingriffanzunehmen. Dieser wird dadurch weiter 
intensiviert, dass keinerlei Rechtsschutz gegen deren Konzessionierungund 
Finanzierung besteht. In dieser Hinsicht erscheint der Grundrechtseingriff 
deshalb nicht als erforderlich, weil durch die gesetzliche Statuierung eines 
ausnahmsweisen Rechtswegs in diesen Bereichen mittels einer variablen 
gerichtlichen Prüfungsdichte sowohl dem Rechtsschutzbedürfnis der SRG 
alsauch dem Bedürfnis des Bundesrats nach hinreichenden Handlungsspiel- 
räumen in diesen politisch bedeutsamen Bereichen Rechnung getragen wer- 
den könnte. Damit könnte ein Eingriffin die Staatsunabhängigkeit der SRG 
vorliegen, der unter Umständen verfassungsrechtlich nicht haltbar ist. 

Im Zentrum dieser Arbeit steht die Beurteilung der rechtlichen Ausge- 
staltung der Medienordnung, womit der Fokus auf die Dimension der recht- 
lichen bzw. De-iure-Staatsunabhängigkeit der Medien gelegt wird. Entspre- 
chend enthält die Arbeit keine Aussagen über die tatsächlich gelebte bzw. 
De-facto-Staatsunabhängigkeit als Forschungsgegenstand der Rechtssozio- 
logie. In der Rechtssoziologie herrscht die Ansicht, dass eineblosse Regelung 
der Staatsunabhängigkeit in gesetzlichen Normen ungenügend ist, wennihr 
faktisch nicht nachgelebt wird. Mit Blick auf die zunehmende Polarisierung 
der politischen Landschaft in der Schweiz würde es sich aufdrängen, mittels 
rechtssoziologischer Methoden zu analysieren, inwieweit durch tatsächliche 
Faktoren wie etwa persönliche Kontaktetrotz gesetzlicher Unabhängigkeits- 
gewährleistung versucht wird, die De-facto-Unabhängigkeit der Medien zu 
beeinflussen. Umgekehrt kann eine De-facto-Staatsunabhängigkeit nicht 
losgelöst von einem stabilen normativen Fundamentbestehen, das auch in 
politisch unsicheren Zeiten zu tragen vermag. Gerade mit Blick auf die ten- 
denziell abnehmende Stabilität des politischen Systems der Schweiz gewinnt 
dierechtliche Absicherung der Staatsunabhängigkeit der Medien zunehmend 
an Bedeutung. 
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Einleitung 


Im Zeitalter des digitalen Wandels ist die Internetöffentlichkeit zu einem we- 
sentlichen Faktor für die öffentliche Meinungsbildung geworden.!Da im Inter- 
net jede Nutzerin und jeder Nutzer unmittelbar auf Informationen anderer 
zugreifen undreagieren kann,? ist die Internetöffentlichkeit geprägt von einer 
vernetzten, dezentralen sowie preisgünstigen Kommunikation.3 Dadurch 
wird dem Einzelnen in einer Gesellschaft, in welcher sich lange Zeit nur we- 
nige durch traditionelle journalistische Medien äussern konnten, eine kollek- 
tive Einflussnahme ermöglicht. Dies wurde zu Beginn des Internetzeitalters 
als Emanzipierung der öffentlichen Meinungsbildung von den klassischen 
publizistischen Medien als «gatekeepers» gefeiert. In Anbetracht der stetig 
wachsenden Menge der im Internet verfügbaren Informationen sind aller- 
dings auch in der Internetöffentlichkeit weiterhin «Torwächter» vonnöten, 
die als Orientierungshilfen durch die Informationsflut führen. In diesem Kon- 
textgewinnen durch Algorithmen gesteuerte sog. Informationsintermediäre 
wie Suchmaschinen und soziale Medien zunehmend an Bedeutung.6 Anders 
als publizistische Medien schreiben Intermediäre den Informationen aus- 
schliesslich nach technisch orientierten Kriterien Relevanz zu.? Dies führt 
tendenziell dazu, dass Inhalte in der Internetöffentlichkeit fortschreitendan 
Mehrheitsinteressen angepasst werden und für den Erfolg einer Information 


1 HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 22; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 206. 


2 HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 379. 


3 HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 208; vgl. HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, 
S.22; HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; vgl. auch VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Medien- 
nutzung, S.6. 


4 Vgl. ausführlich KERSTEN, Demokratie, S. 316 ff. m.H. auf BVerfGE 69, 315 (343 ff. und 
346); vgl. auch JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S. 37f. 


5 Vgl. m.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 208; VON 
KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S. 6; vgl. auch HABERMAS, Europa, 
5.161. 


6 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.379f.; HOLZNAGEL, Demokratische Öffent- 
lichkeit, S.26f.; HOLZNAGEL, Erosion, S.394; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S.209; 
m.w.Verw. VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S. 6f. und 13f. 


7 Vgl. zum sog. «Page-Rank»-Algorithmus von Google m.w.Verw. DÖRR/NATT, Such- 
maschinen, S.835f.; vgl. m.H. auf den Algorithmus von Facebook GRABER, Persona- 
lisierung, S. 259; HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 34. 
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nicht mehr deren Tatsachentreue, sondern deren aufmerksamkeitserregen- 
der Inhalt ausschlaggebend ist.8 Dadurch können Falschmeldungen verein- 
facht verbreitet? und Fakten zunehmend von Meinungen verdrängt werden.10 
Hinzu kommt die verstärkte, von Algorithmen gesteuerte Personalisierung 
von Informationen, wodurch die Konfrontation mit entgegengesetzten Mei- 
nungen und anderen Themen in der Tendenz abzunehmen droht.!1 

In der Internetöffentlichkeit besteht somit die Gefahr, dass nicht ausrei- 
chend faktische Informationen als Basis des politischen Diskurses zur Verfü- 
gungstehen und Letzterer zunehmend fragmentiert wird.12 Für die Schweiz 
akzentuiert sich die Bedeutung einer gemeinsamen diskursiven Öffentlichkeit 
zum einen durch ihre ausgeprägten sprachlichen, kulturellen, staatspoliti- 
schen, topografischen und wirtschaftlichen Gliederungen.13 Zum anderen 
ist ein intensiver Öffentlicher Diskurs essenziell in einer Referendumsdemo- 
kratie, diebesonders auf möglichst umfassend informierte Bürger angewiesen 
ist.14 Vor diesem Hintergrund kann die Bedeutungjournalistischer Medien als 
qualitative Orientierungshilfen gerade im Zeitalter der Digitalisierung als 
wesentlich bezeichnet werden.!5 Publizistische Medien orientieren sich an 
journalistischen Sorgfaltspflichten wie etwa der Pflicht zur Wahrheitssuche 
sowie zur Trennung von Fakten und Kommentar, 16 und haben sich dadurch 
über die Zeit Glaubwürdigkeitskapital in Form von Reputation aufgebaut.17 


8 GRABER, Personalisierung, S. 265; vgl. zum sog. «Diktat der Mehrheit» DÖRR/NATT, 
Suchmaschinen, S.835. 


9 Vgl. m.w.H. GRABER, Personalisierung, S. 265; HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlich- 
keit, S.33. 


10 Vgl. GRABER, Personalisierung, S.265; HOLZNAGEL, Erosion, S. 394. 


11 Vgl. HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.34; VON KÖNIGSLÖW, Individuali- 
sierte Mediennutzung, S. 18; vgl. auch GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S. 274; vgl. 
ausführlicher zum Ganzen $21.B.5. 


12 Vgl. m.w.H. GRABER, Personalisierung, S.265; VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte 
Mediennutzung, S.19; vgl. auch GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S.274; SAXER, 
Kommunikationsverfassung, Rz. 5. 


13 Vgl. GRABER, Personalisierung, S. 265; KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 20. 


14 Vgl. KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 20; VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennut- 
zung, S. 5; vgl. auch BGE 98 la 73, E.3.b), S. 79f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfrei- 
heit, S. 56. 

15 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 379; HOLZNAGEL, Demokrati- 
sche Öffentlichkeit, S. 34; HOLZNAGEL, Erosion, S. 407; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, 
S. 212; vgl. auch EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S. 15; HABERMAS, Europa, S. 136; 
vgl. ausführlicher hierzu §21. B. 5. b. 

16 Vgl. Ziff.1.1und 2.3 der Richtlinien zur «Erklärung der Pflichten und Rechte der Jour- 
nalistinnen und Journalisten» des Schweizer Presserats. 

17 Vgl.m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.380f.; HOLZNAGEL, Meinungs- 
bildung, S.209; vgl. auch VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S.16f. 
m.H. auf METZGER/FLANAGIN, Credibility und BLUM/BONFADELLI/IMHOF/JARREN, 
Leuchttürme. 
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Verschiedene Studien zeigen, dass der Konsum journalistischer Informati- 
onen korreliert mit politischem Wissen, politischer Partizipation und Ver- 
trauen in staatstragende Institutionen.18 Diese Korrelation zeigt sich auch in 
der Corona-Krise, in welcher die Akzeptanz der behördlichen Covid-19-Mass- 
nahmen besonders bei jenen Personen tief war, die den Medien misstrauen.19 

In der Schweiz geniesst der Journalismus im Vergleich zu den Informati- 
onsintermediären wie Suchmaschinen und sozialen Medien zwar weiterhin 
ein deutlich höheres Vertrauen, und das Herausbilden von Echokammern ist 
im Vergleich zu anderen Ländern wie etwa den USA schwächer ausgeprägt.20 
Falschmeldungen und Alternativmedien sind entsprechend noch wenig ver- 
breitet.21 Allerdings gewinnen Informationsintermediäre als Hauptquelle 
für Informationsangebote auch in der Schweiz zunehmend an Bedeutung. 22 
Parallel dazu ist ein Anstieg von sog. «News-Deprivierten» zu verzeichnen, die 
mit journalistischen Informationen unterversorgt sind.23 Des Weiteren hat 
die Kritik an den publizistischen Medien auch in der schweizerischen öffent- 
lichen Diskussion zugenommen. ?4 Es kann folglich nicht vorschnell davon 
ausgegangen werden, dass die Schweiz vor einer fragmentierten Öffentlich- 
keit mit verbreiteten Falschinformationen und Alternativmedien gefeit ist.25 
Besonders mit Blick auf die wesentliche Funktion journalistischer Informa- 
tionsangebote für die Teilhabe am politischen Prozess werden publizistische 
Medien für die öffentliche Meinungsbildungin Zukunft folglich von zentraler 
Bedeutung sein.26 

Dass die teure journalistische Inhaltsproduktion ihren demokratiepoli- 
tisch wesentlichen Funktionen auch künftig hinreichend nachkommen kann, 
istim Internetzeitalter allerdings alles andere als gesichert. So verlagern sich 
die für die publizistischen Medien wesentlichen Werbeeinnahmen immer 


18 Vgl. m.w.Verw. FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 4; vgl. hierzu $21.B.4.c. 


19 Vgl. m.w.Verw. auf eine Online-Umfrage in der Deutschschweiz im Rahmen des Pro- 
jekts Health2040 der Universität Luzern und Interface Luzern FOEHN ZORA/KAUFMANN 
CORNEL, Junge und Personen mit niedrigem Vertrauen in Medien halten sich weniger 
an Covid-19-Massnahmen, higgs, 22.6.2020. 


20 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 9; FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 10 f.; VON KÖNIGSLÖW, 
Individualisierte Mediennutzung, S. 7 ff. 


21 FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.10f.; vgl. zur Verbreitung alternativer Medien in der Schweiz 
ausführlich FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 8 ff.; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 8; 
FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.73. 


22 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 6; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 2 und S. 7; FÖG/ 
UZH, Jahrbuch 2020, S. 147. 


23 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, 8.15; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 4. 
24 FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.10. 

25 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.11. 

26 Vgl. ausführlicher zum Ganzen $21.B.5.c. 
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mehr zu den reichweitenstärkeren Informationsintermediären.27 Dadurch 
ist zunehmend von einer strukturellen Medienkrise die Rede,28 die sich durch 
die Corona-Krise trotz grosser Reichweiten drastisch beschleunigt hat.29 Er- 
schwerend kommt hinzu, dass mit der Selbstverständlichkeit kostenloser 
Informationen in der Netzöffentlichkeit und in Gratismedien die Zahlungs- 
bereitschaft des Publikums für journalistische Medien in der Schweiz kon- 
stant tief ist.30 Diese ungünstige Ressourcenlage führt einerseits zu einer 
abnehmenden Anbietervielfalt und andererseits zu einer sinkenden inhalt- 
lichen Vielfalt im Bereich journalistischer Informationen.3! Insbesondere 
auflokaler Ebene wird immer weniger über das politische Geschehen berich- 
tet,32 was einen signifikanten Effekt auf die politische Teilhabe in schweizeri- 
schen Gemeinden hat.33 

In Anbetracht dieser demokratiepolitisch besorgniserregenden Ent- 
wicklungen stellt sich die zentrale Frage nach der Verantwortung des Staats 
im Bereich der öffentlichen Meinungsbildung, welche sich in zweierlei Hinsicht 
konkretisiert. Auf der einen Seite stehen mit Blick auf die staatliche Pflicht 
zur Vielfaltssicherung im Medienbereich insbesondere die Errichtung bzw. 
die Erhaltung eines Service-public-Systems sowie anderweitige staatliche 
Fördermassnahmen im Zentrum der politischen Diskussion.3% In diesem 
Kontext brachte die deutliche Ablehnung der No-Billag-Initiative im Jahr 2018 
vor allem bei der jungen Bevölkerung35 zum Ausdruck, dass an einer Grund- 


27 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S. 116; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 11; GRABER, Persona- 
lisierung, S. 258 und S. 268; vgl. auch m.w.H. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 21f. 
Soteilen sich Google und andere Intermediäre wie Facebook 40% aller Werbeeinnah- 
men in der Schweiz auf (Medienjahr 2019: 40% aller Werbeerlöse an Google & Co.?, 
marketing.ch, 21.8.2019). 


28 Vgl. ausführlicher hierzu §21. C. 5. c. 


29 Vgl. stattvieler JARREN OTFRIED, Die Corona-Pandemie ist eine besondere Krise, higgs, 
3.6.2020; vgl. auch FÖG/UZH, Corona-Pandemie, $.2. 

30 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, $.155f.; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 9 f.; vgl. auch BUN- 
DESRAT, Service-public-Bericht, S.2; vgl. zum Trend zu Gratismedien ausführlich 
KÜNZLER/KRADOLFER, Medienlandschaft, S. 25 ff.; vgl. auch HOLZNAGEL, Öffentlich- 
keit, S. 33; PAULUS/NÖLSCHER, Konvergenz, S.183. 

31 Vgl. ausführlich FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S. 163 ff.; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 12 ff.; 
FÖG/UZH, Jahrbuch 2018, S.12; FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.19. 


32 Vgl. ausführlich zu diesem Phänomen MEIER, Politikberichterstattung. 


33  Vgl.diepolitikwissenschaftliche Studie von KÜBLER/GOODMAN, Newspaper markets 
and municipal politics, S.16. 

34 Vgl. EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S.16; vgl. m.w.Verw. PUPPIS et al., Medien, 
S.359; vgl. ausführlich zur staatlichen Vielfaltssicherungspflicht im Medienbereich 
821.C. 

35 Vgl. TRESCH ANKE/LAUENER LUKAS/SCAPERROTTA LAURA, Zusammenfassung der 
VOTO-Studie zur eidgenössischen Volksabstimmung vom 4. März 2018, 16.4.2018. 
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versorgung mit vielfältigen journalistischen Angeboten auch bei der jünge- 
ren Generation ein grosses Öffentliches Interesse herrscht. Des Weiteren 
werden aktuell sowohl auf Bundes- als auch auf kantonaler Ebene verschie- 
dene staatliche Unterstützungsmassnahmen diskutiert, welche die Medien- 
vielfalt sicherstellen sollen.36 Auf der anderen Seite steht der Staat vor dem 
Hintergrund der abnehmenden medialen Berichterstattung insbesondere 
auf regionaler Ebene unter dem Gesichtspunkt des Öffentlichkeitsprinzips 
verstärktin der Pflicht, die Bevölkerung selber über seine Tätigkeiten zu infor- 
mieren. So stellen staatliche Informationen gerade in einem Gemeinwesen 
wie der Schweiz, in dem den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern weitrei- 
chende Entscheidrechte zukommen, eine wesentliche Voraussetzung öffent- 
licher Meinungsbildung dar.37 

Durch die erhöhte staatliche Verantwortungfür die Sicherung der Medien- 
vielfalt steigt jedoch gleichzeitig auch die Gefahr staatlicher Einflussnahme auf 
die Medientätigkeit. Der Staat und die Medien stehen ohnehin bereits in einem 
besonderen Spannungsverhältnis zueinander, da die Funktion der Medien 
mitunter in der Kontrolle staatlicher Tätigkeit liegt. In jüngster Zeit bereitet 
besonders die Lage in gewissen europäischen Staaten Sorgen, wobei Einfluss- 
nahmeversuche des Staats speziell gegenüber Service-public-Medien ein 
verbreitetes Phänomen sind. So ermöglichen etwa neuere Mediengesetzein 
Polen und Ungarn der Regierung weitgehende Einflussnahme aufdie Service- 
public-Medien, etwa durch die Wahl der Geschäftsführung.38 Zudem wur- 
denin Ungarn etliche private Medienunternehmen in eine von Regierungs- 
vertretern geführte Medienstiftungüberführt39 und in Polen kaufte ein sich 
mehrheitlich in öffentlicher Hand befindliches Unternehmen zahlreiche pri- 
vate Tages- und Wochenzeitungen auf.40 In Österreich griff die Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ) wiederholt den Österreichischen Rundfunk (ORF) an 


36 Vgl. auf Bundesebene Medienmitteilung des Bundesrats vom 29.4.2020, Bundesrat 
verabschiedet Massnahmenpaket zugunsten der Medien; vgl. auf kantonaler Ebene 
etwa REGIERUNGSRAT DES KANTONS BERN, Bericht Medienförderung. 


37 Vgl. LANGER, Staatliche Nutzung, S. 950; SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.19; 
vgl. ausführlich zur staatlichen Öffentlichkeitsarbeit $5. 


38 Vgl. HUWYLER BEN, Politischer Kampf um das öffentliche Fernsehen in Polen, SRF, 
9.11.2017); ZAVARSKY CLEMENS, Eine Medienwelt, wie sie Strache gefällt, Kronen Zei- 
tung, 31.5.2019. 


39 VERSECK KENO, Wie im Mafiafilm, WOZ, 13.12.2018; ZIMMERMANN KURT W., Journalis- 
mus unter Orbán, Die Weltwoche, 28.11.2019; vgl. auch VERSECK KENO, Medien in 
Ungarn: Gerät das Flaggschiff der unabhängigen Presse in Gefahr?, Deutsche Welle, 
24.6.2020. 


40 LÉOTARD CORENTIN, Les radios polonaises sont pri&es de jouer la partition du gouver- 
nement, 24 Heures, 24.2.2021. 
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und forderte den Ersatz der Gebührenfinanzierung durch die Haushaltsfinan- 
zierung.*! Für Aufsehen gesorgt hatin Deutschland das Geschehen um den 
ehemaligen Chefredakteur der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt Zwei- 
tes Deutsches Fernsehen (ZDF), dessen Vertragmöglicherweise aus parteipo- 
litischen Gründen nicht verlängert wurde.42 Diese Vorgänge haben zu einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts geführt, wonach die Einflussnahme 
der staatlichen und staatsnahen Aufsichtsratsmitglieder zu begrenzen ist.43 
Ebenfalls unter Druck stehen die Mitarbeiter des öffentlich-rechtlichen Rund- 
funks der Slowakei, dessen Geschäftsführung vom Parlament gewählt wird.44 
In Spanien war die Berichterstattung über die Unabhängigkeitsbestrebun- 
gen Kataloniens von Einseitigkeit geprägt, da die Geschäftsführer sowohl des 
nationalen als auch das katalanischen öffentlich-rechtlichen Rundfunks von 
der Regierungspartei mit einfacher Parlamentsmehrheit gewählt werden.*5 
Zudem wurden regierungskritische Journalisten im Hinblick auf die Vergabe 
knapper Frequenzen von privaten Medienunternehmen abgesetzt.46 Der 
Blick ins Ausland sollindes nicht darüber hinwegtäuschen, dass insbesondere 
die Service-public-Medien auch in der Schweiz nicht frei von staatlichen Ein- 
flussnahmen waren bzw. sind. So musste der Generaldirektor der Schweize- 
rischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) bis ins Jahr 2006 vom Bundes- 
rat genehmigt werden,47 welcher zugleich auch heute noch für die Festsetzung 
der Radio- und Fernsehabgabe zuständig ist.48 Diese Abgabe (damals: Gebühr) 
wurde vom Komitee der No-Billag-Initiative unter anderem mit dem Argument 
bekämpft, die SRG seiaufgrund ihrer finanziellen Abhängigkeit vom Bundes- 
rat nicht staatskritisch und stelle deshalb ein «Staatsfernsehen» dar.49 

Mit der aktualisierten staatlichen Pflicht zur Information der Bevölkerung 
steigt des Weiteren die Gefahr, dass der Staat selbst publizistisch tätigwird. So 
werden vor dem Hintergrund der abnehmenden medialen Berichterstattung 


41 Vgl. BARTLAU CHRISTIAN, Er wird dann wohl Taten sprechen lassen, ZEIT ONLINE, 
1.5.2019; HEIN THERESA, «Die persönlichen Angriffe werden immer heftiger», Süddeut- 
sche Zeitung, 30.4.2019. 


42 _Vgl.FITTKAULUDGER, Der Fall Brender und die Freiheit des Rundfunks, Deutschland- 
funk, 17.6.2015. 


43 Vgl. BVerfGE 136, 9; vgl. Näheres hierzu § 4 V. C. 2. d. 
44 _ALLWEISS MARIANNE, Zermürbung und Zensur, Deutschlandfunk, 7.6.2018. 


45 Vgl. SCHAAF STEFAN, Spanien: Katalonien in der Blase?, ARD, 31.7.2019; SPRENGER TOM, 
Spanien: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk unter politischem Einfluss, Radiowoche, 
9.1.2016. 


46 _WANDLER REINER, Spanien: Medien unter Kontrolle, Der Standard, 14.4.2015. 
47  \Vgl.hierzu$1X.B.3. 

48  Vgl.hierzu$10V.B. 

49 Vgl. NoBillag, SRG ist nicht unabhängig (diese Website ist inzwischen offline). 
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insbesondere aufregionaler Ebene und der wachsenden Informationskon- 
kurrenzim Internet zunehmende Anstrengungen von staatlicher Seite unter- 
nommen, um die Aufmerksamkeit der Bevölkerung für eigene Informationen 
zugewinnen. Hierfür wird die staatliche Öffentlichkeitsarbeit ausgebaut, pro- 
fessionalisiert und etwa speziell für die Kommunikation über soziale Medien 
aufbereitet.50 Als Beispiele seien etwa Erklärvideos zu bevorstehenden Volks- 
abstimmungen auf dem YouTube-Kanal des Bundesrats,51 die Übertragung 
von Ratssitzungen und Videos über die eigenen Aufgaben aufdem YouTube- 
Kanal der Bundesversammlung>2 oder von den Gemeinden herausgegebene 
amtliche Anzeiger wie z.B. das Stadtmagazin der Stadt Luzern53 zu nennen. 
Überdies kommuniziert der Staat des Öfteren in Zusammenarbeit mit Medien- 
organisationen, so etwa zur gemeinsamen Herausgabe eines Hefts zum Jubi- 
läum eines kantonalen Amts.54 

Die skizzierten Entwicklungen bieten Anlass genug, das Prinzip der Staats- 
unabhängigkeit der Medien im Spannungsverhältnis zur Staatsverantwortung 
im Medienbereich und zur staatlichen Öffentlichkeitsarbeit unter Berücksich- 
tigung des digitalen Wandels einer grundlegenden Betrachtung zu unterzie- 
hen. Obwohl das Staatsunabhängigkeitsgebot zur wirksamen bzw. glaub- 
würdigen Wahrnehmung der Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion der 
Medien von wesentlicher Bedeutungist,55hat es in der bisherigen schweize- 
rischen Rechtslehre nur wenig und vorwiegend im Bereich der aus histori- 
schen Gründen staatlich stärker geregelten Mediengattungen Radio und Fern- 
sehen Beachtung gefunden.56 Da die Glaubwürdigkeit journalistischer Medien 


50 Vgl. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.19; REGIERUNGSRAT DES KANTONS BERN, 
Bericht Medienförderung, S. 27; vgl. betreffend die steigende staatliche Nutzung von 
sozialen Medien LANGER, Staatliche Nutzung, S.947; vgl. in Bezug auf Deutschland 
m.w.H. HOLZNAGEL, Erosion, S. 388; vgl. auch m.w.H. GERSDORF, Parlamentsfernsehen, 
S.33. 

51 Vgl. etwa das Erklärvideo des Bundesrats über das Verbot der Diskriminierung auf- 
grund der sexuellen Orientierung, 10.12.2019. 


52 Vgl. etwa das Erklärvideo der Parlamentsdienste über die Aufgaben der Bundesver- 
sammlung, 9.1.2019. 


53 Vgl. AESCHLIMANN PATRICK, Medienkrise bedroht die Demokratie, baublatt.ch, Okto- 
ber/November 2018; vgl. auch MEIER, Politikberichterstattung, S.71. 


54 Vgl. ZANDER CORSIN, «Weltwoche»-Sonderheft irritiert, Tages-Anzeiger, 16.7.2018; 
GJON DAVID, «Vorgehen bedenklich», plädoyer 5/18, S. 21. 


55 Vgl. hierzu §2[1.B.4.c. 


56 Sobehandelt die vorwiegend aus den 1980er und 1990er Jahren stammende Literatur 
schwerpunktmässig grundrechtliche Fragen im Bereich von Radio und Fernsehen 
und fokussiert dabei auf den Grundsatz der Programmautonomie (vgl. z.B. VON- 
LANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, DUMERMUTH, Programmaufsicht; GROB, Pro- 
grammautonomie). Das Prinzip der Staatsunabhängigkeit hingegen behandelte die 
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aufgrund des erwähnten Bedeutungsverlusts von Tatsachen abzunehmen 
droht - bisweilen wird sogar wieder mit dem Begriff der «Lügenpresse» ope- 
riert -,57 wird die Garantie staatsunabhängiger Medien im Zeitalter der Digita- 
lisierung weiter an gesellschafts-und staatspolitischer Bedeutung gewinnen. 

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, das Staatsunabhängigkeitsgebot 
mediengattungsübergreifend völker- und verfassungsrechtlich zu analysie- 
ren und daraus fliessende Grenzen für den Staat bei der Wahrnehmung seiner 
Verantwortungim Medienbereich und seiner Pflicht zur Öffentlichkeitsarbeit 
zu entwickeln. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen soll die Verfassungs- 
konformität der heute bestehenden staatlichen Ausgestaltung des Service- 
public-Systems gemäss dem Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG58) 
geprüft werden. 

Den erwähnten Fragestellungen entsprechend gliedert sich die vorlie- 
gende Arbeit in zwei Teile. Der erste Teil widmet sich den völker- und ver- 
fassungsrechtlichen Vorgaben des Prinzips der Staatsunabhängigkeit der 
Medien. Hierfür wird zuerst die historische Entwicklung der staatlichen Rege- 
lung und des Staatsunabhängigkeitsgebots im Bereich von Radio und Fern- 
sehen dargelegt ($ 1) und danach das Prinzip verfassungs- und insbesondere 
grundrechtsdogmatisch eingeordnet ($2). Im Anschluss daran wird in $3 
auf den Inhalt und die Reichweite des Gebots der Staatsunabhängigkeit der 
Medien eingegangen. In diesem Rahmen wird der sachliche Schutzbereich des 
Prinzips entwickelt, worauf Erläuterungen zur Rechtfertigung von Eingriffen 
in den Schutzbereich und zum Kerngehalt des Staatsunabhängigkeitsgebots 
folgen. Gestützt daraufwerden in $ 4 als eigentlichem Kern der vorliegenden 
Arbeit völker- und verfassungsrechtliche Mindestanforderungen des Staatsun- 
abhängigkeitsgebots an die staatliche Organisation der Medienordnung ent- 
wickelt, die betreffend staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Medien, deren staatliche Beaufsichtigung und Finanzierung sowie die Behör- 
denorganisation gelten. Darauf folgend ist das Staatsunabhängigkeitsgebot 
der Medien anhand aktueller Beispiele von der verfassungsrechtlich zuläs- 
sigen bzw. erforderlichen staatlichen Öffentlichkeitsarbeit abzugrenzen ($5). 


Lehre bis anhin lediglich oberflächlich oder punktuell und stets nur bezogen auf 
Radio- und Fernsehveranstalter (vgl. etwa GROB, Programmautonomie, S. 253 ff.; vgl. 
im Kontext der Beteiligung des öffentlichen Unternehmens Swisscom AG am Fern- 
sehveranstalter Teleclub HANGARTNER, Unabhängigkeit; MÜLLER/SCHEFER, Gutach- 
ten Swisscom); vgl. zum Verhältnis des Staatsunabhängigkeitsgebots zur rundfunk- 
rechtlichen Programmautonomie $31.G. 

57 Vgl. FöG/UZH, Jahrbuch 2017, S.10; GRABER, Personalisierung, S.260 und 265; HOLZ- 
NAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.33; FAZ, «Lügenpresse» ist Unwort des Jah- 
res, 13.1.2015. 


58 Bundesgesetz über Radio und Fernsehen vom 24. März 2006. 
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Anschliessend wird beantwortet, wer zu den Adressaten des Staatsunab- 
hängigkeitsgebots gehört, wobei auch die Adressatenstellung staatlicher, 
grundrechtsberechtigter Organisationen wie Hochschulen und privater, aber 
«staatsnaher» Akteure wie öffentlich-rechtlich anerkannter Religionsgemein- 
schaften und politischer Parteien diskutiert wird ($ 6). Daraufhin wird der 
persönliche Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots erläutert und 
die Grundrechtsberechtigung von Medienorganisationen, Medienschaffen- 
den sowie Medienkonsumentinnen und Medienkonsumenten diskutiert ($7). 

Aufbauend auf den gewonnenen Erkenntnissen aus dem ersten Teil 
wird in einem zweiten Teil analysiert, inwiefern die geltenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen im Bereich von Radio und Fernsehen (RTVG) hinsicht- 
lich der staatlichen Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch die Service- 
public-Veranstalter ($ 8), deren staatlicher Beaufsichtigung (§ 9) und Finanzie- 
rung ($10) sowie der Behördenorganisation ($ 11) für sich alleine betrachtet 
dem Staatsunabhängigkeitsgebot gerecht werden und inwieweit die disku- 
tierten staatlichen Massnahmen im Rahmen einer Gesamtwürdigung dem 
Gebot standhalten ($ 12). Eine Zusammenfassung der zentralen Erkenntnisse 
schliesst die Arbeit ab. 

Die Ausführungen fokussieren insbesondere auf die Rechtslage in der 
Schweiz, wobei primär die einschlägigen Regelungen aufBundesebenebe- 
rücksichtigt werden. Ausserdem erfolgen an verschiedenen Stellen eine Dar- 
legung der völkerrechtlichen Vorgaben sowie Hinweise auf die Regelungslage 
in der Europäischen Union (EU). Wichtige rechtsdogmatische Erkenntnisse 
stammen insbesondere aus rechtsvergleichenden Hinweisen zur deutschen 
Rechtsordnung. Grund hierfür ist zum einen, dass der Grundsatz der Staats- 
unabhängigkeit der Medien im Allgemeinen und des Rundfunks im Speziellen 
in Anbetracht der Erfahrungen der Nazi-Propaganda und der bestehenden 
Verfassungsgerichtsbarkeit eine wichtige Rolle in der deutschen Rechtslehre 
und Rechtsprechung spielen. Zum anderen ist die deutsche Medienordnung 
wie auch die schweizerische Medienordnung als duales System organisiert, 
das durch gesetzliche bzw. öffentliche Aufgaben erfüllende Medien auf der 
einen und private Aufgaben erfüllende Medien auf der anderen Seite gekenn- 
zeichnet ist. 
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Erster Teil: 

Völker- und verfassungs- 
rechtliche Vorgaben des 
Staatsunabhängigkeitsgebots 


Der erste Teil der Arbeit verfolgt das Ziel, das Staatsunabhängigkeitsprinzip 
mediengattungsübergreifend völker- und verfassungsrechtlich zu prüfen 
und daraus fliessende Grenzen für den Staat beider Wahrnehmung seiner 
Verantwortung im Medienbereich und seiner Pflicht zur Öffentlichkeitsar- 
beit zu entwickeln. Hierfür ist zunächst ein Überblick über die Entwicklung 
der staatlichen Regelung des Bereichs von Radio und Fernsehen zugeben, um 
den historischen Ursprung und gegenwärtigen Stand der verfassungs- und 
gesetzesrechtlichen Ausgestaltung des Staatsunabhängigkeitsgebots zu ver- 
stehen ($ 1). Danach ist das Prinzip verfassungsrechtlich einzuordnen, wobei 
primär dessen grundrechtliche Verankerung in der Medienfreiheit vor dem 
Hintergrund der Bedeutung journalistischer Medien im digitalen Zeitalter 
analysiert wird ($21.). Nach der Erläuterung der subjektiv-rechtlichen Dimen- 
sion des Staatsunabhängigkeitsgebots ($2 I. B.) rückt das Gebot in seiner 
objektiv-rechtlichen Dimension in den Fokus, das als Organisationsprinzip 
der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich ergänzend 
zugeordnet ist und welches es insbesondere bei der Organisation eines Ser- 
vice-public-Systems zu beachten gilt (§ 2 I. C.). In der Folge wird der Frage nach- 
gegangen, vor welchen staatlichen Einflussnahmen das Staatsunabhängig- 
keitsprinzip primär schützt (§ 3). Eigentlicher Kern dieser Arbeit bildet die 
Entwicklung völker- und verfassungsrechtlicher Mindestanforderungen, 
die zum Schutz vor staatlicher Beherrschung der Medien gelten. Behandelt 
werden die Bereiche staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Medien, deren staatlicher Beaufsichtigung und Finanzierung sowie der Behör- 
denorganisation ($ 4). Anschliessend gilt es, das Staatsunabhängigkeitsgebot 
von der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit funktional abzugrenzen ($5) und den 
Adressatenkreis ($ 6) sowie den persönlichen Schutzbereich des Prinzips zu 
umreissen ($7). 
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$1 Historische Entwicklung des Staats- 
unabhängigkeitsgebots und der staatlichen 
Regelung im Bereich von Radio und Fernsehen 


Die historische Entwicklung der staatlichen Regelung des Bereichs von Radio 
und Fernsehen in der Schweiz ist massgeblich für das Verständnis des Gebots 
der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen im Besonderen sowie 
der Medien im Allgemeinen. Dieses Kapitel soll einen Überblick über die his- 
torische Entwicklung der staatlichen Organisation des Rundfunkbereichs 
unter dem Blickwinkel der staatlichen Einflussnahme aufdiese Mediengat- 
tung geben, um den historischen Ursprung sowie den gegenwärtigen Stand 
der verfassungs- und gesetzesrechtlichen Ausgestaltung des Staatsunabhän- 
gigkeitsprinzips zu bestimmen. 


I. Anfänge: Beginn des 20. Jahrhunderts 


Die staatliche Regelung von Radio und Fernsehen in der Schweiz findetihren 
Ursprung im Fernmeldemonopol (vgl. Art. 36 aBV59). Dieses wiederum grün- 
det im Postmonopol], das seit 1848 unter anderem die Vermittlung von Mit- 
teilungen zwischen räumlich getrennten Personen umfasst und Ausfluss der 
staatlichen Strassenhoheit ist.6°Da in der Kommunikation mittels Telegraf 
kein wesentlicher Unterschied zur Briefkorrespondenz gesehen wurde, er- 
klärte der 1874 geschaffene Art. 36 aBV das Telegrafenwesen ebenfalls zur 
Bundessache.$ In der Folge wurden auch die Telefonanlagen und die draht- 
lose Telegrafie mit der Begründung dem Fernmelderegal unterstellt, dass die 
Übermittlung von Gedanken zwischen zwei Punkten mittels Elektrizität dem 
Bund vorbehalten sei.62 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts entwickelte sich der Rundfunk.als neue 
Erscheinungsform der drahtlosen Übermittlung, die nicht mehr der Nachrich- 
tenvermittlungan einzelne bestimmte Empfänger, sondern der Informations- 


59 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874. 

60 Vgl. m.w.Verw. auf die ältere Lehre BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S. 391. 

61 Vgl. m.w.Verw. auf die ältere Lehre BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S. 391 f.; BUNDESRAT, Bericht 
Rundspruchdienst 1953, S. 29; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel1973, 
S.1236. 

62 Vgl. m.w.Verw. auf die ältere Lehre BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S. 392; vgl. auch BUNDESRAT, 
Botschaft Verfassungsartikel 1973, S. 1236 f.; vgl. zum Ganzen auch HETTICH, Infra- 
strukturverfassung, Rz. 10. 
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übertragung an einen unbestimmt grossen Empfängerkreis diente.63 Die 
1920er-Jahre gelten als die Jahre des Aufschwungs des Radios insbesonderein 
den USA, wo der Rundfunk von Anfang an dem Markt überlassen und somit 
nicht staatlich reguliert wurde. Als Gegenpol wurde 1922 in Grossbritannien 
die staatlich regulierte British Broadcasting Corporation (BBC) gegründet, 
für die ein Monopol mit Leistungsauftragund ein Werbeverbot statuiert wur- 
den. Dieses stark regulierte System diente vielen europäischen Ländern als 
Vorbild.6* Durch die Qualifizierung der Rundfunkveranstaltungals öffentli- 
che Aufgabe wurden gleichzeitig Möglichkeiten staatlicher Einflussnahmen 
eröffnet, die mit dem gesellschaftlichen Interesse «an einer staatsunabhängi- 
gen Berichterstattung und autonomen Entwicklung des Rundfunks» struktu- 
rellin ein Spannungsverhältnis traten.65 

Auch in der Schweiz wurde die Veranstaltung von Rundfunk dem Fern- 
meldemonopol unterstellt mit der Begründung, dass dieser wie das Telegra- 
fen- und das Telefonwesen als Übermittlung von Gedanken in einem weiten 
Sinn zu qualifizieren sei.66 Diese Betrachtungsweise wurde in Art.1des 1922 
erlassenen Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetzes (TVG67) gesetzlich ver- 
ankert. Demnach hatte der Bund das ausschliessliche Recht, «Sende- und 
Empfangseinrichtungen sowie Anlagen jeder Art, die der elektrischen oder 
radioelektrischen Zeichen-, Bild-oder Lautübertragung dienen, zu erstellen 
und zu betreiben».68 Im selben Jahr entstand in Lausanne der erste Radio- 
sender der Schweiz und in den darauffolgenden Jahren wurden im ganzen 
Land privatrechtliche Radiogesellschaften gegründet.69 Die Entstehung und 
Förderung des schweizerischen Rundfunks ist folglich im Wesentlichen auf 
private Initiative zurückzuführen.’ Die zu dieser Zeit noch als staatliche 
Behörde organisierten Post-, Telefon- und Telegrafenbetriebe (PTT) erstell- 
ten und betrieben die Rundfunksende- und Rundfunkempfangseinrichtun- 
gen, für deren Benützung den Rundfunkveranstaltern und -empfängern eine 


63 Vgl. m.w.Verw. BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S. 392; BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 
1973, S. 1237; vgl. auch BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4. 


64 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4; vgl. HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.92. 

65 _HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.92. 

66  M.w.Verw. BGE105 Ib 389, E.2.a), S.392f.; vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 
1953, 8.29. 

67 Bundesgesetz betreffend den Telegrafen- und Telefonverkehr vom 14.10.1922. 

68 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 29; PÜNTER, SRG, S.14. 


69 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4; vgl. ausführlich PÜNTER, SRG, S. 13 ff.; WID- 
MER-SCHLUMPF, Konzession, S.12f. 

70 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36° aBV, S. 1506; vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Regulie- 
rung, S.293; FUX, Programmaufsicht, S.24; vgl. zurähnlichen Rundfunkentwicklung 
in den EU-Mitgliedstaaten HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.92. 
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Konzession erteilt wurde.7! Gestützt auf Art. 1 TVG erteilte die Obertelegrafen- 
direktion des Bundes 1923 die ersten regionalen Sendekonzessionen, wobei 
eine staatliche Kontrolle im Interesse der öffentlichen Sicherheit und der Lan- 
desverteidigung vorbehalten wurde.72 In diesen Konzessionen wurde den 
Radiogesellschaften ein Anteil an den Empfangskonzessionsgebühren zuge- 
sichert, wobei sich dieser an der Anzahl Hörer in den jeweiligen Regionen 
orientierte und 80% der Gesamteinnahmen ausmachte.73 Um über die zweck- 
entsprechende Verwendung der Gebühren zu wachen, kontrollierte die Ver- 
waltung das Rechnungswesen der Sendekonzessionäre.74 Im Gegenzug zur 
Gebührenauszahlung wurden die Radiogesellschaften verpflichtet, künstle- 
risch hochwertige Programme anzubieten, wobei Werbung und «parteipoli- 
tische Propaganda» verboten wurden. 75 


I. Gründung der Schweizerischen Radio- und 
Fernsehgesellschaft (SRG): 1931 


Aufgrund zunehmender Finanzierungsschwierigkeiten gründeten die Radio- 
gesellschaften 1926 zwecks Rationalisierung die Vereinigung Union Radio- 
phonique Suisse, Vorgängerin der späteren Schweizerischen Rundspruch- 
gesellschaft (heute: Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft [SRG]).76 
Nachdem erste Versuche eines freiwilligen Programmaustauschs zur Senkung 
der Betriebskosten gescheitert waren, wurde vom Bund die Durchsetzung 
eines regionalen Finanzausgleichs gefordert.77 Durch Vermittlung des Bun- 
desrats schlossen sich die Regionalgesellschaften schliesslich 1931 zu einem 
nationalen privatrechtlichen Verein, der SRG, zusammen, 78 um gemeinsam 
die Benützung der von den PTT erstellten Landessender Beromünster in der 
deutschen Schweiz, Sottens in der französischen und Monte Ceneriin der 


71 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 30. 


72 _PÜNTER, SRG, S.14f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.12. 


73  M.w.H. BUNDESRAT, Bericht Radiorundspruchsordnung 1931, S.678; vgl. PÜNTER, 
SRG, S. 19; vgl. auch BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4. 


74 BUNDESRAT, Bericht Radiorundspruchsordnung 1931, S. 679. 


75 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1237; BUNDESRAT, Bericht Radio- 
rundspruchsordnung 1931, S. 678. 


76 Vgl. PÜNTER, SRG, S.18; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.12f.; vgl. auch BUNDESRAT, 
Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1238. 


77 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4; vgl. ausführlich PÜNTER, SRG, S. 18 ff. 


78 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4. Die SRG bestand damals aus den regionalen 
Radiogesellschaften Basel, Bern, Genf, Lausanne, Lugano, St.Gallen und Zürich 
(WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.13; m.w.Verw. BUNDESRAT, Bericht Rundspruch- 
dienst 1953, S.19; PÜNTER, SRG, S. 28). 
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italienischen Schweiz zu betreiben.79 Die Gründung der SRG kann folglich 
nicht als eigentliches Produkt staatlicher Gestaltung bezeichnet werden, son- 
dern stellt den Endpunkt der oben skizzierten, auf privater Initiative grün- 
denden Entwicklung dar.80 

Gleichwohl wurde der Rundfunk aufgrund seiner Ausrichtung auf die 
Öffentlichkeit als derart wichtiges, sowohl kulturelles als auch politisches In- 
strument erachtet,81 dass er vom Bundesrat und von der Bundesversammlung 
seinem Wesen nach als «Sache des öffentlichen Rechts» bzw. als «öffentlicher 
Dienst» bezeichnet wurde.82 Das Interesse der Allgemeinheit am Rundfunk 
geht auch aus der Vertretung der meisten Kantone und von vielen Gemeinden 
in den Regionalgesellschaften der SRG hervor.83 Der Programmdienst der 
SRG wurde somit nicht als private, dem freien Markt zu überlassende Tätig- 
keit, sondern als öffentliche Aufgabe betrachtet.84 Zudem darfnichtübersehen 
werden, dass die Finanzierung der SRG ohne die aus dem staatlichen Mono- 
polstammenden Empfangsgebühren nur schwer möglich gewesen wäre, 85 
zumalim Lichte deskulturfördernden Zwecks der SRG jede Werbung weiter- 
hin für unzulässig erklärt wurde.86 Die SRG sollte in Anlehnung an das Vor- 
bild der britischen BBC einen Leistungsauftragbzw. einen sog. Service public 
erbringen und dem Volk «Kunstgenüsse, Unterhaltung und Belehrung aller 
Art» vermitteln.” Entsprechend wurden in der Konzession Programmricht- 
linien vorgeschrieben und ein staatliches Eingreifen vorbehalten, wobei die 
Aufsicht über die Programmgestaltung der Konzessionsbehörde oblag.88 
Durch die Ausgestaltung des Programmadienstes als öffentliche Aufgabe wurde 


79 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36 aBV, S.1506f.; vgl. ausführlich PÜNTER, SRG, 
S.20 ff.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.12f. 


80 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.352. 

81 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S.1511; BUNDESRAT, Bericht Rundspruch- 
dienst 1953, S.28. 

82 BUNDESRAT, Botschaft Art. 36° aBV, S.1507; vgl. BUNDESRAT, Bericht Radiorund- 
spruchsordnung 1931, S. 682. 

83 BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S.1507; vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruch- 
dienst 1953, $.22, wonach in den Vorständen der Regionalgesellschaften neben Regie- 
rungsräten viele kantonale und eidgenössische Parlamentarier Einsitz nahmen. 

84 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S.1507; BUNDESRAT, Bericht Rundspruch- 
dienst 1953, S. 30; BUNDESRAT, Bericht Radiorundspruchsordnung 1931, S. 682. 

85 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 30. 

86 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 30; PÜNTER, SRG, S.30. 

87 SCHNEIDER, Paradigmawechsel, S. 36. 

88 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 28; BUNDESRAT, Bericht Radio- 
rundspruchsordnung 1931, S. 682; vgl. zur Kritik betreffend die Programmaufsicht 
durch die Konzessionsbehörde aus derälteren Lehre etwa RICKLIN, Programmauf- 
sicht, S. 52. 
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der SRG und ihren Mitgliedsgesellschaften trotz ihrer privatrechtlichen Orga- 
nisationsform denn auch «die Stellung und der Charakter öffentlicher Kör- 
perschaften» zugesprochen.89 In diesem Sinne wurde in den Statuten der 
SRG, an deren Ausarbeitung die Konzessionsbehörde beteiligt war,’ aus- 
drücklich festgehalten, dass die SRG und die Regionalgesellschaften dem 
öffentlichen Interesse zu dienen und damit auch keine Erwerbszwecke zu 
verfolgen haben.91 

Die erste Konzession der SRG wurde ihr von der Konzessionsbehörde, 
damals das Eidgenössische Post- und Eisenbahndepartement (PED, heute: 
Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommuni- 
kation [UVEK]), am 26. Februar 1931 erteilt.92 Darin wurde die SRG als einzige 
schweizerische Programmbetreiberin sowohlberechtigt als auch verpflich- 
tet, denschweizerischen Radiorundspruch unter Benützung der Sendestatio- 
nen der Eidgenössischen Telegrafen- und Telefonverwaltung zu verbreiten.93 
Da die SRG jedoch keinen Anspruch auf Erteilung einer Konzession hatte und 
das PED somit auch andere Gesellschaften konzessionieren konnte,9* wurde 
nicht von einem rechtlichen, sondern von einem faktischen Monopol der SRG 
gesprochen.95 Zentraler Bestandteil der Konzession waren die Programm- 
richtlinien, wonach der Radiorundspruch unparteilich zu betreiben, das Pro- 
gramm gediegen zu gestalten und die allgemeine Bildung zu fördern war.96 
Dadurch sollte gewährleistet werden, dass die SRG ihre «allgemeine Kultur- 
aufgabe», ihren «Dienst am Volke» erfüllt.97” Mit der Programmrichtlinie der 
Unparteilichkeit sollte ein Gegengewicht zur vornehmlich parteipolitisch 


89 BUNDESRAT, Botschaft Art. 36” aBV, S.1507. Ebenfalls gesprochen wird von einer 
«öffentlich kontrollierte[n], aber nicht-staatliche[n] Monopolgesellschaft» (so SCHNEI- 
DER, Paradigmawechsel, S.35). 


90 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 31; vgl. RIKLIN, Programmfreiheit, 
S.43. 

91 BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S.1507; vgl. auch BUNDESRAT, Bericht Radio- 
rundspruchsordnung 1931, S. 683. 

92 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S.19; PÜNTER, SRG, S. 29. 

93 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4. 

94 MÜLLER, Landesbericht, S.236f. 

95 Vgl. etwa MÜLLER, Landesbericht, S. 236 f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.19. 


96 Sosollte der Radiorundspruch «im Geist der Unparteilichkeit betrieben werden. Esist 
alles zu vermeiden, was die guten Sitten verletzten, die öffentliche Sicherheit, Ruhe und 
Ordnungim Lande oder die guten Beziehungen mit anderen Staaten stören könnte. Die 
Programmgestaltung und die Qualität der Darbietungen müssen den Ansprüchen 
der Gediegenheit genügen können und dazu angetan sein, die allgemeine Bildung zu 
fördern» (PÜNTER, SRG, S. 30; vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 19; 
BUNDESRAT, Bericht Radiorundspruchsordnung 1931, S. 682). 


97 BUNDESRAT, Bericht Radiorundspruchsordnung 1931, S. 682. 
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orientierten Presse geschaffen werden.98 Aufgrund der im Gegensatz zur 
Presse bestehenden technischen Einschränkungen im Radiobereich war eine 
Nähe zu den politischen Parteien faktisch nicht möglich und insbesondere 
politisch nicht erwünscht.99 Vielmehr wurde die SRG konzessionsrechtlich 
verpflichtet, in ihren Programmen «im Rahmen der Landesinteressen» ideale 
Ziele zu verfolgen.100 Dadurch sollte der Rundfunk «als Mittel zur Bewältigung 
staatlicher Krisen und zur Stabilisierung der bürgerlichen Gesellschaft» die- 
nen.101 Weiter behielt sich die Konzessionsbehörde vor, die Sendung behörd- 
licher Bekanntmachungen anzuordnen, 102 wodurch der Rundfunk auch als 
«Sprachrohr der Regierung» diente.103 

Betreffend die Organisation der SRG wurde deren privatrechtliche Form 
besonders deshalb gewählt, um den Programmdienst vom technischen Dienst 
der öffentlichen Verwaltung, den PTT, deutlich zu trennen und der Staatsun- 
abhängigkeit der SRG Ausdruck zu verleihen.104 Die SRG hätte jedoch nach 
Ansicht des Bundesrats genauso auch als öffentlich-rechtliche Körperschaft 
geschaffen werden können, da es «rechtlich nicht von ausschlaggebender 
Bedeutung [sei], ob die Ermächtigung zum Programmdienst an Gesellschaf- 
ten des Privatrechts erteilt wird, oder ob zweckentsprechende öffentlich- 
rechtliche Körperschaften speziell geschaffen werden».105 Die Organe der SRG 
bestanden aus der Delegiertenversammlung, der Kontrollstelle sowie dem 
Vorstand mit dem geschäftsführenden Direktor.106 Die damalige SRG-Kon- 
zession sah vor, dass die Konzessionsbehörde fünf der zwölf Vorstandsmit- 
glieder ernennen und zudem die Wahl des Direktors genehmigen konnte. 107 
Bei der Ernennung der Vorstandsmitglieder durch die Konzessionsbehörde 
liess sich diese von gesamtschweizerischen Erwägungen leiten. Es wurden 


98 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 4; vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 
1953, S.30, wonach sowohl parteipolitische als auch konfessionelle Propaganda im 
Rundfunk auszuschliessen waren; vgl. zur engen Verschränkung der Presse mit den 
politischen Parteien BLUM, Parallelen, S.203. 


99 _DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.352 m.Verw. auf SCHNEIDER, SRG-Monopol, 
5.84. 


100 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 352f. 


101 DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.353; SCHNEIDER, Paradigmawechsel, S.36. 


102 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 42. 


103 DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.353. 
104 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S.1507 und S. 1519. 


105 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36° aBV, S.1507; vgl. ausführlich zu dieser Frage $4 
V. C. 2.f. aa. und § 4 V. C. 2. f. bb. 


106 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 19. 


107 Vgl. m.w.Verw. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 19; krit. RIKLIN, Pro- 
grammaufsicht, S. 54 f. 
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Personen aus der Politik und aus dem kulturellen Leben der Schweiz gewählt, 
wobei ein Ausgleich «im Sinne der strukturellen und programmpolitischen 
Pluralität und Repräsentativität» angestrebt wurde.108 Ziel dieser Konzessi- 
onsbestimmung war es, den Zusammenhalt der in dieser Zeit sehr heterogen 
zusammengesetzten SRG sicherzustellen.109 In der Konzession war weiter 
vorgeschrieben, dass die Statuten und Reglemente der SRG durch die Auf- 
sichtsbehörde genehmigt werden mussten.110 Die eigentlichen Träger des 
Programmdienstes waren weiterhin die Regionalgesellschaften, 111 wobei 
der föderalistische Aufbau der noch sehr lose strukturierten SRG und die Tat- 
sache, dass der Vorstand nur wenige Kompetenzen innehatte, in den ersten 
Jahren der Existenz der SRG zu föderalistischen Auseinandersetzungen führ- 
ten.112 Aus diesem Grund erliess das PED im Jahr 1936 eine revidierte, zent- 
ralistische Züge aufweisende Konzession, die dem Departement einen erheb- 
lichen Einfluss auf die SRG verschaffte.113 So konnte die Konzessionsbehörde 
nunmehr die Mehrheit (8) des auf 15 Mitglieder erweiterten Vorstands sowie 
dessen Präsidenten wählen.!14 


III. Zweiter Weltkrieg und Nachkriegszeit: 1939 bis 1953 


Während des Zweiten Weltkriegs setzte der Bundesrat bei Beginn der Gene- 
ralmobilmachung im Jahr 1939 die Konzession der SRG mit Beschluss ausser 
Kraft.115 Bisim Jahr 1945 wurde die Programmgestaltung vom den PTT unter- 
stellten Schweizerischen Rundspruchdienst (SR) wahrgenommen, 116 wobei 
die Organe der SRG mit Ausnahme der Delegiertenversammlung faktisch 
weiterbestanden.117 Damit unterstand der Rundfunk - wie auch die Presse —118 


108 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1298. 

109 M.w.Verw. RIKLIN, Programmfreiheit, S. 43. 

110 Vgl. m.w.Verw. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S.19f. 
111 BUNDESRAT, Botschaft Art. 36° aBV, S.1507. 


112 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel1973, S.1239; PÜNTER, SRG, S. 25; WID- 
MER-SCHLUMPF, Konzession, S.13. 


113  Vgl.DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.353; PÜNTER, SRG, S. 25; WIDMER-SCHLUMPF, 
Konzession, S.13. 


114 Vgl. m.w.Verw. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 20; PÜNTER, SRG, S. 25; 
WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.13; krit. RIKLIN, Programmfreiheit, S. 54. 


115 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel1973, S.1240; BUNDESRAT, Bericht Rund- 
spruchdienst 1953, S. 21; PÜNTER, SRG, S. 63; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14. 


116 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel1973,S.1240; BUNDESRAT, Bericht Rund- 
spruchdienst 1953, S. 21; PÜNTER, SRG, S. 63; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14. 


117 PÜNTER, SRG, S.64; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14. 
118 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, $.25. 
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in dieser Zeitstaatlicher Kontrolle.119 Diese Kontrolle bezogsich insbesondere 
auf die im Ausland viel gehörten weltpolitischen Nachrichten und die Über- 
nahme von ausländischen Sendungen.120 Der Rundfunk wurde so zu einem 
eigentlichen Träger der «Geistigen Landesverteidigung».t21Es istin diesem 
Zusammenhang das 1936 abgeschlossene internationale Abkommen über die 
Verwendung des Rundfunks im Interesse des Friedens zu nennen, worin sich 
die Schweiz zur Berichtigung von Sendungen verpflichtete, die durch unwahre 
Behauptungen das gute internationale Einvernehmen stören könnten.122 Die 
Behörden mischten sich jedoch zumindest nach Aussage des Bundesrats auch 
während der Kriegsjahre nie direkt in die Programmgestaltung ein.123 Der 
Schweizerische Rundspruchdienst erlangte in dieser Zeit insofern grosse 
Bedeutung, als er - allen Angriffen nationalsozialistischer und faschistischer 
Behörden gegen seine Sendungen zum Trotz - nebst dem schwedischen das 
einzige neutrale Radio Europas war.!24 

In der Nachkriegszeit wurde erstmals der Rufnach einem Rundfunkge- 
setzundeiner entsprechenden verfassungsrechtlichen Grundlage laut, wel- 
che die Rechtsgrundlagen für die der SRG neu zu erteilende Konzession bilden 
sollten.125Selbst der Bundesrat vertrat die Meinung, dass weder das Post-noch 
das Telegrafenmonopol den Bund dazu ermächtigen, den Programmdienst 
des Rundfunks als Monopol zu besorgen und gestützt darauf Konzessionen 
zu erteilen.126 Im Vordergrund der Kritik stand allerdings der als zu gross 
erachtete Einfluss des Bundes auf die Programmgestaltung der SRG.127 Der 
Bundesrat konterte diese Kritik dahingehend, dass keiner der vom PEDin 
den Vorstand der SRG abgeordneten Vertreter je vom Bundesrat oder vom 
PED Instruktionen entgegengenommen hätten oder über ihre Tätigkeit im 
Vorstand Rechenschaft hätten ablegen müssen.!28 Gewählt würden also 


119 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1240; BUNDESRAT, Bericht 
Rundspruchdienst 1953, S.21; PÜNTER, SRG, S. 63; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, 
S.14; vgl. zur staatlichen Instrumentalisierung des Rundfunks während des Zweiten 
Weltkriegs in den EU-Mitgliedstaaten HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S. 92. 


120 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, $.22. 


121 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.353; vgl. ausführlich BUNDESRAT, Bot- 
schaft Kulturwahrung und -werbung 1938, S.1005 ff. 


122 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36° aBV, S. 1512. 
123 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, $.22. 
124 PÜNTER, SRG, S.64f. 


125 PÜNTER, SRG, S. 94; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S. 14; vgl. BUNDESRAT, Botschaft 
Art. 36° aBV, S.1505; BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz.205. 


126 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 31. 


127 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1240; BUNDESRAT, Bericht Rund- 
spruchdienst 1953, S.25. 


128 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 26. 
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nicht «Regierungsvertreter», sondern weisungsunabhängige Persönlichkei- 
ten des öffentlichen Lebens.129 Der Bundesrat gestand aber zu, dass der Bund 
den wesentlichsten Einfluss aufden Rundfunk wohl indirekt ausüben würde, 
indem sowohl die Höhe der Empfangsgebühren als auch der Anteil der SRG 
an den Gesamteinnahmen vom Bund festgesetzt wurden.130 


IV. Reorganisation der SRG und Neuformulierung 
der Programmrichtlinien: 1953 


Im Rahmen der Erneuerung der SRG-Konzession im Jahr 1953 wurde gewis- 
sen Kritikpunkten betreffend die zu grosse Einflussnahme des Bundes auf 
die SRG Rechnung getragen und diese einer Reorganisation unterworfen.131 
So enthielt die neue Konzession bezüglich der Organisation der SRG nur noch 
jeneBestimmungen, diefürdieKonzessionsbehördevon Bedeutung waren.132 
Darunter fiel unter anderem der dem Bundesrat vorbehaltene Entscheid über 
die Aufnahme neuer Mitgliedsgesellschaften, um für eine angemessene Ver- 
tretung der verschiedenen Landesteile und -sprachen in der SRG zusorgen.133 
Zudem setzte der Gesamtbundesratsich selbst als Konzessionsbehörde ein, 134 
womit dem Wunsch entsprochen werden sollte, die Verantwortung des Bun- 
des für den Rundfunk «von mehr technisch orientierten Instanzen auf die für 
die allgemeine Landespolitik verantwortlichen Stellen zu übertragen».135 Des 
Weiteren wurde auf die Mehrheit der Vertreter der Konzessionsbehörde im 
Vorstand der SRG verzichtet, um jenen Kritikern entgegenzukommen, die da- 
rin eine zu grosse Abhängigkeit des Rundfunks von der Verwaltung sahen.136 
Schliesslich wurden auch die Programmrichtlinien neu umschrieben, 137 


129 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel1973,S.1298; MÜLLER, Landesbericht, 
S.238; m.w.Verw. RIKLIN, Programmaufsicht, S. 43. 


130 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 26; DUMERMUTH, Empfangsge- 
bühr, Fn. 114. 


131 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1240£.; vgl. zu den genannten 
Kritikpunkten soeben §1 IHI. 


132 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 32f. und ausführlich S. 40 ff. 

133 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 33 und S. 40. 

134 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 32; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfas- 
sungsartikel 1973, S.1241; PÜNTER, SRG, S.124. 

135 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 32. 

136 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S. 34; PÜNTER, SRG, $.125. 


137 BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, S.34; vgl. BUNDESRAT, Bericht Rund- 
spruchdienst 1953, S. 42: «Die von den Konzessionsnehmern verbreiteten Programme 
sollen dem Interesse des Landes dienen, die nationale Einheit und Zusammengehö- 
rigkeit stärken; sie sollen die geistigen und kulturellen Werte des Landes wahren und 
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wobei sich der Bundesrat weiterhin ein Recht zur Anordnung behördlicher 
Bekanntmachungen einräumte, das insbesondere für die Behandlung von 
Abstimmungsvorlagen in Anspruch genommen wurde.138 


V. Einführung des schweizerischen Fernsehbetriebs: 
1953 bis 1964 


Die 1950er-Jahre standen zudem im Zeichen der Einführung des schweizeri- 
schen Fernsehbetriebs.139 Gleich wie das Radio wurde auch das Fernsehen 
dem Telegrafenmonopol unterworfen, indem es als Bildtelegraf qualifiziert 
wurde.!40 1953 wurde der Fernsehversuchsbetrieb aufgenommen, wobei 
dessen Finanzierung teilweise durch Radioempfangsgebühren erfolgte.141 
So sollte dem Fernsehen im Gegensatz zum Radio ein gesamtschweizerischer 
Start durch den Einsatz von Bundesmitteln ermöglicht werden.!42 Zwecks 
Koordination mit dem Radio wurde die SRG in einer provisorischen Konzes- 
sion aus dem Jahr 1952 mit dem Fernsehprogrammdienst betraut.143 1957 
lehnte das Volk im Zeichen der Abstimmungskampagne «Kein Radiofranken 
für das Fernsehen» erstmals einen neuen Verfassungsartikel (Art. 36bisaBV) 
ab, der dem Bund auch für den Programmdienst von Radio und Fernsehen 
eine unbeschränkte Gesetzgebungsbefugnis verschaffen sollte.144 Aufgrund 
dieses negativen Volksentscheids sollte das Fernsehen nicht mehr mit Bun- 
dessubventionen und Radioempfangsgebühren finanziert werden, womit 
die Einführung der Fernsehwerbungin den Vordergrund rückte.145 Dagegen 
wehrtesich jedoch die schweizerische Presse, woraufdiese in Form der Verei- 
nigung zur Förderung des schweizerischen Fernsehens einen Vertrag mit der 
SRG schloss. Darin verpflichtete sich die Vereinigung, der SRG im Gegenzug 


fördern, zur geistigen, künstlerischen undsittlichen Erziehung und Bildung der Hörer 
beitragen und ihren Wunsch nach Information und Unterhaltung erfüllen.». 


138 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, 8.25 und S. 42. 


139 Vgl. PÜNTER, SRG, S. 123f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14; vgl. auch BUNDES- 
RAT, Botschaft Fernsehgestaltung, S.386f. 


140 BUNDESRAT, Botschaft Fernsehgestaltung, S.379; BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S.393. 


141 PÜNTER, SRG, S. 123; vgl. WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14; vgl. ausführlich BUN- 
DESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1242ff. 


142 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1243. 


143 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S. 1509 f.; BUNDESRAT, Botschaft Fernsehge- 
staltung, S. 428f. 

144 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1233; BUNDESRAT, Botschaft 
Art. 36° aBV, S. 1513 ff. 

145 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, 8.1249 und S.1269f.; vgl. PÜNTER, SRG, 
S.124. 
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zum Verzicht auf Reklameeinführung jährlich CHF2 Mio. zu bezahlen, bis 
das Fernsehen bei Erreichen von 180°’000 Empfangskonzessionen selbsttra- 
gend sein würde.146 Dadurch wurde es 1957 möglich, der SRG eine definitive 
Konzession für den Fernsehbetrieb zu erteilen.!47 Die allgemeinen Bestim- 
mungen der Konzession für den Fernsehbetrieb waren der Radiokonzession 
nachgebildet.148 Im Jahr 1964 wurde schliesslich vom Bundesrat die Einfüh- 
rungder Fernsehwerbungbeschlossen, nachdem auch die steigende Anzahl 
der Empfangskonzessionen die neuen Entwicklungen im Fernsehbereich 
nicht zu finanzieren vermochten. 149 Im selben Jahr fand die Anpassung der 
Organisation derSRGan die gemeinsame Weiterentwicklung von Radio und 
Fernsehen ein Ende, und die Konzession der SRG wurde erstmals gemeinsam 
für Radio und Fernsehen verliehen.150 


VI. Gescheiterter Verfassungsartikel und Erarbeitung der 
Medien-Gesamtkonzeption: 1967 bis 1981 


Nach dem negativen Volksentscheid im Jahr 1957 begannen 1967 diejahrelan- 
gen Vorbereitungsarbeiten für einen neuen Verfassungsartikelüber Radio und 
Fernsehen.!51 Dieser sollte wie auch der 1957 abgelehnte Artikel vorsehen, 
dass der Bund mit der Schaffung und Verbreitung der Programme eine oder 
mehrere Institutionen des öffentlichen oder privaten Rechts betraut, dieim 
Rahmen der Gesetzgebung autonom sind.152 Dadurch wurde daran festge- 
halten, dass der Programmdienst durch einen Rechtsträger ausserhalb der 
Bundesverwaltung zu besorgen sei, womit trotz Bestehens einer Öffentlichen 
Aufgabe gerade kein Staatsradio bzw. -fernsehen geschaffen werden sollte.153 


146 Vgl. PÜNTER, SRG, S.124; vgl. ausführlich BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 
1973, 8.1248 ff. 

147 _ PÜNTER, SRG, S.124; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1250; WID- 
MER-SCHLUMPF, Konzession, S.14. 

148 PÜNTER, SRG, S.150; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14; vgl. BUNDESRAT, Botschaft 
Verfassungsartikel 1973, S.1244. 

149 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, 8.1251; vgl. PÜNTER, SRG, S. 124; WID- 
MER-SCHLUMPF, Konzession, S.14. 

150 PÜNTER, SRG, S.185; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.14; vgl. ausführlich BUNDES- 
RAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1251f. 

151 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio-und Fernsehartikel 1981, S. 914; WIDMER-SCHLUMPF, 
Konzession, S.15; vgl. ausführlich zu den Vorbereitungsarbeiten BUNDESRAT, Bot- 
schaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 914 ff.; BUNDESRAT, Botschaft Verfassungs- 
artikel 1973, S. 1311 ff. 

152 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 915; BUNDESRAT, Bot- 
schaft Verfassungsartikel 1973, S.1315; BUNDESRAT, Botschaft Art. 36’ aBV, S. 1513. 

153 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1316 f. 
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Weiter sollte die Programmgestaltung aufgrund des sich entwickelnden Be- 
wusstseins, dassinsbesondere das Fernsehen wesentliche Auswirkungen auf 
die Öffentliche Meinungsbildung zeitigt, bereits auf verfassungsrechtlicher 
Ebene einer umfassenden Regelung unterworfen werden.154 Hintergrund 
der zahlreichen inhaltlichen Bestimmungen über den Programmdienst war 
auch der in intensiven politischen Auseinandersetzungen geäusserte Vor- 
wurf der Linkslastigkeit insbesondere des Fernsehens.!55 Die dabei festge- 
haltene Autonomie der mit der Programmschaffungbetrauten Institutionen 
sollte nicht die Bedeutung eines Freiheitsrechts haben, sondern vielmehr 
«einen Grundsatz für den im Gesetz im einzelnen auszugestaltenden Spiel- 
raum im Programmbereich» darstellen.156 Da der Verfassungsartikel vielen 
Stimmbürgern zu freiheitsfeindlich anmutete, 157 wurde er trotz der unbe- 
strittenen Notwendigkeit einer verfassungsrechtlichen Grundlage für den 
Programmbereich von Radio und Fernsehen 1976 abgelehnt. 158 

1977 setzte die Konzessionsbehörde, inzwischen das Eidgenössische Ver- 
kehrs- und Energiewirtschaftsdepartement (EVED), eine Studienkommis- 
sion zur Ausformulierung einer neuen Verfassungsvorlage ein.159 In die Vor- 
bereitungsarbeiten engeinbezogen wurde die 1978 vom Bundesrat ernannte 
Expertenkommission zur Erarbeitung einer Medien-Gesamtkonzeption.160 
Hintergrund dieser Medien-Gesamtkonzeption war, dass sich das schweize- 
rische Mediensystemin den 1970er-Jahren zunehmend komplexer gestaltete, 
weshalb man sich von ganzheitlicher staatlicher Planung einen «Zugewinn an 
Rationalität» erhoffte.161 So waren Hauptproblemfelder dieses Mediensystems 


154 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 10; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Verfas- 
sungsartikel 1973, S.1318: «Die Gesetzgebungstellt für die Programmdienste verbind- 
liche Richtlinien auf, insbesondere um die geistigen, sozialen, kulturellen undreligi- 
ösen Werte der Bevölkerung zu wahren und zu fördern (lit. a), in den Programmen von 
nationaler Bedeutung die Verschiedenheit der Sprachgebiete und die Eigenart der 
einzelnen Landesteile darzustellen (lit. b), zu gewährleisten, dass die Vielfalt der Mei- 
nungen angemessen zum Ausdruck kommt (lit. c), und die Freiheit der Institutionen 
in der Schaffung und Verbreitung der Programme zu gewährleisten (lit. d)». 


155 M.w.Verw. MÜLLER, Landesbericht, S. 232; vgl. zum Kampfgegen die «linksunterwan- 
derte» SRG und zum in diesem Zusammenhang gegründeten «Hofer-Club» SCHNEIDER, 
SRG-Monopol, S. 97 ff.; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 507. 


156 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1319. 
157 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 916. 


158 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 916; WIDMER-SCHLUMPF, 
Konzession, S.15. 


159 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 916. 

160 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel1981,S.907 und S. 921; SCHNEI- 
DER, SRG-Monopol, S. 101. 

161 Vgl. m.w.H. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 358; vgl. auch SCHNEIDER, SRG- 
Monopol, S. 94. 
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unter anderem die Institutionalisierungsbedürftigkeit neuer elektronischer 
Medien (z.B. Kabel- und Satellitenfernsehen sowie Teletext),162 die durch 
zusätzliche Verbreitungskanäle eröffnete Möglichkeit, nebst der SRG weitere 
Rundfunkveranstalter zuzulassen, und die zunehmende Pressekonzentra- 
tion infolge einer Ökonomisierung der ursprünglichen Parteipresse.163 Diese 
Zeit war — wie auch in Deutschland - geprägt von einer polarisierten Medien- 
politik, 164 wobei auf der einen Seite die duale Ordnung eines «quasi-Öffentlich- 
rechtlichen» Rundfunks und einer privatwirtschaftlich errichteten Presse 
verteidigt und auf der anderen Seite die Zulassung privater Anbieter und 
damit ein Wettbewerbsmodell im Rundfunkbereich gefordert wurde.165 Der 
Auftrag der Expertenkommission bestand darin, eine Gesamtkonzeption für 
die zukünftige Ausgestaltung des Medienrechts auszuarbeiten, die als Grund- 
lage für mehrere hängige Gesetzgebungsaufgaben dienen sollte.166 Die in 
Form eines umfangreichen Berichts publizierte Medien-Gesamtkonzeption 
erzielte jedoch besonders aufgrund der schwierigen rechtlichen Steuerbar- 
keit der Medien und der generellen Herausforderung, ein Mediensystem, das 
sich gerade durch Unabhängigkeit vom Staat auszeichnet, durch staatliche 
Gestaltung zu gewährleisten, keinen eigentlichen Regelungserfolg. 167 Aller- 
dings erfuhren einzelne Aspekte der Konzeption eine punktuelle Umsetzung, 
wobei als wichtigster rechtlicher Erlass der 1984 angenommene Art. 55> aBV 
über Radio und Fernsehen zu nennen ist, der wesentlich vom funktionalisti- 
schen Ansatz der Expertenkommission geprägt war.168 So postulierte zum 
einen der in Art. 55°" Abs. 2 aBV festgehaltene Leistungsauftrag eigentliche 
«Publikumszustände», die von Radio und Fernsehen zu fördern sind, und 
zwar jene der freien Meinungsbildung, der kulturellen Entfaltung und der 


162 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 902 ff.; vgl. auch m.w. 
Verw. zu den technologischen Veränderungen DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
5.354. 

163 Vgl. SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S. 5; vgl. ausführlich zur Ökono- 
misierung des Mediensystems Ende der 1960er-Jahre DUMERMUTH, Rundfunkregu- 
lierung, S. 355 ff.; vgl. zum Aufkommen des privaten Rundfunks in den EU-Mitglied- 
staaten HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S. 92f.; vgl. zur Entwicklung der Partei- zur sog. 
Forumspresse im 20. Jahrhundert $21.C.5.b. 


164 SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S.6. 
165 SAXER, Unternehmen Medien-Gesamtkonzeption, S.130f. und S.138. 
166 M.w.H. MÜLLER, Mediengesamtkonzeption, S. 31f. 


167 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.359f.; SAXER, Steinbruch Medien-Gesamt- 
konzeption, S. 6. 


168 SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S. 8; vgl. ausführlich zu Art. 55”; aBV 
sogleich $1 VII. 


$1 Historische Entwicklung 25 


Unterhaltung. 169 Zum anderen sah Art. 55° Abs. 4 aBV vor, dass auf andere 
Kommunikationsmittel Rücksicht zunehmen sei, was das Systemdenken der 
Medien-Gesamtkonzeption verrät. 170 Dieser Absatz diente auch als Kompro- 
miss zur parallel vonder Bundesversammlung verworfenen verfassungsrecht- 
lichen Bestimmung über eine Presseförderung durch den Bund.171 


VII. Einführung des Lokalrundfunks: 1977 bis 1983 


Eine weitere Auswirkung der Medien-Gesamtkonzeption war die Entwick- 
lung von Proberecht, wonach neue Medien wie der lokale Rundfunk nicht den 
Marktmechanismen überlassen, sondern zuerst mittels rechtlich geregelter 
Versuchsphasen systematisch erprobt werden sollten.172 So erfolgte auf Initi- 
ative der Medien-Gesamtkonzeption im Jahr 1982 der Erlass der Verordnung 
über lokale Rundfunk-Versuche (RVO173) zur Regelung der Versuchsphase für 
Lokalrundfunk, welchem in beschränktem Umfang Werbung erlaubt wur- 
de.174 Hintergrund war die besonders beim jungen Publikum zunehmende 
Beliebtheit privater Rundfunkveranstalter aus dem Ausland wie z.B. des1933 
gegründeten undältesten Privatradios Europas, des Radio Luxemburg, und 
schweizerischer Radiopiratensender wie des Zürcher Radio 24, das seit1979 
vom grenznahen Italien illegal in die Schweiz sendete.175 Aufgrund dieses 
immer lauter werdenden Rufs nach lokalem Rundfunk(!?s erfolgte mitInkraft- 
treten der RVO und der Zulassung privater Lokalsender im Jahr 1983 eine 


169 SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S.8; vgl. ausführlich BUNDESRAT, 
Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 944 ff. 


170 SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S. 8; ähnlich SCHNEIDER, SRG-Mono- 
pol, S. 101. 


171 Vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 65f.; vgl. zur Presseförderung 
durch den Bund und durch die Kantone $21.C.5.b. 


172 Vgl. SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S.9. 


173 Verordnung über lokale Rundfunkversuche vom 7. Juni 1982. 


174 Vgl. SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S.9; SCHNEIDER, SRG-Monopol, 
S.124; vgl. ausführlich zur RVO BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 698 ff.; DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S.72ff.; SCHNEIDER, SRG-Monopol, S.124 ff. Die RVO ersetzte 
die Kabelrundfunkverordnung vom 6. Juli 1977 (KRFVO), welche bereits erste (wer- 
befreie) Lokalrundfunkversuche ermöglicht hatte (vgl. BUNDESRAT, Service-public- 
Bericht, S.5; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 71f.; SCHNEIDER, SRG-Monopol, 
S.104). 


175 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 5; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
S.361; vgl. ausführlich zu Radio 24 als Herausforderung des SRG-Monopols SCHNEI- 
DER, SRG-Monopol, S. 108 ff. 

176 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.698; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
5.361. 
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versuchsweise Öffnung des Rundfunkmarkts für werbefinanzierte Privatra- 
dios und werbefreies Lokalfernsehen.177 Ab diesem Zeitpunkt war die SRG 
nicht mehr einzige Programmveranstalterin in der Schweiz178 und verlor ent- 
sprechend ihre faktische Monopolstellung. 179 Da einmal geschaffene Struktu- 
ren regelmässignicht mehr massgeblich verändert werden können, wandelte 
sich die Versuchsphase bald zu einer Einführungsphase.180 

Somit wurde auflokaler Ebene ein abgeschwächtes duales Rundfunk- 
system etabliert, dassich durch die vorwiegend gebührenfinanzierte SRG auf 
der einen und rein privat finanzierte lokale Anbieter auf der anderen Seite 
auszeichnete.181 Auf national-sprachregionaler Ebene behielt die SRG indes 
ihre faktische Monopolstellung und auf internationaler Ebene traten die 
schweizerischen Veranstalter mit ausländischen Sendern in Wettbewerb 
(sog. Drei-Ebenen-Modell).182 


VIII. Aufnahme eines Radio- und Fernsehartikels in 
die Bundesverfassung (Art.55bis aBV): 1984 bis 1999 


A. Entstehungsgeschichte 


Bereits zu Beginn der Nachkriegszeit wuchs das Bedürfnis nach einer Rund- 
funkgesetzgebung als Grundlage für das Konzessionsregime, wofür zuerst 
eine verfassungsrechtliche Grundlage zu schaffen war.!83 So verlieh das in 
Art.36 Abs. 1 aBV geregelte Fernmelderegal und das darauf basierende TVG 
gemäss h.L. lediglich die Kompetenz zur Regelung der Aussendung und des 
Empfangs, also der fernmeldetechnischen Seite des Rundfunks, nicht aber 
zur Normierung der inhaltlichen Gestaltung von Sendungen. 184 Während 


177 SCHNEIDER, SRG-Monopol, S.126; vgl. ACKERET, Duales Rundfunksystem, S.22. 


178 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.698; BUNDESRAT, Service-public-Bericht, 
S.5. 

179 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.70; MÜLLER, Landesbericht, S.236; vgl. zur 
faktischen Monopolstellung der SRG bereits §1 II. 


180 M.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 361. 


181 Vgl. zum dualen Rundfunksystem als Ordnungsmodell ausführlich ACKERET, Duales 
Rundfunksystem, S. 5ff.; DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 239 ff. 


182 Vgl. SCHNEIDER., SRG-Monopol, S.126; vgl. zur Realisierung des Drei-Ebenen-Modells 
im aRTVG sogleich §1 IX. C. 


183 BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 205; vgl. PÜNTER, SRG, S. 107; vgl. 
bereits §1 II. 


184 Vgl. m.H. auf weitere Lehrmeinungen RIKLIN, Programmaufsicht, S.11; vgl. auch 
BGE 105 Ib 389, E. 2.a), S. 393; AUBERT, Petit commentaire, Art. 93 BV, N 2; BARRELET/ 
WERLY, Droit de la Communication, RZ. 205; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis 
aBV, N2 und N 4; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N1; vgl. zum Fernmelderegal 
und zum TVG bereits §1 I. 
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das technische Monopol des Bundes gestützt auf das Fernmelderegal insbe- 
sondere mit der beschränkten Anzahl verfügbarer Sendefrequenzen und dem 
für eine genügende Versorgung der Gesamtbevölkerung benötigten hohen 
finanziellen Aufwand begründet werden konnte, 185 gestalteten sich eine auf 
Art.36 Abs. 1aBV gestützte Regelung der inhaltlichen Programmgestaltung 
und der Organisation der Veranstalter sowie die Einführung einer Empfangs- 
gebührenpflicht zur Programmfinanzierung als weitaus problematischer.186 
Der Bundesrat hingegen vertrat lange die Ansicht, Art. 36 aBV könne für die 
Konzessionsbestimmungen zum Programminhalt herangezogen werden, da 
zwischen der Aussendung und der Herstellung von Programmen ein enger 
Zusammenhang bestünde und die staatliche Einflussnahme auf die Pro- 
grammgestaltung zudem staatspolitisch und militärisch begründet werden 
könne.187 Das Bundesgericht stellte sich im Entscheid «Temps present» aus 
dem Jahr 1980 hinter diese Praxis, insbesondere mit der Argumentation, den 
Bund treffe eine verfassungsrechtliche Pflicht zum Schutz der Meinungs- und 
Informationsfreiheit, weshalb er auch Programmbestimmungen erlassen 
könne, wenn nicht sogar müsse.188 Erst in der Botschaft zum Radio- und 
Fernsehartikel von 1981 forderte der Bundesrat ausdrücklich eine «klare und 
rechtsstaatlich saubere Lösung» für den Programmbereich.189 

Im Jahr 1984 gelang schliesslich im dritten Anlauf mit Art. 55° aBV die 
Aufnahme eines Radio- und Fernsehartikels in die Bundesverfassung.190 Die 
vom EVED eingesetzte Studienkommission hatte zwei Varianten - einen rei- 
nen Kompetenzartikel und einen materiellen Artikel mit einem Leistungs- 
auftrag- ausgearbeitet.191 Aufgrund des Willens, die gesellschaftliche und 
politische Wirkung des Rundfunks verfassungsrechtlich lenken zu können, erfuhr 
der materiell ausgestaltete Verfassungsartikel während der Vernehmlassung 
grossen Zuspruch.19 Entsprechend wurde der neue Verfassungsartikel bei 
niedriger Stimmbeteiligung mit 69% Ja-Stimmen deutlich angenommen und 


185 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.18f.; MÜLLER, Landesbericht, S.232. 
186 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.19. 


187 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 908; BUNDESRAT, Bericht 
Rundspruchdienst 1953, S. 30; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N5. 


188 Vgl. BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S. 219 ff., S. 221 f.; MÜLLER/GROB, Kommen- 
tar zu Art. 55bis aBV, N5. 


189 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.913; MÜLLER/GROB, Kom- 
mentar zu Art. 55bis aBV, N7. 


190 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N8. 


191 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 916 f.; MÜLLER/GROB, Kom- 
mentar zu Art. 55bis aBV, N12. 


192 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.919; MÜLLER/GROB, Kom- 
mentar zu Art. 55bis aBV, N13. 
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auch alle Stände stimmten zu.193 Die neue Bestimmung räumte dem Bund eine 
umfassende und ausschliessliche Kompetenz zur gesetzlichen Regelung der 
elektronischen Medien ein, 194 sprich sowohl für Radio und Fernsehen als 
auch für andere Formen öffentlicher fernmeldetechnischer Verbreitungvon 
Darbietungen und Informationen (Art. 55° Abs. 1 aBV). Der Einschluss der 
anderen Formen öffentlicher fernmeldetechnischer Verbreitung sollte dazu 
dienen, die Kompetenzbestimmung vor dem Hintergrund der technischen 
Entwicklung möglichst offen zu formulieren, 195 weshalb dieser Zusatz auch 
als «Auffangtatbestand» bezeichnet wurde.196 Mit Art. 55 aBV wurde das 
Zieleiner «gesamtschweizerisch einheitlichen Ordnungim Bereich der elek- 
tronischen Medien» verfolgt.197 Aufgrund der grundrechtlichen Bezüge des 
neuen Radio- und Fernsehartikels wurde dieser im Grundrechtsteil der aBV 
im Anschluss an die Pressefreiheit (Art. 55aBV) eingereiht.198 


B. Leistungsauftrag an Radio und Fernsehen (Art. 55bis Abs. 2 aBV) 


Als Kernstück enthielt Art. 55°’ aBV in Abs. 2 Satz 1 einen Leistungsauftragan 
Radio und Fernsehen, 199 wonach diese zur kulturellen Entfaltung, zur freien 
Meinungsbildung sowie zur Unterhaltung des Publikums beitragen. Dieser 
Leistungsauftrag orientierte sich am Leitgedanken des neuen Verfassungs- 
artikels, der von einem «demokratiefunktionalen Medienverständnis» aus- 
ging.200So wurden die damals lediglich in der Form von Radio und Fernsehen 
existierenden elektronischen Medien wie die Presse als elementare Voraus- 
setzung für die Meinungsbildung des Einzelnen erachtet, weshalb sie dem 
Publikum jene Informationen liefern sollten, die zur freien Meinungsbildung 
erforderlich waren.201 Alle übrigen Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen 


193 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 210; MÜLLER/GROB, Kommen- 
tar zu Art. 55bis aBV, Fn. 1; SCHNEIDER, SRG-Monopol, S.126. 


194 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 22; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, 
N 16; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.941; WIDMER- 
SCHLUMPF, Konzession, S. 16; vgl. die Diskussion zur Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Kantonen im Medienbereich §21. C. 5. d. cc. ii. 


195 BUNDESRAT, Botschaft Radio-und Fernsehartikel1981, S. 941; DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S. 28; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 31. 


196 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 28. 

197 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 16. 

198 ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, Fn. 11; vgl. hierzu auch §1 IX. F. 

199 WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.16; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N2. 


200 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 33; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fern- 
sehartikel 1981, S. 944. 

201 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 925; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 31. 
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zur Regelung der elektronischen Medien, insbesondere jene über die Freiheit 
von Radio und Fernsehen, sollten sich an diesem Leistungsauftrag orientie- 
ren und die demokratiepolitische Bedeutung der elektronischen Medien 
stets mitberücksichtigen.2%2 Gemäss Art. 55° Abs. 2 Satz 2 aBV hatten Radio 
und Fernsehen die Eigenheiten des Landes und die Bedürfnisse der Kantone 
zu berücksichtigen, die Ereignisse sachgerecht darzustellen und die Vielfalt 
der Ansichten angemessen zum Ausdruck zu bringen. Damit gab der Verfas- 
sungsgeber selbst Leitlinien für die Modalitäten der Auftragserfüllung vor, 203 
ohne dafür jedoch die Mittel und Wege vorzugeben.204 Der Leistungsauftrag 
wurde aufRadio und Fernsehen beschränkt, da es aufgrund der unvorherseh- 
baren technischen Entwicklung nicht für sinnvoll erachtet wurde, alle For- 
men elektronischer Übermittlungbereits auf Verfassungsstufe zu regeln.205 
So war insbesondere unklar, wie neue elektronische Medien die demokrati- 
sche Willensbildungbeeinflussen werden.206 Der Verfassungsartikelschrieb 
nicht vor, wer diesen Leistungsauftrag zu erfüllen hatte und wie stark der 
Markt zu regulieren war.207 Vjelmehr richtete sich der Auftragan Radio und 
Fernsehen «als geschlossenes System»208 und liess offen, ob dieses System 
als staatliches Monopol, marktwirtschaftlich oder als Mischsystem organisiert 
werden sollte.209 Der Leistungsauftrag war also lediglich als Verantwortung 
des Bundes für eine Grundversorgung der Bevölkerung mit Radio- und Fern- 
sehbeiträgen zu verstehen.210 


C. Unabhängigkeit und Programmautonomie von Radio und 
Fernsehen (Art. 55bis Abs. 3 aBV) 


In engem Zusammenhangmit dem verfassungsrechtlichen Leistungsauftrag 
stand Art. 55™ Abs. 3 aBV über die Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen 
und die Autonomie in der Programmgestaltung.2!1 Zur Unabhängigkeit des 


202 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 925 f. und S. 944; DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S. 31. 


203 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 33 f. 

204 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.945. 
205 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.941. 
206 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 31. 


207 ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N2; vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu 
Art. 55bis aBV, N 40 und N 44 ff. 


208 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 945; vgl. DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 34; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 45 und Fn. 61. 


209 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 46; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.19. 


210 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 35; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, 
N 47; vgl. hierzu ausführlich $21. C. 4. d. aa. 


211 ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N30. 
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Rundfunks gegenüber dem Staat äusserte sich der Bundesrat dahingehend, 
dass diese «im besonderen Verhältnis der Medien zur staatlichen Macht be- 
gründet [ist]: wie die Presse hat der Rundfunk über die Tätigkeit staatlicher 
Instanzen zu informieren und sie zu kommentieren».212 Der Vorschlag des 
Bundesrats hatte sich dahingehend vom in der Abstimmungangenommenen 
Verfassungswortlaut unterschieden, als darin nicht bloss die Autonomie, son- 
dern die Freiheit in der Programmgestaltung gewährleistet werden sollte. 
Demnach sollten die Veranstalter in den Worten des Bundesrats «weder von 
staatlichen noch von anderen Mächten abhängig sein und für die Gestaltung 
der Programme eine bestimmte Freiheit geniessen. Diese Freiheit wiederum 
muss sich an der geforderten Leistung orientieren. Sie istinsofern eine funk- 
tionell eingebettete, verantwortete Freiheit.»213 

Sowohl Art. 55bis Abs. 2 wie auch Abs. 3 aBV sind vor dem Hintergrund 
der seit den 1950er-Jahren geführten Diskussion über die verfassungsrechtli- 
che Stellung derSRG und des aus dem deutschen Recht entnommenen Begriffs 
der «Rundfunkfreiheit» zu sehen.214 Für die geführte Diskussion bedeutend 
war ein grundlegendes Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 1961. In diesem wurde festgehalten, dass die «Freiheit» der Bericht- 
erstattung durch den Rundfunk gemäss Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des deutschen 
Grundgesetzes (GG215) genauso wie die Pressefreiheit eineinstitutionelle Frei- 
heit darstellt.216 Im Unterschied zur Pressefreiheit stellt die Rundfunkfreiheit 
allerdings vor dem Hintergrund der aus technischen und finanziellen Grün- 
den vergleichsweise kleinen Zahl von Veranstaltern nach Ansicht des Gerichts 
einesog. «dienende Freiheit» dar. Verfassungsrechtlich gefordert istdemnach 
der Erlass organisatorischer und sachlicher Grundsätze in einem Gesetz, die 
im Gesamtangebot des Rundfunks «ein Mindestmass von inhaltlicher Aus- 
gewogenheit, Sachlichkeit und gegenseitiger Achtung» gewährleisten.217 
Gleichzeitig hielt das Gericht fest, dass der Rundfunk - soll er diese Aufgabe 
erfüllen können - weder dem Staat noch gesellschaftlichen Gruppen ausge- 
liefert sein darf.218 


212 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 949. 


213 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.926 und S. 950; DUMERMUTH, 
Radio- und Fernsehfreiheit, S.674; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N35. 


214 GROB, Programmautonomie, S. 111; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N35. 


215 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23.5.1949. 
216 BVerfGE12, 205 (261); MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 35. 


217 BVerfGE12, 205 (263); vgl. ausführlich BVerfGE 12, 205 (262 ff.); vgl. dazu MÜLLER/ 
GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 35. 


218 BVerfGE12, 205 (262); MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N35. 
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Im schweizerischen Recht drehte sich die Kontroverse betreffend eine Radio- 
und Fernsehfreiheit um die Frage, inwieweit eine solche im Widerspruch zur 
faktischen Monopolstellung der SRG als «öffentliche Dienstleisterin» stand.219 
Anders als die Pressefreiheit, die in Art. 55 aBV ausdrücklich verankert war, 
kannte die alte Bundesverfassung kein entsprechendes Grundrecht für die 
Medienformen Radio und Fernsehen. 

Das Bundesgericht hatte den Rundfunkveranstaltern mit Blick auf das 
«Spannungsfeld zwischen der Forderungnach Freiheit der Programmgestal- 
ter und dem schützenswerten Interesse des Bürgers an einer möglichst objek- 
tiven und umfassenden Behandlung der in einer Sendung aufgegriffenen 
Themen» keine ungeschriebene Rundfunkfreiheit zugestanden.22° Im Rund- 
funkbereich ergab sich ein solches Spannungsverhältnis im Gegensatz zur 
pluralistischen Presse aus der Missbrauchsgefahr, die auf die faktische Mono- 
polsituation der SRG zurückzuführen war.22! Allerdings hatte das Gericht aus 
der ungeschriebenen Meinungs- und Informationsfreiheit abgeleitet, dass 
«la Confédération n’exerce pas elle-même le droit de radiodiffusion et de 
television, mais [...] elle en confie l’exercice à un organisme en dehors de 
P’administration fédérale, en lui laissant à cette fin une large autonomie»222 
«et une certaine latitude dans l’application des principes généraux qui lui 
sont impos6s»;223 «le principe même de la concession résulte ainsi directe- 
ment de l’ordre constitutionnel».?24 Damit mass das Bundesgericht den Garan- 
tien der Staatsunabhängigkeit sowie der Programmautonomie noch vor der 
Anerkennung einer Radio- und Fernsehfreiheit Verfassungsrang zu, worin 
sich der wesentliche Wert dieser Garantien für jede freiheitliche Medienord- 
nung zeigt.225 

Auch in der Lehre war unbestritten, dass Radio und Fernsehen sowohl 
gegenüber dem Staat als auch gegenüber Privaten unabhängig und in der 
Gestaltung von Programmen autonom sein mussten. Zur Verhinderung eines 
sog. Staatsrundfunks durften Veranstalter nicht vom Staat gelenkt bzw. 


219 So etwa GYGI, Monopolisierte Massenmedien, S.90f.; ähnlich SCHÜRMANN/NOBEL, 
Medienrecht, S. 90; vgl. dazu MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 36 f.; vgl. 
m.w.Verw. MÜLLER, Landesbericht, Fn. 147. 


220 BGE981a73, E.3.c), S.82; vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 37; 
PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.13. 


221 BGE981a73,E.3.c), S.82. 


222 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S. 223; vgl. BGE 98 la 73, E.3.c), S.82; AUER/ 
MALINVERNI/HOTTELIER, Droit constitutionnel, Rz. 594. 


223 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S. 224. 
224 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S. 222. 
225 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.134. 
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beherrscht sein, weshalb sie aus der staatlichen Verwaltung auszugliedern 
waren.226 Allerdings wollten ein Teil der Lehre wie auch das Bundesgericht 
diese Garantien nicht im Sinne einer Radio- und Fernsehfreiheit verstanden 
wissen, da dadurch eine übermässige Beeinflussung der öffentlichen Mei- 
nungsbildung durch die SRG befürchtet wurde.227 Dementsprechend sollte 
sich die SRG nicht aufeine Radio- und Fernsehfreiheit berufen können, son- 
dern vielmehr lediglich wie die Gemeinden autonom228 bzw. «unabhängig 
in Ausrichtung auf die Verwirklichung eines öffentlichen Auftrages» sein.229 
Während Freiheitsrechte im privaten Bereich «private Beliebigkeit und damit 
auch privaten Egoismus innerhalb rechtlicher Schranken gestatten»,230 ge- 
währleistet Autonomie im öffentlichen Bereich lediglich Gestaltungsfreiheit 
bzw. Unabhängigkeit in Ausrichtung auf das öffentliche Interesse bzw. bei 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und damit nur innerhalb des normativ 
gesetzten Rahmens.231 Gemäss diesem Teil der Lehre sollte Art. 55° Abs. 3 
aBV keine subjektiven Rechte einräumen, sondern lediglich als eine an den 
Staat gerichtete objektiv-rechtliche Organisationsnorm aufzufassen sein.232 

Vor diesem Hintergrund wurde in den parlamentarischen Beratungen 
auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Verankerung der «Freiheit» der Pro- 
grammgestaltung verzichtet und die Formulierung der «Autonomie» in der 
Gestaltung von Programmen vorgezogen.233 Dabei wurde die zusätzliche 
Verankerung der «Unabhängigkeit» von Radio und Fernsehen deshalb für 


226 Vgl. m.w.Verw. etwa DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.45; SCHÜRMANN/NOBEL, 
Medienrecht, S. 88f.; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 441. 


227 SoGYGI, Monopolisierte Massenmedien, S. 91 f.; ähnlich SCHÜRMANN/NOBEL, Medien- 
recht, S.90 und Fn. 48; vgl. dazu MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 36. 
Dabei befürchteten linke Kreise eine zu starke Kommerzialisierung von Radio und 
Fernsehen und rechte Kreise eine zu linke Berichterstattung im Rundfunk (vgl. m.w. 
Verw. BARRELET, Politique, Fn. 2; GROB, Programmautonomie, S.108; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 2. Kap., N153). 


228 Vgl. zu dieser Analogie MORAND, Liberté de information, S. 73; GYGI, Ausführungen, 
S. 228; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 443 f.; ähnlich SCHÜRMANN/NOBEL, 
Medienrecht, S. 89f. und S. 98f. 

229 HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S. 124. 

230 HANGARTNER, Grundzüge, S. 175. 

231 Vgl. MORAND, Liberté de l’information, S.73; GYGI, Ausführungen, S.228; ähnlich 
SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, S.89f. und S. 98f.; vgl. ausführlich zum Unter- 
schied zwischen grundrechtlicher Freiheit und Autonomie HANGARTNER, Grund- 
züge, S.173ff. 

232 So etwa SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, S.90 und Fn. 48; vgl. auch ausführlich 
VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 442 ff.; vgl. dazu GROB, Programmauto- 
nomie, S.103; MORAND, Liberté, S.7. 

233 Vgl. AB NR 1983, S. 1364; AB SR1984, S. 57 f.; vgl. dazu BARRELET, Libertés, Rz. 30; PE- 
DUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 14; SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, S. 90. 
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notwendig erachtet, da die Rundfunkveranstalter anders als diegrundrecht- 
lich geschützte Presse nicht bereits «ex definitione» staatsunabhängigseien.23% 

Diese Sichtweise der Kritiker einer Radio- und Fernsehfreiheit war ge- 
prägt von deren einseitigem Verständnis als subjektives Recht.235 Ein anderer 
Teil der Lehre hingegen vertrat wie auch der Bundesrat in seiner Botschaft 
zu Art. 55° aBV im Lichte des demokratiefunktionalen Medienverständnis- 
ses eine differenzierte, funktionale Betrachtung der Rundfunkfreiheitund ord- 
nete dieser sowohl objektiv- als auch subjektiv-rechtliche Komponenten zu.236 
Aufdie subjektiv-rechtliche Dimension von Art. 55° Abs. 3 aBV wies auch die 
systematische Einreihung des Artikels im Grundrechtsteil der aBV im An- 
schluss an die Pressefreiheit hin.237 Dieser Auffassung nach sollte der an den 
Staat gerichtete Art. 55° Abs. 2 aBV den «Schutz der freien Bildung der öffent- 
lichen Meinung», den «Schutz des Publikums vor Indoktrination und einsei- 
tiger Informationsvermittlung» und das «Recht des Publikums auf Empfang 
aller öffentlich zugänglichen Darbietungen des In- und Auslandes» gewähr- 
leisten und widerspiegelte entsprechend die objektiv-rechtliche Seite der 
Rundfunkfreiheit. Demgegenüber wies Art. 55° Abs. 3aBV über die «Unab- 
hängigkeit der Veranstalter von der öffentlichen Verwaltung und von mäch- 
tigen gesellschaftlichen Gruppen» sowie die «Freiheit der Veranstalterin der 
Gestaltung der Programme im Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben» 
sowohl objektiv- als auch subjektiv-rechtliche Bezüge auf. 238 In ihrer objek- 
tiv-rechtlichen Dimension gewährleisteten die Garantien von Art. 55° Abs. 3 
aBV einen sowohl von staatlicher als auch von privater Einflussnahme freien 
Raum und traten somit als Sicherung zur Einschränkung der Rundfunkfrei- 
heit durch den Leistungsauftrag hinzu.239 Die beiden Garantien waren in die- 
sem Kontext «Voraussetzung sachgemässer Erfüllung der Aufgaben des Rund- 
funks», ohne welche insbesondere die Förderung der freien Meinungsbildung 


234 Vgl. SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, Fn. 43. 
235 Vgl. MÜLLER, Landesbericht, S. 263; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 37. 


236 SoetwaDUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 44; GROB, Programmautonomie, S.115ff.; 
MORAND, Liberté, S. 17; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 39; vgl. ausführ- 
lich BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 923 ff; vgl. bereits diein 
der Botschaft zum Verfassungsartikel 1973 erhobenen Postulate in BUNDESRAT, Bot- 
schaft Verfassungsartikel 1973, S. 1283 ff.; vgl. dazu MÜLLER, Landesbericht, S.264 ff. 

237 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art.93 BV, Fn.11. 

238 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 924 und S. 949 f.; DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S. 45 ff.; GROB, Programmautonomie, S. 115; MÜLLER/GROB, 
Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 39. 

239 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 44; MORAND, Liberté, S. 17; vgl. BUNDESRAT, Bot- 
schaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 949; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis 
aBV, N63. 
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und der Meinungsvielfalt nicht möglich wäre.240 Indem der Staat auch die 
Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen gegenüber Privaten gewährleisten 
musste, trat er gleichzeitig auch als «Garant der Freiheit», als «defensor liberta- 
tis» auf.241 Zugleich richteten sich die Teilgarantie der Unabhängigkeit gegen- 
über den Staatsowie die Programmautonomie auch gegen den Staat und wie- 
sen daher ebenfalls eine subjektiv-rechtliche Dimension auf.242 

Mit anderen Worten beinhalteten die Garantien der Staatsunabhängig- 
keit und der Programmautonomie weder ein blosses Abwehrrecht gegen den 
Staatnoch schlossen sie jegliche staatliche Tätigkeit im Bereich von Radio und 
Fernsehen aus. Vielmehr garantierten sie, dass der Staat bei der Gewährleis- 
tung der Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrags die Pro- 
gramme nichtselbst veranstaltete oder beeinflusste, um letztlich — und hierin 
kommt das primär funktionale Verständnis der Garantien der Staatsunab- 
hängigkeit und der Programmautonomie zum Vorschein - die verfassungs- 
konforme Erfüllung des Leistungsauftrags zu gewährleisten.243 Entspre- 
chend wurde Art. 55” aBV von diesem Teil der Lehre als «Radio- und Fernseh- 
freiheit» bzw. als «dienende Freiheit» schweizerischer Prägung bezeichnet, 
welche der deutschen Ordnung weitestgehend nachempfunden war.244 


D. Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) 


Im Kontext der in 55° Abs. 3 aBV festgehaltenen Garantien der Unabhängigkeit 
und Programmautonomie von Radio und Fernsehen kam der in Art. 55° Abs. 5 
aBV vorgesehenen unabhängigen Beschwerdeinstanz (UBI) eine wichtige 
Funktion zu.245 Diese sollte die Programmgestaltung namentlich hinsichtlich 
derimLeistungsauftrag enthaltenen Leitlinien der Sachgerechtigkeit und der 
Ausgewogenheit prüfen, womit die Aufdeckungvon durch einseitige Einfluss- 
nahme bewirkten Informationsverzerrungen sichergestellt werden konnte.246 


240 HESSE, Ordnung, S.155; vgl. GROB, Programmautonomie, S. 116; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 46. 


241 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 949; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 45; GROB, Programmautonomie, S.254; MORAND, Liberté, S.19; 
MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N63. 


242 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel1981, S. 949 f.; MORAND, Liberté, 
S. 18; vgl. auch DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 45; GROB, Programmautonomie, 
S.116; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N63 und 64f. 

243 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 949; GROB, Programm- 
autonomie, S.116; vgl. ausführlich DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 44 ff. 


244 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 44; GROB, Programmautonomie, S. 117. 


245 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.45. 


246 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 45; m.w.Verw. MÜLLER/GROB, Kommentar zu 
Art. 55bisaBV, N70. 
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Die UBI stellte ein quasirichterliches Organ dar,247 wobei mit deren Qualifi- 
zierung als «unabhängig» der besondere Schutz gegen staatliche und private 
Einflussnahme auf die Beschwerdepraxis sowie letztlich auf die Programmge- 
staltung betont werden sollte.248 

Lange Zeit konnte eine unabhängige Beschwerdeinstanz aufgrund der 
hierfür mangelnden verfassungsrechtlichen Grundlage und einer fehlenden 
entsprechenden Delegationsnorm im TVG nicht geschaffen werden.249 Die 
Sendungen wurden jedoch trotzdem auf ihre Rechtmässigkeit hin über- 
prüft.250So hatte auf der einen Seite die SRGeininternes Beschwerdeverfahren 
installiert, das 1979 in die Statuten aufgenommen wurde und sowohl die Ver- 
letzung von Konzessionsvorschriften als auch von internen Richtlinien zum 
Gegenstand hatte.251 Auf der anderen Seite bestand in der Möglichkeit einer 
Aufsichtsbeschwerde an das EVED ein externes Beschwerdewesen, das gestützt 
aufdie Konzession die Aufsicht über die Konzessionsanwendung erlaubte.252 
Eine Beaufsichtigung des Programms von Amtes wegen übte das EVED unter 
anderem mit Verweis auf die Staatsunabhängigkeit nur zurückhaltend aus.253 
Diese Praxis wurde mit der Begründungkritisiert, dass die Aufsicht über die 
SRG eine «Fremdkontrolle und Staatsaufsicht» über die Erfüllung einer auf- 
erlegten öffentlichen Aufgabe darstellen sollte, weshalb bei einer Verletzung 
von Konzessionsbestimmungen ein Einschreiten erst auf Anstoss des Publi- 
kums nicht ausreiche.25% Als Vorgängerin der UBI setzte das EVED 1979 eine 
Beschwerdekommission als Konsultativorgan ein, 255 die Aufsichtsbeschwer- 
den an Stelle der bisher als erste Instanz waltenden SRG beurteilen und dem 


247 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.159; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, 
N70. 

248 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 73. 

249 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.939f. 

250 MÜLLER, Landesbericht, S.255. 

251 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 938 f.; BUNDESRAT, Bot- 
schaft UBI, S. 108; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.153; m.w.H. MÜLLER, Landes- 
bericht, S. 255f. und Fn. 115; vgl. ausführlich zum SRG-internen Beschwerdeverfahren 
MÜLLER, Landesbericht, S.256 ff. 

252 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 938 f.; BUNDESRAT, Bot- 
schaft UBI, S. 108 f.; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.154; m.w.H. MÜLLER, Landes- 
bericht, S.256 und Fn. 116; vgl. ausführlich zum externen Beschwerdewesen MÜLLER, 
Landesbericht, S.258 ff. 

253 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 938; vgl. m.w.Verw. DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S.155. 


254 So etwa GYGI, Beschwerdewesen, S. 463 f.; vgl. dazu DUMERMUTH, Programmauf- 
sicht, S.155; MÜLLER, Landesbericht, S. 261. 

255 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.939; MÜLLER/GROB, 
Kommentar zu Art. 55bisaBV, N63; MÜLLER, Landesbericht, S.260. 
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Departement zum Entscheid weiterleiten sollte.256 Die Programmaufsicht 
durch die Verwaltung wurde jedoch als nur schwer mit der Staatsunabhängig- 
keit vereinbar erachtet.257 Vor diesem Hintergrund wurde die UBltrotznoch 
mangelnder verfassungsrechtlicher Grundlage bereits 1983 durch einen allge- 
meinverbindlichen Bundesbeschluss geschaffen2358 und die Programmauf- 
sicht damit aus der weiterhin durch das EVED wahrgenommenen allgemeinen 
Konzessionsaufsicht ausgegliedert.259 


IX. Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (aRTVG26°): 
1991 bis 2007 


Art. 55° aBV auferlegte dem Bund einen Gesetzgebungsauftrag.2$1 Direkti- 
ven zur gesetzlichen Regelung der Veranstaltung von Radio und Fernsehen 
waren insbesondere der in Art. 55° Abs. 2 aBV vorgeschriebene Leistungsauf- 
trag und die Sicherstellung der Unabhängigkeit und Autonomie von Radio 
und Fernsehen gemäss Art. 55° Abs. 3 aBV.262 So hatte der Bund auf dem 
Wege der Gesetzgebung unter Gewährleistung der Unabhängigkeit und Auto- 
nomie von Radio und Fernsehen ein Rundfunksystem zu gewährleisten, das 
gesamthaft die geforderten Leistungen erbringt.263 Für die Ausarbeitung 
eines Entwurfes für ein Radio- und Fernsehgesetz wurde 1984 eine Arbeits- 
gruppe aus primär verwaltungsinternen Mitgliedern zusammengesetzt.264 


A. Konzession als Gestaltungsinstrument 


Dem Gesetzesentwurflagein Anspruch des Staats zugrunde, die Rundfunk- 
ordnungim Sinne des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrages umfassend 


256 M.w.H. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.155f. 


257 BUNDESRAT, Botschaft UBI, S. 111; vgl. bereits RIKLIN, Programmfreiheit, S.52 und 
S.113f. 


258 M.w.H. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.156f.; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- 
und Fernsehartikel 1981, S.940. 


259 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.158f.; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis 
aBV, N77. 


260 Bundesgesetz über Radio und Fernsehen vom 21. Juni 1991. 


261 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 41; vgl. DUMERMUTH, Programmauf- 
sicht, S. 34. 


262 M.w.H. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 40f. 

263 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.34; vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis 
aBV, N 40f.; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 293 f. 

264 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 712; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.101; 
FURRER, Rundfunkbehörde, S. 431. 
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zu gestalten.265 Hierfür sollte an der Konzession als Gestaltungsinstrument 
festgehalten werden.266 Damit legalisierte das aRTVG grundsätzlich jenes 
System, das sich gestützt auf das SRG-Konzessionsregime und im Rahmen 
der lokalen Rundfunkversuche etabliert hatte.267 So bedingten der verfas- 
sungsrechtliche Leistungsauftrag und die Frequenzknappheit gemäss Bun- 
desrat, dass Radio und Fernsehen nichtgänzlich dem freien Marktüberlassen 
wurden, sondern dass deren Betrieb von einer staatlichen Erlaubnis abhän- 
giggemacht wurde.268 Zur Gewährleistung der Medienordnung im Sinne von 
Art. 55’ aBV eignetesich die Konzession besser als die Polizeibewilligung, da 
sie aufgrund ihrer sowohl vertraglichen als auch hoheitlich verfügten Ele- 
mente «Gestaltungsmöglichkeiten einräumt und rechtlich stabilere Bedin- 
gungen schafft».269 Dadurch wurden alle Radio- und Fernsehveranstalter 
Objekt staatlicher Steuerungsmassnahmen zur Erfüllung des in aRTVG kon- 
kretisierten Leistungsauftrags.?70 Dabei hatte die SRG den gesamten Leis- 
tungsauftrag zu erfüllen,27! und den übrigen Veranstaltern wurde die Pflicht 
auferlegt, dazu beizutragen, dass Radio und Fernsehen den Leistungsauftrag 
insgesamt erreichen können.?72 Als Konzessionsbehörde wurde der Bundes- 
rat eingesetzt, der die Konzessionserteilung für gewisse Veranstaltungen 
delegieren konnte.273 Da mit Ausnahme der SRG kein Veranstalter Anspruch 
aufeine Konzessionserteilung hatte, 274 verfügte der Bundesrat für die Ertei- 
lung der Konzessionen über einen weiten Ermessensspielraum.275 Im Gesetz 
waren zwar die Voraussetzungen der Konzessionserteilung aufgezählt, doch 
stellten einige davon «unbestimmte Rechtsbegriffe programminhaltlicher 


265 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $S. 1576; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
S.362. 


266 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $S.1576; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106. 


267 DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 362; SCHNEIDER, SRG-Monopol], S.126. 


268 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.720f.; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106; 
vgl. Art.10 Abs. 1aRTVG. 


269 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.720 f.; DUMERMUTH, Programmaufsicht, 
S.106. 


270 Vgl. Art.3, Art.4undArt.6aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1576; BUNDES- 
RAT, Botschaft RTVG 1987, S.720f.; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.107; DUMER- 
MUTH, Rundfunkregulierung, S. 362. 


271 Vgl. Art.26 Abs.2 aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 107. 


272 Vgl. Art.11 Abs. 1 lit. a aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 720f.; DUMERMUTH, 
Rundfunkregulierung, S. 362. 


273 Vgl. Art.10 Abs. 3aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 732; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.106. 


274 Vgl. Art.10 Abs.2, Art.26 Abs. 1 und Art.33 Abs.1aRTVG. 
275 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.720 und S. 732. 
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und publizistischer Natur» dar.276 Die überwiegende Lehre stand diesem Hand- 
lungsspielraum vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich gewährleiste- 
ten Staatsunabhängigkeit kritisch gegenüber, 277 zumal zudem die Konzessi- 
onsentscheide des Bundesrats vom Bundesgericht nicht überprüft werden 
konnten. 278 Unter dem Gesichtspunkt der Staatsunabhängigkeit und Autono- 
mie ebenfalls als kritisch erachtet wurde jene Bestimmung, die bereitsin der 
SRG-Konzession und der RVO aufgeführt war und wonach der Bundesrat als 
Konzessionsbehörde die Veranstalter anweisen konnte, behördliche Erklä- 
rungen zu verbreiten oder einer Behörde angemessene Sendezeit einzuräu- 
men, damit sich diese äussern konnte.279 


B. Drei-Ebenen-Modell 


Das aRTVG basierte auf dem bereits mit der Einführung des lokalen Rund- 
funks etablierten Drei-Ebenen-Modell, mit welchem dem föderalistischen 
Aufbau und der marktwirtschaftlichen Orientierung der Schweiz Rechnung 
getragen werden sollte.280 So hatte die Versuchsphase im Rahmen der RVO 
ein Bedürfnis nach lokalem Rundfunk erwiesen, 28! weshalb auf lokal-regio- 
naler Ebene die Zulassung einer Vielzahl privater Veranstalter vorgesehen 
und damit ein Wettbewerbsmodell angestrebt wurde.282 In ihrer Tätigkeit 
waren die Veranstalter allerdings nicht völlig frei, sondern sie hatten zur 
Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrags beizutragen und 
entsprechend in ihrem Versorgungsgebiet eine vielfältige und sachgerechte 
Information über lokale Anliegen und Themen zu vermitteln.283 In Regionen 
ohne lokalen Veranstalter sollte die Erfüllung des verfassungsrechtlichen 


276 Vgl.Art.11aRTVG;m.w.H. GROB, Programmautonomie, S. 271; vgl. WIDMER-SCHLUMPF, 
Konzession, S.46 und S. 49f. 


277 Soetwa BARRELET, Politique, S.137; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106; GROB, 
Programmautonomie, S.273f.; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.143; offenge- 
lassen in BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 720 und S. 732; FURRER, Regulierungs- 
behörde, S. 435f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S. 46 und S. 49f. 

278 Vgl.Art.99lit.dOG (Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 
16. Dezember 1943 [Bundesrechtspflegegesetz]); DUMERMUTH, Programmaufsicht, 
S.106; vgl. ausführlich GROB, Programmautonomie, S. 274 ff. 

279 Vgl. Art. 6 Abs. 3lit. caRTVG; krit. BARRELET, Politique, S. 141 und Fn. 31; DUMERMUTH, 
Programmaufsicht, S. 107£.; vgl. bereits §1 II. 

280 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $. 1577; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S.718f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.90; vgl. ausführlich ACKERET, Duales 
Rundfunksystem, S. 33 ff.; vgl. bereits §1 II. 

281 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 700 und S. 718. 

282 Vgl. Art.21aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 718 f.; DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S. 102 f.; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S. 131. 

283 Vgl. Art.3Abs.1lit. a und Art. 21 aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 102 f. und 
S. 107. 
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Leistungsauftrags durch die SRG erfolgen.284 Um die lokalen Anbieter zwecks 
Gewährleistung genügender publizistischer Leistungen vor übermässigem 
wirtschaftlichem Druck zu schützen, mussten diese zudem ihre Finanzierbar- 
keitglaubhaft machen, und die Versorgungsgebiete wurden so definiert, dass 
sie den Veranstaltern ausreichende Finanzierungsmöglichkeiten boten.285 
Damit erfolgte auflokaler Ebene trotz der Zulassung marktwirtschaftlich ori- 
entierter Veranstalter eine hoheitliche Marktaufteilung mit einem gewissen 
Konkurrenzschutz.286 

Da sich Rundfunkveranstalter auf nationaler sowie sprachregionaler 
Ebene hingegen verstärkt auch ausländischer Konkurrenz stellen mussten 
und der sprachregionale Marktin der Schweiz zudem derartklein war, sollte 
in diesem Bereich der nationalen Veranstalterin SRG eine besondere Stellung 
eingeräumt werden.287 Entsprechend auferlegte das aRTVG der SRG auf der 
einen Seite einen flächendeckenden Versorgungsauftrag288 und räumte ihr 
aufder anderen Seite einen Anspruch auf eine Konzession289 und als einziger 
nationaler Veranstalterin einen Anspruch auf Empfangsgebühren ein.290 
Zwar konnten nunmehr auch auf dieser Ebene andere Veranstalter als die SRG 
zugelassen werden. Allerdings durfte dadurch die Erfüllung des umfassen- 
den Leistungsauftrags der SRG nichtschwerwiegend beeinträchtigt werden, 
weshalb die Konzessionen mit entsprechenden Auflagen verbunden werden 
konnten.291 Damit bestand aufnationaler Ebene zwar weiterhin kein staatli- 
ches Monopol der SRG, doch war ein echter wirtschaftlicher Wettbewerb auf- 
grund ihrer weitgehenden Pflichten und damit einhergehenden Privilegien 
nahezu ausgeschlossen.292 


284 Vgl. Art.26 Abs. 2lit.a und Art. 27 Abs. 4 aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S.719; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 103. 

285 Vgl. Art.11 Abs.1 lit. e und Art. 22 lit. b aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 
S.1576f.; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.736. 

286 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1577; vgl. auch GROB, Programmautonomie, 
S.64; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 46a. 

287 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.718f. 

288 Vgl. Art.27f. aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 737. 

289 Vgl. Art.26aRTVG. 

290 Vgl. Art.17aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 737 f.; DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S.103f.; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.132. 

291 Vgl. Art.31 Abs. 1 und Abs. 2 aRTVG; vgl. m.w.H. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S.738; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.104f.; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, 
5.132. 

292 DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.103; vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 719 
und 738; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S. 131f.; vgl. zur nationalen und sprach- 
regionalen Ebene auch GROB, Programmautonomie, S. 65; MÜLLER/GROB, Kommen- 
tar zu Art. 55bis aBV, N 46a. 
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Aufinternationaler Ebene wurde keine Beschränkung der Rundfunkveran- 
stalter vorgesehen.293 Abgesehen davon, dass die SRG Anspruch hatte auf 
eine Konzession zur Veranstaltungeines Radioprogramms für die Ausland- 
schweizer und zur Förderung der schweizerischen Präsenz und Anliegen im 
Ausland, 294 war die SRG in diesem Bereich den anderen Veranstaltern gleich- 
gestellt.295 


C. Beaufsichtigung der Rundfunkveranstalter und Organisation 
der SRG 


Durch den erwähnten Bundesbeschluss über dieunabhängige Beschwerdeins- 
tanz für Radio und Fernsehen, der mit Art. 55 Abs. 5 aBV eine verfassungs- 
rechtliche Grundlage erhielt, wurde die Beaufsichtigung des Rundfunksin eine 
allgemeine Konzessionsaufsicht und in eine Programmaufsicht aufgeteilt.296 
Mit Erlass desaRTVG wurde gesetzlich vorgesehen, dass die Mitglieder der für 
die Programmaufsicht zuständigen UBI vom Bundesrat gewählt werden und 
inihrer Tätigkeit an keine staatlichen Weisungen gebunden sind.29” An der 
Wahlder UBI-Mitglieder durch den Bundesrat wurde in einem Teil der Lehre 
Kritik geäussert, da der Exekutive dadurch nebst etwa der Konzessionierung 
der Rundfunkveranstalter eine weitere Schlüsselfunktion zukam. Eine Wahl 
der UBI-Mitglieder durch das Parlament wäre deshalb deren Unabhängigkeit 
von der Regierung und Verwaltung besser gerecht geworden.298 Andere 
Stimmen hingegen vertraten die Meinung, beieiner Wahlkompetenz des Par- 
laments würde die proportionale Verteilung der Sitze auf die Parteien zu 
stark an Gewicht gewinnen; für die Besetzung der UBI wäre zudem die Nomi- 
nierungjuristisch und journalistisch sachkundiger Personen von grosser 
Wichtigkeit, was am ehesten der Bundesrat als Wahlbehörde gewährleisten 
könne.299 Die allgemeine Aufsicht wurde dem neu geschaffenen Bundesamt 


293 Vgl. Art.35aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.105; KRUMMENACHER, Rund- 
funkfreiheit, S. 132. 


294 Vgl. Art.33 aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.105. 

295 Vgl. Art.35aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 737; DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S.105; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.132; vgl. zur internationalen 
Ebene auch GROB, Programmautonomie, S.65f.; MÜLLER/GROB, Kommentar zu 
Art.55bisaBV, N 46a. 

296 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.707; vgl. bereits $1 VIII. D. 

297 Vgl. Art. 58 Abs. 1 und Abs. 3aRTVG; GROB, Programmautonomie, S.294f.; KRUMMEN- 
ACHER, Rundfunkfreiheit, S.134. 

298 So GROB, Programmautonomie, S. 52 und S. 296; vgl. auch FUX, Programmaufsicht, 
S.186f. 


299 SoetwaDUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 161; RIKLIN, Aufsicht, S. 41; vgl. in Bezug 
auf die richterliche Unabhängigkeit EICHENBERGER, Richterliche Unabhängigkeit, 
S.222f. 
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für Kommunikation (BAKOM) übertragen, das die Einhaltung des Gesetzes, 
der Verordnung und der Konzession prüfte. Dabei wurden Überwachungs- 
massnahmen, die sich auf Produktion und Vorbereitung der Programme 
bezogen, und reine Zweckmässigkeitskontrollen etwa betreffend die Ge- 
schäftsführung und den Mitteleinsatz ausdrücklich verboten.300 Im Falle von 
Rechtsverletzungen konnte das BAKOM bzw. das Departement administra- 
tive Massnahmen ergreifen und die Konzession abändern, suspendieren oder 
widerrufen.301 Aus Gründen der Staatsunabhängigkeit und Autonomie wurde 
in der Lehre gefordert, die gesamte Aufsichtstätigkeit verwaltungsunabhängig 
zu gestalten und aufeine unabhängige Behörde zu übertragen.3%2 Ansonsten 
wurde die allgemeine Aufsicht jedoch als im Einklang mit der Staatsunab- 
hängigkeit erachtet, daZweckmässigkeitskontrollen explizit verboten waren 
und somit nur bei Rechtsverletzungen administrative Massnahmen ergriffen 
werden konnten, die ihrerseits eine abschliessende Aufzählung im Gesetz 
erfuhren. Gemäss der Lehre wurde die Staatsunabhängigkeit zudem dadurch 
wesentlich gestärkt, dass vorsorgliche Aufsichtsmassnahmen ausgeschlossen 
waren.303 

Hinsichtlich der Organisation der SRG wurde diese gesetzlich verpflich- 
tet, sich so zu organisieren, dass ihre Autonomie und Unabhängigkeit gewähr- 
leistet waren, sie wirtschaftlich geführt werden konnte, das Publikum in der 
Organisation vertreten und eine nationale Leitung und Koordination sicher- 
gestellt war.30 Weiter wurde jene Bestimmung ins Gesetz aufgenommen, 
wonach die SRG ihre Statuten dem EVED zur Genehmigung vorzulegen hat- 
te.305 Dadurch sollte die Durchsetzung der Statuten sichergestellt werden.306 
Schliesslich erhielt der Bundesrat die Kompetenz festzulegen, welche Mitglie- 
der leitender Organe der SRG von ihm gewählt oder bestätigt wurden.307 Auf 
die gesetzliche Festschreibung der genauen Anzahl wurde verzichtet mit der 


300 Vgl. Art. 56 Abs. 1aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 749; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.134; GROB, Programmautonomie, S.70 und S.294; KRUMMEN- 
ACHER, Rundfunkfreiheit, S.134. 

301 Vgl. Art. 67 Abs. 1aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 750; GROB, Programm- 
autonomie, S.70f. und 294; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.134f. 


302 Soetwa DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.134; vgl. sogleich §1 IX. E. 


303 GROB, Programmautonomie, S.295. 


304 Vgl. Art.29 Abs. ılit.abislit. daRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 737; DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S.66; GROB, Programmautonomie, S. 288. 


305 Vgl. Art. 29 Abs.2aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 66 und 124; GROB, Pro- 
grammautonomie, S. 288. 


306 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 737. 


307 Vgl. Art. 29 Abs. 3 aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 66 und S. 125; GROB, 
Programmautonomie, S. 288. 
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Begründung, dass sich die Organisationsstruktur der SRG aufgrund wandeln- 
der Verhältnisse ändern konnte.308 Während das staatliche Genehmigungs- 
recht hinsichtlich der SRG-Statuten von der Lehre kaum kritisiert wurde, 309 
übte diesebesondereKritik an der bundesrätlichen «Blankovollmacht» bezüg- 
lich der Bestimmung seiner Wahl- und Bestätigungsrechte.310 So hätte der 
Bundesrat dadurch die Möglichkeit, über die Hälfte der leitenden Organmit- 
glieder zu wählen bzw. zu bestätigen, was im Lichte der Staatsunabhängig- 
keit unzulässig sei.3!1 Gemäss der SRG-Konzession aus dem Jahr 1992 wählte 
der Bundesrat unter anderem den SRG-Präsidenten sowie 5 der 21 Mitglieder 
des Zentralrats und bestätigte weiterhin die Wahl des Generaldirektors.312 
Während die Ernennungsrechte aufgrund der Minderheitsverhältnisse als 
zulässig eingestuft wurden, 313 erachtete ein Teil der Lehre den Genehmigungs- 
vorbehalt hinsichtlich des Generaldirektors aufgrund von dessen bedeuten- 
der Position für klar unzulässig.314 


D. Finanzierung der Rundfunkveranstalter und Finanzaufsicht 


Die Finanzierungder Rundfunkveranstalter wurde vom aRTVG nicht abschlies- 
send geregelt.315 Ausdrücklich darin erwähnt wurden etwa die Empfangsge- 
bühren, die Werbung und das Sponsoring, 318 wobei als Neuerungen die grund- 
sätzlich zugelassene Radiowerbung und das Sponsoring zu nennen sind.317 
Die vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots besonders inter- 
essierenden Empfangsgebühren standen primär der SRG zu.318 Zudem konn- 
ten Lokalveranstalter einen Anteil der Empfangsgebühren erhalten, wenn in 


308 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.737f. 


309 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.291; ROSTAN, Service public, S.192; VONLANTHEN, 
Radio- und Fernsehfreiheit, S. 501. 


310 So GROB, Programmautonomie, S.292; MORAND, Liberté, S.24. 


311 GROB, Programmautonomie, S. 292; vgl. MORAND, Liberté, S.24; RIKLIN, Programm- 
freiheit, S. 54; offengelassen in DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 125; ROSTAN, Ser- 
vice public, S.193; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 500f. 


312 Vgl. GROB, Programmautonomie, S. 288 und S. 292. 

313 So GROB, Programmautonomie, S. 292. 

314 So GROB, Programmautonomie, S.292f.; vgl. MORAND, Liberté, S. 24; RIKLIN, Pro- 
grammfreiheit, S. 54f.; offengelassen in DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 125; 
ROSTAN, Service public, S. 193; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 501. 

315 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 721; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 108. 

316 Vgl. Art. 17 ff. aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 721; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 108. 


317 DUMERMUTWH, Programmaufsicht, S. 67. 


318 Vgl. 17 Abs.1aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 721; GROB, Programmauto- 
nomie, S. 278; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S. 133. 
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ihrem Versorgungsgebiet wie insbesondere in Berg- und Randregionen keine 
ausreichenden Finanzierungsmöglichkeiten vorhanden waren undanihrem 
Programm ein besonderes öffentliches Interesse bestand (sog. Gebührens- 
plitting).319 Dadurch wurde das auf lokaler Ebene eingeführte duale System 
weiter abgeschwächt, indem nebst der SRG auch Lokalveranstalter Gebüh- 
rengelder erhalten konnten.320 Die Höhe der Empfangsgebühren wurde vom 
Bundesrat festgesetzt, der dabei sowohl den voraussichtlichen Finanzbedarf 
der SRG für die Erfüllung ihrer Aufgaben und jenen der Lokalveranstalter als 
auch deren übrige Finanzierungsmöglichkeiten berücksichtigte.321 Alle zwei 
Jahre konnte die SRG dem Bundesrat einen Antrag auf Gebührenanpassung 
stellen.322 Von grosser Wichtigkeit insbesondere für die Lokalveranstalter 
war die Finanzierung über die Werbung,323 die von Gesetzes wegen allen 
Rundfunkveranstaltern offenstand.324 Das aRTVG enthielt Bestimmungen 
über den Inhalt und die zeitliche Verteilung der Werbung, 325 wobei der Bun- 
desrat in der Radio- und Fernsehverordnung (aRTVV326) und in den jeweili- 
gen Konzessionen weitere Werbebeschränkungen erlassen konnte.327 
Indem der Bundesrat die Gebührenhöhe festsetzte und Vorschriften über 
die Werbedauer erliess, hatteer die Möglichkeit, insbesondere die Einnahmen 
derSRG und damit deren Handlungsspielraum wesentlich zubeeinflussen.328 
So wurde der Bundesrat im Jahr 1978 vom Parlament unter anderem aufgrund 
des Vorwurfs der Linkslastigkeit der SRG aufgefordert, deren Gesuch um 
Gebührenerhöhung abzulehnen.329 Die Gebührenfestsetzung durch den Bun- 
desrat wurde im Lichte der Staatsunabhängigkeit des Rundfunks von einem 
Teilder Lehre kritisiert, der unter Vorbehalt einer staatlichen Intervention für 


319 Vgl. Art.17 Abs.2aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 734; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.103; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.133. 

320 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.243; vgl. zur Einführung eines abgeschwächten 
dualen Rundfunksystems auflokaler Ebene $1 VII. 

321 Vgl. Art.55 Abs.2 aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.126; GROB, Program- 
mautonomie, S.278. 


322 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.282f. 
323 GROB, Programmautonomie, S.283; vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 8.722. 
324 Vgl. Art.18aRTVG; GROB, Programmautonomie, S.278f. 


325 Vgl. Art.ı8aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 722 und S.734f.; KRUMMEN- 
ACHER, Rundfunkfreiheit, S.133. 


326 Radio- und Fernsehverordnung vom 16. März 1992. 


327 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.722f.; DUMERMUTH, Programmaufsicht, 
S.126; m.w.H. GROB, Programmautonomie, S.278f. 


328 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.126; MÜLLER, Landesbericht, S.239. 


329 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER, Landesbericht, S.239f.; VONLANTHEN, Radio- und Fernseh- 
freiheit, Fn. 766. 
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Missbrauchsfälle eine Festsetzung der Empfangsgebühren durch die SRG330 
oder zumindest Sicherungen gegen missbräuchliche staatliche Einfluss- 
nahmen wie die Beschwerdemöglichkeit an das Bundesgericht forderte.331 
Gemäss GYGI hingegen sollte die obere Grenze der Gebührenhöhemit Blick auf 
die rechtsstaatlichen Grundsätze des Abgaberechts bereits aufgesetzlicher 
Ebene festgesetzt werden.332 

Im Rahmen der Finanzaufsicht über die von Empfangsgebühren profi- 
tierenden Veranstalter mussten diese jährlich den Voranschlagund die Rech- 
nung dem BAKOM bzw. dem Departement zur Genehmigung vorlegen und die 
Finanzplanung zur Kenntnis bringen, wobei im Falle der SRG deren Finanz- 
plan ebenfalls der Genehmigung unterlag.333 Aufsichtsmassstab war die 
wirtschaftliche Betriebsführung. 33% Mit der Rechnungsprüfung konnte die 
Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) beauftragt werden, wobei die An- 
wendbarkeit des Finanzkontrollgesetzes (FKG335) ausgeschlossen wurde, 336 
um eine vollständige Kontrolle von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 
Mittelverwendung bezogen auf Programminhalte zu verhindern.337 


E. Unabhängige Regulierungsbehörde 


Die Expertenkommission für eine Medien-Gesamtkonzeption schluginihrer 
Stellungnahme zum Gesetzesentwurf wiederholt die Schaffung einer unab- 
hängigen Rundfunkbehörde vor.338 Bereits der Bericht zur Medien-Gesamt- 
konzeption enthielt den Vorschlag, dass die Medienpolitikim Lichte der Medi- 
enfreiheit nicht Inhalt unmittelbarer Regierungspolitik sein könne, sondern 


330 Soetwam.w.Verw. BARRELET, Politique, S.143. 

331 SO GROB, Programmautonomie, S.282f.; offengelassen in DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S.126; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.148; MÜLLER, Landesbericht, 
S.239f.; VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 501; WIDMER-SCHLUMPF, Kon- 
zession, S. 96f. 

332 Vgl. GYGI, Verfassungsauftrag, S.19; krit. hingegen aufgrund der Gefahr erhöhter poli- 
tischer Einflussnahmen auf den Rundfunk durch das Parlament BARRELET, Poli- 
tique, Fn. 37; vgl. ausführlich zur behördlichen Zuständigkeit für die Finanzierung 
von Rundfunkveranstaltern §11 V. C. 

333 Vgl. Art. 56 Abs. 2 aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 749; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 127; GROB, Programmautonomie, S. 294. 

334 Vgl. Art. 56 Abs. 3 aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 749; GROB, Programm- 
autonomie, S. 294. 


335 Bundesgesetz über die eidgenössische Finanzkontrolle vom 28. Juni 1967. 


336 Vgl. Art. 56 Abs. 4aRTVG; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 127; GROB, Programm- 
autonomie, S. 294 und Fn. 112. 


337 M.w.Verw. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 127. 


338 M.w.Verw. FURRER, Rundfunkbehörde, S. 431f.; vgl. zur Erarbeitung der Medien- 
Gesamtkonzeption $1VI. 
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aus der Behördenstruktur auszugliedern sei.339 Vorgeschlagen wurde eine 
vom Bundesrat gewählte, aber ansonsten weisungsfreie Rundfunkbehörde 
nach dem Vorbild der Eidgenössischen Bankenkommission, die etwa für die 
Erteilung von Konzessionen, die Aufsicht über die Konzessionseinhaltung, 
die Wahlleitender Organe und die Genehmigung der Statuten der SRG zustän- 
digsein und bei der Verordnungsgebung mitwirken sollte.340 Dieser Vorschlag 
wurde jedoch vom EVED abgelehnt mit der Begründung, es handle sich bei 
der Konzessionserteilungim Rundfunkbereich um ausgesprochene Ermes- 
sensentscheide mit politisch-gestaltendem Charakter. Deshalb müssten sol- 
che Entscheide in die Zuständigkeit der politisch verantwortlichen Exekutive 
(Bundesrat und Departement) fallen, welche der Oberaufsicht der Bundesver- 
sammlung unterliegt.341 In der Vernehmlassung stiess diese Auffassung auf 
wenig Gegenwehr, 342 wasin der Lehre mit der generellen Haltung gegenüber 
der Exekutive in der Schweiz erklärt wurde. So führten die Vereinigung der 
wichtigsten politischen Strömungen und die Widerspiegelung der Hauptregi- 
onen des Landes im Bundesrat sowie die direktdemokratischen Instrumente 
dazu, dass das Risiko eines Machtmissbrauchs durch die Exekutive gemein- 
hin als kleiner erachtet wurde als in Ländern wie etwa Frankreich, den USA 
oder Grossbritannien, die alle unabhängige Behörden im Rundfunkbereich 
kennen.343 Zudem misstraute man in der Schweiz unabhängigen Behörden- 
kommissionen, da Fragen der Kontrolle und der Verwaltung als Kernkompe- 
tenzen der Regierung erachtet wurden. Entsprechend sollte die pyramidale 
bzw. hierarchische Struktur der Verwaltungnichtin vielfache unabhängige 
Behörden zerteilt werden.34 In diesem Sinne wurde mit dem Inkrafttreten 
des aRTVG keine unabhängige Rundfunkbehörde, sondern eine zusätzliche 
Verwaltungsabteilung geschaffen, das BAKOM.345 Damit sollten zum einen 


339 M.w.Verw. FURRER, Rundfunkbehörde, S. 430. 


340 M.w.H. FURRER, Rundfunkbehörde, S. 432f. In eine ähnliche Richtung ging der Vor- 
schlag der «Groupe d’&tude des Mass-Media» in einer 1982 veröffentlichen Studie, 
wonach zur Sicherung der Staatsunabhängigkeit der elektronischen Massenmedien 
ein vom Bundesrat unabhängiger Radio- und Fernsehrat zu schaffen sei (vgl. HERSCH/ 
BAUER/KÄGI/RÖÖSLI/SCHNYDER VON WARTENSEE, Freiheit, S.70 ff.; FURRER, Rund- 
funkbehörde, S. 433f.). 


341 Vgl.m.w.Verw. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106f. und S. 134; GROB, Programm- 
autonomie, S. 273; vgl. die ausführliche Begründung von FURRER, Rundfunkbehörde, 
S.435ff.; gl.M. GROB, Programmautonomie, S. 273; RIKLIN, Programmfreiheit, S. 53f.; 
krit. hingegen BARRELET, Politique, S.138; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106 
und S. 134; KRUMMENACHER, Rundfunkfreiheit, S.144. 

342 Vgl. m.w.Verw. BARRELET, Politique, S.138. 

343 Vgl. BARRELET, Politique, S.138; SIR, Autorité indépendante, S.152. 

344 SIR, Autorité indépendante, S.152. 

345 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1650; FURRER, Rundfunkbehörde, S. 437; 
vgl. soeben §1 IX. C. 
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die medienpolitischen Aktivitäten des Bundes, wie im Bericht zur Medien- 
Gesamtkonzeption gefordert, besser koordiniert werden.3*6 Zum anderen 
sollte mit der Schaffung des BAKOM dem erhöhten Entscheidbedarfgerecht 
werden, zuwelchem die vom aRTVG vorgesehene Zulassung weiterer Rund- 
funkveranstalter nicht nur auflokaler, sondern auch auf sprachregionaler, 
nationaler oder internationaler Ebene führen sollte.347 


F. Unabhängigkeit und Programmautonomie von Radio 
und Fernsehen 


Die in Art. 55™ Abs. 3 aBV garantierte Unabhängigkeit und Autonomie von 
Radio und Fernsehen fanden gemäss Botschaft Eingang in Art.6 aRTVG, 
wonach die Veranstalter in der Gestaltung ihrer Programme frei sind und 
dafür die Verantwortung tragen (Abs. 1), sie vorbehältlich anderslautenden 
Bundesrechtsnichtan Weisungen von eidgenössischen, kantonalen oder kom- 
munalen Behörden gebunden sind (Abs. 2) und niemand einen Anspruch auf 
die Verbreitung bestimmter Darbietungen und Informationen durch einen 
Veranstalter hat (Abs. 3).348 Die Tatsache, dass die Unabhängigkeit lediglich im 
Titelund nicht im Gesetzestext von Art. 6aRTVG festgehalten wurde, befand 
die Lehre nicht als problematisch.349 So hänge die verfassungsrechtlich garan- 
tierte Unabhängigkeit des Rundfunks «nicht von der sie statuierenden Ein- 
zelnorm ab, sondern von der gesetzlich vorgegebenen Ordnung im Ganzen, 
welche je nach konkreter Ausgestaltung die Freiheit sichert oder verhindert». 
Massgebend sei also allein, ob die Staatsunabhängigkeit von Radio und Fern- 
sehen als «Determinante des Gesetzesinhaltes» beachtet werde.350 


X. BV-Totalrevision sowie Revisionen des RTVG: 1999 bis 2019 
A. BV-Totalrevision 1999 (Art. 93 und Art. 17 BV) 


Im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung (BV351) im Jahr 1999 wur- 
de der Text von Art. 55° aBV fast gänzlich in den neuen Art. 93 BV überführt.352 


346 SAXER, Steinbruch, S.8. 


347 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, Fn. 53; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
S.362; FURRER, Rundfunkbehörde, S. 430; vgl. zum Drei-Ebenen-Modell$1IX.B. 


348 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.730. 
349 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.270. 


350 So GROB, Programmautonomie, S.270; vgl. zur Einführung der gesetzlichen Norm 
zur Staatsunabhängigkeit in Art. 3a RTVG §1 X. C. ; vgl. zu dieser Rechtsfrage im All- 
gemeinen §4 V. C. 1. f. und im Kontext des RTVG § 91. B. 

351 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999. 


352 AUBERT, Petit commentaire, Art. 93 BV, N3; COTTIER, Commentaire LRTV, Intr. gén., 
N58; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N3. 
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Trotz der inzwischen grösseren Anzahl von Rundfunkveranstaltern sollte 
aufgrund des öffentlichen Interesses an der Erfüllung der Aufgabe, die elek- 
tronischen Medien in einer demokratischen Gesellschaft zukommt, am ver- 
fassungsrechtlichen Leistungsauftrag festgehalten werden.353 Als neu präsen- 
tierte sich die Platzierung von Art. 93 BV ausserhalb des Grundrechtsteilsim 
Abschnitt über Energie und Kommunikation, womit diese Bestimmung pri- 
mär als «Zuständigkeitsvorschrift (Abs. 1) mit Rahmenbedingungen (Abs. 2 
und 4)» verstanden wurde.35? Zudem wurde der Beitrag zur Bildung in den 
Leistungsauftrag aufgenommen, welcher bis anhin als Element der kulturel- 
len Entfaltung aufgefasst wurde.355 Nach Ansicht des Parlaments sollte dieses 
Element besonders hervorgehoben und gerade das Fernsehen als Leitmedium 
zum Bildungsbeitrag verpflichtet werden.356 Schliesslich wurde in Art. 93 
Abs. 3 BV der Vorbehalt zugunsten des Leistungsauftrags gestrichen, womit 
das Verhältnis zwischen den Garantien der Staatsunabhängigkeit und der Pro- 
grammautonomie aufder einen und dem Leistungsauftragaufder anderen 
Seite nicht mehr als hierarchisch interpretiert werden konnte.357 

In engem Verhältnis zu Art. 93 BV stand der neu geschaffene Art.17 BV 
über die Medienfreiheit. Dieser Artikel vereinigte die bis anhin in Art.55 aBV 
enthaltene Medienform der Presse und die in Art. 55” Abs. 1aBV enthaltenen 
Gattungen Radio und Fernsehen sowie die anderen Formen Öffentlicher 
fernmeldetechnischer Verbreitung von Darbietungen und Informationen.358 
Der ausdrückliche Einschluss der Medienformen Radio und Fernsehen in 
den Schutzbereich der Medienfreiheit erfolgte mit Hinweis aufdie Rechtspre- 
chung zu Art. 10 EMRK359,360 In Verbindung mit Art. 17 BV stellte Art. 93 Abs. 3 
BV im Unterschied zum Regime des Art. 55°saBV unbestrittenermassen nicht 
mehr nur eine an den Staat gerichtete Organisationsbestimmung dar, sondern 


353 BUNDESRAT, Botschaft BV, S.273m.H. aufMÜLLER/MÜLLER, Grundrechte 2. Aufl.,S.203. 

354 ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N3. AUBERT hingegen hätte eine Einreihung 
in den Abschnitt über Bildung, Forschung und Kultur bevorzugt, dajene Bestimmun- 
gen ähnliche Leistungsmandate wie der Radio- und Fernsehartikel enthalten (vgl. 
AUBERT, Petit commentaire, Art. 93 BV, N 4). 

355 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.946f.; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 2. Kap., N160f.; ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N26. 

356 Vgl. MÜLLER/LOOSER, Meinungs- und Wirtschaftsfreiheit, S.23; ZELLER/DUMER- 
MUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N26. 

357 PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.138 und Fn. 44; vgl. AUBERT, Petit Com- 
mentaire, Art. 93 Cst., N 21. 


358 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N7; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N15. 


359 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 
1950. 

360 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 157; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 678; 
NOBEL/WEBER, Medienrecht, KAP. 2, N154; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, 
S.131; vgl. auch BGE 12211471, E. 4.b), S. 479. 
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wies auch individualrechtlichen Charakter auf.361 Die ursprünglich von einem 
Teil der Lehre rein objektiv-rechtlich verstandenen Garantien der Staatsun- 
abhängigkeit und der Programmautonomie erhielten somit durch Art. 17 BV 
ausdrücklich eine subjektiv-rechtliche Komponente.362 Diese individualrecht- 
liche Komponente des Art. 93 Abs. 3 BV ging dabeiin Art. 17 BV auf und wurde 
so zu einem Teil der Medienfreiheit.363 Die vorwiegend subjektiv-rechtliche 
Optik des Art. 17 BV wurde im Bereich von Radio und Fernsehen aufgrund des 
weiterbestehenden Leistungsauftrags von Art. 93 Abs. 2 BV allerdings weiter- 
hin durch eine stark objektiv-rechtliche Dimension ergänzt.364 Der verfas- 
sungsrechtliche Leistungsauftrag galt jedoch, anders als unter der Geltung 
von Art. 55° aBV von gewissen Autoren noch behauptet, nicht mehr als Um- 
grenzung einer blossen Autonomie der Veranstalter bei der Erfüllung des 
Leistungsauftrags, sondern als rechtfertigungsbedürftige Beschränkung der 
Medienfreiheit der Rundfunkveranstalter im Sinne von Art. 36 BV.365 


B. RTVG-Totalrevision 2006 
1. Paradigmenwechsel: Von der Konzessions- zur blossen Meldepflicht 
(duales System) 


Die Totalrevision des aRTVG im Jahr 2006 war geprägt durch den seit dessen 
Inkrafttreten voranschreitenden technologischen Wandel wie z.B. die Satel- 
litenverbreitung und den Ausbau der Kabelversorgung.366 Dadurch erhöhte 
sich die Zahl der in der Schweiz empfangbaren ausländischen Programme, 
die über diese Verbreitungswege keine knappen Frequenzen und somit auch 
keine schweizerische Konzession benötigten.367’ Durch diese Entwicklung war 


361 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S.159; DUBEY, Droits fondamentaux II, Rz. 2188; BIAG- 
GINI, Kommentar BV, Art. 17 BV, N 4; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 678. 


362 Vgl. BIAGGINI, Kommentar BV, Art. 17 BV, N 4; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfrei- 
heit, S.678; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 38; ZELLER/KIENER, BSKBV, 
Art. 17 BV, N1; vgl. zu den vorwiegend objektiv-rechtlich verstandenen Garantien der 
Staatsunabhängigkeit und der Programmautonomie unter dem Regime von Art. 55bis 
aBV §1 VIII. C. 


363 GRABER/STEINER, SGKBV, Art. 93 BV, N 22; vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfrei- 
heit. S. 678; SAXER, Kommunikationsverfassung, Rz. 12 und Rz. 32. 


364 ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 6; vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, 
S. 679; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 138. 


365 SoBIAGGINI, Kommentar BV, Art. 93 BV, N13; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, 
S. 679; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 20; vgl. hingegen TSCHENTSCHER/ 
LIENHARD/SPRECHER, Öffentliches Recht, Rz. 195 und Rz. 303, die Art. 93 Abs. 2 BV als 
verfassungsunmittelbare Grundrechtsbeschränkung betrachten; vgl. hierzu ausführ- 
licher §3 II. A. 


366 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1574. 


367 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1571, S. 1574 und S. 1580; DUMERMUTH, Rund- 
funkregulierung, S. 363. 
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die durch dasaRTVG angestrebte umfassende Gestaltung der schweizerischen 
RundfunklandschaftmittelsKonzessionserteilungenunmöglichgeworden.368 
Zudem wurden die schweizerischen Veranstalter durch das aufwändige Kon- 
zessionierungsverfahren und die Pflicht zur Erfüllung des Leistungsauftra- 
ges gegenüber der ausländischen Konkurrenz benachteiligt. Hinzu kamen im 
Vergleich zum Ausland strengere Werbe- und Sponsoringvorschriften.369 
Das neue RTVG sah deshalb einen Paradigmenwechsel vor, indem der ver- 
fassungsrechtliche Leistungsauftrag nicht mehr von allen Programmveran- 
staltern, sondern in erster Linie durch gezielte Aufträge mit entsprechender 
finanzieller Abgeltung erfüllt werden sollte.370 Eine Konzession benötigten 
somit nur noch jene Veranstalter, die entweder Empfangsgebühren oder zu 
Vorzugsbedingungen einen gesicherten Zugang zur knappen drahtlos-terres- 
trischen Verbreitungsinfrastruktur erhielten.371 Wer hingegen Programme 
lediglich über Satellit oder Kabel verbreitete und von keinen Empfangsge- 
bühren profitierte, konnte die Sendetätigkeit ohne Konzession bzw. ohneLeis- 
tungsauftragaufnehmen und unterlag lediglich einer Meldepflicht.372 Durch 
den Wegfall der Konzessionspflicht sollte den privaten Veranstaltern der 
Marktzugang erleichtert werden, wozu auch die Werbeordnung dem euro- 
päischen Niveau entsprechend gelockert wurde.373 


2. Ausbau des Rechtsschutzes 


Als weitere Neuerung der RTVG-Totalrevision ist der Ausbau des Rechts- 
schutzes im Bereich der Konzessionierung zu nennen, womit — ausser betref- 
fend die vom Bundesrat erteilte SRG-Konzession — der im Rahmen der Justiz- 
reform im Jahr 2000 eingeführten Rechtsweggarantie von Art.29a BV und 
dem Recht auf eine wirksame Beschwerde gemäss Art. 13 EMRK entsprochen 
werden sollte.374 


368 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1571, S.1574 und S. 1587f.; DUMERMUTH, Rund- 
funkregulierung, S. 363. 

369 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $S.1571undS.1590; vgl. WEBER, Kommentar RTVG, 
Einleitung, N 24. 

370 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1571; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, 
S.363. 

371 Vgl. Art.3 lit. b, Art. 38 und Art. 43 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1571f. 
und S. 1668; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 363. 

372 Vgl.Art.3lit.aRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1572; DUMERMUTH, Rund- 
funkregulierung, S. 363; HETTICH/BÜHLER, Konzession, $.108. 

373 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1572, S.1592 und S.1594f.; DUMERMUTH, Revision 
RTVG, S.243; HETTICH/BÜHLER, Konzession, S.108. 

374 Vgl. Art. 99 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1657£.; vgl. zur Kritik in der 
Lehre am mangelnden Rechtsschutz unter dem Regime des aRTVG $1IX. A. 
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3. Organisation der SRG 


Für dieSRG wurde neu die analoge Anwendung der aktienrechtlichen Prinzi- 
pien gesetzlich vorgesehen, womit jene nunmehr über eine Generalversamm- 
lung, einen Verwaltungsrat, eine Revisionsstelle und eine Geschäftsleitung 
verfügen musste.375 Die SRG-Statuten unterlagen weiterhin der Genehmigung 
durch das Departement.376 Allerdings wurde die umstrittene Bestimmung, 
wonach der Bundesrat die von ihm zu wählenden oder bestätigenden Mitglie- 
der leitender SRG-Organe festlegen konnte, unter Hinweis auf den Konflikt 
mit der Staatsunabhängigkeit und der Autonomie gestrichen.377 An Stelle 
dieser Bestimmung trat die Kompetenz des Bundesrats, bis zu einem Viertel 
der Verwaltungsratsmitglieder bestimmen zu können, um die politisch und 
föderalistisch ausgewogene Zusammensetzung des Verwaltungsrats sicher- 
zustellen.378 Da es beider Wahrnehmung dieser Kompetenz nach Ansicht 
des Bundesrats nicht darum gehe, «durch Abgeordnete des Bundes direkt auf 
die strategische Ausrichtung oder die Geschäftsführung der SRG Einfluss zu 
nehmen», wurde die Erteilung von Weisungen an die Verwaltungsratsmit- 
glieder ausgeschlossen.379 Schliesslich wurde ebenfalls mit Hinweis auf die 
Staatsunabhängigkeit und Autonomie der SRG vom Recht des Bundesrats zur 
Genehmigung der Wahl des Generaldirektors Abstand genommen.380 


4. Finanzierung 


Gleichzeitigmit dem Wechsel von der Konzessions- zur blossen Meldepflicht 
wurde das Finanzierungssystem der lokal-regionalen Veranstalter mittels 
Gebührenanteile um- und ausgebaut. So sollten Gebühren nicht mehr giess- 
kannenartig und nur für Lokalveranstalter aus Berg- und Randregionen mit 
im besonderen öffentlichen Interesse stehendem Programm, sondern zu 
einem erhöhten Anteil für bestimmte regionale Programmleistungen ausge- 
richtet werden.381 


375 Vgl. Art.32f. RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1611f.; WEBER, Kommentar 
RTVG, Art.2RTVG, N1. 


376 Vgl. Art. 31 Abs. 2 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1612. 
377 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612. 


378 Vgl. Art. 33 Abs. 1 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; WEBER, Kommen- 
tar RTVG, Art. 33RTVG, N4. 

379 Vgl. Art. 33 Abs. 3 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612 und S. 1697; WEBER, 
Kommentar RTVG, Art. 33 RTVG, N7f. 

380 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; WEBER, Kommentar RTVG, Art. 33 RTVG, 
N5. 


381 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1572, S. 1588, S. 1592, S. 1601 und S. 1619 f.; 
COTTIER, Commentaire LRTV, Intr. gén., N95. 
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Dabei sollte die SRG weiterhin den Grossteil der Gebührengelder erhalten, da- 
mitin Anbetracht der starken ausländischen Konkurrenz aufnationaler bzw. 
sprachregionaler Ebene die Erfüllung des Leistungsauftrags gewährleistet 
werden konnte.382 Auf dieser Ebene war die SRG somit weiterhin die einzige 
gebührenfinanzierte Programmveranstalterin.383 Damit diese entwicklungs- 
und wettbewerbsfähig bleiben konnte, wurde zudem die Möglichkeit des 
gebührenfinanzierten Erbringens nicht programmartiger bzw. linearer Leis- 
tungen durch die SRG ermöglicht — das sog. übrige publizistische Angebot 
(üpA) bzw. das Angebot auf Abruf-, soweit dies zur Erfüllung des Leistungs- 
auftrags notwendig war.384 Als Ausgleich wurde die SRG zum Schutz der nicht 
gebührenfinanzierten Medienunternehmen bei der Werbung und dem Spon- 
soring stärker eingeschränkt.385 Zudem wurde ihr die Veranstaltung regiona- 
ler Programme mit Ausnahme begrenzter regionaler Radioprogramme unter- 
sagt.386 Weiter sah das neue RTVG im Sinne des Art. 93 Abs. 4 BV dort Grenzen 
der kommerziellen Tätigkeiten der SRG vor, wo der Entfaltungsspielraum 
anderer Medienunternehmen bedroht war.387 Hintergrund dieser Vorschrift 
war die neue Konkurrenzsituation zwischen der SRG und nicht gebührenfi- 
nanzierten Anbietern im Online-Bereich, welche auf die Digitalisierung und 
die damit verbundene Verschmelzung des Rundfunk- und des Fernmeldebe- 
reichs -der sog. Konvergenz der Verbreitungswege, der Dienste und der End- 
geräte388 — zurückzuführen war.389 

Das neue RTVG sollte folglich zu vermehrtem Wettbewerb zwischen 
den Rundfunkveranstaltern führen, ohne dabeiden verfassungsrechtlichen 
Leistungsauftrag zu schwächen.390 Diese beiden Zielsetzungen der schwei- 
zerischen Rundfunkpolitik führten weiterhin zu einer nicht rein dualistisch 
ausgeprägten Rundfunkordnung, die entsprechend den kleinen, durch ein be- 
schränktes Werbeaufkommen und eine geringe Anzahl an Gebührenpflich- 
tigen gekennzeichneten schweizerischen Märkten sowohl die Gebühren- 


382 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1571f., S.1592 und S. 1594f. 

383 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1593. 

384 Vgl. Art.25 Abs. 3 lit. b RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $S.1602 und S. 1690. 
385 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1572, S.1592 und S. 1595. 

386 Vgl. Art.26 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1607f. 


387 Vgl. Art.29 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1572 und S. 1609f.; vgl. zum 
sog. Rücksichtsnahmegebot gemäss Art. 93 Abs. 4 BV bzw. Art. 55’ Abs. 4 aBV $1 
VI. 


388 Vgl. ausführlich BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1583f. und S. 1632. 
389 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1609. 


390 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1594; vgl. COTTIER, Commentaire LRTV, Intr. gén., 
N88ff. 
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unterstützung privater Veranstalter als auch die kommerzielle Finanzierung 
der SRG ermöglichte.391 


5. Unabhängige Regulierungsbehörde 


Der aufkommenden Konvergenzzwischen dem Rundfunk- und dem Telekom- 
munikationssektor sollte auch die Behördenorganisation angepasst werden, 
indem für beide Bereiche nur noch eine einzige, unabhängige Regulierungs- 
behörde zuständig sein sollte.392 Dabei war die Absicht, auch der im Jahr 2000 
ergangenen Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates Rechnung 
zutragen, wonach für die Konzessionierung und Aufsicht von Rundfunkpro- 
grammen eine unabhängige und fachkundige Regulierungsbehörde einge- 
setzt werden soll.393 Die neu zu schaffende Behörde sollte als verwaltungsun- 
abhängige Kommission für Fernmeldewesen und elektronische Medien die 
bereits verwaltungsunabhängige Kommunikationskommission (ComCom), 
die UBI und das BAKOM inkorporieren.394 Grundlegende medienpolitische 
Weichenstellungen wie die Erteilung der SRG-Konzession, die Rechtsetzung 
aufVerordnungsebene, die Gebührenfestsetzung und die Finanzaufsicht über 
die SRG sollten jedoch weiterhin beim Bundesrat als politischer Behörde bzw. 
beim Departement verbleiben.395 Da im Parlament jedoch Bedenken gegen 
eine solche «Superbehörde» geäussert wurden, blieb die bisherige Behörden- 
organisation weiter bestehen.396 


C. RTVG-Teilrevision 2013 


Mit der Teilrevision des RTVG im Jahr 2013 erfuhr das Gesetz weitere substan- 
zielle Änderungen, indem insbesondere die bisherige empfangsgeräteabhän- 
gige Gebührenpflicht in eine geräteunabhängige Abgabe für alle Haushalte und 


391 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1594f. und S. 1618 f.; DUMERMUTH, Revision 
RTVG, S.243; WEBER, Kommentar RTVG, Einleitung, N35ff.; vgl. zum abgeschwäch- 
ten dualen Rundfunksystem bereits $1IX.D. 


392 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1573, S.1589, S.1593 und S.1649f.; vgl. WEBER, 
Kommentar RTVG, Einleitung, N27 und Vorbem. zu Art.86-99 RTVG, N 4 ff. 


393 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1649; vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rundfunkbereich; 
WEBER, Kommentar RTVG, Vorbem. zu Art. 86-99 RTVG, N5; vgl. ausführlich zur 
genannten Empfehlung des Europarats $4 IV. C. 5. 


394 Vgl. ausführlich BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1649 ff. und S.1660; WEBER/ 
BIAGGINI, Behördenkommissionen, S. 34 ff. und S. 138 ff. 


395 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1573, S.1613, S.1651f. und Fn. 55; WEBER/ 
BIAGGINI, Behördenkommissionen, S. 41 f. 


396 Vgl. AB NR 2004, S 53f.; WEBER, Kommentar RTVG, Einleitung, N27 und Vorbem. zu 
Art. 86—99 RTVG, N6; COTTIER, Commentaire LRTV, Intr. gén., N 85; vgl. bereits zu 
den Bedenken gegen eine unabhängige Regulierungsbehörde bei der Einführung des 
aRTVG §1IX. E. 
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Betriebe umgewandelt wurde.397 Dieser Systemwandel wurde mit der Kon- 
vergenz begründet, die zur multifunktionalen Verwendung moderner Emp- 
fangsgeräte führte. Da Empfangsgeräte dadurch nicht mehr eindeutigeinem 
spezifischen Verwendungszweck zugeordnet werden konnten, taugten sie 
kaum mehr als Unterscheidungskriterium für die Gebührenpflicht.398 

Eine weitere Änderungerfuhr die Aufsichtüber dasüpA der SRG, die neu 
nicht mehr in die Zuständigkeit des BAKOM, sondern der UBI fiel.399 Die unter 
altem Recht gemäss Art. 86 Abs. 1 RTVG angenommene und vom Bundesver- 
waltungsgericht geschützte400 Zuständigkeit des BAKOM für die Beaufsich- 
tigung des üpA der SRG war von der Lehre mit Hinweis aufdie Medienfreiheit 
und die Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen kritisiert worden.401 

Schliesslich ist als weitere Neuerung die explizite Festschreibung der 
Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen in Art.3a RTVG zu nennen. 
Damit sollte nach Ansicht des Bundesrats nebst dem inhaltlichen Aspekt der 
Staatsunabhängigkeit, dem als Grundsatz der Programmautonomie bereits 
in Art. 6 RTVG Nachachtung verschafft wurde, auch der organisatorisch-struk- 
turelle Aspekt der Staatsunabhängigkeit gestärkt werden.402 Dieser Aspekt 
verbietet es dem Staat, «selber Rundfunkprogramme zu betreiben oder sich 
massgeblich in finanzieller oder organisatorischer Weise» an Veranstaltern zu 
beteiligen.403 Während die Durchsetzung dieses organisatorisch-strukturel- 
len Aspekts der Staatsunabhängigkeit unter der generellen Konzessionspflicht 
des aRTVG noch über die Konzessionierung gewährleistet werden konnte, 
sah sich das BAKOM nach Abschaffung der allgemeinen Konzessionspflicht 
einer fehlenden gesetzlichen Grundlage gegenübergestellt, um die organisa- 
torisch-strukturelle Staatsunabhängigkeit gegen den Willen lediglich melde- 
pflichtiger privater Veranstalter durchzusetzen.40% Dies wurde insofern als 
problematisch erachtet, als sich wiederholt regionale Veranstalter meldeten, 


397 Vgl. Art. 68 ff. RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4976 und S. 4981ff.; COTTIER, 
Commentaire LRTV, Intr. gén., N101f. 


398 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4983f. 


399 Vgl. etwa Art. 91 Abs. 3 lit. a*s RTVG; vgl. ausführlich BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
2013, S. 5014 ff. 

400 Vgl. BVGer, Urteil vom 21.4.2011, A-6603/2010; vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, 
5.5014. 

401 Vgl. GRABER/KERKES, Medienfreiheit, S.12ff.; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, 
S. 5014. 


402 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 6 LRTV, 
N4; vgl. hierzu ausführlich §3 I. G. 


403 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; vgl. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 6LRTV, 
N4. 


404 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019. 
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an welchen Gemeinden mehrheitlich beteiligt waren.405 In diesem Kontext 
ebenfalls zu nennen ist die noch unter dem Regime des aRTVG erfolgte Kon- 
zessionierung der Teleclub AG, in deren Rahmen lediglich eine Minderheits- 
beteiligung des Bundesunternehmens Swisscom AG an der Muttergesellschaft 
der Teleclub AG mit Art. 93 Abs. 3 BV für vereinbar befunden wurde.06 


D. Gescheiterter Vorentwurfeines Bundesgesetzes über 
elektronische Medien 


In Anbetracht der fortschreitenden Digitalisierung und der damit verbun- 
denen Wandelung der Nutzungsgewohnheiten weg von klassischen, linea- 
ren Rundfunkprogrammen hin zur flexiblen, mobilen und zeitversetzten 
Nutzung audiovisueller Angebote setzte der Bundesrat im Jahr 2016 eine Neu- 
ordnung der elektronischen Medienlandschaft in Gang.40” Während im Rah- 
men der Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 noch eine Regelung neuer 
Kommunikationsformen wie z.B. Online-Dienste vermieden werden und der 
Geltungsbereich des RTVG somit weiterhin lediglich herkömmliche, lineare 
Rundfunkprogramme umfassen sollte,408 erschien es gemäss der Ansicht 
des Bundesrats nicht mehr zeitgemäss, lediglich für das üpA bzw. das Ange- 
botauf Abruf der SRG einen Leistungsauftragerteilen zu können.209 Vielmehr 
sollten auch andere Anbieter online verbreiteter On-Demand-Inhalte von 
Abgabegeldern profitieren dürfen.410 Die Bedeutung von Konzessionen, die 
sich ausschliesslich auf die Verbreitung linearer Rundfunkprogramme bezo- 
gen, sollte daher relativiert und die elektronischen Medien sollten im Rahmen 
einer Umwandlung des RTVG in ein Bundesgesetz über elektronische Medien 
gesamtheitlich geregelt werden.411 Auch nach Ansicht der Eidgenössischen 


405 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019. 


406 Vgl. BJ, Gutachten Swisscom, S. 219 ff.; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; vgl. 
hierzu ausführlich 84 V. C. 2. f. dd. 


407 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft No-Billag-Initiative 2016, S. 8279; BUNDESRAT, Service- 
public-Bericht, S. 112; UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, S.11f. 


408 Vgl. Art.1Abs.ıRTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1572 und S. 1593. Als Pro- 
gramm gilt eine Folge von Sendungen, welche kontinuierlich angeboten, zeitlich 
angesetzt und fernmeldetechnisch übertragen sowie für die Allgemeinheit bestimmt 
sind (Art. 2 lit. a RTVG; vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1663f.; vgl. ausführlich 
zum Programmbegriff etwa CAPT, Comm. LRTV, Art. 2 LRTV, N 4 ff.). 


409 Vgl. Art.25 Abs. 3 lit. b RTVG; BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.112; vgl. zur Finan- 
zierung des üpA der SRG durch die Abgabe bereits $1X.B. 4. 

410 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.112f.; vgl. BUNDESRAT, Botschaft No-Billag-Ini- 
tiative 2016, S. 8279; UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, S. 11f. 


411 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft No-Billag-Initiative 2016, S. 8269 und S. 8279; BUNDESRAT, 
Service-public-Bericht, S. 112f. 
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Medienkommission (EMEK), einer 2012 vom Bundesrat eingesetzten ausser- 
parlamentarischen und unabhängigen Expertenkommission, welche die Be- 
hörden in Fragen der Medienpolitik berät, #12 sollten Leistungsaufträge nicht 
mehr abhängig von den linearen Verbreitungsvektoren Radio und Fernsehen 
erteilt werden.413 Mitte 2019 entschied sich der Bundesrat jedoch gegen die 
Einführung des Bundesgesetzes über elektronische Medien, da das Ergebnis 
der Vernehmlassung kontrovers ausgefallen war und insbesondere aufgrund 
der wirtschaftlich schwierigen Situation der Printmedien dringender Hand- 
lungsbedarfgeltend gemacht wurde. Entsprechend wurden stattdessen zur 
raschen Unterstützung von Online-Medien und der gedruckten Presse För- 
dermassnahmen erarbeitet, die nicht die Vergabe von Service-public- bzw. 
Leistungsaufträgen, 14sondern lediglich das Erfüllen bestimmter Anspruchs- 
kriterien voraussetzen sollten.415 


XI. Fazit 


Das Staatsunabhängigkeitsgebot ist für den Rundfunkbereich als Teilaspekt 
der Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen in Art. 93 Abs. 3 BV explizit fest- 
geschrieben. Die verfassungsrechtliche Garantie findet ihren historischen 
Ursprung darin, dass die Rundfunkveranstaltunganders als der Pressebetrieb 
lange Zeit von der Nutzung knapper Fernmeldefrequenzen abhängig und 
von einem hohen Finanzbedarf geprägt war. In Anbetracht dieser Sondersi- 
tuation war die Rundfunklandschaft anfangs ausschliesslich durch die fak- 
tische Monopolstellung der 1931 als nationale Anbieterin gegründeten SRG 
gekennzeichnet. Aufgrund deren demokratiepolitisch wichtiger Rolle wurde 
die Rundfunkveranstaltung.alsstaatliches Grundversorgungsmonopol bzw. als 
öffentliche Aufgabe ausgestaltet, die der SRG vom Bundesrat mittels Konzes- 
sion übertragen und mit Empfangsgebühren finanziert wurde. Damit sollte im 
Lichte der Meinungs- und Informationsfreiheit des Publikums dessen Schutz 
vor Indoktrination und einseitiger Information garantiert werden. Zu Beginn 
der 1980er-Jahre traten neben die SRG weitere konzessionierte Anbieter auf 
lokal-regionaler Ebene hinzu. Folge dieses rundfunkrechtlichen Konzessi- 
onssystems war, dass dem Bund durch die Umschreibung der zu erfüllenden 
Aufgabe in den Konzessionen und die Beaufsichtigung sowie Finanzierung der 


412 Vgl. hierzu; vgl. zu den ausserparlamentarischen Kommissionen Art. 57 ff. RVOG 
(Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 1997). 


413 EMEK, Antworten GeM, S.4. 


414 Vgl. zum Begriff des Service-public- bzw. Leistungsauftrags als Instrument zur Über- 
tragung öffentlicher Aufgaben $21. C. 4. c. dd. iii. 


415 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Massnahmenpaket Medien, S. 4487. 
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Aufgabenerfüllung zahlreiche Möglichkeiten der Einflussnahme auf die Rund- 
funkveranstalter eröffnet wurden. Insbesondere betreffend die SRG hatte der 
Bundesrat lange Zeit weitreichende Aufsichtsbefugnisse, so etwa die Befugnis 
zur Wahl der Mehrheit der Vorstandsmitglieder sowie zur Genehmigung des 
Generaldirektors. 

Bereits vor der verfassungsrechtlichen Verankerung des Staatsunabhän- 
gigkeitsgebots für den Radio- und Fernsehbereich hatte das Bundesgericht aus 
der ungeschriebenen Meinungs- und Informationsfreiheit abgeleitet, dass der 
Bund die als öffentliche Aufgabe ausgestaltete Programmveranstaltungnicht 
selbst erbringen durfte, sondern diese Tätigkeit an einen ausserhalb der Bun- 
desverwaltungstehenden Dritten übertragen musste, dem dabei eine weitge- 
hende Autonomie zu belassen war. Auch in der Lehre war unbestritten, dass 
die Rundfunkveranstalter zur Verhinderung eines sog. Staatsrundfunks nicht 
vom Staat beherrscht werden durften, weshalb sie aus der staatlichen Verwal- 
tung auszugliedern waren. 

Eingang in die Verfassung fand das Staatsunabhängigkeitsprinzip 1984 
mitder Annahme von Art. 55'aBV (heute: Art. 93 BV). Dadurch erhielt das Kon- 
zessionssystem eine verfassungsrechtliche Grundlage, wobei Kern des Arti- 
kels der dem öffentlichen Dienst der SRG nachgebildete und an das Gesamtsys- 
tem Radio und Fernsehen gerichtete Grundversorgungsauftrag war (Art. 550": 
Abs.2aBV). Als Gegensicherung zur Beschränkung der Meinungsäusserung 
an Radio und Fernsehen durch den Leistungsauftrag wurden in Art. 55 
Abs. 3 aBV die Unabhängigkeit und die Programmautonomie von Radio und 
Fernsehen garantiert. 

Aufgrund der Kontroverse, inwieweitder SRG in ihrer faktischen Monopol- 
stellungeinegrundrechtliche Freiheit einzuräumen war, wurde in Art. 55’saBV 
explizit nicht die «Freiheit» von Radio und Fernsehen, sondern bloss deren 
«Unabhängigkeit» und «Autonomie» in der Programmgestaltung«im Rahmen 
von Abs. 2» festgeschrieben. Entsprechend dieser Formulierungerblickteein 
Teil der Lehre in Art. 55° Abs. 3 aBV ausschliesslich eine objektiv-rechtliche 
Organisationsnorm bzw. Garantien der für den öffentlichen Bereich typischen 
Autonomie bzw. Unabhängigkeit innerhalb eines normativ gesetzten Rah- 
mens. Ein anderer Teil der Lehre sowie der Bundesrat hingegen ordneten 
Art. 55’®aBV im Sinne eines funktionalen Verständnisses der Radio- und Fern- 
sehfreiheit nicht nur objektiv-, sondern auch subjektiv-rechtliche Komponen- 
ten zu. Auf die subjektiv-rechtliche Dimension wies auch die systematische 
Einreihung des Artikelsim Grundrechtsteil der aBV im Anschluss an die Pres- 
sefreiheit hin. Dieser Auffassung nach richtete sich Art. 55° aBV insoweitan 
den Staat, als dieser die Erfüllung des Leistungsauftrags sicherstellen (Abs. 2) 
und dabei gleichzeitig dieProgrammautonomie und die Unabhängigkeit der 
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Veranstalter gegenüber dem Staat- also ohne die Programme selbst zu veran- 
stalten oder zu beeinflussen - sowie gegenüber Privaten gewährleisten musste 
(Abs. 3). In dieser objektiv-rechtlichen Dimension waren die Garantien der 
Unabhängigkeit und der Programmautonomie unabdingbare Voraussetzun- 
gen für die verfassungskonforme Erfüllung des Leistungsauftrags - insbeson- 
dere die Förderung der freien Meinungsbildung und der Meinungsvielfalt — 
und daher primär funktional zu verstehen. Gleichzeitigrichteten sich die Teil- 
garantie der Staatsunabhängigkeit und die Programmautonomie gemäss 
dieser Auffassungauch gegen den Staat und wiesen daher ebenfalls eine sub- 
jektiv-rechtliche Dimension auf. 

Alsim Rahmen der Totalrevision der BV 1999 nebst der Presse auch Radio 
und Fernsehen in den Schutzbereich der Medienfreiheit gemäss Art. 17 BV 
integriert wurden, erhielt die neuin Art. 93 Abs. 3 BV festgeschrieben Garan- 
tie der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen ausdrücklich eine 
subjektiv-rechtliche Komponente und wurde zu einem Teil der allgemeinen 
Medienfreiheit. 


$2 Verfassungsdogmatische Einordnung des 
Staatsunabhängigkeitsgebots 


Im Folgenden ist zu erläutern, wie das Gebot der Staatsunabhängigkeit der 
Medien verfassungsdogmatisch einzuordnen ist. Zuerst ist diegrundrecht- 
liche Verankerung des Staatsunabhängigkeitsprinzips in der subjektiv- und 
objektiv-rechtlichen Dimension der Medienfreiheit darzulegen ($21.). Danach 
wird analysiert, inwieweit der Staatsunabhängigkeitsgrundsatz in weiteren 
Verfassungsprinzipien wie dem Demokratieprinzip und dem Grundsatz der 
politischen Chancengleichheitsowie dem Gewaltenteilungsgebot eingeordnet 
werden kann ($211.). 


I. Grundrechtliche Verankerung des 
Staatsunabhängigkeitsgebots 


A. Staatsunabhängigkeit des öffentlichen Kommunikations- 
prozesses: Öffentliche Meinungsbildung in Freiheit vom Staat 


Das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der Medien, wie es für Radio und Fern- 
sehen in Art. 93 Abs. 3 BV explizit festgehalten ist, gründet in erster Liniein den 
grundrechtlich gewährleisteten Kommunikationsfreiheiten, insbesonderein 
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der Medienfreiheit gemäss Art. 17 BV.416 Grundtatbestand der Kommunika- 
tionsgrundrechte ist die Meinungs- und Informationsfreiheit, #17 die nebst 
der Bildung und Äusserung der Meinung durch jeden Einzelnen (individuelle 
Dimension) auch die Meinungsbildungin der Öffentlichkeit (gesellschaftliche, 
demokratische Dimension) vor staatlicher Beeinflussung schützt.418 

Die freie Meinungsbildung ist gemäss Rechtsprechung des deutschen 
Bundesverfassungsgerichts «schlechthin konstituierend für die freiheitlich- 
demokratische Ordnung».419 Dessen Auffassung nach ist es den Staatsorga- 
nen grundsätzlich verboten, «sich in Bezug auf den Prozess der Meinungs- und 
Willensbildung des Volkes zu betätigen, [weshalb] dieser Prozess also grund- 
sätzlich «staatsfrei» bleiben muss».420 Kommunikationsfreiheit bedeutetsomit 
vorerst und insbesondere Freiheit vom Staat.*2! Auch der Schweizerische Bun- 
desrat hielt in seiner Botschaft zu Art. 55’ aBV fest, dass sich durch «einen 
vom Staat unbeeinflussten Kommunikationsprozess [...] eine «öffentliche Mei- 
nung bilden können [soll], ohne die [...] eine demokratische Regierungsform 
undenkbar wäre».422 Letztlich gilt es die vom Philosophen HOBBES beschrie- 
bene und von einem absolutistischen Politikverständnis geprägte Meinungs- 
bildung «von oben nach unten» bzw. von den Staatsorganen hin zum Volk zu 
verhindern, wonach «eine gute Lenkung der menschlichen Handlungen, die 
Frieden und Eintracht unter ihnen bewirken soll, [...] in einer guten Lenkung 
ihrer Meinungen [besteht]».423 Dem Staat muss es folglich verboten sein, die 


416 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N12; MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, 
S.7;vgl. auch SAXER, Kommunkationsverfassung, Rz.12 und Rz. 32f.; ZELLER/DUMER- 
MUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 31f.; vgl. aus dem deutschen Verfassungsrecht die Herlei- 
tung des Prinzips aus der Rundfunk- bzw. aus der Pressefreiheit etwa BVerfGE 12, 205 
(262f.); BVerfGE 20, 162 (174 ff.); REFFKEN, Politische Parteien, S.269; vgl. auch BAM- 
BERGER, Vierte Gewalt, S.322; CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S. 9; HOFFMANN-RIEM, 
Kommunikationsfreiheiten, Rz. 155; HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz. 57; JARASS, 
Massenmedien, S. 193 f.; SCHULZ, Kommunikationsverfassung, S. 464 ff.; vgl. ausführ- 
lich zum Ursprung der Staatsfreiheit des Rundfunks in der Rundfunkfreiheit GERS- 
DORF, Staatsfreiheit, S. 40, S.50 und S. 78f. 


417 Vgl. statt vieler PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.112f. 


418 Vgl. eingehend PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 52 ff.; SCHAUB, Politische 
Chancengleichheit, S.344ff.; vgl. auch SCHEFER, Kommunikationsgrundrechte, 
Rz. 5ff.; NOBEL/WEBER, Medienrecht, Kap. 2, N7. 


419 BVerfGE, 7, 198 (208); vgl. KÜBLER, Medien, S. 52. 


420 BVerfGE20, 56 (99); vgl. DEGENHART, Kommunikationsprozess, S.326; GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S. 67. 


421 Vgl. aus der deutschen Literatur etwa DEGENHART, BK GG, Art. 5 Abs. 1und 2 GG, N 63; 
DEGENHART, Kommunikationsprozess, S. 324f. 


422 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 924. 


423 Vgl. aus der deutschen Literatur m.w.Verw. SCHULZ, Kommunikationsverfassung, 
S.464f. 
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öffentliche Kommunikation zu steuern und dadurch die Meinungsbildung der 
Bürger zu lenken.#24 


B. Staatsunabhängigkeit der Medien als Teil der 
institutionellen Medienfreiheit (subjektiv-rechtliche Dimension) 
1. Einleitende Bemerkungen 


Bereits der U.S.-amerikanische Politiker JEFFERSON hielt fest: «Where the 
press is free, and every man able to read, all is safe.».425 Im Rahmen der er- 
wähnten demokratischen Dimension der Kommunikationsfreiheiten — der 
öffentlichen Meinungsbildung - spielen die Medien insofern eine besondere 
Rolle, als sie durch die Vermittlung von Informationen zur Bildung der öffent- 
lichen Meinung und dadurch zur Kontrolle staatlicher und gesellschaftlicher 
Macht beitragen.426 Die Medienfreiheit ist in diesem Sinne eine Ausprägung 
der Meinungs- und Informationsfreiheit und unterstreicht das instrumentelle 
Wesen der Medien, 227 weshalb die Medienfreiheit auch alsfunktionelles Grund- 
recht bezeichnet wird.428 Ursprünglich diente die Medienfreiheit denn auch 
primär dazu, den Informationszugang der Bevölkerung zu gewährleisten, 
um deren Bedürfnis nach Information Rechnung zu tragen. Entsprechend 
hielt Art.7 der helvetischen Verfassung von 1798 fest, dass die Pressefreiheit 
eine natürliche Folge des Rechtes ist, dasjeder hat, Unterricht zu erhalten.229 
In präventiver Hinsicht nehmen die Medien durch die Filterung von Infor- 
mationen die Funktion eines Torwächters («gatekeeper») ein und beeinflus- 
sen dadurch die öffentliche Meinung (Meinungsbildungsfunktion).430 In 


424 Vgl. m.w.H. FROWEIN, EMRK-Komm., Art. 10 EMRK, N3; MÜLLER/SCHEFER, Gutachten 
Swisscom, S.7; NOBEL/WEBER, Medienrecht, Kap. 2, N 51; vgl. aus der deutschen Lehre 
etwa HOFFMANN-RIEM, Rundfunkfreiheit, S. 16. 


425 Vgl. BEZEMEK, Unabhängigkeit, S.24 m.Verw. auf JEFFERSON, Letter, S. 394. 


426 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.57f.; vgl. auch BELSER/WALDMANN, 
Grundrechte I, Kap. 5, N35; KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, $21, N5; 
AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, Droit constitutionnel, Rz. 581f.; vgl. aus der österrei- 
chischen Lehre etwa HOLOUBEK, Rundfunkfreiheit, S. 21. 


427 Vgl. BGE981a73, E.3.b), S.79f.; BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art.17 BV, N15; vgl. zur 
Medienfreiheit als «Tochtergrundrecht» bzw. als blossem Unterfall der Meinungs- und 
Informationsfreiheit ausführlich PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 113 ff. 


428 Vgl. zur Funktionalisierung der Medienfreiheit aus der deutschen Lehre etwa HOFF- 
MANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz. 28; KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 65. 


429 Vgl. BELSER/WALDMANN, GrundrechteII, Kap. 5, N35; KIENER/RÄLIN/WYTTENBACH, 
Grundrechte, $21, N4. 


430 Vgl. für die Presse etwa BGE 104 la 377, E.3.a), S.379; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 
Kap.1, N19f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 57 ff.; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Medienfreiheit, S. 438; vgl. aus der deutschen Lehre etwa KLOEPFER, Öffent- 
liche Meinung, Rz. 39. 
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nachträglicher Hinsicht ermöglichen die Medien als Informationsvermittler 
die öffentliche Kontrolle staatlicher und gesellschaftlicher Macht und neh- 
menin diesem Sinne die Funktion eines Wächters der Öffentlichkeit («public 
watchdog») wahr (Kontrollfunktion).431 Die Kritik der staatlichen Herrschafts- 
ausübung durch die öffentliche Meinungstellt nebst der klassischen gegen- 
seitigen Kontrolle von Regierung, Parlament und Justiz ein Wesenselement 
der Demokratie dar.432 Insbesondere eine Referendumsdemokratie wie die 
Schweiz istaufmöglichst umfassend informierte Bürger und aufeinen freien 
öffentlichen Diskurs angewiesen.433 

Da politische Herrschaft letztlich immer auf der öffentlichen Meinung 
fusst, unterliegen die Medien aufgrund ihrer Meinungsbildungs- und Kontroll- 
funktion einer latenten Gefahr staatlicher Steuerung.434 Die Instrumentali- 
sierung der Medien für die Ziele und Programme der politischen Institutionen 
widerspricht jedoch den wesentlichen Funktionsbedingungen eines demo- 
kratischen Staates, wonach die öffentliche Meinung grundsätzlich vom Volk 
hin zum Staat bzw. «von unten nach oben» gebildet werden muss und die 
Ausübung staatlicher Macht zu kontrollieren hat.435 Vor diesem Hintergrund 
sichert die Medienfreiheit jene Bedingungen, deren die Medien zur Erfüllung 
ihrer Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion bedürfen, was zunächst Frei- 
heit von staatlicher Einflussnahme voraussetzt.236 Damit die Medien ihre demo- 
kratiewesentlichen Aufgaben wirksam wahrnehmen können, müssen sie vor 
staatlicher Lenkung geschützt werden. Darin liegt die Wurzel für das Prinzip 
der Staatsunabhängigkeit der Medien.*#37 Dementsprechend hat auch der 
Schweizerische Bundesrat festgehalten: Die «Staatsunabhängigkeit ist im 
besonderen Verhältnis der Medien zur staatlichen Macht begründet: wie die 


431 Vgl. zur ständigen Rechtsprechung des EGMR etwa EGMR, Urteil vom 26.11.1991, 
Observer and Guardian v. the United Kingdom, Nr. 13585/88, Ziff. 59; BGE 1131a309, 
E.4.b), S.318; NOBEL/WEBER, Medienrecht, Kap.1, N19f.; PEDUZZI, Meinungs- und 
Medienfreiheit, S.60; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 438f. 

432 Aus der deutschen Lehre etwa KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 18. 

433 Vgl. Kopp, Öffentliche Aufgabe, S. 20 f.; vgl. auch BGE 981a 73, E.3.b), S.79f.; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 56; vgl. für Deutschland BVerfGE 20, 162 (174£.); 
SCHULZ, Kommunikationsverfassung, S. 465. 

434 Vgl. m.w.Verw. KLEY, Medien, S.191. 

435 Vgl. aus der deutschen Lehre statt vieler KÜBLER, Medien, S. 55; vgl. auch KLOEPFER, 
Öffentliche Meinung, Rz. 18; vgl. bereits $21. A. 

436 Vgl.inBezugaufdie Rundfunkfreiheit aus der deutschen Lehre HESSE, Rundfunkrecht, 
2.Kap., N37; vgl. auch BVerfGE 57, 295 (320). 

437 Vgl. aus der deutschen Lehre BAMBERGER, Vierte Gewalt, S.323; KÜBLER, Medien, 
S. 55; vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks JARAss, Freiheit des 
Rundfunks, S.30 und m.w.Verw. GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 50 f.; vgl. dazu auch der 
österreichische Soziologe PRISCHING, Unabhängigkeit, S. 10. 
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Presse hat der Rundfunk über die Tätigkeit staatlicher Instanzen zu informie- 
ren und sie zu kommentieren».438 

Im Folgenden gilt es zunächst, die Medienfreiheit als funktionales Grund- 
recht innerhalb der Kommunikationsfreiheiten überblicksmässig darzustellen 
($21.B.2.) und den Medienbegriffim Kontext der Medienfreiheit im Allgemei- 
nen sowie des Staatsunabhängigkeitsgebots im Besonderen zu umreissen 
($21.B.3.). Anschliessend werden die Meinungsbildungs- und Kontrollfunk- 
tion der Medienfreiheit erläutert und wird aufgezeigt, inwieweit das Gebot der 
Staatsunabhängigkeit der Medien deren wirksame Erfüllung gewährleistet 
($21.B.4.). Danach wird der Frage nachgegangen, welche Bedeutung die Me- 
dien im Zeitalter der Digitalisierunginnehaben ($ 21.B.5.): Bedarf es im Inter- 
netzeitalter zur Wahrnehmung dieser demokratiewesentlichen Funktionen 
weiterhin Medien im traditionellen Sinne oder sind auch Informationsinter- 
mediäre wie Suchmaschinen oder soziale Medien zur Erfüllung dieser Auf- 
gaben im Stande? Schliesslich ist aus den ergangenen Ausführungen zu fol- 
gern, inwiefern das Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil der institutionellen 
Medienfreiheit aufzufassen ist ($21.B.6.). 


2.  Medienfreiheit als funktionales Grundrecht innerhalb 
der Kommunikationsfreiheiten 
a. EMRK 


Die EMRK kennt keine eigenständig garantierte Medienfreiheit, sondern 
schützt die Medien im Rahmen der allgemeinen Meinungs- und Informations- 
freiheit gemäss Art. 10 Ziff. 1 EMRK.439 Demnach hatjede Person das Recht auf 
freie Meinungsäusserung, wobei dieses Recht die Meinungsfreiheit und die 
Freiheit einschliesst, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe 
und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. 
Art. 10 Ziff. 1 EMRK schütztjede Form der Kommunikation sowohl hinsichtlich 
ihres Inhalts als auch ihrer spezifischen Verbreitungsform.*40 Vom Schutz- 
bereich umfasst ist somit auch die Verbreitung von Informationen und Mei- 
nungen durch Medien.“ Diese erfahren im Hinblick aufihre wesentliche 


438 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.949; VONLANTHEN, 
Radio- und Fernsehfreiheit, S. 297. 

439 Vgl. etwa GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, N8 und N10. 

440 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 10.7.2003, Murphy v. Ireland, Nr. 44179/98, Ziff. 61; 
m.w.Verw. GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N5; HARRIS/O’BOYLE/BATES/BUCKLEY, 
ECHR, S. 593f. und S. 618. 

441 Vgl. GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N2; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/ 
GG, RZ. 41; vgl. auch CLAYTON/TOMLINSON, Human Rights, RZ. 15.253; HARRIS/O’BOYLE/ 
BATES/BUCKLEY, ECHR, S. 623f. 
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Bedeutung für die demokratische Gesellschaft gemäss ständiger Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) einen 
besonderen Schutz, indem der Beurteilungsspielraum der Staaten im Rahmen 
der Rechtfertigungsprüfung stark reduziert ist442 und spezifische Schutz- 
pflichten in Bezug auf den Meinungspluralismus in den Medien bestehen.443 


b. BV 


Im Gegensatz zur EMRK garantiert die BV die Medienfreiheit als eigenstän- 
diges Grundrecht in Art. 17 BV, wonach die Freiheit von Presse, Radio und 
Fernsehen sowie anderer Formen der öffentlichen fernmeldetechnischen 
Verbreitung von Darbietungen und Informationen geschützt ist. Ursprüng- 
lich sollte die Medienfreiheit in der neuen Bundesverfassung gemeinsam mit 
der Meinungs- und Informationsfreiheit in einer einzigen Norm zusammen- 
gefasst werden.*44 Auch das Bundesgericht erachtete die Freiheit der Presse 
unter der Geltung der alten Bundesverfassung wiederholt als «Erscheinung» 
bzw. «Teilgehalt» der Meinungsäusserungsfreiheit.445 Aufgrund der beson- 
deren Bedeutung der Medien im demokratischen Staat wurde schliesslich 
die Gewährleistung der Medienfreiheit als separates Grundrecht vorgezo- 
gen.446 Dies änderte jedoch nichts am funktionalen Verhältnis zwischen der 
Medien- und der Meinungs- und Informationsfreiheit, weshalb erstere auch als 
«Tochtergrundrecht» der zweiten bzw. als funktionales Grundrecht bezeich- 
net wird.447 Die eigene Identität der Medienfreiheit zeichnet sich dadurch 
aus, dass in ihrem Anwendungsbereich medienspezifische Grundrechts- 
standards bestehen wie etwa das Redaktionsgeheimnis gemäss Art. 17 Abs. 3 


442 Vgl. für die Presse etwa EGMR, Urteil vom 26.11.1991, Observer and Guardian v. the 
United Kingdom, Nr.13585/88, Ziff. 59; vgl. für den Rundfunk exemplarisch EGMR, 
Urteil vom 23.9.1994, Jersild v. Denmark, Nr.15890/89, Ziff. 31; OSTER, Media Law, S.7. 

443 Vgl. m.w.Verw. GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N8; vgl. ausführlich hierzu $21. 
6.2.2, 


444 Vgl. m.w.Verw. zur Entstehungsgeschichte von Art. 17 BV PEDUZZI, Meinungs- und 
Medienfreiheit, 113f. 

445 Vgl. BGE1131a309, E.4.b), S.316; BGE 961586, E. 6., S. 592; PEDUZZI, Meinungs- und 
Medienfreiheit, S.115. 


446 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, 113f.; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art.17BV, 
N2; vgl. ausführlich ZIMMERLI, Medienfreiheit, S. 15ff. 


447 Vgl. eingehend PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 112 ff.; vgl. zum Lehrstreit 
in Bezug auf die Frage, ob die Medienfreiheit bloss als Unterfallbzw. «Tochtergrund- 
recht» oder als eigentlicher Sonderfall der Meinungs- und Informationsfreiheit auf- 
zufassen ist, NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N39; PEDUZZI, Meinungs- und 
Medienfreiheit, S. 112; vgl. auch KLEY, Medien, S.194f.; vgl. zur Qualifikation der 
Rundfunkfreiheit als sog. «dienende Freiheit» im deutschen Recht etwa BVerfGE 119, 
181 (197). 
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BV,448 dieSonderbehandlung der Medien im Rahmen der Informationsbe- 
schaffung, +49 die staatliche Pflicht zur Sicherung der Meinungsvielfalt in den 
Medien450 oder das im vorliegenden Zusammenhanginteressierende Gebot 
der Staatsunabhängigkeit der Medien.*51 


3. Begriff der Medien im Kontext der Medienfreiheit 
a. EMRK 


Der EGMR bedient sich für die Definition der Medien im Rahmen seiner Recht- 
sprechung zu Art. 10 EMRK eines funktionalen Ansatzes und orientiert sich 
insbesondere an den Begriffsbestandteilen des an die Öffentlichkeit gerichteten 
Beitrags zu Themen des öffentlichen Interesses und der damit zusammenhän- 
genden «Public watchdog»-Funktion der Medien.#52 

Hinsichtlich des Kriteriums der Aufbereitung der Meinungsäusserung 
nach professionellen, journalistischen Sorgfaltskriterien scheint die Recht- 
sprechung des EGMR einen Paradigmenwechsel vollzogen zu haben.#53 Hatte 
der Gerichtshof den erhöhten Schutzstandard lange Zeit nur professionel- 
len Medienshaffenden zugestanden, #52 lässt er im Zuge der zunehmenden 
Bedeutung des Internets vermehrt auch nichtjournalistische Beiträge, die 
zu einer im Öffentlichen Interesse stehenden Debatte beitragen und unter 
der Anwendung angemessener Sorgfalt verfasst wurden, am verstärkten 
Schutz der Medienfreiheit teilhaben -so etwa Äusserungen eines Bloggers auf 
einem Internet-Forum oder Informationen einer NGO auf einer Website.455 


448 Vgl. eingehend PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.115ff. und S. 355 ff.; vgl. 
auch KLEY, Medien, S.197 ff. 


449 Vgl.etwaBGE 14211313, E.3.1,8.316; BGE 13718, E. 2.5, S.12f.; vgl. eingehend PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 344 ff.; vgl. auch KLEY, Medien, S.195 ff. 


450 Vgl. eingehend PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.331ff.; vgl. ausführlicher 
dazu$21.C. 


451 Vgl. zum Staatsunabhängigkeitsgebot als Teilgehalt der institutionellen Medienfrei- 
heit $21. B. 6.; vgl. ausführlich zu den medienspezifischen Grundrechtsstandards 
PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.333 ff. und S. 343 ff. 


452 Vgl. für die Presse etwa EGMR, Urteil vom 26.11.1991, Observer and Guardian v. the 
United Kingdom, Nr.13585/88, Ziff. 59; OSTER, Media Law, S. 12; vgl. auch BEZEMEK, 
Unabhängigkeit, S.28; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, N8. 


453 OSTER, Media Law, S.12. 


454 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8.7.1999, Sürek and Özdemir v. Turkey, Nr. 23927/94 und 
24277/94, Ziff. 63; EGMR, Urteil vom 3.4.2012, Kaperzyhski v. Poland, Nr. 43206/07, 
Ziff. 70; vgl. m.w.Verw. OSTER, Media Law, S. 10f. 

455 Vgl. EGMR, Urteil vom 22.4.2010, Fatullayev v. Azerbaijan, Nr. 40984/07, Ziff.95 und 
Ziff. 102; EGMR, Urteil vom 2.2.2012, RüZovy panter, O.S. v. Czech Republic, Nr. 20240/08, 
Ziff. 33; vgl. auch EGMR, Urteil vom 4.11.2014, Braun v. Poland, Nr. 30162/10, Ziff. 47 
und Ziff. 50; OSTER, Media Law, S.11f. 
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Im Zusammenhang mit dem Recht aufZugang zu amtlichen Informationen 
hielt der EGMR zudem fest, dass nebst NGOs und Bloggern auch populäre 
Social-Media-Nutzer «Public watchdog»-Funktionen wahrnehmen und des- 
halb einen erhöhten Schutz geniessen können.#56 Gleichwohl betont der 
Gerichtshof gerade auch aufgrund der durch das Internet hervorgerufenen 
Informationsflut nach wie vor die Bedeutung der Befolgung professioneller 
journalistischer Sorgfaltspflichten.4#57 


b. Schweizerisches Verfassungsrecht 


Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts sind unter dem Begriff der 
Medien im Sinne der Medienfreiheit gemäss Art. 17 BV öffentliche, technisch 
verbreitete Meinungsäusserungen ideellen Inhalts zu verstehen.458 

Demnach muss sich die Information einerseits an einen unbestimmten 
Adressatenkreisrichten.459 Entsprechend fällt die Individualkommunikation 
etwa über E-Mail oder Messenger-Apps wie WhatsApp nicht in den Schutz- 
bereich der Medienfreiheit, sondern wird durch die subsidiär greifende Mei- 
nungsfreiheit nach Art. 16 BV und das Fernmeldegeheimnis nach Art. 13 
Abs. 1 BV geschützt.460 

Andererseits muss die öffentliche Äusserung durch technische Mittel 
gespeichert und übertragen werden,#61 wobei es auf die Art des verwende- 
ten Mittels nicht ankommt.462 Folglich fallen grundsätzlich auch öffentlich 
verbreitete Meinungsäusserungen im Internet unter den Schutz der Medien- 


456 EGMR, Urteil vom 8.11.2016, Magyar Helsinki Bizottság v. Hungary, Nr.18030/11, Ziff. 108; 
vgl. FLÜCKIGER/JUNOD, Droit d’acc&s aux informations, Ziff. 24; ZELLER, Konzept, 
5.88. 

457 Vgl. EGMR, Urteil vom 28.3.2013, Novaya Gazeta and Borodyanskiy v. Russia, 
Nr. 14087/08, Ziff. 42; EGMR, 10.12.2007, Stoll v. Switzerland, Nr. 69698/01, Ziff. 104; 
OSTER, Media Freedom, S.34; vgl. auch EGMR, Urteil vom 16.7.2009, Wojtas-Kaleta v. 
Poland, Nr. 20436/02, Ziff. 46; EGMR, Urteil vom 3.4.2012, Kaperzyhski v. Poland, 
Nr. 43206/07, Ziff. 70; vgl. m.w.Verw. OSTER, Media Law, S. 7f. und S.10. 


458 Vgl. in Bezug auf die Presse bereits BGE 311385, E.2., S 392f.; BGE100Ia445, E. 6., 
S. 453; BGE 1281V 53, E. 5.c), S. 65; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 441 ff. 


459 BGE1281V53,E.5.c), S. 65f.; BELSER/WALDMANN, GrundrechtelI, Kap. 5, N38; MÜLLER/ 
SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 441 f. 


460 Vgl. BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, Kap. 5, N38; BRUNNER/BURKERT, SGKBV, 
Art. 17 BV, N9; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 442 und S. 448; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 167 f.; vgl. im Zusammenhang mit der Überwachung 
von E-Mails BGE 126150. 


461 Vgl. für das Erfordernis der mechanisch reproduzierten Presse BGE 128 IV 53, E.5.c), 
5.65. 

462 MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 443; vgl. BELSER/WALDMANN, Grund- 
rechte II, Kap. 5, N 37. 
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freiheit.463 In Bezug auf die Kommunikation über soziale Medien wie etwa 
Facebook oder Twitter ist unter anderem danach zu fragen, ob sich die geäus- 
serte Meinung an einen unbestimmten Adressatenkreis richtet. Dies setzt ins- 
besondere aufgrund der verschiedenen Social-Media-Nutzer mit unterschied- 
lichen Nutzungsmotiven wie etwa Privatpersonen oder Unternehmen eine 
Einzelfallprüfung voraus und ist mitunter nicht einfach zu bestimmen.464 

Schliesslich muss es sich bei der geäusserten Meinung um ideelle bzw. 
meinungsbildende Inhalte handeln.465 Demgegenüber werden primär kom- 
merzielle Äusserungen anders als gemäss der Rechtsprechung des EGMR 
nicht von den Kommunikationsgrundrechten, sondern von der Wirtschafts- 
freiheit gemäss Art. 27 BV erfasst.466 

Fraglich ist, inwieweit auch die Beachtung professioneller, journalisti- 
scher Sorgfaltspflichten für den Medienbegriffim Sinne der Medienfreiheit 
konstituierend ist. Im Zusammenhang mit der gesetzlichen Privilegierung 
der Medien im Rahmen der Akkreditierung hat das Bundesgericht die Ein- 
grenzung des Medienbegriffs aufjournalistische Inhalte für verfassungskon- 
form erklärt und hierbei auf die Anwendung der vom Schweizer Presserat 
verabschiedeten journalistischen Sorgfaltspflichten verwiesen.467 Diese ent- 
halten etwa die Wahrheitssuche, die Trennung von Fakten und Kommentar, 
die Trennung von redaktionellem Teil und Werbung bzw. von ideeller und 
bezahlter oder durch Dritte zur Verfügung gestellter, interessengebundener 
Kommunikation sowie die vorliegend interessierende Wahrung der Unabhän- 
gigkeit.268 In seiner jüngeren Rechtsprechung versucht das Bundesgericht 
verstärkt, die Medienfreiheit im digitalen Zeitalter randschärfer zu umschrei- 
ben. Soschliesst es etwa im Kontext der Rechtfertigung von Persönlichkeits- 
verletzungen durch überwiegende öffentliche Interessen oder des Zugangs 
zu behördlichen Informationen nicht journalistisch tätige Personen von der 


463 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 443; vgl. ausführlich PEDUZZI, Mei- 
nungs- und Medienfreiheit, S. 169 ff. 


464 Vgl. betreffend die Auflösung der Grenze privater und öffentlicher Kommunikation 
in sozialen Netzwerken BUNDESRAT, Social-Media-Bericht, S.7f.; BRUNNER/BURKERT, 
SGKBV, Art. 17 BV, N9; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.155. 


465 Vgl. BGE1001a445,E.6.,$.453; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 448. 


466 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S.448; SCHEFER, Kommunikations- 
grundrechte, Rz. 57; vgl. m.H. auf die Rechtsprechung des EGMR NOBEL/WEBER, Medi- 
enrecht, Kap.2, N49. 


467 Vgl. BGer, Urteil vom 10.10.2013, 1C_335/2013, E. 3.4; vgl. den Journalistenkodex; ZELLER/ 
KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 17; vgl. ausführlich zum Journalistenkodex BARRELET/ 
WERLY, Droit de la Communication, Rz. 2203 ff. 

468 Vgl. Ziff. 1.1, Ziff. 2.3, Ziff. 9.1 und Ziff. 10.1 der Richtlinien zur «Erklärung der Pflichten 
und Rechte der Journalistinnen und Journalisten» des Schweizer Presserats. 
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Medienfreiheit aus.269 Auch ein Teil der Lehre spricht sich für eine solche Fo- 
kussierung der Medienfreiheit auf publizistische Beiträge aus, insbesondere 
was die Sonderbehandlung der Medien bei der Akkreditierung von Medien- 
schaffenden, im Rahmen des Schutzes des Redaktionsgeheimnisses oder der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Medienbeiträge angeht.470 Für nicht- 
journalistische Beiträge zu Themen im öffentlichen Interesse befürworten 
etwaZELLER/KIENER überzeugenderweise die punktuelle Einräumungeines 
vergleichbar erhöhten Schutzes im Rahmen der Meinungs- und Informations- 
freiheit, so etwa betreffend den Zugang zu behördlichen Informationen.#71 

Hinsichtlich der erforderlichen Organisationsstruktur fordern BRUNNER/ 
BURKERT, dass nur journalistische Beiträge «mit einer gewissen Kontinuier- 
lichkeit» bzw. im Rahmen der beruflichen Tätigkeit vom Schutzbereich der 
Medienfreiheit umfasst sein sollen. Sie verweisen dabei auf die besonderen 
Funktionen der Medien, die einen erhöhten grundrechtlichen Schutz recht- 
fertigen; zur wirksamen Erfüllung dieser Aufgaben bedürfen Medien einer 
minimalen Organisationsstruktur.472 

Im Ergebnis herrscht auch im schweizerischen Verfassungsrecht ein der 
Praxis desEGMR nahekommendes funktionales Verständnis der Medienim 
Rahmen der Kommunikationsfreiheiten. Einen erhöhten Schutz, seiesim 
Rahmen der Medien- oder der Meinungs- und Informationsfreiheit, geniesst 
öffentliche Kommunikation über meinungsbildende Inhalte, die eine demo- 
kratiewesentliche Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion erfüllt. Dies ist 


469 Vgl. betreffend persönlichkeitsverletzende nichtjournalistische Kommentare in Dis- 
kussionsforen BGer, Urteil vom 30.4.2019, 5A_801/2018, E.9.3.3; vgl. dazu ZELLER, 
Rechtsprechung 2018/2019, S. 697; vgl. hinsichtlich des mangelnden Anspruchs auf 
behördliche Information eines IV-Versicherten, da dieser weder Journalist seinoch 
geltend mache, sonst wie «medialtätig zu sein», BGer, Urteil vom 27.6.2018, 1C_461/2017, 
E. 4.4; vgl. hierzu ZELLER, Rechtsprechung 2017/2018, S. 674 £.; vgl. ausführlich zur 
Rolle journalistischer Sorgfaltspflicht in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
ZELLER, Journalistische Sorgfaltspflicht, S. 64 ff. 


470 SoKIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, $21, N17; ZELLER/KIENER, BSKBV, 
Art.17BV,N9, N 17 und N26; vgl. auch BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N31; vgl. 
hingegen das Bundesgericht, das für die Anwendbarkeit der Sonderregelung der Straf- 
barkeit der Medien einen weiten Medienbegriff vertritt und darunter mitunter auch 
soziale Medien erfasst, solange das Kriterium des unbestimmten Adressatenkreises 
bzw. der öffentlichen Zugänglichkeit erfüllt ist, m.w.Verw. BGer, Urteil vom 18.11.2020, 
6B_440/2019, E. 5.4.2 ff.; vgl. ausführlicher zur vorausgesetzten journalistischen Auf- 
bereitung von Beiträgen im Anwendungsbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 
sogleich $21.B.3.c. 


471 Vgl. m.Verw. auf die Praxis des EGMR ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 17. 


472 BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N30f.; vgl. ZELLER/KIENER, BSKBV, Art.17BV, 
N 17; vgl. ausführlicher zur vorausgesetzten Organisationsstruktur im Anwendungs- 
bereich des Staatsunabhängigkeitsgebots sogleich §2 1. B. 3. c. 
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insbesondere der Fallbeijournalistisch aufbereiteten Beiträgen, dieim Rah- 
men einer gewissen Organisationsstruktur verbreitet werden.473 


c. Begriff der Medien im Kontext des Staatsunabhängigkeitsgebots: 
Journalistisch aufbereitete öffentliche Kommunikation mit einer 
gewissen Organisationsstruktur 


Wie sogleich näher aufzuzeigen sein wird, gewährleistet der Grundsatz der 
Staatsunabhängigkeit der Medien die Erfüllungihrer demokratierelevanten 
Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion. Die wirksame Wahrnehmung die- 
ser Aufgaben bedingt eine besondere Form der Informationsvermittlung, die 
in der Absicht erfolgt, «Fremdinformationen» aus einer Vielzahl verschiede- 
ner Quellen zu verbreiten und diese Quellen möglichst unparteilich sowie 
unverfälscht bzw. wahrhaftig darzustellen. Diese Absicht widerspiegeltsich 
in den journalistischen Sorgfaltspflichten wie etwa der Wahrheitssuche, der 
Trennung von Fakten und Kommentar, der Trennung von redaktionellem 
Teilund Werbung sowie der vorliegend interessierenden Wahrung der Un- 
abhängigkeit. Das Staatsunabhängigkeitsprinzip ist deshalb primär aufden 
Schutz öffentlicher Kommunikation in Beachtung journalistischer Sorgfalts- 
pflichten ausgerichtet.*74 

Des Weiteren können Medien ihre Meinungsbildungs- und Kontrollfunk- 
tion nur dann nachhaltig und systematisch leisten, wenn sie institutionelle 
Eigenheiten aufweisen, die eine effiziente und kontinuierliche Tätigkeit 
ermöglichen. Das Staatsunabhängigkeitsgebot zielt dementsprechend vor- 
dergründig auf den Schutz öffentlicher Kommunikation mit einer gewissen 
Organisationsstruktur, sprich auf Medien als auf Dauer ausgelegte Organisa- 
tionen bzw. Institutionen.475 


4. Funktionen der Medienfreiheit: Diebesonderen Aufgaben der Medien 
a. Einleitende Bemerkungen: Erwägungen aus der Rechtsprechung 


Der EGMR hält in konstanter Praxis fest: «The Court reiterates that freedom 
of expression constitutes one ofthe essential foundations of ademocratic 
society and that the safeguards to be afforded to the press are of particular 
importance [...]. [Dt is [...] incumbent on [the press] to impart information 
and ideas of public interest. Not only does the press have the task ofimparting 


473 Vgl. BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N 30 f.; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, 
N17. 

474 Vgl. ausführlich zum Ganzen sogleich §21. B. 4. b. undim Kontext der Abgrenzung zur 
staatlichen Kommunikation $5 HI. 


475 Vgl. ausführlich zum Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil der institutionellen Medien- 
freiheit $21.B.6. 
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such information and ideas: the public also has a right to receive them. Were it 
otherwise, the press would be unable to play its vital role of «public watchdog» 
[...].»476 «Freedom of the press affords the public one of the best means of 
discovering and forming an opinion oftheideas and attitudes oftheir politi- 
calleaders. In particular, itgives politicians the opportunity to reflectand 
commentonthe preoccupations of public opinion; it thus enables everyone to 
participate in the free political debate which is at the very core of the concept 
of a democratic society.»477 

Ähnlich dem EGMR äusserte sich das deutsche Bundesverfassungsgericht 
im Spiegel-Urteil aus dem Jahre 1966 zu den Funktionen der Medien- bzw. der 
Pressefreiheit: «Eine freie, nicht von der öffentlichen Gewalt gelenkte, keiner 
Zensur unterworfene Presse ist ein Wesenselement des freiheitlichen Staa- 
tes; insbesondere isteine freie, regelmässig erscheinende politische Presse für 
die moderne Demokratie unentbehrlich. Soll der Bürger politische Entschei- 
dungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber auch die Meinungen 
kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet haben. 
Die Presse hält diese ständige Diskussion in Gang; sie beschafft die Informa- 
tionen, nimmt selbst dazu Stellung und wirkt damit als orientierende Kraft 
in der öffentlichen Auseinandersetzung. In ihr artikuliert sich die öffentliche 
Meinung; die Argumente klären sich in Rede und Gegenrede, gewinnen deut- 
liche Konturen und erleichtern so dem Bürger Urteil und Entscheidung. In 
der repräsentativen Demokratie steht die Presse zugleich als ständiges Verbin- 
dungs- und Kontrollorgan zwischen dem Volk und seinen gewählten Vertre- 
tern in Parlament und Regierung. Sie fasst die in der Gesellschaft und ihren 
Gruppen unaufhörlich sich neu bildenden Meinungen und Forderungen kri- 
tisch zusammen, stellt sie zur Erörterung und trägt sie an die politisch han- 
delnden Staatsorgane heran, die auf diese Weise ihre Entscheidungen auch 
in Einzelfragen der Tagespolitik ständig am Massstab der im Volk tatsächlich 
vertretenen Auffassungen messen können.»478 

Das Schweizerische Bundesgericht äusserte sich zu den Funktionen der 
Medien- bzw. der Pressefreiheit erstmals im Jahr 1911.479 Nach Ansicht des 


476 Für die Presse grundlegend EGMR, Urteil vom 26.11.1991, Observer and Guardian v. 
the United Kingdom, Nr.13585/88, Ziff. 59; für den Rundfunk EGMR, Urteil vom 
23.9.1994, Jersild v. Denmark, Nr. 15890/89, Ziff. 31; vgl. für neuere EGMR-Urteile etwa 
VAN RIJN, Freedom of Expression, S.767, Fn.3. 

477 Grundlegend EGMR, Urteil vom 23.4.1992, Castells v. Spain, Nr. 11798/85, Ziff. 43; EGMR, 
Urteil vom 8.7.1986, Lingens v. Austria, Nr. 9815/82, Ziff. 42; vgl. auch BELSER/WALD- 
MANN, Grundrechte I, 5. Kap., N35; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 135. 

478 BVerfGE20, 162 (174f.). 

479 Vgl. Kopp, Öffentliche Aufgabe, S. 17; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 1. Kap., N18. 
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höchsten Gerichts obliegt der Presse die Aufgabe, «dem Leser bestimmte, die 
Allgemeinheit interessierende Tatsachen zur Kenntnis zu bringen, ihn über 
politische, ökonomische, wissenschaftliche, literarische und künstlerische 
Ereignisse aller Art zu orientieren, über Fragen von allgemeinem Interesse 
einen Öffentlichen Meinungsaustausch zu provozieren, in irgendeiner Rich- 
tung auf die praktische Lösung eines die Öffentlichkeit beschäftigenden Pro- 
blems hinzuwirken, über die Staatsverwaltung und insbesondere über die 
Verwendung der öffentlichen Gelder Aufschluss zu verlangen, allfällige Miss- 
bräuche im Gemeinwesen aufzudecken, u.s.w.».480 In einem weiteren Ent- 
scheid hielt das Bundesgericht 1926 anschaulich fest, dass «[d]ie Pressfreiheit 
[...] das Recht [gibt] zur Kritik von im öffentlichen Leben stehenden Personen 
auch wegen ihrer persönlichen Eigenschaften, sofern diese für die Stellung 
der Betreffenden im öffentlichen Leben von Bedeutungsind. Denn die Allge- 
meinheit hat ein Recht daran zu wissen, ob derjenige, welcher ein Amtbeklei- 
det oder sonst wie im Gemeinwesen von Einfluss ist, die Voraussetzungen für 
das Amterfülltund das Vertrauen verdient, auf dem seine Stellung im öffent- 
lichen Leben beruht; und es ist Aufgabe der Presse, die allgemeinen Interes- 
sen auch dadurch zu wahren, dass sie Missstände bekannt gibt und so ihre 
Beseitigung ermöglicht.»481 

Einem neueren Bundesgerichtsentscheid schliesslich ist zu entnehmen: 
«Die [...] Freiheit des Medienschaffens ist nicht Selbstzweck. Vielmehr hat der 
ungehinderte Fluss von Informationen und Meinungen in einem demokrati- 
schen Rechtsstaat eine wichtige gesellschaftliche und politische Bedeutung. 
Den Medien kommt als Informationsträger die Funktion eines Bindeglieds 
zwischen Staat und Öffentlichkeit zu. Zugleich leisten die Medien einen we- 
sentlichen Beitrag zur Kontrolle behördlicher Tätigkeiten. Um ihre Kontroll- 
funktion wirksam ausüben zu können, sind die Medien auf möglichst unge- 
hinderten Zugang zu Informationen angewiesen. Der Informationszugang 
sorgt für Transparenz, was eine demokratische Kontrolle durch das Volk erst 
ermöglicht. Wird Medien der Einblick in gewisse Bereiche staatlichen Han- 
delns verwehrt, öffnet dies Raum für Spekulationen und fördert das Miss- 
trauen in staatliche Macht».482 

Aus den zitierten Erwägungen lassen sich die Funktionen der Medienfrei- 
heit herauskristallisieren, die in jene der öffentlichen Meinungsbildung (Mei- 
nungsbildungsfunktion) und der Kontrolle staatlicher sowie gesellschaftlicher 


480 BGE371368,E.3.,S.377; vgl. BELSER/WALDMANN, Grundrechte I, Kap. 5, N35. 
481 BGE521263, E.1,S.265. 
482 BGE1371209, E. 4.2, S.211f.; KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, §21, N6. 
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Macht (Kontrollfunktion) zusammengefasst werden können.483 Aufgrund 
dieser demokratiewesentlichen Funktionen wird bisweilen geschrieben, die 
Medienerfüllten eine «öffentliche Aufgabe» bzw. agierten als «vierte Gewalt».484 
Im Folgenden gilt es, die Meinungsbildungsfunktion (§ 2 I. B. 4. b.) und die 
Kontrollfunktion ($21.B.4.c.) der Medien näher zu erläutern und dabei auf- 
zuzeigen, inwieweit das Gebot der Staatsunabhängigkeit der Medien deren 
wirksame Erfüllunggewährleistet. Danach wird geprüft, inwieweit die Aufga- 
benerfüllung durch Medien tatsächlich mit der Erfüllungöffentlicher Aufgaben 
oder gar der Ausübung von Staatsgewalt im rechtswissenschaftlichen Ver- 
ständnis gleichgesetzt werden kann ($21.B.4.d.). Darauffolgend ist das Ver- 
hältnis zwischen der Medienfreiheitund der Informationsfreiheitdes Publikums 
einer näheren Betrachtung zu unterziehen ($21.B.4.e.). 


b. Meinungsbildungsfunktion 


LUHMANN hielt fest: «Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt, in der 
wir leben, wissen, wissen wir durch die Massenmedien.»485 Die der Medien- 
freiheit innewohnende Meinungsbildungsfunktion dient der Information 
der Bürgerinnen und Bürger und wirkt dadurch an der Bildung der öffentli- 
chen Meinung mit.486 Die Meinungsbildungsfunktion der Medienfreiheit 
verkörpert den durch die Kommunikationsgrundrechte im Allgemeinen ver- 
folgten «präventiven» Zweck, die Meinungsbildungsfreiheit zu schützen.487 Diese 
«präventive» Funktion bezieht sich dabei nicht zuletzt auf den demokrati- 
schen Entscheidfindungsprozess und betont den der politischen Machtaus- 
übung vorgelagerten Prozess.488 

Angesprochen ist die Rolle der Medien als Medium und Faktor der öf- 
fentlichen Meinung.*89 Als Medium bzw. Vermittler im Prozess Öffentlicher 


483 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.60; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, 
N8; vgl. auch BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, 5. Kap., N35; NOBEL/WEBER, Medi- 
enrecht, 1.Kap., N19; vgl. aus der deutschen Lehre etwa KLOEPFER, Öffentliche Mei- 
nung, Rz.38f. 


484 Vgl. zu dieser Diskussion etwa m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, 
S. 439; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 60; vgl. aus der deutschen Literatur 
ausführlich HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz.19 ff. und RICKER/WEBERLING, 
Presserecht, 3. Kap., Niff. 

485 LUHMANN, Massenmedien, S. 9; vgl. SAXER, Kommunikationsverfassung, RZ. 1; SCHAUB, 
Politische Chancengleichheit, S. 14. 

486 Vgl. BGE1131a309, E. 4.b), S. 318; KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 20; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Medienfreiheit, S. 438; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 59; vgl. 
aus der deutschen Lehre etwa RICKER/WEBERLIN, Presserecht, 3. Kap., N21und N23. 

487 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 57. 

488 Vgl. ausführlich CUENI, Schutz von Satire, S.131ff. und S. 140. 

489 Vgl. aus der deutschen Lehre ausführlich KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 38 ff.; 
vgl. in Bezug auf den Rundfunk exemplarisch BVerfGE 12, 205 (260). 
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Meinungsbildung informieren Medien den Einzelnen über andere Meinungen 
und Tatsachen und tragen damit zur Entstehung öffentlicher Meinungbei.290 
In diesem Zusammenhang kommt den Medien die Aufgabe zu, die Vielzahl 
an Informationen zu reduzieren und Gegenstände der öffentlichen Meinung 
zuthematisieren.491 Dies zeigt sich gerade in der Corona-Krise eindrücklich, 
in welcher die Medien die Komplexität dieses zu verschiedenen Zeiten an 
unterschiedlichen Orten stattfindenden globalen Ereignisses reduzieren. 492 
Damit wirken Medien gleichzeitig als Faktor im Prozess der öffentlichen Mei- 
nungsbildung, indem sie Informationen auswählen und einordnen, Diskus- 
sionen anregen und dadurch selbst die öffentliche Meinung beeinflussen.493 
Durch die Auswahl und die Art der Darstellung der Informationen fungieren 
die Medien als «gatekeepers» und betreiben durch die Selektion aus der Fülle 
der Informationen sog. «agenda setting».494 Dabei bilden die Nachrichten- 
agenturen vielfach den ersten und die Redaktionen den zweiten Filter.495 
In den Worten von JARASS verbreiten Medien im Rahmen ihrer thematisch 
unbegrenzten Vermittlungsfunktion sog. «Fremdinformationen» aus einer Viel- 
zahl verschiedener Quellen in der Absicht, den Rezipienten diese Quellen mög- 
lichst unparteilich sowie unverfälscht bzw. wahrhaftig darzustellen.*96 Diese 
Absicht wird widergespiegelt in den journalistischen Sorgfaltspflichten wie 
etwa der Wahrheitssuche, der Trennung von Fakten und Kommentar sowie 
von redaktionellem Teil und Werbung bzw. von ideeller und bezahlter oder 
durch Dritte zur Verfügung gestellter, interessengebundener Kommunikation 


490 Vgl. für die Presse etwa BGE 104 1a 377, E. 3.a), S. 379; m.w.Verw. KLOEPFER, Öffentliche 
Meinung, Rz. 38; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S.438; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, Kap.1,N19. 


491 Vgl. m.w.Verw. KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 38; PEDUZZI, Meinungs- und Medi- 
enfreiheit, S. 58. 


492 JARREN OTFRIED, Die Corona-Pandemie ist eine besondere Krise, higgs, 3.6.2020. 


493 KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 39; vgl. NOBEL/WEBER, Medienrecht, Kap. 1, N19; 
relativierend und differenzierend betreffend die Wirkung der Medien auf die öffent- 
liche Meinungsbildung mit Hinweis auf die empirische Forschung etwa JARASS, Mas- 
senmedien, S. 46 ff.; KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 37. 


494 Vgl. HABERMAS, Faktizität,S.454f.; KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 39f.; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 57 f.; vgl. ausführlich SCHAUB, Politische Chancen- 
gleichheit, S. 14 ff. und S. 31 ff. «Agenda setting» «bezeichnet die Fähigkeit der Massen- 
medien, durch die Betonung von Themen in der Berichterstattung — also durch Pub- 
likationshäufigkeit, Platzierung und Aufmachung - zu beeinflussen, welche Themen 
in einer Gesellschaft (Makroebene) sowie von einzelnen Medienrezipienten (Mikro- 
ebene) als besonders wichtig angesehen werden» (BRETTSCHNEIDER, Lexikon, S. 635f.). 


495 KÜBLER, Medien, S. 53. 


496 Vgl. m.w.Verw. JARASS, Massenmedien, S. 169, S. 227 und ausführlich S. 167 ff.; vgl. 
auch JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 30; vgl. zum Unterschied der thematisch 
unbegrenzten Vermittlung von «Fremdinformationen» durch Medien und der thema- 
tisch begrenzten Informationstätigkeit etwa durch staatliche Behörden ausführlich 
$5II.A. 
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und der vorliegend interessierenden Wahrung der Unabhängigkeit.297 So 
müssen Medien, umihrer Vermittlungsfunktion gerecht zu werden, vonden 
einzelnen Quellen wie etwa staatlichen Stellen auf der einen und von den 
Informationsrezipienten auf der anderen Seite weitestgehend unabhängig 
sein. Dies bedingt eine autonome Stellung der Medien, worin die zentrale 
Wurzel des Staatsunabhängigkeitsprinzips liegt.298 

In der Medienwissenschaft wird die Bedeutung einer funktionierenden 
Öffentlichkeit für die Demokratie damit begründet, dass mittels der Öffent- 
lichkeit die Meinungen der Bürgerinnen und Bürger sowie weiterer gesell- 
schaftlicher Akteure dem politischen Entscheidungssystem vermittelt und 
dadurch demokratische Entscheidungsprozesse legitimiert werden.499 In 
repräsentativen Demokratien legitimiert sich alle staatliche Gewalt durch 
wiederkehrende Parlamentswahlen. Um überhaupt eine Auswahl unter den 
sich zur Wahl stellenden Kandidaten treffen zu können, müssen die Wähle- 
rinnen und Wähler über aktuelle Belange informiert werden.500 Gemäss der 
massgeblich vom deutschen Philosophen und Soziologen HABERMAS gepräg- 
ten Theorie der deliberativen Demokratie ist eine diskursive Öffentlichkeit 
die wichtigste Voraussetzung für die Legitimität demokratischer Entschei- 
de.501 Das Konzept der diskursiven Öffentlichkeit zeichnet sich dadurch aus, 
dass alle relevanten Anliegen im Rahmen von Auseinandersetzungen auf der 
Grundlage derbesten verfügbaren Informationen und Argumente verarbeitet 
werden.50%2 Für die Entscheidfindungim Diskurs soll allein der «zwanglose 
Zwang des besseren Argumentes» massgeblich sein.503 

In Grossgesellschaften, in denen der öffentliche Diskurs nicht auf dem 
Marktplatz stattfinden kann,504 bilden die Medien pragmatische Plattformen 


497 Vgl. HABERMAS, Faktizität, S. 457; JARASS, Massenmedien, S.169; vgl. zu diesen Sorg- 
faltspflichten bereits $21.B.3.c. 


498 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.171 und S.190f.; vgl. auch JARAss, Freiheit des Rund- 
funks, S.30. 


499 Vgl. für die h.L. in den Medienwissenschaften etwa GERHARD, Öffentlichkeit, S. 269; 
JARREN/DONGES, Politische Kommunikation, S. 96 f.; vgl. dazu aus der Rechtswissen- 
schaft etwa HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.15f.; PEDUZZI, Meinungs- 
und Medienfreiheit, S. 56. 


500 HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 16; vgl. BVerfGE 20, 162 (174f.); SCHULZ, 
Kommunikationsverfassung, S. 465. 

501 Vgl. HABERMAS, Faktizität, S.369; vgl. dazu statt vieler SCHAUB, Politische Chancen- 
gleichheit, S. 111f. 

502 Vgl. ausführlich HABERMAS, Faktizität, S. 369 ff.; vgl. dazu statt vieler OSTER, Media 
Freedom, S.29. 

503 HABERMAS, Faktizität, S. 370; vgl.m.w.Verw. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S.117. 

504 Vgl. zur Metapher des «marketplace of ideas» in der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofs der USA zur Meinungsfreiheit ausführlich HOPKINS, Marketplace, 
S. 40 ff.; vgl. ausführlich dazu auch SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S. 162 ff. 
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dieses «herrschaftsfreien Diskurses».50 Gemäss HABERMAS kennzeichnen die 
nach journalistischen Sorgfaltspflichten arbeitenden Medien die diskursive 
Öffentlichkeit insoweit, als sie «ähnlich wie die Justiz ihre Unabhängigkeit 
von politischen und gesellschaftlichen Akteuren bewahren [und] sich unpar- 
teilich der Anliegen und Anregungen des Publikums annehmen und den 
politischen Prozess im Lichte dieser Themen und Beiträge einem Legitima- 
tionszwang und verstärkter Kritik aussetzen».506 Im Allgemeinen gilt als nach- 
gewiesen, dasseine unterdurchschnittliche Versorgung mit journalistischen 
Angeboten mit geringerer politischer Partizipation korreliert.507 Darin zeigt 
sich die wesentliche Bedeutung medialer Berichterstattung für die Teilhabe 
am politischen Prozess und damit für die Demokratie.508 

Für die Schweiz akzentuiert sich die Funktion der Medien zur Herstel- 
lung einer funktionierenden, für eine demokratische Ordnung notwendigen 
gemeinsamen Öffentlichkeit zum einen durch die ausgeprägten sprachlichen, 
kulturellen, staatspolitischen, topografischen und wirtschaftlichen Gliede- 
rungen.509 Zum anderen ist ein intensiver Öffentlicher Diskurs insbesondere 
essenziellin einer Referendumsdemokratie, die dem Volk in allen relevanten 
Belangen auf Gemeinde-, Kantons- und Bundesebene eine direkte Mitentschei- 
dungermöglicht und somit besonders auf möglichst umfassend informierte 
Bürgerinnen und Bürger angewiesen ist.510 In diesem Zusammenhang hat 
eine aus dem Jahr 2018 stammende politikwissenschaftliche Studie für die 
Schweiznachgewiesen, dass die politische Teilhabe in einem Gemeinwesen 
signifikant niedriger ist, je weniger Medien über politische Belange dieses 
Gemeinwesens berichten.511 


505 Vgl. m.w.H. PRISCHING, Unabhängigkeit, S.9. 


506 HABERMAS, Faktizität, S. 457; vgl. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S.15f.; vgl. 
auch OSTER, Media Freedom, S. 29; vgl. ausführlich zur Analogie zwischen der Staats- 
unabhängigkeit der Medien und der Unabhängigkeit der Justiz$31.D.2.b.cc. 


507 Vgl. die soziologische Studie von BLEKESAUNE/ELVESTAD/AALBERG Tuning out und 
die kommunikationswissenschaftliche Studie von HYUNWOO/JUNGAE Political 
Knowledge Gaps; vgl. hierzu FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S.11; vgl. auch $21.B.4.b. 


508 KÜBLER/GOODMAN, Newspaper markets and municipal politics, S.16; AESCHLIMANN 
PATRICK, Medienkrise bedroht die Demokratie, baublatt.ch, Oktober/November 
2018. 

509 Vgl. GRABER, Personalisierung, S. 265; KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 20. 

510 Vgl. KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 20; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, 
S. 438; VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S. 5; vgl. auch BGE 98 la 73, 
E.3.b), S.79f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 56; vgl. ausführlich zum 
Verhältnis des Entwurfs einer deliberativen Demokratie nach HABERMAS und der 
direkten Demokratie SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S. 127 ff. 


511 Vgl. KÜBLER/GOODMAN, Newspaper markets and municipal politics, S. 16. 
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c. Kontrollfunktion 


Indem die Medienfreiheit im Rahmen ihres «präventiven» Zwecks zur öffent- 
lichen Meinungsbildung beiträgt, ermöglicht sie darüber hinaus die «nach- 
trägliche» Kontrolle staatlicher und gesellschaftlicher Macht.512 «[Alls eines 
der bedeutendsten Mittelpermanenter öffentlicher Kritik und Kontrolle aller 
Macht im Rechtsstaat»513 nehmen die Medien in den Worten des EGMR eine 
eigentliche «Public watchdog»-Funktion wahr.514 Nach Ansicht des Gerichts- 
hofs gehört zu den Essentialia einer demokratischen Gesellschaft die Freiheit 
der Medien, das Handeln des Staats unbeeinflusst von diesem kritisieren zu 
können.515 In diesem Sinne äusserte sich auch der UNO-Menschenrechtsaus- 
schuss (UNO-MRA), wonach «in circumstances of public debate in a democra- 
tic society, especially in the media, concerning figures in the political domain, 
the value placed by the Covenant upon uninhibited expression is particularly 
high».516 Wie der EGMR begründet auch das Schweizerische Bundesgericht 
die Anwendung medienspezifischer Sonderrechte mit dem sog. «Wächter- 
amt» der Medien, die «Missstände in Staat und Gesellschaft ungehindert auf- 
decken können [sollen]».517 In diesem Zusammenhang kommt besonders 
dem investigativen Journalismus eine wichtige Rolle zu, der demKonflikt mit 
Machthabern besonders ausgesetzt ist.518 Sollen die Medien ihre Funktion der 
Kontrolle staatlicher Macht wirksam wahrnehmen können, istihre Unabhän- 
gigkeit vom Staat unabdingbar.519 


512 Vgl. BRUGGER, Grundrechte, S. 221; CUENI, Schutz von Satire, S.140; PEDUZZI, Mei- 
nungs- und Medienfreiheit, S. 57; vgl. auch BGE 113 Ia 309, E. 4.b), S. 318; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 1.Kap., N19. 

513 MÜLLER, Grundrechte, S.250; vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.60. 


514 Vgl. zur ständigen Rechtsprechung des EGMR etwa grundlegend EGMR, Urteil vom 
26.11.1991, Observer and Guardian v. the United Kingdom, Nr. 13585/88, Ziff. 59; GROTE/ 
WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 17, Rz. 41 und Rz.135; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, 
Medienfreiheit, S.438f.; NOBEL/WEBER, Medienrecht, Kap. 1, N19 und N 21; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 60; SCHABAS, ECHR, S. 458. 

515 Vgl. EGMR, Urteil vom 23.4.1992, Castells v. Spain, Nr. 11798/85, Ziff. 43; EGMR, Urteil 
vom 8.7.1986, Lingens v. Austria, Nr. 9815/82, Ziff. 42; ENGEL, Privater Rundfunk, S. 84. 

516 UNO-MRA, 31.10.2005, Bodrožić v. Serbia and Montenegro, Nr. 1180/2003, RZ. 7.2; vgl. 
OSTER, Media Law, S. 51. 

517 Vgl. im Zusammenhang mit dem strafprozessrechtlichen Zeugnisverweigerungs- 
recht der Medienschaffenden BGE 140 IV 108, E. 6.7, S. 114; vgl. betreffend die Rechtfer- 
tigung persönlichkeitsverletzender Medienäusserungen durch ein überwiegendes 
öffentliches Interesse BGE 126 III209, E. 3.a), S. 212; BGE 122 III 449, E. 3.b), S. 456f. 


518 Vgl. m.w.Verw. KÜBLER, Medien, S. 53 f.; vgl. auch PRISCHING, Unabhängigkeit, S.10. 


519 KÜBLER, Medien, S. 55; vgl. KLEY, Medien, S. 191; vgl. für den Rundfunk GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S. 72. 
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Die Kritik der Ausübung staatlicher Macht durch die mediale Öffentlichkeit 
stellt nebst der klassischen gegenseitigen Kontrolle von Regierung, Parla- 
ment und Justiz ein Wesenselement der Demokratie dar.520 Die Kontroll- 
funktion der Medien wird gestützt insbesondere durch die bereits erwähn- 
ten gesetzlichen Privilegierungen wie Informationsansprüche gegenüber 
Behörden und die Akkreditierung von Medienschaffenden.521 Die besondere 
Rolle der Medien im Rahmen der Kontrolle staatlicher Macht zeichnet sich 
dadurch aus, dass sie neben dem klassischen Kontrollapparat der Legislative 
ein zusätzliches Gegengewicht gegenüber der Exekutive bilden.522 Des Wei- 
teren vermag Öffentliche mediale Kritik Licht in das ausserparlamentari- 
sche Vorfeld des Lobbyismus zu bringen, der politische Entscheidungen 
der Rechtsetzungsorgane informell zu beeinflussen versucht und darüber 
hinaus keiner weiteren Kontrolle untersteht.523 Schliesslich entfaltet sich 
die Kontrolle durch die Medienöffentlichkeit im Unterschied zum Wirken 
der klassischen drei Staatsgewalten vor allem im weitestgehend ungeregel- 
ten gesellschaftlichen Bereich und wirkt «durch alle verfassungsrechtlich 
begrenzten Kompetenzräume hindurch»,524 womit sie die Entscheidungen 
aller drei Staatsgewalten massgeblich zu beeinflussen vermag.525 So ist der 
Bereich staatlicher Willensbildung mit dem Parlament als dessen Zentrum 
aus sich heraus nicht befähigt, die gegenseitige Kontrolle und die dadurch 
bezweckte Machtbalance zu gewährleisten, sondern ist auf Medien als Infor- 
mationsquellen angewiesen.526 Entsprechend hoch ist der Bedarf an einem 
ausserhalb staatlicher Institutionen befindlichen System der Informations- 
vermittlung, was eine weitestgehende Staatsunabhängigkeit des Medien- 
systems voraussetzt.527 


520 Vgl. KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz.18. 


521 Vgl. ausführlich BAMBERGER, Vierte Gewalt, S. 316 ff.; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- 
und Medienfreiheit, S. 344 ff.; vgl. hierzu bereits $21.B.3.b. 


522 Vgl. NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 43; vgl. Näheres hierzuin $21.B.4.d. 


523 NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 43; vgl. etwa das Aufgreifen des Themas Lobbyismus 
durch die NZZ in FURGER MICHAEL/HOSSLIPETER/TANNER SAMUEL/WALTERSPERGER 
LAURINA, Die stille Macht im Bundeshaus: Wie Lobby-Firmen für 100°000 Franken 
Gesetze stoppen; NZZ am Sonntag, 21.9.2019; NICOLUSSI RONNY, Die wahren Interes- 
sen der Lobbyisten, NZZ, 4.3.2014; WYSS, Lobbyismus, S.109; vgl. ausführlich zur 
Definition des Lobbying und dessen schwacher gesetzlicher Regelungin der Schweiz 
UHLMANN/WOHLWEND, Lobbying S. 665 ff. und S. 667 ff. 


524 Vgl. aus der deutschen Rechtsprechung BVerfGE 8, 104 (115); m.w.Verw. KLOEPFER, 
Öffentliche Meinung, Rz.19. 


525 Vgl. m.w.Verw. KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz.19. 


526 FRANK, Staatsferne, S.322; vgl. BAMBERGER, Vierte Gewalt, S.323. 


527 Vgl. FRANK, Staatsferne, S.322; vgl. auch BAMBERGER, Vierte Gewalt, S.323. 
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Letztlich dient die Kontrolle staatlicher Macht durch die mediale Öffentlich- 
keit kurzfristigder Transparenz demokratischer Institutionen>28 und langfris- 
tig der politischen und sozialen Stabilität. Mit anderen Worten verleiht die 
mediale Kontrolle den staatlichen Organen die erforderliche Legitimitätund 
erlaubt den friedlichen Wandel der Institutionen.529 Denn politische und 
administrative Versäumnisse können nicht bloss über den sich alle vier Jahre 
wiederholenden Wahlakt verarbeitet werden, sondern sind erst durch ein 
dauernd arbeitendes Mediensystem, das Informationen aus dem gesellschaft- 
lichen in den staatlichen Bereich vermittelt, zubewältigen.530 In diesem Sinne 
kommt den Medien nach Ansicht des Bundesgerichts «als Informationsträ- 
ger die Funktion eines Bindeglieds zwischen Staat und Öffentlichkeit zu».531 
Dies wird empirisch dadurch widerspiegelt, dass eine unterdurchschnittliche 
Versorgung mit journalistischen Informationen mit geringem Vertrauenin 
staatstragende Institutionen korreliert.532 Dieser Rückkoppelungsprozess 
«von unten nach oben» funktioniert jedoch nur, wenn die Adressaten dieses 
Prozesses den Umfang und Inhalt der vermittelten Informationen nicht be- 
einflussen, und setzt entsprechend das Vertrauen der Informierten in die 
Unabhängigkeit der Medien von staatlichen Institutionen voraus.>33 Erst 
die Staatsunabhängigkeit der Medien verleiht medialen Informationen jene 
Glaubwürdigkeit, die für legitimatorische Prozesse und deren Akzeptanz 
erforderlich ist.534 

In der Schweiz zeigt sich die Bedeutung der Kontrolle staatlicher Macht 
durch die Öffentlichkeit und die Medien darin, dass sowohl aufBundesebene 
als auch in den meisten Kantonen das Öffentlichkeitsprinzip eingeführt wur- 
de, das der Transparenz und damit auch der Kontrolle staatlichen Handelns 


528 Vgl. m.w.Verw. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 57; vgl. m.Verw. auf die 
sozialwissenschaftliche Literatur VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennut- 
zung, S. 5; vgl. auch HABERMAS, Europa, S.136. 


529 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 57; BRUGGER spricht von der «Dampfab- 
lass»-Funktion der Meinungsfreiheit, die das Risiko aggressiver Reaktionen verrin- 
gert (BRUGGER, Grundrechte, S.222; vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, 
S. 57); vgl. auch HABERMAS, Europa, S. 136; GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 62; vgl. hierzu 
bereits$21.B.4.b. 


530 FRANK, Staatsferne, S.321. 

531 BGE13718,E.2.5, S.12. 

532 Vgl. die politikwissenschaftliche Studie von STRÖMBÄCK/DJERF-PIERRE/SHEHATA, 
Political Interest; vgl. hierzu FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 4. 

533 FRANK, Staatsferne, S. 321f.; vgl. im Kontext des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, 
S.72. 

534 Vgl. FRANK, Staatsferne, S.322; vgl. auch BAMBERGER, Vierte Gewalt, S. 323; PRISCHING, 
Unabhängigkeit, S. 12. 
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dient.535 Die Bedeutung der Kontrollfunktion der Öffentlichkeit sowie der 
Medien kommt in den letzten Jahren auch in der verstärkt «öffentlichkeits- 
freundlichen» Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Ausdruck.536 Dem- 
gegenüber bemängeln Medienschaffende gemäss einer bei den Bundeshaus- 
korrespondentinnen und -korrespondenten durchgeführten Umfrage der 
Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK) die mangelnde «Kultur der 
Transparenz» innerhalb der Bundesverwaltung und das Misstrauen im Um- 
gang mit Medien.537 Auch der Eidgenössische Datenschutz- und Öffentlich- 
keitsbeauftragte (EDÖB) kritisiert verstärkte Bestrebungen der Bundesverwal- 
tung, gewisse Bereiche ihrer Tätigkeit gänzlich vom Öffentlichkeitsprinzip 
auszunehmen.>38 


d. Medien als Träger «öffentlicher Aufgaben»? 


Aufgrund der demokratiewesentlichen Meinungsbildungs- und Kontrollfunk- 
tion der Medien istin der Literatur bisweilen zu lesen, die Medien erfüllten 
eine «öffentliche Aufgabe».539 Damit erfolgt jedoch noch keine Qualifizierung 
der Aufgabe als staatliche bzw. öffentliche Aufgabe im rechtlichen Sinn, sondern 
eshandeltsich dabei vielmehr um eine soziologische Kategorisierung.540 Zwar 
liegt die Tätigkeit der Medien aufgrund ihres Stellenwertes für die Demo- 
kratie auch aus rechtswissenschaftlicher Perspektive zweifelsohne im öffent- 
lichen Interesse.541 In diesem Sinne spricht auch das Schweizerische Bundes- 
gericht von der Erfüllung einer im allgemeinen Interesse liegenden Aufgabe 


535 Vgl. m.w.Verw. UHLMANN, Kontrolle, S.485; vgl. zur Einführung des Öffentlichkeits- 
prinzips auf Bundes- und auf kantonaler Ebene m.w.H. HERTIG, BSKBV, Art.16 BV, 
N 29; KLEY/TOPHINKE, SGKBV, Art.16BV, N 42; vgl. hierzu auch $51. 


536 Vgl. m.Verw. aufentsprechende Bundesgerichtsurteile UHLMANN, Kontrolle, S.485 und 
Fn. 87f.; vgl. auch AUER, Öffentlichkeitsprinzip, S. 57f. 


537 GPKNR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S. 8; vgl. WANNER ANNA, Kommunikationsgau 
in der Bundesverwaltung, St. Galler Tagblatt, 18.10.2019. 

538 Vgl. EDÖB, Tätigkeitsbericht 2019/2020, S. 64. 

539 Vgl. ausführlich Kopp, Öffentliche Aufgabe, S.16ff.; THÜR, Öffentliche Aufgaben, 
S.136ff.; vgl. m.w.Verw. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 60; vgl. insbe- 


sondere die deutsche Literatur HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz. 19 ff.; RICKER/ 
WEBERLING, Presserecht, 3. Kap., N1ff. 


540 Vgl. m.w.Verw. auf die deutsche Diskussion KOPP, Öffentliche Aufgabe, S. 21; NUSPLIGER, 
Pressefreiheit, S. 33 ff.; vgl. aus der deutschen Lehre RICKER/WEBERLIN, Presserecht, 
3.Kap., N19f.; differenzierend HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz.19; KÜBLER, 
Medien, S.110f. 


541 Vgl. Kopp, Öffentliche Aufgabe, S. 20; NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 36; vgl. ausführlich 
auch THÜR, Öffentliche Aufgabe, S.136 ff.; WALPEN, Öffentliches Interesse, S. 109 ff.; vgl. 
aus der deutschen Lehre RICKER/WEBERLIN, Presserecht, 3. Kap., N 19f.; vgl. hierzu 
$211.B. 
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durch die Medien.542 Das Wahrnehmen öffentlicher Interessen impliziert 
jedoch noch nicht zwingend das Vorliegen einer öffentlichen bzw. staatlichen 
Aufgabe im Sinne des Staats- und Verwaltungsrechts, da hierfür erst noch ein 
Auftrag des Gesetzgebers vorausgesetzt wird.543 

Medien sind somit normativ nicht der staatlichen, sondern der im demo- 
kratischen Rechtsstaat hiervon zu unterscheidenden gesellschaftlichen bzw. 
privaten Sphäre zuzuordnen,544 wobei sich gerade im Bereich der Wahrneh- 
mung öffentlicher Interessen durch Private - dem sog. Bereich der Öffentlich- 
keit — die enge Bezogenheit zwischen der staatlichen und der gesellschaftli- 
chen Sphäre zeigt.545 So lebt der Staat davon, dass nichtstaatliche Akteure 
wie etwa Religionsgemeinschaften, politische Parteien oder die vorliegend 
interessierenden Medien in der Öffentlichkeit wirken und politische sowie 
soziale gesellschaftliche Werthaltungen prägen.546 Es ist in diesem Zusam- 
menhang die Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts in 
Erinnerung zu rufen, wonach der Prozess der öffentlichen Meinungsbildung 
grundsätzlich staatsfrei bleiben muss,547 die Volkswillensbildung also von 
der Staatswillensbildung zu unterscheiden ist.548 Als Mittler zwischen staat- 
lichen Funktionsträgern und dem Volk weisen die Medien eine Verbindung 
zur politischen Willensbildung iin der ausserstaatlichen Sphäre auf. Dement- 
sprechend sind die Medien verfassungssystematisch nicht im Organisations- 
teilder Verfassungbei der staatlichen Willensbildungin Form von Wahlen und 
Abstimmungen, sondern im Grundrechtsteil verankert.549 


542 Vgl. BGE120 Ib 142, E.3.c)bb), S.146; vgl. betreffend die Wahrnehmung öffentlicher 
Interessen durch die Medien im Zusammenhang mit der Rechtfertigung persönlich- 
keitsverletzender Äusserungen gemäss Art. 28 Abs. 2 ZGB (Schweizerisches Zivilgesetz- 
buch vom 10. Dezember 1907) etwa BGE 10911353, E. 3., S. 358; MEILI, BSK ZGB, Art. 28 
ZGB, N 50; vgl. in Bezug auf die Wahrnehmung berechtigter Interessen durch Medien 
als aussergesetzlicher Grund für die Rechtfertigung strafbarer Handlungen etwa BGer, 
Urteil vom 7.10.2008, 6B_225/2008. E. 5.3; BGE 127 IV 122, E.5.c), S.13; PAYER, Wahrneh- 
mung berechtigter Interessen, S.192; SEELMANN, BSK StGB 3. Aufl., Art.14 StGB, N25. 

543 Vgl.m.w.Verw. HAFNER, Öffentliche Interessen, S.297f.; vgl. ausführlich zum Begriff 
der öffentlichen Aufgabe RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, 157 ff.; vgl. eingehend hier- 
zu$21.C.4.c.cc. 


544 Vgl. ausführlich ENGI, Vierte Gewalt, Rz. 22ff.; vgl. auch OSTER, Media Freedom, S. 86; 
vgl. hierzu im Kontext der institutionellen und personellen Staatsunabhängigkeit der 
Medien §4 V. C. 2. f. ee. 


545 Vgl. m.w.H. ausführlich HAFNER, Öffentliche Interessen, S. 289 ff.; vgl. auch ENGI, 
Vierte Gewalt, Rz. 22 ff.; HAFNER, Staatsaufgaben, S.159f. 


546 Vgl. m.w.Verw. HAFNER, Öffentliche Interessen, S. 290 f.; vgl. zum entsprechenden Aus- 
schluss solcher Akteure aus dem Adressatenkreis des Staatsunabhängigkeitsgebots 
bzw. deren Einschluss in den persönlichen Schutzbereich des Gebots §6 II. 


547 Vgl. BVerfGE 20, 56 (99); DEGENHART, Kommunikationsprozess, S. 326. 
548 Vgl. bereits $21. A. ; vgl. m.w.H. KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 20. 
549 Vgl. in Bezug auf das deutsche Grundgesetz FRANK, Staatsferne, S. 321. 
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e. Verhältnis der Informationsfreiheit des Publikums zur Medienfreiheit 


Wie an anderer Stelle bereits erwähnt, steht die Medienfreiheit in einem funk- 
tionalen Verhältnis zur Meinungs- und Informationsfreiheit.550 Im Folgenden 
ist das Verhältnis der Informationsfreiheit des Publikums zur Medienfreiheit 
aus subjektiv- und objektivrechtlicher Perspektive näher zu analysieren. 
Betreffend die subjektiv-rechtliche Perspektive ist auf völkerrechtlicher 
Ebene die konstante Rechtsprechung des EGMR zur funktionalen Beziehung 
zwischen Medienfreiheit und individueller Informationsfreiheit zu erwäh- 
nen: «Not onlydothe media have thetask ofimpartingsuch information and 
ideas [of public interest]: the public also has a right to receive them [...].»551 
Ähnlich hält auch der UNO-MRA fest, dass das Recht aufpolitische Teilhabe 
(Art. 25 UNO-Pakt II) i.V.m. der Informationsfreiheit (Art. 19 UNO-Pakt II) impli- 
ziert, «that citizens, in particular through the media, should have wide access 
to informationandthe opportunityto disseminate information and opinions 
about the activities of elected bodies and their members».552 Während ein 
Teil der Lehre aus Art. 10 Ziff. ı EMRK ein subjektives Recht des Publikums 
auf Medieninformationen abzuleiten scheint, 553 ist gemäss der wohl h.L. aus 
der EMRKgrundsätzlich kein individueller Anspruch des Einzelnen daraufzu 
entnehmen, von Medien informiert zu werden.55* Diese Sichtweise scheint 
durch einen neueren EGMR-Entscheid bestätigt zu werden, in welchem sich 
Zuschauer in ihrer Informationsfreiheit verletzt sahen, weil die RAI (Radio- 
televisione Italiana) entgegen der gesetzlichen Vorgaben nicht mit der Aus- 
strahlung bestimmter politischer Informationssendungen beauftragt wurde. 
Der Gerichtshoftrat auf die Beschwerde nicht ein, da seiner Ansicht nach die 
von Art. 34 EMRK vorausgesetzte Legitimation fehlte.555 Die obige Aussage des 
EGMR ist somit vielmehr in den Kontext seiner abwehrrechtlich orientierter 


550 Vgl.hierzu$21.B.2. 


551 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 26.4.1979, Sunday Times v. the United Kingdom, 
Nr. 6538/74, Ziff. 65; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 17, Rz. 41 und 
Rz. 135; vgl. zum funktionalen Verhältnis zwischen der Medien- und der Informati- 
onsfreiheit bereits § 2 I. B. 2. 


552 UNO-MRA, 5.5.1999, Gauthier v. Canada, Nr. 633/95, Ziff. 13.4; OSTER, Media Law, S. 51. 


553 So etwa MALINVERNI, Freedom of Information, S. 447; THALMANN, Medienförde- 
rung, Rz. 8ff.; vgl. auch BLANKE, Kommunikative Rechte, Rz.29f.;m.w.H. HOLOUBEK, 
Gewährleistungspflichten, S.230f. 


554 Vgl. in Bezug auf die Presse BULLINGER, Freedom of expression, S.353; FROWEIN, 
EMRK-Komnm., Art. 10 EMRK, N 15f.; vgl. m.w.Verw. im Kontext des Rundfunkbereichs 
ROIDER, Rundfunkordnung, S.182f.; vgl. ausführlich WOJAHN, Recht auf Information, 
S.118 ff. 


555 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 25.4.2017, Scozzafava a.o. v. Italy, Nr. 20014/13; 
ZELLER, Journalistische Sorgfaltspflicht, S. 77. 
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Rechtsprechung zu setzen, wonach der Staat den Zugang zu Medieninforma- 
tionen nicht behindern darf 556 und legitime Interessen, die für Eingriffe in die 
Medienfreiheit sprechen, stets auch gegen das Recht des Publikums auf freien 
Informationszugang abzuwägen sind.557 

Auch im deutschen Verfassungsrecht wird die Informationsfreiheitgrund- 
sätzlich ausschliesslich als Abwehrrecht aufgefasst, weshalb das Publikum 
gestützt darauf keine Ansprüche auf das Bereitstellen von Informationen 
geltend machen kann.>58 Dieselbe Aussage kann ebenfalls für das schweizeri- 
sche Verfassungsrecht gemacht werden, wonach die Informationsfreiheit pri- 
mär ein Abwehrrecht ist und entsprechend nur den ungehinderten Zugang 
zu bereits bestehenden Medieninformationen schützt.559 

Fraglich bleibt allerdings, inwieweit sich der Einzelne bei Beschränkun- 
gen der Medienfreiheit auf seine Informationsfreiheit berufen kann.56° In die- 
sem Zusammenhang interessant zu erwähnen ist die Rechtsprechung der 
Afrikanischen Kommission für Menschenrechte und die Rechte der Völker 
(AKMRV), wonach Eingriffe in die Medienfreiheit prinzipiell auch Eingriffe 
in die Informationsfreiheit des Publikums darstellen.561! Im Zusammenhang 
mit der Beschwerdebefugnis eines Zeitungslesers hielt der EGMR fest, der 
Beschwerdeführer sei nicht bereits dadurch zur Beschwerde aufgrund der 
Verletzung seiner Informationsfreiheit durch ein staatliches Verbot einer 
Zeitung befugt, dass er regelmässiger Leser der betreffenden Zeitung sei, 
solange ihm weiterhin ein hinreichend vielfältiges Medienangebot zur Verfü- 
gung stehe.562 Dies deutet daraufhin, dass der Gerichtshof dann die Beschwer- 
delegitimation des Publikums für Eingriffe in die Medienfreiheit annehmen 
könnte, wenn diesem nebst dem betroffenen Medienangebot kein hinreichend 
vielfältiges Medienangebot mehr zur Verfügung steht. Mitanderen Worten 


556 Vgl. etwa betreffend die Versiegelung eines Fernsehapparates EGMR, Zulässigkeits- 
entscheid vom 31.3.2009, Faccio v. Italy, Nr. 33/04; vgl. hierzu m.w.Verw. OSTER, Media 
Freedom, S.83; OSTER, Media Law, S. 58. 


557 Vgl.m.w.H. aufden gleichen Ansatzin den EMRK-Vertragsstaaten BULLINGER, Free- 
dom ofexpression, S. 353. 


558 Vgl. statt vieler m.w.Verw. KÜHLING, Komm. InfoMedienR, Art.5 GG, N41; vgl. auch 
m.w.Verw. HOFFMANN-RIEM, Informations- und Rundfunkfreiheit, S.459 und S. 461. 

559 Vgl. statt vieler m.w.Verw. HERTIG, BSKBV, Art. 16 BV, N 16; KLEY, Medien, S.194; vgl. 
ausführlich PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 211 ff. 


560 Bejahend m.w.H. HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S.230f.; vgl. zu dieser Frage- 
stellung im Kontext des Einbezugs des Publikums in den persönlichen Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots $7 IV. 


561 Vgl. etwa AKMRV, 3.4.2009, Scanlen&Holderness v. Zimbabwe, Nr. 297/05, Ziff. 108; 
vgl. m.w.Verw. OSTER, Media Freedom, S. 84. 

562 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 6.11.2001, Tanrikulu, Çetin, Kaya a.o. v. Turkey, 
Nr. 40160/98; OSTER, Media Law, S. 59. 
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scheint der EGMR zwar keinen Anspruch des Publikums auf das Bereitstellen 
von Medieninformationen anzunehmen, aber ein Abwehrrecht gegen staatli- 
che Einschränkungen bestehender Medienangebote für den Fall mangelnder 
Ausweichmöglichkeiten.563 

Aus objektiv-rechtlicher Perspektive stellt die Informationsfreiheit bzw. 
das sog. «Recht» des Publikums, durch Medien informiert zu werden, zugleich 
das der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich zugrunde- 
liegende grundrechtlich fundierte öffentliche Interesse dar, das Eingriffe in die 
Medienfreiheit zu rechtfertigen vermag.564 In diesem Sinne sind auch die Pas- 
sagen des EGMR-Urteils «Manole» für den Rundfunkbereich zu verstehen, 
wonach der Staat gewährleisten muss, «that the public has access through 
television and radio to impartialand accurate information anda range of opin- 
ion and comment».565 Ähnlich hielt auch das Bundesgericht im Urteil «Temps 
present» fest, dass «la Confédération a tenu à s’assurer que les informations 
diffusées permettent au citoyen ď’être renseigné de manière satisfaisante. Le 
devoir d’objectivite de information apparait ainsi comme une restriction, 
fondée sur le droit à information du destinataire de l'émission, à la latitude 
importante dont la SSR doit jouir dans la composition du programme.»566 


5. Bedeutung der Medien im Zeitalter des digitalen Wandels 
a. Chancen der Internetöffentlichkeit 


Im Zeitalter der Digitalisierung stellt sich die Frage, welche Bedeutung den 
journalistischen Medien bei der Herstellung von Öffentlichkeit im Internet 
noch zukommt. Das Internet ist für die öffentliche Meinungsbildung zu einem 
wesentlichen Faktor geworden.>6? So nutzen in der Schweiz insbesondere 
jüngere Menschen das Internet täglich mit Abstand am längsten.568 Während 
sich die Medienöffentlichkeit entscheidend durch eine einseitige, One-to- 
many-Kommunikation sowie durch teure journalistische Inhaltsproduktion 
kennzeichnet und durch die «Gatekeeper»-Funktion der Medien hierarchisch 


563 Vgl. zum Ganzen ausführlicher im Kontext der Frage, inwieweit sich Medienkonsu- 
mentinnen auf das Staatsunabhängigkeitsgebot berufen können, $7 IV. 


564 Vgl. ausführlich zur staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflichtim Medienbereich $2 
I.C. 

565 EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Rz. 100; vgl. hierzu 
821.C.2.a. 

566 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S.223; vgl. dazu MORAND, Liberté de l’infor- 
mation, S.74. 


567 HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 22; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 206. 


568 Vgl. m.w.H. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.68f.undS.82; GRABER, Personali- 
sierung, S. 266; vgl. auch Bundesamt für Statistik (BFS), Internetnutzungin der Schweiz 
nach Alter, 1997-2018, In % der Personen ab 14 Jahren, 5.12.2018. 
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ausgelegt ist,569 kann im Internet jede Nutzerin unmittelbar auf Informatio- 
nen anderer zugreifen und reagieren.570 Damit ist die Internetöffentlichkeit 
geprägt von einer vernetzten, dezentralen und preisgünstigen Kommunika- 
tion.571 Da im Internet jeder Einzelne am Meinungsstreit teilnehmen kann, 
wurde die «Demokratiemaschine Internet» anfänglich als Mittel der Emanzi- 
pierung der öffentlichen Meinungsbildung von den Medien als «gatekeepers» 
gefeiertundein Näherrücken an das Habermas’sche Konzept des herrschafts- 
freien Diskurses prognostiziert.572In der Zwischenzeit hat sich gezeigt, dass 
das Informationsangebot im Internet tatsächlich erheblich zugenommen 
hat.573 Vermehrt beeinflussen Akteure ausserhalb des traditionellen Journa- 
lismus wie etwa Blogger die politische Agenda574 und entwickeln dadurch 
einen eigenständigen demokratischen Diskurs.575 Zudem führt das Internet 
zur einfachen Vernetzung Gleichgesinnter als zentrale Voraussetzung für die 
Organisation transnationaler Proteste576 und für die Tätigkeit von NGOs.577 
KERSTEN zieht im Rahmen seines positiven Verständnisses des Öffentlich- 
keitswandels im digitalen Zeitalter eine Parallelezur Demonstrationsfreiheit, 
die nach Ansicht des deutschen Bundesverfassungsgerichts dem Einzelnenin 
einer Gesellschaft, in welcher nur wenige sich durch Medien äussern können, 
eine kollektive Einflussnahme ermöglicht.578 


569 HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 17; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 208. 
570 HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 379. 


571 HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S.208; vgl. HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlich- 
keit, S.22; HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; vgl. auch VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte 
Mediennutzung, S.6. 


572 Vgl. m.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S. 391; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S.208; VON 
KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S. 6; vgl. auch HABERMAS, Europa, 
S.161; vgl. den 4.Grundsatz von Google: «Demokratie im Internet funktioniert» (Google, 
Unsere zehn Grundsätze). 


573 HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 208; VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennut- 
zung, S.6. 


574 Vgl. HOLZNAGEL, Erosion, S. 393; vgl. für eine Untersuchung der Tätigkeiten von Blog- 
gern und ihren Einflüssen auf den öffentlichen Diskurs NEUBERGER/NUERNBERGK/ 
RISCHKE, Weblogs, S. 100; vgl. zur Angleichung von Bloggern an traditionelle Medien 
im Rahmen der EGMR-Rechtsprechungbereits$21.B.3.a. 


575 Die Schlüsselfunktion der Blogger liegt gemäss HOLZNAGEL in der Schaffung einer 
neu integrierten Öffentlichkeit, welche «die bislang getrennte «kleine Öffentlichkeit 
des individuellen Protests mit der massenmedialen Öffentlichkeit vernetzt» (HOLZ- 
NAGEL, Erosion, S. 402). 

576 Vgl. etwa betreffend den Arabischen Frühling oder die #BlackLivesMatter-Bewegungin 
den USA HOFHEINZ, Arabischer Frühling; PARKER EMILY/MCILWAIN CHARLTON, #Black- 
LivesMatter and the Power and Limits of Social Media, Medium, 2.12.2016; vgl. auch 
EGLI/RECHSTEINER, Social Bots, S.249; GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S. 273. 

577 M.w.H. HOLZNAGEL, Erosion, S. 393 f. 

578 Vgl. ausführlich KERSTEN, Demokratie, S. 316 ff. m.H. auf BVerfGE 69, 315 (343 ff. und 
346); vgl. auch JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S.37f. 
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b. Risiken der Internetöffentlichkeit 


Den soeben erläuterten Möglichkeiten stehen allerdings insoweit strukturelle 
Grenzen gegenüber, als gerade die Menge der im Internet verfügbaren Infor- 
mationen eine Informationsflut erzeugt, die zu einem Orientierungsverlust 
führen kann.579 Von wesentlicher Bedeutungsind somit weiterhin «gatekeep- 
ers», die durch diese Informationsflut führen.580 In diesem Zusammenhang 
sind durch Algorithmen gesteuerte Informationsintermediäre wie Suchma- 
schinen und soziale Netzwerke, über deren Plattformen Nutzende auf Inhalte 
zugreifen können, von wesentlicher Bedeutung.581So erreichen inzwischen 
die im Internet verfügbaren Angebote aufGoogle, Facebook, YouTube, Insta- 
gram oder WhatsApp im Durchschnitt eine viermal so grosse Aufmerksam- 
keit wie Online-Angebote klassischer schweizerischer Medien.582 Letztere 
verlieren ihre Stellung als Meinungsführer somit zunehmend an Informations- 
intermediäre.583 

Die Informationsfilterung durch Algorithmen weist allerdings drei pro- 
blematische Aspekte auf. Erstens sind diese Algorithmen weitgehendintrans- 
parent. Indem Informationen durch technische Vorkehrungen auf Bezahlung 
hin oder aus anderen Gründen besonders günstig platziert oder gänzlich 
ausgeschlossen werden können, besteht eine Gefahr der Manipulation.>5s% 
Das Internet ist somit vom herrschaftsfreien Diskurs weit entfernt.585 Inso- 
fern besteht eine gewisse Ähnlichkeit zu publizistischen Medien, deren Aus- 
wahlentscheidungen ebenfalls nicht überprüfbar sind. Allerdings haben sich 
die Medien durch ihre journalistisch-reflexive Leistung im Unterschied zu 
Suchmaschinen und sozialen Netzwerken Glaubwürdigkeitskapitalin Form 
von Reputation aufgebaut.586 Hinzu kommt, dass die Nutzenden traditioneller 


579 Vgl. M.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S.394; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, 5.209; 
DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.379; vgl. auch JARREN/KLINGER, Öffentlich- 
keit, S. 39. 

580 Vgl. HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S.209. 


581 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.379f.; HOLZNAGEL, Demokratische Öffent- 
lichkeit, S.26f.; HOLZNAGEL, Erosion, S. 394; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S.209; 
m.w.Verw. VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S.6f. und S. 13f. 


582 Vgl. m.w.H. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.77; GRABER, Personalisierung, S. 266. 
583 Vgl. GRABER, Personalisierung, S.258; vgl. auch JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S. 39. 


584 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.380f.; HOLZNAGEL, Erosion, 
S.394f.; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 209; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Unabhän- 
gigkeit, S.64; JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S. 39. 

585 HOLZNAGEL, Erosion, S. 395. 

586 Vgl.m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.380 f.; HOLZNAGEL, Meinungs- 
bildung, S.209; vgl. auch VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S.16f. 


m.H. auf METZGER/FLANAGIN, Credibility und BLUM/BONFADELLI/IMHOF/JARREN, 
Leuchttürme. 
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Medien den Anbieter wechseln können, wohingegen es sich schwieriger ge- 
staltet, der gefilterten Informationsauswahl durch marktmächtige Suchma- 
schinen oder soziale Medien auszuweichen.587 Hierfür sorgt insbesondere 
der sog. «Lock-in-Effekt» von Informationsintermediären: Nutzende sind tech- 
nisch zwar in der Lage, den Anbieter zu wechseln. Sie nutzen aber rein prak- 
tisch oft denselben Anbieter, da dieser etwaim Fallvon Google aufgrund des 
hohen Marktanteils am besten die gewünschten, auf sich selbst zugeschnit- 
tenen Suchergebnisse liefert.588 

Zweitensistein verbreitetes Filterkriterium von Algorithmen die Anzahl 
vorheriger Klicks. Informationen wird damit nach rein technisch orientierten 
Kriterien Relevanz zugeschrieben und es erfolgt im Gegensatz zur journalis- 
tischen Aufbereitung keine Kontrolle der inhaltlichen oder qualitativen Rele- 
vanz.589 Indem dadurch Inhalte fortschreitend an Mehrheitsinteressen ange- 
passt werden, treibt dies zum einen den sich bereits in den traditionellen 
Medien seit den 1990er-Jahren abzeichnenden Trend der Verschmelzung 
informativer und rein unterhaltender Inhalte tendenziell weiter voran.590 
Zum anderen ist für den Erfolgeiner Information in der Internetöffentlichkeit 
verstärkt nicht mehr deren Tatsachentreue, sondern deren aufmerksamkeits- 
erregender Inhalt ausschlaggebend.59! Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, 
dass Falschmeldungen sowie Gerüchte verbreitet werden59% und an die Stelle 
von Fakten zunehmend Meinungen treten.593 

In diesem Zusammenhang zu nennen ist drittens die Personalisierung 
von Informationen, wodurch die Möglichkeit der Bildung sog. Filterblasen bzw. 


587 Vgl. etwa GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S. 274. 

588 Vgl. m.w.Verw. DÖRR/NATT, Suchmaschinen, S.834f.; MOSSBRUCKER DANIEL, Ver- 
braucherschützer gehen gegen Googles E-Mail-Scannen vor, Süddeutsche Zeitung, 
25.2.2016. 

589 Vgl. zum sog. «Page-Rank»-Algorithmus von Google m.w.Verw. DÖRR/NATT, Suchma- 
schinen, S. 835f.; vgl. m.H. auf den Algorithmus von Facebook GRABER, Personalisie- 
rung, S. 259; HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.34. 

590 Vgl. HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.32f.; m.w.Verw. HOLZNAGEL, Ero- 
sion, S.396f.; vgl. zum sog. «Diktat der Mehrheit» DÖRR/NATT, Suchmaschinen, S. 835. 


591 Vgl. etwa GRABER, Personalisierung, S.265. 


592 Vgl. m.w.H. GRABER, Personalisierung, S.265; HOLZNAGEL, Demokratische Öffent- 
lichkeit, S. 33; vgl. zur schnellen und breiten Verbreitung von Falschmeldungen auf 
Twitter die sozialwissenschaftliche Studie von SOROUSH/DEB/SINAN, False news; vgl. 
dazu RESNICK BRIAN, False news stories travel faster and farther on Twitter than the 
truth, Vox, 8.3.2018; vgl. mit zahlreichen Hinweisen GERTZ MATT, Misinformer ofthe 
Year: Facebook CEO Mark Zuckerberg, Facebook’s «personalized newspaper» became 
aglobal clearinghouse for misinformation, 20.12.2017; vgl. zur Beeinflussung der öffent- 
lichen Meinungsbildung durch sog. Social Bots EGLI/RECHSTEINER, Social Bots, S. 250f. 


593 Vgl. GRABER, Personalisierung, S. 265; HOLZNAGEL, Erosion, S. 394. 
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Echokammern einhergeht.594 Darin werden Informationen verstärkt auf- 
grund von Empfehlungen sowie Selbstbestätigung und unabhängig von der 
Reputation der Information als journalistisch aufbereitete Quelle für glaub- 
würdig befunden.595 Dadurch wird wiederum die bereits angesprochene Ver- 
breitung von Informationen zweifelhafter Qualität gefördert596 und es steigt 
potenziell die Wahrscheinlichkeit, dass keine Konfrontation mit entgegen- 
gesetzten Meinungen und anderen Themen mehr stattfindet.597 


c. Zwischenfazit 


Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen besteht in der Internetöffent- 
lichkeit tendenziell die Gefahr, dass nicht ausreichend faktische Informatio- 
nen als Basis des politischen Diskurses zur Verfügung stehen und Letzterer 
zunehmend fragmentiert wird.598 Mit dieser Tendenz zu einem Übergangin 
eine «postfaktische Gesellschaft» einher geht die Gefährdung einer integ- 
rierten Öffentlichkeit mitgemeinsamen Diskussionsgrundlagen als Voraus- 
setzung demokratischer Ordnung.599 Es besteht folglich gerade im Zeitalter 
der Digitalisierung ein hoher Bedarf an der Selektion von Informationen nach 


594 Vgl. ausführlich GRABER, Personalisierung, S.260 ff. und VON KÖNIGSLÖW, Individuali- 
sierte Mediennutzung, S.14ff., beide m.H. etwa auf SUNSTEIN, Republic.com; PARISER, 
Filter Bubble; vgl. zur Personalisierung von Suchresultaten DÖRR/NATT, Suchmaschi- 
nen, S. 836f.; HARTL, Suchmaschinen, S. 71 ff.; vgl. allerdings zur Überschätzung der 
fragmentierenden Wirkung des Internets auch HOLZNAGEL, Erosion, S. 400 ff.; vgl. 
auch die Studie der Informatiker/innen KRAFFT/GAMER/ZWEIG, wonach die Persona- 
lisierung von Suchergebnissen aufGoogle minimalsei und die Ergebnisse wesentlich 
von der eingestellten Suchsprache, der Regionalisierung und denrelevantesten Web- 
sites zum Suchbegriffbestimmt seien (KRAFFT/GABER/ZWEIG, Personalisierung, S. 55). 

595 Vgl. ausführlich von KÖNIGSLÖW, Individualisierte Mediennutzung, S. 16 ff. m.H. auf 
METZGER/FLANAGIN, Credibility; vgl. auch m.w.Verw. EGLI/RECHSTEINER, Social 
Bots, S. 250; JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S. 39f. 


596 Vgl.etwazum Aufkommen sog. Alternativmedien, die das Ziel der Marginalisierungtra- 
ditioneller Medien verfolgen, GRABER, Personalisierung, S. 260; VON KÖNIGSLÖW, Indivi- 
dualisierte Mediennutzung, S.15 und S. 18; vgl. auch m.w.H. HOLZNAGEL, Erosion, S. 394. 


597 Vgl. HOLZNAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S.34; VON KÖNIGSLÖW, Individuali- 
sierte Mediennutzung, S.18; vgl. auch GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S. 274; vgl. 
zur Struktur sozialer Netzwerke, die nicht nur polarisierend wirken, sondern auch 
die kollektive Entscheidungsfindung verzerren kann, die biostatistische Studie von 
STEWART et al., Information gerrymandering; vgl. dazu VON RAUCHHAUPT ULF, Kol- 
lidierende Filterblasen, FAZ, 8.9.2019. 

598 Vgl. m.w.H. GRABER, Personalisierung, S.265; VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte 
Mediennutzung, S.19; vgl. auch GROSZ, Personalisierte Nachrichten, S.274; SAXER, 
Kommunikationsverfassung, Rz.5. 


599 Vgl. m.w.H. GRABER, Personalisierung, S.265; LEUSCH PETER, Meinungstatt Tatsachen, 
Wahrheit in postfaktischen Zeiten, Deutschlandfunk, 8.6.2017; vgl. auch BERKA, Neu- 
vermessung, S.11. 
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journalistischen Kriterien, besonders was die Wahrheitssuche und die Tren- 
nung von Fakten und Kommentar angeht.600 Damit kann die Bedeutung auf- 
klärerisch wirkender journalistischer Medien als qualitative Orientierungs- 
hilfen auch im Internetzeitalter als weiterbestehend, wenn nicht gar als 
zunehmend, bezeichnet werden.601 Entsprechend von zunehmender Wich- 
tigkeit wird die wahrgenommene Glaubwürdigkeit der Medien, die wesentlich 
auch vom Vertrauen in ihre Staatsunabhängigkeit abhängt.602 Da die Glaub- 
würdigkeit der Medien bereits aufgrund des erwähnten Bedeutungsverlusts 
von Tatsachen abzunehmen droht -bisweilen wird sogar wieder mit dem 
Begriff der «Lügenpresse» operiert -,603 gewinnt im Zeitalter der Digitalisie- 
rung verstärkt auch das Prinzip der Staatsunabhängigkeit an gesellschaftli- 
cher und politischer Bedeutung. 

In der Schweiz geniessen die traditionellen Medien im Vergleich zu den 
Informationsintermediären zwar weiterhin ein deutlich höheres Vertrauen 
und das Herausbilden von Echokammern ist im Vergleich zu anderen Ländern 
wie etwa den USA soweit ersichtlich schwächer ausgeprägt.604 Dies zeigtsich 
in einer hohen Nutzung journalistischer Medien und darin, dass Anhänger 
aller politischen Lager vorwiegend dieselben publizistischen Angebote nut- 
zen.605 Falschmeldungen und alternative Medien wie z.B. uncut-news.ch 
sindentsprechend noch wenig verbreitet.606 Zudem hateine qualitative Befra- 
gungvon Deutschschweizerinnen und -schweizer während der Corona-Krise 
gezeigt, dass das Vertrauen in journalistische Medienangebote grundsätz- 
lich intakt ist.607 Allerdings nutzen besonders junge Erwachsene auch in 


600 Vgl. Ziff.1.1 und Ziff. 2.3 der Richtlinien zur «Erklärung der Pflichten und Rechte der 
Journalistinnen und Journalisten» des Schweizer Presserats. 


601 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 379; HOLZNAGEL, Demokrati- 
sche Öffentlichkeit, S. 34; HOLZNAGEL, Erosion, S. 407; HOLZNAGEL, Meinungsbildung, 
S. 212; vgl. auch EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S.15; HABERMAS, Europa, S.136. 


602 Vgl. FRANK, Staatsferne, S.322; MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S. 8; vgl. 
auch BAMBERGER, Vierte Gewalt, S. 323; PRISCHING, Unabhängigkeit, S.12; vgl. bereits 
$21.B.4.c. 


603 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 10; GRABER, Personalisierung, S. 260 und S. 265; HOLZ- 
NAGEL, Demokratische Öffentlichkeit, S. 33; FAZ, «Lügenpresse» ist Unwort des Jahres, 
13.1.2015. 

604 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 10f.; vgl. eingehend VON KÖNIGSLÖW, Individualisierte 
Mediennutzung, S. 7 ff.; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S. 21; FÖG/UZH, Jahrbuch 
2019, 8.9. 

605 FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 10. 

606 FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.10f.; vgl. zur Verbreitungalternativer Medien in der Schweiz 
ausführlich FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 8 ff.; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 8. 

607 Vgl. m.w.Verw. aufeinekommunikationswissenschaftliche Studie FÖG/UZH, Jahrbuch 
2020, S. 59f. 
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der Schweiz zunehmend Informationsintermediäre als Hauptquelle für Infor- 
mationsangebote. So konsumiert die Mehrheit aller 18- bis 24-Jährigen Nach- 
richten primär über soziale Medien und Suchmaschinen.®0s Damit einher 
geht eine sog. «Plattformisierung» der Mediennutzung, in deren Rahmen 
Nachrichten nicht mehr mittels direkten Zugriffs über die Medienwebsite, 
sondern über Intermediäre konsumiert werden. Dadurch werden die Nach- 
richten nicht mit den Nachrichtenproduzenten, sondern mit den Plattfor- 
men verbunden, und die Bindung an die Medienmarken wird entsprechend 
geschwächt.609 AufIntermediären sind Alternativmedien zudem stärker ver- 
breitet.610 Des Weiteren hat auch in der Schweiz die Kritik an journalistischen 
Medien in der öffentlichen Diskussion zugenommen; Begriffe wie «Lügen- 
presse» oder «Fake News» finden zunehmend Beachtung.$1! Es kann somit 
nicht vorschnell davon ausgegangen werden, dass die Schweiz vor einer frag- 
mentierten Öffentlichkeit mit verbreiteten Falschmeldungen und Alternativ- 
medien gefeit ist.612 Hinzu kommt, dass in der Schweiz parallel zum zuneh- 
menden Konsum von Nachrichtenangeboten über Intermediäre der Anteil 
sog. «News-Deprivierten» steigt, welche mit Informationen insbesondere 
nationalen und lokalen Bezugs unterdurchschnittlich versorgt sind. Diese 
News-Deprivation geht einher mit geringerem Wissen über politische Ange- 
legenheiten, niedrigerer politischer Partizipation und geringem Vertrauen 
in staatstragende Institutionen.613 Mit Blick auf die Bedeutung von Nachrich- 
tenangeboten für die Teilhabe am politischen Prozess und die Legitimität 
staatlicher Organe werden glaubwürdige Medien für die öffentliche Meinungs- 
bildung in Zukunft folglich gerade für die Schweiz mitihren vielfachen Gliede- 
rungen und direktdemokratischen Instrumenten von zunehmend zentraler 
Bedeutung sein.614 


608 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 6; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 2 und S. 7; FÖG/ 
UZH, Jahrbuch 2020, S. 20. 


609 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 3f. 


610 Sohatder YouTube-Kanal von uncut-news ähnlich viele Abonnentinnen und Abon- 
nenten wie der YouTube-Kanal von SRF; vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 8f. 


611 FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.10. 
612 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S.11. 


613 Vgl. m.w.Verw. FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 4; vgl. zu diesen Zusammenhängen bereits 
821.B.4.b. und §2 I.B. 4. c. 


614 Vgl. hierzu bereits §2 1. B. 4. b. 
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6. Fazit: Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil der 
institutionellen Medienfreiheit 


Aus den obigen Ausführungen ist zu folgern, dass das Staatsunabhängig- 
keitsprinzip in erster Linie die Erfüllung der demokratierelevanten Meinungs- 
bildungs- und Kontrollfunktion der Medien gewährleisten soll.615 Medien 
können diese Aufgaben insbesondere dann wirksam leisten, wenn sie institu- 
tionelle Eigenheiten aufweisen, die eine effiziente und kontinuierliche Tätig- 
keit ermöglichen. Zur effektiven und nachhaltigen Wahrnehmungihrer Funk- 
tionen und zum Aufbau von Vertrauen bedürfen Medien einer auf Dauer 
gestellten Organisation, in der in zeitlichen Publikationsrhythmen, professio- 
nell und nach einem selbstdefinierten publizistischen Programm ein struk- 
turiertes Angebot aufgebaut werden kann.$16 In diesem Sinne umschreibt der 
Medienwissenschaftler SAXER die Medien als «komplexe institutionalisierte 
Systeme um organisierteKommunikationskanäle von spezifischem Leistungs- 
vermögen».617 Insbesondere das Agieren nach einem selbstdefinierten redak- 
tionellen Programm befähigt Medienorganisationen dazu, als vertrauens- 
würdige Vermittler aufzutreten. Hierfür müssen Medien von den einzelnen 
Informationsquellen wie etwa staatlichen Organen auf der einen und von 
den Informationsrezipienten auf der anderen Seite weitgehend unabhängig 
sein.618 Notwendige Voraussetzung der Vermittlungsfunktion von Medien 
stellt somit nicht nur deren auf Dauer gestellte, sondern auch eine gewisse 
Verselbständigung sowohl von privaten als auch von staatlichen Akteuren 
aufweisende Organisation dar.619 In seiner subjektiv-rechtlichen Dimension 
zielt das Staatsunabhängigkeitsgebot folglich nicht primär auf den Schutz 
medialer Äusserungen, sondern auf den Schutz der Medien als staatsunabhän- 
gige Organisationen bzw. Institutionen, die nur soihre Meinungsbildungs- und 
Kontrollfunktion effektivwahrnehmen und entsprechend grundrechtskon- 
form funktionieren können.620 


615 Vgl. SCHULZ, Kommunikationsverfassung, S. 465; vgl. auch OSTER, Media Freedom, 
S.84f.; OSTER, Media Law, S. 51f.; vgl. zur Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion 
der Medien soeben $21.B.4.b.und $21.B.4.c. 


616 Vgl.JARREN, Massenmedien, S. 332; JARREN/KLINGER, Öffentlichkeit, S. 36; vgl. auch 
BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N18 und N 30; JARASS, Massenmedien, S.171; 
vgl. ausführlich zur institutions- bzw. organisationstheoretischen Sicht auf Medien 
in der MedienwissenschaftJARREN, Massenmedien, S. 329 ff.; JARREN, Medien, S. 29 ff. 

617 Vgl. SAXER, Medienwissenschaft, S.6. 

618 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.171; vgl. bereits$21.B.4.b. 

619 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.171. 

620 Vgl. SCHULZ, Kommunikationsverfassung, S. 465; vgl. auch HANGARTNER, Unabhän- 
gigkeit, S. 1184 f.; HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, RZ.154; OSTER, Media 
Freedom, S.84; OSTER, Media Law, S. 51. 
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Durch die Ausrichtung des Staatsunabhängigkeitsprinzips auf den Schutz vor 
staatlichem Einfluss auf die Medien als Organisationen bzw. Institutionen 
nimmt das Prinzip nach der überzeugenden Ansicht von OSTER Teilam Schutz 
der sog. institutionellen Medienfreiheit.621 Im Zusammenhang mit der institu- 
tionellen Pressefreiheit spricht das deutsche Bundesverfassungsgericht von 
der Gewährleistung der «Institution einer freien Presse»622 bzw. der «institu- 
tionellen Eigenständigkeit der Presse von der Beschaffung der Information 
bis zur Verbreitung der Nachricht und der Meinung»,823 sprich vom Schutz 
jener Voraussetzungen, «die gegeben sein müssen, damit die Presse ihre Auf- 
gabe im Kommunikationsprozess erfüllen kann».624 Unter dieser instituti- 
onellen Sicht der Pressefreiheit versteht ein Teil der Lehre, dass der Schutz- 
bereich des Grundrechts aufin den institutionellen Rahmenbedingungen 
entstehende Eingriffe ausgeweitet und «das subjektive Freiheitsrecht durch 
Gesichtspunkte einer institutionellen Deutung ergänzend verstärkt» wird.625 
Mit anderen Worten erstreckt die institutionelle Medienfreiheit den Schutz- 
bereich auf die gesamte Medientätigkeit bzw. auf die publizistischen und wirt- 
schaftlichen Grundlagen der Medien und bewirkt dadurch eine «Stärkung des 
subjektiven Elements».626 Angesprochen ist der Schutz organisatorischer 
Rahmenbedingungen, die mit der Publikation eines Medieninhalts untrenn- 
bar verbunden und auf welche die Medien zur wirksamen Erfüllung ihrer 
demokratiewesentlichen Funktionen angewiesen sind, wie etwa die Recher- 
che-, Redaktions- und Verbreitungstätigkeit, etwa in Form der ausdrücklich 
gewährleisteten Garantie des Redaktionsgeheimnisses (Art. 17 Abs. 3 BV).627 


621 Vgl. OSTER, Media Freedom, S. 51 und S. 85; OSTER, Media Law, S. 52. 


622 BVerfGE86, 122 (128); vgl. BVerfGE 10, 118 (121); vgl. ausführlich BVerfGE 20, 162 (174 ff.); 
vgl. analog betreffend den Rundfunk BVerfGE 57, 295 (320). 


623 BVerfGE 66, 116 (133). 


624 BVerfGE85, 1 (12); vgl. dazu BEZEMEK, Unabhängigkeit, S. 27; DEGENHART, BK GG, 
Art. 5 Abs. 1 und 2 GG, N 69; DEGENHART, Medienkonvergenz, S. 1303; STARCK/PAULUS, 
GG-Komm., Art. 5 GG, N 65; SCHEFER, Kerngehalte, S. 284. 


625 Vgl. m.w.Verw. DEGENHART, BK GG, Art. 5 Abs. 1 und 2 GG, N 69; DEGENHART, Medien- 
konvergenz, S. 1303; vgl. auch CAO, Parteien, S. 55; vgl. zu den verschiedenen Möglich- 
keiten institutioneller Deutung der Pressefreiheit LERCHE, Pressekonzentration, 
S.21ff.; vgl. m.Verw. auf die vielschichtige deutsche Literatur über die institutionelle 
Seite der Grundrechte STARCK/PAULUS, GG-Komm., Art. 5 GG, N 6; vgl. dazu auch aus- 
führlich SCHEFER, Kerngehalte, S. 280 ff., der unter institutionellen Voraussetzungen 
von Grundrechten anders als nach hier vertretener Ansicht nur Normenkomplexe 
und nicht Lebensbereiche versteht; vgl. zu dieser Interpretation ausführlich auch 
NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 77 ff.; RIKLIN, Presserecht, §3, N16 ff. 

626 Vgl.im Kontext der Pressefreiheit DEGENHART, Medienkonvergenz, S. 1303; vgl. auch 
STARCK/PAULUS, GG-Komm., Art. 5 GG, N65. 

627 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.84f.; OSTER, Media Law, S. 52; m.w.H. GRABENWAR- 
TER/PABEL, EMRK, § 23, N9; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N18; vgl. in Bezug auf 
die Presse BVerfGE 66, 116 (133); STARCK/PAULUS, GG-Komm.., Art. 5 GG, N65. 
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Zur institutionellen Medienfreiheit zählt OSTER überzeugenderweise auch die 
Garantie der Staatsunabhängigkeit der Medien, ohne welche die Medien ihre 
Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion nicht effektiv wahrnehmen kön- 
nen.628 Auch der EGMR schütztim Rahmen von Art. 10 EMRK institutionelle 
Voraussetzungen, die Medienorganisationen für die Erfüllung ihrer Funkti- 
onen benötigen, wozu nebst dem Medienbetrieb und den technischen Bedin- 
gungen auch die Staatsunabhängigkeit der Medien gehört.629 

Damit erstreckt sich der Schutzbereich der Medienfreiheit zur Gewähr- 
leistung ihrer Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion vom blossen Schutz 
medialer Äusserungen auf den Schutz der Medien als Institutionen vor un- 
zulässigen staatlichen Einflussnahmen, die lediglich einen indirekten Zusam- 
menhang mit Medieninhalten aufweisen. Im Gegensatz zur allgemeinen Mei- 
nungsfreiheit weist die Medienfreiheit dadurch nicht nur eine inhaltliche, 
auf den intensiveren Schutz von Medieninhalten ausgerichtete Seite auf, son- 
dern beinhaltet ebenfalls eine institutionelle Seite im Sinne des Schutzes der 
Medien als Institutionen, welche die Gewährleistungvon Rechten bzw. Garantien 
miteinem lediglich indirekten Zusammenhangzu Medieninhalten bezweckt.630 
Damit einhergehend schützt das Gebot der Staatsunabhängigkeit der Medien 
als Teil der institutionellen Medienfreiheit nicht primär vor direkter, sondern 
vor indirekter Beeinflussung medialer Inhalte.631 


C. Staatsunabhängigkeit der Medien als Korrelat zur Staats- 
verantwortungim Medienbereich (objektiv-rechtliche Dimension) 
1. Einleitende Bemerkungen 


Würde der Grundsatz der Staatsunabhängigkeit der Medien nur am klassisch- 
liberalen Verständnis der Medienfreiheit als subjektives Abwehrrecht gegen- 
über staatlichen Eingriffen anknüpfen, würde das Staatsunabhängigkeits- 
prinzip nichts anderes bedeuten als grundrechtlicher Schutz.632 So ist die 


628 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.51 und S. 84f.; OSTER, Media Law, S. 52. 


629 Vgl. betreffend die Beeinträchtigung eines Pressebetriebs EGMR, Urteil vom 16.3.2000, 
Özgür Gündem v. Turkey, Nr. 23144/93, Rz. 49 und betreffend die Beeinträchtigung 
technischer Voraussetzungen EGMR, Urteil vom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. 
Switzerland, Nr. 10890/84, Rz. 55; vgl. dazu GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
Rz. 67; vgl. ausführlich betreffend die staatsunabhängige Organisation von Service- 
public-Medien EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Rz.98 
und §4IV. A. 3. a.; vgl. dazu OSTER, Media Freedom, S. 85. 


630 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.84f.; OSTER, Media Law, S. 52; vgl. auch GRABENWAR- 
TER/PABEL, EMRK, $23, N9; ZELLER/KIENER, BSK BV, Art. 17 BV, N18. 

631 Vgl. OSTER, Media Freedom, S. 85; OSTER, Media Law, S. 52; vgl. ausführlich hierzu §3I. D. 

632 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERS- 
DORF, Grundzüge, Rz. 131, Fn. 181; SCHEEL, Staatsfreiheit, S. 30 f.; vgl. auch m.w.Verw. 
SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 159. 
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Neutralitätspflicht des Staats von jedem Grundrecht umfasst.633 Die Staats- 
unabhängigkeitsgarantie ist jedoch weder eine Leerformel noch ein Pleonas- 
mus, sondern erklärt sich vielmehr aus der ambivalenten Stellung des Staats 
im Medienbereich.63 Der Bedeutungsgehalt des Staatsunabhängigkeitsprin- 
zips lässt sich somit nur aus einer auch objektiv-rechtlichen Interpretation der 
Medienfreiheit gänzlich erschliessen.635 Vor diesem Hintergrund wird das 
Gebotin der deutschen Lehre auch als Organisations- bzw. Strukturprinzip 
des Medienwesens qualifiziert,636 das esin Bezug auf die staatliche Ausgestal- 
tung der Medienordnung etwa im Rahmen der Organisation eines Service- 
public-Systems zu beachten gilt.637 Das Staatsunabhängigkeitsgebot ist in 
diesem Kontext dem ebenfalls aus der objektiv-rechtlichen Dimension der 
Medienfreiheit fliessenden Vielfaltsgebot ergänzend zugeordnet, der vor dem 
Hintergrund der Ermöglichung freier Meinungsbildungeine staatliche Pflicht 
zur Vielfaltsgewährleistung im Medienbereich statuiert.638 

Angesichts dieser Doppelstellung des Staatsim Medienbereich wird die 
Gewährleistung der Staatsunabhängigkeit der Medien auch alseinvom Staat 
zu lösendes Organisationsproblem angesehen.639 So hat die Herleitung des 
Staatsunabhängigkeitsgrundsatzes sowohl aus dem subjektiv- als auch aus 
dem objektiv-rechtlichen Gehalt der Medienfreiheit eine besondere Ambi- 
valenz zur Folge: Während das Gebot im Bereich der subjektiv-rechtlichen 
Dimension vergleichsweise leicht unter Anwendung allgemeiner Grund- 
rechtslehren und insbesondere der Ausweitung des Grundrechtseingriffs auf 
sog. mittelbare Eingriffe bzw. Grundrechtsgefährdungen präzisiert werden 
kann,640 ist im Bereich der objektiv-rechtlichen Dimension eine schwierige 
Justierung zwischen den beiden Polen der staatlichen Vielfaltsgewährleis- 
tungspflicht im Medienbereich und der Gefährdung der Medienfreiheit zu 


633 PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.143. 


634 PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.143. 


635 Vgl.in Bezug die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Grundzüge, Rz.131, 
Fn. 181; SCHEEL, Staatsfreiheit, S.30f.; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47. 


636 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks etwa HOFFMANN-RIEM, 
Finanzierung, S. 47; SCHEEL, Rundfunkgebühr, S. 58 f.; vgl. ausführlich CHUANG, Orga- 
nisation, S. 46 ff. 

637 Vgl. betreffend die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks HOFFMANN-RIEM, Finanzie- 
rung, S. 47; SCHEEL, Rundfunkgebühr, S. 58f.; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- und Medien- 
freiheit, S. 143. 

638 Vgl. ausführlich in Bezug auf die Rundfunkfreiheit SCHEEL, Rundfunkgebühr, S. 58 ff. 

639 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks ausführlich GROB, Pro- 


grammautonomie, S. 263 ff.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 143; vgl. aus der 
deutschen Lehre etwa STARCK, Organisationsproblem, S. 5 ff. 


640 Vgl. betreffend den Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47; vgl. ausführlich 
hierzu §3 I. D. 
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finden.$641 In diesem objektiv-rechtlichen Bereich der staatlichen Ausgestal- 
tung der Medienordnung ist die Absicherung der Staatsunabhängigkeit der 
Medien nicht als Selbstzweck zu betrachten, sondern dient der Gewährleis- 
tungfreier Meinungsbildung mittels Medien.642 Entsprechend verstösst nicht 
bereits die Normierung besonderer Bindungen oder Aufgaben von Medien 
wie etwa die sachgerechte Berichterstattung zwecks Vermeidung von Mani- 
pulation oder die Berücksichtigung von Meinungsvielfalt sowie die Sorge für 
deren Einhaltung bzw. Erfüllung als solche gegen das Staatsunabhängigkeits- 
gebot, doch kann das Prinzip aufgrund der Art und Weise der staatlichen Aus- 
gestaltung der Medienordnung verletzt werden.643 

Im Folgenden sind die staatliche Verantwortung zur Gewährleistung 
einer vielfältigen Medienlandschaft und deren Umsetzungmittels der Organi- 
sation eines Service-public-Systems sowie das dabei entstehende Spannungs- 
verhältnis zum Organisationsprinzip des Staatsunabhängigkeitsgebots ei- 
ner genaueren Betrachtung zu unterziehen. Dabei wird zunächst auf das 
Regime von Art. 10 EMRK (821.C.2.) und weiterer völkerrechtlicher Grund- 
lagen (§2 I. C.3.) eingegangen, um im Anschluss daran die Vorgaben des 
schweizerischen Verfassungsrechts und deren gesetzliche Umsetzung zu 
erläutern (§ 2 I.C. 4.). Im Anschluss daran ist die Frage zu beantworten, in- 
wieweit sich die staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich 
mit Blick auf den digitalen Wandel aktualisiert (§ 2 I. C. 5.). 


2. EMRK 
a. Staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht insbesondere 
im Rundfunkbereich 


Der EGMR leitet aus den Freiheiten des Art. 10 EMRK in erster Linie einen 
Abwehranspruch gegen staatliche Einflussnahme ab.644 Nach der Rechtspre- 
chung des EGMR bedeutet Medienfreiheit ähnlich wie auch nach der Praxis 
des deutschen Bundesverfassungsgerichts primär «Staatsfreiheit der Bericht- 


641 Vgl. betreffend den Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47 f.; SCHEEL, Rund- 
funkgebühr, S. 60f. und S.196f.; vgl. auch CHUANG, Organisation, S. 51; LEITL-STAU- 
DINGER, Rundfunkregulierung, S. 97. 


642 Vgl. in Bezugaufden Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Unabhängigkeit, S. 57; vgl. auch für 
die alte Lehre betreffend die ausschliesslich objektiv-rechtliche Interpretation des 
Staatsunabhängigkeitsgebots etwa MORAND, Liberté, S. 18; vgl. m.w.Verw. DUMER- 
MUTH, Rundfunkrecht, Rz. 4; vgl. hierzu bereits §1 VIII. C. 


643 Vgl. in Bezug auf den Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Unabhängigkeit, S. 57. 


644 Vgl.etwain Bezugaufdie Rundfunkfreiheit bereits die Europäische Kommission für 
Menschenrechte (EKMR) in EKRM, 16.4.1991, Purcell a.o. v. Ireland, Nr. 15404/89; 
EGMR, Urteil vom 21.9.2006, Monnat v. Switzerland, Nr. 73604/01; vgl. GROTE/WENZEL, 
Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 23; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art.10 EMRK, N95. 
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erstattung».645 Indem der EGMR den Medien eine Wächterrolle mit einer 
Informationsaufgabe gegenüber der Öffentlichkeit zubilligt,645 hat dieser 
jedoch auch eine gewisse objektiv-rechtliche Dimension der Medienfreiheit 
anerkannt.647 Diese wird verstärkt durch die Auffassung des Gerichtshofs, 
dass die Funktionen der Medien nur erfolgreich erfüllt werden können, wenn 
sieim Vielfaltsgebotgründen, «ofwhich the stateis the ultimateguarantor».648 
So untergräbt es die fundamentale Rolle freier Meinungsbildung in einer 
Demokratie, wenn mächtige wirtschaftliche oder politische Gruppen eine 
Vormachtstellung über die Medien erlangen und dadurch deren redaktionelle 
Unabhängigkeit einschränken.649 In diesem Zusammenhang hält der EGMR 
fest: «Genuine, effective exercise of freedom of expression does not depend 
merely on the State’s duty not to interfere, but may require it to take positive 
measures of protection, through its law or practice.»650Der EGMR bejaht somit 
eine staatliche Pflicht zur Vielfaltssicherung im Medienbereich und begründet 
dies damit, dass sich die Demokratie insbesondere durch die Debatte ver- 
schiedener politischer Meinungen auszeichnet. Dazu gehören auch solche 
Ansichten, welche die aktuelle Staatsorganisation hinterfragen, solange sie 
die Demokratie selbst nicht gefährden.651 

Der Gerichtshof nimmt eine solche staatliche Vielfaltsgewährleistungs- 
pflicht auch für die Presse an,652 unterstreicht die Bedeutung einer solchen 


645 Vgl.die Terminologie des deutschen Bundesverfassungsgerichts bezüglich der Rund- 
funkfreiheit in BVerfGE 83, 238 (322); BVerfGE 12, 205 (262f.); CORNILS, Staatsferner 
Rundfunk, S. 9; DEGENHART, Kommunikationsprozess, S.325f. 

646 Vgl.etwaEGMR, Urteil vom 23.9.1994, Jersild v. Denmark, Nr.15890/89, Rz. 31; GROTE/ 
WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 17; vgl. hierzu bereits $21.B.4.c. 

647 Vgl.GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 17; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, 
Art.10 EMRK, N 96. 


648 EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentiaa.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.0., RZ. 38. 


649 Vgl. betreffend den Rundfunk EGMR, Urteil vom 7.6.2012, Centro Europa 7 S.r.l. and 
Di Stefano v. Italy, Nr. 38433/09, Rz.133; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. 
Moldova, Nr.13936/02, Rz. 98. 


650 Vgl. bezüglich den Rundfunk EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Rz. 99. 


651 Vgl.in Bezugaufden Rundfunk EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Rz. 95. 


652 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., RZ. 38; HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S.214f.; vgl. auch EKMR, 6.7.1976, 
De Geillustreerde Pers N.V. v. The Netherlands, Nr. 5178/71, in: DR 8, S. 5, RZ. 88, worin 
die Kommission in einem Obiter Dictum vom Bestehen einer staatlichen Pflicht zur 
Bekämpfung übermässiger Konzentrationsprozesse im Bereich der Presse ausgeht; 
vgl. dazu GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 21; ROIDER, Rundfunkordnung, 
S.176. 
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Pflicht aber besonders für den Bereich von Radio und Fernsehen.653 Grund 
hierfür ist nach Ansicht des EGMR die besondere Suggestivkraft dieser Medi- 
engattungen im Hinblick auf die öffentliche Meinungsbildung: «[BJecause of 
their power to convey masses through sound and images, such media have a 
more immediate and powerful effect than print.»654 Der Medienwissenschaft- 
ler MCLUHAN beschrieb dieses Phänomen mit der berühmten Aussage «Das 
Medium ist die Botschaft».655 Vor diesem Hintergrund erachtet der Gerichts- 
hof den Staat als obersten Garanten einer pluralistischen Rundfunklandschatft, 
der jedem Einzelnen den Zugang zu objektiver und wahrheitsgemässer Infor- 
mation gewährleisten muss, welche die Vielfalt der politischen Sichtweisen 
ineinem Land reflektieren.656Auch das deutsche Bundesverfassungsgericht 
betont die herausgehobene Bedeutung, die dem Rundfunk «wegen seiner Brei- 
tenwirkung, Aktualität und Suggestivkraft zukommt, und sich insbesondere 
daraus ergibt, dass Inhalte schnell, sogar zeitgleich übertragen und dabei Ton, 
Text und bewegte Bilder miteinander kombiniert werden können».657 Ähn- 
lich wie der EGMR hält dementsprechend auch das deutsche Bundesverfas- 
sungsgericht den Gesetzgeber für verpflichtet, im Rundfunkbereich geeignete 
Massnahmen zur Pluralismusgewährleistung zu ergreifen.658 Die besondere 
Bedeutung des Rundfunks für die Öffentliche Meinungsbildung dient dem 
Bundesverfassungsgericht auch in seiner neueren Rechtsprechung als Argu- 
ment, um die Notwendigkeit der positiven Ordnung zur Vielfaltssicherungim 
Rundfunkbereich trotz Wegfalls der Frequenzknappheit zu begründen.s59 


653 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentiaa.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.0., RZ. 38; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, RZ. 21; HARRIS/O’BOYLE/BATES/ 
BUCKLEY, ECHR, S.625f.; RAINEY/WICKS/OVEY, ECHR, S. 514; SCHABAS, ECHR, S. 453; 
vgl. auch GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, N61; OSTER, Media Freedom, S. 259. 

654 EGMR, Urteil vom 23.9.1994, Jersild v. Denmark, Nr. 15890/89, RZ. 31; vgl. GROTE/WEN- 
ZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 17, 41 und 135; SCHABAS, ECHR, S. 457. 

655 Vgl. MCLUHAN, Understanding Media, S.7. 

656 Vgl. EGMR, Urteilvom7.6.2012, Centro Europa7 S.r.l. and Di Stefanov. Italy, Nr. 38433/09, 
Rz.129ff. und insb. Rz.134; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Rz. 100 und Rz. 107; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 686 f.; 
GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 21; vgl. auch EGMR, Urteil vom 28.6.2001, 
VgT Verein gegen Tierfabriken v. Switzerland, Nr. 24699/94, Rz.73 und EGMR, Urteil 
vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 a.o., Rz.38, 
wobei der EGMR in diesen Urteilen erstmals die Garantenstellung des Staatsansprach, 
darausjedoch noch keine objektiv-rechtlichen Verpflichtungen des staatlichen Gesetz- 
gebers ableitete (vgl. ausführlich dazu HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S. 226 ff.). 


657 Vgl. statt vieler BVerfGE 136, 9 (28). 
658  Vgl.statt vieler BVerfGE 136, 9 (28); vgl. GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 21. 


659 Vgl. BVerfGE 90, 60 (87); BVerfGE 57, 295 (322 ff.); GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/ 
GG, Rz.135; vgl. hierzu auch $21.C.5.b. 
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b. Grundrechtsdogmatik 
aa. Staatlichevielfaltssichernde Massnahmen als Grundrechtseingriff 


Obwohl der EGMR wie soeben erläutert eine staatliche Vielfaltsgewährleis- 
tungspflicht insbesondere im Bereich von Radio und Fernsehen bejaht, fasst 
der Gerichtshof im Rahmen seiner primär abwehrrechtlich orientierten Recht- 
sprechung jede staatliche Massnahme zur Vielfaltssicherung als Grundrechts- 
eingriff auf, der entsprechend den Anforderungen von Art. 10 Ziff. 2 EMRK zu 
genügen hat.660 Diese Rechtsprechung steht im Gegensatz zu jener des deut- 
schen Bundesverfassungsgerichts, das gestützt auf die objektiv-rechtliche 
Deutung des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG die Medienfreiheit im Rundfunkbereich 
vorwiegend als «dienende Freiheit» interpretiert, die primär im Interesse 
«der freien individuellen und öffentlichen Meinungsbildung» gewährleistet 
wird.661 In diesem Zusammenhang hat das Bundesverfassungsgericht im 
Sinne einer positiven Ordnung zwecks Vielfaltssicherung detaillierte materi- 
elle, verfahrens- und organisationsrechtliche Vorgaben an die Ausgestaltung 
der Rundfunkfreiheit herausgearbeitet.662 Wichtigste dogmatische Konse- 
quenz ist, dass vielfaltssichernde Ausgestaltungsregeln des Gesetzgebers 
keine Einschränkung der Rundfunkfreiheit darstellen und deshalb auch nicht 
den grundrechtlichen Schranken unterliegen.663 Entscheidend ist lediglich, 
dass die gesetzlichen Regelungen geeignet erscheinen, die freie, wahrheitsge- 
mässe und umfassende Meinungsbildung durch den Rundfunk zugewährleis- 
ten.664 Den Grundsatz der Erforderlichkeit und des Verhältnismässigkeits- 


660 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., RZ.32; EGMR, Urteil vom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzerland, 
Nr. 10890/84, Rz. 61; EGMR, Urteil vom 22.5.1990, Autronic AG v. Switzerland, 
Nr. 12726/87, Rz. 52; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 23 und Rz. 142; 
LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S. 285; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art.10EMRK, 
N 95; vgl. hingegen noch die gegenteilige Ansicht der EKMR, wonach der nationale 
Gesetzgeber bei der Regelung der Rundfunkorganisation einen grossen Gestaltungs- 
spielraum genoss und dabei die Anforderungen von Art. 10 Ziff. 2 EMRK nicht zu beach- 
ten hatte (vgl. EKMR, 1.3.1982, X. Association v. Sweden, in: DR 28, S. 204 ff., S.206; 
GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 68). 

661 Vgl.etwaBVerfGE 119, 181 (197); GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 22; SCHIE- 
DERMAIR, IntKomm. EMRK, Art. 10 EMRK, N 95; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Kommu- 
nikationsfreiheiten, Rz.157 und Rz. 177; vgl. bereits §1 VIII. C. 

662 GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 22; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, 
Art.10 EMRK, N 95; vgl. dazu ausführlich HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreihei- 
ten, Rz. 157 ff. und Rz. 175f. 

663 Vgl. GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 22 m.H. auf BVerfGE 73, 118 (166); 
vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz.158f. 

664 Vgl. BVerfGE 87, 181 (198); BVerfGE 57, 295 (321f.); GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/ 
GG, Rz. 22; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz.158f. 
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prinzipsi.e.S. hingegen hat der Gesetzgeber nicht zu beachten, womit diesem 
bei der Ausgestaltung der positiven Rundfunkordnung eine weitgehende 
Freiheit eingeräumt wird.665 

Indem der EGMR andersals das deutsche Bundesverfassungsgericht viel- 
faltssichernde staatliche Massnahmen unabhängig von der Mediengattung 
stets als rechtfertigungsbedürftige Grundrechtseingriffe auffasst, wird dem 
Rundfunk innerhalb der Medienfreiheiten keine dogmatische Sonderrolle einge- 
räumt. Diese Rechtsprechung weist mit Blick aufdie fortschreitende Konver- 
genz der Mediengattungen im Internet den Vorteil auf, dass dadurch auftre- 
tende Abgrenzungsschwierigkeiten leichter aufgefangen werden können.$s66 
Im Ergebnis dürfte sich jedoch die abwehrrechtliche Perspektive desEGMR 
insoweit dem objektiv-rechtlichen Ansatz des Bundesverfassungsgerichts 
angleichen,667 als objektive Grundrechtsgehalte — wie sogleich erläutert — 
innerhalb der Rechtfertigungsprüfung regulatorischer Grundrechts-«Ein- 
griffe» wiederkehren und der EGMR das klassische Eingriff-Rechtfertigungs- 
schema somit lediglich formal verwendet.668 


bb. Rechtfertigung vielfaltssichernder staatlicher Massnahmen 


Was die Rechtfertigung von Eingriffen in Art. 10 EMRK durch vielfaltssichernde 
staatliche Massnahmen im Medienbereich angeht, ist vorab auf das europä- 
ische Grundrechtsdenken hinzuweisen. Demnach ist die individuelle Freiheit 
eine gemeinschaftsorientierte Freiheit und kann entsprechend zum Schutz 
von Gemeinschaftsgütern eingeschränkt werden.$669 Dieses Denken kommt 
in Art.10 EMRK dadurch besonders zum Ausdruck, dass die in Art. 10 Ziff. 2 
EMRK normierten Schranken im Gegensatz zu anderen Garantien wie etwa 
derin Art. 9 EMRK geregelten Religionsfreiheit nicht negativ, sondern positiv 
formuliert sind.670 So ist die Ausübung der in Art. 10 Ziff. 1 EMRK genannten 
Freiheiten gemäss Ziff. 2 mit Pflichten und Verantwortung verbunden und 


665 GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 22; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Kom- 
munikationsfreiheiten, Rz.158; vgl. jedoch betreffend die Inkonsistenzen von Ausge- 
staltung und Eingriffin den Rundfunkurteilen des Bundesverfassungsgerichts aus- 
führlich CORNILS, Ausgestaltung, S. 96 ff. 


666 Vgl.GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz.23; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, 
Art.10 EMRK, N95. 


667 Vgl.GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 24; zust. SCHIEDERMAIR, IntKomm. 
EMRK, Art. 10 EMRK, Fn. 415. 


668 LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S.284 und S. 288. 
669 Vgl. m.w.Verw. GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 70. 
670 GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz.70. 


§2 Verfassungsdogmatische Einordnung des Staatsunabhängigkeitsgebots 97 


kann daher Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen und Strafdro- 
hungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demo- 
kratischen Gesellschaft notwendig sein müssen.$671 

In diesem Zusammenhang nehmen Radio und Fernsehen in der Recht- 
sprechung des EGMR insoweit eine besondere Stellungein, als zur Rechtfer- 
tigung staatlicher Massnahmen im Rundfunkbereichdie Vielfaltssicherungals 
legitimes Eingriffsziel explizit anerkannt wurde.672So können im Bereich von 
Radio und Fernsehen nach Ansicht des Gerichtshofs nebst den in Art. 10 Ziff. 2 
EMRK aufgezählten Eingriffszwecken weitere, sich aus der in Art. 10 Ziff. 1 
Satz3 EMRK festgehaltenen sog. Rundfunkklausel ergebende Ziele verfolgt 
werden.673 Art. 10 Ziff. 1 Satz3 EMRK sieht vor, dass Art. 10 EMRK die Staaten 
nicht daran hindert, für Radio- und Fernsehunternehmen eine Genehmigung 
vorzuschreiben. Diese Bestimmung ist in der EMRK einzigartig und wurde 
vom Ministerkomitee diskussionslos und ohne Hinweise auf den beabsich- 
tigten Zweck eingefügt.674 Nach Ansicht des EGMR wurde mit der Rundfunk- 
klausel ursprünglich der Zweck verfolgt, den Mitgliedstaaten unteranderem 
in Anbetracht der Frequenzknappheit bei der Organisation des Rundfunks 
durch ein Bewilligungsverfahren die Berücksichtigungtechnischer Aspekte 
zu ermöglichen.675 Inzwischen wird jedoch auch die Vielfaltssicherung 
vom Gerichtshofals legitimes Eingriffsziel qualifiziert und das Interesse der 


671 Vgl. FROWEIN, Freedom ofSpeech, S.33; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
Rz.71. Dass diese Formulierung gerade im Zusammenhangmit der Ausübung der Mei- 
nungsfreiheit gewählt wurde, lässt sich historisch damit erklären, dass die Verwirk- 
lichung dieses Rechts vor dem Hintergrund der mit der Kriegspropaganda gemach- 
ten Erfahrungen als besonders geeignet erschien, mit anderen Rechtsgütern von 
Einzelnen oder der Allgemeinheit in Konflikt zu geraten, und deshalb gewisse Pflich- 
ten und Verantwortlichkeiten voraussetzt (vgl. FROWEIN, Freedom of Speech, S.33; 
GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 71). 


672 Vgl. zur Diskussion, inwiefern die Vielfaltssicherung vor dem Hintergrund des digi- 
talen Wandels und der damit verbundenen Konvergenz der Verbreitungswege auch 
ausserhalb des Rundfunkbereichs als legitimes Eingriffsinteresse betrachtet werden 
kann, $21.C.5.d.aa. 


673 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Rz. 33; EGMR, 
Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 a.o., 
Rz. 32; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.690; GRABENWARTER/PABEL, 
EMRK, $23, N52; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 69; HARRIS/O’BOYLE/ 
BATES/BUCKLEY, ECHR, S. 623f.; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art.10 EMRK, 
N 105; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 807. 


674 SCHABAS, ECHR, S. 466. 

675 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, 
Nr. 13914/88 a.o., Rz. 32; EGMR, Urteil vom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzer- 
land, Nr.10890/84, Rz. 60f.; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 69; VILLIGER, 
Handbuch EMRK, Rz. 805. 
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Staaten, für die Qualität und Ausgewogenheit der Rundfunkprogramme zu 
sorgen, anerkannt.676 

Dem Eingriffsziel der Vielfaltsgewährleistung mass der EGMR im Fall 
«Demuth» besonders für die Schweiz aufgrund deren besonderer politischer 
und kultureller Struktur als Bundesstaat eine hohe Bedeutung zu.677 So durfte 
die Schweiz bei der Vergabe von Rundfunkbewilligungen bzw. -konzessionen 
auch sensible politische Kriterien wie den kulturellen und sprachlichen Plu- 
ralismus, die Förderung der Bergregionen und das föderale Gleichgewicht 
berücksichtigen.678 Der Gerichtshof erachtete somit die der schweizerischen 
Medienpolitik zugrundeliegende Prämisse, dass Radio-und Fernsehprogram- 
me zu einem gewissen Ausmass auch öffentlichen Interessen dienen sollen 
und entsprechend ein einseitiges Angebot zu verhindern ist, als zulässig.679 

Obwohl durch Art. 10 Ziff. 1Satz3 EMRK der Kreis legitimer Eingriffszwe- 
cke über diein Art. 10 Ziff. 2 EMRK aufgezählten Ziele hinaus auf die Vielfalts- 
sicherung im Rundfunkbereich erweitert wird, enthält die Rundfunkklausel 
keinen medienpolitischen Freibrief für die Organisation von Radio und Fern- 
sehen. Vielmehr müssen staatliche Massnahmen stets die weiteren Erforder- 
nisse des Art. 10 Ziff. 2 EMRK beachten und entsprechend vom Gesetz vorgesehen 
sowie in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein.680 


676 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, RZ.34; EGMR, 
Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 a.o., 
Rz.33 und Rz. 39; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.690; FROWEIN, EMRK- 
Komm., Art.10 EMRK, N 21; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N52; GROTE/WENZEL, 
Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 69; MOWBRAY, ECHR, S. 692f.; SCHIEDERMAIR, IntKomm. 
EMRK, Art. 10 EMRK, N 105. 


677 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Ziff. 43 f.; GRA- 
BENWARTER/PABEL, EMRK, 823, N 53; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art.10 EMRK, 
N 105; vgl. auch FROWEIN, EMRK-Komm., Art. 10 EMRK, N 22; LUTZHÖFT, Rundfunk- 
freiheit, S.282. 


678 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Ziff. 44; vgl. 
bereits EKMR, 16.10.1986 Verein Alternatives Lokalradio Bern a.o. v. Switzerland, 
Nr. 10746/84, in: DR 49, S. 126; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S. 282; vgl. auch FROWEIN, 
EMRK-Komm., Art.10, EMRK N 22; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 807. 


679 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Ziff. 48; FRO- 
WEIN, EMRK-Komm., Art.10 EMRK, N 22; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S. 282; vgl. auch 
GRABER, Demuth, S. 51. 


680 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Ziff. 35; EGMR, 
Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentiaa.o.v. Austria, Nr.13914/88 a.o., Ziff.32f.; 
EGMR, Urteil vom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzerland, Nr.10890/84, Ziff.61; 
SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art. 10 EMRK, N 104f.; vgl. auch DUMERMUTH, Radio- 
und Fernsehfreiheit, S.690; FROWEIN, EMRK-Komm.., Art.10 EMRK, N 21; GROTE/ 
WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 68; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S. 276 ff.; 
MOWBRAY, ECHR, S. 692; RAINEY/WICKS/OVEY, ECHR, S. 513; VILLIGER, Handbuch 
EMRK, Rz. 807. 
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In Anbetracht der breiten Palette legitimer Eingriffszwecke nimmt die Ver- 
hältnismässigkeitsprüfungim Rahmen der Rechtfertigung vielfaltssichern- 
der staatlicher Massnahmen im Rundfunkbereich eine entscheidende Rolle 
ein.681 Zunächst verlangt der EGMR, dass die Massnahmen einem dringenden 
sozialen Bedürfnis entsprechen.682 Weiter müssen die Massnahmen ausrei- 
chend begründet und gemessen am verfolgten Ziel verhältnismässig sein.683 
Bei der Prüfung dieser Kriterien wird den Vertragsstaaten ein Beurteilungs- 
spielraum eingeräumt, welcher der Kontrolle durch das EGMR unterliegt.684 
Dieser Beurteilungsspielraum istjedoch stark reduziert, dader Gerichtshof 
im Hinblick auf die wesentliche Bedeutung der Medien für die pluralistische 
Gesellschaft bei der Verhältnismässigkeitsprüfung von Eingriffen sowohl im 
Rundfunk- als auch im Pressebereich strenge Massstäbe anlegt.685 Allerdings 
wird den Mitgliedstaaten im Bereich von Radio und Fernsehen mit Blick auf 
deren besondere Suggestivwirkunggrundsätzlich ein grösserer Beurteilungs- 
spielraum zugebilligt als im Bereich der Presse.686 


c. Umsetzung der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht: 
Organisation eines Service-public-Systems 


aa. Dimensionen der Medienvielfalt: Inhaltliche Vielfalt, Aussen- und 
Binnenpluralismus 


Hintergrund des Vielfaltsstrebens im Medienbereich ist das theoretische 
Konzept des Pluralismus, wonach in einer Demokratie zahlreiche, vielfäl- 
tige Meinungen und Interessen existieren, die grundsätzlich gleichwertig 
sind.687 Das Konzept des Medienpluralismus ist facettenreich und umfasst 
als Vielfaltsdimensionen mitunter die inhaltliche Vielfalt, den externen bzw. 


681 HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.158. 


682 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 39; HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.158; SCHABAS, ECHR, S. 474. 

683 Vgl. EGMR, Urteilvom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzerland, Nr.10890/84, 
Ziff. 72; HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.158f.; SCHABAS, ECHR, S. 475. 

684 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 35; HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S.159; SCHABAS, ECHR, S.474. 

685 Vgl. EGMR, Urteil vom 23.9.1994, Jersild v. Denmark, Nr.15890/89, Ziff. 31; vgl. auch 
EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 35 und Ziff. 38; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 135 und Rz. 142; 
vgl. hierzu auch $311.D.2. 

686 Vgl. EGMR, Urteil vom 21.9.2006, Monnatv. Switzerland, Nr. 73604/01, Ziff. 68; EGMR, 
Urteil vom 10.7.2003, Murphy v. Ireland, Nr. 44179/98, Ziff. 74; GROTE/WENZEL, Konk. 
Komm. EMRK/GG, Rz.135. 


687 Vgl. betreffend den Rundfunkbereich m.w.Verw. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 6. 
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Aussenpluralismus und den internen bzw. Binnenpluralismus.688 Während 
die Dimension der inhaltlichen Vielfalt den Meinungspluralismus im Sinne 
einer Vielfalt von Informationen und Meinungen zur Förderung einer fun- 
dierten, herrschaftsfreien und integrativen Diskussion über Angelegenheiten 
von öffentlichem Interesse beschreibt, bezieht sich die Dimension des Aus- 
senpluralismus auf das Bestehen einer Vielfalt an Medienanbietern.$689 Diese 
beiden Vielfaltsdimensionen spielen insoweit zusammen, alserwartet wird, 
dass die Existenz einer Vielzahl verschiedener Medienanbieter die inhaltli- 
che Vielfalt fördert, womit inhaltliche und externe Vielfalt in einer Ziel-Mittel- 
Relation zueinander stehen.690 Das Konzept der internen bzw.- Binnenviel- 
falt schliesslich steht für die inhaltliche Vielfalt innerhalb eines einzelnen 
Medienanbieters.691 Entsprechend dieser verschiedenen Pluralismusdimen- 
sionen bestehen auch unterschiedliche, aufdie Vielfaltsförderung ausgerich- 
tete Politikbereiche. Dabei ist betreffend die Dimension der externen Vielfalt 
insbesondere die zum Wettbewerbsrecht gehörende Medienkonzentrations- 
kontrolle und bezüglich der Dimension der internen Vielfalt besonders die 
Einsetzung von zu inhaltlicher Vielfalt verpflichteten sog. Service-public- 
Medien zu nennen.692 


bb. Service-public-System i.e.S.: Binnenpluralismusmodell 


In Europa wird als Service-public-System für gewöhnlich ein System bezeich- 
net, indem eine oder mehrere Medienorganisationen zur inhaltlichen Vielfalt 
verpflichtet sind.693 Indem der EGMR die Organisation eines solchen Modells 
als geeignetes Mittel zur Förderung der Ausgewogenheit und Qualität im 
Rundfunkbereich erachtet,69* anerkennt er für diesen Bereich ausdrücklich 


688 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.11; vgl. auch MENSCHENRECHTSKOM- 
MISSAR DES EUROPARATS, Media Pluralism, S.14; OSTER, Media Freedom, S.266f.; vgl. 
ausführlich zum medienrechtlichen Leitbild der Vielfalt PAAL, Medienvielfalt, S. 71 ff. 


689 BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.11; vgl. auch MENSCHENRECHTSKOMMISSAR 
DES EUROPARATS, Media Pluralism, S.14; OSTER, Media Freedom, S.266f. 


690 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.11; vgl. auch GRABENWARTER, Medien- 
vielfalt, S.38. 


691 BERKA/TRETTER, Public Service Media, S. 11; MENSCHENRECHTSKOMMISSAR DES EURO- 
PARATS, Media Pluralism, S.14; OSTER, Media Freedom, S. 266. 


692 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.260 und S. 266; vgl. auch BERKA/TRETTER, Public Ser- 
vice Media, S.11; MENSCHENRECHTSKOMMISSAR DES EUROPARATS, Media Pluralism, 
S.18; vgl. ausführlich zur Förderung der Medienvielfalt durch Wettbewerb PAAL, 
Medienvielfalt, S. 119 ff.; vgl. zum Service-public-Modelli.e.S. sogleich §21. C. 2. c. bb. 


693 Vgl. MENSCHENRECHTSKOMMISSAR DES EUROPARATS, Media Pluralism, S. 18. 


694 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, 
Nr. 13914/88a.o., Ziff.33; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Ziff. 100. 
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denBeitrageinesService-public-Systemszur Förderung der Medienvielfalt.695 
Angesichts eines mangelnden einheitlichen Service-public-Modells in Euro- 
pa räumt der EGMR den Mitgliedsstaaten grosse Gestaltungsspielräume bei 
der Wahrnehmung ihrer Vielfaltsgewährleistungspflicht ein.696 In diesem 
Sinne steht es den Mitgliedstaaten im Lichte von Art. 10 EMRK grundsätzlich 
frei, ihrer Vielfaltsgewährleistungspflicht durch ein Organisationsmodell 
des reinen Wettbewerbs oder durch die Einsetzung von zur inhaltlichen Viel- 
falt verpflichteten Service-public-Anbietern nachzukommen, soweit der Plu- 
ralismus innerhalb der Medienlandschaft gewährleistet ist. Mit anderen 
Worten statuiert Art. 10 EMRK grundsätzlich keine staatliche Pflicht zur Orga- 
nisation eines Service-public-Systems, solange die Medienvielfalt anderwei- 
tig sichergestellt ist.697 Spätestens im Extremfall eines faktischen Monopols 
einer einzigen Medienorganisation dürfte eine solche Pflicht jedoch zu beja- 
hen sein, dain einem solchen Fall die inhaltliche Vielfalt nichtmehr durch das 
Bestehen mehrere Medienanbieter gesichert ist.698 Damit unterscheidet sich 
die Rechtsprechung des EGMR von jener des deutschen Bundesverfassungs- 
gerichts, wonach der Staat im Rundfunkbereich infolge der Interpretation der 
Rundfunkfreiheit als «dienende Freiheit» zwingend binnenpluralistische 
Träger der Grundversorgung gewährleisten muss.699 


cc. Unverhältnismässigkeit eines staatlichen Monopols eines einzigen 
Service-public-Anbieters 


Den anderen Extremfallstellt das staatliche Monopol eines einzigen Service- 
public-Anbieters dar. Diesbezüglich entschied der EGMR im Jahr 1993, dass ein 
solches System im Lichte von Art. 10 EMRK unverhältnismässig ist.700 Zwar 
war bei der Entstehung von Art. 10 Ziff. 1 Satz 3 EMRKimJahr 1950 das Leitbild 
eines staatlichen Rundfunkmonopols eines einzigen Anbieters in Europa 


695 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.265. 


696 Vgl. für den Rundfunkbereich GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 24; LUTZ- 
HÖFT, Rundfunkfreiheit, S.285 und S. 288; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art.10 
EMRK, Fn. 415. 

697 Vgl. für den Rundfunkbereich EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Ziff. 100; BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.23; CORNILS, Medien- 
freiheit, S.142; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 23f. 

698 Soüberzeugend BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.22. 

699 Vgl. BVerfGE 12, 205 (262); CORNILS, Gewährleistung, S. 147f.; HESSE, Rundfunkrecht, 
4.Kap., N6f.; vgl. zur Qualifikation der Rundfunkfreiheit als «dienende Freiheit» durch 
das deutsche Bundesverfassungsgericht bereits $21.C.2.a. 


700 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 43; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, RZ. 142; VILLIGER, Handbuch 
EMRK, Rz. 806; vgl. auch HETTICH/BÜHLER, Konzession, S. 109. 
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allgemein anerkannt, 701 doch stellte die Aufrechterhaltung eines solchen 
Monopols in den 1990er-Jahren angesichts des Wegfalls der Frequenznot 
nach Auffassung des Gerichtshofs einen besonders schweren Eingriffin Art. 10 
EMRK dar.702 Vor diesem Hintergrund erachtete es der EGMR unter Hinweis 
aufdie Abschaffung solcher Monopole in einigen europäischen Staaten nicht 
mehr als verhältnismässig, zur Wahrung der Vielfalt und Ausgewogenheit im 
Rundfunkbereich ein staatliches Monopol eines einzigen Service-public- 
Anbieters aufrechtzuerhalten, zumal hierzu mildere Mittel wie etwa die an 
bestimmte Bedingungen geknüpfte Vergabe von Bewilligungen bzw. Konzes- 
sionen in Betracht kommen.703 


dd. Staatliches Monopol aus mehreren Service-public-Anbietern 


Ein System von mehreren nebeneinander bestehenden Service-public-Anbie- 
tern wurde vom EGMR für den Rundfunkbereich für zulässig erklärt. In die- 
sem Zusammenhang ist wiederum auf den Fall «Demuth» hinzuweisen, 
wonach die Schweiz gestützt auf den damals geltenden Art. 3 Abs. 1aRTVG 
mittels eines Bewilligungs-bzw. Konzessionssystems von allen Rundfunkver- 
anstaltern eine allgemeine und vielfältige Information des Publikums (lit. a) 
und das Näherbringen der Vielfalt des Landes (lit. b) verlangen durfte.704 


ee. Duales System 


Schliesslich können Service-public-Anbieter auch im Rahmen eines sog. dua- 
len Systems eingesetzt werden. So sind etwa in der Schweiz seit der Total- 
revision des RTVG im Jahr 2006 nicht mehr alle Radio- und Fernsehveranstal- 
ter zur inhaltlichen Vielfalt verpflichtet, sondern lediglich jene mit einem 
Leistungsauftrag, denen im Gegenzug Privilegien in der Form staatlicher 


701 Vgl. EGMR, Urteil vom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzerland, Nr.10890/84, 
Ziff. 60f.; EKMR, 1.3.1982, X. Association v. Sweden, in: DR 28, S. 204 ff.; GROTE/WEN- 
ZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, RZ. 142; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 806. 


702 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentiaa.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 39; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N52; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. 
EMRK/GG, Rz. 142; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 806. 


703 Vgl. EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentiaa.o. v. Austria, Nr.13914/88 
a.o., Ziff. 39; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N52; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. 
EMRK/GG, Rz. 142; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 806. 


704 Vgl. EGMR, Urteil vom 5.11.2002, Demuth v. Switzerland, Nr. 38743/97, Ziff. 44; vgl. 
bereits EKMR, 16.10.1986 Verein Alternatives Lokalradio Bern a.o. v. Switzerland, 
Nr. 10746/84, in: DR 49, S.126; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S.282; vgl. auch FRO- 
WEIN, EMRK-Komm., Art.10, EMRK N 22; VILLIGER, Handbuch EMRK, Rz. 807; vgl. 
hierzu bereits $21.C. 2. b. bb. ; vgl. zum Bestehen eines staatlichen Grundversor- 
gungsmonopols im Rundfunkbereich bis zur Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 
821.C.4.d.cc. 
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Finanzierung und/oder knapper Verbreitungsmöglichkeiten gewährt wer- 
den.705 Durch die Zulassung von nicht zur inhaltlichen Vielfalt verpflichte- 
ten Anbietern kombiniert das duale System sowohl den Binnen- als auch den 
Aussenpluralismus.706 Wichtig zu ergänzen ist in diesem Kontext, dass die 
Verweigerung einer Konzession zur Nutzung knapper Frequenzen in der 
Rechtsprechung des EGMR trotz des Bestehens alternativer Verbreitungsmög- 
lichkeiten wie etwa digitale Kanäle stets einen Grundrechtseingriff darstellt 
undalternative Verbreitungsmöglichkeiten erstim Rahmen der Verhältnis- 
mässigkeitsprüfung zu beurteilen sind.707 Im Allgemeinen räumt der Gerichts- 
hof den Mitgliedsstaaten einen grossen Ermessensspielraum bei der Auswahl 
der Service-public-Anbieter ein.708 


d. Organisation eines Service-public-Systems unter Gewährleistung 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Wertvolle Ausführungen zum objektiv-rechtlichen Verständnis des Prinzips 
der Staatsunabhängigkeit der Medieni.S. eines Organisationsprinzips enthält 
der Fall «Manole» aus dem Jahr 2009.709 Darin hält der Gerichtshof für den 
Rundfunkbereich fest, dass die Mitgliedstaaten - entscheiden sie sich für den 
Einsatz eines Service-public-Systems — als Garanten einer pluralistischen 
Rundfunklandschaftbesonders für den Fall der faktisch dominanten Stellung 
eines Service-public-Anbieters sicherstellen müssen, dass dieser ein inhaltlich 
vielfältiges Angebot anbietet.710 Dazu gehört auch die Pflicht des Staats zur 
Gewährleistung der Unabhängigkeit des Service-public-Anbieters von politi- 
scher Einflussnahme und Kontrolle.?11 Damit bezeichnet der EGMR das Staats- 
unabhängigkeitsprinzip im Kontext der Organisation von Service-public- 
Anbietern als konstitutiven Bestandteil ihres Binnenpluralismus.”712 


705 Vgl. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 6 f.; vgl. ausführlich hierzu §21. C. 4. d. cc. 
706 Vgl. MENSCHENRECHTSKOMMISSAR DES EUROPARATS, Media Pluralism, S. 18. 


707 Vgl. betreffend die alternative Verbreitungsmöglichkeit über digitales Kabelfernse- 
hen EGMR, Urteil vom 21.9.2000, Tele 1 Privatfernsehgesellschaft MBH v. Austria, 
Nr. 32240/96, Ziff. 24 und ausführlich Rz. 38 ff.; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, 
N53. 

708 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 30.9.2010, 92.9 Hit FM Radio GmbH v. Austria, 
Nr. 6754/05; ZELLER, 92.9 Hit FM Radio, S. 215. 

709 Vgl. CORNILS, Medienfreiheit, S. 142. 

710 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 101 und 
Ziff. 107; CORNILS, Medienfreiheit, S.142; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
Rz. 23; vgl. auch SCHABAS, ECHR, S. 453. 

711 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 109; COR- 
NILS, Medienfreiheit, S. 142. 


712 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.11. 
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Hintergrund des «Manole-Entscheids» ist eine Beschwerde von Medienschaf- 
fenden des Service-public-Anbieters Moldawiens «Teleradio-Moldova» (TRM), 
die sich gegen die Kontrolle des Veranstalters durch die herrschende kom- 
munistische Parteibeschwerten. Der EGMR konstatierte in seiner Urteilsbe- 
gründung nicht nur die mangelnde Rechtfertigung der schwerwiegenden 
Eingriffe in die Medienfreiheit der Programmschaffenden, sondern nahm im 
Rahmen dieser abwehrrechtlichen Haltung auch eine objektiv-rechtliche 
Perspektiveein und führtedie beanstandeten Massnahmen aufdiestrukturell- 
organisatorische Schwäche von TRM zurück.713 Besonders in Fällen, in denen 
andere Anbieter aus wirtschaftlichen Gründen kaum eine echte Alternative 
bieten können und der Service-public-Anbieter faktisch der einzige oder domi- 
nante Veranstalterim Land oder in der Region ist, müssen die Mitgliedsstaa- 
ten sicherstellen, dass dieser unparteiische, unabhängige und ausgewogene 
Informationen und Kommentare anbietet sowie ein Forum für den öffentli- 
chen Diskurs mit Raum für ein breitmöglichstes Spektrum an Ansichten und 
Meinungen schafft.714 

Um dieser Verpflichtungnachzukommen, müssen die Staaten einen ge- 
setzlichen Rahmen schaffen, der die Unabhängigkeit desService-public-Anbieters 
sowohl von politischer als auch von ökonomischer Einflussnahme und Kontrolle 
sichert.7!5 Denn die Vereinnahmung der Medien durch mächtige politische 
oder wirtschaftliche Gruppen und die damit letztlich verbundene Druckaus- 
übung auf deren redaktionelle Freiheit vermag die fundamentale Rolle freier 
Meinungsbildungin einer Demokratie zu untergraben.”16 Der Gerichtshof ver- 
urteilt Moldawien schliesslich gestütztaufEmpfehlungen des Europarats, wie 
etwa der Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks,717 
eine mit Art. 10 EMRK inEinklang stehende Gesetzgebung zu erlassen und sich 
dabei an den zitierten Empfehlungen des Europarats zu orientieren. 718 


713 Vgl. ausführlich EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, 
Ziff. 104 ff.; BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.24; CORNILS, Medienfreiheit, 
S.142. 

714 Vgl. EGMR, Urteil vom 16.7.2009, Wojtas-Kaleta v. Poland, Nr. 20436/02, Ziff. 47; EGMR, 
Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 101 und Ziff. 107; BERKA/ 
TRETTER, Public Service Media, S.23f.; CORNILS, Medienfreiheit, S.142; GROTE/WEN- 
ZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 23; vgl. auch SCHABAS, ECHR, S. 453. 

715 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 102 und 
Ziff. 109; CORNILS, Medienfreiheit, S. 142. 

716 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 98. 

717 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 102 m.H. auf 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks; BERKA/TRETTER, Good Governance, S. 124; CORNILS, Medienfrei- 
heit, S.142f.; CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.14; vgl. hierzu ausführlich § 4 IV. C. 

718 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 117; ZELLER, 
Manole, S.234. 
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Gemäss diesem vom EGMR vertretenen vielfaltsbezogenen Ansatz in Bezug 
auf das Staatsunabhängigkeitsgebot trifft den Staat beim Einsatz von Service- 
public-Anbietern eine aus dem objektiv-rechtlichen Vielfaltsgebot fliessende 
Pflicht, die Service-public-Anbieter organisatorisch sowohl vor politischer 
als auch vor ökonomischer Einflussnahme abzuschirmen.”719 Auch das deut- 
sche Bundesverfassungsgericht verfolgt im Rundfunkbereich eine vielfalts- 
bezogene Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgebots, wonach die gesetz- 
liche Ordnung zur effektiven Umsetzung des Vielfaltsgebots gewährleisten 
muss, dass der Rundfunk «weder dem Staat noch einer gesellschaftlichen 
Gruppe ausgeliefert» wird.720In Anlehnung an den «Manole»-Entscheid hält 
das Bundesverfassungsgericht fest, dass «die Organisation des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks [...] als Ausfluss aus dem Gebot der Vielfaltsiche- 
rung zugleich dem Gebot der Staatsferne genügen [muss], welches das Viel- 
faltsgebot in spezifischer Hinsicht konkretisiert und mitnäheren Konturen 
versieht».721 Das Staatsunabhängigkeitsgebot wird somit im Kontext der 
Organisation eines Service-public-Systems sowohl vom deutschen Bundes- 
verfassungsgericht als auch vom EGMR als konstitutiver Bestandteil des 
Vielfaltsgebots aufgefasst.72?2 GERSDORF kritisiert diese vielfaltsbezogene 
Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgebots insoweit, als dadurch die Gleich- 
stellung des Gefährdungspotenzials staatlicher und gesellschaftlicher Be- 
einflussung des Rundfunks suggeriert werde, was im Lichte des Demokratie- 
prinzips unhaltbar sei.723 Andere Stimmen der deutschen Lehre hingegen 
befürworten die Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgebots aus dem Viel- 
faltsgebot zum einen mit dem Argument, dass auch der in Staatsorganen 
gebildete Staatswille, darunter insbesondere die Meinung der Regierung, 
eine bedeutende und somit in jedem Fall «vielfaltsrelevante Meinungsposi- 
tion» für den Prozess öffentlicher Meinungsbildungbilde, weshalb eine Gleich- 
behandlung staatlicher und gesellschaftlicher Einflussnahme angezeigt 


719 Vgl. CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.14. 


720 BVerfGE 12,205 (262); vgl. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.24; RAUCHHAUS, Rundfunk und 
Staat, S.76. 

721 BVerfGE136, 9 (33). 

722 Vgl. DÖRR, Staatsferne; vgl. zur vielfaltsbezogenen Herleitung des Staatsunabhängig- 
keitsprinzips durch das Bundesverfassungsgericht ausführlich GERSDORF, Staatsfrei- 
heit, S.23f.undS.79f.; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.30; RAUCHHAUS, Rundfunk 
und Staat, S.76f.; vgl. auch CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.13f., der vom Staats- 
unabhängigkeitsgebot als «wichtigster Unterfall» der institutionell-organisatori- 
schen Vielfaltsgewährleistung spricht. 


723 Vgl. ausführlich GERSDORF, Staatsfreiheit, S.79ff.; vgl. hierzu RAUCHHAUS, Rundfunk 
und Staat, S.76f. und S. 82; vgl. ausführlich zum Demokratieprinzip als weitere ver- 
fassungsrechtliche Verankerung des Staatsunabhängigkeitsgebots §2 II. A. 1. 
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sei.724 Zum anderen sei in Anbetracht der immer stärker verzahnten und 
global agierenden Medien- sowie Intermediärskonzerne die Gefährdung der 
Meinungsvielfalt durch dominante gesellschaftliche und insbesondere wirt- 
schaftliche Einflussnahme durchaus mit jener durch einseitige staatliche 
Beeinflussung vergleichbar.725 

Der vom EGMR vertretene vielfaltsbezogene Ansatz in Bezug auf das 
Staatsunabhängigkeitsgebot lässt die Bedeutung des Staatsunabhängigkeits- 
prinzips insbesondere für Service-public-Anbieter zutage treten. So setzt die 
dogmatische Auffassung des Staatsunabhängigkeitsgrundsatzes als ein aus 
dem objektiv-rechtlichen Vielfaltsgebot fliessendes Organisations- bzw. Struk- 
turprinzip das Ergreifen vielfaltssichernder staatlicher Massnahmen, wor- 
unterinsbesondere die Organisation eines Service-public-Systems zu zählen 
ist, gerade voraus.726 Sieht ein Staat hingegen von medienpolitischen Mass- 
nahmen zur Pluralismusgewährleistung ab, stellt sich auch nicht die Frage 
einer grundrechtskonformen staatlichen Ausgestaltung der Medienland- 
schaft in Befolgung des Prinzips der Staatsunabhängigkeit der Medien. 


e. Spannungsverhältnis zwischen der staatlichen Vielfaltsgewähr- 
leistungspflicht und dem Staatsunabhängigkeitsgebot: «Staatsferne» 
statt «Staatsfreiheit» der Medien 


Die beiden aus der objektiv-rechtlichen Dimension des Art. 10 EMRK fliessen- 
den Organisationsprinzipien des Medienwesens - das Vielfalts- und das Staats- 
unabhängigkeitsgebot - stehen in einem Spannungsverhältnis zueinander. So 
hat der Staat auf der einen Seite eine vielfältige Medienlandschaft zugewähr- 
leisten — etwa durch die Organisation eines Service-public-Systems - und auf 
der anderen Seite trifft ihn die Pflicht zur staatsunabhängigen Organisation 
der Medienordnung. 727 Es kann in diesem Zusammenhang von einer gera- 
dezu paradoxen Rolle des Staats gesprochen werden, derin der Medienland- 
schaft durch organisatorische Massnahmen den Pluralismus sichern soll, 
diese vielfaltssichernde Organisation jedoch gleichzeitig staatsunabhängig 


724 SoCORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.14; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 82f.; 
vgl. im Zusammenhang mit der Herleitung des Staatsunabhängigkeitsprinzips aus 
dem Demokratieprinzip §2 I. A.1. 


725 Som.w.H. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 82; SCHEEL, Staatsfreiheit, S. 34. 
726 Vgl.bereits$21.C.2.b.bb. 


727 Vgl. aus der deutschen Lehre zu diesem Dilemma im Rundfunkbereich CORNILS, 
Staatsferner Rundfunk, S. 9f., HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47f. und ausführlich 
SCHEEL, Rundfunkgebühr, S. 58 ff.; vgl. auch CHUANG, Organisation, S. 50f. 
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auszugestalten hat.728 Dieses Dilemma wird dadurch verschärft, dass das 
Staatsunabhängigkeitsprinzip auch Teil der subjektiv-rechtlichen Dimension 
der Medienfreiheit darstellt und die Medien als Organisationen vor Beeinflus- 
sungdurch staatliche Organisationsmassnahmen schützt.729 In diesem Sinne 
stellen staatliche Massnahmen zur Vielfaltssicherung stets rechtfertigungs- 
bedürftige Grundrechtseingriffe dar.730 

Aus demgeschilderten Spannungsverhältnis resultiert, dass sich weder 
das Vielfalts-noch das Staatsunabhängigkeitsgebot alleine durchsetzen sollte, 
sondern ein schonender Ausgleich zwischen den beiden Prinzipien anzustre- 
ben ist.731 Der EGMR löst dieses Dilemma in seiner Rechtsprechung betref- 
fend die Organisation von Service-public-Systemen im Rundfunkbereich 
dahingehend, als er das objektiv-rechtliche Pluralismusgebot als legitimes 
Eingriffsinteresse zur Ergreifungorganisatorischer Massnahmen im Medien- 
bereich anerkennt,732 dabei jedoch gleichzeitig gewisse minimale Organisa- 
tionsstandards zur Gewährleistung der Staatsunabhängigkeit der Medien 
vorgibt.733 Demzufolge wird Art. 10 EMRK verletzt, wenn grundsätzlich legi- 
time vielfaltssichernde Organisationsmassnahmen nicht in Einklang mit dem 
Staatsunabhängigkeitsprinzip ausgestaltet werden.734 Vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass die Organisation des Medienbereichs nicht völligfreivon 
staatlichem Einfluss sein muss, erteilt das deutsche Bundesverfassungsgericht 
im Kontext der Rundfunkorganisation dem Konzept einer vollständigen oder 
auch nur möglichst weitgehenden «Staatsfreiheit» begrifflich eine Absage 
und spricht stattdessen vom Gebot der «Staatsferne» des Rundfunks.735 


728 Vgl.zurparadoxen Rolle des Staats im Rundfunkbereich aus der deutschen Literatur 
DITTMANN, Medien, S.762; vgl. auch CHUANG, Organisation, S. 50 f.; CORNILS, Staats- 
ferner Rundfunk, S. 9; HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47f.; SCHEEL, Rundfunkge- 
bühr, S.197. 

729 Vgl. zur Staatsunabhängigkeit der Medien als Bestandteil der institutionellen Medien- 
freiheit$ 21. B. 6.; vgl. ausführlich zum sachlichen Schutzbereich 831. 


730 Vgl.bereits$21.C.2.b.aa. 


731 Vgl. aus der deutschen Lehre SCHEEL, Rundfunkgebühr, 197; vgl. auch HOFFMANN- 
RIEM, Finanzierung, S. 47f. 


732 Vgl. bereits §2 I. C. 2. b. bb. 

733 Vgl. bereits §2 I. C. 2. d.; vgl. ausführlich zu diesen Mindestanforderungen gemäss 
Art.10 EMRK § 41V. A. 

734 Vgl. bereits §2I. C. 2. d. 

735 Vgl. BVerfGE 136, 9 (32 ff.); BVerfGE 121, 30 (51f.); CORNILS, Staatsferner Rundfunk, 
S. 13 f.; DÖRR, Staatsferne; vgl. auch GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 23 f. und S. 79 f.; JARASS, 
Freiheit des Rundfunks, S. 30; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 76 f. 
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3. Weitere völkerrechtliche Grundlagen 


a. UNO 
aa. UNO-Pakt II 


Im für die Schweiz direkt anwendbaren Internationalen Pakt über bürgerli- 
che und politische Rechte (UNO-Pakt 11736) wird die Meinungsfreiheit durch 
Art. 19 Ziff. 2 UNO-Pakt II geschützt.737 Der Artikelgarantiert im Unterschied 
zu Art. 10 Ziff. 1 EMRK ausdrücklich auch die Freiheit der Verbreitungsform 
und somit auch die freie Meinungsäusserung mittels Medien.738 Ähnlich dem 
Art. 10 EMRK weist die durch Art. 19 UNO-Pakt II geschützte Medienfreiheit 
auch eine objektiv-rechtliche Dimension auf, indem die Vertragsstaaten unter 
anderem eine Pflicht zur Förderungder Medienvielfalt und zur Verhinderung 
exzessiver Medienkonzentration mittels staatlicher Massnahmen wie etwa 
finanzieller Presseförderung trifft.739 

Hinsichtlich der Rechtfertigungvielfaltssichernder staatlicher Massnah- 
men im Medienbereich enthält Art. 19 UNO-Pakt II keine Art. 10 Ziff. 1 Satz 3 
EMRK entsprechende Rundfunkklausel.740 Dies wurde unter anderem damit 
begründet, dass Massnahmen zur Pluralismusgewährleistung wie etwa die 
Organisation eines Service-public-Modells im Rundfunkbereich in jedem 
Fall mit dem Schutz der öffentlichen Ordnung gemäss Art. 19 Ziff. 3 lit. b UNO- 
Pakt II gerechtfertigt werden können. 741 Dabei wird ein staatliches Rundfunk- 
monopol eines einzigen Service-public-Anbieters auch vom UNO-MRA als 
unverhältnismässig erachtet. 742 

Auch Art. 19 UNO-Pakt II verpflichtet die Mitgliedsstaaten im Zusam- 
menhang mit der staatlichen Pflicht zur Förderung der Medienvielfalt zum 
Schutz der Medien vor wirtschaftlicher oder politischer Dominanz und somit 


736 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 1961. 

737 Vgl. zur mehrheitlich direkten Anwendbarkeit des UNO-Pakts Ilin der Schweiz etwa 
BGE1201a1,E.5.c), S.11; HÄFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, 
N245. 

738 Vgl. SCHABAS, CCPR Comm., Art.19 CCPR, N 20f.; vgl. die Materialien in BOSSUYT, 
Travaux Pr&paratoires, S.383; vgl. zur Stellung der Medienfreiheit in der EMRK §21. 
B.2.a. 

739 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 40; SCHABAS, 
CCPR Comm., Art.19CCPR, N23 und N 45; vgl. die Materialien in BOSSUYT, Travaux 
Pre&paratoires, S.385. 

740 Vgl. zur Rundfunkklausel gemäss Art. 10 Ziff. 1 Satz 3 EMRK §21. C. 2. b. bb. 

741 Vgl. BOSSUYT, Travaux Préparatoires, S. 384 f. und S. 390; SCHABAS, CCPR Comm., 
Art. 19 CCPR, N20 und N57; vgl. auch OSTER, Media Freedom, S.135f. 

742 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 40; UNO-MRA, 
25.4.2000, Concluding observations on Guyana, CCPR/C/79/Add.121, Ziff. 19; vgl. auch 
SCHABAS, CCPR Comm., Art. 19 CCPR, N 57; OSTER, Media Freedom, S. 261. 
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letztlich zur Garantie ihrer redaktionellen Freiheit.743 Spezifisch in Bezug auf 
Service-public-Medien im Rundfunkbereich hat der UNO-MRA festgehalten, 
dass deren Unabhängigkeit undredaktionelle Freiheit zu gewährleisten ist.744 


bb. UNO-PaktI 


Gemäss Art. 15 Abs. 1 lit. a des in der Schweiz nicht direktanwendbaren Inter- 
nationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UNO- 
Pakt 1745) erkennen die Vertragsstaaten das Recht eines jeden an, am kulturel- 
len Leben teilzunehmen. 746 Dazu gehört nach Ansicht des Schweizerischen 
Bundesrats unter anderem «der Genuss von Kultur durch die Vermittlung 
von Medien [...]. Im Rahmen verfügbarer Mittel hat der Staat eine Förderung 
der Kultur zu gewährleisten und damit ein Fundament für Pluralismus, Tole- 
ranz und lebhafte demokratische Partizipation zu legen.»747 


cc. UNESCO-Übereinkommen über den Schutz und die Förderung 
kultureller Ausdrucksformen 


In engem Zusammenhang mit Art. 15 Abs. ı lit. a UNO-Pakt I steht das Über- 
einkommen über den Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller Aus- 
drucksformen (UNESCO-Übereinkommen”#8). So sieht Art. 6 Ziff. 1 UNESCO- 
Übereinkommen die Befugnis der Vertragsparteien vor, Massnahmen zum 
Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen zu 
beschliessen. Dazu gehören Massnahmen, die daraufabzielen, öffentliche 
Finanzhilfen zur Verfügung zu stellen (lit. d), öffentliche Einrichtungen auf 
geeignete Weise zu errichten und zu unterstützen (lit. f) sowie die Medien- 
vielfalt zu erhöhen, auch durch den öffentlichen Rundfunk (lit. h).749 Damit 


743 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 40; UNO- 
MRA, 1.12.2003, Concluding observations on the Russian Federation, CCPR/CO/79/ 
RUS, Ziff. 18; OSTER, Media Freedom, S. 261 m.Verw. auf weitere abschliessende Beob- 
achtungen des UNO-MRA. 


744 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 16; vgl. auch 
UNO-MRA, 5.8.2002, Concluding observations on Republic of Moldova, CCPR/CO/75/ 
MDA, Ziff. 14. 

745 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16. De- 
zember 1966. 

746 Vgl. zur mehrheitlich mangelnden direkten Anwendbarkeit des UNO-PaktsIin der 
Schweiz statt vieler BGE1201a1,E.5.c), S.11; HÄFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, 
Bundesstaatsrecht, N245. 

747 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft No-Billag-Initiative 2016, S.8280f.; vgl. ausführlich zum 
Recht aufTeilnahme am kulturellen Leben gemäss Art. 15 Abs. 1 lit. a UNO-PaktIsSEN- 
YONJO, Economic, Social and Cultural Rights, S. 626 ff. 


748 Übereinkommen über den Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller Aus- 
drucksformen vom 20. Oktober 2005. 


749 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, 8.7309 und S. 7319. 
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anerkennt das Übereinkommen das Recht der Vertragsstaaten, mittels finan- 
zieller und organisatorischer Massnahmen die Medienvielfalt zu fördern, 
und bestätigt für den Rundfunkbereich die Errichtung eines Service-public- 
Systems explizit als legitimes Mittel.750 Dieses sog. «Prinzip des Medienplura- 
lismus und des öffentlichen Rundfunks» geht unter anderem auf einen Vor- 
schlag der Schweiz zurück. 751 Damit entspricht das UNESCO-Übereinkommen 
nach Ansicht des Schweizerischen Bundesrats «der verfassungsmässigen 
Verpflichtung des Staats, die Grundversorgung im Bereich der kulturellen 
Vielfalt und der Meinungsbildung sicherzustellen, insbesondere durch Radio, 
Fernsehen und elektronische Medien»; dabei ist «[d]ie Realisierung unabhän- 
giger [...] Programme, die zwingend verbunden ist mit Öffentlicher Finanzie- 
rung, [...] für die Wahrung der Identität eines kleinen Landes wie der Schweiz, 
seiner kulturellen und sprachlichen Vielfalt von wesentlicher Bedeutung».752 

Was die Umsetzungdes UNESCO-Übereinkommens in der Schweiz angeht, 
erwähnt der Bundesrat unter anderem den auf «die Gewährleistung der Grund- 
versorgung auf dem Gebiet der kulturellen Vielfalt und der Meinungsbil- 
dung» zielenden Art. 93 Abs. 2 BV.753 Seiner Ansicht nach bildet das darauf 
fussende RTVG eine der wichtigsten gesetzlichen Massnahmen zur Gewähr- 
leistung der kulturellen Vielfalt in der Schweiz, indem es einen starken Service 
public durch die SRG sichert, der an die SRG gerichtete Programmauftrag 
verschiedene Regelungen zur Sicherung der Angebotsvielfalt beinhaltet (vgl. 
Art.24 Abs. 1 und 4 RTVG) und die restlichen konzessionierten Veranstalter 
im Grundsatz ebenfalls die Vielfalt der Ereignisse und Ansichten angemessen 
zum Ausdruck bringen müssen (vgl. Art. 4 Abs. ARTVG).754 


dd. UNO-Behindertenrechtskonvention 


Als letzte völkerrechtliche Grundlage, die zwar kein objektiv-rechtliches Viel- 
faltsgebot, aber eine andere staatliche Gewährleistungspflicht für den Medien- 
bereich enthält, ist Art. 21 des Übereinkommens über die Rechte von Men- 
schen mit Behinderungen (UNO-Behindertenrechtskonvention?55) zu nennen. 
Dieser Artikelist Art. 19 UNO-Pakt II nachgebildet und schützt spezifisch die 


750 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, S. 7308f. und S. 7323; vgl. m.w. 
Verw. LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, S. 291. 


751 BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, S.7307f. und S.7309. 

752 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, 8.7311. 

753 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, S. 7313; vgl. hierzu ausführlich 
821.C.4.d.aa. 

754 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, S. 7314; vgl. ausführlich dazu 
821.C.4.b.cc. 


755 Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezem- 
ber 2006. 
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Kommunikationsgrundrechte von Menschen mit Behinderungen.756 Art. 21 
UNO-Behindertenrechtskonvention verpflichtet die Mitgliedsstaaten, geeig- 
nete Massnahmen zu ergreifen, damit Menschen mit Behinderungen ihre 
Kommunikationsfreiheiten gleichberechtigt ausüben können.757 Darunter 
fällt unter anderem die Aufforderung an die Medien einschliesslich der An- 
bieter von Informationen über das Internet, ihre Angebote für Menschen mit 
Behinderungen zugänglich zu gestalten (Art. 21 lit.d UNO-Behinderten- 
rechtskonvention). In engem Zusammenhang dazu steht Art. 30 Ziff. 1 lit. b 
UNO-Behindertenrechtskonvention, wonach geeignete Massnahmen zu tref- 
fen sind, damit Menschen mit Behinderungen unter anderem Zugang zu 
Fernsehprogrammen haben.758 Art. 30 UNO-Behindertenrechtskonvention 
ist Art.15 UNO-Pakt I nachgebildet und soll behinderten Menschen ermögli- 
chen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzuhaben.759 

Hinsichtlich der Umsetzung der UNO-Behindertenrechtskonventionin der 
Schweiz ist Art. 7 Abs. 3 RTVG zu nennen, wonach Fernsehveranstalter mit 
nationalem oder sprachregionalem Programmangebot verpflichtet sind, 
einen angemessenen Anteil der Sendungen in einer für hör- und sehbehin- 
derte Menschen geeigneten Weise aufzubereiten (vgl. Art. 8 RTVV760). Zudem 
müssen regionale Service-public-Anbieter gemäss Art. 7 Abs. 4 RTVG die 
Hauptinformationssendungen mit Untertiteln versehen, wobei die Kosten der 
Aufbereitung der Sendungen für hörbehinderte Menschen vollumfänglich 
aus der Abgabe für Radio und Fernsehen abgegolten werden (vgl. Art. 8 RTVV). 
Weiter legt der Bundesrat gemäss Art. 24 Abs. 3 RTVG die Grundsätze fest, 
nach denen die SRG die Bedürfnisse der Menschen mit Sinnesbehinderun- 
gen berücksichtigen muss, und bestimmt, in welchem Ausmass Spezialsen- 
dungen in Gebärdensprache angeboten werden müssen (vgl. Art. 7 RTV V).761 
Gemäss Art. 7 Abs. 4 RTVV schliesst die SRG mit den betroffenen Behinderten- 
verbänden eine Vereinbarung, worin die von ihr zuerbringenden Leistungen 
konkretisiert werden.762 


756 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNO-Behindertenrechtsübereinkommen, S. 697; CERA, 
CRPD Comm., Art.21CRPD, S.389; vgl. zu Art.19 UNO-PaktII$21.C.3.a.aa. 


757 Vgl. CERA, CRPD Comm., Art.21 CRPD, S.389; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft 
UNO-Behindertenrechtsübereinkommen, S. 697. 


758 Vgl. CERA, CRPD Comm., Art. 21 CRPD, S. 391. 


759 Vgl. MANCA, CRPD Comm. Art. 30 CRPD, S. 543; BUNDESRAT, Botschaft UNO-Behin- 
dertenrechtsübereinkommen, S. 711; vgl. zu Art.15 UNO-PaktI$21.C.3.a.bb. 


760 Radio- und Fernsehverordnung vom 9. März 2007. 


761 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNO-Behindertenrechtsübereinkommen, S. 698; vgl. aus- 
führlich BUNDESRAT, Staatenbericht, Rz. 111ff. 


762 Vgl. BUNDESRAT, Staatenbericht, Rz.114f. Nachdem der Schattenbericht des Dach- 
verbands der Behindertenorganisationen der Schweiz aus dem Jahr 2017, der den 
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b. Europarat 
aa. EÜGF 


Die Medienpolitik des Europarats basiert auf dem in Art. 10 Ziff. 1 EMRK ange- 
legten Grundsatz des freien Flusses von Informationen und Ideen, womit der 
Austausch von Informationen und Gedanken im europäischen Raum ermög- 
licht und gefördert werden soll.763 Anlässlich der ersten Europäischen Minis- 
terkonferenz über Massenmedienpolitik im Jahr 1989 wurde für den Fern- 
sehbereich das EÜGF verabschiedet, welches für die Schweiz 1993 in Kraft 
getreten ist.764 Art. 4 EÜGF hält das Prinzip der Sendefreiheit fest, wonach die 
Vertragsparteien den Empfang und die Weiterverbreitung von Fernsehpro- 
grammen, die den Bestimmungen des Übereinkommens entsprechen, ge- 
währleisten müssen.765 Das EÜGF ist in seiner Entstehungsgeschichte eng mit 
der Fernsehrichtlinie der damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) (Fernseh-RL766) verknüpft und weist viele inhaltliche Parallelen dazu 
auf.767 Bereits in der Präambel des EÜGF angesprochen wird die Bedeutung 
des Fernsehens für die kulturelle Entwicklung und die freie Meinungsbildung 
unter Bedingungen, die Pluralismus und Chancengleichheit für alle demokra- 
tischen Gruppen und politischen Parteien gewährleisten.768 Die Bedeutung 
der Medienvielfalt unterstreicht Art. 10a EÜGF, der die Pflicht der Vertragspar- 
teien festhält, die Gefährdung der Medienvielfalt durch Fernsehprogramme 


Staatenbericht des Bundesrats zuhanden des UNO-Ausschusses für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen ergänzt (INCLUSION HANDICAP, Schattenbericht, S.10), 
Problemfelder betreffend den barrierefreien Zugang zum Radio und insbesondere 
zum Fernsehen aufgezeigt hatte (vgl. INCLUSION HANDICAP, Schattenbericht, S.93), 
sieht dieneue Vereinbarungzwischen der SRG und den Behindertenverbänden einen 
Ausbau des behindertengerechten Angebots vor (vgl. Medienmitteilung der SRG vom 
4.9.2017, SRG SSR erweitert Leistungen für Sinnesbehinderte). 


763 Vgl. den dritten Präambelabsatz des EÜGF (Übereinkommen des Europarats über 
grenzüberschreitendes Fernsehen vom 5. Mai1989) und Art. 1 EÜGF; BUNDESRAT, Ser- 
vice-public-Bericht, S.9; vgl. auch FINK, Medienregulierung, S.508; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 8. Kap., N22 und 16. Kap., N72. 


764 NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N22 und 16. Kap., N71. 


765 Vgl. FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz.270; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8.Kap., 
N 22; vgl. auch BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 478; DUMERMUTH, 
Europarecht, S.85. 


766 Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fern- 
sehtätigkeit. 

767 FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz.82 und Rz.270; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 
16. Kap., N 74; FINK, Medienregulierung, S. 508f.; vgl. BUNDESRAT, Service-public- 
Bericht, S.11. 


768 Vgl. den fünften Präambelabsatz des EÜGF. 
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zu vermeiden. 769 Entsprechend geht die Parlamentarische Versammlung 
des Europarats in Anlehnung an die Rechtsprechung des EGMR zu Art. 10 
EMRK vom Bestehen einer staatlichen Pflicht aus, nötigenfalls Massnahmen 
zum Schutz und zur Förderung der Medienvielfalt zu ergreifen.770 Wichtige 
Vorgaben des EÜGF an Fernsehprogramme sind nebst Werbe- und Sponso- 
ringvorschriften die Bestimmungen über die Programmgestaltung, so etwa 
die Beachtung der Menschenwürde und der Grundrechte (Art. 7 Ziff. 1 EÜGF), 
die sachgerechte Darstellung der Tatsachen und Ereignisse sowie die För- 
derung der freien Meinungsbildung durch Nachrichtensendungen (Art. 7 
Ziff. 3 EÜGF).771 

Betreffend die Rolle von Service-public-Anbietern im Rahmen der Viel- 
faltssicherung soll der erwähnte Art. 10a EÜG im Entwurf zur Convention on 
Transfrontier Audiovisual Media Services772, die das EÜGF ersetzen soll,773 
ergänzt werden. So sollen die Vertragsstaaten zum Zwecke der Vielfaltssi- 
cherungService-public-Anbieter darin unterstützen, eine aktive Rollein der 
Förderung des sozialen Zusammenhalts und der Integration aller Bevölke- 
rungsgruppen zu spielen. 774 Allerdings hat das Ministerkomitee des Europa- 
rats 2011 den Abbruch der Revisionsarbeiten beschlossen, da die EU-Mit- 
gliedstaaten gemäss Auffassung der EU-Kommission aufgrund mangelnder 
Vertragsschlusskompetenzen nicht zur Ratifikation des Konventionsent- 
wurfs befugt sind und auch die EU keinen Vertragseintritt beabsichtigt.775 
Dadurch befindet sich das EÜGF in einer politischen Sackgasse und seine 
Bedeutung ist ernsthaft in Frage gestellt.776 


769 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Änderung EÜGF, 8.1298; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, 
5.291. 


770 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Beschluss über die Mono- 
polisierung elektronischer Medien in Italien, Ziff. 2; LUTZHÖFT, Rundfunkfreiheit, 
5.291. 


771 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1599f.; COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., 
N28. 


772 Vgl. DraftCouncilofEurope Convention on Transfrontier Audiovisual Media Services, 
24.9.2009, T-TT(2009)013FIN. 

773 Vgl. FINK, Medienregulierung, S. 510; vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communi- 
cation, RZ. 489; COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N16; DUMERMUTH, Europarecht, 
S.94. 

774 Vgl. Art.12 Ziff. 3 Draft Council of Europe Convention on Transfrontier Audiovisual 
Media Services, 24.9.2009, T-TT(2009)013FIN; JAKUBOWICZ et al., Public Service 
Media, S. 40. 

775 Vgl. COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N16; DUMERMUTH, Europarecht, S. 84; m.w. 
Verw. FINK, Medienregulierung, S. 510; vgl. auch BARRELET/WERLY, Droit de la Com- 
munication, Rz. 489. 


776 FINK, Medienregulierung, S. 508. 
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Was die Umsetzung der genannten Vorgaben des EÜGF in der Schweiz betrifft, 
sind unter anderem Art. 4und 5a RTVG zu nennen, die dem europäischen 
Mindeststandard entsprechend inhaltliche Minimalanforderungen an die 
Programme und an das üpA der SRG festlegen.777 


bb. Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen 


Das Ministerkomitee und die Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rats haben etliche Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen im Medien- 
bereich beschlossen, wobei insbesondere jene des Ministerkomitees von 
Bedeutung sind.778 Diese Dokumente stellen zwar im Gegensatz zu den vor- 
genannten völkerrechtlichen Verträgen lediglich internationales «soft law» 
und somit kein rechtsverbindliches internationales Recht dar. Da sich der 
EGMRin seiner Rechtsprechungjedoch wiederholt aufgewisse Empfehlungen 
des Ministerkomitees des Europarats stützt, erlangen diese als sog. gehärtetes 
«soft law» einen höheren Stellenwert.779 Auch der Schweizerische Bundesrat 
zog zur Begründung der Rechtsetzung im Rundfunkbereich Empfehlungen 
des Ministerkomitees heran.780 Es rechtfertigt sich deshalb, im Folgenden 
einen Überblick der vorliegend einschlägigen Beschlüsse, Empfehlungen 
und Erklärungen des Europarats zu geben. 

In Bezug auf die staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht sind besonders 
die Empfehlung über Massnahmen zur Förderung des Medienpluralismus 
sowie die Empfehlung und der Beschluss über den Medienpluralismus zu 
nennen. 781 So hält etwa die Empfehlung über Massnahmen zur Förderung 
des Medienpluralismus fest, dass «Member States should consider possible 
measures to ensure that a variety of media content reflecting different poli- 
ticaland cultural views is made available to the public, bearingin mind the 
importance of guaranteeing the editorial independence of the media».782 
Gemäss der Venedig-Kommission des Europarats wird eine hinreichende 


777 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1599f.; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft 
UNESCO-Übereinkommen, S. 7314. 


778 Vgl. JAKUBOWICZ etal., Public Service Media, S. 34f. 


779 Vgl. ZELLER, Manole, S. 234; vgl. zur Bezugnahme des EGMR auf Empfehlungen des 
Ministerkomitees bereits §2 I. C. 2. d. 


780 Vgl. etwa BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1589 und S. 1649 betreffend die Einfüh- 
rung einer unabhängigen Regulierungsbehörde im Radio- und Fernsehbereich. 


781 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über Massnahmen zur Förde- 
rung des Medienpluralismus; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über 
den Medienpluralismus; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Beschluss über den 
Medienpluralismus; JAKUBOWICZ et al., Public Service Media, S. 45. 


782 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über Massnahmen zur Förde- 
rung des Medienpluralismus, App., Ziff. IIL1. 
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Medienvielfalt dann erreicht, wenn eine Vielzahl autonomer und unabhän- 
giger Medien auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene besteht, die durch 
eine Vielfalt an Medieninhalten die unterschiedlichen politischen und kul- 
turellen Ansichten widerspiegeln.783 

Die Empfehlung über Massnahmen zur Förderung des Medienpluralis- 
mus betont ebenfalls die Bedeutung von Service-public-Medien für die Siche- 
rungder Medienvielfalt.78*So hätten jene die demokratiepolitische Funktion 
inne, verschiedene politische und kulturelle Ansichten zu reflektieren, einen 
Qualitätsmassstab zu setzen und für ein breites Publikum unter Berücksich- 
tigung von Minderheiteninteressen ein pluralistisches, innovatives und ob- 
jektives Programm zu bieten, das sowohl Information, Bildung, Kultur als 
auch Unterhaltung umfasst.785 Den Service-public-Anbietern im Rundfunk- 
bereich kommt.nach Auffassung des Europarats die Aufgabe zu, die kulturelle 
Vielfalt zu spiegeln, zu dieser beizutragen und ein Element des sozialen Zu- 
sammenhalts darzustellen, indem in multikulturellen Gesellschaften eine 
Kultur der Toleranz und der Verständigung gefördert wird.786 Betont wird 
auch die Rolle der Service-public-Medien, als Forum für öffentliche Debatten 
zu dienen und damit die demokratische Partizipation zu fördern. 737 Entspre- 
chend der EGMR-Rechtsprechunglassen sich den Dokumenten des Europarats 


783 Vgl. VENEDIG-KOMMISSION DES EUROPARATS, Stellungnahme zu den italienischen 
«Gasparri»- und «Frattini»-Gesetzen, RZ. 40; GRABENWARTER, Medienvielfalt, S. 37. 


784 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über Massnahmen zur Förde- 
rung des Medienpluralismus; JAKUBOWICZ et al., Public Service Media, S. 45. 


785 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über Massnahmen zur Förde- 
rung des Medienpluralismus, App., Ziff. II.2 und Ziff. II.1; vgl. auch MINISTERKOMITEE 
DES EUROPARATS, Beschluss über die Zukunft des Service-public-Rundfunks, Ziff. 2; 
PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über den Ser- 
vice-public-Rundfunk, Ziff. 2; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlungzum 
Auftrag von Service-public-Medien, Guiding principles, Ziff. 1; MINISTERKOMITEE DES 
EUROPARATS, Empfehlung über den Medienpluralismus, Ziff. 1.3.2; JAKUBOWICZ etal., 
Public Service Media, S. 45. 


786 Vgl. etwa MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Beschluss über die Zukunft des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Ziff.2; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung 
über die Medien und die Förderung einer Kultur der Toleranz, Ziff. 5; PARLAMENTA- 
RISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über die Medien und die de- 
mokratische Kultur, Ziff. 8; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Erklärung über die 
kulturelle Vielfalt, Ziff. 2.5; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über 
den Medienpluralismus, Ziff. 1.3.2; PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPA- 
RATS, Empfehlung über den Service-public-Rundfunk, Ziff. 2; MINISTERKOMITEE DES 
EUROPARATS, Beschluss über den Medienpluralismus, Ziff. 12; vgl. dazu JAKUBOWICZ 
etal., Public Service Media, S. 45. 


787 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Beschluss über die Zukunft des Service- 
public-Rundfunks, Ziff. 2; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum 
Auftrag von Service-public-Medien, Guiding principles, Ziff. 14f. 
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soweit ersichtlich keine Hinweise aufeine staatliche Pflicht zur Organisation 
eines Service-public-Systems entnehmen.788 Eine Ausnahme scheint die 
Empfehlung zum Auftrag von Service-public-Medien zu sein, wonach die Ver- 
tragsstaaten vor dem Hintergrund ihrer Vielfaltssicherungspflicht die fun- 
damentale Rolle von Service-public-Medien garantieren und entsprechend 
gesetzliche Bestimmungen in Bezug auf deren Auftrag vorsehen sollen.789 
Generell geht der Europarat vom Nebeneinanderbestehen von Service-pub- 
lic-Anbietern und von ausschliesslich privat finanzierten Medien und damit 
von einem dualen Rundfunksystem aus,790 wobei die Mitgliedstaaten nur 
einen oder mehrere Service-public-Anbieter vorsehen können. 791 

Da Service-public-Medien wichtige Öffentliche Quellen ausgewogener 
Information sowie vielfältiger politischer Meinungen und damit einen we- 
sentlichen Faktor pluralistischer Kommunikation darstellen, 792 betont auch 
der Europarat die Wichtigkeit der Gewährleistung von deren Staatsunabhän- 
gigkeit, so etwa in der Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public- 
Rundfunks aus dem Jahre 1996, in der Empfehlung über den Service-public- 
Rundfunk aus dem Jahre 2004 und in der Empfehlung zur Governance der 
Service-public-Medien aus dem Jahre 2012.793 Die Beziehung zwischen Ser- 
vice-public-Medien und dem Staat, der deren allgemeinen Auftragfestlegtund 


788 Vgl. auch BOEV/BUKOVSKA, PSM, S.154, Fn.169; vgl. zur entsprechenden Rechtspre- 
chung des EGMR §21. C. 2. c.; vgl. jedoch die Empfehlungen in Bezug auf bereits be- 
stehende Service-public-Medien, wonach «Member States should maintain public 
servicebroadcasting» (MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über Mass- 
nahmen zur Förderung des Medienpluralismus, App., Ziff. IV) oder «Member states 
should ensure that existing public service media [...]» (MINISTERKOMITEE DES EURO- 
PARATS, Empfehlung über den Medienpluralismus, Ziff. 1.3). 


789 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum Auftrag von Service-public- 
Medien, Ziff. i. und Ziff. ii. 


790 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über den Ser- 
vice-public-Rundfunk, Ziff. 1 und Ziff. 13 ff.; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Emp- 
fehlung zum Auftrag von Service-public-Medien, Guiding principles, Ziff. 33; COLE/ 
OSTER, Rundfunkfinanzierung, S. 18. 


791 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum Auftrag von Service-public- 
Medien, Guiding principles, Ziff1; COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.18. 


792 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Erklärung über die Governance der Service- 
public-Medien, Ziff. 3. 

793 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks; PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfeh- 
lungüber den Service-public-Rundfunk, Ziff. 2; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur Governance der Service-public-Medien, App., Ziff.2ff., Ziff.13 und 
Ziff. 21ff.; vgl. auch MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Erklärung über die Unab- 
hängigkeit des Service-public-Rundfunks; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Er- 
klärung über die Governance der Service-public-Medien, Ziff. 3, Ziff. 10 und Ziff. 12; 
JAKUBOWICZ et al., Public Service Media, S. 45f. 


$2 Verfassungsdogmatische Einordnung des Staatsunabhängigkeitsgebots 117 


deren Finanzierung sichert, bedarf nach Ansicht des Europarats ständiger 
Wachsamkeit.794 Sollen Service-public-Medien glaubwürdige Informationen 
liefern und dadurch als Forum öffentlicher Meinungsbildung und Wächter 
staatlicher Macht dienen können, müssen sie vom Staat unabhängig sein.795 
Die Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, auf wel- 
che sich auch der EGMR im «Manole-Entscheid» stützt, nennt dabei als Grund- 
anforderung des zu gewährleistenden gesetzlichen Rahmens die eindeutige 
Festlegung der für die Sicherung der «redaktionellen Unabhängigkeit» und 
der «institutionellen bzw. operationellen Autonomie» der Service-public- 
Anbieter notwendigen Strukturen.796 


c. Exkurs: EU-Recht 


Im Gegensatz zur Medienpolitik des Europarats ist jene der EU stark wirt- 
schaftlich geprägt und Teil der EU-Binnenmarktpolitik.797 Medien gelten als 
Dienstleistungen, womit die in Art. 56 ff. des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV798) festgeschriebene Dienstleistungsfreiheit 
zur Anwendung kommt.799 Wie der EGMR anerkennt allerdings auch der Eu- 
ropäische Gerichtshof (EuGH) den Schutz eines pluralistischen Medienwesens 
als öffentliches Interesse, das Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit 
durch staatliche vielfaltssichernde Massnahmen zu rechtfertigen vermag.800 
Die Berücksichtigung des Pluralismusgebots bei Eingriffen in die Dienst- 
leistungsfreiheit entspricht auch der Rechtsetzungspraxis im sekundären 


794 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service- 
public-Medien, App., Ziff. 4. 

795 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service- 
public-Medien, App., Ziff. 21; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung über 
ein neues Medienkonzept, App., Ziff. 81. 


796 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. I; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur 
Governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 23; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, 
Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 102; CORNILS, Medienfreiheit, S.142f.; vgl. 
ausführlich hierzu § 4 IV. C. 1. 


797 Vgl. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 10; vgl. auch FINK/COLE/KEBER, Medien- 
recht, Rz.7f.; NOBEL/WEBER, 16. Kap., N 55; SCHULZ, AVMD-RL, S. 269. 


798 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (konsolidierte Fassung) vom 
26. Oktober 2012. 


799 Vgl. für den Rundfunk erstmals EuGH, Urteil vom 30.4.1974, Rs. 155/73, Ziff. 6; vgl. für 
die Presse EuGH, Urteil vom 10.1.1985, Rs. 229/83; vgl. PAAL, Medienvielfalt, S. 87 f. 
und S. 90; vgl. auch FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 37. 


800 Vgl.inBezugaufden Rundfunk bereits EuGH, Urteil vom 25.6.1991, Rs. C-288/89, S. 23; 
vgl. für die Presse EuGH, Urteil vom 26.6.1997, Familiapress, Rs. C-368/95, RZ. 18; OSTER, 
Media Freedom, S. 258; vgl. ausführlich zur Politik der EU zur Stärkung und Förderung 
des Medienpluralismus JUNGHEIM, Medienordnung, S. 356 ff.; PAAL, Medienvielfalt, 
S. 88 ff.; VALCKE et al., Media Pluralism; ZAGOURAS, Meinungsvielfalt. 
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Gemeinschaftsrecht.801 So nennt die Richtlinie über audiovisuelle Medien- 
dienste (AVMD-RLS8®2), die gemeinsame Mindestregeln für den freien Verkehr 
der audiovisuellen Medien etwa zur Verhinderungvon Hassrede aufstellt, die 
Förderung des Medienpluralismus sowie auch der kulturellen Vielfalt durch 
die Mitgliedsstaaten als Rechtfertigung für die Anwendung besonderer Vor- 
schriften auf diese Dienste.803 Unter dem Gesichtspunkt grundrechtlicher 
Schutzgüter enthält Art.11 Abs.2 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRC3%) ein eigenständiges Mediengrundrecht und schreibt die Ach- 
tung der Medienpluralität durch die Gemeinschaftsinstitutionen ausdrück- 
lich vor.805 Im Rahmen dieser objektiv-rechtlichen Dimension der Medien- 
freiheit wird jedoch lediglich eine programmatische Verpflichtung der EU- 
Institutionen und keine Eingriffs-bzw. Schutzkompetenz im Sinne einer neuen 
Gemeinschaftskompetenz begründet. Damit verbleibt die Medienpolitik in 
der Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten und die EU darf im Medienbereich 
lediglich im Rahmen ihrer bereits bestehenden Kompetenzen vielfaltssi- 
chernde Massnahmen ergreifen.306 

Für die Sicherung des Medienpluralismus sowie der demokratischen, 
sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft misst das primäre 
Gemeinschaftsrecht der EU Service-public-Anbietern im Rundfunkbereich 
eine besondere Bedeutungbei. So sieht das dem AEUV angehängte Protokoll 
über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten (Amster- 
damer Protokoll80”) ausdrücklich deren Kompetenz zur Auftragsfestlegung 
und Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks vor.808 Die wesent- 
liche Rolle des Service-public-Rundfunks für die Demokratie und die Kultur 
wurde auch in einer Entschliessung der Mitgliedstaaten über den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk aus dem Jahre 1999 unterstrichen.809 


801 PAAL, Medienvielfalt, S.93. 

802 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 
zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste. 

803 Vgl.E.5 AVMD-RL; vgl. auch E. 12, E.34, E. 48 und E. 94 AVMD-RL. 

804 Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000. 

805 Vgl. m.w.Verw. PAAL, Medienvielfalt, S.92f. 

806 Vgl. ausführlich m.w.Verw. PAAL, Medienvielfalt, S.93. 

807 Protokoll über den öffentlich-rechtlichen Rundfunkin den Mitgliedstaaten vom 17. Juni 
1997. 

808 Vgl. die Erwägung des Amsterdamer Protokolls; EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., $11 
RStV, N14; FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz.184; vgl. auch BUNDESRAT, Service- 
public-Bericht, S.11. 

809 Vgl. EU-RAT, Entschliessung öffentlich-rechtlicher Rundfunk, E. C; FINK/COLE/KEBER, 
Medienrecht, Rz. 56 und Rz. 185. Solche Entschliessungen sind Ausdruck für die An- 


nahme einer nicht klar der damaligen Europäischen Gemeinschaft (EG) oder den 
Mitgliedstaaten zuzuordnenden Materie (FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 56). 
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4. Schweizerisches Verfassungsrecht 
a. Einleitende Bemerkungen 


Auch gemäss schweizerischem Verfassungsrecht ist das Staatsunabhängig- 
keitsprinzip nicht bloss Teil der subjektiv-rechtlichen Dimension der Medien- 
freiheit, sondern weist ebenfalls eine objektiv-rechtliche Komponente aufund 
wird entsprechend auch als Organisationsnorm bzw. -prinzip bezeichnet.810 
Wie aus der historischen Entwicklung der staatlichen Regelung und des Staats- 
unabhängigkeitsgebots im Bereich von Radio und Fernsehen ersichtlich 
wurde, steht dasin Art. 93 Abs. 3 BV für Radio und Fernsehen explizit vorgese- 
hene Staatsunabhängigkeitsprinzip auch nach schweizerischem Verfassungs- 
verständnis in engem Zusammenhang mit dem in Art. 93 Abs. 2 BV für den 
Rundfunkbereich festgeschriebenen Leistungsauftrag. So dienten die Garan- 
tien der Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen gegenüber dem Staat und 
Privaten sowie der Programmautonomie ursprünglich primär der Gewähr- 
leistung der verfassungskonformen Erfüllung des Leistungsauftrags durch 
die eine faktische Monopolstellung innehabende SRG, die nur frei von staat- 
licher und privater Einflussnahme und Beherrschung die freie Meinungs- 
bildung und Meinungsvielfalt fördern konnte.811 


b. Staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich 
aa. Staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht im gesamten Medienbereich 


Die objektiv-rechtliche Dimension der Medienfreiheit (Art. 17 BV) ergibt sich 
ausdrücklich aus Art. 35 Abs. ı BV, wonach die Grundrechte als objektive 
Grundsatznormen in der ganzen Rechtsordnung zur Geltungkommen müs- 
sen.812 Damit ist der Staat zu einer grundrechtskonformen Gesetzgebung 
verpflichtet, inderen Rahmen die Wahrnehmung der wesentlichen Funkti- 
onen durch die Medien tatsächlich ermöglicht und durch Entwicklungen in 
der Verfassungswirklichkeit nicht unterwandert wird.813 Dabeiistauchim 


810 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S.159; vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Radio- und Fern- 
sehfreiheit, S.678; vgl. ausführlich MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, 
N61ff.; vgl. auch KLEY, $34 Schutz der Kommunikation, N15; SAXER, Kommunikati- 
onsverfassung, Rz.17 und Rz. 32. 


811 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 30; vgl. hierzu bereits $1 VIII. C. 


812 Vgl. etwa BGE1391114, E.3 und E. 4, S. 116 f. und S. 118; KLEY, Medien, S.190; vgl. auch 
BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N 26; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 20; 
vgl. ausführlich zum objektiv-rechtlichen Grundrechtsverständnis im schweizeri- 
schen Verfassungsrecht etwa SCHEFER, Kerngehalte, S. 238 ff. 


813 Vgl. BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N26; DUMERMUTH, Radio- und Fernseh- 
freiheit, S.686; SCHEFER, Kerngehalte, S.288f.; vgl. auch MÜLLER, Elemente, S. 53; 
RIKLIN, Presserecht, $3, Rz. 21; vgl. zur Frage der Umsetzung der staatlichen Vielfalts- 
gewährleistungspflicht im Zeitalter des digitalen Wandels 821. C. 5. d. 
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schweizerischen Verfassungsrecht unbestritten, dass Medien zur Gewährleis- 
tungihrer Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion möglichst vielfältige Mei- 
nungen und Themen in die Öffentlichkeit tragen müssen. Der Staat hat daher 
eine Medienordnung sicherzustellen, die eine durch die Medienvielfalt widerspie- 
gelte Meinungsvielfalt anstrebt.814 So kann die Herstellung von Öffentlichkeit 
sowie die Kritik und Kontrolle staatlicher Machtträger nur stattfinden, wenn 
verschiedene Ansichten berücksichtigt werden, denen durch die Medien eine 
Plattform geboten wird.815 Hintergrund des Vielfaltsstrebens im Medienbe- 
reich ist das bereits angesprochene theoretische Konzept des Pluralismus, 
wonach ineiner Demokratie zahlreiche vielfältige Meinungen und Interessen 
existieren, die grundsätzlich gleichwertig sind.8t6 In diesem Sinne hält das 
Bundesgericht fest, dass die demokratische Willensbildung «unter anderem 
dadurch gekennzeichnet [ist], dass die miteinander im Wettstreitstehenden 
Interessengruppen und Parteien ihre Anliegen und Meinungen ungehindert 
einer breiten Öffentlichkeit kundgeben können».817 


bb. Verfassungsrechtlicher Leistungsauftrag im Bereich von Radio 
und Fernsehen (Art. 93 Abs. 2 BV) 


In der Schweiz ist die Vielfaltssicherung für den Bereich von Radio und Fern- 
sehen auf der Linie von Art. 10 EMRK explizit im Leistungsauftrag gemäss 
Art.93 Abs. 2 BV festgeschrieben.818 Demnach tragen Radio und Fernsehen zur 
Bildung und kulturellen Entfaltung, zur freien Meinungsbildung sowie zur 
Unterhaltung bei (Satz 1) und berücksichtigen dabei die Besonderheiten des 
Landes sowie die Bedürfnisse der Kantone (Satz 2). Zur Erreichung dieser Ziel- 
vorgaben sind die Ereignisse sachgerecht darzustellen (Sachgerechtigkeitsge- 
bot) und ist die Vielfalt der Ansichten angemessen zum Ausdruck zu bringen 
(Vielfaltsgebot) (Satz 3). Der Leistungsauftrag geht von einem demokratie- 


814 Vgl. BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, 5. Kap., N35; BRUNNER/BURKERT, SGKBV, 
Art.17 BV, N26; HETTICH, Regulierung, S. 360; KIENER/RÄLIN/WYTTENBACH, Grund- 
rechte, §21, N25; MÜLLER, Verwirklichung der Grundrechte, S. 88 f. und S. 96; MÜL- 
LER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 475; vgl. in Bezug auf die elektronischen 
Medien DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 685f.; vgl. zur Meinungsbil- 
dungs- und Kontrollfunktion der Medien ausführlich §2 I. B. 4. 


815 Vgl. für den Rundfunkbereich m.w.Verw. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 6f. 

816 Vgl. betreffend den Rundfunkbereich m.w.Verw. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 6; vgl. 
zu den Vielfaltsdimensionen des inhaltlichen sowie des Aussen- und Binnenpluralis- 
mus bereits §2 I. C. 2. c. aa. 

817 Vgl. BGE981a73,E.3.b), S. 79; HAGER, Rundfunkvielfalt, Fn. 11. 

818 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 7; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 106 f.; ZELLER/ 
DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N27f. 
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funktionalen Medienverständnis aus,819 wonach Radio und Fernsehen auf- 
grund ihrer elementaren Bedeutungfür die Meinungsbildung des Einzelnen 
jene Informationen liefern sollen, die zur Stärkung der Informationsfreiheit 
des Publikums benötigt werden.820 Dabei werden keine klar definierten Leis- 
tungen gefordert, sondern anzustrebende «Publikumszustände» umschrie- 
ben, zu deren Realisierung Radio und Fernsehen beitragen sollen.821 Art. 93 
Abs. 2 BV dient somit grundrechtlich determinierten Öffentlichen Interes- 
sen und weist dadurch eine objektiv-rechtliche Dimension auf.822 Insofern 
trägt der Staatin der Form des Gesetzgebers eine Gewährleistungsverant- 
wortung, Radio und Fernsehen so zu organisieren, dass die Meinungsfreiheit 
und -vielfalt optimal garantiert werden.823 Diese Verantwortung wird biswei- 
len auch als eine aus den Kommunikationsfreiheiten fliessende Schutzpflicht 
betrachtet.324 


cc. Vielfaltsgebot alsüberlagerndes Strukturerfordernis 
von Art. 93 Abs. 2 BV 


Als Element des Leistungsauftrags beeinflusst das in Art. 93 Abs. 2 Satz 3 BV 
festgehaltene Vielfaltsgebot die gesamte Ausgestaltung der Rundfunkordnung 
und wird entsprechend als überlagerndes Strukturerfordernisbezeichnet.825 
Das Vielfaltsgebot findet seinen Ursprungin der Verpflichtung zur umfassen- 
den Information, wie siein den Programmrichtlinien der SRG-Konzession 
aus dem Jahr 1980 festgehalten war.826 Das Prinzip verpflichtet den Staat zur 


819 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.944; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.33. 


820 BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.925; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.31; vgl. ausführlich $1 VII. B. 


821 SAXER, Windmaschinen, S. 369; vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.693. 


822 Vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.679 und S.696f.; ZELLER/KIENER, 
BSKBV, Art.17 BV, N6; vgl. ausführlich $1 VII. B. 


823 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.233; HETTICH/SCHELKER, Medien, 
S.53; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 35; vgl. auch GRABER/STEINER, 
SGKBV, Art. 93 BV, N10; ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N19; WEBER spricht 
von einer Gestaltungsverantwortung des Gesetzgebers (vgl. ausführlich WEBER, Finan- 
zierung, S. 34 ff.); vgl. zur Gewährleistungsverantwortung bzw. zur Aufgabe des Staats, 
die Funktionsfähigkeit der Rundfunkordnung zu sichern, aus der deutschen Litera- 
tur etwa HOFFMANN-RIEM, Staatsaufgabe, S. 31f.; STOCK, Public-Service-Idee, S. 817; vgl. 
hierzu ausführlich § 21. C. 4. c. cc. 


824 SOSCHEFER, Kerngehalte, S. 276 und S.288f.; vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Revision 
RTVG, S. 233. 


825 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N22. 


826 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55Þis aBV, N 22; vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- 
und Fernsehartikel 1981, S. 933. 
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Gewährleistunginhaltlicher Vielfaltim Rundfunkbereich, indem einseitige 
Tendenzen in der Meinungsbildung durch den Rundfunk abzuwehren sind 
(negative Dimension) bzw. einesowohlthematischebzw. gegenständliche wie 
auch politisch-weltanschauliche Pluralität unter Berücksichtigung von Min- 
derheitsansichten sicherzustellen ist (positive Dimension).827 Art. 4 Abs. 4 
RTVG präzisiert das Vielfaltsgebot dahingehend, dass Service-public-Anbieter 
in der Gesamtheit ihrer redaktionellen Sendungen zur inhaltlichen Vielfalt 
verpflichtet sind.828 

Enge Zusammenhänge zwischen dem Vielfaltsgebot und den weiteren Vor- 
gaben des Art. 93 Abs. 2 BV bestehen primär zum Beitrag von Radio und Fern- 
sehen zur freien Meinungsbildung gemäss Art. 93 Abs. 2 Satz 1 BV, dem das 
Vielfaltsgebot hauptsächlich dient.829 Jedoch widerspiegelt sich das Gebot 
auch im Bildungs-, Kultur- und Unterhaltungsauftrag des Rundfunks, da da- 
durch eine sog. thematische bzw. gegenständliche Vielfalt festgeschrieben 
wird.830 Eng mit dem Vielfaltsgebot verknüpft ist zudem der in Art. 93 Abs. 2 
Satz2 BV vorgesehene Integrationsauftrag zur Berücksichtigung der Beson- 
derheiten des Landes und der Bedürfnisse der Kantone, womit verlangt wird, 
die kulturelle und föderale Vielfalt der Schweiz im Rundfunkbereich zum 
Ausdruck zu bringen.831 

Die erwähnte negative Dimension des Vielfaltsgebots, wonach einseitige 
Tendenzen im Rundfunkangebot zu unterlassen sind, orientiert sich nicht zu- 
letzt am Prinzip der staatlichen Neutralität bzw. Nichtidentifikation.832 ROSTAN 


827 Vgl. ausführlich DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 40 ff.; MÜLLER/GROB, Kommen- 
tar zu Art.55bis aBV, N 56; vgl. auch HETTICH/SCHELKER, Medien, S.108; MÜLLER/ 
SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 494. 


828 Vgl. ausführlich m.w.H. MASMEJAN, Comm.LRTV, Art.4 LRTV, N66ff.; WEBER, 
Komm. RTVG, Art. 4 RTVG, N39ff. 


829 Vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 47b; vgl. auch DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S. 38. 


830 Vgl. ausführlich aus der deutschen Lehre m.w.H. STOCK, Public-Service-Idee, S. 808 ff. 


831 Vgl. zum IntegrationsauftragZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 24; vgl. auch 
MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 49. 


832 Vgl. m.w.Verw. HUBER, Gutachten, S. 67; vgl. auch DUMERMUTH, Programmaufsicht, 
S. 40f.; MORAND, Liberté de la radio et télévision, S. 196; vgl. im Kontext einer Programm- 
zugangsbeschwerde, wonach konzessionierte Radio- und Fernsehveranstalter in Sen- 
dungen im Vorfeld von Wahlen und Abstimmungen mit Blick auf das Vielfaltsgebot 
«dem Gebot der Chancengleichheit, der Neutralität des Staates, der rechtsgleichen 
Verwirklichung der Wahl- und Abstimmungsfreiheit, dem Diskriminierungsverbot 
und dem Minderheitenschutz Rechnung zu tragen» haben (BGE 136 1167, E. 3.3.2, 
S.147; KIENER/RÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, $21, N32); vgl. für die deutsche 
Lehre auch EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., $11RStV, N65, wonach die institutionelle 
Neutralität durch ausgewogene Pluralisierung «Ausdruck des Treuhandauftrags für 
die Gesellschaft [ist], dem der öffentlich-rechtliche Rundfunk unterliegt». 
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und MORAND leiten das Vielfaltsgebot denn auch aus dem Service-public- 
Prinzip der Gleichheit bzw. aus dem allgemeinen Gleichheitsgebot ab, wonach 
Service-public-Leistungen allen nach gleichen Grundsätzen zur Verfügung 
stehen müssen.333 

Schliesslich weist das Vielfaltsgebot auch einen engen Konnex zum eben- 
fallsin Art. 93 Abs. 2 Satz 3 BV vorgesehenen Sachgerechtigkeitsgebot auf, das 
von Art.4Abs.2RTVG präzisierend für alle redaktionellen Radio- und Fern- 
sehsendungen mit Informationsgehalt vorgeschrieben wird. So bedingt der 
Beitrag zur freien Meinungsbildung nicht nur die Konfrontation mit abwei- 
chenden Meinungen, sondern auch eine sachgerechte Information im Sinne 
der Vermittlung von Fakten zum Schutz vor Manipulation und politischer 
Propaganda.s34 Ähnlich argumentiert für den Rundfunkbereich auch der 
EGMR, wonach der Staat als oberster Garant einer vielfältigen Rundfunkland- 
schaftsowohl den Zugang zu meinungspluralistischer als auch zu objektiver 
und wahrheitsgemässer Information gewährleisten muss.835 Sowohl das Viel- 
falts- als auch das Sachgerechtigkeitsgebot beziehen ihre Legitimation aus 
der Ermöglichungeiner diskursiven Ermittlung von Richtigkeit und Wahrheit 
und widerspiegeln aus demokratischer Perspektive wesentliche öffentliche 
Interessen.836 Das Sachgerechtigkeitsgebot war ursprünglich in der SRG- 
Konzession als Vorgabe der Objektivität vorgesehen.837 Das Prinzip istnach 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung verletzt, wenn sich das Publikum in 
Missachtung der journalistischen Sorgfaltspflichten, insbesondere der Wahr- 
haftigkeit, der Transparenz, der Sorgfalt in der Sachverhaltsermittlung und 


833 Vgl. ROSTAN, Service public, S.22; MORAND, Liberté de la radio et télévision, S.196; 
vgl. hierzu sogleich $21.C. 4. c. aa.; vgl. zum Neutralitäts- bzw. Gleichbehandlungs- 
gebot im Kontext staatlicher Öffentlichkeitsarbeit § 5 IV. B. 


834 Vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 50; vgl. auch DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.38. 


835 Vgl.in BezugaufRadio und Fernsehen etwa EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. 
v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 100 und Ziff. 107; vgl. bereits $21.C.2.a. 


836 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.329; vgl. auch BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 
BV, N 10; HETTICH/SCHELKER, Medien, S.108. 


837 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 933; DUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.276. Die Objektivitätsvorgabe war aus der Verpflichtung der SRG- 
Konzession zur Unparteilichkeit und dem Verbot politischer und religiöser Propag- 
anda hervorgegangen, da eine politische Nähe des Rundfunks aufgrund der techni- 
schen Einschränkungen politisch unerwünscht war und zudem ein Gegengewicht 
zur vornehmlich parteipolitisch gekennzeichneten Presse geschaffen werden sollte 
(vgl. BLUM, Parallelen, S.203; m.w.Verw. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.276; 
DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 352; vgl. zum Verbot politischer und religiöser 
Propaganda BUNDESRAT, Bericht Rundspruchdienst 1953, $.30; vgl. zur ursprünglich 
parteipolitisch strukturierten Presse bereits $1 II. und sogleich $21.C.5.b. 
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der Unvoreingenommenheit gegenüber dem Ergebnis journalistischer Arbeit, 
keine eigene Meinung bilden kann.838 


c. Umsetzung der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht: 
Organisation eines Service-public-Systems 
aa. Begriff des Service public im schweizerischen Recht: 
Grundversorgungund Neutralitätsprinzip 

Der aus dem französischen Recht stammende Begriff des Service public ist 
weniger ein rechtlicher als ein politischer Begriff. Entsprechend findet er sich 
in der BV lediglich in punktueller und unsystematischer Art und Weise unter 
dem Ausdruck Grundversorgung wieder. So sieht etwa die sog. Grundversor- 
gungsklausel gemäss Art. 43a Abs. 4 BV als nicht justiziabler Grundsatz für 
die Zuweisung und Erfüllung staatlicher Aufgaben vor, dass Leistungen der 
Grundversorgungallen Personen in vergleichbarer Weise offenstehen müs- 
sen.839 Nach Ansicht des Bundesrats umfasst der Service public im Bereich 
von Radio und Fernsehen in Anlehnung an die Service-public-Definition im 
Infrastrukturbereich «eine politisch definierte und durch Leistungsaufträge 
gesicherte Grundversorgung mit Medienangeboten, welche für alle Bevölke- 
rungsschichten und Regionen des Landes nach gleichen Grundsätzen in guter 
Qualität und zu angemessenen Preisen zur Verfügung stehen sollen».340 All- 
gemeingültiger definierte der Bundesrat in seiner Botschaft zu einer allgemei- 
nen Verfassungsbestimmung über die Grundversorgung jene als das «poli- 
tisch näher zu definierende Ziel, dass die Bevölkerung zu den Gütern und 
Dienstleistungen des üblichen Bedarfs Zugang hat. Für den Staat hat sie die 


838 Vgl. statt vieler ausführlich BGE 1371340, E.3.1f., S. 344 ff.; MÜLLER/GROB, Kommen- 
tar zu Art. 55bis aBV, N 54; vgl. eingehend zum Sachgerechtigkeitsgebot MASMEJAN, 
Comm. LRTV, Art. 4 LRTV, N28ff.; vgl. zu den genannten journalistischen Sorgfalts- 
pflichten bereits $21.B.3.b. und $21.B.4.b. 


839 Des Weiteren hält Art. 92 Abs. 2 BV fest, dass der Bund für eine ausreichende und 
preiswerte Grundversorgung mit Post- und Fernmeldediensten in allen Landesge- 
genden sorgt (vgl. BIAGGINI, BSKBV, Art. 43a BV, N33; GRIFFEL, Verwaltungsrecht, 
$18, Rz. 383; HETTICH, Infrastrukturverfassung, Rz.18f.; HETTICH/SCHELKER, Medien, 
S.99f.; MARTENET, Service public, S.17 und S. 42; SAXER/BRUNNER, Service public, 
S.25). 


840 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.6; vgl. HETTICH/SCHELKER, Medien, S.100; 
MARTENET, Service public, S. 20 f.; vgl. auch SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Rz. 7.5; 
vgl. die Definition des Service public im Infrastrukturgüter- und Dienstleistungsbe- 
reich in BUNDESRAT, Grundversorgungsbericht, S. 4570 und S. 4576 und die Subsump- 
tion des Leistungsauftrags an Radio und Fernsehen unter den Service-public-Begriff 
in BUNDESRAT, Grundversorgungsbericht, S. 4577 und S. 4590 ff.; krit. SAXER/BRUN- 
NER, Service public, S.25, wonach die Umschreibung des Service public vor allem 
infrastrukturbezogen sei und deshalb nicht wirklich für publizistisch-inhaltliche 
Leistungen passe. 
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Bedeutung eines Handlungsauftrags, sich für dieses Ziel einzusetzen.»841 
Der Begriff des Service public steht somit für eine Grundversorgung mit vor- 
nehmlich wirtschaftlichen Leistungen im Öffentlichen Interesse.842 

Im deutschen Recht findet die Service-public-Idee ihr Pendantam ehes- 
ten im Begriff des sozialstaatlich interpretierten Konzepts der «Daseinsvor- 
sorge», die für alljene Leistungen steht, diein einem liberalen Staat grund- 
sätzlich der Gesellschaft vorbehalten waren und im Zuge der Entstehung des 
Wohlfahrtsstaats diesem zufielen. Demgegenüber begreift das französische 
Recht den Begriff des Service publicinliberalstaatlicher Interpretation grund- 
sätzlich als Gesamtheit der auf das für ihren Zweck Notwendige begrenzten 
Staatsfunktionen.843 

Im französischen Recht werden für den Service public mitunter die Prin- 
zipien der Kontinuität, der Qualität und der Gleichheit statuiert.844 Auch der 
Schweizerische Bundesrat stellt für die Grundversorgung unter anderem 
die Grundsätze der Kontinuität, der Qualität und der Zugänglichkeit bzw. 
der Gleichheit auf.845 Aus dem Gleichheitsgebot fliesst das Neutralitätsprin- 
zip, wonach der Service public ausschliesslich öffentlichen Interessen die- 
nen und keinerlei private Interessen bevorzugen darf. Mit anderen Worten 
verbietet das Neutralitätsprinzip, dass Service-public-Leistungen zur Begüns- 
tigung gewisser privater Interessen gegenüber anderen Interessen angebo- 
ten werden.346 Im Allgemeinen gebietet das insbesondere im Kontext der 


841 BUNDESRAT, Botschaft Grundversorgung, S.3413; vgl. BUNDESRAT, Botschaft «Pro 
Service public», S. 3809 f.; SAXER/BRUNNER, Service public, Fn. 24; vgl. zu den Bestre- 
bungen zur Einführung eines allgemeinen Verfassungsartikels über die Grundver- 
sorgung, derin der einen Variante auch die Medien im Allgemeinen als Grundversor- 
gungsgüter bzw. -dienstleistungen aufzählte, BIAGGINI, BSK BV, Art. 43a BV, N32und 
N 38f.; BUNDESRAT, Botschaft Grundversorgung, S. 3415 und S. 3423f. 


842 TRÜEB, Service public, S.226; vgl. BUNDESRAT, Grundversorgungsbericht, S. 4576; 
vgl. ausführlich MARTENET, Service public, S.9 und S. 12; vgl. auch ROSTAN, Service 
public, S. 15f. 

843 Vgl. BULLINGER, Daseinsvorsorge, S. 599 f.; vgl. ausführlich zum Vergleich des sozial- 
staatlich interpretierten Konzepts der «Daseinsvorsorge» aus dem deutschen Recht 
mit dem Begriffdes Service public aus dem französischen Recht BULLINGER, Daseins- 
vorsorge, S. 597 ff. und S. 599; vgl. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23-37 LRTV, N13. 
Nicht zu vergleichen ist das Service-public-Konzept mit der aus dem deutschen Recht 
stammenden Bezeichnung des «öffentlichen Diensts», da damit die Rechtsstellung 
des Staatsangestellten beschrieben wird (vgl. MARTENET, Service public, S.9. vgl. 
ausführlich ROSTAN, Service public, S. 18ff.; unpräzise daher POLTIER, Comm. LRTV, 
Art. 44—50 LRTV, N9). 


844 Vgl. ausführlich m.w.Verw. ROSTAN, Service public, S. 20 ff.; vgl. auch TRÜEB, Service 
public, S. 226. 


845 BUNDESRAT, Grundversorgungsbericht, S. 4570f. 
846 ROSTAN, Service public, S. 22. 


126 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Religionsfreiheit diskutierte Prinzip der staatlichen Neutralität bzw. Nicht- 
identifikation, dass «der moderne Staat, der und dessen Volkin dieser Bezie- 
hung ja heterogen sind, sich nicht einem bestimmten Gehalt verschreiben 
und aufihn festlegen soll».847 In den Kontext dieses staatlichen Neutralitäts- 
bzw. Gleichheitsprinzips ist auch die erwähnte negative Dimension des im 
Leistungsauftraggemäss Art. 93 Abs. 2 BV enthaltenen Vielfaltsgebots zu set- 
zen, wonach einseitige Tendenzen beider Erfüllung des Leistungsauftrags zu 
unterlassen sind.348 


bb. Marktversagen als Voraussetzung der Organisation von 
Service-public-Systemen? 

Im Grundsatz stellt ein staatliches Service-public-System die Reaktion aufein 
Marktversagen im betreffenden Bereich dar.849 Service-public-Leistungen 
stellen somit wirtschaftlich meritorische Güter dar, die gesamtgesellschaftlich 
erwünscht sind, im freien Markt jedoch prinzipiell nur ungenügend erbracht 
werden.850In diesem Zusammenhang besteht in derrechtswissenschaftlichen 
Lehre ein Streit, inwieweit dasin Art. 5a BV für die Zuweisung und Erfüllung 
staatlicher Aufgaben vorgesehene Subsidiaritätsprinzip auch im Bereich der 
Wirtschaftsverfassungfür das grundsätzliche Verhältnis zwischen Staat und 
Gesellschaft bzw. Privatwirtschaftanwendbar ist.851 Auf der einen Seite istein 
liberalstaatlich orientierter Teil der Lehre der Ansicht, dass das Subsidiaritäts- 
prinzip nicht nur einen Vorrang der Kantone im Rahmen der bundesstaatli- 
chen Ordnung, sondern auch eine grundsätzliche Vorrangregel im Verhältnis 
zwischen Staat und Wirtschaft in der marktwirtschaftlichen Ordnung sta- 
tuiere. Service-public-Leistungen bedürften demnach verfassungsrechtlich 
der Rechtfertigung, dass im entsprechenden Bereich ein Marktversagen vor- 
liegt.852 Auf der anderen Seite vertreten das Bundesgericht, der Bundesrat 


847 HUBER, Gutachten, S.67 m.Verw. auf KRÜGER, Staatslehre, S.178ff.; vgl. ausführlich 
zur religiösen und ethischen Neutralität des Staats ENGI, Neutralität. 


848 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 40f.; HUBER, Gutachten, S.67; MORAND, 
Liberté de radio et television, S.196; ROSTAN, Service public, S. 22; vgl. hierzu bereits 
821.C.4.b.cc.; vgl. zum Neutralitäts- bzw. Gleichbehandlungsgebot im Kontext staat- 
licher Öffentlichkeitsarbeit § 5 IV. B. 

849 MARTENET, Service public, S. 11 f.; vgl. SAXER/BRUNNER, Service public, S.25; vgl. auch 
BUNDESRAT, Botschaft Grundversorgung, S. 4613; HETTICH/SCHELKER, Medien, S.136. 

850 Vgl.m.w.H. MARTENET, Service public, S. 11 f.; SAXER/BRUNNER, Service public, S.25; 
vgl. bezogen auf den Rundfunk DUMERMUTH, Revision RTVG, S.236f.; vgl. ausführ- 
lich zum Begriff der sog. positiven Externalität bzw. des externen Nutzens aus der 
volkswirtschaftlichen Wissenschaft etwa FINGER/TRINKNER, Service public, S. 34 ff. 


851 Vgl. zu diesem Lehrstreit BGE 1381378, E. 8.4, S.394f.; MÜLLER, Privatisierung, S.77; 
vgl. ausführlich MÜLLER, Subsidiaritätsprinzip, Rz. 5ff. 

852 SoetwaHETTICH, Infrastrukturverfassung, Rz. 19; HETTICH/SCHELKER, Medien, S.122; 
JAAG, Privatisierung, S.290 und S.295f.; LIENHARD, Deregulierung, S.138 und S.142f.; 
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undeinanderer Teil der Lehre unter Hinweis auf die Materialien die Meinung, 
dass Service-public-Bereiche zwar tatsächlich vor allem dort bestehen, wo die 
Privatwirtschaft die Bedürfnisse der Bevölkerung nicht abzudecken vermag. 
DasSubsidiaritätsprinzip gemäss Art. 5a BV istjedoch dieser überzeugenden 
Auffassung nach lediglich im Rahmen der bundesstaatlichen Aufgabentei- 
lung als nicht justiziable Leitlinie anwendbar und hat im Bereich der Wirt- 
schaftsverfassung höchstens den Charakter einer wirtschaftspolitischen 
Maxime inne.853 

Zwar schützt der objektiv-rechtliche Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit 
gemäss Art. 94 BV die Wettbewerbswirtschaft und gewährleistet damit grund- 
sätzlich die Staatsfreiheit der Wirtschaftsordnung.$5* Allerdings hat das Bun- 
desgericht im Kontext der Statuierung öffentlicher Aufgaben explizit fest- 
gehalten, dass diese nicht der Wirtschaftsfreiheit untersteht: «Indem die 
Rechtsordnungeine bestimmte Tätigkeit zu einer staatlichen oder öffentli- 
chen Aufgabe macht, bringt sie in der Regel zum Ausdruck, dass in diesem 
Bereich nicht das Markt- und Wettbewerbsprinzip gelten soll, weil aus be- 
stimmten politischen Gründen eine reine Marktsteuerungals unerwünscht 
betrachtet wird.»855 Nimmt der Staat öffentliche Aufgaben selber wahr oder 
unterstützter zu deren Erfüllung Dritte mit öffentlichen Mitteln, werden zwar 
gezwungenermassen private Anbieter inihrer Konkurrenzfähigkeit einge- 
schränkt. Dies stellt jedoch nach Ansicht des Bundesgerichts solange keinen 
Eingriffin dieindividualrechtliche Wirtschaftsfreiheit gemäss Art. 27 BV dar, 


vgl. ausführlich VALLENDER/HETTICH/LEHNE, Wirtschaftsfreiheit, $5, Rz.179ff.; in 
diese Richtung auch HÄNER, Grundrechtsgeltung, S.1149; MÄCHLER, Vertragliches 
Handeln, $2, N37; RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 162; vgl. m.w.Verw. auf diese 
Sichtweise BGE 1381378, E. 8.4, S. 394; differenzierend VOGEL, Staat, S. 28 ff. und S. 118 ff. 
Dieses Verständnis des verfassungsrechtlichen Subsidiaritätsprinzipsliegtauch den 
zuhanden der Verwaltung von der nationalrätlichen Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen im Jahr 2016 verabschiedeten Zusatzfragen zum Service-public- 
Bericht des Bundesrats zugrunde, die mit Hinweis auf das Subsidiaritätsprinzip eine 
detaillierte Analyse verlangten, wo im Medienbereich Marktversagen vorliegt, «das 
staatliches Eingreifen bzw. ein öffentliches Angebot rechtfertigt» (vgl. BAKOM, Zusatz- 
abklärungen Service public, S. 6f.). 

853 Vgl. m.Verw. auf die Lehre BGE 1381378, E.8.4, S.394f.; BUNDESRAT, Botschaft NFA, 
S.2339; KRAEMER/STÖCKLI, Staatswirtschaft, S.36; vgl. ausführlich m.w.Verw. MÜL- 
LER, Subsidiaritätsprinzip, Rz. 5ff.; vgl. auch HÄFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, 
Bundesstaatsrecht, N 1051; MARTENET, Service public, S.12; UHLMANN, Staatshandeln, 
S.186ff. Auch im Zusammenhang mit der Grundversorgungsklausel gemäss Art. 43a 
Abs. 4 BV hält der Bundesrat fest, dass das Subsidiaritätsprinzip bei der Gewährleis- 
tungeiner gleichmässigen Grundversorgunglediglich «eine möglichst autonomiescho- 
nende Variante» im Kontext der bundesstaatlichen Aufgabenteilung verlangt (vgl. 
BUNDESRAT, Botschaft NFA, S.2459; BIAGGINI, BSKBV, Art. 43a BV, N34). 


854 Vgl. BGE 1381378, E. 6.3.1, S.387; vgl. statt vieler UHLMANN, BSKBV, Art.94BV, N11. 


855 Vgl. in Bezug auf kantonal subventionierte Spitäler BGer, Urteil vom 23.9.2004, 
2P.67/2004, E.1.5. 
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«als das private Angebot durch die staatliche Massnahme nicht geradezu ver- 
drängt wird».856 Die Wirtschaftsfreiheit verleihtsomitgrundsätzlich keinen 
subjektiven Anspruch darauf, dass der Staat öffentliche Aufgaben nicht wahr- 
nimmt bzw. unterstützt.857 Etwas anderes gilt bei der Statuierung staatlicher 
Monopole, die in der Regel als Abweichungen vom verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit bzw. als gegen den Wettbewerb gerichtet 
gelten und deshalb gemäss Art. 94 Abs. 4 BV bereits einer gesetzlichen Grund- 
lage in der Verfassung bedürfen.858 

Gleichwohl ist bei der Statuierung öffentlicher Aufgaben stets die Wah- 
rungrechtsstaatlicher Grundsätze zu beachten, die sich mangels Eingriffs in 
die Wirtschaftsfreiheitnicht aus Art. 36 BV, sondern aus Art. 5 BV ergeben.859 
Demnach genügt nach Auffassung des Bundesgerichts zwar eine unpräzis 
formulierte gesetzliche Grundlage, doch muss diese bei der Übertragung 
öffentlicher Aufgaben an einen ausserhalb der Verwaltung stehenden Dritten 
zumindest den Sachbereich der zu erfüllenden Tätigkeit umschreiben (Spe- 
zialitätsprinzip).860 Weiter anerkennt das höchste Gericht unabhängig vom 
Bestehen eines Marktversagens jegliches vom Gesetzgeber konkretisierte 
Interesse als öffentliches Interesse, solange es nicht ausschliesslich Privatinte- 
ressen dient.861 Schliesslich stellt das Bundesgericht eine Verletzung des Ver- 
hältnismässigkeitsprinzips lediglich fest, wenn ohne zwingendes öffentliches 
Interesse ein zentraler Teil der Wirtschaft durch staatliche Wirtschaftstätig- 


856 Vgl.in Bezug aufdie Tätigkeit einer öffentlich-rechtlichen Anstalt im Wettbewerb mit 
Privaten m.H. auf die Lehre BGE 1381378, E.6.2.2., S.386; vgl. in Bezug auf kantonal 
subventionierte Spitäler BGer, Urteil vom 23.9.2004, 2P.67/2004, E.1.5; UHLMANN, 
BSKBV, Art. 94 BV, N 11; krit. mit Hinweis auf die Kategorie des faktischen Grundrechts- 
eingriffs etwa TRÜEB, Service public, S.232f.; einen Grundrechtseingriffbefürworten 
auch ABEGG/FREI, Wettbewerb, S.145ff.; vgl. ausführlich dazu STÖCKLI, Behörden- 
mitglieder, S. 44 ff. 

857 Vgl. in Bezug auf kantonal subventionierte Spitäler BGer, Urteil vom 23.9.2004, 
2P.67/2004, E. 1.5; vgl. auch RHINOW/SCHMID/BIAGGINI/UHLMANN, Öffentliches Wirt- 
schaftsrecht, §18, N 57 f., wonach das unternehmerische Auftreten des Staats lediglich 
die objektive Dimension der Wirtschaftsfreiheit berührt. 


858 Vgl. ausführlich zum Verfassungsvorbehalt gemäss Art. 94 Abs. 4 BV REICH, Wirt- 
schaftsfreiheit, S. 494 ff.; UHLMANN, BSK BV, Art. 94 BV, N21 ff. 


859 BGE1381378,E.8.2f.,S.393; vgl. UHLMANN, BSKBV, Art. 94 BV, N11. 


860 Vgl. BGE1381378, E.7.2, S.392 m.H. auf BGE 124111, E.7.C), S. 22; vgl. ausführlich zum 
Erfordernis der gesetzlichen Grundlage und dem damit zusammenhängenden Spe- 
zialitätsprinzip im Kontext der politischen Steuerung der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben durch Medien § 4 III. B. 1. b. und § 4 III. B. 2. b. 


861 Vgl. m.w.Verw. BGE 1381378, E. 8.2f., S. 393 ff.; krit. HETTICH, Entscheidbesprechung, 
S.1471 und HETTICH/KOLMAR, Wirtschaftsfreiheit, S. 276, wonach das ökonomische 
Konzept des Marktversagens für die Herleitung und Plausibilisierung öffentlicher 
Interessen herbeigezogen werden sollte; krit. auch m.w.Verw. ABEGG/FREI, Wettbe- 
werb, S. 150, wonach es gewichtiger Interessen wie etwa der Abwehr «einer drohenden 
Unterversorgung der Bevölkerung» bedürfe. 
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keit kontrolliert und damit der objektive Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit 
unterlaufen wird.862 Für die Organisation eines Service-public-Systems im 
Rundfunkbereich heisst dies, dass der Gesetzgeber verpflichtet ist, die Ge- 
währleistung der Erfüllung des Leistungsauftrags in Art. 93 Abs. 2 BV mit 
angemessenen Mitteln zu verfolgen.863 Es sind dabei die sich gegenüberste- 
henden Rechtsgüter des Leistungsauftrags und der sich aus Art. 94 BV erge- 
benden grundsätzlich hohen Gewichtung privater Wirtschaftstätigkeit best- 
möglich in Übereinstimmung zu bringen.864 Letztlich bleibt jedoch auch die 
Frage, welches gesetzliche Mittel verhältnismässig ist, ausserhalb des Schutz- 
bereichs von Grundrechten eine Wertungsfrage, die es im politischen und 
nicht im wirtschaftlichen Wettbewerb zu beantworten gilt.865 


cc. Service public i.e.S.: Öffentliche Aufgabe und Vielfaltsgebot 


Aus den vorangehenden Ausführungen geht hervor, dass es sich bei Aufgaben 
der Grundversorgung bzw. des Service public grundsätzlich um öffentliche 
bzw. staatliche Aufgaben handelt.866 Dies impliziert die Grundversorgungs- 
klausel des Art. 43a Abs. 4 BV, die als Grundsatz für die Erfüllung staatlicher 
Aufgaben gilt.867 Der Begriff der staatlichen bzw. der in dieser Arbeit als Syn- 
onym verwendeten öffentlichen Aufgabe umfasst Aufgaben, betreffend wel- 
cheeineverfassungs- oder gesetzesrechtliche Erfüllungspflicht besteht.868 Diese 


862 Vgl.m.w.Verw. BGE1381378, E. 8.7, S. 397 f.; krit. ABEGG/FREI, Wettbewerb, S.150f.und 
HETTICH, Entscheidbesprechung, S. 1471, wonach die Interessen der privatwirtschaft- 
lichen Konkurrenz im Rahmen einer derart verkürzten Verhältnismässigkeitsprüfung 
keinerlei Berücksichtigung finden; vgl. dazu auch KRAEMER/STÖCKLI, Staatswirt- 
schaft, S. 38. 


863 Vgl. m.w.H. MÜLLER, Subsidiaritätsprinzip, Rz.32. 
864 Vgl. MÜLLER, Subsidiaritätsprinzip, Rz. 33. 
865 Vgl. MÜLLER, Subsidiaritätsprinzip, Rz. 35; SCHINDLER, SGK BV, Art. 5 BV, N 50. 


866 Vgl. BGE123I1402, E. 2.a), S. 406, wo der Begriff des Service public im Zusammenhang 
mit dem Leistungsauftrag der SRG mit jenem der öffentlichen Aufgabe gleichgestellt 
wird; vgl. auch RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 155. 


867 Vgl. dazu SCHWEIZER/MÜLLER, SGKBV, Art. 43a BV, N 4. 


868 Vgl. das überzeugende, engere Verständnis der öffentlichen Aufgaben von RÜTSCHE, 
Öffentliche Aufgaben, S. 157 ff.; vgl. auch VOGEL, Staat, S. 30 ff.; vgl. zu den verschiede- 
nen in der Lehre vertretenen und teilweise missverständlichen Begrifflichkeiten 
RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.154f., so zum teilweise weit verstandenen Begriff 
der «öffentlichen Aufgaben» als all jene Aufgaben, die im öffentlichen Interesse lie- 
gen, und der «Staatsaufgaben» als im hier vertretenen Verständnis öffentliche, sprich 
rechtlich vorgeschriebene Aufgaben (vgl. etwa HAFNER, Staatsaufgaben, S.297f.; 
MÜLLER, Privatisierung, S. 66). Der Begriff der «Staatsaufgaben» wird zum Teil auch 
eng definiert als die durch den Staat i.S. der Zentralverwaltung und der öffent- 
lich-rechtlichen bzw. dezentralen Verwaltungseinheiten erfüllten Aufgaben (vgl. 
HÄNER, Grundrechtsgeltung, S.1149f.; UEBERSAX, Privatisierung, S.395; WALDMANN, 
BSKBV, Art. 35BV, N 20). 
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gesetzliche Erfüllungspflicht kann auf zwei Arten in Erscheinung treten: Ent- 
weder verpflichtet der Verfassungs- oder Gesetzgeber eine staatliche Behörde 
(Parlament, Regierung, Zentralverwaltung oder Gerichte) oder einen ausser- 
halb der Zentralverwaltung stehenden Aufgabenträger dazu, die öffentliche 
Aufgabe zu erfüllen (gesetzlicher Leistungsauftrag), oder er sieht bloss die 
Gewährleistung der Aufgabenerfüllung durch staatliche Behörden vor (gesetz- 
licher Sicherstellungs- bzw. Gewährleistungsauftrag).869 Die Verankerung 
einer Aufgabe in Verfassung oder Gesetz weist daraufhin, dass sie im öffent- 
lichen Interesse liegt, wobei jenes nicht als eigenständiges Begriffsmerkmal 
der öffentlichen Aufgabe gilt, sondern wiejedem staatlichen Handeln selbst- 
redend vorausgesetzt ist (vgl. Art. 5 Abs. 2 BV).870 Nicht mit dem Begriff der 
öffentlichen Aufgabe gleichzusetzen ist jener des hoheitlichen Handelns, das 
die Befugnis von Trägern öffentlicher Aufgaben beschreibt, im Rahmen eines 
Subordinationsverhältnisses einseitig und verbindlich öffentliche Pflichten 
und Rechte von Privaten zu verfügen.871 

Im Medienbereich ist der Service public als öffentliche Aufgabe insofern 
untrennbar mit dem Vielfaltsgebot verbunden, als sich die Verhinderungein- 
seitiger Tendenzen wie bereits erläutert nicht zuletzt aus dem Service-public- 
Prinzip der Gleichheitbzw. aus dem damit zusammenhängenden Grundsatz 
der staatlichen Neutralität bzw. Nichtidentifikation ergibt.872 


869 Vgl. m.w.Verw. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.159. 


870 M.w.Verw. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 158; vgl. HAFNER, Öffentliche Interessen, 
S.298f., wonach öffentliche Aufgaben die gesetzgeberische Transformation öffentli- 
cher Interessen in für den Staat normativ wirkende Aufträge darstellen, wobei öffent- 
liche Interessen jedoch aufgrund des weiten Interpretationsspielraums nur bedingt 
als Begrenzung und Lenkung staatlichen Handelns wirken können; vgl. zu Letzterem 
auch UHLMANN, Staatshandeln, S.240f. Vor diesem Hintergrund kann sich das libe- 
ralstaatliche Verständnis des verfassungsrechtlichen Subsidiaritätsprinzips insoweit 
verwirklichen, als das ökonomische Konzept des Marktversagens für die Herleitung 
und das Plausibilisieren öffentlicher Interessen herbeigezogen werden kann (vgl. im 
Zusammenhang mit dem erforderlichen öffentlichen Interesse für wirtschaftliche 
Tätigkeiten des Staats HETTICH, Entscheidbesprechung, S.1471 und HETTICH/KOLMAR, 
Wirtschaftsfreiheit, S. 276; vgl. zum Subsidiaritätsprinzip als Umschreibung des ver- 
fassungsrechtlichen Gebots, eine Tätigkeit mangels öffentlicher Interessen der Privat- 
wirtschaft zu überlassen HAFNER, Öffentliche Interessen, Fn. 91 m.H. aufUHLMANN, 
Staatshandeln, S.239; vgl. hierzu bereits §2 I. C. 4. c. bb. 


871 Vgl. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.155 m.H. auf BGE 114 V 219, E. 3.c), S. 221; vgl. im 
Zusammenhang mit der Unterstellung der damaligen Radio- und Fernsehempfangs- 
gebühr unter die Mehrwertsteuer BGE 14111182, E. 3.4, S.188f.; vgl. ausführlich zum 
hoheitlichen Handeln etwa HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 28 ff. 


872 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 40 f.; m.w.Verw. HUBER, Gutachten, S. 67; 
MORAND, Liberté de la radio et télévision, S. 196; ROSTAN, Service public, S. 22; vgl. 
hierzu bereits §21. C. 4. c. aa.; vgl. zum Neutralitäts- bzw. Gleichbehandlungsgebot im 
Kontext staatlicher Öffentlichkeitsarbeit § 5 IV. B. 
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dd. Erfüllung von Service-public-Leistungen als öffentliche Aufgabe 
(Service public i.e.S.) 


i. Grundsatz der Freiheit bei der Wahl der Organisationsform 


Zur Erfüllung von Service-public-Leistungen als öffentliche Aufgabe (Service 
public i.e.S.) bestehen verschiedene Möglichkeiten. Entweder der Staat er- 
bringt die Service-public-Leistungin eigener Regie oder es wird ein ausserhalb 
der Zentralverwaltungstehender Aufgabenträger in die Pflicht genommen.873 
Daessich bei der Service-public-Leistungi.e.S. um eine öffentliche Aufgabe 
handelt, ist die Erfüllungspflicht als Leistungs- oder als Gewährleistungsauf- 
trag gesetzlich vorgesehen.874 Während sich gesetzliche Gewährleistungs- 
aufträge wie soeben erläutert stets an staatliche Organe wie das Parlament, 
die Gerichte oder die Zentralverwaltungrichten, können gesetzliche Leis- 
tungsaufträge sowohl an die erwähnten staatlichen Behörden als auch an aus- 
serhalb der Zentralverwaltung stehende Aufgabenträger gerichtet sein.875 
Diese verschiedenen Möglichkeiten widerspiegeln den Grundsatz der Freiheit 
beider Wahl der Organisationsform für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 
der auf Bundesebene in Art. 178 Abs. 3 BV verankert ist.876 

Demnach können öffentliche Aufgaben gestützt aufeine formell-gesetz- 
liche Grundlage an Organisationen und Personen des öffentlichen oder des 
privaten Rechts ausserhalb der Bundesverwaltung übertragen werden. Das 
dadurch festgehaltene Legalitätsprinzip dient der demokratischen Legitimie- 
rungder mit einer Aufgabenübertragung bzw. -auslagerung einhergehenden 
«Verselbständigung administrativer Entscheidungszüge», welche mit dem 
Wegfall der bundesrätlichen Leitungsverantwortung (vgl. Art. 178 Abs. 1 BV) 
einhergeht.877 Die BV unterscheidet damit zwischen der Bundeszentralver- 
waltung auf der einen Seite, die der in Art. 178 Abs. 1 BV vorgesehenen Lei- 
tungsgewalt des Bundesrats untersteht, und den ausserhalb der Bundeszent- 
ralverwaltung stehenden Aufgabenträgern auf der anderen Seite (zweigliedri- 
ger Verwaltungsbegriff).878Service-public-Leistungen können als öffentliche 


873 Vgl. mit Beispielen aus der Praxis MARTENET, Service public, S. 34; ROSTAN, Service 
public, S. 268. 


874 Vgl. soeben §2[1. C. 4. c. cc. 

875 Vgl. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 158; vgl. soeben § 21. C. 4. €. CC. 

876 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 89 und ausführlich S. 88 ff.; vgl. auch HÄFELIN/ 
MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 1626 ff. 

877 Vgl. m.w.H. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.721f. und S. 118 f.; vgl. zu den Anforde- 
rungen des Legalitätsprinzips gemäss Art. 178 Abs. 3 BV statt vieler BIAGGINI, SGK BV, 
Art. 178 BV, N32f. 

878 Vgl. die überzeugenden Lehrmeinungen von MÜLLER, BSK BV, Art. 178 BV, N 41; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 118 ff. m.H. auf BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 408 f. und VOGEL, 
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Aufgaben folglich entweder von der Bundeszentralverwaltungselber oder 
mittels einer Aufgabenübertragung von ausserhalb der Bundeszentralverwal- 
tung stehenden Aufgabenträgern erbracht werden. 


ii. Übertragung öffentlicher Aufgaben an ausserhalb 
der Zentralverwaltung stehende Aufgabenträger 

Nach Ansicht des Bundesrats eignen sich für die Übertragung öffentlicher 
Aufgaben an ausserhalb der Bundeszentralverwaltung stehende Aufgaben- 
träger unter anderem sog. Dienstleistungen mit Monopolcharakter, bei wel- 
chen der Wettbewerb aufgrund von Marktversagen eingeschränkt ist, und 
sog. Dienstleistungen am (allenfalls regulierten) Markt.879 Letzteren wird auch 
der Bereich der Grundversorgung zugeordnet, für welche ein gewisser poli- 
tischer Steuerungsbedarfbesteht.880 Wird die Grundversorgung ausserhalb 
der Bundeszentralverwaltung stehenden Aufgabenträgern übertragen, wird 
vom sog. Gewährleistungsstaat gesprochen. Dabeiträgt der Staat für die Erfül- 
lung der übertragenen Aufgaben stets noch die Letztverantwortung (Gewähr- 
leistungsverantwortung).88! Darin unterscheidetsich die Übertragung öffent- 
licher Aufgaben von der Privatisierungi.S. eines Aufgabenverzichts, womit 


Verwaltung, S.159f.; a.M. die h.L., die unter Hinweis auf Art. 2 und Art. 8RVOG sowie 
Art.6ff. RVOV (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. No- 
vember 1998) sowohl die Zentralverwaltung als auch die öffentlich-rechtlichen bzw. 
dezentralen Verwaltungseinheiten zur Bundesverwaltung zählt und damit der bun- 
desrätlichen Leitungsgewalt unterstellt (vgl. etwa BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N9; 
MÜLLER, BSKBV, Art. 178 BV, N9; vgl. zu dieser Leseart auch STÖCKLI, Behördenmit- 
glieder, S.118 und ausführlich S. 120 ff.). Diese Auslegung des Art. 178 Abs. 3 BV über- 
zeugt deshalb nicht, da eine Unterwerfung öffentlich-rechtlicher bzw. dezentraler 
Verwaltungseinheiten unter die Leitungsgewalt des Bundesrats in Widerspruch steht 
zum Gesetzesvorbehalt des Art. 178 Abs. 3 BV, der am Kriterium der «Verselbständi- 
gung administrativer Entscheidungszüge» anknüpft (überzeugend m.w.H. STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S.118f.). 


879 Vgl. ausführlich BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, $.8261ff.; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 114f. 


880 BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S.8264. Die einzelnen vom Bundesrat 
aufgestellten Aufgabentypen lassen sich allerdings nicht scharf voneinander abgren- 
zen und weisen zudem begriffliche Schwächen auf, etwa was den Monopolbegriff 
angeht (vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 116; VOGEL, Verwaltung, S.75; vgl. auch 
BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S.8251). 


881 RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S.74 und S. 81; vgl. ausführlich zum Gewährleistungs- 
staat MÄCHLER, Vertragliches Handeln, $2, N37ff.; vgl. hingegen das engere Ver- 
ständnis der staatlichen Gewährleistungsverantwortung von HÄFELIN/MÜLLER/ 
UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 41ff. und Rz. 1792, die nur die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben durch Private darunter subsumieren und für die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben durch den Staat (Bundeszentralverwaltung und öffentlich-rechtliche bzw. 
dezentrale Verwaltungseinheiten) den Begriff der Erfüllungsverantwortung nut- 
zen; vgl. das weitere Verständnis der staatlichen Gewährleistungsverantwortungvon 
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der Staat seine Verantwortung für die Aufgabenerfüllung integral abgibt und 
die Aufgabe dadurch ihre Eigenschaft als staatliche bzw. Öffentliche Aufgabe 
verliert.882 Um die Erfüllung öffentlicher Aufgaben sicherzustellen, kann 
der Gesetzgeber diezwangsweise Heranziehung von Aufgabenträgern oder 
Anreizinstrumente wie z.B. Subventionen (genauer: Abgeltungen) vorsehen, 
wobeisich im letzteren Fall die Aufgabenträger aus eigener Initiative um die 
Leistungsaufträge bewerben.383 

Die Übertragung öffentlicher Aufgaben an ausserhalb der Zentralverwal- 
tung stehende Aufgabenträger muss gewissen Anforderungen genügen. Auf 
Bundesebene muss die Übertragungnebst der Beachtung des Legalitätsprin- 
zips gemäss Art. 178 Abs. 3 BV im öffentlichen Interesse sowie verhältnismäs- 
sigsein (vgl. Art. 5 Abs. 2 BV). Weiter ist die Beachtung der Grundrechte durch 
den Aufgabenträger (vgl. Art. 35 Abs. 2 BV) sowie diebundesrätliche Aufsicht 
im Sinne von Einwirkungs- und Kontrollrechten (vgl. Art. 187 Abs. 1 lit. a BV) 
zu gewährleisten.884 

Das bundesrätliche Aufsichtsrecht gemäss Art. 187 Abs. 1 lit. a BV hängt eng 
mit der Forderung demokratischer Legitimation bei der Erfüllung öffentli- 
cher Aufgaben zusammen, welche nicht nur hoheitliches Handeln,885 son- 
dern jegliches dem Staat zurechenbare Handeln unabhängig von seiner 


HÄNER, Grundrechtsgeltung, S.1149f. und WALDMANN, BSKBV, Art.35 BV, N20f., 
welche die Erfüllung sowohl öffentlicher als auch lediglich im öffentlichen Interesse 
liegender privater Aufgaben durch Private darunter subsumieren und für die Erfül- 
lung öffentlicher Aufgaben durch den Staat (Bundeszentralverwaltung und öffent- 
lich-rechtliche bzw. dezentrale Verwaltungseinheiten) den Begriff der Erfüllungsver- 
antwortung verwenden (vgl. auch WALDMANN, Konzession, S. 11 und S.15f.); vgl. zum 
Verständnis des Gewährleistungsstaats i.w.S. auch die deutsche Rechtswissenschaft, 
etwa HOFFMANN-RIEM, Gewährleistungsstaat, S. 89 ff.; vgl. m.w.Verw. auch HAFNER, 
Staatsaufgaben, S. 175; HETTICH, Infrastrukturverfassung, Rz. 11f. 


882 Vgl. m.w.Verw. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S.74 und S. 81; vgl. für die unterschiedli- 
chen Definitionen des Begriffs der Privatisierung etwaJAAG, Dezentralisierung, S. 26 ff.; 
UEBERSAX, Privatisierung, S. 398. 


883 Vgl. mit Beispielen RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.159 und S. 161; vgl. zum Begriff 
der Abgeltung sogleich Fn. 892. 


884 Vgl.zuden weiteren rechtlichen Rahmenbedingungen bei der Übertragung öffentli- 
cher Aufgaben BIAGGINI, $ 20 Öffentliche Verwaltung, N 18; BIAGGINI, SGK BV, Art. 178 
BV, N34; HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 1817; vgl. ausführlich 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 66 ff. und S. 206; a.M. HÄNER, Grundrechtsgeltung, 
S.1149 und WALDMANN, BSKBV, Art. 35 BV, N 21, die lediglich im Falle der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben durch die Zentralverwaltung und öffentlich-rechtliche bzw. 
dezentrale Verwaltungseinheiten eine unmittelbare Grundrechtsbindung gemäss 
Art.35 Abs.2 BV bejahen und im Falle der Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch 
Private lediglich eine mittelbare Grundrechtsbindung gemäss Art. 35 Abs. 4 BV an- 
nehmen (vgl. hierzu auch $21. C. 4. d. dd.). 


885 Vgl.zur Abgrenzung des hoheitlichen Handelns von der öffentlichen Aufgabe § 21. C. 
4.C.CC. 
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Erscheinungsform umfasst.886 Der jeweilige Grad der Unabhängigkeit bzw. 
der Autonomie von ausserhalb der Zentralverwaltung stehenden Aufgaben- 
trägern richtet sich nach dem spezialgesetzlichen Aufsichtsinstrumentari- 
um,887 worunter etwa die Entsendung und Abberufung von Behördenver- 
treternin die Organe von Aufgabenträgern, dieGenehmigungvon Statuten 
und Reglementen sowie aktienrechtliche Kontrollinstrumente fallen.888 Die 
bundesrätliche Aufsicht über die Erfüllung öffentlicher Aufgaben unterliegt 
schliesslich der parlamentarischen Oberaufsicht gemäss Art. 169 Abs. 1 BV, die 
sich ebenfalls aus der Spezialgesetzgebung ergibt und der demokratischen 
Kontrolle dient.889 Wieinsbesondere in$9 noch aufzuzeigen sein wird, steht 
auf Bundesebene speziell die zugewährleistende allgemeine Aufsichtsverant- 
wortung des Bundesrats gegenüber den sich ausserhalb der Bundeszentralver- 
waltungbefindenden Service-public-Medien in einem Spannungsverhältnis 
zum Staatsunabhängigkeitsgebot.890 


iii. Leistungsauftrag 

Als Instrument zur Übertragung öffentlicher Aufgaben an ausserhalb der 
Zentralverwaltung stehende Aufgabenträger nimmt der Leistungsauftrag 
eine besondere Stellung ein.891 Darunter wird ein öffentlich-rechtliches 
Rechtsverhältnis zwischen einer staatlichen Behörde - regelmässig die Zen- 
tralverwaltung- und einem ausserhalb der Zentralverwaltung stehenden 
Aufgabenträger verstanden, das zur Erfüllung der übertragenen öffentlichen 
Aufgabe gegen eine allfällige Abgeltung verpflichtet.892 Grundsätzlich weist der 


886 Vgl. TSCHANNEN, Staatsrecht, § 6, N9; VOGEL, Verwaltung, S. 47 f.; vgl. auch SCHWEIZER, 
SGKBV, Art. 35 BV, N35; vgl. eingehend im Kontext öffentlicher Unternehmen STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 187 ff.; vgl. ausführlich § 4 III. A. 


887 Vgl. Art. 8 Abs. 4 RVOG i.V.m. Art. 24 Abs. 3 RVOV; BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N6. 


888 Vgl. m.w.H. BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N6 und N15; vgl. hierzu ausführlich § 4 HI. 
B.2.b. 


889 Vgl. auch Art. 28 ParlG (Bundesgesetz über die Bundesversammlung vom 13. Dezem- 
ber 2002); vgl. m.w.Verw. zur Diskussion über das kongruente bzw. akzessorische 
Verhältnis zwischen bundesrätlicher Aufsicht und parlamentarischer Oberaufsicht 
MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art. 169 BV, N 20; vgl. auch BIAGGINI, Gut- 
achten ENSI, S.60f.; MÜLLER/VOGEL, Oberaufsicht, S. 660; STÖCKLI, Behördenmit- 
glieder, S.230f.; krit. zum akzessorischen Verhältnis m.w.H. UHLMANN, Gutachten 
FINMA, Rz. 23ff.; vgl. hierzu auch § 4 III. B. 2. b. 


890 Vgl. GPKSR, Bericht Bundesaufsicht SRG, S. 1935; vgl. §2 I. C. 4. E. und ausführlich § 9. 


891 RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 72; vgl. ausführlich hierzu §21. C. 4. d. dd., §2 I. C. 4. 
d. ee. und §4 HI. B.1.c. 


892 Vgl. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S.79f. und 82f.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmit- 
glieder, S.259f. Die Subventionsart der Abgeltung wird zur Milderung oder zum Aus- 
gleich von sich aus der Erfüllung öffentlicher Aufgaben ergebenden finanziellen Las- 
ten geleistet (vgl. Art. 3 Abs. 2SuG [Bundesgesetz über Finanzhilfen und Abgeltungen 
vom 5. Oktober 1990)). 
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Leistungsauftrag die Verfügungsform auf, wobei er je nach Spezialgesetz auch 
als verwaltungsrechtlicher Vertrag — benannt etwa als Leistungsvertrag, Leis- 
tungsvereinbarung oder Abgeltungsvertrag -in Erscheinung treten kann.893 
Ebenfalls denkbar sind Mischformen der Verfügung und des verwaltungs- 
rechtlichen Vertrags.894Je nachdem, wie detailliert die gesetzliche Grund- 
lage die zu erfüllende öffentliche Aufgabe umschreibt, kann bereits diese 
den Leistungsauftrag darstellen und es bedarf keines zusätzlichen Anwen- 
dungsaktes in Form einer Verfügung oder eines Vertrags.895 Inhalt eines Leis- 
tungsauftrags ist die Verpflichtung zur Aufgabenerfüllung gemäss den staat- 
lichen Vorgaben betreffend Gegenstand, Umfang und Qualität der Aufgabe 
(Erfüllungspflicht).896 

Anders als das positive Recht dies mitunter suggeriert, sind Leistungs- 
aufträge nicht in jedem Fall mit Konzessionen gleichzusetzen.897 Der Begriff 
der Konzession stellt einen Sammelbegriff dar und steht für die Verleihung 
staatlicher Sonderrechte an Private aufgrund eines staatlichen Monopols 
oder gestützt auf ein staatliches Aufsichts- und Kontrollrecht (sog. Konzessi- 
onshoheit) in der Mischform zwischen Verfügung und verwaltungsrechtli- 
chem Vertrag.898 Zwar kann die Erfüllung öffentlicher Aufgaben durchaus mit 
einer staatlichen Konzessionshoheit oder gar mit der Errichtung eines staat- 
lichen Monopols verbunden sein899 — so etwa bei Grundversorgungsmono- 
polen —,900 doch ist dies keinesfalls immer der Fall. Entsprechend ebenfalls 
nicht zu verwechseln ist der Leistungsauftrag im hier verstandenen Sinne 
mit dem Begriff der «Konzession des öffentlichen Dienstes», der in der Lehre 


893 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 410; vgl. m.w.Verw. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, 
S. 80; vgl. auch m.w.H. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.259f.; vgl. ausführlich zu den 
Leistungsaufträgen als verwaltungsrechtliche Verträge TANQUEREL, Contrats, S. 9 ff. 


894 Vgl. etwa zu den unpräziserweise als «Konzessionen» bezeichneten Veranstalterkon- 
zessionen des RTVG $21.C.4.d.dd. und $21.C.4.d.ee. 


895 Vgl. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 80 m.H. auf Art. 13 ff. PG (Postgesetz vom 17. Dezem- 
ber 2010); zum gesetzlichen Leistungsauftrag bereits §2 I. C. 4. €. cc. 


896 Vgl. mit Beispielen RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 81f. 


897 Vgl. m.w.Verw. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 84; vgl. zum in diesem Sinne unpräzise 
verwendeten Begriff der Veranstalterkonzession im RTVG §21. C. 4. d. dd. und §2 I. 
C. 4. d. ee. 


898 Vgl. WALDMANN, Konzession, S. 3f.; vgl. ausführlich zum in der Lehre teilweise unein- 
heitlich verwendeten Begriff der Konzession SUTTER-SOMM, Monopol, S. 16 ff.; WALD- 
MANN, Konzession, S. 2 ff.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 26 ff. 

899 Vgl. SUTTER-SOMM, Monopol, S. 9und S. 15; WALDMANN, Konzession, S. 4; vgl. RÜTSCHE, 
Leistungsaufträge, S. 83 f., der den Begriff der Konzession allerdings nur für die Ver- 
leihung von Sonderrechten zur Ausübung privatwirtschaftlicher Tätigkeiten bzw. 
nichtöffentlicher Aufgaben einschränkt. 

900 Vgl. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 83; vgl. zu deren Zulässigkeit m.w.Verw. WALD- 
MANN, Konzession, S.20f. 
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bisweilen für Konzessionen mit einer Leistungs- bzw. Betriebspflicht verwen- 
det wird.901 Die Erteilung von Leistungsaufträgen hängt auch nicht zwin- 
gend mit der Übertragung hoheitlicher Befugnisse zusammen, wofür es einer 
separaten ausdrücklichen Rechtsgrundlage bedarf.902 


ee. Service public i.w.S.: Private Aufgaben im öffentlichen Interesse 
und Tendenzfreiheit 

Fraglich ist, ob das Erbringen von Service-public-Leistungen in jedem Fall 
auf die Erfüllung einer Öffentlichen Aufgabe im soeben erläuterten Sinn 
gründen muss oder ob auch eine Grundversorgung im Rahmen der Erfül- 
lung privater Aufgaben im Öffentlichen Interesse denkbar ist. In diese Rich- 
tung geht die Botschaft zu einer allgemeinen Verfassungsbestimmung über 
die Grundversorgung, wonach auch das Erbringen von Leistungen auf pri- 
vate Initiative hin - so explizit etwa durch Medien - von der Idee der Grund- 
versorgung erfasst wird.903 Darunter fallen Tätigkeiten, die nicht aus einer 
gesetzlichen Erfüllungspflicht, sondern aus eigener Initiative resultieren, für 
deren Erbringung aber ein öffentliches Interesse besteht, weshalb der Staat 
diese Tätigkeiten mittels Anreizinstrumenten wie etwa Subventionen (ge- 
nauer: Finanzhilfen) unterstützen kann.904 Wird von einem weiten Verständ- 
nis der Grundversorgungbzw. des Service public ausgegangen, können folg- 
lich auch Medienorganisationen unter den Service-public-Begriffsubsumiert 
werden, die zwar keine öffentlichen, aber im öffentlichen Interesse stehende 
private Aufgaben erfüllen und daher mittels Anreizinstrumenten wie z.B. 


901 Vgl. GRIFFEL, Verwaltungsrecht, $18, Rz. 382ff.; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Ver- 
waltungsrecht, $45, RZ. 20; WALDMANN, Konzession, S.10f. und S. 15f.; krit. HÄFELIN/ 
MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 2719.; RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S.84; 
RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, $.159; vgl. ausführlich zum Begriff der «Konzession 
des öffentlichen Dienstes» WALDMANN/RÜNG, Konzession, S. 806 ff. 


902 Vgl. im Zusammenhang mit der Konzession des Öffentlichen Dienstes WALDMANN, 
Konzession, S.14. 


903 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Grundversorgung, S. 3414f. 


904 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Grundversorgung, S. 3415; vgl. m.w.H. zur Unterscheidung 
von öffentlichen Aufgaben und privaten Aufgaben im öffentlichen Interesse RÜTSCHE, 
Öffentliche Aufgaben, S.159; vgl. ausführlich zum im Zusammenhang mit der Imple- 
mentierung des New Public Management (NPM) verwendeten Sechs-Kreise-Modell 
m.w.Verw. MEYER, Public Private Partnership, S. 295 ff., wonach die ersten fünf Kreise 
die öffentliche Aufgaben wahrnehmenden Organisationsformen umfassen, während 
Private, die eine im öffentlichen Interesse liegende Tätigkeit ausüben, in den sechsten 
Kreis fallen. Im Unterschied zur Subventionsart der Abgeltung dient die Subventions- 
artder Finanzhilfe der Förderung oder Erhaltung der Erfüllungeiner vom Empfänger 
frei gewählten Aufgabe (vgl. Art. 3 Abs. 1SuG); vgl. ausführlich zum Unterschied zwi- 
schen Abgeltungen und Finanzhilfen BUNDI, Subventionen, S. 6 ff.; vgl. auch HETTICH/ 
SCHELKER, Medien, Fn. 544; vgl. zur Subventionsart der Abgeltung bereits Fn. 892. 
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Finanzhilfen unterstützt werden können. So kann der Staat seiner Vielfalts- 
gewährleistungspflicht auch dadurch nachkommen, dass er die im öffentli- 
chen Interesse stehende private Tätigkeit von Medien fördert, die typischer- 
weise nicht dem Vielfaltsgebot, sondern der Tendenzfreiheit unterstehen.905 
Damit wird die inhaltliche Vielfalt im Medienbereich durch das Nebeneinan- 
der einer Vielzahl verschiedener Medienanbieter mitindividuellem Angebot 
gesichert (aussenplurales bzw. Service-public-Modell i.w.S.).906 Als Service- 
public-Anbieter i.w.S. könnten folglich etwa jene tendenzfreien Medienan- 
bieter bezeichnet werden, die im Rahmen der Presseförderung oder der ge- 
planten Unterstützung digitaler Medienangebote durch den Bund finanziell 
unterstützt werden.907 


f- Erfüllungvon Service-public-Leistungen als private Aufgaben 
im öffentlichen Interesse 


Mangels Vorliegens einer öffentlichen Aufgabe können Service-public-Trä- 
ger i.w.S. nicht Adressaten eines Leistungsauftrags im oben beschriebenen 
Sinne sein.908 Jedoch setzt auch die Erfüllung privater Aufgaben im öffent- 
lichen Interesse im Gegenzug zu staatlichen Anreizen wie etwa Finanzhil- 
fen ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis voraus. Dieses kann wie der 
Leistungsauftragsowohl die Verfügungs- als auch die Vertragsform aufwei- 
sen und knüpft im Gegenzug zur Gewährung der staatlichen Anreize an die 
Erfüllung einer im öffentlichen Interesse liegenden privaten Aufgabe an.909 
Handelt es sich bei diesen Anreizen um Finanzhilfen, wird in der Literatur 
mitunter der Oberbegriff der Subventionsverfügung bzw. des Subventions- 
vertrags oder die präzisere Bezeichnung der Finanzhilfeverfügung bzw. des 
Finanzhilfevertrags verwendet.910 Im Lichte der rechtsstaatlichen Grund- 
sätze gemäss Art. 5 BV bedarf es auch für das Ausrichten von Finanzhilfen 
nebst dem öffentlichen Interesse an der Aufgabenerfüllungeiner gesetzlichen 


905 Vgl. etwa die bestehenden Fördermassnahmen im Pressebereich, der historisch durch 
eine Vielzahltendenzfreier, sich in ihrer politischen oder weltanschaulichen Grund- 
haltung konkurrierender Zeitungen gekennzeichnet ist, sogleich $21.C.5.b. 


906 Vgl. zur Vielfaltsdimension des Aussenpluralismus $21.C.2.c.aa. 


907 Vgl. zur Presseförderung sogleich $21.C.5.b.; vgl. zur geplanten Unterstützung digi- 
taler Medienangebote durch den Bund $1X.D. 

908 Vgl. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.159. 

909 Vgl. Art. 16ff. SUG; BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 407 ff.; HAFNER, Staatsaufgaben, 
S.174f.; RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.159; vgl. zum Begriff der Finanzhilfe bereits 
Fn. 904 und ausführlich BUNDI, Subventionen S. 6 ff. 

910 Vgl. etwa BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 410; HAFNER, Staatsaufgaben, S.174; vgl. aus- 
führlich zur Begründung des Subventionsverhältnisses HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, 
Verwaltungsrecht, Rz. 2532 ff. 


138 Erster Teil: Völker- und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Grundlage91 und die Finanzhilfe muss zur Erfüllung der Aufgabe notwendig 
sein.912 Was die Grundrechtsbindung von Finanzhilfeempfängern betrifft, 
besteht mangels Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe keine direkte Grund- 
rechtsbindung gemäss Art. 35 Abs. 2 BV.913 Allerdings kann eine indirekte 
Grundrechtsbindungim Rahmen von Art. 35 Abs. 3 BV etwa durch entspre- 
chende gesetzliche Bestimmungen oder Auflagen im Vertragbzw. in der Ver- 
fügung erreicht werden.914 Schliesslich unterliegt auch die Aufgabenerfüllung 
im Gegenzug zum Erhalt von Finanzhilfen einer staatlichen Überprüfung, 
die sich auf die Kontrolle der Erfüllung der gesetzlichen und im individuell- 
konkreten Rechtsakt festgehaltenen Bedingungen bezieht.915 Wie in §2 I.C. 
4.e. noch aufzuzeigen sein wird, kann auch diese zu gewährleistende staat- 
liche Aufsichtspflicht gegenüber Finanzhilfen empfangenden Medien zum 
Staatsunabhängigkeitsgebot in einem Spannungsverhältnis stehen. 


d. Organisation des Service-public-Systems im Bereich von Radio 
und Fernsehen 
aa. Service-public-Auftraggemäss Art. 93 Abs. 2 BV: Öffentliche Aufgabe in 
der Form eines verfassungsrechtlichen Gewährleistungsauftrags 
Mit dem in Art.93 Abs.2 BV vorgesehenen Leistungsauftrag im Bereich von 
Radio und Fernsehen wird bereits auf verfassungsrechtlicher Stufe wider- 
spiegelt, dass sich die angestrebten Wirkungen in diesem Bereich nicht ohne 
Weiteres durch den freien Wettbewerb realisieren lassen.216 Der verfassungs- 
rechtliche Leistungsauftrag sieht in den Worten des Bundesgerichts «eine 


911 Vgl. zum erforderlichen öffentlichen Interesse im Subventionsbereich Art. 6 lit. a SuG; 
BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 388; vgl. m.w.Verw. BUNDI, Subventionen, S. 11; vgl. zur 
Geltung des Legalitätsprinzips im Subventionsbereich statt vieler etwa BGE 1181a46, 
E. 5.b), S. 61f., BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 407 und ausführlich BUNDI, Subventionen, 
S.94fl. 


912 Vgl. Art. 6 lit. c SUG; BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 389; BUNDI, Subventionen, S.11. 


913 Vgl. in Bezug auf den Verein infoSekta BGE 118 Ia 46, E. 4.d), S. 57; HAFNER, Staatsauf- 
gaben, S. 177; vgl. zur grundsätzlich fehlenden sog. direkten Drittwirkung von Grund- 
rechten zwischen Privaten WALDMANN, BSK BV, Art. 35 BV, N29 und ausführlich EGLI, 
Drittwirkung S. 140 ff. 


914 Vgl. HAFNER Staatsaufgaben, S. 177; vgl. dazu auch STÖCKLI/PIOLINO, Religiöse Privat- 
schulen, S. 51f.; vgl. zur sog. indirekten Drittwirkung von Grundrechten zwischen 
Privaten ausführlich WALDMANN, BSK BV, Art. 35 BV, N 56 ff. 


915 Vgl. Art.25SuG; BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 412; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 147. 


916 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 8; vgl. auch BGE 12211471, E. 4.b), S. 480, 
wonach die freie Meinungsbildung durch Radio und Fernsehen allein miteinemreinen 
Wettbewerbssystem aufgrund der dabei im Vordergrund stehenden privatwirtschaft- 
lichen Interessen nicht gewährleistet würde; vgl. ausführlich zu den Unzulänglich- 
keiten des Marktes im Rundfunkbereich DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 234 ff. 
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Verantwortung des Bundes für die Grundversorgung der Bevölkerung mit 
Beiträgen vor [...], die der Entfaltung des kulturellen Lebens und der politi- 
schen Information und Meinungsbildung dienen».917 Mit Art. 93 Abs.2 BV 
besteht somit ein Service-public-Auftrag,918 der betreffend die umschriebe- 
nen Leistungen im Bereich von Radio und Fernsehen eine verfassungsrecht- 
liche Erfüllungspflicht und damit eine öffentliche Aufgabe statuiert.919 

Dabei richtet sich der in Art. 93 Abs. 2 BV vorgesehene Grundversor- 
gungsauftrag und das darin enthaltene Vielfaltsgebot nichtan die einzelnen 
Rundfunkveranstalter, sondern an den gemäss Art. 93 Abs. 1 BV kompeten- 
ten Bundesgesetzgeber, der ein Radio- und Fernsehsystem sicherzustellen 
hat, dasinsgesamt die erwähnten Zielvorgaben erreicht.920 Die verfassungs- 
rechtliche Erfüllungspflicht sieht somit nicht bereits die Erfüllung der öffent- 
lichen Aufgabe durch die Radio- und Fernsehveranstalter vor, sondern hält 
lediglich die Gewährleistung der Aufgabenerfüllung durch den Bund fest. 
Dementsprechend enthält Art. 93 Abs. 2 BV — obwohl gemeinhin vom verfas- 
sungsrechtlichen «Leistungsauftrag» gesprochen wird -noch keinen eigent- 
lichen Leistungsauftragim oben umschriebenen Sinne, sondernbloss einen 
an den Bundesgesetzgeber gerichteten verfassungsrechtlichen Sicherstellungs- 
bzw. Gewährleistungsauftrag betreffend die Erfüllung des Service-public- 
Auftrags und des darin enthaltenen Pluralismusgebots im Bereich von Radio 
und Fernsehen.921 


bb. Gewährleistung der Erfüllungvon Art. 93 Abs. 2 BV: 
Binnenplurales bzw. Service-public-Modelli.e.S. und aussenplurales 
bzw. Service-public-Modelli.w.S. 
Eine Möglichkeit zur Gewährleistung der von Art. 93 Abs. 2 BV vorgeschriebe- 
nen Leistungen und für die vorliegende Arbeit von besonderem Interesse ist 
die Übertragung der von Art. 93 Abs. 2 BV statuierten öffentlichen Aufgabe an 


917 BGE12311183, E.3.b)aa), S.186; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.695; vgl. 
MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 47. 


918 SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht. Rz.7.5. 
919 Vgl. zur Definition der öffentlichen Aufgabe soeben $21.C.4.c.cc. 


920 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 273; BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernseharti- 
kel 1981, S. 945; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.695; DUMERMUTH, Revi- 
sion RTVG, S.232; HETTICH/SCHELKER, Medien, S.107; MÜLLER/GROB, Kommentar zu 
Art. 55bisaBV, N40f. und N 45 sowie Fn. 61; vgl. bereits §1 VIII. B. 


921 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 233; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 53; MÜLLER/ 
GROB, Kommentar zu Art. 55Þis aBV, N40f.;SAXER, Kommunikationsverfassung, RZ. 29; 
vgl. zum Unterschied zwischen einem Leistungsauftrag und Sicherstellungs- bzw. 
Gewährleistungsaufträgen §2 I. C. 4. c. cc.; vgl. zum verfassungsrechtlichen «Leis- 
tungsauftrag» gemäss Art. 93 Abs. 2 BV bereits §2 I. C. 4. b. bb. 
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einzelne Medienanbieter mit der damit verbundenen Verpflichtung zu inhalt- 
licher Vielfalt (binnenplurales bzw. Service-public-Modelli.e.S.).922 Das Viel- 
faltsgebot istinsofern untrennbar mit der Erfüllung des Service-public-Auf- 
trags als öffentliche Aufgabe verbunden, als sich die Verhinderungeinseitiger 
Tendenzen wie bereits erläutert nicht zuletzt aus dem Service-public-Prinzip 
der Gleichheit bzw. dem Grundsatz der staatlichen Neutralität ergibt.923 

Eine andere Möglichkeit zur Gewährleistung der in Art. 93 Abs. 2 BV vor- 
gesehenen Leistungen besteht im Vorsehen von Anreizinstrumenten wie 
etwa Finanzhilfen, die auf die Sicherung der Erfüllung privater Tätigkeiten 
im Öffentlichen Interesse durch tendenzfreie Medienanbieter zielen. Damit 
wird die inhaltliche Vielfalt im Medienbereich durch das Nebeneinander einer 
Vielzahl verschiedener Medienanbieter mitindividuellem Angebot gesichert 
(aussenplurales oder Service-public-Modell i.w.S.).92* Ebenfalls zum aussen- 
pluralen Modell gehört die Einführung konzentrationsrechtlicher Bestim- 
mungen, die auf das Bestehen verschiedener, miteinander im Wettbewerb 
stehender Veranstalter zielen.925 


cc. RTVG: Duales System ohne Grundversorgungsmonopol 


Im Bereich der elektronischen Medien ermächtigt die in Art. 93 Abs. 1 BV 
vorgesehene umfassende Bundeskompetenz den Staatzumindestimplizit, 
beider Ausgestaltung der Medienordnung vom Grundsatz der Wirtschafts- 
freiheit (Art. 94 BV) abzuweichen.32$ Damit könnte der Bundesgesetzgeber 
zur Gewährleistung der Erfüllung des verfassungsrechtlichen Service-public- 
Auftrags im Bereich von Radio und Fernsehen gestützt auf Art. 93 Abs. 1 BV ein 
Grundversorgungsmonopol einführen, ist dazu aber nicht verpflichtet.927 


922 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 19; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.334f.; 
STOCK, Public-Service-Idee, S.786; vgl. hierzu bereits$21.C.4.c.cc.;vgl.zumService 
publici.e.S. als Binnenpluralismusmodell aufvölkerrechtlicher Ebene §21. C. 2. c. bb. 


923 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 40f.; m.w.Verw. HUBER, Gutachten, S. 67; 
MORAND, Liberté de la radio et television, S.196; ROSTAN, Service public, S.22; vgl. 
hierzu bereits $21.C.4.c.aa. 


924 Vgl. hierzu bereits §2 I. C. 4. c. ee. 


925 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 19; STOCK, Public-Service-Idee, S. 786; vgl. ausführ- 
lich PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 335 ff.; vgl. zu den Vielfaltsdimensio- 
nen des Aussen- und Binnenpluralismus §2 1. C. 2. c. aa. 


926 Vgl. MÜLLER, Subsidiaritätsprinzip, Rz. 26; REICH, Wirtschaftsfreiheit, S. 494; UHL- 
MANN, BSKBV, Art. 94 BV, N24; ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 8; vgl. auch 
HETTICH, Regulierung, S. 358; vgl. noch in Bezug auf die Handels- und Gewerbefrei- 
heit gemäss Art. 31 Abs. 1aBV MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N18 f.; vgl. 
zum Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit bereits §2 1I. C. 4. c. bb. 


927 GRIFFEL, Verwaltungsrecht, S. 226 und S. 237; vgl. im Allgemeinen HETTICH, Infra- 
strukturverfassung, Rz.12. 
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Das aktuell geltende RTVG sieht auf der einen Seite Service-public-Anbieter 
i.e.S vor, die zur Erfüllung des verfassungsrechtlichen Service-public-Auf- 
trags aufnationaler und sprachregionaler Ebene (vgl. zur SRG sogleich $21. 
C.4.d.dd.) sowie auf lokal-regionaler Ebene (vgl. zu den lokal-regionalen 
Service-public-Veranstaltern sogleich §2 I. C. 4. d. ee.) verpflichtet sind, ent- 
sprechend finanziell unterstützt bzw. verbreitungstechnisch privilegiert 
werden und grundsätzlich das Vielfaltsgebot zu beachten haben (vgl. Art. 4 
Abs. 4RTVG).928 Diesen Service-public-Anbietern i.e.S. stehen auf der anderen 
Seite seit der anlässlich der RTVG-Totalrevision im Jahr 2006 erfolgten Markt- 
liberalisierung Veranstalter ohne Leistungsauftrag gegenüber, die lediglich 
einer Meldepflicht unterliegen (vgl. Art. 3 lit. a RTVG) und Tendenzfreiheit ge- 
niessen.?29 Indem das RTVG somit auch meldepflichtige Veranstalter zulässt, 
die nicht zur Erfüllung des verfassungsrechtlichen Service-public-Auftrags 
verpflichtet sind, wird ein sog. duales System ohne Grundversorgungsmonopol 
etabliert.930 Im Rahmen dieses dualen Systems errichtet das RTVG durch 
die grundsätzlich zur inhaltlichen Vielfalt verpflichteten Service-public- 
Anbieter i.e.S ein binnenplurales bzw. Service-public-Modelli.e.S. und durch 
die Sicherung einer Mehrzahl verschiedener, tendenzfreier Anbieter mittels 
konzentrationsrechtlicher Bestimmungen ein aussenplurales Modell.931 
Dabei handelt es sich bei diesem dualen System nicht um ein reines, sondern 
um ein abgeschwächtes duales System, da den Service-public-Anbietern 
i.e.S. nebst den öffentlichen auch kommerzielle Finanzierungsmöglichkeiten 
eröffnet sind.932 


928 Vgl. ausführlich DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 244 ff. und S. 257 ff.; vgl. auch COTTIER, 
Comm. LRTV, Intr. gén., N88 und N90. 


929 Vgl. ausführlich DUMERMUTH, Revision RTVG, S.255ff.; MASMEJAN, Comm. LRTV, 
Art. 3 LRTV, N1ff.; vgl. auch COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N89. 


930 Vgl. zum dualen System und zur Marktliberalisierung durch die RTVG-Totalrevision 
DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 43 ff. und S. 55f.; vgl. auch COTTIER, Comm. LRTV, 
Intr. gén., N 88 ff.; HETTICH/BÜHLER, Konzession, S. 107 f.; WEBER, Kommentar RTVG, 
Art. 3 RTVG, N3ff.; vgl. hierzu bereits §1 X. B. 1.; vgl. zum dualen System gemäss der 
Rechtsprechung des EGMR §21. C. 2. c. ee.; vgl. zum fehlenden Grundversorgungs- 
monopol im Bereich von Radio und Fernsehen WALDMANN, Konzession, Fn. 44; vgl. 
zum Begriff des Grundversorgungsmonopols$21.C.4.c.cc. 


931 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, S.120f.; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 
S.1669; vgl. die konzentrationsrechtlichen Bestimmungen in Art. 44 Abs. 3, Art. 45 
Abs. 3 und Art.74f.RTVG und ausführlich dazu HAGER, Rundfunkvielfalt, S. 80 ff. 

932 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1594f. und S. 1618f.; vgl. m.w.Verw. DUMER- 
MUTH, Revision RTVG, S. 243; vgl. ausführlich WEBER, Kommentar RTVG, Einleitung, 
N35ff.; vgl. bereits $1IX.D. 
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dd. SRG: Trägerin einer öffentlichen Aufgabe 


Auf nationaler und sprachregionaler Ebene erbringt die SRG gemäss Art. 23 
RTVG als nicht gewinnstrebige Anbieterin einen Dienst für die Allgemein- 
heit und wirdin Art. 24 RTVG dazu verpflichtet, den verfassungsrechtlichen 
Leistungsauftragim Bereich von Radio und Fernsehen zu erfüllen (sog. Pro- 
grammauftrag).933 Damit zieht der Bundesgesetzgeber die SRG zwangsweise 
zur Erfüllung der bereits in Art. 93 Abs. 2 BV statuierten öffentlichen Aufgabe 
heran.934 

Auch das Bundesgericht qualifiziert den gesetzlichen Programmauftrag 
der SRG als öffentliche bzw. staatliche Aufgabe, die der SRG als Organisation 
ausserhalb der Bundesverwaltung vom Bund übertragen worden ist.935 Ent- 
sprechend der ihr gesetzlich zugewiesenen öffentlichen Aufgabe hat dieSRG 
gemäss Art.4 Abs. 4 RTVG das Vielfaltsgebot zu beachten.936 

Dass der Programmauftrag der SRG eine öffentliche Aufgabe darstellt, 
scheint in der Lehre auf den ersten Blick umstritten zu sein. So bejahen ge- 
wisse Autoren lediglich das Vorliegen einer «öffentlichen Aufgabe» im Sinne 
einer im Öffentlichen Interesse liegenden privaten Aufgabe, wie sie auch von 
anderen Medien erfüllt werde.937 Dies hängt allerdings bei näherer Betrach- 
tung primär mit dem engen Verständnis des Begriffs der «Staatsaufgabe» zu- 
sammen, wonach eine solchelediglich dann angenommen wird, wenn den 
Staat nicht bloss eine Gewährleis-tungs-, sondern eine Erfüllungsverantwor- 
tungtrifft und er die Aufgabe daher selbst erfüllen muss.938 Diesem Verständ- 
nis nach könne die Programveranstaltungkeine «Staatsaufgabe» sein, da der 
Staat den Programmauftrag aufgrund des Staatsunabhängigkeitsprinzips 


933 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.244; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.23 LRTV, Niff. und Art. 24 LRTV, Niff. 


934 Vgl.RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 158; vgl. zum verfassungsrechtlichen Gewähr- 
leistungsauftrag gemäss Art. 93 Abs. 2 BV $21.C.4.d. 


935 Vgl. statt vieler BGE12311402, E. 2.a), S. 406. 


936 Vgl. ausführlich HAGER, Rundfunkvielfalt, S.123 ff.; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 4 
LRTV, N 66ff.; vgl. zum Zusammenhang des Vielfaltsgebots mit der Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben $21. C. 4.c.cc. 


937 Vgl. etwa DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz.211f.; HÄNER, Grundrechtsgeltung, 
S. 1150; SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, S.83; ROSTAN, Service public, S.19f.; vgl. 
ausführlich GROB, Programmautonomie, S. 30 ff.; SCHNEIDER-MARFELS, Rundfunk- 
gebühr, S. 66 ff. 

938 Vgl. zu dieser engen Definition der Staatsaufgabe bereits Fn. 868; vgl. zur Wahrneh- 
mungvon privaten Aufgaben im öffentlichen Interesse durch die Medien im Allgemei- 
nen$21.B.4.d. 
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gemäss Art. 93 Abs. 3 BV gerade nicht selber erfüllen darf.939 Angenommen 
wird dementsprechend lediglich eine indirekte Grundrechtsbindung der SRG 
gemäss Art. 35 Abs. 3 BV i.V.m. dem RTVG - insbesondere Art. 4 RTVG —, wo- 
nach alle Sendungen die Grundrechte beachten müssen.940 Andere Autoren 
hingegen bejahen das Vorliegen einer öffentlichen Aufgabe im oben umschrie- 
benen Sinne und nehmen entsprechendin diesem Bereich eine direkte Grund- 
rechtsbindung der SRG gemäss Art. 35 Abs. 2 BV an.941 

Entsprechend der vom Bundesgericht und in der vorliegenden Arbeit 
vertretenen Auffassung, dass die SRG eine Öffentliche bzw. staatliche Aufgabe 
im weiter oben umschriebenen Sinn erfüllt, stellt die der SRG gemäss Art.25 
Abs. ıRTVG vom Bundesrat erteilte «Konzession», die den allgemein gehal- 
tenen gesetzlichen Programmauftrag präzisiert,942 einen Leistungsauftrag 
im oben umschriebenen Sinn dar.943 Demzufolge ist der im Gegenzug flies- 
sende Abgabenanteil als Abgeltung zu qualifizieren.9#4 In Anbetracht des 
bereits gesetzlich an sie gerichteten Leistungsauftrags hat die SRG konsequen- 
terweise einen Anspruch auf die Konzessionserteilung (vgl. Art. 25 Abs. 1 RT- 
VG).945 Damit erhält die SRG eine einem Vertragspartner ähnelnde Stellung, 
womit der Leistungsauftragbzw. die «Konzession» eher die Rechtsnatur eines 


939 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 211f.; HÄNER, Grundrechtsgeltung, S.1150; 
ROSTAN, Service public, S.19f.; vgl. ausführlich GROB, Programmautonomie, S. 30 ff.; 
SCHNEIDER-MARFELS, Rundfunkgebühr, S. 66 ff.; vgl. in diese Richtung auch BUNDES- 
RAT, Botschaft RTVG 1987, S. 693; THÜR, Öffentliche Aufgabe, S.142ff. Gemäss diesem 
engen Verständnis der Staatsaufgabe wird eine solche bloss bei der Ausgestaltung der 
Rundfunkordnung durch den Staat bejaht (vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.233; 
SCHNEIDER-MARFLES, Rundfunkgebühr, S. 67). Diese Autoren stützen sich vornehm- 
lich auf die deutsche Lehre, wonach die Rundfunkveranstaltungnicht eine staatliche, 
sondern eine öffentliche Aufgabe darstellt (vgl. ausführlich etwa BUMKE, Landesme- 
dienanstalten, S.57ff. und 91 ff.; GERSDORF, Staatsfreiheit, S.68f.; HOFFMANN-RIEM, 
Staatsaufgabe, S.30 ff.; LEIBHOLZ, Rechtsaufsicht, S. 370 ff.). 


940 Vgl. etwa WALDMANN, BSKBV, Art. 35 BV, N21. 


941 Vgl. HÄSLER, Grundrechte, S. 87; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 134; KLEY, Medien, 
S.192; MARTENET, Droits fondamentaux, S.130; MÜLLER, Landesbericht, S. 251; PE- 
DUZZI, Verbreitungspflicht, S.193; RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.160; SAXER/ 
BRUNNER, Rundfunkrecht, Rz. 7.15; vgl. Näheres zur Grundrechtsbindung der SRG 
84V.C.2.f.ff. 

942 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.244; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.25 LRTV, N1ff.; vgl. eingehend hierzu §8 II. A. 

943 Vgl. zur Definition des Leistungsauftrags $21.C.4.c.dd. iii. 

944 Vgl. im Zusammenhang mit der Unterstellung der damaligen Radio- und Fernseh- 
empfangsgebühr unter die Mehrwertsteuer die Definition des an die SRG fliessenden 
Abgabenanteils als Subvention ohne nähere Qualifikation BGE 14111182, E. 66, S. 197; 
HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 147. 

945 Vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23-37 LRTV, N 68; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25LRTV, 
N3f.; vgl. hierzu ausführlich $8 III. A. 
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verwaltungsrechtlichen Vertrags aufweist.946 Entgegen dem Gesetzeswort- 
laut bzw. der von einem Teil der Lehre vertretenen Ansicht handelt es sich 
dabei jedoch streng genommen nicht um eine «Konzession (des öffentlichen 
Dienstes)»,94” da dem RTVG wie weiter oben beschrieben keine allgemeine 
Konzessionspflicht bzw. kein Grundversorgungsmonopol mehr zugrunde 
liegt.948 Immerhin lässt sich diese Begriffswahl in gewisser Hinsicht damit 
rechtfertigen, dass die SRG-«Konzession» wie auch Konzessionen i.e.S. sowohl 
Verfügungs- als auch Vertragselemente aufweist.949 Des Weiteren sieht das 
RTVG die SRG aufnationaler sowie sprachregionaler Ebene als einzige Service- 
public-Anbieterin vor (vgl. Art. 38 Abs. 1 und Art. 43 Abs. 1 RTVG e contrario), 
womit diese durch den damit zusammenhängenden Erhalt des Grossteils 
des Abgabeertrags tatsächlich über eine wenn auch bloss faktische Monopol- 
stellung im elektronischen Medienmarkt verfügt.950 


ee. Lokal-regionale Veranstalter mit Leistungsauftrag: 
Träger einer öffentlichen Aufgabe 


Auf lokal-regionaler Ebene können Leistungsaufträge an grundsätzlich ge- 
winnorientierte Anbieter erteilt werden, die zur Erfüllung des verfassungs- 
rechtlichen Service-public-Auftrags gemäss Art. 93 Abs. 2 BV beitragen undim 
Gegenzugeinen Anteil des Abgabeertrags bzw. ein Sonderrecht zur drahtlos- 
terrestrischen Verbreitungin der Form einer Funkkonzession erhalten (vgl. 
«Konzession mit Leistungsauftrag und Abgabenanteil» gemäss Art. 38 Abs. 1 
und «Konzession mit Leistungsauftragohne Abgabenanteil» gemäss Art. 43 
Abs. 1 RTVG [sog. Veranstalterkonzessionen]).951 Wie die SRG müssen auch die 


946 Vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23-37 LRTV, N72 und Art.25 LRTV, N4. 


947 Vgl. RÜTSCHE, Öffentliche Aufgabe, S.160; vgl. aus der Lehre jedoch DUMERMUTH, 
Rundfunkrecht, Rz.133; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23-37 LRTV, N72; WALDMANN, 
Konzession, S.10f.; WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S. 44; vgl. zum Begriff der «Kon- 
zession des öffentlichen Dienstes» bereits $21.C.4.c.dd. iii. 


948 Unpräzise WALDMANN, Konzession, Fn. 44; vgl. soeben $21.C.4.d.cc. 


949 Vgl. zur Qualifizierung der Konzession der SRG als Rechtsakt bestehend aus vertrag- 
lichen und verfügungsrechtlichen Teilen WIDMER-SCHLUMPF, Konzession, S.23f. 


950 Vgl. zur dominanten Stellung der SRG im Radio- und Fernsehmarkt etwa COTTIER, 
Comm. LRTV, Intr. gén., N88 und N 92f.; vgl. ausführlich m.w.Verw. HAGER, Rund- 
funkvielfalt, S. 57 ff. und S. 101 f.; vgl. auch NOBEL/DO CANTO, Medienvielfalt, S. 288 ff.; 
vgl. bereits §1 VII. 


951 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1571; COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N90; 
DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 363; POLTIER, Comm. LRTVY, Art. 44—50 LRTV, 
N10; vgl. ausführlich DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 257 ff.; PORTA, Comm. LRTV, 
Art. 38 LRTV, N4 ff. und Art. 43 LRTV, N1ff. Von der grundsätzlich zulässigen Gewin- 
norientierung sind jene Anbieter ausgenommen, die zur Erfüllung des verfassungs- 
rechtlichen Leistungsauftrags in Agglomerationen beitragen (vgl. Art. 38 Abs. 1 lit. b 
RTVG; vgl. dazu ausführlich WEBER, Komm. RTVG, Art. 38 RTVG N 4 ff.). Sowohl die 
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lokal-regionalen Service-public-Anbieter das Vielfaltsgebot beachten, wobei 
eine Ausnahme gemacht werden kann, wenn die inhaltliche Vielfalt im ent- 
sprechenden Versorgungsgebiet durcheine hinreichende Anzahl Programme 
bzw. einen genügenden Aussenpluralismus gewährleistet ist (vgl. Art. 4 Abs. 4 
RTVG).952 Damit nehmen nebst der SRG auch die lokal-regionalen Service-pu- 
blic-AnbieterimRahmenihresLeistungsauftragsöffentlicheAufgaben wahr, 953 
wobei sich deren Leistungspflicht anders als bei der SRG erst aus dem erteil- 
ten Leistungsauftrag ergibt und nur unter der Bedingung gilt, dass sich ein 
Anbieter um den Leistungsauftragbewirbt und diesen erhält.95* Aufgrund des 
Vorliegens einer Öffentlichen Aufgabe sind auch die lokal-regionalen Service- 
public-Anbieter wie die SRG bei der Erfüllung des Leistungsauftrags direkt an 
die Grundrechte gebunden (Art. 35 Abs. 2 BV).955 

Der zuerbringende Beitrag an den verfassungsrechtlichen Service-public- 
Auftrag wird in der vom UVEK erteilten «Konzession mit Leistungsauftrag» 
präzisiert.956 Da auch die lokal-regionalen Veranstalter eine öffentliche Auf- 
gabe erfüllen, handelt es sich bei der «Konzession mit Leistungsauftrag» um 
einen Leistungsauftrag im vorliegend verstandenen Sinn, womit der Gesetz- 
geber mit Anreizinstrumenten wie Subventionen (genauer: Abgeltungen) oder 
der Erteilung von Sonderrechten in Bezug auf die Verbreitungsart die Erfül- 
lung öffentlicher Aufgaben sicherstellt.957 Dementsprechend ist der Abga- 
benanteil der «Konzession mit Leistungsauftragund Abgabenanteil» als Abgel- 
tung zu qualifizieren.958 Schliesslich handelt es sich, wie bereits im Kontext 


«Konzession» mit Abgabenanteil als auch die «Konzession» ohne Abgabenanteil wer- 
den verbunden mit der in Art. 45 Abs. 4 RTVG erwähnten Funkkonzession gemäss 
Art.24 FMG (Fernmeldegesetz vom 30. April 1997), die ein Sonderrecht zur draht- 
los-terrestrischen Verbreitung verleiht (vgl. ausführlich RAMSAUER, Verbreitung, 
Rz. 48 ff.); vgl. bereits §1 X. B. 1. 


952 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, S.124f.; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 4 LRTV, N 67; 
vgl. zum Zusammenhang des Vielfaltsgebots mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
$21.C.4.c.cc. 

953 A.M. MARTENET, Droits fondamentaux, S.129, wonach die lokal-regionalen Veranstal- 
ter anders als die SRG keine öffentlichen Aufgaben wahrnehmen. 

954 Vgl.im Allgemeinen RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 159; vgl. ausführlich 88 III. B. 

955 Vgl. Näheres zur Grundrechtsbindung der lokal-regionalen Service-public-Anbieter 
SaV.C.2.f.ff. 

956 Vgl. Art. 41 Abs. 1, Art. 43 Abs. 2 und Art. 45 Abs. 1 RTVG; COTTIER, Comm. LRTV, 
Intr. gén., N90; vgl. hierzu ausführlich § 8 II. B. 

957 Vgl.$21.C.4.c.dd.iii. 

958 Vgl. zur Qualifizierung des Abgabenanteils der lokal-regionalen Service-public-Anbie- 
ter als Subvention ohne nähere Qualifikation BGE 14111182, S.197, E. 66; BUNDESRAT, 
Botschaft RTVG 2002, S.1708; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 147; POLTIER, Subven- 
tions, Rz.83, Fn. 199; PORTA, Comm. LRTV, Art. 40 LRTV, N3; WEBER, Komm. RTVG, 
Art. 40 RTVG, N 12; vgl. bereits betreffend die SRG §21. C. 4. d. dd. 
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der SRG-«Konzession» dargelegt, bei der «Konzession mit Leistungsauftrag» 
entgegen dem Wortlaut des Gesetzes sowie der teilweise in der Lehre vertre- 
tenen Ansicht streng genommen nicht um «Konzessionen (des öffentlichen 
Dienstes)».959 


f Veranstalter ohne Leistungsauftrag: Service public i.w.S.? 

Auch Veranstalter ohne Leistungsauftrag unterliegen in ihrer Programmge- 
staltung gemäss Art. 4 Abs. 1 Satz 1 RTVG einer indirekten Grundrechtsbin- 
dung und müssen im Rahmen redaktioneller Sendungen mit Informations- 
gehalt das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs.2RTVG beachten. 960 
Betreffend die aus dem Kulturauftraggemäss Art. 93 Abs. 2 Satz1BV fliessende 
Grundrechtsbeachtungspflicht und die Beachtung des Sachgerechtigkeits- 
gebots gemäss Art. 93 Abs. 2Satz 3 BV tragen somit auch diese Veranstalter zur 
Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrags bei und nehmen in 
dieser Hinsicht zumindest gewisse Service-public-Funktionen wahr. Da es sich 
bei diesen gesetzlichen Verhaltenspflichten indes lediglich um Modalitäten 
einer selbst gewählten Tätigkeit handelt, macht deren Beachtung aus der pri- 
vaten Tätigkeit noch keine öffentliche Aufgabe.961 Gleichwohl können auch 
diese Veranstalter je nach Angebot Aufgaben im öffentlichen Interesse wahr- 
nehmen, die mittels Anreizinstrumenten wie z.B. Finanzhilfen unterstützt 
werden und entsprechend gemäss einem weiten Verständnis der Grundver- 
sorgungebenfalls unter den Service-public-Begriffi.w.S. subsumiert werden 
können.962 


e. Fazit: Organisationsproblem der Errichtung eines Service-public- 
Systems unter Beachtung des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Ähnlich der Rechtsprechung des EGMR weist das Staatsunabhängigkeits- 
prinzip in seiner objektiv-rechtlichen Dimension auch nach schweizerischem 


959 Vgl. jedoch aus der Lehre etwa DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 133; GRIFFEL, Ver- 
waltungsrecht, $18, Rz. 382; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 44-50 LRTV, N 10; TSCHAN- 
NEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, $45, Rz.20; WALDMANN, Konzession, 
Fn. 51; WEBER, Komm. RTVG, Art. 44 RTVG, N6; vgl. soeben im Kontext der SRG $21. 
C.4.d.dd. 

960 Vgl. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 4 LRTV, N6; WEBER, Komm. RTVG, Art. 4 RTVG, 
N3; vgl. zum Sachgerechtigkeitsgebot ausführlich $21.C.4.b. cc. 


961 Vgl. betreffend die Abgrenzung öffentlicher Aufgaben zur Beachtung öffentlich-recht- 
licher Verhaltensvorschriften bei der Ausübung privater Tätigkeiten RÜTSCHE, Öffent- 
liche Aufgaben, S.157. 


962 Vgl. zur von den Medien wahrgenommenen Aufgabe im öffentlichen Interesse $21. 
B. 4. d.; vgl. zur weiten Definition des Service public § 21. C. 4. c. ee. 
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Verfassungsverständnis ein enges Verhältnis zum Vielfaltsgebot auf.963 So 
diente die in Art. 93 Abs. 3 BV explizit vorgesehene Unabhängigkeit von Radio 
und Fernsehen historisch gesehen in erster Linie der Gewährleistunginhalt- 
licher Vielfalt innerhalb des damaligen faktischen Monopols der SRG.964 All- 
gemein formuliert kann die nach Art. 93 Abs. 2 BV vom Bund zu gewährleisten- 
de inhaltliche Vielfalt im Rundfunkbereich sowohl durch staatliche als auch 
durch private Dominanz gefährdet werden.965 Beide Gebote stellen somit 
objektiv-rechtliche Gestaltungsprinzipien bzw. Direktiven für die grund- 
rechtsfreundliche Ausgestaltung der Medienordnung durch den Gesetzgeber 
dar, der als Garanteiner vielfältigen Medienlandschaft zugleich deren staats- 
unabhängige Organisation zu gewährleisten hat.966 Angesprochen ist die Aus- 
gestaltung von Organisationsvorschriften zur Grundrechtsverwirklichung, 
der sog. Grundrechtsschutz durch Organisationsnormen.96 Unter diesem 
besonders in der deutschen Lehre behandelten Topos wird die Umsetzung 
grundrechtlicher Schutzzwecke durch Determinanten für den Erlass grund- 
rechtsgemässer Organisationsnormen verstanden, in deren Rahmen die 
Grundrechtspositionen der Einzelnen mitgesichert werden sollen.968 Als Mus- 
terbeispiele des Grundrechtsschutzes durch Organisationsnormen werden 
das Rundfunk- oder das Hochschulrecht genannt.969 So erfolgt die Organisa- 
tion eines Service-public-Systems im Rundfunkbereich von der prinzipiellen 
Zielsetzung her nicht im Interesse der subjektiv-rechtlichen Rundfunkfreiheit 
der Veranstalter selbst, sondern dient der auf die Sicherung der Meinungs- 
und Informationsfreiheit des Publikums gerichteten objektiv-rechtlichen 


963 Vgl. zur diesbezüglichen Praxis des EGMR §21. C. 2. d. 


964 Vgl. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 30; vgl. ausführlich zur historischen 
Entwicklung der staatlichen Regelung und des Staatsunabhängigkeitsgebots im Be- 
reich von Radio und Fernsehen $1. 


965 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 491ff., welche die Staatsfreiheit 
und Autonomie des Veranstalterssowie den Schutz vor privater Dominanz als Unter- 
kapitel des Kapitels über die Gewährleistung der Meinungsvielfalt an Radio und Fern- 
sehen abhandeln. 


966 Vgl. für den Rundfunkbereich MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 41 f. 


967 Vgl. besonders die deutsche Literatur, etwa ALEXY, Grundrechte, S.428ff. und 
S.446f.; BETHGE, Grundrechtsverwirklichung, S. 1ff.; HOFFMANN-RIEM, Rundfunk- 
freiheit, S.15 ff.; vgl. aus der schweizerischen Lehre in Bezug auf das Medienrecht im 
Allgemeinen MÜLLER, Verwirklichung der Grundrechte, S. 89. 


968 Vgl. ALEXY, Grundrechte, S. 446; vgl. in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk aus der österreichischen Lehre HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S.335f. 
und ausführlich 346 ff. 

969 Vgl. in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk aus der deutschen Lehre 
ALEXY, Grundrechte, S. 447; vgl. aus der österreichischen Lehre HOLOUBEK, Gewähr- 
leistungspflichten, S.335f. 
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Dimension der Rundfunkfreiheit in der Form des Vielfaltsgebots.970 Zur Siche- 
rung dieser Meinungs- und Informationsfreiheit trifft den Staat die grund- 
rechtlich fundierte Pflicht, den Rundfunk so zu organisieren, dass sowohl 
dessen Pluralismus als auch dessen Staatsunabhängigkeit gesichert sind.971 

Angelehnt an die deutsche Lehre wird auch in der schweizerischen Lehre 
für die Organisation des Rundfunkbereichs insoweit ein Organisationspro- 
blem angenommen, als der Staat gemäss Art. 93 Abs. 2 BV ein Optimum an Viel- 
falt im Bereich von Radio und Fernsehen gewährleisten muss, ohne dadurch 
die gemäss Art. 93 Abs. 3 BV gleichzeitig zu beachtende Staatsunabhängigkeit 
des Rundfunks zu gefährden 972 — gewisse Autoren sprechen dabei von einer 
«Quadratur des Kreises».973 Damit befindet sich der Staat in der schwierigen 
Doppelrolle des organisatorischen Verteidigers inhaltlicher Vielfalt - etwa 
durch die Organisation eines Service-public-Systems - und des potenziellen 
Gefährders der Staatsunabhängigkeit der von vielfaltssichernden Massnah- 
men betroffenen Veranstalter.974 Diese ambivalente Stellung des Staats er- 
kannte auch der Bundesrat, wonach «[d]ie Unabhängigkeit jener Stellen oder 
Organisationen, die im Besitz einer Programmkonzession sind, [...] ein recht- 
liches, organisatorisches und strukturelles Problem [ist]. [...] Im Sinne einer 
institutionellen Garantie für das Fortbestehen dieser Unabhängigkeit wird 
man daraufbedacht sein müssen, dass eine an und für sich rechtlich vorge- 
schriebene Unabhängigkeit nicht dadurch wieder illusorisch wird, dass bei 
Bestellung der massgebenden Organe des Programmträgers die öffentliche 
Hand ein Übermass an Einwirkungsmöglichkeiten erhält. Dazu sind beson- 
dere strukturelle Anordnungen notwendig.»975 Ähnlich hielt auch das deut- 
sche Bundesverfassungsgericht fest: «So unverzichtbar der Staat [...] als Garant 
einer umfassend zu verstehenden Rundfunkfreiheit ist, so sehr sind seine 
Repräsentanten doch selber in Gefahr, die Rundfunkfreiheit ihren Interessen 
unterzuordnen. Der Staat besitzt solche Mittel, weil er es ist, der im Interesse 
des Normziels von Art. 5 Abs. 1 GG den Rundfunk organisiert, konzessioniert, 


970 Vgl. m.w.H. HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S. 347. 

971 Vgl. ALEXY, Grundrechte, S.450f.; vgl. auch HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, 
S.348f. 

972 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.263f.; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und 
Fernsehen, S. 486; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.143; vgl. aus 
der deutschen Lehre etwa STARCK, Organisationsproblem, S. 5 ff. 

973 Soetwam.w.Verw. DUMERMUTH, Revision RTVG, S.244; ZELLER/DUMERMUTH, SKBV, 
Art.93BV, N34. 

974 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S.486; vgl. auch ROSTAN, 
Comm. LRTV, Art. 23-37 LRTV, N60ff. 

975 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1285f.; vgl. GROB, Programmauto- 
nomie, S.263. 
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mit Übertragungskapazitäten versieht, beaufsichtigt und zum Teil auch 
finanziert. Die damit zwangsläufig eröffneten Einflussmöglichkeiten auf die 
publizistische Tätigkeit sollen indessen so weit wie möglich ausgeschaltet 
werden.»976 

Das sich dadurch stellende Organisationsproblem ist gemäss dem Grund- 
satzder praktischen Konkordanz dahingehend zu lösen, dass sowohl das Viel- 
falts- als auch das Staatsunabhängigkeitsgebot zwecks Sicherung der Mei- 
nungsfreiheit und -vielfalt optimal realisiert werden.977 

Im Rahmen der Organisation eines Service-public-Systemsi.e.S. akzentu- 
iertsich dasgeschilderte Organisationsproblem insoweit, als Service-public- 
Anbieter i.e.S. eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen.978 Damit erhält der 
Staat bereits im Rahmen der Statuierung und Konkretisierung der öffentlichen 
Aufgabe mittels Leistungsaufträgen sowie der Bestimmung der im Gegenzug 
geleisteten staatlichen Privilegien, wie insbesondere finanzieller Mittel, ein 
erhebliches Beeinflussungspotenzial.979 Aufgrund des Vorliegens einer öffent- 
lichen Aufgabe behält der Staat zudem die Letztverantwortung für deren 
Erfüllung (Gewährleistungsverantwortung), womit auf Bundesebene dem 
Bundesrat Aufsichtsrechte im Sinne von Einwirkungs- und Kontrollrechten 
gewährleistet werden müssen (vgl. Art. 187 Abs. 1 lit. a BV).980 Solche spezial- 
gesetzlich eingeräumten Aufsichtsrechte vermögen dem Staat weitgehende 
Einflussmöglichkeiten auf Service-public-Anbieter einzuräumen, die mit 
deren Staatsunabhängigkeit in ein Spannungsverhältnis treten.981 

Staatliche Einflussmöglichkeiten sind auch in Bezug auf Anbieter eines 
Service publici.w.S. denkbar, die mittels Anreizinstrumenten wie z.B. Finanz- 
hilfen unterstützt werden und entsprechend ebenfalls in ein öffentlich-recht- 
liches Rechtsverhältnis eintreten.982 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass, wie eingangs schon erwähnt, nicht 
bereits die Organisation eines Service-public-Systems mittels der Normierung 


976 BVerfGE90, 60 (88f.); vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 63a. 

977 Vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N35 und N 41; ZELLER/DUMERMUTH, 
BSKBV, Art. 93 BV, N 20; vgl. aus der deutschen Lehre SCHEEL, Rundfunkgebühr, 197; 
vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 47 f.; vgl. im Allgemeinen zum aus der 
deutschen Rechtswissenschaft stammenden Grundsatz der praktischen Konkordanz 
im Kontext der Lösung von Grundrechtskonflikten ausführlich HESSE, Grundzüge, 
Rz. 317 ff.; vgl. auch ALEXY, Grundrechte, S. 77 f£. 

978 Vgl. zum Begriff des Service public i.e.S. §2 I. C. 4. €. cc. 

979 Vgl. GROB, Programmautonomie, S. 271; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, 
N 63b; vgl. für das deutsche Rundfunkrecht die soeben zitierte Passage in BVerfGE 90, 
60 (88f.). 

980 Vgl.$21.C.4.c.cc. 

981 Vgl. GPK SR, Bericht Bundesaufsicht SRG, S.1935. 


982 Vgl. zum Begriff des Service public i.w.S. §2 I. C. 4. c. ee. 
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von öffentlichen Aufgaben oder staatlicher Anreizinstrumente für Medien 
als solche gegen das Staatsunabhängigkeitsgebot verstösst, sondern dass das 
Prinzip erst aufgrund der Art und Weise der staatlichen Ausgestaltung der 
Medienordnung verletzt werden kann.983 Entsprechend der geschilderten 
Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts ist das Staatsun- 
abhängigkeitsgebot als Direktive des Gesetzgebers für die Organisation eines 
Service-public-Systems nicht im Sinne einer absoluten «Staatsfreiheit», son- 
dern einer im Lichte der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht gemäss 
Art. 17 Abs. 1und Art. 93Ab.2BVzurelativierenden «Staatsferne» aufzufassen.984 


5. Umsetzung der staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht im 
Medienbereich vor dem Hintergrund des digitalen Wandels 

a. Erinnerung: Staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht im gesamten 
Medienbereich 


Wie bereits geschildert, wird im Rahmen von Art. 10 EMRK zwar besonders 
betreffend den Rundfunk, aber anknüpfend an die Praxis zur Pressefrei- 
heit auch für die Presse von einer staatlichen Pflicht zur Pluralismusgewähr- 
leistung ausgegangen.985 Gemäss der Rechtsprechung des EGMR für den 
Rundfunkbereich steht es den Mitgliedstaaten im Lichte von Art. 10 EMRK 
grundsätzlich frei, ihrer Vielfaltsgewährleistungspflicht durch ein Organisati- 
onsmodell des reinen Wettbewerbs oder durch die Organisation eines Binnen- 
pluralismus- bzw. eines Service-public-Systemsi.e.S. nachzukommen, soweit 
die Vielfalt innerhalb der Medienlandschaft gewährleistet ist; eine aus Art. 10 
EMRK fliessende Pflicht zur Einsetzung eines solchen Service-public-Systems 
dürfte spätestens im Extremfall eines faktischen Monopols einer einzigen 
Medienorganisation bejaht werden.986 

Auch nach schweizerischem Verfassungsrecht ist der Staatgemäss Art. 17 
i.V.m. Art. 35 Abs. 1 BV zu einer grundrechtskonformen Gesetzgebung ver- 
pflichtet, in deren Rahmen die Wahrnehmung der Meinungsbildungs- und 
Kontrollfunktion durch die Medien effektiv gewährleistet ist und durch Ent- 
wicklungen im grundrechtlichen Realbereich nicht unterwandert wird. Hier- 
für istes unabdingbar, dass die Medien möglichst vielfältige Meinungen und 
Themen in die Öffentlichkeit tragen, womit der Staat die inhaltliche Vielfalt 


983 Vgl. in Bezug auf den Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Unabhängigkeit, S. 57; vgl. bereits 
821.C.2.a. 


984 Vgl. zur diesbezüglichen Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts 
821.C.2.E. 


985 Vgl.$21.C.2.a. 
986 Vgl.$21.C.2.c.bb. 
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in der Medienordnung sicherzustellen hat.98” Während diese staatliche Viel- 
faltsgewährleistungspflicht im Bereich von Radio und Fernsehen in Art. 93 
Abs. 2 Satz 3 BV ausdrücklich festgehalten ist,988 findet sich für den Presse- 
bereich keine vergleichbare Bestimmung.989 Der Grund hierfür ist darin zu 
sehen, dass der Bereich des Rundfunks im Gegensatz zu jenem der Presse 
lange Zeit durch die faktische Monopolstellung der SRG gekennzeichnet war, 
weshalb die gesetzliche Organisation eines binnenpluralen bzw. eines Ser- 
vice-public-Systems i.e.S. vor dem Hintergrund der freien Meinungsbildung 
als verfassungsrechtlich geboten erachtet wurde.990 

Im Folgenden ist darzulegen, wie der Staat seiner Vielfaltsgewährleis- 
tungspflicht im Rundfunk- und Pressebereich bis anhin nachgekommen ist 
($21.C.5.b.), welche Auswirkungen der digitale Wandel auf die unterschied- 
lichen Konkurrenzsituationen in beiden Medienbereichen hat ($21.C.5.c.) 
und welche Konsequenzen sich für das Ergreifen staatlicher Massnahmen 
im Bereich der Vielfaltssicherung ergeben ($21.C.5.d.). 


b. Bisherige staatliche Vielfaltsgewährleistung im Rundfunk- 
und Pressebereich 
aa. Rundfunkbereich 


Im Unterschied zum traditionell durch viele verschiedene Anbieterinnen 
und Anbieter gekennzeichneten Pressebereich war der Bereich von Radio und 
Fernsehen lange Zeit geprägt von einer Knappheit an Grundrechtsvorausset- 
zungen sowohl in technischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht (sog. rund- 
funkrechtliche Sondersituation).991 So bestanden zum einen aufgrund der 
Frequenzknappheit nur begrenzt verfügbare Verbreitungswege99 und zum 
anderen war der Finanzbedarf besonders für die Veranstaltung von Fernse- 
hen im Informationsbereich um ein Vielfaches höher als für die Presse.993 In 


987 Vgl.$21.C.4.b. 
988 Vgl.$21.C.4.b.cc. 
989 Vgl. HAGER, Rundfunkvielfalt, Rz. 8f. 


990 Vgl. zur unterschiedlichen grundrechtlichen Behandlung dieser beiden Medienbe- 
reiche ausführlich PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.119ff. und S. 334 f; vgl. 
auch MORAND, Liberté de l’information, S.71ff.; vgl. hierzu bereits §1 II. 


991 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 934; vgl. zur Sondersitu- 
ation des Rundfunks das deutsche Bundesverfassungsgericht in BVerfGE 12, 205 (261); 
vgl. aus der deutschen Lehre etwa DEGENHART, Rundfunkfreiheit, Rz. 8; vgl. zur histo- 
rischen Entwicklung der staatlichen Regelung im Bereich von Radio und Fernsehen §1. 


992 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.706f. und S. 719f.; DUMERMUTH, Rundfunk- 
regulierung, S. 376; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.122f. 

993 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 719; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfrei- 
heit, S.124. 
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Anbetracht dieser Umstände wurde für den Rundfunkbereichbis zur RTVG- 
Revision im Jahr 2006 ein Marktversagen angenommen, weshalb bis zu die- 
sem Zeitpunkt ein staatliches Grundversorgungsmonopol Bestand hatte.994 
Dieses staatliche Monopol war anfangs ausschliesslich durch die SRG als 
konzessionierte nationale Anbieterin und später durch weitere konzessio- 
nierte Anbieter auf lokal-regionaler Ebene gekennzeichnet.995 Aufgrund 
dieser mangelnden Konkurrenzsituation wurde dem Rundfunk eine beson- 
dere Beeinflussungs- und Suggestivkraft zugeschrieben, die zudem aus der 
Wirkung des bewegten Bildes und der fehlenden Möglichkeit des selektiven 
Informationsabrufs beim traditionell zeitlich angesetzten Rundfunkpro- 
gramm abgeleitet wurde.996 

Um einen Missbrauch dieser Wirkungskraft durch einzelne wenige Rund- 
funkanbieter zu verhindern und eine für die freie Meinungsbildung genü- 
gende Vielfalt zu sichern, statuierte der Staat im Rundfunkbereich seit jeher 
eine von Service-public-Anbietern zu erfüllende öffentliche Aufgabe in Beach- 
tung des Vielfaltsgebots.997 Staatliche Massnahmen zur Vielfaltssicherungim 
Rundfunkbereich wurden vom EGMR auch nach dem Wegfall der Frequenz- 
not als rechtfertigungsfähige Eingriffe in Art. 10 EMRK qualifiziert.998 Vor 
dem Hintergrund der genannten Eigengesetzlichkeiten des Rundfunks war 
die objektiv-rechtliche Dimension der Medienfreiheit in diesem Bereich stets 
gekennzeichnet durch das Ergreifen vielfaltsgewährleistender staatlicher 
Massnahmen.999 


bb. Pressebereich 

Demgegenüber war der Bereich der Presse lange Zeit durch einen Wettbewerb 
nebeneinanderstehender Veranstalter mit individuellem Angebot charakteri- 
siert, womit der externe Pluralismus als ausreichender Garant inhaltlicher 


994 Vgl.$1X.B.1. 


995 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 718 ff.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfrei- 
heit, S.120£.; vgl. $1 VII. 


996 Vgl. noch zur Zeit der faktischen Monopolsituation der SRG in Bezug auf das Fernsehen 
BGE 981a73, E.3.c), S.81f.; vgl. auch HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 101f.; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S.126; vgl. zu dieser Argumentation des EGMR und 
des deutschen Bundesverfassungsgerichts $21.C.2.a. 


997 Vgl. noch zur Zeit der faktischen Monopolsituation der SRG in Bezug auf das Fernse- 
hen BGE 981a73,E.3.c), S. 82; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehar- 
tikel 1981, S.934; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S.376; HETTICH/SCHELKER, 
Medien, S.101f.; MORAND, Liberté de l'information, S. 72; PEDUZZI, Meinungs- und 
Medienfreiheit, S. 335; vgl. §1 II.; vgl. zum Binnenpluralismus- bzw. zum Service-public- 
Modell im eigentlichen Sinne$21.C.4.d. 


998 Vgl.$21.C.2.b.bb. 
999 Vgl.$21.C.2.b.aa.; vgl. auch HAGER, Rundfunkvielfalt, Rz.8. 
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Vielfalt in diesem Bereich erachtet wurde.1000 So widerspiegelten die im 
19. Jahrhundert als Parteiblätter ausgestalteten Zeitungen insgesamt die 
unterschiedlichen politischen Ansichten im Land und trugen dadurch zum 
öffentlichen Diskurs bei. 1001 Mit dem Aufkommen kommerzieller Überlegun- 
gen im 20. Jahrhundert sollte zwecks Steigerung der Werbeeinnahmen ein 
grösseres Publikum angesprochen werden, womit sich die Partei- zu einer 
sog. Forumspresse mit einem gewissen Binnenpluralismus innerhalb der ein- 
zelnen Zeitungen entwickelte.1002 Allerdings enthalten die journalistischen 
Sorgfaltspflichten, die im Pressebereich zudem anders als im Rundfunkbe- 
reich mit dem Sachgerechtigkeitsgebot keine rechtliche Normierung erfah- 
ren haben, 1003 gerade keine Pflicht zur ausgewogenen Berichterstattungim 
Sinne des rundfunkrechtlichen Vielfaltsgebots.1004 

Diese sog. Tendenzfreiheit der Presse bildet als presserechtliches Gegen- 
stück des rundfunkrechtlichen Vielfaltsgebots einen wichtigen Bestandteil 
der Pressefreiheit und sichert den Aussenpluralismus im Pressebereich, der 
durch eine Vielzahl tendenzfreier, sich in ihrer politischen oder weltanschau- 
lichen Grundhaltung konkurrierender Zeitungen gekennzeichnet ist.1005 Vor 
diesem Hintergrund umfasste die objektiv-rechtliche Dimension der Medien- 
freiheitim Bereich der Presse bisher anders alsim Rundfunkbereich nicht das 
Ergreifen staatlicher pluralismussichernder Massnahmen in der Form der 
Statuierungöffentlicher Aufgaben mit vielfaltsbezogenen Leistungsaufträgen 
oder konzentrationsrechtlicher Bestimmungen. 1006 Dementsprechend hat 


1000 Vgl. BGE 981a73, E.3.c), S.82; BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, 
S.934; vgl. auch DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 352; PEDUZZI, Meinungs-und 
Medienfreiheit, S. 334f.; vgl. zum Aussenpluralismusmodell $21.C.4.d. 


1001 Vgl. BLUM, Parallelen, S.203; DUMERMUTH, Rundfunkregulierung, S. 352. 


1002 Vgl. BLUM, Parallelen, S. 203; SCHAUB, Finanzierung, S.147f.; vgl. auch DUMERMUTH, 
Rundfunkregulierung, S.356; NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 47f. 


1003 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.335; vgl. auch BARRELET/WERLY, 
Droit de la Communication, Rz.147ff.; SAXER/BRUNNER, Service public, S. 40; vgl. 
zum rundfunkrechtlichen Sachgerechtigkeitsgebot, womit die journalistischen 
Sorgfaltspflichten für redaktionelle Sendungen mit Informationsgehalt eine gewisse 
rechtliche Normierung erfahren haben, $21.C.4.b.cc. 


1004 Vgl. SAXER/BRUNNER, Service public, S.40; vgl. zur Praxis des Presserats m.w.Verw. 
SCHAUB, Finanzierung, Fn. 801; vgl. zum rundfunkrechtlichen Vielfaltsgebot $21.C. 
4,b.c&, 


1005 Vgl. zur Tendenzfreiheit der Presse im deutschen Verfassungsrecht etwa BVerfGE 52, 
283 (296); vgl. m.w.Verw. PASCHKE, Medienrecht, Rz. 214; vgl. aus dem schweizeri- 
schen Verfassungsrecht etwa DUBEY, Droits fondamentaux II, Rz. 2160; vgl. zum 
Zusammenhang zwischen der Erfüllung privater Aufgaben und der Tendenzfreiheit 
$21.C.4.c.ee. 

1006 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.119f. und S. 334 ff; vgl. auch HAGER, 
Rundfunkvielfalt, Rz. 9; vgl. zur Wettbewerbsaufsicht im Pressebereich gemäss dem 
auf den Schutz des wirtschaftlichen, nicht aber des publizistischen Wettbewerbs 
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dasBundesgerichtbislangerstrechtkeine aus der Pressefreiheit fliessenden 
positiven Leistungspflichten des Staats etwa in Form staatlicher Unterstüt- 
zungsleistungen anerkannt. 1007 Bereits mehrere Male sind Anläufe zur Ein- 
führung von Verfassungsbestimmungen gescheitert, die dem Bund entspre- 
chend Art. 93 Abs. 1 BV eine Kompetenz zur Vielfaltsförderungauch im Presse- 
bereich eingeräumt und dadurch eine gattungsübergreifende und einheitliche 
Medienpolitik auf Bundesebene ermöglicht hätten.1008 Gleichwohl sieht der 
Bund in anderen Kompetenzbereichen Massnahmen zur Förderung der Pres- 
sevielfalt vor, doch stellen diese vornehmlich indirekte Fördermassnahmen 
etwain der Form verbilligter Posttarife für die Abonnentenpresse dar.1009 
Damit sollin den Worten des Bundesgerichts dazu beigetragen werden, «eine 
möglichst vielfältige Presse zu erhalten» und dieser «die Erfüllungihrer im 
allgemeinen Interesse liegenden Aufgabe» zu ermöglichen.1010 Der EGMR 


ausgerichteten KG (Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschrän- 
kungen vom 6. Oktober 1995) PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 336 f.; SCHAUB, 
Finanzierung, Fn. 799; vgl. dazu auch NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N122 und 
N 138; vgl. zur völkerrechtlichen Perspektive OSTER, Media Freedom, S.260f. 


1007 Vgl. etwa BGE 80 126, E.6.c), S.42: «Die verfassungsmässigen Freiheitsrechte, und 
damit auch die Pressefreiheit gemäss Art. 55BV, gewährleisten dem Bürger die freie, 
vom Staate nicht behinderte Betätigung in den betreffenden Bereichen des Lebens. 
Hierin erschöpft sich ihr Inhalt. Einen Anspruch auf positive Leistungen des Staats 
verschaffen sie nicht»; vgl. dazu RIKLIN, Presserecht, $3, N19; WEBER-DÜRLER, Finanz- 
hilfe, S.2f.; vgl. auch das deutsche Bundesverfassungsgericht in BVerfGE 80, 124 (133); 
vgl. für die deutsche Lehre statt vieler STARCK/PAULUS, GG-Komm., Art. 5 GG, N 158. 


1008 Vgl.etwaderineiner parlamentarischen Initiative aus dem Jahr 2003 vorgeschlagene 
Artikel93a BV: «Der Bund fördert die Vielfalt und die Unabhängigkeit der Medien. Er 
anerkennt dabei die Bedeutung der Medien für die demokratische Meinungsbildung 
auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene und für den gesellschaftlichen Zusam- 
menhalt» (vgl. ausführlich SPK NR, Bericht Medien und Demokratie, S. 5357 ff.); vgl. 
m.w.H. HAGER, Rundfunkvielfalt, Rz.9; KLEY, Medien, S.217f.; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Medienfreiheit, S. 477; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 3. Kap., N 176 ff.; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 120; vgl. ausführlich RIKLIN, Presserecht, $3, N 62ff. 


1009 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 647; vgl. m.w.H. HAGER, Rund- 
funkvielfalt, RZ. 9; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 476 f.; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 3. Kap., N79; vgl. ausführlich zu den reduzierten Posttarifen und dies- 
bezüglichen Revisionsbestrebungen BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, 
Rz. 647 ff.; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 3. Kap., N79ff.; vgl. zum weiteren Bestandteil 
der indirekten Presseförderungin der Form eines reduzierten Mehrwertsteuersatzes 
BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 1174 f.; vgl. m.w.H. HAGER, Rund- 
funkvielfalt, Rz. 9; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 3. Kap., N83; vgl. zur direkten Presse- 
förderung durch den Bundin der Form von Finanzhilfen an rätoromanische Presse- 
erzeugnisse und Verlage im Rahmen der Sprach- und Kulturförderung m.w.Verw. 
BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 567. 


1010 BGE120 Ib 142, E.3.c)bb) und 4.b)aa), S. 146; vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Com- 
munication, Rz. 622. Auf gesetzlicher Ebene hielt im Bereich der Presse der bis 1997 
geltende Art. 10 Abs. 1 Satz 2 aPVG (Bundesgesetz betreffend den Postverkehr vom 
2.Oktober 1924 [Postverkehrsgesetz] ausdrücklich fest, dass die indirekte Presseför- 
derung dazu beitragen soll, eine möglichst vielfältige Presse zu erhalten (vgl. BGE 120 
Ib 142, E. 4.bb), S.149). 
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hatte bislang soweit ersichtlich noch nicht die Gelegenheit, sich zur Ausge- 
staltung pluralismussichernder staatlicher Massnahmen im Pressebereich 
zu äussern.1011 


c. Strukturelle Medienkrise: Ungünstige Ressourcenlage führt 
zu geringerer Medienvielfalt 


Durch die Digitalisierung unterliegt die gesamte Medienlandschaft einem 
Strukturwandel. So nutzen in der Schweiz insbesondere jüngere Menschen 
das Internet täglich mit Abstand am längsten. Dabei erreichen die im Inter- 
net verfügbaren Angebote über globale Informationsintermediäre wie Such- 
maschinen und soziale Medien (Google, Facebook, YouTube, Instagram oder 
WhatsApp) im Durchschnitt eine viermal so grosse Aufmerksamkeit wie 
Online-Angebote schweizerischer Medien.1012 Entsprechend dieser höheren 
Reichweiten verlagern sich die Werbeeinahmen in der Schweiz zunehmend 
ins Internet und dabei vornehmlich zu Google und Facebook.1013 Medien 
lassen sich somit immer schwieriger über Werbung finanzieren. 1014 Erschwe- 
rend kommt hinzu, dass mit der Selbstverständlichkeit kostenloser Informa- 
tionen in der Netzöffentlichkeit und in reichweitenstarken Gratismedien die 
Zahlungsbereitschaft des Publikums für journalistische Informationen in der 
Schweiz konstant tiefist.1015 Diese ungünstige Ressourcenlage führt zum einen 
zu einer zunehmenden Konzentration bzw. abnehmenden Anzahl der Medi- 
enanbieter.1016 Verschärft wird diese Tendenz durch das Zusammenlegen 


1011 Vgl. GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 21; vgl. §2 I. C. 2.a. 
1012 Vgl. bereits $21.B.4.d. 


1013 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S.11; GRABER, Personalisierung, S.258 und S. 268; vgl. 
auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S. 116; m.w.H. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 21 f. 
So teilen sich Google und andere Intermediäre wie Facebook 40% aller Werbeeinnah- 
men in der Schweiz auf (Medienjahr 2019: 40% aller Werbeerlöse an Google & Co.?, 
marketing.ch, 21.8.2019). 


1014 FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S.11; GRABER, Personalisierung, S.258; vgl. HOLZNAGEL, 
Öffentlichkeit, S.33; vgl. auch EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S. 9; vgl. ausführ- 
lich FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.153 ff. 

1015 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.155f.; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S. 9 f.; vgl. auch BUN- 
DESRAT, Service-public-Bericht, S.2; vgl. zum Trend der Gratismedien ausführlich 
KÜNZLER/KRADOLFER, Medienlandschaft, S. 25 ff.; vgl. auch HOLZNAGEL, Öffentlich- 
keit, S. 33; PAULUS/NÖLSCHER, Konvergenz, S.183. 


1016 So kontrollierten im Jahr 2019 in der Deutschschweiz drei Medienanbieter 82% des 
gesamten Pressemarkts sowie 69% des ganzen Online-Markts, in der französischen 
Schweiz kontrollierten drei Medienanbieter 89% des gesamten Pressemarkts sowie 
84% des ganzen Online-Markts und in der italienischen Schweiz 68% des gesamten 
Pressemarkts und 86% des ganzen Online-Markts (vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S. 162); 
vgl. die Übersicht über die Entwicklung der Medienkonzentration in der Schweiz in 
den letzten 30 Jahren in BÜHLER DENNIS/MOSER CHRISTOF, Chronologie der Schweizer 
Medienkonzentration, Republik, 30.6.2020. 
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von Redaktionen verschiedener Anbieter zu sog. Mantelredaktionen und 
durch die Zusammenführungvon Redaktionen verschiedener Verbreitungs- 
wege eines Anbieters zu sog. konvergenten Newsrooms.1017 Zum anderen sinkt 
mit der abnehmenden Anzahl der Medienanbieter und der Zusammenlegung 
von Redaktionen auch die Anzahlbeschäftigter Journalisten, diezunehmend 
in den wachsenden Bereich der Öffentlichkeitsarbeit bzw. des Lobbyings 
wechseln.1018 Schliesslich trägt die schwierige Finanzlage zur Abhängigkeit 
der Medienanbieter von einzelnen privaten Investoren bei, die politische Inte- 
ressen verfolgen können, was die Gefahr einer wachsenden Politisierung der 
Medien mit sich bringt. Dies zeigt sich etwa im Einstieg des Politikers Chris- 
toph Blochers in den Medienmarkt.1019 

Die skizzierten Veränderungen im grundrechtlichen Realbereich haben 
durch die zunehmende Anbieterkonzentration und Zusammenlegung der 
Redaktionen eine Abnahme der Anbietervielfalt bzw. des Aussenpluralismus 
zur Folge.1020 Zwar hat die Digitalisierung zu einem Zuwachs an Informations- 
anbietern und damit auch an Informationsangeboten geführt, doch handelt 
es sich dabei infolge der beschriebenen Refinanzierungsprobleme der Medien 


1017 Vgl. etwa das Joint Venture CH Media zwischen den Verlagen AZ Medien und NZZ 
Mediengruppe, womit für die Regionaltitel der beiden Verlage ein gemeinsamer Man- 
tel unter anderem für Ausland- und Inlandinformationen geschaffen wurde (vgl. 
HOLLENSTEIN PASCAL, Medienvielfalt unter dem Mantel: Gedanken zum bevorste- 
henden Joint Venture, Aargauer Zeitung, 25.5.2018), das Zusammenlegen der bisher 
separaten Redaktionen von gedrucktem BLICK, SonntagsBlick, Blick am Abend und 
dem Online-Medium Blick.ch zu einer einzigen bimedialen Redaktion bzw. zu einem 
Newsroom im Jahr 2010 (vgl. ESTERMANN EDI, So funktioniert der Newsroom bei BLICK, 
blick.ch, 12.3.2010) und das Zusammenlegen der bisher separaten Fernseh- und Online- 
redaktionen von SRF im Informationsbereich zu einer einzigen bimedialen Redaktion 
bzw. zu einem Newsroom und die geplante Integrierung eines Grossteils der Radio- 
redaktion in diesen Newsroom (vgl. RUOFF ROBERT, Ohne Rücksicht auf Verluste, 
Medienwoche, 14.9.2018); vgl. die weiteren Beispiele in BÜHLER DENNIS / MOSER CHRIS- 
TOF, Chronologie der Schweizer Medienkonzentration, Republik, 30.6.2020). 


1018 Vgl.m.w.Verw. FÖG/UZH, Jahrbuch 2018, S. 6 f.; FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 2; m.w.Verw. 
KÜNZLER/KRADOLFER, Medienlandschaft, S. 39f. 


1019 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2018, S. 4. So übernahm Christoph Blocher 2014 zusammen 
mit anderen Käufern die Basler Zeitung, 2017 den Ostschweizer Zehnder-Verlag mit 
24 Gratiszeitungen und 2018 die Gratiszeitung Tagblatt der Stadt Zürich (vgl. BÜHLER 
DENNIS / MOSER CHRISTOF, Chronologie der Schweizer Medienkonzentration, Repub- 
lik, 30.6.2020; FASSBIND TINA, Blocher übernimmt die älteste Zeitung der Schweiz — 
was nun?, Tages-Anzeiger, 18.4.2018). 

1020 Vgl. ausführlich FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.159ff.; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch, 
2019, S. 12; FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, S. 2; EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S. 9 f.; 
a.M. HETTICH, Medienkonvergenz, S. 32 und SAXER/BRUNNER, Service public, S.33f., 
wonachin den Online-Medien eine hohe quantitative Angebotsvielfalt herrscht; krit. 
betreffend die Annahme einer abnehmenden Anbietervielfalt auch deutsche Autoren 
wie etwa DEGENHART, Medienkonvergenz, S. 1314. 
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weniger um kostenintensive journalistische Angebote, sondern insbesondere 
etwa um interessengebundene Angebote oder sog. Alternativmedien.1021 
Spiegelbildlich hierfür steht die soeben erwähnte Abnahme von Beschäftig- 
ten im professionellen Journalismus bei gleichzeitiger Zunahme von Beschäf- 
tigten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit. Es wäre folglich verfehlt, von der 
Anzahl verschiedener Anbieter bzw. Angebote in der Internetöffentlichkeit 
auf eine inhaltliche Vielfalt journalistischer Angebote zu schliessen. 1022 Die 
Angebotspluralität in der Internetöffentlichkeit ist zudem durch die von Algo- 
rithmen gesteuerte Informationsfilterung gefährdet, die Angebote aufgrund 
vorheriger Klickzahlen sowie personalisierter Kriterien sortiert und dadurch 
die Gefahr in sich trägt, sich von einer vielfältigen und integrierten Darstellung 
der Meinungslandschaft zu entfernen.1023 

Parallel zur Abnahme des Aussenpluralismus erfolgt durch die proble- 
matische Ressourcenlage auch eine Abnahme des inhaltlichen Pluralismus 
innerhalb der verbleibenden Medienanbieter, was durch eine geringere Vielfalt 
der abgedeckten Themenbereiche innerhalb schweizerischer Medien wider- 
spiegelt wird.1024 Erschwerend kommt hinzu, dass der einordnende sowie 
investigative Journalismus durch das Einsparen von Ressourcen für die Tat- 
sachenrecherche und für Expertisen zum Vorteil des Meinungsjournalismus 
im Allgemeinen an Bedeutung verliert, womit eine weitere Gefährdung der 
diskursiven Öffentlichkeit einhergeht. 1025 Diese Gefahr aktualisiert sich ins- 
besondere dann, wenn Medien-Eigentümer mit einer politischen Agenda eine 
bestimmte Meinungsrichtung vorgeben können. 1026 


1021 Vgl. zur sog. «Longtail»-Öffentlichkeit im digitalen Zeitalter FÖG/UZH, Jahrbuch 2017, 
S.3f.; vgl. auch BRINKMANN, Vielfaltsgebot, S.198; vgl. bereits$21.B.4.d. 


1022 Vgl. HOLZNAGEL, Meinungsbildung, S. 209; PAULUS/NÖLSCHER, Konvergenz, S.182f.; 
vgl. auch HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 80f. 


1023 Vgl. ausführlich DÖRR/NATT, Suchmaschinen, S. 835 ff.; vgl. auch HOLZNAGEL, Öffent- 
lichkeit, S.34; MAYRHOFER, Algorithmen, S.78ff.; SAXER/BRUNNER, Service public, 
Fn.109; VALCKE, Media Pluralism, S. 16f.; vgl. ausführlich bereits$21.B.4.d. 

1024 Vgl. FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.163 ff.; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S.13f.; FÖG/UZH, 
Jahrbuch 2018, S. 12. 

1025 Vgl. GRABER, Personalisierung, S. 265; HABERMAS, Europa, S.135; vgl. auch FÖG/UZH, 
Jahrbuch 2018, S.12; vgl. zum Erstarken der Meinungspresse auch PUPPIS et al., 
Medien, S. 365; vgl. zum investigativen Journalismus aus verfassungsrechtlicher Sicht 
EICHHOFF, Journalismus; vgl. zur weiterhin hohen Bedeutungjournalistischer Medi- 
en für die diskursive Öffentlichkeit im Zeitalter der Digitalisierung$21.B.4.d. 


1026 Vgl. PUPPIS etal., Medien, S. 365; vgl. auch FÖG/UZH, Jahrbuch 2018, S. 4. So erscheint 
etwain allen Gratisblättern des von Christoph Blocher im Jahr 2017 übernommenen 
Zehnder-Verlags die wöchentliche Kolumne «Der Verleger hat das Wort» (vgl. VUILLE 
CHRISTOF, Christoph Blocher «muss» jetzt Kolumnen schreiben, nau.ch, 23.8.2018). 
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d. Künftige staatliche Vielfaltsgewährleistung im digitalen Zeitalter? 
aa. EMRK 


In der Lehre ist umstritten, inwieweit sich die Mitgliedstaaten für die Recht- 
fertigung staatlicher Massnahmen ausserhalb des traditionelllinearen Rund- 
funkbereichs auf die Vielfaltssicherung als legitimes Interesse im Sinne von 
Art.10 Ziff. 1 Satz 3 EMRK berufen können. Während die gedruckte Presse 
offenkundig nicht unter die Rundfunkklausel subsumiert werden kann, ist 
die Lage betreffend Online-Medien weniger klar. Während ein Grossteil der 
Lehre Online-Medien vom Anwendungsbereich der Rundfunkklausel ausni- 
mmt, 1027 wird vereinzelt auch die Ansicht vertreten, dass unter den Wortlaut 
des Art. 10 Ziff. 1 Satz 3 EMRK zumindest Online-Medien fallen sollen, die ent- 
sprechend dem traditionellen Rundfunk bewegte Bilder und/oder Ton ein- 
setzen.1028 Angesichts dieser Auslegungsschwierigkeiten wird in der Lehre 
verlangt, dass die Vertragsstaaten in dieser Hinsicht durch Übereinkunft eine 
Klarstellung liefern.1029 

Gemäss DUMERMUTH könnte zur Rechtfertigung vielfaltssichernder 
staatlicher Massnahmen ausserhalb des klassischen Radio- und Fernsehbe- 
reichs die frühere Rechtsprechung des EGMR zur Pluralismusförderung im 
Rundfunkbereich herangezogen werden. 1030 So rechtfertigte der Gerichts- 
hofentsprechende staatliche Vorkehrungen in der Zeit, alser dieRundfunk- 
klausel lediglich zur Rechtfertigung von Eingriffen aufgrund technischer 
Aspekte anwendete,1031 als Massnahmen zum Schutz der Rechte anderer im 
Sinne von Art. 10 Ziff. 2EMRK.1032 Aus dieser weiten, die Vielfaltsgewährleis- 
tungeinschliessenden Auslegung des Schutzes der Rechte anderer schliesst 
DUMERMUTH, dass auch im Bereich der von der Rundfunkklausel nicht erfass- 
ten Medienbereiche vielfaltsfördernde Eingriffsziele herangezogen werden 
können.1033 Allerdings stiess die damals durch den EGMR vorgenommene 


1027 Vgl. etwa GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N10; vgl. auch DUMERMUTH, Radio- 
und Fernsehfreiheit, S. 691; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.129. 


1028 So DETERMANN, Internet, S. 312. 

1029 Vgl. HAMACHER, Rundfunkbegriff, S. 367. 

1030 Vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 691. 
1031 Vgl.$21.C.2.b.bb. 


1032 Vgl. EGMR, Urteilvom 28.3.1990, Groppera Radio AG a.o. v. Switzerland, Nr.10890/84, 
Ziff.69f.; vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.5.1990, Autronic AG v. Switzerland, 
Nr. 12726/87, Rz Ziff 58; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.691; HOLZNAGEL, 
Rundfunkrecht, S. 158; PROBST, Art. 10 EMRK, S.26 und S. 47; VESTING, Rundfunkrecht, 
S.277; vgl. ausführlich ENGEL, Privater Rundfunk, S. 64 ff.; krit. HOFFMANN-RIEM, 
Medienfreiheit, Rz.112. 


1033 Vgl. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.690f. 
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Ausweitung des Schrankenvorbehalts des Schutzes der Rechte anderer auf 
objektiv-rechtliche Gehalte des Art. 10 EMRK auf Kritik in der Lehre, da die 
Schrankenregelung damit einen Grossteil ihrer Berechenbarkeit verliere und 
dem allgemeinen konventionsrechtlichen Interpretationsschema, wonach 
die Schutzbereiche grundsätzlich weit und die Beschränkungsmöglichkeiten 
enginterpretiert werden, entgegenstehe.1034 Seither hat sich indes gezeigt, 
dass der EGMR eine weite Auslegung des Schutzes der Rechte anderer gemäss 
Art.10 Ziff. 2 EMRK generell für zulässig erachtet, indem er etwa den in der 
objektiv-rechtlichen Dimension von Art. 10 Ziff. 1 EMRK gründenden Schutz 
demokratiefördernder Verfassungsprinzipien oder den Schutz der Vielfalt 
und des demokratischen Prozesses wiederholt als legitimes Ziel zum Schutz 
der Rechte anderer akzeptierte.1035 Die Tatsache, dass der EGMR eine staat- 
liche Vielfaltsgewährleistungspflicht anknüpfend an seine Praxis zur Presse- 
freiheit besonders - aber eben nichtnur - im Rundfunkbereich annimmt, 1036 
dürfte dafür sprechen, dass Motive der Vielfaltsgewährleistung unabhängig 
von der betroffenen Mediengattungals legitime Ziele zum Schutz der Rechte 
anderer betrachtet werden. 

Auf der Ebene der Verhältnismässigkeitsprüfung gilt es schliesslich zu 
beachten, dass der Gerichtshof den Mitgliedstaaten im Bereich der gedruck- 
ten Presse bis anhin einen geringeren Beurteilungsspielraum einräumt als 
im Bereich des traditionellen Rundfunks, da er der Presse eine im Vergleich 
zum Rundfunk geringere Suggestivwirkungzumisst.1037 Im Rahmen der Prü- 
fung der Verhältnismässigkeit eines Verbots politischer Fernsehwerbunghat 
der EGMR auch den Online-Medien trotz Anerkennung der wesentlichen Ent- 
wicklung des Internets explizit keine dem Rundfunk vergleichbare Wirkung 


1034 Vgl. etwa ENGEL, Privater Rundfunk, S.78; HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, Rz.112; 
HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S. 160; vgl. ausführlich m.w.Verw. ROIDER, Rundfunk- 
ordnung, S. 182 ff. 


1035 Vgl. EGMR, Urteil vom 22.4.2013, Animal Defenders International v. the United King- 
dom, Nr. 48876/08, Ziff. 78 und Ziff. 99 ff.; EGMR, Urteil vom 11.12.2008, TV Vest ASa.o. 
v. Norway, Nr. 21132/05, Ziff. 44 und Rz. 70f.; EGMR, Urteil vom 28.6.2001, VgT Verein 
gegen Tierfabriken v. Switzerland, Nr. 24699/94, Ziff. 21, Ziff. 61 und Ziff. 72f.; EGMR, 
Zulässigkeitsentscheid vom 8.6.1999, McGuinness v. The United Kingdom, Nr. 39511/98, 
Ziff. 1; OSTER, Media Freedom, S.115f.; vgl. hingegen die Kritik in der abweichenden 
Meinung gewisser Richter, wonach das Erlassen von Sendeverboten im Namen der 
objektiv-rechtlichen Dimension von Art. 10 EMRK und der allgemein gefassten För- 
derung der Demokratie die fundamentale abwehrrechtliche Dimension der Konven- 
tionsgarantien gänzlich in den Hintergrund rücken lasse (vgl. EGMR, Urteil vom 
22.4.2014, Animal Defenders v. United Kingdom, Nr. 48876/08, Joint Dissenting Opin- 
ion of Judges Ziemele, Sajó, Kalaydjieva, Vučinić and De Gaetano, Ziff. 12; vgl. dazu 
SCHABAS, ECHR, S. 454). 

1036 Vgl. bereits$21.C.2.a. 


1037 Vgl. bereits$21.C.2.b.bb. 
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zugestanden.1038 So wiesen Online-Medien nicht dieselbe Synchronizität wie 
Rundfunkmedien auf, deren Wirkung zudem durch «the continuing function 
[...] as familiar sources ofentertainmentintheintimacy ofthe home» verstärkt 
würde.1039 Was die Bedeutung der Online-Medien hinsichtlich der Reichweite 
der Informationsverbreitung und der Schnelligkeit angeht, ist die Ansicht 
des EGMR allerdings zu hinterfragen. 1040 So nutzt zumindest in der Schweiz 
insbesondere die jüngere Generation mediale Angebote zunehmend flexi- 
bel, mobil und zeitversetzt über das Internet.1041 Über alle Altersklassen hin- 
weg haben digitale Kanäle das lineare Radio und Fernsehen als Nachrichten- 
hauptquelle überholt.1042 Das beschriebene Phänomen findet seinen Nieder- 
schlag in der Entwicklung der Werbeeinnahmen in der Schweiz, die sich 
zunehmend ins Internet verlagern.1043 Die den Online-Medien durch das 
EGMR zugestandene geringere Wirkung scheint somit empirisch nicht beleg- 
bar.1044 Demzufolge sprechen vor dem Hintergrund der Konvergenz der Ver- 
breitungswege gute Gründe für den EGMR, bei der Verhältnismässigkeitsprü- 
fung unabhängig von der in Frage stehenden Mediengattung grundsätzlich 
dieselben Massstäbe anzulegen. 


bb. Weitere völkerrechtliche Grundlagen und EU-Recht 


Verschiedene völkerrechtliche Verträge anerkennen explizit die Befugnis der 
Vertragsstaaten, Massnahmen zur Förderung der Medienvielfalt wie etwa die 


1038 Vgl. EGMR, Urteil vom 22.4.2013, Animal Defenders International v. the United King- 
dom, Nr. 48876/08, Ziff. 119; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, § 23, N 55; HARRIS/O’BOYLE/ 
BATES/BUCKLEY, ECHR, S. 628; MAYRHOFER, Algorithmen, S. 82; vgl. aber das sehr 
knappe Abstimmungsresultat (neun gegen acht Stimmen) und die abweichende Mei- 
nung der Richterin Françoise Tulkens, welche die zunehmende, wenn nicht gar grös- 
sere Wirkung von Online- im Vergleich zu Rundfunkmedien betonte (vgl. EGMR, Urteil 
vom 22.4.2013, Animal Defenders International v. the United Kingdom, Nr. 48876/08, 
Dissenting Opinion of Judge Tulkens, Joined by Judges Spielmann and Laffranque, 
Ziff. 11). In der Schweiz wurde die Ansicht des Gerichts betreffend die weiterhin über- 
ragende Bedeutung von Radio und Fernsehen im Internetzeitalter begrüsst (so ZELLER, 
Animal Defenders, S.137; begrüssend auch OSTER, Media Freedom, S. 262). 


1039 Vgl. mit Verweisen aufseine bisherige Rechtsprechung EGMR, Urteil vom 22.4.2013, 
Animal Defenders International v. the United Kingdom, Nr. 48876/08, Ziff. 119; ZELLER, 
Wegweiser, S. 496. 

1040 Vgl. GRABER, Personalisierung, S.258 und S. 266; MAYRHOFER, Algorithmen, S. 82.; a.M. 
ZELLER, Animal Defenders, S.137. 

1041 Vgl. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S. 112; vgl. zum Anstieg zeitversetzter Fern- 
sehnutzungin der Schweiz insbesondere bei den 15- bis 29-Jährigen die Medienmittei- 
lung der Stiftung mediapulse vom 12.1.2017, Zeitversetzte TV-Nutzung steigt weiter an. 

1042 FÖG/UZH, Jahrbuch 2020, S.139; FÖG/UZH, Jahrbuch 2019, S.2; FÖG/UZH, Jahrbuch 
2017, S. 5; vgl. GRABER, Personalisierung, S.266. 

1043 Vgl. bereits$21.C.5.c. 


1044 Vgl. auch HARRIS/O’BOYLE/BATES/BUCKLEY, ECHR, S. 628. 
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Organisation eines Service-public-Systems auch im Bereich der Online-Medien 
zuergreifen. So geht zum einen das UNESCO-Übereinkommenüber den Schutz 
und die Förderungder Vielfalt kultureller Ausdrucksformen, das in Art. 6 Ziff. 1 
lit. h die Befugnis der Vertragsparteien zur Beschliessung pluralismussi- 
chernder Massnahmen im Medienbereich auch durch den öffentlichen Rund- 
funk vorsieht, 1045 vom Grundsatz der Technologieneutralität aus (vgl. Art. 4 
Ziff. 1 Abs. 2 UNESCO-Übereinkommen). Damit wird vom Recht der Vertrags- 
staaten ausgegangen, vielfaltsgewährleistende Massnahmen unabhängigvon 
der eingesetzten Technologie zu ergreifen. 1046 

Zum anderen anerkennen verschiedene Empfehlungen und Erklärungen 
des Europarats den Service-public-Auftrag zur Sicherung des Meinungsplu- 
ralismus1047 nicht nur im Kontext des traditionellen Rundfunks, sondern 
auch im Online-Bereich.1048 Exemplarisch hierfür steht die Empfehlung zum 
Auftrag von Service-public-Medien aus dem Jahr 2007, die erstmals nicht von 
Service-public-«Rundfunk», sondern von Service-public-«Medien» spricht.1049 
Begründet wird dies damit, dass in Anbetracht der wachsenden Konzentra- 
tion kommerzieller Medien aufnationaler und internationaler Ebene sowie 
der steigenden Nutzung sozialer Medien aufKosten traditioneller Medien der 
Service-public-Auftrag an Bedeutung gewinnt und auch von Online-Medien 
erfüllt werden kann.1050 Bereits für Service-public-Rundfunkveranstalter an- 
erkannte der Europarat das Bedürfnis, im Online-Bereich präsent zu sein, um 
den Service-public-Auftrag adäquat erfüllen zu können. 1051 Vor dem Hinter- 
grund der Konvergenz des traditionellen Rundfunks und der Print-Medien in 
neue Formen von Online-Medien aus Bildern, Ton und Text verlangt der Euro- 
parat im Zusammenhang mit der Revision des EÜGF, 1052 dass das Prinzip des 


1045 Vgl.$21.C.3.a.cc. 
1046 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UNESCO-Übereinkommen, 8.7316. 
1047 Vgl.$21.C.3.b.bb. 


1048 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum Auftrag von Service-public- 
Medien, Ziff. i. und Ziff. iii. 

1049 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum Auftrag von Service-public- 
Medien; vgl. auch MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlungüber den Medien- 
pluralismus, Ziff. 1.3. 


1050 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zum Auftrag von Service-public- 
Medien, Präambel]; vgl. auch MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Beschluss über die 
Rolle der Medien im digitalen Zeitalter, Ziff. 9. 


1051 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Erklärung über die Unabhängigkeit des 
Service-public-Rundfunks, App., Ziff. VII; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Emp- 
fehlung über die Förderung des digitalen Rundfunks, Ziff.e; PARLAMENTARISCHE 
VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über den Service-public-Rundfunk, 
Ziff. 12, Ziff. 13, Ziff. 17.7.a und Ziff. 17.7.b.; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Beschluss 
über den Medienpluralismus, Ziff. 12. 


1052 Vgl.$21.C.3.b.aa. 
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Service-public-Rundfunks im sich wandelnden Medienumfeld erhalten und 
auf weitere Mediendienste auch im Online-Bereich ausgeweitet wird.1053 

Schliesslich wird auch im EU-Recht der Ermöglichung der Nutzung neuer 
Technologien durch den Service-public-Rundfunk gemäss der Entschlies- 
sung des EU-Rats über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine besondere 
Bedeutung für die Sicherung des Medienpluralismus beigemessen. 1054 Zudem 
bejahte die EU-Kommission für die deutschen öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten die DiversifizierungundEntwicklung von deren Tätigkeiten im 
digitalen Zeitalter.1055 


cc. Schweizerisches Verfassungsrecht 
i. Aktualisierte Vielfaltsgewährleistungspflicht im gesamten Medienbereich: 
Mediengattungsübergreifende, direkte Fördermassnahmen als Service 
publici.e.S. oder i.w.S. 
Der geschilderte Strukturwandel in der schweizerischen Medienlandschaft 
zeigt auf, dass nicht mehr nur die traditionell kostenintensivere Mediengat- 
tungen Radio und Fernsehen, sondern der gesamte Medienbereich von einer 
zunehmenden Knappheit an Grundrechtsvoraussetzungen in Form mangeln- 
der Ressourcen geprägt ist.1056 Damit nähern sich die Produktionsverhält- 
nisse und die damit verbundene Wettbewerbssituation im Bereich der Presse 
und der Online-Medien insoweit jenen des Rundfunks an, 1057 als die Meinungs- 
vielfalt durch diezunehmende Anbieterkonzentration je länger, jeweniger durch 
eine Vielfalt miteinander im Wettbewerb stehender Medienanbieter verwirklicht 
wird.1058 Je schwächer jedoch der Aussenpluralismus ausgeprägt ist, desto 
stärker wirkt sich eine einseitige Berichterstattung durch einzelne Medien- 
anbieter zulasten der inhaltlichen Vielfalt im Medienbereich aus.1059 Diese 
Tendenz wird dadurch verstärkt, dass auch der Binnenpluralismus innerhalb 


1053 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über die 
Regulierung audiovisueller Mediendienste, Ziff. 13.3. 


1054 Vgl. EU-RAT, Entschliessung öffentlich-rechtlicher Rundfunk, Rz.3 und Rz. 5f.; vgl. 
zur Vielfaltsgewährleistungim EU-Recht $21.C.3.c. 


1055 Vgl. EU-KOMMISSION, Rundfunkmitteilung 2001, Ziff. 34. 

1056 Vgl.$21.C.5.c. 

1057 Vgl. zu den historisch unterschiedlichen Wettbewerbssituationen in den Bereichen 
Rundfunk und Presse $21.C.5.b. 

1058 Vgl.$21.C.5.c. 

1059 Vgl. in Bezugaufden Rundfunkbereich aus der österreichischen Lehre GRABENWAR- 
TER, Medienvielfalt, S.38, vgl. zum Verhältnis der externen zur inhaltlichen Vielfalt 
$21.C.2.c.aa. 


$2 Verfassungsdogmatische Einordnung des Staatsunabhängigkeitsgebots 163 


der einzelnen Medienanbieter etwa durch das erhöhte Risiko der Politisierung 
finanziell geschwächter Medien gefährdet ist.1060 

Kann die externe Anbietervielfalt nicht mehr als Garant inhaltlicher Viel- 
falt betrachtet werden, kommen die aus Art. 171.V.m. Art. 35 Abs. 1 BV fliessen- 
den Anforderungen an die staatliche Gewährleistung der Medienvielfalt zum 
Tragen.1061 Es kann folglich mit guten Gründen festgehalten werden, dassim 
Zeitalter des digitalen Wandels die Gefahr eines Marktversagens in Bezug auf 
vielfältige Medieninformationen auch ausserhalb des Rundfunkbereichs 
zugenommen hat.1062 Entsprechend dieser Veränderungen im grundrecht- 
lichen Realbereich dürfte sich die staatliche Verantwortung zur Ergreifung 
mediengattungsübergreifender vielfaltssichernder Massnahmen auch in den 
Bereichen der gedruckten Presse und der Online-Medien aktualisieren.1063 
Von einem Systemdenken der Medien als Verbund und nicht als getrennte 
Gattungen zeugt auf Bundesebene auch Art. 93 Abs. 4 BV,1064 der einen Kom- 
promiss zur parallel verworfenen verfassungsrechtlichen Bestimmung über 
eine Presseförderung darstellt1065 und zu einer gesamtheitlichen Medien- 
politik auffordert.1066 In Anbetracht des Ressourcenmangels der Medienan- 
bieter stehen als staatliche pluralismussichernde Massnahmen weniger kon- 
zentrationsrechtliche, sondern insbesondere finanzielle Föordermassnahmen 
im Zentrum.1067 Dabei werden ausschliesslich indirekte finanzielle Förder- 
massnahmen in Form verbilligter Posttarife aufgrund des sich verlagernden 


1060 Vgl.$21.C.5.c. 


1061 Vgl. im Kontext des Rundfunkbereichs aus der österreichischen Lehre GRABENWAR- 
TER, Medienvielfalt, S.38. 


1062 Vgl. EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S.15, wonach aus einem ökonomischem 
Blickwinkel «zumindest von einem teilweisen Marktversagen» auszugehen ist; SAXER/ 
BRUNNER, Service public, S.34f.; vgl. bereits im Jahr 2008 HABERMAS, Europa, S. 137: 
«Der [PressemjJarkt hat einst die Bühne gebildet, auf der sich subversive Gedanken 
von staatlicher Unterdrückung emanzipieren konnten. Aber der Markt kann diese 
Funktion nur so lange erfüllen, wie die ökonomischen Gesetzmässigkeiten nicht in die 
Poren der kulturellen und politischen Inhalte selbst eindringen, die über den Markt 
verbreitet werden. [...] Argwöhnische Beobachtungistgeboten, weil sich keine Demo- 
kratie ein Marktversagen auf diesem [Presses]ektor leisten kann.». 


1063 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 476; vgl. aus der deutschen Lehre 
etwaDÖRR, Medienstaatsvertrag, S.13 und aus der österreichischen Lehre etwa GRA- 
BENWARTER, Medienvielfalt, S.38. 

1064 SAXER, Steinbruch Medien-Gesamtkonzeption, S.8; ähnlich SCHNEIDER, SRG-Mono- 
pol, S.101; vgl. bereits §1 VI. 

1065 MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 65f.; vgl. HETTICH/SCHELKER, Medien, 
S.47; vgl. §1 VI. 

1066 ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 42. 

1067 Vgl. EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S. 16; vgl. aus der Medienwissenschaft m.w. 
Verw. PUPPIS et al., Medien, S. 359. 
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Medienkonsums ins Internet als nicht mehr hinreichend erachtet.1068 Viel- 
mehr ist die aktuelle verfassungsrechtliche und medienwissenschaftliche 
Diskussion in der Schweiz im Wesentlichen von der Einführung direkter, me- 
diengattungsunabhängiger Fördermassnahmen geprägt.1069 Dabei können 
diese entweder die Form der Erteilung von Service-public- bzw. Leistungs- 
aufträgen mit der grundsätzlichen Pflicht zur Beachtung des Vielfaltsgebots 
(binnenplurales bzw. Service-public-Modelli.e.S.) oder die Form blosser Finanz- 
hilfen für Medienangebote, die der Tendenzfreiheit unterstehen (aussenplu- 
rales bzw. Service-public-Modelli.w.S.), annehmen.1070 


ii.  Kompetenzverteilungzwischen Bund und Kantonen zur 
Ergreifungvielfaltssichernder Fördermassnahmen im Medienbereich: 
Parallele Förderkompetenzen 

In Bezugaufdie Reichweite der Bundeskompetenzim Medienbereich besteht 

in der Lehre Uneinigkeit. So ist an erster Stelle umstritten, welche Mediengat- 

tungen von der Zuständigkeit des Bundes gemäss Art. 93 Abs. 1 BV in Bezug 
aufdie «anderen Formen der öffentlichen fernmeldetechnischen Verbreitung 
von Darbietungen und Informationen» umfasst werden. Ein Teil der Lehre 
vertritt, dass diese Formen entsprechend den Mediengattungen Radio und 

Fernsehen eine audiovisuelle Gestaltung aufweisen müssten, wie etwa audio- 

visuelle Abrufdienste (Video-/Audio-on-Demand).1071 Daraus wie auch aus der 

mangelnden Bundeskompetenz im Bereich der gedruckten Presse folge, dass 
für die Regelung von Online-Text bzw. Online-Presse ebenfalls keine Bundes- 
zuständigkeit bestehe. 1072 Ein anderer Teil der Lehre wie auch der Bundesrat 


1068 Vgl. EMEK, Medienförderung, S. 17; vgl. aus der Medienwissenschaft m.w.Verw. PUPPIS 
etal., Medien, S.359. 


1069 Vgl. EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, S.16; vgl. aus der verfassungsrechtlichen 
Diskussion etwa DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.355; THALMANN, Medienförderung, 
Rz. 30; vgl. auch die Vorschläge einer möglichen mediengattungsübergreifenden 
direkten Medienförderung in HETTICH/SCHELKER, Medien, S.163 ff. und SAXER/ 
BRUNNER, Service public, S.38f.; vgl. aus der Medienwissenschaft etwa m.w.Verw. 
PUPPIS etal., Medien, S.359. 


1070 Vgl. DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.355; SAXER/BRUNNER, Service public, S. 38f.; 
THALMANN, Medienförderung, Rz. 30; vgl. auch EMEK, Medien im digitalen Zeitalter, 
S.16; PUPPIS et al., Medien, S.359. 


1071 SO SAXER, Online-Zuständigkeiten, S.343f.; vgl. zur Bundeskompetenz im Bereich 
der audiovisuellen Abrufdienste HETTICH, Regulierung, S.355; GRABER/STEINER, 
SGKBV, Art.93BV, N5. Audiovisuelle Abrufdienste unterscheiden sich vom klassi- 
schen Rundfunkprogramm dadurch, dass sie nicht in einer Folge von Sendungen 
aufbereitet und zeitlich angesetzt werden (vgl. GRABER/STEINER, SGKBV, Art. 93 BV, 
N 5; HETTICH, Regulierung, S.354f.). 

1072 SOSAXER, Online-Zuständigkeiten, S. 335 f. und S. 343 f.; vgl. zum Rundfunk- und Pres- 
sebegriffim deutschen Recht ähnlich DEGENHART, Medienkonvergenz, S. 1307 ff. 
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hingegen vertreten die Auffassung, der Begriff der «anderen Formen» umfasse 
alle Formen öffentlicher Online-Kommunikation.1073 Dabei geht der Bundes- 
ratso weit, dass er auch für alle Online-Textmedien unabhängig von allen- 
falls bestehenden Replikaten in gedruckter Form eine Bundeskompetenz 
annimmt. Begründet wird dies damit, dass es in Anbetracht der zunehmend 
konvergenten Newsrooms immer schwieriger wird, Online-Textinhalte pri- 
mär auf eine Printausgabe zurückzuführen. 1074 

An zweiter Stelle gehen die Lehrmeinungen hinsichtlich der Frage aus- 
einander, ob Art. 93 Abs. 1 BV dem Bund auch eine Zuständigkeit für die Ertei- 
lungvon aan Art. 93 Abs. 2 BV orientierten Leistungsaufträgen an die anderen 
Formen elektronischer Medien verleiht. Verneint wird dies mit dem Argu- 
ment, der Verfassungsgeber habe durch den speziellan Radio und Fernsehen 
gerichteten Leistungsauftraggemäss Art. 93 Abs. 2 BV eine Differenzierung zu 
den anderen Formen schaffen wollen, weshalb die sich aus Art. 93 Abs. 1 BV 
ergebenden Befugnisse im Bereich der anderen Formen «durch eine Abgren- 
zung von Art. 93 Abs. 2 BV» zu definieren seien.1075 Daraus ergebe sich im 
Sinne eines qualifizierten Schweigens des Verfassungsgebers, dass Art. 93 
Abs. 1 BV grundsätzlich nicht als Kompetenznorm für die Erteilung von an 
Art.93 Abs. 2 BV angelehnten Service-public-Aufträgen an Online-Medien 
herangezogen werden könne.1076 Diese Ansicht wird mit überzeugenden 
Argumenten insoweit kritisiert, als aus dem Schweigen von Art. 93 Abs.2BV 
zu den anderen Medienformen im Lichte der juristischen Methodenlehre nur 


1073 So ausführlich DUMERMUTH, Zuständigkeit, S. 344 ff.; m.H. auf weitere Lehrmeinun- 
gen DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.698; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 
BV, N5; BUNDESRAT, Botschaft Massnahmenpaket Medien, S. 4531f.; BUNDESRAT, 
Social-Media-Bericht, S.73f.; BUNDESRAT, Staats- und demokratiepolitische Funkti- 
onen, S.35; vgl. auch BVGer, Urteil vom 21.4.2011, A-6603/2010, E. 3.3.2. 


1074 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Massnahmenpaket Medien, S.4531f.; vgl. auch THALMANN, 
Kompetenz, Rz.17ff.; vgl. hingegen noch DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.351f. und 
ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N 14, die primär für die gedruckte Presse 
produzierte Inhalte bzw. Replikate von der Bundeskompetenz ausnehmen; ähnlich 
die Mehrheit der deutschen Lehre, dienurbeiausschliesslich online verbreiteten Print- 
inhalten nicht von Presse im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG ausgeht (vgl. m.w.Verw. 
DEGENHART, Medienkonvergenz, S.1310). 


1075 So HETTICH, Regulierung, S.358; vgl. SAXER, Online-Zuständigkeiten, S. 347f.; vgl. 
dazu DUMERMUTH, Zuständigkeit, S. 358 f. 


1076 So HETTICH, Regulierung, S.358; SAXER, Online-Zuständigkeiten, S. 347 f.; STUDER, 
Internet, S.3; vgl. dazu DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.359; BARRELET/WERLY, Droit de 
laCommunication, Rz. 215. Betreffend die bundesrechtliche Regelungszuständigkeit 
für die Online-Angebote der SRG gemäss Art. 25 Abs. 3 lit. b RTVG wird vorgebracht, 
diese seiaufderen gesetzlichen Sonderstellung als umfassende Service-public-Erbrin- 
gerin zurückzuführen und nicht für alleOnline-Medien verallgemeinerungsfähig (vgl. 
SAXER, Online-Zuständigkeiten, S. 347; STUDER, Internet, S. 3). 
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beim Vorliegen sachlicher Gründe aufeine negative Entscheidung des Verfas- 
sungsgebers geschlossen werden kann.1077 Aus der Entstehungsgeschichte 
des Art. 93 Abs. 2 BV ergibt sich, dass sich der in die Verfassung aufgenommene 
Leistungsauftrag deshalb nur aufRadio und Fernsehen beschränkt, weilsich 
für dieanderen Formen elektronischer öffentlicher Kommunikation aufgrund 
der unabsehbaren technischen Entwicklungen noch keine materielle Rege- 
lung, erst recht nicht auf verfassungsrechtlicher Ebene, aufdrängte.1078 Dar- 
aus ist zu folgern, dass sich der Bund auch für die Erteilung von Leistungsauf- 
trägen an Online-Medien auf Art. 93 Abs. 1 BV stützen kann.1079 

Auch was die Kompetenz der Kantone im Medienbereich angeht, besteht 
Klärungsbedarf. So enthalten einige kantonale Verfassungsbestimmungen 
Kompetenznormen zur Vielfaltsförderung im gesamten Medienbereich. 1080 
Im Kanton Genfetwa haben einige Gemeinden einem lokalen Fernsehanbie- 
ter Subventionen erteilt für die lokale Berichterstattungüber das Gemeinde- 
geschehen.1081 Des Weiteren schlägt der Regierungsrat des Kantons Bernin 
einem jüngst erschienenen Bericht verschiedene Unterstützungsmassnah- 
men zur Förderung der Regionalberichterstattung vor.1082 Ebenfalls zu nen- 
nen sind die dem Tagblatt der Stadt Zürich von der Gemeinde Zürich jährlich 


1077 DUMERMUTH, Zuständigkeit, S. 359 m.H.a HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungs- 
recht, Rz. 187. 


1078 Vgl. ausführlich mit zahlreichen Verweisen auf die Materialien DUMERMUTH, Zustän- 
digkeit, S.361ff.; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel1981,S.941; 
VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S.323. 

1079 DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.367f.; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, 


697f.; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 29; BIAGGINI, Komm. BV, Art.93BV, 
N11; vgl. auch BVGer, Urteil vom 21.4.2011, A-6603/2010, E. 3.3.2. 


1080 Vgl. etwa $73 der KV AG (Verfassung des Kantons Aargau vom 25.Juni 1980) mit der 
Marginalie «Vielfalt der Information», wonach der Kanton ein Gesetz erlässt über die 
Massenmedien, insbesondere um die Vielfalt der Information zu fördern; $37 der KV 
BS (Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März2005) mit der Marginalie «Me- 
dien», wonach der Staat die Unabhängigkeit und Vielfalt der Information fördert 
(Abs. 1); Art. 28 der KV GE (Verfassung der Republik und des Kantons Genfvom 14. Ok- 
tober 2012) mit der Marginalie «Droit à l'information», wonach «[t]oute personne a 
droit à une information suffisante et pluraliste lui permettant de participer pleine- 
ment à la vie politique, économique, sociale et culturelle» (Abs. 2); Art. 46 der KV BE 
(Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993) mit der Marginalie «Medien», wonach 
der Kanton Unabhängigkeit und Vielfalt der Informationen unterstützt; Art.103 der 
KV SO (Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986) mit der Marginalie «Me- 
dien», wonach der Kanton ein Gesetz über Medien erlassen kann, das der Förderung 
der kulturellen Eigenart des Kantons und der Vielfalt der Information dient; vgl. 
THALMANN, Kompetenz, Rz. 5; vgl. zu den gescheiterten Gesetzgebungsprojekten zur 
Medienförderungin den Kantonen Basel-Stadt, Bern und Solothurn BARRELET/WERLY, 
Droit de la Communication, Rz. 568; ZÖLCH/GRIEB, Medienrecht, S.80f. 


1081 Vgl. ARMANIOS RACHAD, Nostalgiques, ils lancent TV Onex, Le Courrier, 23.8.2018; vgl. 
m.w.H. THALMANN, Kompetenz, Fn.14. 


1082 Vgl. REGIERUNGSRAT DES KANTONS BERN, Bericht Medienförderung. 
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geleisteten Entschädigungen im Gegenzug zu einer sachlichen sowie ausge- 
wogenen Berichterstattung.1083 Für den Bereich der gedruckten Presse ist 
unbestritten, dass die Kantone in Ermangelungeiner Bundeskompetenz bei 
Vorliegen entsprechender gesetzlicher Grundlagen zur Ergreifungvielfalts- 
sichernder Fördermassnahmen zuständig sind. 1084 Für den Bereich der von 
Art. 93 Abs. 1 BV betroffenen elektronischen Medien hingegen nehmen gewisse 
Autorenan, dassessich dabei um eine ursprünglich derogatorische bzw. aus- 
schliessliche Kompetenz handelt, weshalb konkurrierende kantonale Rege- 
lungen in diesen Bereichen gänzlich ausgeschlossen seien.1085 Mit THALMANN 
dürfte jedoch darin einigzugehen sein, dass die Annahme einer ausschliess- 
lichen Bundeskompetenz im Zeitalter der Digitalisierung kaum mehr gerecht- 
fertigt werden kann. So mag die hauptsächlich für die Bejahung einer kon- 
kurrierenden Bundeskompetenz sprechende Gefahr der Entstehung eines 
Regelungsvakuums zwar zum Zeitpunkt der Entstehung der Verfassungsbe- 
stimmung im Jahr 1984 tatsächlich nicht vorgelegen haben. 1086 Allerdings ist 
eine solche Gefahr heute vor dem Hintergrund der strukturellen Medienkrise 
und der umstrittenen Reichweite der bundesrechtlichen Kompetenz im Be- 
reich der elektronischen Medien kaum von der Hand zu weisen.1087 Gute 
Gründe dürften daher zumindest für die Annahme einer nachträglich deroga- 
torischen bzw. konkurrierenden Kompetenzvon Bund und Kantonen im Bereich 
der elektronischen Medien sprechen.1088 

Wird dieser Annahme gefolgt, dürften die Kantone gemäss bundesge- 
richtlicher Rechtsprechung eigene Regelungen erlassen bzw. Fördermass- 
nahmen ergreifen, wenn der Bund seine Kompetenz nicht abschliessend 
ausschöpft oder wenn die Kantone denselben Sachverhalt nach unterschiedli- 
chen Gesichtspunkten regeln bzw. fördern. Letzteres ist dann der Fall, wenn die 
Kantone ein anderes Ziel wie die Bundesregelung bzw. -fördermassnahme 
verfolgen oder die kantonalen Rechtsfolgen an unterschiedliche Tatbestands- 
merkmale knüpfen.1089 


1083 Vgl. FASSBIND TINA, Blocher übernimmt die älteste Zeitung der Schweiz - was nun?, 
Tages-Anzeiger, 18.4.2018. 


1084 Vgl. m.w.H. THALMANN, Kompetenz, RZ. 13; ZÖLCH/GRIEB, Medienrecht, S.78. 


1085 So etwa m.w.Verw. DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.353f.; GRABER/STEINER, SGKBV, 
Art. 93 BV, N2; MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N 16; ZÖLCH/GRIEB, Medi- 
enrecht, S.78. 


1086 Vgl. DUMERMUTH, Zuständigkeit, S.353; THALMANN, Kompetenz, Rz.33. 
1087 Vgl. THALMANN, Kompetenz, Rz. 33. 


1088 Eine nachträglich derogatorische Kompetenz bejahen auch BIAGGINI, Komm. BV, 
Art. 93 BV, N3; THALMANN, Kompetenz, Rz. 33; TSCHANNEN, Staatsrecht, $20, N33. 


1089 Vgl. statt vieler BGE14211369, E. 5.3, S. 382f. 
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Fraglich bleibt, ob Art. 93 Abs. 1 BV für den Bereich der Ergreifung von Förder- 
massnahmen in der Form von Service-public-Aufträgen oder Finanzhilfen 
sogar lediglich eine parallele Bundeskompetenz darstellt, womit Bund und 
Kantone gleichzeitig und unabhängig voneinander Fördermassnahmen im 
Bereich der elektronischen Medien ergreifen könnten. 1090 Für die Annahme 
einer solchen parallelen Kompetenz sprechen das Subsidiaritätsprinzip ge- 
mäss Art.5a BV und die Ausgestaltung bundesrechtlichen Förderungskom- 
petenzen wie etwa jener zur Förderung der Hochschulen gemäss Art. 63a BV 
als parallele Kompetenzen.1091 Zwar handelt es sich bei Art. 93 Abs. 1 BV nicht 
um einereine Förderungskompetenz, sondern um eine umfassende Gesetz- 
gebungskompetenz.1092 Im Rundfunkbereich hingen die Gesetzgebungs- 
und die Förderkompetenz des Bundes bis zum Wegfall des Grundversor- 
gungsmonopols bzw. der Marktliberalisierungin diesem Bereich tatsächlich 
zwingend zusammen, da die Rundfunkveranstaltung den Erhalt eines Service- 
public-Auftrags voraussetzte. Seither kann jedoch zwischen gesetzlichen 
Regelungen im RTVG unterschieden werden, die sich lediglich an Service- 
public-Veranstalter richten (sog. «Förderbereich»), und solchen, die sich all- 
gemeingültig an alle Rundfunkveranstalter richten (sog. «Regulierungsbe- 
reich», z.B. gewisse Werbe- und Sponsoringvorgaben). Entsprechend liesse 
sich auch eine Unterteilung von Art. 93 Abs. 1 BV in einen sog. «Förderbereich» 
und einen «Regulierungsbereich» begründen. 

Wird davon ausgegangen, dass es sich bei Art. 93 Abs. 1 BV im Rahmen 
des «Förderbereichs» (nicht hingegen des «Regulierungsbereichs»!) um eine 
parallele Kompetenz handelt, besteht gemäss bundesgerichtlicher Recht- 
sprechunginsoweit Raum für kantonale Massnahmen, als diese «nichtgegen 
den Sinn und Geist des Bundesrechts verstossen und dessen Zweck nicht 
beeinträchtigen oder vereiteln».1093 Vor diesem Hintergrund dürften gute 
Argumente für die Annahme einer parallelen Kompetenz der Kantone spre- 
chen, auch im Bereich der von Art. 93 Abs. 1 BV erfassten Medien Fördermass- 
nahmen in der Form von Leistungsaufträgen (Service public i.e.S.) oder blosser 
Finanzhilfen (Service public i.w.S.) zu ergreifen, solange sie Massnahmen des 
Bundes nicht vereiteln.!094 


1090 Vgl. m.w.Verw. THALMANN, Kompetenz, Rz.35. 
1091 Vgl. m.w.H. HÄNNI, BSK BV, Art. 63a BV, N 11; THALMANN, Kompetenz, Rz.33f. 
1092 Vgl. hierzu bereits$21.C.4.d.cc. 


1093 Vgl. statt vieler BGE1391242,E.3.2,S.248; vgl. dazu statt vieler RUCH, SGK BV, Art. 49 
BV, N17; WALDMANN, BSK BV, Art. 49 BV, N18. 

1094 Vgl. THALMANN, Kompetenz, RZ. 35; ZÖLCH/GRIEB, Medienrecht, S. 78. Dementspre- 
chend begrenzen sich kantonale Verfassungsbestimmungen zur Medienförderung 
nicht bloss auf den Pressebereich (vgl. Fn. 1080). 
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I. Verankerung des Staatsunabhängigkeitsgebots in 
weiteren Verfassungsprinzipien 


A. Demokratieprinzip und Grundsatz der politischen 
Chancengleichheit 
1. Demokratieprinzip 


Im deutschen Verfassungsrecht vertrittbesonders GERSDORF die Meinung, dass 
das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der Medien primär aus dem Demokra- 
tiegebot gemäss Art. 20 Abs. 1 GG herzuleiten ist.1095 Auch in der völkerrecht- 
lichen Literatur ist vereinzelt zu lesen, dass das Staatsunabhängigkeitsge- 
bot aufgrund der meinungsbildenden Macht der Medien von der Demokratie 
selbst gefordert wird.1096 Das Demokratieprinzip verlangt, dass das Volk die 
Staatsgewalt innehat. Entsprechend ist die demokratische Legitimation der 
Staatsorgane durch eine Rückkoppelung staatlichen Handelns an das Volk 
sicherzustellen. 1097 Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang wiederum 
auf die Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts, wonach 
«es den Staatsorganen grundsätzlich verwehrt ist, sich in Bezug auf den Pro- 
zess der Meinungs- und Willensbildung des Volkes zu betätigen, dass dieser 
Prozess also grundsätzlich «staatsfrei» bleiben muss».1098 Soll sich die Mei- 
nungs- und Willensbildung vom Volk hin zu den staatlichen Organen vollzie- 
hen, müssen die Medien als nebst den Parteien und Verbänden wichtigster 
«Rückkoppelungskanal» von staatlichem Einfluss freigehalten werden.1099 
Andere deutsche Lehrmeinungen hingegen relativieren bzw. verneinen 
gar die Herleitung des Gebots der Staatsunabhängigkeit der Medien aus dem 
Demokratieprinzip mit dem Argument, dass das Demokratieprinzip nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dem Staatgerade nicht 


1095 Vgl.in Bezug aufdie Staatsfreiheit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 58 ff. und 
S.72f.; vgl. m.w.Verw. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 16f.; vgl. auch RAUCHHAUS, 
Rundfunk und Staat, S. 74f. 


1096 So etwa OSTER, Media Freedom, S. 85. 


1097 M.w.Verw. GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 58 f.; vgl. OSTER, Media Freedom, S.85. 


1098 BVerfGE20, 56 (99); vgl. GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 67; JARASS, Freiheit des Rund- 
funks, S.16f.; vgl. bereits §2 I. A. 


1099 Vgl.in Bezugaufden Rundfunk m.w.H. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.70 und S. 72; JARASS, 
Freiheit des Rundfunks, S. 16; vgl. auch RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 74 f.; vgl. 
bereits §2 I. B. 4. c. In diesem Sinne hielt auch der UNO-MRA im Zusammenhang mit 
der Gewährleistung der Wahlfreiheit gemäss Art. 25 UNO-Pakt I fest, dass «the free 
communication ofinformation and ideas about public and political issues between 
citizens, candidates and elected representatives is essential. This implies that a free 
press and other media are able to comment on public issues and inform public opini- 
on» (UNO-MRA, 12.7.1996, General Comment No. 25, CCPR/C/21/Rev.1/Add.7, Ziff. 25; 
vgl. auch UNO-MRA, 29.3.2005, Marques de Morais v. Angola, Nr. 1128/2002, Ziff. 6.8.). 
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grundsätzlich verbietet, aufden öffentlichen Willensbildungsprozess Einfluss 
zu nehmen.1100 Vielmehr vollzieht sich die öffentliche Willensbildung und jene 
in den Staatsorganen «in vielfältiger und tagtäglicher Wechselwirkung», 101 
womit das Demokratieprinzip Möglichkeiten der staatlichen Einwirkung auf 
den öffentlichen Kommunikationsprozess in Grenzen zulässt. +102 Zu erwäh- 
nen ist insbesondere die staatlicheÖffentlichkeitsarbeit als verfassungsrecht- 
liche Legitimation staatlicher Kommunikationsbetätigung.110 Unter gewissen 
Voraussetzungen gebietet das Demokratieprinzip gar ein meinungsbilden- 
des Wirken staatlicher Organe, um Transparenz der staatlichen Tätigkeit 
sicherzustellen und dadurch den die Stabilität des demokratischen Systems 
sichernden Grundkonsens zwischen Staat und Volk zu gewährleisten. 1104 
Auch CORNILS spricht sich gegen die im demokratischen Staat unhaltbar 
rigide Trennung des Staats- und Volkswillens aus und betont die Bedeutung 
des Staatswillens für den Prozess der öffentlichen Meinungsbildung. Dabei 
qualifiziert er im Kontext der Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgebots 
aus dem Vielfaltsgebot insbesondere die Regierungsmeinung als «vielfalts- 
relevante Meinungsposition».1105 

Daraus folgt insgesamt, dass das Demokratieprinzip zwar als weitere 
verfassungsrechtliche Verankerung der Staatsunabhängigkeit der Medien 
herangezogen werden kann, es jedoch betreffend die Staatsunabhängigkeit 
des öffentlichen Kommunikationsprozesses gewisse Relativierungen bzw. 
Ausnahmen insbesondere im Kontext staatlicher Öffentlichkeitsarbeit ent- 
hält.1106 Da das Demokratieprinzip zudem aufgrund seiner hohen Unbe- 
stimmtheit lediglich als Leitprinzip bzw. Verfassungsdirektive aufzufassen 
ist, vermag es eher als Ergänzungder grundrechtlichen Verankerung denn als 
eigenständige verfassungsrechtliche Verankerung des Staatsunabhängig- 
keitsprinzips zu dienen.1107 


1100 Vgl. BVerfGE 44, 125 (139f.); REFFKEN, Politische Parteien, S.265f.; SCHÜRMANN, Öffent- 
lichkeitsarbeit, S. 150; vgl. auch RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 80. 


1101 BVerfGE 44, 125 (140); vgl. REFFKEN, Politische Parteien, S. 267. 


1102 Vgl. m.w.H. REFFKEN, Politische Parteien, S.268; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, 
S.80; vgl. hierzu $51. 


1103 Vgl. m.w.H. DEGENHART, BK GG, Art.5 GG, N456; HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, 
Rz. 57; vgl. auch GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 66f.; vgl. ausführlich zur funktionalen 
Abgrenzungdes Staatsunabhängigkeitsgebots zur staatlichen Öffentlichkeitsarbeit $5. 


1104 Vgl. SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, S. 150; vgl. auch m.w.H. GERSDORF, Staatsfrei- 
heit, S.66f.; REFFKEN, Politische Parteien, S.266; vgl. ausführlicher $51. 


1105 Vgl. CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.14; vgl. bereits$21.C.2.d. 


1106 Vgl. ausführlich zur funktionalen Abgrenzung des Staatsunabhängigkeitsgebots zur 
staatlichen Öffentlichkeitsarbeit $5. 


1107 Vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.16; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.76. 
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Im Gegensatz zum deutschen Grundgesetz kennt das schweizerische Verfas- 
sungsrecht kein eigentliches Demokratieprinzip, was mit einer gewissen 
schweizerischen Abneigung gegenüber allzu abstrakten Grundsätzen erklärt 
werden kann.!108 Statt sich zu einem Demokratiegrundsatz zu bekennen, 
listet die BV die einzelnen direktdemokratischen Teilnahmeinstrumente auf 
und sorgt in Art. 34 BV für die individualrechtliche Gewährleistung der poli- 
tischen Rechte, wobei Art. 34 Abs. 2 BV ausdrücklich die freie Willensbildung 
und die unverfälschte Stimmabgabe garantiert.1109 Indem die Wahl- und 
Abstimmungsfreiheit Schutz vor unzulässiger staatlicher Intervention in die 
Willensbildung des Volks bietet, wird sie mitunter als besondere Ausprägung 
der Kommunikationsgrundrechte qualifiziert, die speziell der Sicherung 
diskursiver und demokratischer Entscheidverfahren dient.1110 

Das schweizerische Recht gebietet jedoch wie auch nach deutschem Ver- 
fassungsverständnis keinen strikten Ausschluss staatlicher Einflussnahme 
auf die öffentliche Willensbildung, sondern lässt sie in Grenzen zu bzw. 
schreibt sie auf Bundesebene im Rahmen der verfassungs- und gesetzesrecht- 
lich vorgesehenen staatlichen Informationspflichten sogar vor. Demnach ist 
etwa der Bundesrat zur offensiven Information der Öffentlichkeit verpflich- 
tet, die der permanenten Befähigung der Bevölkerung zur kompetenten 
Ausübung ihrer demokratischen Mitwirkungsrechte dient.!111 Die aktive 
Kommunikationspolitik staatlicher Organe als Grundbedingungeines demo- 
kratischen Staates gewinnt immer mehr an Bedeutung.1112 In diesem Kon- 
text lockerte das Bundesgericht, das während langer Zeit sowohl für Wahl- 
als auch für Abstimmungskämpfe ein Verbot behördlicher Einmischung 
statuierte,1113 seine Rechtsprechung betreffend staatliche Informationenin 
Abstimmungskämpfen. Diese sind demnach dann zulässig, wenn sie «in sach- 
licher, transparenter und verhältnismässiger Weise zur offenen Meinungs- 
bildungbeizutragen geeignet sind» bzw. nicht «in dominanter und unverhält- 
nismässiger Artim Sinne eigentlicher Propaganda eine freie Willensbildung 


1108 Vgl. m.w.H. BIAGGINI, Demokratisches Prinzip, S.110f.; vgl. zum Demokratieprinzip 
als sog. Struktur- bzw. Verfassungsprinzip m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, 
S.188f.; vgl. auch TSCHANNEN, Staatsrecht, $6, N7ff. 


1109 BIAGGINI, Demokratisches Prinzip, S.111; vgl. TSCHANNEN, Staatsrecht, $6, N19. 


1110 Vgl. m.w.H. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S. 280 und S.357f.; vgl. auch BESSON, 
Behördliche Information, S. 11 f.; MÜLLER, Demokratische Gerechtigkeit, S. 163. 


1111 Vgl. MÜLLER, BSKBV, Art.180 BV, N 8f. und N 12; vgl. ausführlich § 5 I. 
1112 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER, BSKBV, Art. 174 BV, N23; MÜLLER, BSKBV, Art.180 BV, N11; 
vgl. ausführlich § 5 II. A. 


1113 Vgl. etwa BGE 1211252, E.2., S. 256 f.; BGE 1191a271, E.3.b), S.273; vgl. m.w.Verw. BESSON, 
Behördliche Information, S.115f.; SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S.309; 
TSCHANNEN, BSK BV, Art. 34 BV, N34f. 
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der Stimmberechtigten erschweren oder geradezu verunmöglichen».1114 
Wie in$5 IMI. A. aufzuzeigen sein wird, schliessen sich eine in Befolgung der 
rechtsstaatlichen Grundsätze gemäss Art. 5 BV und der Grundsätze staatlicher 
Information erfolgende staatliche Kommunikationstätigkeit und die von der 
Medienfreiheit geschützte Vermittlungstätigkeit durch Medien funktional 
gerade aus. 

Damit kann das Demokratieprinzip zwar auch nach schweizerischem 
Verfassungsverständnis in gewisser Hinsicht als verfassungsrechtliche Ver- 
ankerung.der Staatsunabhängigkeit der Medien betrachtet werden, 1115 doch 
erfährt der generelle Grundsatz der Staatsunabhängigkeit der öffentlichen Mei- 
nungsbildung gerade durch das Demokratieprinzip und die darin gründende 
staatliche Informationspflicht gewichtige Ausnahmen.1116 


2. Grundsatz der politischen Chancengleichheit 


Als weiterer dogmatischer Begründungsstrang für das Prinzip der Staatsun- 
abhängigkeit der Medien wird im deutschen Verfassungsrecht der im Demokra- 
tieprinzip fussende Grundsatz der politischen Chancengleichheit genannt.t117 
Die Medien sind demnach auch deshalb von staatlicher Beeinflussung freizu- 
halten, um zu verhindern, dass die Chance der Minderheit, an die Regierung 
zu gelangen, nicht durch die Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch 
die regierende Mehrheit zerstört wird.1118 

Im schweizerischen Verfassungsrecht wird das Prinzip der Chancengleich- 
heit politischer Teilhabe als besondere Erscheinungsform der Rechtsgleich- 
heit gemäss Art.8BV zumeinen durch die dezisionale Chancengleichheit nach 
Art. 34 Abs. 1 BV und zum anderen durch die im vorliegenden Zusammen- 
hangbesonders interessierende kommunikative Chancengleichheit gemäss 
Art.34 Abs.2 BV gewährleistet.1119 Die kommunikative Chancengleichheit 


1114 BGer, Urteil vom 18.7.2008, 1C_412/2007, E. 6.2; vgl. SCHAUB, Politische Chancengleich- 
heit, S.310; TSCHANNEN, BSKBV, Art. 34 BV, N34; TSCHANNEN, Staatsrecht, $52, N3; 
vgl. §5 IV. 

1115 Vgl. in Bezug auf Radio und Fernsehen BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N12, wonach 
deren Staatsunabhängigkeit auch der Sicherung von Art. 34 BV dient. 


1116 Vgl. ausführlich zur funktionalen Abgrenzung des Staatsunabhängigkeitsgebots zur 
staatlichen Öffentlichkeitsarbeit $5. 


1117 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug auf die Staatsfreiheit des Rundfunks GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.73ff. und S. 77; vgl. auch RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.75. 


1118 Vgl. m.w.Verw. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.75; vgl. ausführlich GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.73 ff. 


1119 Vgl. m.w.H. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S. 222.; vgl. ausführlich zur dezisi- 
onalen Chancengleichheit bzw. zur Stimm- und Wahlrechtsgleichheit BESSON, Behörd- 
liche Information, S.22ff.; vgl. eingehend zur kommunikativen Chancengleichheit 
BESSON, Behördliche Information, S. 5 ff. 
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garantiert über das gleiche Stimm- und Wahlrecht hinaus eine gleichberech- 
tigte Partizipation am kommunikativen Diskurs, welcher der Stimmabgabe 
vorausgeht.1120 So steht in der bereits oben angesprochenen deliberativen 
Demokratietheorie von HABERMAS im Zentrum, dass demokratische Mehr- 
heitsentscheide stets durch die Minderheit in Frage gestellt werden können.H21 
In diesem Kontext schützen die oben skizzierten, vom Bundesgericht aufge- 
stellten Einschränkungen staatlicher Einflussnahme auf die öffentliche Wil- 
lensbildung im Rahmen von Wahlen und Abstimmungen gerade auch die 
Chance von Minderheiten, in der Kommunikation politischer Inhalte eine 
Mehrheit zu gewinnen. 1122 Entsprechend kann mit guten Gründen vertreten 
werden, dass der Schutz der Medien als bedeutsame Plattformen des öffentli- 
chen Diskurses vor staatlicher Beeinflussung und Beherrschung auch dem aus 
dem Demokratieprinzip fliessenden Grundsatz politischer Chancengleich- 
heit zum Durchbruch verhilft.1123 In diesem Sinne hielt die UBl in Bezug auf 
Radio und Fernsehen fest, dass «Kritik und Opposition auch gegen dominie- 
rende politische Meinungen, herrschende Strukturen, Mehrheitsauffassun- 
gen und etablierte Ansichten und Institutionen möglich sein [muss]».1124 


B. Gewaltenteilungsprinzip? 


Insbesondere aufgrund ihrer wahrgenommenen Kontrollfunktion gegenüber 
der staatlichen Gewalt werden Medien in Anlehnungan die Gewaltenteilungs- 
lehre vereinzelt als «vierte Gewalt» bezeichnet. 1125 In diesem Zusammen- 
hang wird im deutschen Verfassungsrecht von einem Teil der Lehre vertreten, 
das Gebot der Staatsunabhängigkeit der Medien ergebe sich auch aus dem 
Gewaltenteilungsgrundsatz.1126 Begründet wird dies damit, dass die Parla- 
mentsmehrheit im Kontext der Regierungskontrolle aufgrundihrerüber das 
Parteiensystem so vielfältigen Verflechtung mit der Regierung kaum deren 


1120 Vgl. m.w.H. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S.213; vgl. auch BESSON, Behörd- 
liche Information, S. 27. 

1121 Vgl. HABERMAS, Faktizität, S.371; SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S. 121. 

1122 Vgl. m.w.H. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, S.123 und S. 213. 

1123 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N 12, wonach die Staatsunabhängigkeit von Radio 
und Fernsehen auch der Sicherung von Art. 34 BV dient. 

1124 UBI, Entscheid vom 22.4.2005, b. 504, E. 5; KLEY, Medien, S. 207. 

1125 BAMBERGER, Vierte Gewalt, S. 313. vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medien- 
freiheit, S. 439; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 1. Kap., N22f.; NUSPLIGER, Pressefreiheit, 
S. 42; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 60; RICKER/WEBERLING, Presserecht, 
3.Kap.,N25. 

1126 Soetwamit Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks ausführlich KEWENIG, 


Rundfunkfreiheit, S. 61ff.; vgl. dazu GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 82; JARASsS, Freiheit 
des Rundfunks, S. 17. 
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Kontrolle gewährleisten könne.1127 Die oppositionelle Parlamentsminder- 
heit sei daher zur wirksamen Überwachung der Exekutive aufdie einereale 
Macht darstellenden und von der Regierung unabhängigen Medien als zu- 
sätzliche Kontrollelemente - als sog. Sprachrohr der Opposition - angewie- 
sen.t128 Die Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgebots aus dem Gewalten- 
teilungsprinzip wird überzeugenderweise besonders von GERSDORF mit dem 
Argument verworfen, dass auch die Opposition als Teil der Legislative dem 
staatlichen Bereich zuzuordnen ist und folglich grundsätzlich nicht auf die 
öffentliche Meinungsbildung einwirken darf. Damit sind die Medien im Lich- 
te des Demokratieprinzips auch von den Einflüssen der parlamentarischen 
Opposition abzuschirmen.1129 

In der Schweiz stützt sich die faktische Teilhabe der grossen Parteienan 
der Regierungim Gegensatz zum deutschen Regierungssystem nichtaufeinen 
Koalitionsvertrag. Damit sind die im Parlament vertretenen Parteien bzw. 
die Fraktionen gegenüber der Regierung im Grunde genommen freier. Die 
Funktion der politischen Opposition gegen eine Regierungsvorlage wird in der 
Referendumsdemokratie sowohl durch Parlamentsmitglieder der Regierungs- 
parteien und durch Regierungsparteien als solche als auch durch die Stimm- 
bürgerinnen und Stimmbürger wahrgenommen.1130 Gleichwohl bilden die 
Medien auch nach schweizerischem Verständnis ein neben dem klassischen 
Kontrollapparat der Legislative unabdingbares zusätzliches Gegengewicht ge- 
genüber der Exekutive, indem sie sich keiner Fraktionsdisziplin beugen müssen 
und durch keinerlei Parteiloyalitäten mit der Regierung verbunden sind.H131 

Allerdings - und dies ist vorliegend das relevante Argument - üben die 
Medien im Gegensatz zu den drei «klassischen» Staatsgewalten gerade keine 
hoheitliche Macht aus.1132 Zwar wirken Medien sehr wohl mit Argumenten 


1127 Vgl.etwam.w.Verw. in Bezugaufdie Presse RICKER/WEBERLING, Presserecht, 3.Kap., 
N25; vgl. eingehend mit Bezug auf den Rundfunk KEWENIG, Rundfunkfreiheit, S. 61 ff; 
vgl. dazu GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 82; NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 42 f. 


1128 Vgl. m.w.Verw. betreffend die Presse RICKER/WEBERLING, Presserecht, 3. Kap., N25; 
vgl. im Kontext des Rundfunks ausführlich KEWENIG, Rundfunkfreiheit, S. 62 ff.; vgl. 
dazu GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 82; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 17; NUSPLIGER, 
Pressefreiheit, S. 42f. 


1129 Vgl. GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 84 f.; vgl. auch RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 77. 


1130 Vgl. zum Ganzen NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 42f.; vgl. zur Oppositionsfunktion der 
Volksrechte ausführlich BIAGGINI, Demokratisches Prinzip, S.124 ff.; TSCHANNEN, 
Schutz der politischen Rechte, Rz. 5 ff. vgl. hierzu auch §4 V. E. 5. b. 


1131 Vgl. NUSPLIGER, Pressefreiheit, S. 42f.; vgl. allerdings zum, verglichen mit anderen 
parlamentarischen Demokratien, vielgeringeren Fraktionszwangin der Bundesver- 
sammlung RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, Rz. 2464. 

1132 Vgl. m.w.Verw. in Bezug auf die Presse RICKER/WEBERLING, Presserecht, 3. Kap., N25; 
vgl. auch MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 439; NOBEL/WEBER, Medien- 
recht, 1. Kap., N 22; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.60. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 175 


und Informationen auf staatliche Gewalt ein.1133 Damit nehmen sie ähnlich 
wie der Lobbyismus, der aufgrund seiner beeinflussenden Wirkung auf poli- 
tische Entscheidungen mitunter als «fünfte Gewalt» bezeichnet wird, 1134 
eine faktische politische Funktion wahr und werden entsprechend teilweise 
als «vierte Gewalt» qualifiziert.1135 Dieses Wirken kann jedoch keinesfalls 
mit der zwangsweisen Durchsetzung staatlicher Gewalt bzw. mit hoheitli- 
chem Handeln gleichgesetzt werden.1136 In diesem Sinne hielt auch der Bun- 
desrat im Zusammenhang mit einer Motion betreffend den Einbezug der 
Medien als «vierte Gewalt» in das Gewaltenteilungssystem fest, dass «Medien 
im Unterschied zu den staatlichen Organen keine öffentliche Gewalt aus- 
üben».1137 Mit der Qualifikation der Medien als «vierte Gewalt» erfolgt somit 
wie auch mit der Aussage, die Medien erfüllten eine «öffentliche Aufgabe», 
noch keine rechtliche Qualifizierung, sondern es handelt sich dabei vielmehr 
um eine soziologische Kategorisierung.+138 Die Herleitung des Staatsunabhän- 
gigkeitsgrundsatzes aus dem Gewaltenteilungsprinzip ist somit auch gemäss 
schweizerischem Verfassungsrecht abzulehnen. 


$3 Inhalt und Reichweite 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 
I. Sachlicher Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Es gilt im Folgenden, den Schutzbereich der Garantie der Staatsunabhängig- 
keit der Medien in Anwendung der teleologischen Auslegungsmethode derart 


1133 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S.439; PEDUZZI, Mei- 
nungs- und Medienfreiheit, S. 60; vgl. auch NOBEL/WEBER, Medienrecht, 1. Kap., N22; 
vgl.$21.B.4.c. 


1134 Vgl. etwa LEIF/SPETH, Fünfte Gewalt; vgl. m.w.Verw. UHLMANN/WOHLWEND, Lob- 
bying, S. 667; vgl. zum Lobbying im Zusammenhang mit der Kontrollfunktion der 
Medien $21.B.4.c. 


1135 Vgl. m.w.Verw. ENGI, Vierte Gewalt, Rz. 13; vgl. in Bezug auf die Presse RICKER/WEBER- 
LING, Presserecht, 3.Kap., N25. 


1136 Vgl. m.w.Verw. in Bezug auf die Presse RICKER/WEBERLING, Presserecht, 3. Kap., N25; 
vgl. ausführlich ENGI, Vierte Gewalt, Rz. 12 ff.; vgl. auch NOBEL/WEBER, Medienrecht, 
1. Kap., N 22; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 60; vgl. bereits$21.B.4.d.;vgl. 
zur Abgrenzung des hoheitlichen Handelns von der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
$21.C.4.c.cc. 


1137 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S.158; Motion von Hans Zbinden, Medien als 4. Gewalt, 


6.10.1994, Stellungnahme des Bundesrats vom 21.12.1994, Geschäftsdatenbank Curia 
Vista NT. 94.3422; KLEY, Medien, S. 217. 


1138 Vgl. im Kontext der Frage, inwiefern Medien eine «öffentliche Aufgabe» erfüllen, $21. 
B.4.d. 
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zu konkretisieren, dass das Prinzip nicht jede beliebige Freiheit schützt, son- 
dern nur jene, auf welche es ausgerichtet ist.1139 


A. Teleologische Umschreibung des Schutzbereichs 


Bei der Definition eines grundrechtlichen Schutzbereichs stelltsich die Frage, 
wie weit dieser zu umschreiben ist. Besonders in der neueren deutschen Lehre 
und Rechtsprechung herrscht die Tendenz, Schutzbereiche zwecksrationa- 
lerer und vorhersehbarerer Grundrechtsanwendung eher eng zu definie- 
ren.1140 Diese Auffassung findet ihren Ursprung mitunter darin, dass das deut- 
sche Bundesverfassungsgericht das Grundrecht der persönlichen Freiheitin 
einem weiten Sinn als allgemeine Handlungsfreiheit umschreibt, 1141 womit 
der Kreis der verfassungsrechtlich geschützten Rechtsgüter praktisch uferlos 
geworden ist.1142 Grundrechte verlieren jedoch an «Glaubwürdigkeit und 
Durchschlagskraft, wenn sie zur verfassungsrechtlichen Beurteilung belie- 
biger Freiheitsbeschränkungen beigezogen werden».1143 Allerdings sollen 
Schutzbereiche nicht deshalb eng definiert werden, um teilweise schwierige 
Abwägungsüberlegungen im Rahmen von Grundrechtskollisionen zu umge- 
hen.1144 So ist die zentrale, freiheitssichernde Funktion der grundrechtlichen 
Schrankendogmatik daraufgerichtet, Grundrechtseingriffe einem Argumen- 
tationszwang- einem «Spiel von Grund und Gegengrund»1145— auszusetzen 
und damit Transparenz zu schaffen sowie einen schonenden Ausgleich kolli- 
dierender Interessen im Einzelfall zu gewährleisten.1146 Die Konkretisierung 


1139 Vgl. im Allgemeinen MÜLLER, Elemente, S.15undS.90; SCHEFER, Gefährdung, S. 464; 
TSCHANNEN, Staatsrecht, $7, N2 und N83. 


1140 Vgl. aus der deutschen Lehre besonders BÖCKENFÖRDE, Schutzbereich, S. 165 ff. und 
aus der deutschen Rechtsprechung bezogen auf die Wirtschaftsfreiheit etwa BVerf- 
GE105, 252 (265 ff.); vgl. dazu SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 18 f.; vgl. ausführlich zur 
Entwicklung enger Gewährleistungsbereiche in der deutschen Lehre und Rechtspre- 
chung MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 62 ff.; vgl. eingehend zu den engen Tatbe- 
standstheorien insbesondere ALEXY, Grundrechte, S.280 ff. 

1141 Vgl. statt vieler BVerfGE 6, 32 (36f.); vgl. die weiteren Beispiele in MARTIN, Grund- 
rechtskollisionen, S. 63 f.; vgl. ausführlich zur weiten Tatbestandstheorie insbeson- 
dere ALEXY, Grundrechte, S. 290 ff.; vgl. dazu MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 69. 

1142 Vgl. MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 64; SCHEFER, Gefährdung, S. 467 f.; vgl. aus- 
führlich BÖCKENFÖRDE, Schutzbereich, S. 168 ff. 

1143 MÜLLER/MÜLLER, Grundrechte 1. Aufl., S.12; krit. betreffend die «Aufblähung» von 
Schutzbereichen auch BOLZ, Schutzobjekt, S.256ff.; vgl. SCHAUB, Finanzierung, 
Fn.1825. 

1144 Vgl. SCHAUB, Finanzierung, S.365; vgl. auch MARTIN, Grundrechtskollisionen, S.74f. 


1145 ALEXY, Grundrechte, S.286; vgl. MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 75; SCHAUB, 
Finanzierung, S.365. 


1146 Vgl. m.w.Verw. MARTIN, Grundrechtskollisionen, S.75; SCHAUB, Finanzierung, S. 365; 
vgl. zum Zweck von Art. 36 BV auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S.1f. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 177 


der Schutzbereiche soll daher stets in Anwendung der teleologischen Ausle- 
gungsmethode aus der Motivation heraus erfolgen, die Unversehrtheit des 
Schutzobjekts möglichst optimal zu garantieren.1147 Dementsprechend be- 
schränkt das Schweizerische Bundesgericht etwa den Schutzbereich der 
persönlichen Freiheit gemäss Art. 10 Abs. 2 BV auf elementare Aspekte der 
Persönlichkeit des Einzelnen.1148 

Im Kontext der Kommunikationsgrundrechte widerspräche es jedoch 
deren Grundgedanken, den grundrechtlichen Schutz auf Inhalte eines be- 
stimmten Wertes einzuschränken, da der Wert einer Äusserung gerade erst 
das Ergebnis und nicht die Bedingungeiner unbeeinflussten kommunikati- 
ven Auseinandersetzung darstellt.1149 In diesem Sinne orientieren sich das 
Bundesgericht wie auch der EGMR für die Bestimmung desgrundrechtlichen 
Schutzbereichs der Kommunikationsfreiheiten nicht am Inhalt einer Mei- 
nungsäusserung, sondern unterstellen auch «inhaltlich provozierende oder 
schockierende Äusserungen» grundrechtlichem Schutz.1150 Was hingegen 
die Funktion einer kommunizierten Äusserung angeht, geniessen mediale 
Inhalte einen erhöhten Schutz, der sich besonders in einer strengeren Verhält- 
nismässigkeitsprüfung äussert.1151 


B. Schutz vor staatlichen Einflussnahmen auf die 
publizistische Tätigkeit: Publizistische Relevanz der Einwirkung 


Medienorganisationen werden an etlichen Punkten durch staatliches Han- 
deln berührt.1152 In Anlehnung an JARASS lässt sich die Medientätigkeit in 
zwei Phasen unterteilen, wobei die erste Phase die Auswahl und Aufberei- 
tung der Inhalte im Rahmen der Recherche- und Redaktionstätigkeit (Produk- 
tionsphase bzw. publizistische Arbeit) und die zweite Phase die Verteilung 
und Wahrnehmung durch das Publikum (Verteilungsphase) umfasst.1153 
Während die Medienfreiheit sowohl die Recherche- und Redaktions-als auch 


1147 SCHEFER, Beeinträchtigung, S.19; ähnlich etwa TSCHANNEN, Staatsrecht, $7, N83; 
vgl. SCHAUB, Finanzierung, Fn. 1825; vgl. ausführlich zur teleologischen Bestimmung 
von Schutzbereichen BOLZ, Schutzobjekt, S. 31 ff. 

1148 Vgl. statt vieler BGE 12716, E. 5.a), S.10f.; vgl. die weiteren Beispiele in SCHEFER, Ge- 
fährdung, Fn. 142; vgl. auch BOLZ, Schutzobjekt, S. 42 ff.; MARTIN, Grundrechtskollisi- 
onen, S. 80 ff.; MÜLLER, Elemente, S. 17 f.; WEBER-DÜRLER, Grundrechtseingriff, S.83. 


1149 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 465; SCHEFER, Kommunikationsgrundrech- 
te, Rz. 56 und Rz. 83; vgl. auch SCHAUB, Finanzierung, Fn. 1825. 


1150 Vgl. statt vieler BGE 1381274, E.2.2.1, S.281; EGMR, Urteil vom 8.7.1986, Lingens v. 
Austria, Nr. 9815/82, Ziff. 41. 


1151 Vgl. bereits$21.B.3.und$21.C.2.b.bb. 
1152 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.80. 
1153 Vgl. ausführlich m.w.Verw. JARASS, Massenmedien, S. 33 ff. 
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die Verbreitungstätigkeit der Medien und damit grundsätzlich beide Phasen 
schützt, 1154 zielt der Unterfall des Staatsunabhängigkeitsgebots primär auf 
den Schutz der Produktionsphase bzw. der publizistischen Tätigkeit und somit 
auf die erste Phase der Medientätigkeit.1155 Dieser Schutz gegen Einwirkun- 
gen auf die Produktion von Medieninhalten steht im Zentrum der Medienfrei- 
heit. Kann der Staat mittels inhaltlicher Einflussnahme einzelne Meinungen 
benachteiligen oder bevorzugen, werden die wirksame Erfüllung der Mei- 
nungsbildungs- und Kontrollfunktion der Medien sowie die Verwirklichung 
des Demokratieprinzips besonders gefährdet. 1156 

Für die Bejahung eines Eingriffs in den Schutzbereich der Staatsunab- 
hängigkeitsgarantie ist folglich vorab danach zu fragen, ob die staatliche 
Einwirkung in irgendeiner berechenbaren Weise zu einer Veränderung der 
zu produzierenden Inhalte bzw. des inhaltlichen Outputs führen kann.1157 
Es ist die Rede von der sog. publizistischen Relevanz einer staatlichen Mass- 
nahme.1158 Da auch eine Einwirkungin der Verteilungsphase auf die Produk- 
tionstätigkeit durchzuschlagen vermag, hängt die publizistische Relevanz 
einer Einwirkung strukturell nicht zwingend mit der Abgrenzung von Inhalts- 
aufbereitung und -verbreitung zusammen.1159 Für die Bejahung einer publi- 
zistisch relevanten Einwirkung erforderlich ist allerdings, dass dieinhaltliche 
Einflussnahme in etwa abgeschätzt werden kann; mitanderen Worten muss 
die staatliche Massnahme eine minimale Steuerbarkeit der Inhaltseffekte 
aufweisen.1160 Somit ist die Betroffenheit des Staatsunabhängigkeitsgebots 


1154 Vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 31; vgl. bereits §2 I. B. 6. 


1155 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.80 und S. 200; vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängig- 
keit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S.86; JARASS, Freiheit des Rundfunks, 
S.31; vgl. auch GROB, Programmautonomie, S.256; MÜLLER/SCHEFER, Gutachten 
Swisscom, S. 8f. 


1156 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 199; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 75; vgl. 
in Bezugauf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 85 f.; 
JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 31; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 381; 
vgl. zur Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung §3 I. D. 2.b.; vgl. zur Mei- 
nungsbildungs- und Kontrollfunktion der Medien § 21. B. 4. b. und § 21I. B. 4. c.; vgl. zur 
Herleitung des Staatsunabhängigkeitsprinzips aus dem Demokratieprinzip §2 I. A. 1. 


1157 JARASS, Massenmedien, S. 200; vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rund- 
funks JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 32; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten 
Swisscom, S. 9f. 


1158 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 80 und S. 200; vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängig- 
keit des Rundfunks JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 32; vgl. auch GROB, Programm- 
autonomie, S.256. 


1159 JARASS, Massenmedien, S. 80. 


1160 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.200f. und S. 211; vgl. zur Steuerbarkeit der Inhaltsef- 
fekte$31.D.2.c. 
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dann zu verneinen, wennjeglicherberechenbare Einfluss der Einwirkungauf 
die Gestaltung der publizistischen Inhalte praktisch ausgeschlossen ist.1161 


C. Schutz vor jeglichen Einwirkungen auf die 
publizistische Tätigkeit: Einflussnahmeverbot 


Fraglich ist, ob hinsichtlich der Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 
bzw. seines Schutzbereichsumfang bereits die blosse Einflussnahme (Ein- 
flussnahmeverbot) oder erst ein dominierender staatlicher Einfluss auf die 
Inhaltsproduktion (Beherrschungs- bzw. Dominanzverbot) zu verhindern ist. 
In der schweizerischen Lehre ist bisweilen zu lesen, das Staatsunabhängig- 
keitsgebot gemäss Art. 93 Abs. 3 BV schütze sowohl vor staatlicher Kontrolle 
als auch vor staatlicher Einflussnahme auf die publizistische Tätigkeit.1162 
Auchein Teil der deutschen Lehre spricht sich insbesondere unter Verweis auf 
die Herleitung des Staatsunabhängigkeitsgrundsatzes aus dem Demokratie- 
prinzip für ein weites Einmischungs- bzw. Beeinträchtigungsverbot aus.1163 
Ein anderer Teil der Lehre hingegen nimmt unter Hinweis auf die Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts zur Grundlegung des Prinzips der 
Staatsunabhängigkeit des Rundfunks im Vielfaltsgebot, wonach «[d]er Rund- 
funk [...] weder dem Staatnoch einer gesellschaftlichen Gruppe ausgeliefert 
werden [darf ]»,1164 ein enges Instrumentalisierungs- bzw. Beherrschungs- 
verbot an.1165 

Die diesbezügliche Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungs- 
gerichts scheint auf den ersten Blick widersprüchlich. 1166 Auf den zweiten 
Blick erklärt sich diese scheinbar uneinheitliche Rechtsprechungallerdings 
dadurch, dass zweiUrteilsarten beobachtet werden können. So wareninden 
Urteilen mit der scheinbaren Annahme eines engen Beherrschungsverbots 
im Wesentlichen staatliche Einwirkungen im Zusammenhang mit der Orga- 
nisation des Rundfunks sowie der Rundfunkaufsicht zubeurteilen, in deren 


1161 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.200f. und S. 211; vgl. in Bezug auf die Staatsunabhän- 
gigkeit des Rundfunks JARASss, Freiheit des Rundfunks, S. 32. 

1162 Vgl. etwa CAPT, Actionnaires, S.124; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N173. 

1163 Vgl. insbesondere GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 91f.; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Finan- 
zierung, S.49. 

1164 BVerfGE 59, 231 (258) (Hervorhebung durch die Autorin). 

1165 Vgl. etwa SCHEEL, Staatsfreiheit, S. 36 f.; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 2. Kap., N39. 

1166 Vgl. die scheinbare Annahme eines Beherrschungsverbots etwa in BVerfGE 136, 9 
(35) und BVerfGE 12, 205 (263) sowie die scheinbare Annahme eines Einflussnahme- 
verbots etwa in BVerfGE 73, 118 (182f.); vgl. die Übersicht der Rechtsprechung des 


Bundesverfassungsgerichts zur Reichweite des Gebots in RAUCHHAUS, Rundfunk, 
S.86 ff. 
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Kontextblosse staatliche Einflussnahmen für zulässig erklärt wurden. 1167 In 
der zweiten Urteilsart mit der scheinbaren Annahme eines weiten Einfluss- 
nahmeverbots hingegen standen sonstige staatliche Befugnisse gegenüber 
dem Rundfunk zur Frage, in deren Kontext das Gerichtblosse Einflussnahmen 
als unzulässig qualifizierte. 1168 Diese scheinbar widersprüchlichen Aussagen 
des Bundesverfassungsgerichts sind vor dem Hintergrund der grundrechts- 
dogmatischen Unterscheidung zwischen dem Eingriffin den Schutzbereich 
auf der ersten sowie der Rechtfertigung des Eingriffs auf der zweiten Stufe zu 
lesen.1169 Diese Lesart ergibt sich etwa aus einem Urteil über die Minderheits- 
beteiligung von Gemeinden am Lokalrundfunk, worin in einem ersten Schritt 
die Betroffenheit des Schutzbereichs der Staatsunabhängigkeitsgarantie auf- 
grund der kommunalen Einflussnahme bejaht und in einem zweiten Schritt 
die staatliche Einwirkung aufgrund des rechtfertigenden Interesses der För- 
derung der lokalen Berichterstattung für zulässig erklärt wurde.1170 Auchim 
Kontext der Förderung von Presseunternehmen spricht sich das Bundesver- 
fassungsgericht explizit für den Schutz vor jeglicher und nicht nur vor beherr- 
schender staatlicher Einwirkung aus.1171 Die mitunter angenommene Her- 
leitung des Staatsunabhängigkeitsprinzips aus dem Vielfaltsgebot ist folglich 
anders als von gewissen deutschen Autoren vertreten nicht bereits zur Be- 
gründung eines engen Schutzbereichs, sondern erst zur Rechtfertigungeines 
Eingriffs in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsprinzips nutzbar zu 
machen.H172 Es ist daher mit GERSDORF und HOFFMANN-RIEM davon auszu- 
gehen, dass das Staatsunabhängigkeitsgebot ein weites Einflussnahmeverbot 
statuiert.1173 

Entsprechend den gemachten Ausführungen rechtfertigt sich auch aus 
der Perspektive des schweizerischen Verfassungsrechts die Ausweitung des 
Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgrundsatzes auf ein weites Ein- 
flussnahmeverbot. Dieselbe Auffassungscheinen auch der Bundesrat und die 


1167 Vgl. etwa BVerfGE 136, 9 (35) und BVerfGE 12, 205 (263); m.w.Verw. HOFFMANN-RIEM, 
Finanzierung, S. 48; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S.24£.; vgl. auch RAUCH- 
HAUS, Rundfunk, S. 93. 


1168 Vgl. etwa BVerfGE73, 118 (182f.); m.w.Verw. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 48; 
HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S. 24 f.; vgl. auch RAUCHHAUS, Rundfunk, S. 93. 


1169 Vgl. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 48f.; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, 
S.25f. 


1170 Vgl. BVerfGE 83, 238 (331); HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 49. 
1171 Vgl. BVerfGE 80, 124 (134); vgl. dazu GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 92. 
1172 Vgl. hierzu §3 II. A. 


1173 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, 
S. 91f.; HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 49; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, 
S.25. 
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schweizerische Lehre zu teilen, wonach staatliche Einflussnahmen auf Radio 
und Fernsehen grundsätzlich zu verhindern sind.1174 So setzt die bestmögli- 
che Verwirklichung der Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion der Medien 
sowie der aus dem Demokratieprinzip fliessenden politischen Rechte einen 
Freiheitsbereich voraus, 4175 in welchem nicht bloss die Verhinderung eines 
beherrschenden staatlichen Einflusses, sondern die Minimierung jeglicher 
staatlicher Beeinflussung medialer Inhalte verfassungsrechtlich geboten 
ist. 1176 Die enge Verbindung des Staatsunabhängigkeitsprinzips zum Viel- 
faltsgebot vermag zwar Beschränkungen des Schutzes vor staatlichen Ein- 
flussnahmen unter Verweis auf das Vielfaltsgebot zu begründen, 1177 doch 
sind vielfaltsbezogene Überlegungen nicht bereits für die Einschränkung 
des Schutzbereichs, sondern erst für die Rechtfertigung eines Eingriffs in 
den Schutzbereich der Staatsunabhängigkeitsgarantie heranzuziehen. 1178 
Folglich unterstehen jegliche staatliche Einwirkungen mit publizistischer 
Relevanz unabhängig von ihrer Intensität einem Rechtfertigungszwang. 1179 


D. Schutz primär vor indirekter Beeinflussung der publizistischen 
Tätigkeit (Gefährdungsschutz) 

1. Schutz primär vor indirekten Einflussnahmen durch staatliche 
Organisationsmassnahmen 


Wie bereits erläutert, schützt das Prinzip der Staatsunabhängigkeit inseiner 
subjektiv-rechtlichen Dimension vor unzulässigem staatlichem Einfluss auf 
die Medien als Organisationen bzw. Institutionen und nimmt dadurch Teilam 


1174 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S. 8f.; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S.720; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5018; vgl. auch BARRELET/WERLY, Droit de 
laCommunication, Rz. 227; CAPT, Actionnaires, S.124; BJ, Gutachten Swisscom, S. 223; 
HANGARTNER, Unabhängigkeit, S.1186; KLEY, Gutachten Swisscom, RZ. 6; MÜLLER/ 
SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 494; vgl. aus der älteren schweizerischen 
Lehre etwa HUBER, Gutachten, S. 63; RIKLIN, Programmfreiheit, S. 41; missverständ- 
lich GROB, Programmautonomie, S. 255 ff. 

1175 Vgl. zur Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion der Medienfreiheit § 2I. B. 4. b. und 
§2 I. B. 4. c.; vgl. zur Herleitung des Staatsunabhängigkeitsprinzips aus dem Demo- 
kratiegebot §2 II. A. 

1176 Vgl. BVerfGE 90, 60 (88 f.); HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 49; HOFFMANN-RIEM, 
Rundfunkaufsicht, S. 25; vgl. mit Bezug auf das Demokratiegebot insbesondere GERS- 
DORF, Staatsfreiheit, S. 91 f.; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S. 8f. 

1177 Vgl. zur objektiv-rechtlichen Dimension des Staatsunabhängigkeitsgebots als Korre- 
lat zum ebenfalls objektiv-rechtlichen Vielfaltsgebot im Medienbereich §2 1. C. 

1178 Vgl. zur Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des Staatsunabhängig- 
keitsgebots $3 II. 

1179 Vgl. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 49; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten 
Swisscom, S. 8f. 
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Schutz der sog. institutionellen Medienfreiheit.1180 Im Gegensatz zur inhalt- 
lichen, dem verstärkten Schutz von Medienäusserungen dienenden Seite der 
Medienfreiheit bezweckt deren institutionelle Seite die Gewährleistungvon 
Rechten mit einem lediglich indirekten Zusammenhang zu medialen Inhal- 
ten.1181 Damit wird der Schutzbereich der Medienfreiheit aufin den institu- 
tionellen Rahmenbedingungen entstehende Eingriffe ausgeweitet und das 
subjektive Abwehrrecht durch Aspekte einer organisatorischen Auslegung 
ergänzend verstärkt.1182 Als Unterfall der institutionellen Medienfreiheit ist 
das Staatsunabhängigkeitsgebot entsprechend nicht primär auf den Schutz 
vor direkter, sondern vor indirekter staatlicher Beeinflussung der publizisti- 
schen Tätigkeit ausgerichtet.1183 

In diesem Zusammenhang ist die Rechtsprechung des deutschen Bun- 
desverfassungsgerichts betreffend die Rundfunkfreiheit zu wiederholen, 
wonach diese nicht nur vor direkten Einflüssen auf die Inhaltsbearbeitung 
schützt, sondern ebenfalls vor Einflussnahmen, welche die Auswahl und Ge- 
staltung der Inhalte indirekt beeinträchtigen können.1184 Der Staat verfügt 
über solche subtilen Mittel mittelbarer Einwirkungen, «weil er [...] im Inter- 
esse des Normziels von Art. 5 Abs. 1 GG den Rundfunk organisiert, konzessi- 
oniert, mit Übertragungskapazitäten versieht, beaufsichtigt und zum Teil 
auch finanziert».1185 Auch gemäss der schweizerischen Lehre bezweckt die 
Staatsunabhängigkeitsgarantiein erster Linie den Schutz vor indirekten Ein- 
wirkungen auf mediale Inhalte mittels staatlicher Massnahmen, die Vorgaben 
in Bezug auf die Aufgabenerfüllung durch Medien sowie deren Beaufsichtigung 
und Finanzierung betreffen.!186 In der vorliegenden Arbeit wird dabei von 
staatlichen Organisationsmassnahmen gesprochen. Ob eine staatliche Ein- 
wirkung als direkt oder indirekt zu betrachten ist, hängt mit dem bereits 


1180 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.85; OSTER, Media Law, S. 52; vgl. auch HANGARTNER, 
Unabhängigkeit, S.1184f.; vgl. §2 I. B. 6. 

1181 Vgl. zur institutionellen Seite der Medienfreiheit OSTER, Media Freedom, S. 84f.; 
OSTER, Media Law, S. 52; vgl. auch GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, N9; ZELLER/ 
KIENER, BSK BV, Art. 17 BV, N18. 

1182 Vgl. in Bezug auf die Pressefreiheit m.w.Verw. DEGENHART, BK GG, Art. 5 Abs. 1 und 
2 GG, N69; DEGENHART, Medienkonvergenz, S. 1303; vgl. auch CAO, Parteien, S. 55; 
STARCK/PAULUS, GG-Komm., Art. 5 GG, N65. 

1183 Vgl. OSTER, Media Freedom, S. 85; OSTER, Media Law, S. 52; vgl. zum Ganzen bereits 
ausführlich § 21. B. 6. 

1184 Vgl. BVerfGE 59, 231 (260); BVerfGE 73, 118 (182 f.); vgl. dazu etwa GERSDORF, Staatsfrei- 
heit, S. 98 f.; GROB, Programmautonomie, S. 256. 

1185 BVerfGE 90, 60 (88 f.); vgl. m.w.Verw. ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N34. 

1186 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen PEDUZZI, Mei- 
nungs- und Medienfreiheit, S.143; vgl. auch GROB, Programmautonomie, S.256 und 
S.271; vgl. aus der deutschen Lehre GERSDORF, Staatsfreiheit, S.100. 
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angesprochenen Kriterium der Steuerbarkeit des Einflusses auf die Gestaltung 
der Medieninhalte zusammen.1187 Da staatliche Organisationsmassnahmen 
regelmässig nicht direkt auf konkrete Inhalte Bezug nehmen, ist deren Ein- 
fluss auf die Gestaltung der publizistischen Inhalte weniger berechenbar.1188 


2. Schutz vorindirekten Einwirkungen als Gefährdungsschutz 
a. Einleitende Bemerkungen 


In der Lehre wird für die dogmatische Einordnung der indirekten Einwirkun- 
gen auf den publizistischen Inhalt bisweilen auf die Gefässe des mittelbaren 
und des faktischen Grundrechtseingriffs zurückgegriffen.t189 Die Figur des 
mittelbaren Grundrechtseingriffs steht für Beeinträchtigungen, die bloss 
indirekt miteiner staatlichen Handlung zusammenhängen undsomit deren 
Reflexwirkung darstellen.1190 Insbesondere im Rahmen der Kommunikati- 
onsgrundrechte wird hierfür der aus dem U.S.-amerikanischen Verfassungs- 
recht stammende Begriff des «chilling effect» verwendet, womit der Staat, 
anstatt direkt bestimmte Inhalte zu beeinflussen, aufindirekte Weise vor Äus- 
serungen abschreckt.1191 Vor dem Hintergrund des mittelbaren Grundrechts- 
eingriffs wäre somit danach zu fragen, ob die staatliche Massnahme mediale 
Inhalte im Zuge einer mehr oder weniger langen Kausalkette zu beeinträch- 
tigen vermag.1192 Die Figur des faktischen Grundrechtseingriffs umfasst Be- 
einträchtigungen der tatsächlichen Voraussetzungen für die Grundrechtsaus- 
übung. 1193 In diesem Kontext wäre für die Betroffenheit des Schutzbereichs 
des Staatsunabhängigkeitsgebots danach zu fragen, inwiefern staatliche 
Handlungen in Bezug auf die Rahmenbedingungen der Medientätigkeit eine 


1187 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.201f.; vgl. sogleich $31.D.2.c. 


1188 Vgl. FUX, Programmaufsicht, S.135; GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 98; vgl. auchJARASS, 
Massenmedien, S.201f., der statt von direkten und indirekten Einflussnahmen von 
manifesten und latent-potenziellen Medieneinwirkungen spricht. 


1189 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug aufmittelbare Eingriffe in die Rundfunkfreiheit 
etwa GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 98 f.; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 310; vgl. 
aus der schweizerischen Lehre in Bezug aufmittelbare bzw. faktische Beeinflussungen 
der publizistischen Tätigkeit etwa GROB, Programmautonomie, S.256, Fn.21undS.265; 
vgl. zu den mittelbaren bzw. faktischen Eingriffen im Allgemeinen TSCHANNEN, Staats- 
recht, $7, N88ff. 

1190 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 449f.; vgl. auch TSCHANNEN, Warnungen, 
Rz.88. 

1191 Vgl. etwa BGer, Urteil vom 2.3.2018, 1C_598/2016, E. 4.1; MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, 
S.375; vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S.450f.; SCHEFER, Kommunikations- 
grundrechte, Rz. 71ff. 

1192 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks m.w.Verw. GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S. 100; vgl. zum Kriterium der publizistischen Relevanz $31.B. 

1193 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 451f.; vgl. auch TSCHANNEN, Warnungen, 
Rz.88. 
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Beeinträchtigung der Inhaltsproduktion bewirken können.1194 Da die dog- 
matischen Gefässe des mittelbaren und faktischen Grundrechtseingriffs von 
der Lehre teilweise uneinheitlich und vom Schweizerischen Bundesgericht 
nur selten verwendet werden, 1195 wird im Folgenden darauf verzichtet. 

Stattdessen wird auf das Konzept der Grundrechtsgefährdung bzw. der 
Gefahr einer Grundrechtsverletzung zurückgegriffen. Der Dogmatik des mit- 
telbaren und faktischen Grundrechtseingriffs istgemeinsam, dass sie mitun- 
ter zu beantworten versuchen, inwieweit die blosse Grundrechtsgefährdung 
vom Schutzbereich erfasst und der Grundrechtsschutz somit vorverlagert 
werden soll.1196 Auf dieser Frage gründet auch die Figur der staatlichen prä- 
ventiven Schutzpflichten, die den Staat zur Ergreifung von Massnahmen zur 
VerhinderungvonGrundrechts-bzw.Rechtsgutsverletzungenverpflichten.1197 
Besonders betreffend staatliche Organisationsmassnahmen ist es aufgrund 
ihrer eingeschränkten Steuerbarkeit der Inhaltseffekte schwierig zu beurtei- 
len, ob und inwieweit im konkreten Einzelfalltatsächlich eine Beeinflussung 
bestimmter Medieninhalte erfolgt.1198 Damit aktualisiert sich das Bedürfnis, 
zwecks Gewährleistung eines effektiven Schutzes der publizistischen Tätig- 
keit nicht erst die Verletzung der Medienfreiheit durch die tatsächliche staat- 
liche Beeinflussung bestimmter Inhalte zu schützen, sondern den Grund- 
rechtsschutz vorzuverlagern und bereits auf die Möglichkeit bzw. die Gefahr 
inhaltlicher Beeinflussung abzustellen.1199 Entscheidend für die Betroffenheit 
des Schutzbereichs der Staatsunabhängigkeitsgarantie sind somit weniger 
die tatsächlichen Inhaltsauswirkungen an sich als deren Gefahr.1200 

Für die Schutzbereichskonkretisierung ist folglich zu eruieren, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchem Mass die Möglichkeit, dass der 
Staat auf die publizistische Tätigkeit Einfluss nehmen kann, grundrechtlich 
relevant wird. Grundsätzlich gilt, dass zur Verhinderung eines grenzenlos 
gewährten Grundrechtsschutzes für die Bejahung eines Eingriffs in den 


1194 Vgl. betreffend die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks m.w.Verw. GERSDORF, Staats- 
freiheit, S.100f.; GROB, Programmautonomie, S.256. 


1195 Vgl. m.w.Verw. TSCHANNEN, Warnungen, Rz. 88; vgl. zur bundesgerichtlichen Recht- 
sprechung etwa BGE 118 V 206, E. 5.b), S. 211 und BGE 113 V 22, E. 4.d), S. 32. 


1196 Vgl. SCHEFER, Gefährdung, S. 451f.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa OSSENBÜHL, 
Grundrechtsgefährdungen, S. 159f. 


1197 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 447f.; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, 
S. 43; SCHEFER, Kerngehalte, S.255f. 


1198 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.201. 


1199 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 201; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, 
S.8f. 


1200 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks JARASS, Freiheit des Rund- 
funks, S. 32. 
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Schutzbereich durch Gefährdungen von Grundrechts-bzw. Rechtsgutsverlet- 
zungen eine gewisse Schwere ($31.D.2.b.) und Wahrscheinlichkeit (§3 I. D. 
2.c.) der potenziellen Verletzung vorliegen müssen.1201 


b. Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung 


Lehre und Praxis haben im Zusammenhang mit der Verletzunggrundrecht- 
lich geschützter Rechtsgüter die Fallgruppen der leichten und der schweren 
Grundrechtsverletzung gebildet sowie dabei Mindestmasse an erforderlichen 
Intensitäten statuiert.1202 Im Falle blosser Grundrechtsgefährdungen hinge- 
gen- sprich mit abnehmender Wahrscheinlichkeit einer Verletzung - gelten 
diese Minima nicht mehr, sondern es ist an die Schwere der drohenden Verlet- 
zungein zunehmend höherer Massstab anzulegen.1203 Für die Eruierung der 
Schwere der drohenden Verletzung sind die Kriterien der individuellen Betrof- 
fenheit ($3 I. D. 2. b. aa.), der Unwiderruflichkeit der Schutzgutsverletzung 
($31.D.2.b.bb.) und der demokratischen sowie rechtsstaatlichen Bedeutung 
des Schutzobjekts (§3 I. D. 2. b. cc.) zu berücksichtigen. 


aa. Individuelle Betroffenheit 

Das Kriterium der individuellen Betroffenheit wird vom Bundesgericht zur 
Abgrenzung zwischen leichten und schweren Grundrechtseingriffen heran- 
gezogen.1204 In Bezug auf die Kommunikationsgrundrechte stellen inhalts- 
bezogeneEinwirkungengrundsätzlichschwere Grundrechtseingriffe dar.1205 
Dies gilt besonders betreffend die Beeinflussung von Medieninhalten, die in- 
nerhalb der Kommunikationsfreiheiten einen erhöhten Schutzgeniessen.1206 
Da das Staatsunabhängigkeitsgebot als Schutz vor staatlichen Einflussnahmen 
mit publizistischer Relevanz letztlich - wenn zwar nur indirekt- auf den 
Schutz von Medieninhalten zielt, ist die drohende Rechtsgutsverletzung vor 
dem Hintergrund der individuellen Betroffenheit als grundsätzlich schwere 
zu qualifizieren. 


1201 SCHEFER, Gefährdung, S. 473. 
1202 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 474. 


1203 SCHEFER, Gefährdung, S. 474. Das Kriterium der drohenden Verletzungsschwere ist 
auch im Rahmen der Beurteilung grundrechtlicher Schutzpflichten und faktischer 
Grundrechtseingriffe von wesentlicher Bedeutung (vgl. m.Verw. auf die Rechtspre- 
chung des EGMR und des Bundesgerichts SCHEFER, Gefährdung, S. 474). 


1204 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 476. 


1205 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 381 f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, 
S.75; SCHEFER, Kommunikationsgrundrechte, Rz.83f. 


1206 Vgl. ausführlich m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 380 ff.; vgl. auch MÜLLER/ 
SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S. 456 ff.; vgl. bereits$21.B.3. 
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bb. Unwiderruflichkeit der Schutzgutsverletzung 


Weiteres Kriterium für die Beurteilung der Verletzungsschwere ist die Unwi- 
derruflichkeit der Schutzgutsverletzung. Diese liegt besonders bei Verlet- 
zungen von Leib und Leben sowie der persönlichen Freiheit vor, nicht aber 
etwa bei Verletzungen des Eigentums durch Enteignungen, da diese mittels 
Rückübereignungsansprüchen rückgängig gemacht werden können.1207 
Stellen Grundrechtsverletzungen irreparable Rechtsgutsverletzungen dar, 
ist eine gewisse Vorverlagerung des Grundrechtsschutzes auf Gefährdungen 
selbstverständlich, soll der Grundrechtsschutz nicht zum blossen Kompen- 
sationsschutz reduziert werden.1208 Da in Bezug aufinhaltsbezogene Ein- 
wirkungen nur schwierig denkbar ist, wie eine einmal eingetretene Einfluss- 
nahme auf Medieninhalte wieder rückgängig gemacht werden kann, dürfte die 
Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung auch vor dem Hintergrund 
des Kriteriums der Irreversibilität der Rechtsgutsverletzung zu bejahen sein. 


cc. Demokratische undrechtsstaatliche Bedeutung des Schutzobjekts 


Für die Bestimmung der Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung ist 
zudem nach der Bedeutung des Schutzobjekts für die demokratische und 
rechtsstaatliche Ordnung des Gemeinwesens zu fragen.1209 Diese Frage stand 
etwa im Rahmen der bundesgerichtlichen Praxis zur Anerkennung der un- 
geschriebenen und inzwischen in 30 Abs. 1 BV verbürgten grundrechtlichen 
Garantie der richterlichen Unabhängigkeit im Zentrum.!210 In diesem Zusam- 
menhang hielt das Bundesgericht fest, dass die Garantie der Unabhängigkeit 
der Richterinnen und Richter von den anderen zwei Staatsgewalten als Kon- 
kretisierung des Gewaltenteilungsgrundsatzes mitunter «dem Vertrauen der 
Betroffenen in dasrechtsstaatliche konkrete Justizverfahren [dient] undihnen 
die innere Anerkennung des Gerichtsurteils [ermöglicht]. Aus der Sicht der 
Rechtsgemeinschaft geht es schliesslich um das Vertrauen in das gerichtliche 
Verfahren und letztlich die Legitimation von Gerichten in einem demokrati- 
schen Rechtsstaat überhaupt.»1211 Entsprechend der dadurch eingeräumten, 
vorwiegend rechtsstaatlichen Tragweite der Garantie der richterlichen Unab- 
hängigkeit undin Anbetracht des Umstands, dass die richterliche Befangen- 
heit als innerer Zustand nur schwierig nachweisbar ist, soll das Grundrecht 


1207 Vgl. aus der deutschen Lehre OSSENBÜHL, Grundrechtsgefährdungen, S. 162. 


1208 Vgl. m.w.Verw. auf die Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts 
OSSENBÜHL, Grundrechtsgefährdungen, S.162. 


1209 Vgl. m.w.Verw. auf die deutsche Lehre SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 48. 
1210 SCHEFER, Gefährdung, S. 476. 
1211 BGE1141a50,E.3.c), S. 55f.; vgl. dazu KIENER, Richterliche Unabhängigkeit, S. 55f. 
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auch vor der blossen Möglichkeit der Einflussnahme aufdie Rechtsprechung 
schützen, die den Anschein der Befangenheit und damit die Gefahr der Abhän- 
gigkeit zu begründen vermag.1212 

Diese Ausführungen weisen auf eine gewisse Ähnlichkeit zwischen der 
Garantierichterlicher Unabhängigkeit und jener der Staatsunabhängigkeit der 
Medien hin.1213 So lässt sich die Staatsunabhängigkeitsgarantie zwar wie be- 
reits erläutert nicht aus dem Gewaltenteilungsprinzip ableiten, 1214 doch wei- 
sen die Medien aufgrund ihrer Kontrollfunktion eine strukturelle Nähe zur 
Justiz auf. Die Überwachung staatlicher Macht durch die mediale Öffentlich- 
keit stellt nebst der klassischen gegenseitigen Kontrolle von Regierung, Parla- 
ment und Justiz ein Wesenselement der Demokratie dar.1215 Erhält der Staat 
als zentraler Adressat medialer Kontrolle die Möglichkeit zur Beeinflussung 
publizistischer Tätigkeit, verlieren die Medien jene für den legitimatorischen 
Rückkoppelungsprozess der Vermittlung von Informationen aus dem gesell- 
schaftlichen in den staatlichen Bereich erforderliche Glaubwürdigkeit, wo- 
durch letztlich die demokratische Legitimität der staatlichen Organe Scha- 
den nimmt.1216 Im Vergleich zur rechtsstaatlich bedeutenden Garantie der 
richterlichen Unabhängigkeit weist das Gebot der Staatsunabhängigkeit der 
Medien somit eine in gewisser Hinsicht ähnliche, wenngleich primär demo- 
kratische Bedeutung auf. Folglich dürften gute Gründe dafür sprechen, den 
Grundrechtsschutz für das Staatsunabhängigkeitsprinzip analog zur bundes- 
gerichtlichen Praxis betreffend die Garantie richterlicher Unabhängigkeit 
auf die blosse Möglichkeit publizistischer Einflussnahme, die den Anschein 
der Beeinflussung zu begründen vermag, vorzuverlagern.1217 Hierfür spricht 
zudem die Tatsache, dass die Beeinflussung von Medieninhalten wie auch 
die Befangenheit der Richterinnen und Richter nur schwierignachzuweisen 
ist.1218 Dementsprechend dürfte die drohende Grundrechtsverletzungauch 
mit Blick aufdie demokratische Bedeutung staatlich unbeeinflusster Medien- 
inhalte als grundsätzlich schwere zu bezeichnen sein. 


1212 Vgl. etwa BGE 1141a50, E.3.b), S. 54f.; SCHEFER, Gefährdung, S. 476; vgl. m.w.H. auf 
die Rechtsprechung des EGMR und des Bundesgerichts KIENER, Richterliche Unab- 
hängigkeit, S.236f.; vgl. ausführlich zur Gewährleistung der richterlichen Unbefan- 
genheit bzw. Unabhängigkeit KIENER, Richterliche Unabhängigkeit, S. 61 ff. 


1213 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, Fn. 17; vgl. aus der österreichischen 
Lehre etwa BERKA, Governance, S 60f. 


1214 Vgl. ausführlich § 2I. B. 

1215 Vgl. KLOEPFER, Öffentliche Meinung, Rz. 18; vgl. ausführlich hierzu §21. B. 4. c. 
1216 Vgl. bereits §2 I. B. 4. c. 

1217 Vgl. im Ergebnis auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S. 8f. 

1218 Vgl. bereits §3 I. D. 2.a. 
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c. Wahrscheinlichkeit der Grundrechtsverletzung 
aa. Einleitende Bemerkungen 


Damit grundrechtliche Schutzbereiche auf den Schutz vor Grundrechtsge- 
fährdungen ausgeweitet werden können, muss die eine bestimmte Schwere 
aufweisende Schutzgutsverletzung zudem mit einer gewissen Wahrschein- 
lichkeit drohen. Diese beiden Kriterien hängen insoweit zusammen, als mit 
zunehmender Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung eine umso 
geringere Verletzungswahrscheinlichkeit vorliegen muss, womit sie in einem 
umgekehrt proportionalen Verhältnis zueinander stehen.1219 In der bundes- 
gerichtlichen Rechtsprechung spielt die Verletzungswahrscheinlichkeit etwa 
im Zusammenhang mit der abstrakten Normenkontrolleeine Rolle, in deren 
Rahmen nach der Wahrscheinlichkeit der grundrechtswidrigen Anwendung 
einer generell-abstrakten Norm im Einzelfall gefragt wird.1220 Vorliegend 
kann die Wahrscheinlichkeit einer Grundrechtsverletzung mit der Unmittel- 
barkeit der inhaltlichen Beeinflussung bzw. der Steuerbarkeit.der Inhaltseffekte 
der staatlichen Einwirkung gleichgesetzt werden.1221 Je kürzer die Kausalkette 
zwischen staatlicher Massnahme und publizistischer Einflussnahme bzw. je 
direkter die staatliche Einwirkung auf den Inhalt, umso höher die Steuerbar- 
keit der Inhaltseffekte und je wahrscheinlicher folglich die tatsächliche Ein- 
flussnahme auf die publizistische Tätigkeit.1222 Vor diesem Hintergrund wird 
der enge Zusammenhang desKriteriums der Verletzungswahrscheinlichkeit 
mit der Frage der Vorhersehbarkeit der Schutzgutsverletzung bzw. des ad- 
äquaten Kausalzusammenhangs zwischen der staatlichen Massnahme und 
der Grundrechtsverletzungim Rahmen der Zurechenbarkeit ersichtlich. 1223 


1219 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Gefährdung, S. 473 und S. 477. 


1220 Vgl. etwa BGE 1291232, E.3.4.3,S.240f., wonach «in Einbürgerungsverfahren [...] die 
Gefahr besteht, dass die «Eignung eines Bewerbers aufgrund seiner Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten ethnischen-kulturellen Gruppe verneint wird, die von der Mehr- 
heit als «fremd» empfunden wird. [...] Ohne eine Begründungspflicht besteht die Ge- 
fahr, dass das Diskriminierungsverbot faktisch leerläuft»; vgl. m.w.Verw. SCHEFER, 
Gefährdung, S. 478; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S.45. 


1221 Vgl. im Allgemeinen m.w.Verw. auf die Dogmatik der staatlichen Schutzpflichten 
SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 49, etwa im Rahmen der Rechtsprechung des EGMR 
mit der dort verwendeten Formulierung des «real and immediate risk» (vgl. statt 
vieler EGMR, Urteil vom 24.10.2002, Mastromatteo v. Italy, Nr. 37703/97, Ziff. 68). 


1222 Vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, 
S.100. 


1223 Vgl. SCHEFER, Gefährdung, S. 478; WEBER-DÜRLER, GrTundrechtseingriff, S.88f. und 
S.90f.; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 51; vgl. im Kontext der Staatsunab- 
hängigkeit des Rundfunks JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 31f.; vgl. im Zusammen- 
hang mit dem Selbstverwaltungsrecht der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
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Diesbezüglich ist weder allein auf den Blickwinkel der entscheidenden Be- 
hörde abzustellen, noch müssen die konkreten Folgen vorhersehbar sein, 
sondern es ist eine objektivierte Perspektive einzunehmen.!224 

An dieser Stelle istin Erinnerung zu rufen, dass die Staatsunabhängig- 
keitsgarantie vor Einwirkungen aufMedieninhalte und damit vorgrundsätz- 
lich schweren Grundrechtsverletzungen schützen soll, womit an die Verlet- 
zungswahrscheinlichkeit im Allgemeinen geringere Anforderungen zu stellen 
sind. Zur Beurteilung der Wahrscheinlichkeit einer staatlichen Beeinflussung 
von Medieninhalten sind die Kriterien des Inhaltsbezugs der staatlichen 
Massnahme und der Flexibilität der Behörde bei der konkreten Entscheidung 
heranzuziehen.1225 Dabei ist zwischen staatlichen Massnahmen in der Form 
individuell-konkreter Anwendungsakte und generell-abstrakter Rechtsakte 
zu differenzieren, wobei jedoch relativierend auf den nur graduellen Unter- 
schied zwischen generell-abstrakten und individuell-konkreten Rechtsakten 
hinzuweisen ist.1226 Keinen Einfluss auf die Steuerbarkeit der Inhaltseffekte 
und damit auf die Verletzungswahrscheinlichkeit hat die begünstigende 
oder belastende Natur der staatlichen Massnahme, da mittels beider Ein- 
wirkungsarten in gleichem Masse auf Medieninhalte Einfluss genommen 
werden kann.1227 


bb. Inhaltsbezug bzw. Inhaltsmanifestanz 


Das Kriterium des Inhaltsbezugs bzw. der sog. Inhaltsmanifestanz ist für die 
Beurteilung der Verletzungswahrscheinlichkeit sowohl durch individuell- 
konkrete Anwendungsakte als auch durch generell-abstrakte Normen von 
Bedeutung. So hängt die Steuerbarkeit des Einflusses auf die publizistische 
Tätigkeit mitunter davon ab, inwieweit eine staatliche Massnahme aufbe- 
stimmte Medieninhalte Bezug nimmt und jene damit «für die staatliche 
Einwirkung nach deren Begründung und praktischen Durchführung von 


SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.310; vgl. ausführlich zur Voraussehbarkeit 
nicht beabsichtigter Folgen im Zusammenhang mit der Zurechenbarkeit eines 
Grundrechtseingriffs bzw. mit der grundrechtlichen Verantwortlichkeit des Staats 
TSCHANNEN, Warnungen, Rz.101f. 

1224 Vgl. SCHEFER, Gefährdung, S. 478f.; WEBER-DÜRLER, Grundrechtseingriff, S.88f.und 
S.90f. 

1225 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 112f. und S. 201 f.; vgl. im Kontext der Staatsunabhängig- 
keit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 98. 

1226 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 46; vgl. im Allgemeinen zu Grund- 
rechtseingriffen in der Form generell-abstrakter und individuell-konkreter Rechtsakte 
EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N15. 

1227 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 203, vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rund- 
funks GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 101. 
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deutlich erkennbarer Relevanz» sind.1228 Der Inhaltsbezug einer staatlichen 
Massnahme bestimmt sich nach deren Nähe zum Medieninhalt und nach der 
Bestimmtheit bzw. dem Ermessensspielraum aus Sicht des Adressaten.1229 Je 
leichter der Bezugeiner Massnahme zum Medieninhalt ausgemacht werden 
kann und je höher deren inhaltliche Bestimmtheit, desto höher wird die Steu- 
erbarkeit der Inhaltseffekte und damit die Wahrscheinlichkeit der publizis- 
tischen Einflussnahme.1230 Betreffen somit staatliche Massnahmen wie etwa 
Leistungsaufträge von Service-public-Medien inhaltsnahe Aspekte, muss der 
Abstraktionsgrad hoch sein, um die Steuerbarkeit der Inhaltseffekte gering 
zu halten.1231 Bezieht sich die staatliche Massnahme hingegen lediglich auf 
inhaltsferne Aspekte wie etwa die geografische Festlegung eines Leistungs- 
gebiets von Service-public-Medien, besteht trotz hoher Bestimmtheit eine nur 
geringe Wahrscheinlichkeit inhaltlicher Beeinflussung. 1232 Die Schwelle zwi- 
schen einer blossen Schutzgutsgefährdungund einer Grundrechtsverletzung 
ist spätestens dann überschritten, wenn die staatliche Massnahme eine der- 
art grosse inhaltliche Nähe und Bestimmtheit aufweist, dass ein konkreter 
publizistischer Inhalt tatsächlich durch den Staat gesteuert wird.1233 
Betreffend staatliche Organisationsmassnahmen mit publizistischer Rele- 
vanz wird regelmässig nicht direkt aufpublizistische Inhalte Bezuggenom- 
men,1234 womit der Staat die Medieninhalte nur eingeschränkt steuern kann. 
Vor dem Hintergrund des Inhaltsbezugs wird dadurch die Wahrscheinlich- 
keit der effektiven inhaltlichen Beeinflussung im Allgemeinen verringert. Da 
jedoch die drohende inhaltliche Einflussnahme wie bereits erwähnt eine 
grundsätzlich schwere Grundrechtsverletzung darstellt, dürfte auch ein 
bloss geringer Inhaltsbezug der fraglichen Massnahme den grundrechtli- 
chen Gefährdungsschutz durch die Staatsunabhängigkeitsgarantie nicht 
entfallen lassen.1235 Dieser wäre hingegen spätestens dann zu verneinen, 
wenn eine staatliche Organisationsmassnahme aufgrund von ihrer Ferne zur 


1228 JARASS, Massenmedien, S. 201 f.; vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rund- 
funks GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 98. 


1229 Vgl. im Zusammenhang mit dem Selbstverwaltungsrecht der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 310f. 


1230 Vgl. im Kontext des Selbstverwaltungsrechts der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 311. 


1231 Vgl. im Zusammenhang mit dem Selbstverwaltungsrecht der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 314; vgl. hierzu ausführ- 
lich §4 V. B. 1. 


1232 Vgl. näher dazu § 4 V. B. 1. b. aa. 


1233 Vgl. zum Verhältnis der Staatsunabhängigkeitsgarantie zur rundfunkrechtlichen 
Programmautonomie §3 I.G. 


1234 Vgl. §3 I.D. 2. 
1235 Vgl. bereits §3 I. D. 2. c. aa. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 191 


publizistischen Tätigkeit keinerlei berechenbaren Einfluss auf die Gestaltung 
der publizistischen Inhalte ermöglicht und somit keinerlei publizistische 
Relevanz aufweist.1236 


cc. Flexibilität bzw. Handlungsspielraum der Behörde 


Für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit der inhaltlichen Einflussnahme 
durch einen generell-abstrakten Rechtsakt ist zudem das Kriterium der sog. 
Flexibilität bzw. des Ermessensspielraums der Behördebei der konkreten Ent- 
scheidung heranzuziehen.1237 So wird dem Staat die Einflussnahme aufbe- 
stimmte Medieninhalte umso eher ermöglicht, je weiter sein Handlungsspiel- 
raum ist, da dadurch an den Inhalt knüpfende Erwägungen in die Entscheidung 
Eingang finden können.!238 In diesem Zusammenhang hielt das deutsche Bun- 
desverfassungsgericht im Kontext der Lizenzierung bzw. Zulassung von Rund- 
funkveranstaltern fest: «Der staatlichen Behörde dürfen keine Handlungs-und 
Wertungsspielräume eingeräumt sein, die es ermöglichen, dasssachfremde, 
insbesondere die Meinungsvielfalt beeinträchtigende Erwägungen Einfluss 
auf die Entscheidung [...] gewinnen können. Das gilt umso mehr, als sich der- 
artige Wertungsfreiräume nicht nur auf die konkrete Entscheidung, sondern 
bereits im Vorfeld als Druckmittel oder gar als <Selbstzensun: [...] auswirken 
können.»1239 Eine hohe Flexibilität der entscheidenden Behörde führt somit 
zu einer höheren Berechenbarkeit der inhaltlichen Einflussnahme, indem 
sich eine staatliche Massnahme zwarihrer äusseren Form nach nicht aufeinen 
bestimmten Medieninhalt bezieht, die Massnahme hingegen verdeckt sehr 
wohl von diesem Inhalt abhängig gemacht werden kann. 1240 

Die Flexibilität des Staats ergibt sich in materieller Hinsicht aus der Be- 
stimmtheit der angewendeten Norm und in formeller Hinsicht aus der Regelung 
des angewendeten Verfahrens. Je weiter der eingeräumte Ermessensspielraum, 
je unbestimmter ein Rechtsbegriff und je ungeregelter der Entscheidungs- 
weg, umso eher werden inhaltsbezogene Wertungsspielräume eröffnet.1241 


1236 Vgl. zum Kriterium der publizistischen Relevanz $31.B. 

1237 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.204f.; vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit des 
Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S.102f.;JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 32f.; 
vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 49 f. 


1238 Vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, 
5.102. 


1239 BVerfGE 73, 118 (183); vgl. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 51. 


1240 JARASS, Massenmedien, S.204 und S. 210; vgl. im Kontext der Staatsunabhängigkeit 
des Rundfunks JARASss, Freiheit des Rundfunks, S. 32f. 


1241 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.204 und S. 210; m.w.H. im Zusammenhang mit der 
Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, Staatsfreiheit, S.102; vgl. auch 
HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S.49f.; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 32f. 


192 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Sind hingegen etwa die Kriterien für Subventionsvergaben gesetzlich genau 
festgelegt und sind detaillierte Verfahrensvorschriften zu befolgen, ist das Ein- 
flusspotenzial der vergebenden Behörde geringer.1242 In diesem Zusammen- 
hang ist die durch weite Handlungsspielräume eröffnete Gefahr zunennen, 
dass gewisse Inhalte aus Angst vor allfälligen Repressalien bzw. zur Erlangung 
bestimmter Vorteile im Sinne einer «Selbstzensur» gar nicht erst oder anders 
publiziert werden, womit der bereits erläuterte «chilling effect» staatlicher 
Massnahmen angesprochen ist.1243 

In Bezug auf staatliche Organisationsmassnahmen mit publizistischer 
Relevanz, die in der Regel bereits vor dem Hintergrund des Inhaltsbezugs 
eine geringere Steuerbarkeit der Inhaltseffekte aufweisen, 1244 kann die Wahr- 
scheinlichkeit derinhaltlichen Beeinflussung durch generell-abstrakte Rechts- 
akte dadurch weiter verringert werden, dass die gesetzliche Bestimmung der 
entscheidenden Behörde in materieller und formeller Hinsichtlediglich einen 
geringen Handlungsspielraum einräumt. In Fällen staatlicher Organisations- 
massnahmen mitgrösserer inhaltlicher Nähe hingegen - so etwaim Bereich 
gesetzlicher Grundlagen für dieErteilung von Leistungsaufträgen an Service- 
public-Medien - kann eine hohe materielle Bestimmtheit der generell-abstrak- 
ten Norm aufgrund des bereits hohen Inhaltsbezugs zu einer noch höheren 
Wahrscheinlichkeit der publizistischen Einflussnahme durch den Staat füh- 
ren.1245 In solchen inhaltsnäheren Bereichen ist die behördliche Flexibilität 
somit nicht primär in materieller, sondern in formeller Hinsicht durch prä- 
zise Verfahrensvorschriften zu verringern. Generell dürfte der Gefährdungs- 
schutz durch die Staatsunabhängigkeitsgarantie in Anbetracht der drohenden 
schweren Grundrechtsverletzung auch bei einem bloss geringen Handlungs- 
spielraum der Behörde zu bejahen sein. 


E. Zwischenfazit 


Die gemachten Ausführungen haben gezeigt, dass im Zentrum der Staatsun- 
abhängigkeitsgarantie der Schutz vor indirekter Beeinflussung medialer 
Inhalte durch staatliche Organisationsmassnahmen steht. Das Prinzip der 
Staatsunabhängigkeit bezwecktsomit nicht primär den Schutz vor tatsächlich 
eingetretenen inhaltlichen Einflussnahmen, sondern zeichnet sich ähnlich 
wie die Garantie der richterlichen Unabhängigkeit durch eine Vorverlagerung 


1242 JARASS, Massenmedien, S. 210. 


1243 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 13.7.1995, Tolstoy Miloslavsky v. The United Kingdom, 
Nr. 18139/91, Ziff. 50f. und Ziff. 55; vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, 
S.376f.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 46. 


1244 Vgl.$31.D.2.c.bb. 
1245 Vgl.$31.D.2.c.bb. 
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des Grundrechtsschutzes aus, indem bereits vor der blossen Möglichkeit bzw. 
dem Anschein inhaltlicher Beeinflussung medialer Inhalte geschützt wird. 
Damit die Gefahr der publizistischen Einflussnahme durch den Staat grund- 
rechtlich relevant wird, muss die drohende Grundrechtsverletzung eine 
bestimmte Schwere und Wahrscheinlichkeit aufweisen, wobei mit zunehmen- 
der Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung eine umso geringere 
Verletzungswahrscheinlichkeit vorliegen muss. Da die hier in Frage stehende 
Schutzgutsverletzung in der Beeinflussung von Medieninhalten besteht, han- 
delt es sich vor dem Hintergrund der individuellen Betroffenheit, der Unwi- 
derruflichkeit der inhaltlichen Beeinflussungund der demokratischen Bedeu- 
tung staatlich unbeeinflusster Medieninhalte um eine grundsätzlich schwere 
drohende Grundrechtsverletzung. Entsprechend sind für die Bejahung des 
Gefährdungsschutzes durch das Staatsunabhängigkeitsgebot geringere Anfor- 
derungen an die Wahrscheinlichkeit publizistischer Einflussnahme zu stellen. 
Dabeiist der Schutzbereich umso stärker betroffen, je genauer die inhaltliche 
Beeinflussung mittels der fraglichen staatlichen Massnahme aufgrund von 
deren inhaltlicher Nähe sowie inhaltlicher Bestimmtheit oder wegen eines 
weiten behördlichen Handlungsspielraums bei der konkreten Entscheidung 
gesteuert werden kann.!246 Die Schwelle zur Schutzgutsverletzung ist spä- 
testens dann überschritten, wenn ein konkreter Medieninhalt tatsächlich 
durch den Staat gesteuert wird. 


F. Beurteilung der Schwere des Grundrechtseingriffs 


Nachfolgend wird der Versuch einer abstrakten Beurteilung der Schwere von 
Eingriffen in das Staatsunabhängigkeitsgebot unternommen. Aufgrund der 
Vielfalt denkbarer Einschränkungen handelt es sich bei dieser Einstufung 
jedoch lediglich um eine ungefähre Einschätzung, welche die Einzelfallprüfung 
nicht zu ersetzen vermag. 

Wie bereits erläutert, stellen Einwirkungen auf Medieninhalte grund- 
sätzlich schwere Grundrechtseingriffe dar.1247 Indem das Staatsunabhängig- 
keitsgebot vor (wenn auch bloss indirekter) Beeinflussung der publizistischen 
Tätigkeit schützt, 1248 rücken Einschränkungen dieses Gebots regelmässig 
in die Nähe schwerer Eingriffe und sind deshalb im Prinzip nur unter einge- 
schränkten Voraussetzungen zulässig.1249 Aufgrund des lediglich mittelba- 
ren Inhaltsbezugs staatlicher Organisationsmassnahmen ist die Schwere des 


1246 Vgl. sogleich $31.F. 
1247 Vgl.$31.D.2.b. aa. 
1248 Vgl.$31.D. 


1249 Vgl. zur Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des Staatsunabhängig- 
keitsgebots ausführlich §3 II. 
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Grundrechtseingriffs indes grundsätzlich geringer als im Falle tatsächlich 
eingetretener Einflussnahmen auf den Medieninhalt, womit tendenziell eher 
von einem mittelschweren Eingriffgesprochen werden kann.1250 DieSchwere 
des Grundrechtseingriffs nimmtjedoch zu, je stärker die Inhaltseffekte der 
fraglichen Massnahme gesteuert werden können.1251 Ist hingegen jeglicher 
berechenbare Einfluss auf den publizistischen Inhalt praktisch ausgeschlos- 
sen, ist die Staatsunabhängigkeitsgarantie nicht mehr betroffen. Gleichwohl 
kann der Schutz der Medienfreiheit greifen, da die mediale Tätigkeit grund- 
sätzlich unabhängig vom damit verbundenen inhaltlichen Einfluss gegen 
staatliche Einschränkungen geschützt ist. Allerdings wird es sich dabei auf- 
grund des fehlenden Inhaltsbezugs in der Regel um leichte Grundrechtsein- 
griffe handeln.1252 


G. Verhältnis zur rundfunkrechtliche Programmautonomie 


Im Bereich von Radio und Fernsehen schützt Art. 93 Abs. 3 BV nebst der Staats- 
unabhängigkeit auch die Autonomie in der Programmgestaltung, die sog. 
Programmautonomie. Wie bereits erläutert, wurden die Begriffe der Unab- 
hängigkeit und der Programmautonomie jenem der Freiheit von Radio und 
Fernsehen deshalb vorgezogen, 1253 da dem Rundfunk im Gegensatz zur 
Presse ursprünglich kein grundrechtlicher Schutz, sondern — ähnlich den 
Gemeinden - lediglich eine Autonomie im Rahmen des Leistungsauftrags 
von Art. 93 Abs. 2 BV eingeräumt werden sollte.125% Heute istin der Lehre hin- 
gegen unbestritten, dass dieProgrammautonomie wie auch das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot Teil der speziellen Rundfunk- bzw. der allgemeinen Medien- 
freiheit gemäss Art. 17 BV sind..1255 

Uneinigkeit besteht indes über das Verhältnis der rundfunkrechtlichen 
Programmautonomie zum Staatsunabhängigkeitsgebot.1256 Auf der einen 
Seite wird in der Lehre insbesondere von GROB die Ansicht vertreten, die 
Staatsunabhängigkeitsgarantie stelle lediglich die ausdrückliche Veranke- 
rung der objektiv-rechtlichen Dimension der Programmautonomie dar.1257 


1250 Vgl. JARASS, Massenmedien, S. 210. 
1251 Vgl.JARASS, Massenmedien, S.210. 
1252 Vgl. JARASS, Massenmedien, S. 211. 


1253 Vgl. den Vorschlag des Bundesrats zur Einführung einer Programmgestaltungsfrei- 
heitin BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.950; DUMERMUTH, 
Radio- und Fernsehfreiheit, S.674; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N35. 


1254 Vgl. ausführlich bereits §1 VIII. C. 


1255 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N14; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfrei- 
heit, S. 677f.; vgl. bereits §1 X. A. 


1256 Vgl. GROB, Programmautonomie, S. 268. 
1257 Vgl. GROB, Programmautonomie, S. 266 f. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 195 


Da die Programmautonomie sowohl vor unmittelbaren als auch vor mittel- 
baren Einwirkungen auf die Gestaltung des Programminhalts schütze, habe 
das Staatsunabhängigkeitsgebot aus grundrechtlicher Perspektive kein selb- 
ständiges Wirkungsfeld.1258 Aufder anderen Seite ist vorwiegend die west- 
schweizerische Lehre der Auffassung, die Programmautonomie stelle einen 
Unterfall der Staatsunabhängigkeitsgarantie dar und weise deshalb keine 
eigenständige Bedeutung auf.1259So sei ein staatsunabhängiger Veranstalter 
notgedrungen auch autonom in der Programmgestaltung. 1260 

Eine ähnliche Ansicht wie die westschweizerische Lehre scheint auch der 
Bundesrat zu vertreten, wonach die Staatsunabhängigkeit von Radio und Fern- 
sehen gemäss Art. 93 Abs. 3 BV einen inhaltlichen sowie einen strukturell- 
organisatorischen Aspekt umfasse, wobei der Grundsatz der Programmau- 
tonomie den inhaltlichen Bereich widerspiegle.1261 Auf gesetzlicher Ebene 
werde gemäss Bundesrat die Programmautonomie als inhaltlicher Aspekt des 
Staatsunabhängigkeitsgebots in Art. 6 RTVG mit der Marginalie «Autonomie» 
verankert, der als Bestandteil der inhaltlichen Grundsätze des RTVG die Wei- 
sungsfreiheit aller Veranstalter in programminhaltlicher Hinsicht (Abs. 1) und 
inengem Zusammenhang dazu die freie inhaltliche Gestaltung (Abs. 2) garan- 
tiert, weshalb niemand von einem Programmveranstalter die Verbreitung be- 
stimmter redaktioneller Inhalte verlangen kann (Abs. 3).1262 Auch das Bundes- 
gericht behandelt Beschwerden der Veranstalter gegen UBI-Urteile in Bezug 
aufbestimmte Sendungen stets unter dem Gesichtspunkt der von Art. 17 und 
Art. 93 Abs. 3 BV geschützten Programmautonomie gemäss Art. 6 RTVG.1263 
Der organisatorisch-strukturelle Aspekt des Staatsunabhängigkeitsprinzips 
hingegen werdein Art. 3a RTVG festgeschrieben, der es dem Staat verbietet, 
«selber Rundfunkprogramme zu betreiben oder sich massgeblich in finanzi- 
eller oder organisatorischer Weise» an Veranstaltern zu beteiligen.1264 Dieser 


1258 Vgl. ausführlich GROB, Programmautonomie, S.106ff. und S. 264 ff.; vgl. auch MÜLLER/ 
GROB, Kommentar zu Art. 55bis aBV, N64f. 


1259 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 227; vgl. auch AUBERT, Petit 
commentaire, Art. 93 Cst., N20; COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N68. 

1260 BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, RZ. 227; vgl. auch AUBERT, Petit com- 
mentaire, Art. 93 Cst., N20; COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N68; MASMEJAN, 
Comm. LRTV, Art. 6 LRTV, N9. 

1261 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5018 f.; vgl. dazu MASMEJAN, Comm. LRTV, 
Art. 6 LRTV, N4. 

1262 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 6 LRTV, 
N3und N5; vgl. auch BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 737 f.; ZELLER/ 
DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 BV, N36; vgl. hierzu näher §9 I. B. 

1263 Vgl. statt vieler BGE 13111253, E. 2.2 f., S.257f. 

1264 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; vgl. auch MASMEJAN, Comm. LRTV, 
Art. 6LRTV, N 4; vgl. bereits §1 X. C. 
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Auffassung nach kann gewissermassen von einer weit verstandenen Staatsun- 
abhängigkeit gesprochen werden, die sich aus einer inhaltlich bezogenen Pro- 
grammautonomie gemäss Art. 6 RTVG und aus einer organisatorisch-struk- 
turell bezogenen, eng verstandenen Staatsunabhängigkeit gemäss Art. 3a 
RTVG zusammensetzt.1265 

Unabhängig von den verwendeten Terminologien ist wesentlich, dass die 
Medienfreiheit auch vor indirekten staatlichen Einwirkungen aufdie Inhalts- 
produktion durch Organisationsmassnahmen bzw. vor in den institutionel- 
len Rahmenbedingungen der Medien entstehende Eingriffe schützt. Aufdie 
Staatsunabhängigkeit als Teil dieser institutionellen Medienfreiheit legt die 
vorliegende Arbeit den Schwerpunkt.1266 Diesem Verständnis entsprechend 
könnte die Programmautonomie als Garantie aufgefasst werden, die primär 
den Schutz medialer Äusserungen und somit in erster Linie den Schutz vor 
direkten Einwirkungen auf die Programmproduktion bezweckt. Mitanderen 
Worten würde die so verstandene Programmautonomie primär die inhaltliche 
Seite und dieStaatsunabhängigkeitvon Radio und Fernsehen in erster Linie die 
institutionelle Seite der Medienfreiheitim Rundfunkbereich widerspiegeln.1267 
Während die Programmautonomie somit vordergründig auf den Schutz vor 
erkennbaren bzw. tatsächlich eingetretenen Einflussnahmen aufbestimmte 
Medieninhalte und damit vor schweren Grundrechtseingriffen ausgerichtet 
wäre,1268 würde das Staatsunabhängigkeitsgebot primär den Schutz vor dem 
Anschein inhaltlicher Einwirkungen als blosse Gefährdungen der Medien- 
freiheit bezwecken.1269 

Da auch für die Bejahung einer Beeinträchtigung des Staatsunabhän- 
gigkeitsprinzips die publizistische Relevanz der staatlichen Massnahme vor- 
ausgesetzt wird und das Prinzip damit ebenfalls - wenn auch primär nur in- 
direkt - dem Schutz von Medieninhalten dient, würde die Trennlinie zur 
Programmautonomie nicht bereits anhand des inhaltlichen Bezugs, sondern 
erstanhand der Unmittelbarkeit der inhaltlichen Einwirkungbzw. der Steuer- 
barkeit der Inhaltseffekte der staatlichen Massnahme erfolgen, 1270 wobei die 
entsprechenden Grenzen fliessend wären. Nach diesem Verständnis wäre 
die Staatsunabhängigkeit auf Gesetzesebene somit nicht nurin Art. 3a RTVG, 
sondern auch in Art. 6 RTVG verankert, da sich sowohl die Weisungsfreiheit 


1265 Vgl. in diese Richtung BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; vgl. auch $91. F. 1. 
1266 Vgl.$21.B.6. 


1267 Vgl. zum Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil der institutionellen Medienfreiheit $2 
I. B. 6. 


1268 Vgl. §3 I.D. 2. 
1269 Vgl. §3 I.D. 2. c. 
1270 Vgl.$31.B.und$31.D.2.c.aa. 
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(Abs. 1) als auch die Programmgestaltungsfreiheit (Abs. 2) auf staatliche Mass- 
nahmen mit bloss indirektem Inhaltsbezug beziehen können.1271 Demge- 
genüber würde Art. 6 Abs. 3 RTVG, wonach niemand von einem Programm- 
veranstalter die Verbreitung bestimmter redaktioneller Inhalte verlangen 
kann, primär die Programmautonomie als Schutz vor vor direkten, auf be- 
stimmte Inhalte bezogene Einwirkungen widerspiegeln. 

In der deutschen Rechtsprechung und Lehre ist bisweilen zu lesen, die 
Programmautonomie bzw. die Programmfreiheit stelle insofern den Kern der 
Rundfunkfreiheit dar, als sie für den besonders intensiven Schutz der Pro- 
duktionsphase bzw. der publizistischen Arbeit stehe.1272 Damit könnte in 
gewisser Weise von der Programmautonomie als Kern der Medienfreiheitim 
Rundfunkbereich und vom Staatsunabhängigkeitsgebot alsschützende Hülle 
ebendieses Kerns gesprochen werden.1273 Wie von der westschweizerischen 
Lehrejedoch überzeugend festgehalten, ist ein staatsunabhängiger Veran- 
stalter notgedrungen auch autonom in der inhaltlichen bzw. der Programm- 
gestaltung.1274Somit kann die Staatsunabhängigkeit nicht losgelöst von der 
Programmautonomie bestehen, weshalb die Trennlinie bzw. das Verhältnis 
zwischen Programmautonomie und Staatsunabhängigkeitsprinzip letztlich 
lediglich von theoretischem Interesse ist. Gesamtheitlich betrachtet umfasst 
das Staatsunabhängigkeitsprinzip stets auch eine inhaltliche Seite in der Form 
des Schutzes vor direkten Einflussnahmen auf die publizistische Tätigkeit undist 
somit weit zu verstehen. Entsprechend wird in der vorliegenden Arbeit ge- 
schrieben, das Staatsunabhängigkeitsgebot schütze primär (aber eben nicht 
ausschliesslich) vor indirekten Einflussnahmen auf die publizistische Tätig- 
keit. Diese Arbeit untersucht somit auch aus der inhaltlichen Seite der Medi- 
enfreiheit fliessende Grenzen unmittelbarer staatlicher Beeinflussung der 
Inhaltsproduktion. 1275 

Alternativ könnte die Programmautonomie auch mit dem Begriff der 
funktionalen Unabhängigkeit gleichgesetzt werden. Darunter wird die Einräu- 
mung von (Staats-)Unabhängigkeit bzw. Autonomie und damit erheblicher 


1271 Vgl. hierzu auch $91.F.1. 


1272 Vgl. etwa BVerfGE 97, 298 (310); vgl. m.w.Verw. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 31; 
SCHEEL, Staatsfreiheit, S. 37 f.; vgl. näher zum besonderen Schutz vor Einwirkungen 
mit publizistischer Relevanz $31.B. 


1273 Dieser bildlich umschriebene Kern der Medienfreiheit ist nicht zu verwechseln mit 
deren Kerngehalt, der absolut verbotenen systematischen Vorzensur (vgl. hierzu 
ausführlich § 3 HI.). 

1274 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 227; vgl. auch AUBERT, Petit 
commentaire, Art. 93 Cst., N20; COTTIER, Comm. LRTVY, Intr. gén., N68; MASMEJAN, 
Comm. LRTV, Art. 6 LRTV, N9. 

1275 Vgl. hierzu etwa im Kontext des Inhalts staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfül- 
lung durch Medien §4 V. B. 1. 
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Entscheidungsfreiheit bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben verstanden, die 
mit der Auslagerung der Aufgabenerfüllung aus der Zentralverwaltung ein- 
hergeht. In der vorliegenden Arbeit werden hierfür die Begriffe der Autonomie 
bzw. Staatsunabhängigkeiti.e.S. verwendet. Medien muss in Tätigkeitsberei- 
chen mit publizistischer Relevanz zwingend Autonomie bzw. Staatsunab- 
hängigkeit i.e.S. eingeräumt werden. Verstanden als funktionale Unabhängig- 
keit würde die Programmautonomie sowohl vor unmittelbaren als auch vor 
mittelbaren Einwirkungen aufdie publizistische Tätigkeit schützen.1276 Neben 
der funktionalen Unabhängigkeit bestehen zudem die institutionelle, perso- 
nelle und finanzielle Unabhängigkeit. Mit der Autonomie bzw. Staatsunab- 
hängigkeit i.e.S. geht zudem häufig die offene Normierung der Aufgabener- 
füllung einher. Wie in einem späteren Teil der Arbeit aufzuzeigen sein wird, 
ist dem Staatsunabhängigkeitsgebot ein weit verstandenes Autonomie- bzw. 
Unabhängigkeitsverständnis zugrunde zu legen (Autonomie bzw. Staatsun- 
abhängigkeiti.w.S.). Zum Fehlen steuerungsintensiver Aufsichtsinstrumente 
auf institutioneller Ebene im Sinne einer Autonomie bzw. Unabhängigkeit 
i.e.S. haben somit noch weitere, auf der Ebene sowohl der normativen, der 
institutionellen als auch der finanziellen Steuerung der Aufgabenerfüllung 
anzusiedelnde Mindestanforderungen hinzuzutreten.1277 


II. Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


A. Einleitende Bemerkungen und Bedeutung von Art. 93 Abs. 2 BV 
für den Rundfunkbereich 


Wie andere Grundrechte auch gilt das Staatsunabhängigkeitsprinzip nicht 
absolut, sondern lässt sich unter den Voraussetzungen von Art. 10 Zif. 2 EMRK 
bzw. Art. 36 BV einschränken.1278 Für die Frage, ob das Bestehen einer grund- 
rechtlich relevanten Gefahr inhaltlicher Beeinflussung durch staatliche Orga- 
nisationsmassnahmen gerechtfertigt ist, steht nebst den Erfordernissen einer 
gesetzlichen Grundlage und eines öffentlichen Interesses speziell die Ver- 
hältnismässigkeitsprüfung im Vordergrund.1279 Für den Rundfunkbereich 
spielt insbesondere der in Art. 93 Abs. 2 BV festgehaltene verfassungsrechtliche 


1276 Vgl. ausführlich hierzu §4 V. C. 1. 
1277 Vgl. ausführlich hierzu $4 V. A. 


1278 Vgl. im Zusammenhang mit der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen 
BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N 13; vgl. im Kontext der Radio- und Fernsehfreiheit 
DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.679 und S. 687f. 


1279 Vgl. im Allgemeinen SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 47. 
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Gewährleistungsauftrageine besondere Rolle,1280 der im Rahmen der Recht- 
fertigungsprüfung als öffentliches Interesse herangezogen werden kann.1281 
Damit wird deutlich, dass das Staatsunabhängigkeitsprinzip es zwar grund- 
sätzlich verbietet, dass der Staat auf Medieninhalte einwirken kann, doch 
vermagbesonderes die staatliche Verantwortungim Medienbereich gewisse 
Beeinflussungsmöglichkeiten zu rechtfertigen.1282 Die im deutschen Verfas- 
sungsrecht mitunter angenommene Herleitung des Staatsunabhängigkeits- 
prinzips aus dem Vielfaltsgebot ist folglich anders als von gewissen deutschen 
Autoren vertreten nicht bereits zur Begründungeines engen Schutzbereichs, 
sondern erst zur Rechtfertigung eines Eingriffs in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsprinzips nutzbar zu machen.1283 

In der schweizerischen Lehre ist vereinzelt zu lesen, der Leistungsauf- 
trag gemäss Art. 93 Abs. 2 BV bedürfe als verfassungsunmittelbare Einschrän- 
kung der Rundfunkfreiheit nicht der Rechtfertigung nach Art. 36 BV und sei 
somit nur anhand des Massstabs nach 10 Ziff. 2 EMRK zu prüfen.1284 Nach der 
überzeugenden Ansicht von SCHEFER hingegen müssen im Sinne der prakti- 
schen Konkordanz auch in der Verfassung enthaltene Grundrechtseinschrän- 
kungen die Anforderungen des Art. 36 BV erfüllen, womit sie etwa eine genü- 
gende Normdichte aufweisen und nötigenfalls gesetzlich präzisiert werden 
müssen.1285 Da Art. 93 Abs. 2 BV nicht den Leistungsauftrag an die einzelnen 
Rundfunkveranstalter, sondern erst den Gewährleistungsauftrag an den Bun- 
desgesetzgeber darstellt,1286 kann er bereits aus diesem Grund für Grund- 
rechtseingriffe nichtalshinreichend bestimmte gesetzliche Grundlage gemäss 
Art.36 Abs. 1 BV herangezogen werden. Auf Art. 93 Abs. 2 BV gestützte Ein- 
schränkungen desSchutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots bedürfen 
daher stets noch einer präzisen gesetzlichen Grundlage und müssen zusätz- 
lich auch die weiteren Bedingungen des Art. 36 BV erfüllen. 


1280 Vgl.$21.C. 


1281 Vgl. im Zusammenhang mit der Radio- und Fernsehfreiheit etwa AUBERT, Petit com- 
mentaire, Art. 93 Cst., N21; BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 225; 
BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N13; DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, 
S. 678 und S. 698; vgl. zur Rechtsprechung des EGMR bereits §2 I. C. 2. b. bb.; vgl. so- 
gleich §3 II. C. 


1282 Vgl. in Bezug auf die Staatsunabhängigkeit des Rundfunks aus der deutschen Lehre 
HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S. 26 m.H. auf BVerfGE 73, 118 (187). 


1283 Vgl. hierzu bereits §3 I. C. 

1284 So TSCHENTSCHER/LIENHARD/SPRECHER, Öffentliches Recht, Rz. 195 und RZ. 303. 
1285 Vgl. m.w.H. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 8. 

1286 Vgl. hierzu §2[1. C. 4.d. aa. 
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Da Einschränkungen des Staatsunabhängigkeitsgebots aufgrund der geforder- 
ten publizistischen Relevanz wie bereits erläuterttendenziell mittelschwere 
bis schwere Eingriffe in die Medienfreiheit darstellen, 1237 sind an die Recht- 
fertigungsprüfung grundsätzlich höhere Anforderungen zu stellen. 


B. Gesetzliche Grundlage 
1. Erfordernis des Rechtssatzes 


Sowohl Art. 10 Ziff. 2 EMRK als auch Art. 36 Abs. 1 BV setzen für Einschränkun- 
gen von Grundrechten eine gesetzliche Grundlage voraus.1288 Zur Gewähr- 
leistung der Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit schreibt Art. 36 Abs. 1 BV 
eine generell-abstrakteNorm vor.1289 Diese muss gemäss dem Erfordernis des 
Rechtssatzes für eine unbestimmte Anzahl Personen gelten und eine unbe- 
stimmte Zahl von Tatbeständen regeln.1290 

Für Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot können folglich ledig- 
lich Normen als gesetzliche Grundlage herangezogen werden, die generell- 
abstraktformuliert sind. Nicht in Frage kommen somit Bestimmungen, die 
sich bloss in Rechtsanwendungsakten wie namentlich Konzessionen bzw. 
Leistungsaufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen 
befinden.1291 


2. Anforderungen an die Normdichte 
a. Allgemeine Ausführungen 


Die gesetzliche Grundlage muss sowohl gemäss der Rechtsprechung desEGMR 
als auch jener des Bundesgerichts genügend bestimmt sein, damit vorherseh- 
bar ist, unter welchen Voraussetzungen ein Grundrechtseingriff erfolgen 
darf.1292 Das Bestimmtheitsgebot bzw. die Anforderungen an die Normdichte 
ergebensich bereits aus dem Legalitätsprinzip gemäss Art. 5 Abs. 1 BV und sind 


1287 Vgl. §3 1. F. 


1288 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 13.7.1995, Tolstoy Miloslavsky v. The United King- 
dom, Nr. 18139/91, Ziff. 37; BGE 136187, E. 3.1, S. 90 f.; KLEY, Medien, S. 204; vgl. aus- 
führlich etwa OSTER, Media Freedom, S. 112 ff.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 53 ff.; 
SCHWEIZER, SGK BV, Art. 36 BV, N14 ff. 


1289 Vgl. statt vieler EPINEY, BSK BV, Art. 36, N 29 ff.; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N14f. 

1290 Vgl. statt vieler BGE1011a73, E. 3.a), S. 74; SCHINDLER, SGK BV, Art. 5 BV, N32. 

1291 Vgl. in Bezug auf Konzessionen im Rundfunkbereich DUMERMUTH, Rundfunkrecht, 
RZ. 141; KLEY, Medien, Fn. 129; vgl. auch BEELI, Radio- und Fernsehrecht, S. 56; a.M. 
noch in Bezug auf die Konzession der SRG vor Erlass des aRTVG BGer, Urteil vom 
17.10.1980, in: ZBl1982, S. 219 ff., S.221f., wonach die Erteilung der SRG-Konzession 
keiner gesetzlichen Grundlage bedürfe. 


1292 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 26.4.1979, Sunday Times v. the United Kingdom, 
Nr. 6538/74, Ziff. 47 ff.; BGE 136187, E. 3.1, S.90f.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 74; 
vgl. ausführlich EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 35 ff. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 201 


umsostrenger zu handhaben, je schwerer diegrundrechtliche Einschränkung 
wiegt. 1293 Grundsätzlich muss nebst dem Tatbestand auch die Rechtsfolge 
einer Bestimmung hinreichend präzise umschrieben werden, und es sind 
sowohl der Umfang von Ermessensspielräumen als auch die Grundsätze ih- 
rer Wahrnehmungin der gesetzlichen Grundlage festzuhalten. 1294 Geringere 
Anforderungen an das Bestimmtheitsgebot gelten hingegen in jenen Regelungs- 
bereichen, die sich einer präzisen Normierungentziehen, wie etwa im Polizei- 
recht.1295 In solchen Bereichen verwirklicht sich die von Art. 35 Abs. 2 BV vor- 
geschriebene grundrechtskonforme behördliche Ermessensausübung. 1296 

In verfahrensrechtlicher Hinsicht können materiell unbestimmte Normen 
kompensiert werden durch erhöhte Anforderungen an das Verwaltungsver- 
fahren oder an das Verfahren der gerichtlichen Kontrolle, etwa durch eine stren- 
gere Begründungspflicht sowie durch eine striktere Verhältnismässigkeits- 
prüfung. 1297 So gilt nach bundesgerichtlicher Praxis eine umso strengere 
Begründungspflicht, je weiter der behördliche Ermessensspielraum ist, da 
eine ausführliche Begründung das Einfliessen unsachlicher Erwägungenin 
die Entscheidfindung verhindern kann und die sachgerechte Rechtsanwen- 
dungskontrolle ermöglicht.1298 Die Kompensation offener rechtlicher Grund- 
lagen durch erhöhte verfahrensrechtliche Standards hat indes nur zurück- 
haltend zu erfolgen, da das Verfahrensrecht zwar den einzelnen Betroffenen 
schützt und damit der liberalen Funktion des Legalitätsprinzips, nicht jedoch 
der Rechtsgleichheitsforderung und der demokratischen Funktion des Prin- 
zips gedient wird.1299 Diese demokratische Funktion des Legalitätsprinzips 


1293 Vgl. EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N35f.; vgl. ausführlich zum Bestimmtheitsgebot ge- 
mäss Art. 5 Abs. 1 BV EPINEY, BSKBV, Art. 5 BV, N 43 ff.; vgl. m.w.Verw. auf die Recht- 
sprechung des EGMR SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 75. 


1294 M.w.Verw. auf die Rechtsprechung des EGMR SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 74. 


1295 Vgl. BGE136187, E. 3.1, S. 90; vgl. die weiteren Beispiele in EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, 
N38; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 54 f.; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N24. 


1296 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 35 BV, N 5f.; SCHWEIZER, SGK BV, Art. 35 BV, N10; WALD- 
MANN, BSKBV, Art. 35 BV, N 16; vgl. ausführlich MÜLLER, Elemente, S. 49 ff., S. 78 f. und 
S.138; MÜLLER, Verwirklichung der Grundrechte, S. 103 ff. 


1297 Vgl. etwa BGE1281327, E. 4.2, S. 340; BGE 127 V 431, E.2.b), S. 434 f.; vgl. m.w.Verw. 
SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 54, Fn. 9; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N25. 


1298 Vgl. etwa im Zusammenhang mit Einbürgerungsentscheiden BGE 1291232, E. 3.3, 
S.238f. 


1299 SCHINDLER, SGKBV, Art. 5 BV, N 34; vgl. m.w.Verw. UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, 
S. 693; vgl. ausführlich zur Gesetzesbindung als zentrales Element sachlich-inhaltli- 
cher demokratischer Legitimation SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Ziff. 330 ff.; vgl. 
auch m.w.Verw. ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 66f.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, 
S.195; vgl. aus der deutschen Lehre etwa WIEDEMANN, Verwaltungsbehörden, S. 44; 
vgl. ausführlich zur demokratischen und rechtsstaatlichen Garantiefunktion des 
Gesetzes aus der deutschen Lehre etwa BADURA, Politische Willensbildung, Ziff. 6 ff. 
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bezwecktgemässschweizerischem Verfassungsverständnis nicht nur die pro- 
zedurale, sondern auch die inhaltliche Lenkungstaatlichen Handelns durch 
das demokratisch legitimierte Parlament.1300 

Im Kontext des Organisationsrechtsi.e.S. kann die Weisungsfreiheit der 
entscheidenden Behörde von politischen Behörden wie der Regierung dazu 
beitragen, dass bei der Anwendung offener Gesetzesbestimmungen keine 
verdeckten politischen Erwägungen bei der Rechtsanwendung mit einflies- 
sen, und damit zueiner gewissen Entpolitisierung der Entscheidfindung füh- 
ren.1301 Dabei istjedoch zu beachten, dass die Kombination offener gesetz- 
licher Grundlagen mit der Weisungsfreiheit der entscheidenden Behörde 
besonders in Bereichen mit politischer Tragweite zu einer weiteren proble- 
matischen Abnahme derrechtsstaatlichen und demokratischen Legitimation 
der Entscheidfindung führt.1302 So bildet die demokratische Verantwortlich- 
keit staatlicher Organe, die durch ausreichende Einwirkungs- und Kontroll- 
rechte der Regierung und des Parlaments wie etwa die Weisungsgewalt der 
Exekutive oder die parlamentarische Oberaufsicht sichergestellt wird, nebst 
dem Legalitätsprinzip das zweite wesentliche Element sachlich-inhaltlicher 
Legitimation behördlicher Entscheide.130 Kommen für die Herstellung rechts- 
staatlicher sowie sachlich-inhaltlicher demokratischer Legitimation behörd- 
licher Entscheide sowohl die Instrumente der Gesetzesbindung als auch der 
Weisungsgebundenheit nur bedingt bzw. gar nicht in Frage, verbleiben zur 
Kompensation der mangelnden Legitimation lediglich eine verstärkte gericht- 
liche sowie parlamentarische Kontrolle.1304 


b. In Bezug auf Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot 


Wie bereits erläutert, handelt es sich bei Eingriffen in die Staatsunabhän- 
gigkeitsgarantiein der Regel um mittelschwere bis schwere Eingriffe in die 


1300 SCHINDLER, SGKBV, Art. 5 BV, N34; vgl. ausführlich und kritisch zur Relativierung 
des Legalitätsprinzips durch eine erhöhte Prozeduralisierung SCHINDLER, SGKBV, 
Art. 5 BV, N34; vgl. auch EPINEY, BSKBV, Art. 5 BV, N 59f. 


1301 Vgl. im Kontext weisungsfreier Verwaltungsinstanzen auf Bundesebene UEBERSAX, 
Verwaltungsinstanzen, S. 688; vgl. im Zusammenhang mit der Auflösung von Grund- 
rechtskollisionen durch rechtsanwendende Behörden SCHEFER, Beeinträchtigung, 
S. 81; vgl. auch WEBER/BIAGGINI, Behördenkommissionen, S.168; vgl. im Kontext der 
Einführung unabhängiger Regulierungsbehörden im Medienbereich § 4 V. E.1. a. 

1302 Vgl. UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.694f.; vgl. im Zusammenhang mit der Ein- 
führung unabhängiger Regulierungsbehörden im Medienbereich § 4 V. E.1. b. 

1303 Vgl. TSCHANNEN, Staatsrecht, $6, N10 und N 16; vgl. auch BIAGGINI, Regulierungsbe- 
hörden, S.385 und S. 392; vgl. ausführlich zum Erfordernis sachlich-inhaltlicher demo- 
kratischer Legitimation STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 195 ff.; vgl. aus der deutschen 
Lehre etwa WIEDEMANN, Verwaltungsbehörden, S. 44f. 


1304 Vgl. BIAGGINI, Regulierungsbehörden, S.385 und S. 392. 
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Medienfreiheit, 1305 womit die Anforderungen an die gesetzliche Grundlage prin- 
zipiellerhöht sind. 1306 Deren Vorliegen ist umso strenger zu prüfen, je stärker 
die Beeinflussung des Medieninhalts durch die staatliche Organisationsmass- 
nahme gesteuert werden kann und jeschwerer somit der dadurch bewirkte 
Grundrechtseingriffist.1307 Grundsätzlich hat die gesetzliche Grundlage den 
Tatbestand und die Rechtsfolge genügend bestimmt zu umschreiben, und es 
sind sowohl der Umfang von Ermessensspielräumen als auch die Grundsätze 
ihrer Wahrnehmung festzuhalten.1308 

Esistan dieser Stelle wiederum auf die Rechtsprechung des deutschen 
Bundesverfassungsgerichts hinzuweisen, wonach im Kontext der Lizenzie- 
rung bzw. Zulassung von Rundfunkveranstaltern der «staatlichen Behörde 
[...] keine Handlungs- und Wertungsspielräume eingeräumt sein [dürfen], die 
es ermöglichen, dass sachfremde, insbesondere die Meinungsvielfalt beein- 
trächtigende Erwägungen Einfluss auf die Entscheidung [...] gewinnen kön- 
nen. Das gilt umso mehr, als sich derartige Wertungsfreiräume nicht nur auf 
die konkrete Entscheidung, sondern bereits im Vorfeld als Druckmitteloder 
gar als <«Selbstzensur» auf [...] Veranstalter auswirken können. Bei für den 
Inhalt der Programme bedeutsamen Entscheidungen darf daher der staatli- 
chen Behörde grundsätzlich weder ein ungebundenesnoch ein gebundenes 
Ermessen eingeräumt werden. Verfassungswidrig sind auch solche Regelun- 
gen, die der Behörde - etwa durch die Verwendung unbestimmter Rechtsbe- 
griffe — Beurteilungsfreiräume eröffnen, welche eine inhaltliche Bewertung 
des Programms notwendig machen oder deren Ausfüllungzumindest mittel- 
bare Auswirkungen auf den Programminhalt nach sich zieht.»1309 Auch ge- 
mässschweizerischem Verfassungsrecht darfsich der Staatetwa beider Vertei- 
lungöffentlicher Mittel nicht von inhaltlichen Erwägungen leiten lassen und hat 
sein Ermessen in Einklang mit den Kommunikationsfreiheiten auszuüben. 1310 

Allerdings steigt bei eine grosse Inhaltsnähe aufweisenden Organisati- 
onsmassnahmen mit zunehmender Bestimmtheit der gesetzlichen Norm 
gerade auch die Gefahr staatlicher Einflussnahme auf den Medieninhalt.1311 


1305 Vgl.$31.F. 

1306 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 381 f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, 
S.75. 

1307 Vgl.$31.F. 

1308 Vgl. soeben §3 II. B. 2. a. 

1309 BVerfGE 73, 118 (183); vgl. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 51. 


1310 Vgl. im Kontext der allgemeinen Meinungsfreiheit m.w.Verw. WEBER-DÜRLER, Finanz- 
hilfe, S. 6; vgl. etwa im Zusammenhang mit der Unzulässigkeit der Verweigerung von 
Arbeitslosengeldern aufgrund bestimmter Meinungsäusserungen vor dem Hinter- 
grund der Meinungsfreiheit BGE 109 V 275, E.2.c), S.276f. 


1311 Vgl.$31.D.2.c.bb.und$31.D.2.c.cc. 
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Regelungsbereiche mit grosser inhaltlicher Nähe, wie etwa der Bereich der Ertei- 
lungvon Service-public-Aufträgen, entziehen sich folglich bis zu einem gewissen 
Gradeiner materiellpräzisen Normierung, womit entsprechende gesetzliche 
Grundlagen notgedrungen eine geringere Bestimmtheit aufweisen müssen. 1312 

Gesetzliche Grundlagen, die aufgrund ihrer grösseren Inhaltsnähe offe- 
ner formuliert werden müssen, sind somit primär in verfahrensrechtlicher 
Hinsicht durch umso strengere Verfahrensvorschriften und eine strengere Ver- 
hältnismässigkeitsprüfungzukompensieren.1313 Dementsprechend muss ent- 
weder bereits das Verfahren der Rechtsanwendung präzise geregelt werden 
oder es sind höhere Anforderungen an die gerichtliche Kontrolle zu stellen. 1314 
So vermag insbesondere eine strenge Begründungspflicht zu verhindern, 
dass sich die entscheidende Behörde im Verborgenen voninhaltsbezogenen 
Erwägungen leiten lässt, die im Widerspruch zur Medienfreiheit stehen, bzw. 
erlaubt eine entsprechend strengere Überprüfung des Entscheids unter dem 
Blickwinkel der Medienfreiheit.1315 Um jedoch auch der demokratischen 
Funktion des Legalitätsprinzips Nachachtung zu verschaffen, 1316 ist auch bei 
staatlichen Organisationsmassnahmen mit grosser Inhaltsnähe eine mini- 
male inhaltliche Bestimmtheit zu fordern. Ein ähnliches Verständnis vertritt 
auch der EGMR, wenn er im Zusammenhang mit der Konzessions- bzw. Bewil- 
ligungserteilung im Rundfunkbereich festhält, dass der Staat nicht nur in 
prozeduraler Hinsicht die willkürfreie Auswahl der Konzessionierten etwa 
durch eine öffentliche Anhörung und eingehende Begründung des ablehnen- 
den Entscheids gewährleisten muss, sondern auch in inhaltlicher Hinsicht 
die Konzessionierungskriterien ausreichend zu formulieren hat. 1317 In die- 
sem Zusammenhang und mit Blick auf Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK bejaht 
der EGMR zudem das Recht auf einen hinreichenden Rechtsschutz gegen 
Konzessionsentscheide.1318 

Im Kontext des Organisationsrechtsi.e.S. kann die Weisungsfreiheit der 
entscheidenden Behörde von politischen Behörden im Medienbereich kom- 
pensatorisch dazubeitragen, dass keine verdeckten, an den Inhalt knüpfende 


1312 Vgl.im Kontext der Mindestanforderungen des Staatsunabhängigkeitsgebots in Bezug 
auf staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien § 4 V. B. 


1313 Vgl.bereits$31.D.2.c.cc.; vgl. zur strengeren Verhältnismässigkeitsprüfung sogleich 
$311.D. 


1314 Vgl. bereits §3 II. B. 1. 


1315 Vgl. im Zusammenhang mit der Begründungspflicht von Einbürgerungsentscheiden 
unter dem Blickwinkel des Diskriminierungsverbots BGE 1291232, E. 3.4.3, S.240f. 


1316 Vgl. bereits §3 II. B. 1. 
1317 Vgl. hierzu §4 IV. A. 2. 


1318 Vgl. hierzu §4 IV. A. 2. b. ; vgl. im Kontext des mangelnden Rechtsschutzes gegen die 
SRG-Konzession $8II. C. 1. 
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politische Erwägungen in die Anwendung offener Gesetzesbestimmungen 
Eingangfinden. Allerdings ist die Kombination unpräziser Normen mit einer 
weisungsfreien Behörde aus Gründen der rechtsstaatlichen und demokra- 
tischen Legitimation der getroffenen Entscheide insbesondere etwa in sol- 
chen Fällen problematisch, in denen die Behörde über die Anwendbarkeit 
offener gesetzlicher Regelungen aufpolitisch umstrittene Sachverhalte ent- 
scheidet.1319 Dies ist z.B. im Zusammenhang mit der Vergabe von finanziell 
bedeutsamen Leistungsaufträgen bzw. von Finanzhilfen an Medien gestützt 
aufunbestimmte Rechtsbegriffe denkbar. In solchen Fällen ist diemangelnde 
rechtsstaatliche sowie demokratische Legitimation der Entscheidfindung 
durch eine striktere gerichtliche sowie parlamentarische Kontrolle auszu- 
gleichen.1320 


3. Anforderungen an die Normstufe 
a. Allgemeine Ausführungen 


Im Falle einer schweren Grundrechtseinschränkung schreibt Art. 36 Abs. ı 
Satz 2 BV aus Gründen der demokratischen Legitimation eine formell-gesetz- 
liche Grundlage vor.1321 Dagegen lässt der EGMR für Grundrechtseingriffe 
jeglicher Intensität auch eine konstante Gerichtspraxis oder ungeschriebenes 
Recht als gesetzliche Grundlage genügen.1322 Art. 36 Abs. 1 Satz 2 BV präzisiert 
den bundesrechtlichen Gesetzesbegriff gemäss Art. 164 Abs. 1 lit. b BV, wonach 
die grundlegenden Bestimmungen über die Einschränkungen verfassungs- 
mässiger Rechte in der Form des Bundesgesetzes zu erlassen sind.1323 

Im vorliegend interessierenden Kontext staatlicher Organisationsmass- 
nahmen mit publizistischer Relevanz sind aufBundesebene zudem Art. 164 
Abs.1lit. e und lit. g BV einschlägig. Demnach bedürfen auch die wesentlichen 
Bestimmungen über die Aufgaben und die Leistungen des Bundes sowie über 
die Organisation und über das Verfahren der Bundesbehörden der formell- 
gesetzlichen Grundlage. Die Bundesversammlung ist somit zum einen dazu 
angehalten, Gegenstand und Ziele der öffentlichen Aufgaben, Prinzipien und 


1319 Vgl. UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.695 und S. 701. 


1320 Vgl. zum Ganzen ausführlich in Bezug auf die Einsetzung einer unabhängigen Regu- 
lierungsbehörde im Medienbereich § 4 V. E.1. b. 


1321 Vgl. statt vieler EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 33 ff.; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, 
N16ff. 


1322 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 26.4.1979, Sunday Times v. the United Kingdom, 
Nr. 6538/74, Ziff. 47 ff.; EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N33; SCHEFER, Beeinträchtigung, 
S.73. 

1323 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 55f.; vgl. ausführlich zum Begriff des formellen 
Gesetzes gemäss Art. 36 Abs. 1 Satz 2 BV auf Bundes- und auf kantonaler Ebene SCHE- 
FER, Beeinträchtigung, S. 55 ff.; vgl. auch EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N33. 
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Instrumente der Aufgabenerfüllung sowie den allfälligen Beizug von Aufga- 
benträgern ausserhalb der Zentralverwaltung gesetzlich zu regeln (vgl. auch 
Art.178 Abs. 3 BV).1324 Zum anderen erfordert auch die Verwendung öffentli- 
cher Mittel etwa für Subventionen eine hinreichende gesetzliche Grundlage, 
wobei die Voraussetzungen und der Zweck der Leistungen im Falle regelmäs- 
sigwiederkehrender bzw. erneuerbarer Leistungen in einem formellen Gesetz 
genügend umschrieben werden müssen.1325 Zwar sind im Bereich der Leis- 
tungsverwaltung aufgrund ihrer begünstigenden Auswirkungen die Anforde- 
rungen an die Normstufe und -dichte grundsätzlich weniger streng, 1326 doch 
erhöhen sich diese, wenn die fraglichen Leistungen «die tatsächlichen Vor- 
aussetzungen für die Ausübung und die Entfaltung der verfassungsmässig 
gewährleisteten Freiheitsrechte schaffen».1327 Schliesslich sindim Rahmen 
des Organisationsrechts i.e.S. auch die Grobstruktur der Zentralverwaltung 
und der Träger öffentlicher Aufgaben ausserhalb der Zentralverwaltung, die 
Führungs- und Kontrollinstrumente in Bezug auf die Aufgabenerfüllung, 
Ernennungs- bzw. Wahlmodalitäten für wichtige Ämter und Unvereinbar- 
keitsbestimmungen sowie das Verwaltungsverfahrensrecht formell-gesetz- 
lich zu regeln.1328 


b. In Bezug auf Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot 


Gemäss Art. 36 Abs. 1 Satz 2 sowie Art. 164 Abs. 1 lit. b BV ist bereits aufgrund 
der tendenziell zumindest mittleren Schwere des Grundrechtseingriffs 
durch publizistisch relevante staatliche Organisationsmassnahmen in der 
Regel eine Grundlage in einem formellen Gesetz erforderlich.1329 

Des Weiteren bedürfen staatliche Organisationsmassnahmen im Medi- 
enbereich, regeln sie Gegenstand und Ziele öffentlicher Aufgaben von Medien in 
der Form gesetzlicher Erfüllungspflichten, Modalitäten der Aufgabenerfüllung 
oder die Aufgabenübertragung auf Medien als Aufgabenträger ausserhalb der 


1324 Vgl. etwa TSCHANNEN, BSKBV, Art. 164 BV, N25; WYTTENBACH/WYSS, BSKBV, Art.164 
BV, N 30; vgl. bereits $21.C.4.c.dd.ii. 

1325 Vgl. BGE 1181a46,E.5.b), S.61f.; TSCHANNEN, BSKBV, Art.164 BV, N26; WYTTENBACH/ 
WYSs, BSKBV, Art.164 BV, N 31f.; vgl. ausführlich zum Legalitätsprinzip im Subventi- 
onsrecht BUNDI, Subventionen, S. 89 ff. 

1326 Vgl. BGE 1181a 46, E.5.b), S. 61f.; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 164 BV, N7; TSCHANNEN, 
BSKBV, Art. 164 BV, N26; WYTTENBACH/WYSS, BSK BV, Art.164 BV, N 31. 

1327 BGE1031a369, E.6.e), S.383; WYTTENBACH/WYSS, BSKBV, Art.164 BV, N 18; vgl. aus- 
führlich zur Gewährung von Subventionen im Spannungsverhältnis zur individuel- 
len Freiheit WEBER-DÜRLER, Finanzhilfe, S. Aff. 

1328 Vgl. etwa TSCHANNEN, BSKBV, Art. 164 BV, N31; WYTTENBACH/WYSS, BSKBV, Art.164 
BV, N36. 

1329 Vgl. im Allgemeinen soeben $3 11. B. 3. 
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Zentralverwaltung, auch vor dem Hintergrund von Art. 164 Abs. 1 lit. e und 
Art. 178 Abs. 3 BV zumindest auf Bundesebene einer formell-gesetzlichen 
Grundlage.1330 

Betreffen staatliche Organisationsmassnahmen mit publizistischer Re- 
levanz die Verwendung öffentlicher Mittel für wiederkehrende Subventionen an 
Medien in der Form von Abgeltungen oder Finanzhilfen, müssen auf Bundes- 
ebene im Lichte von Art. 164 Abs. 1 lit. e BV zumindest die Voraussetzungen 
und derZweck dieser Leistungen formell-gesetzlich geregelt sein. Dabeisind 
die Anforderungen sowohl an die Normdichte als auch an die Normstufe 
umso höher, je wichtiger die betreffenden Subventionen für die Ausübung der 
Medienfreiheit sind, was in Anbetracht der strukturellen Kriseim Medien- 
bereich je länger, je mehr der Fall sein dürfte.1331 

Betreffen publizistisch relevante staatliche Organisationsmassnahmen 
das Organisationsrecht i.e.S. oder das Verwaltungsverfahrensrecht, etwa die 
Grobstruktur von Medien als Träger öffentlicher Aufgaben ausserhalb der Zen- 
tralverwaltung, Führungs- oder Kontrollinstrumente in Bezug auf die Aufga- 
benerfüllung durch Medien, Ernennungs-bzw. Wahlmodalitäten oder Unver- 
einbarkeitsbestimmungen, wird auf Bundesebene gemäss Art. 164 Abs. 1 lit. g 
BV ebenfalls eine Grundlage in einem formellen Gesetz vorausgesetzt. 1332 


C. Öffentliches Interesse oder Schutz der Grundrechte Dritter 
1. Allgemeine Ausführungen 


Weiter müssen grundrechtliche Eingriffe sowohl gemäss Art. 10 Ziff. 2 EMRK 
als auch gemäss Art. 36 Abs. 2 BV durch ein öffentliches Interesse oder durch 
den Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein.1333 Im Unterschied 
zum Erfordernis der gesetzlichen Grundlage, das einen zumindest kurzfris- 
tigen demokratischen Diskurs über den zu regelnden Sachbereich gewährleis- 
tet, dient das Erfordernis des öffentlichen Interesses der Rückbindunggrund- 
rechtlicher Eingriffe an Anliegen, die sich im Rahmen längerfristiger öffentli- 
cher Auseinandersetzungen als besonders wichtig herausgebildet haben.1334 
Damit finden sie besonders in verfassungsrechtlichen Aufgaben- und Sozial- 
zielbestimmungen sowie in wesentlichen völkerrechtlichen Verträgen ihren 


1330 Vgl. im Allgemeinen soeben $3 II. B. 3. 
1331 Vgl. soeben $3 II. B. 3. ; vgl. bezüglich der strukturellen Medienkrise $21.C.5.c. 
1332 Vgl. im Allgemeinen soeben $3 II. B. 3. 


1333 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Aust- 
ria, Nr.13914/88 a.o., Ziff. 32; BGE 13718, E.2.6, S.13f.; vgl. ausführlich OSTER, Media 
Freedom, S.115 ff.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 79 ff.; SCHEFER, Beein- 
trächtigung, S.76ff. 


1334 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Beeinträchtigung, S.76. 
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Niederschlag.1335 Da jedoch kein Numerus clausus öffentlicher Interessen 
besteht und diese somit nicht zwingend einer verfassungsrechtlichen Veran- 
kerungbedürfen, steht die Definition öffentlicher Interessen grundsätzlich im 
Ermessen des Gesetzgebers.1336 Dementsprechend unterliegen öffentliche 
Interessen einem zeitlichen, lokalen und situationsbedingten Wandel, 1337 
womit bei deren Bestimmung mitunter örtlichen Gegebenheiten Rechnung 
getragen werden muss. So ist von der Tatsache, dass ein gewisser Bereich in 
bestimmten Kantonen bzw. Gemeinden geregelt ist, nicht auf das Bestehen 
eines Öffentlichen Interesses für die Normierung dieses Bereiches an einem 
anderen Ort zu schliessen.1338 Das Bundesgericht anerkennt jegliches vom 
Gesetzgeber konkretisierte Interesse als Öffentliches Interesse, solange es 
nicht ausschliesslich Privatinteressen dient.1339 Öffentliche Interessen lassen 
sich somit bloss negativ in Abgrenzung zu privaten Interessen definieren.1340 
Hierin kann insoweit eine Art Subsidiaritätsprinzip für das Verhältnis zwi- 
schen Staat und Gesellschaft erachtet werden, als der Staat bei Ermangelung 
eines Öffentlichen Interesses den entsprechenden Sachbereich den Privaten 
zu überlassen hat.1341 Im Anwendungsbereich von Art. 36 Abs. 2 BV fallen 
zudem jene Öffentlichen Interessen ausser Betracht, die der wesentlichen 
grundrechtlichen Schutzrichtung im Kern entgegenstehen. 1342 

Durch die explizite Ermöglichung von Grundrechtsbeeinträchtigungen 
zum Schutz der Grundrechte Dritter wird die Grundrechtskollision als Spezial- 
fall von Grundrechtseingriffen anerkannt.1343 Unter dem Begriff der Grund- 
rechte Dritter fallen jeglichegrundrechtlich fundierten Interessen Dritter.1344 


1335 Vgl.m.w.Verw. SCHEFER, Beeinträchtigung, S.76; vgl. auch SCHWEIZER, SGKBV, Art.36 
BV, N34. 

1336 Vgl. BGE1381378, E.8.3, S.393; EPINEY, BSKBV, Art. 5 BV, N 63; vgl. auch BIAGGINI, 
Komm. BV, Art. 5 BV, N16; SCHINDLER, BSKBV, Art. 5 BV, N43f. 

1337 Vgl. BGE 1381378, E. 8.3, S. 393; vgl. m.w.Verw. HAFNER, Öffentliche Interessen, S. 293; 
SCHINDLER, SGK BV, Art. 5 BV, N 46. 

1338 Vgl. BGE106 la 267, E.3.b), S. 272 ff.; SCHINDLER, SGK BV, Art. 5 BV, N 46. 

1339 Vgl. im Anwendungsbereich von Art.5 Abs.2 BV m.w.Verw. BGE 138-1378, E.8.2f., S.393 ff.; 
vgl. hierzu vor dem Hintergrund des Grundsatzes der Wirtschaftsfreiheit$21.C.4.c.bb. 

1340 Vgl. EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 49; HAFNER, Öffentliche Interessen, S. 295f.; vgl. aus- 
führlich EPINEY, BSK BV, Art. 5 BV, N 62 ff.; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 76. 

1341 SO HAFNER, Staatsaufgaben, S.169; vgl. ausführlich zur Bedeutung des verfassungs- 
rechtlichen Subsidiaritätsprinzips gemäss Art. 5a BV im Kontext der Wirtschaftsver- 
fassung §2 1. C. 4. c. bb. 

1342 Vgl. m.w.Verw. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 82; SCHEFER, Beeinträch- 
tigung, S.78f. 

1343 Vgl. m.w.Verw. EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 23 und N 51; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 
BV, N35; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 80; vgl. ausführlich MARTIN, Grundrechts- 
kollisionen. 


1344 Vgl. ausführlich MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 99 ff. 
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Grundrechtskonflikte sind gemäss dem Grundsatz der praktischen Konkor- 
danz dahingehend zu lösen, dass die kollidierenden Grundrechte entspre- 
chend ihrer im jeweiligen Sachbereich zukommenden Bedeutung möglichst 
optimal verwirklicht werden.1345 Die Auflösung von Grundrechtskollisionen 
hat dabeigrundsätzlich durch das Gesetz zu erfolgen, wobei dem Gesetzge- 
ber ein grosser Wertungsspielraum zukommt.1346 Sind die Kriterien für die 
Konfliktlösung nicht gesetzlich geregelt, können erhöhte Anforderungen an 
das Verfahren der Kollisionsauflösung auf Rechtsanwendungsebene entspre- 
chend den Ausführungen im Zusammenhang mit der gesetzlichen Grundlage 
in bestimmten Grenzen kompensatorisch wirken.1347 Dabei ist besonders 
im Bereich der Medienfreiheit sicherzustellen, dass etwa durch eine erhöhte 
Begründungspflicht der entscheidenden Behörde das Anknüpfen an Inhalte 
transparent gemacht wird.1348 


2. In Bezug aufEingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot 


Im Kontext der Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des Staats- 
unabhängigkeitsgebots interessiert insbesondere, inwieweit die Vielfaltsge- 
währleistung im Medienbereich als öffentliches Interesse herangezogen wer- 
den darf. Wie bereits erläutert, erachtet der EGMR im Bereich von Radio und 
Fernsehen das Interesse der Vielfaltssicherung gestützt auf dieRundfunkklau- 
sel gemäss Art. 10 Ziff. 1 Satz 3 EMRK als legitimes Interesse, obwohl es nicht 
im Katalog der legitimen Eingriffszwecke des Art. 10 Ziff. 2 EMRK erwähnt 
ist.1349 Was die Rechtfertigung vielfaltssichernder staatlicher Vorkehrungen 
in anderen Medienbereichen anbelangt, ist streitig, inwieweit sich die Mit- 
gliedsstaaten ebenfalls auf die Rundfunkklausel stützen können oder ob 
pluralismussichernde Massnahmen zum Schutz der Rechte anderer gemäss 
Art.10 Ziff. 2 EMRK ergriffen werden dürfen.1350 Gemäss schweizerischem 


1345 Vgl. BGE 139116, E.4.2.2, S.24; SCHEFER, Beeinträchtigung, S.80; SCHEFER, Kernge- 
halte, S.90; vgl. auch m.w.Verw. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 688; 
EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 51; vgl. zum aus der deutschen Rechtswissenschaft stam- 
menden Grundsatz der praktischen Konkordanz ausführlich HESSE, Grundzüge, 
Rz. 317 ff.; vgl. auch ALEXY, Grundrechte, S.77ff.; vgl. bereits im Kontext des Organi- 
sationsproblems der Errichtung eines Service-public-Systems unter Beachtung des 
Staatsunabhängigkeitsgebots $21.C.4.E. 


1346 Vgl. m.w.Verw. DUMERMUTH, Radio- und Fernsehfreiheit, S.688; EPINEY, BSKBV, 
Art.36BV, N 51; SCHEFER, Beeinträchtigung, S.80; TSCHANNEN, Staatsrecht, $7, Rz.107 
und S. 73; vgl. ausführlich MARTIN, Grundrechtskollisionen, S. 90 ff. 


1347 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S.81; vgl. ausführlich MARTIN, Grundrechtskollisi- 
onen, S. 196 ff.; vgl. zur Kompensation unbestimmter gesetzlicher Grundlagen bereits 
$31LB.1. 


1348 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S.81; vgl. bereits$31.D.2.c.bb. 
1349 Vgl. ausführlich § 21. C. 2. b. bb. 
1350 Vgl. bereits §2 I.C. 5. d. aa. 
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Verfassungsrecht übernehmen das für den Rundfunkbereich in Art. 93 Abs. 2 
BV ausdrücklich festgehaltene Vielfaltsgebot wie auch die weiteren Zielset- 
zungen des verfassungsrechtlichen Gewährleistungsauftrags die Funktion 
eines Öffentlichen Interesses gemäss Art. 36 Abs. 2 BV.1351 Für die anderen 
Medienbereiche findet sich in der BV -andersals in gewissen kantonalen Ver- 
fassungen1352- zwar keine vergleichbare Bestimmung. Allerdings kann das 
Vielfaltsgebot in Anbetracht des fehlenden Numerus clausus öffentlicher 
Interessen auch aus der objektiv-rechtlichen Dimension des Art. 17 Abs. 1 BV 
als öffentliches Interesse herangezogen werden. 1353 Da die Medienfreiheit als 
funktionales Grundrecht und das daraus fliessende Vielfaltsgebot letztlich 
der individuellen Meinungs- und Informationsfreiheit dienen, 135 kann die 
Vielfaltsgewährleistung im Medienbereich auch als grundrechtlich fundier- 
tes Interesse Dritter betrachtet werden, das im Rahmen der Grundrechts- 
kollision mit der grundrechtlichen Position der Medien möglichst optimalzu 
verwirklichen ist.1355 

In Anbetracht des weiten Ermessensspielraums des Gesetzgebers bei der 
Definition öffentlicher Interessen kommen für die Rechtfertigung von Eingrif- 
fen in das Staatsunabhängigkeitsgebot nebst dem Vielfaltsgebotgrundsätzlich 
auch weitere Öffentliche Interessen in Frage, solange diese nicht der wesentli- 
chen grundrechtlichen Schutzrichtung des Staatsunabhängigkeitsprinzipsim 
Kern entgegenstehen. Somit könnten Eingriffe in das Staatsunabhängigkeits- 
gebot etwa nicht mit dem Interesse gerechtfertigt werden, Kritik an staatlichen 
Organen zu verhindern.1356 

Im Falle staatlicher Organisationsmassnahmen, die Service-public-Me- 
dien i.e.S. und i.w.S. betreffen, wird das öffentliche Interesse indiziert durch 
die gesetzliche Grundlage, welche die öffentliche Aufgabe oder dieGewährung 
etwa von Finanzhilfen für eine im öffentlichen Interesse liegende private Tätig- 
keit vorsieht.1357 


1351 Vgl. etwa AUBERT, Petit commentaire, Art. 93 Cst., N21; BARRELET/WERLY, Droit de la 
Communication, Rz. 225; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 93 BV, N13; DUMERMUTH, Radio- 
und Fernsehfreiheit, S. 678 und S. 698; vgl. ausführlich zum Vielfaltsgebot im Rund- 
funkbereich gemäss schweizerischem Recht 821. C. 4. b. cc. 

1352 Vgl.etwa$73KV AG, $37 Abs. 1 KV BS, Art. 28 Abs. 2 KV GE, Art. 46 KV BE und Art. 103 
KV SO; vgl. hierzu bereits §2 I. C. 5. b. 


1353 Vgl. hierzu bereits$21.C.4.b.aa. 

1354 Vgl. bereits$21.B.und$21.C.4.b.cc. 

1355 Vgl. im Zusammenhang mit der Radio- und Fernsehfreiheit DUMERMUTH, Radio- und 
Fernsehfreiheit, S. 687f.; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.232. 

1356 Vgl. betreffend die Medienfreiheit m.w.Verw. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfrei- 
heit, S. 82; SCHEFER, Beeinträchtigung, S.78f. 

1357 Vgl. generell betreffend öffentliche Aufgaben HAFNER, Öffentliche Interessen, S.298f. 
und bezüglich Finanzhilfeverhältnisse WEBER-DÜRLER, Finanzhilfe, S. 6; vgl. im 
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Allerdings ist dabei aufgrund der Wandelbarkeit öffentlicher Interessen im 
Auge zu behalten, dass staatliche Organisationsmassnahmen, die ursprüng- 
lich etwa im öffentlichen Interesse der Vielfaltssicherung gelegen haben 
mögen, je nach zeitlichen Veränderungen beispielsweise durch eine verbes- 
serte Ressourcenlage und eine dadurch bewirkte Zunahme der Anbieter- bzw. 
Aussenvielfalt kein dahinterstehendes öffentliches Interesse mehr aufweisen 
und sich daher als verfassungswidrig erweisen können.1358 Entsprechend 
können sich öffentliche Aufgaben oder Finanzhilfebestimmungen im Medien- 
bereich je nach örtlichen Verhältnissen, so z.B. in Bezug auf die herrschende 
Vielfalt der regionalen Berichterstattung, als im öffentlichen Interesse ste- 
hend erweisen oder nicht. Es gilt folglich fortlaufend zu überprüfen, oban 
den entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen weiterhin ein öffentliches 
Interesse besteht, andernfalls sie in dieser Hinsicht zu ändern wären.1359 Auf 
Bundesebene hat die relativ hohe Ablehnung der No-Billag-Initiative im Jahr 
2018 erkennen lassen, 1360 dass der staatliche (Vielfalts-J)Gewährleistungsauf- 
traggemäss Art. 93 Abs. 2 BV zumindest im Radio- und Fernsehbereich wei- 
terhin im Öffentlichen Interesse steht. Dabei dürfte die Tatsache, dass die 
Initiative innerhalb der jüngeren Stimmberechtigten am stärksten abgelehnt 
wurde, 1361 zudem auf ein auch in mittelbarer Zukunft stabiles öffentliches 
Interesse an einem vielfältigen Medienangebot zumindest von Radio und 
Fernsehen hinweisen. 


D. Verhältnismässigkeit 
1. Allgemeine Ausführungen 


Grundrechtsbeschränkungen müssen schliesslich sowohl gemäss Art. 10 Ziff. 2 
EMRK als auch gemäss Art. 36 Abs. 3 BV verhältnismässig sein.1362 Im Unter- 
schied zur Prüfung der gesetzlichen Grundlage und des öffentlichen Interesses 
lässt sich die Frage der Verhältnismässigkeit einer Massnahme nicht abstrakt 


Kontext des öffentlich-rechtlichen Rundfunks HOLOUBEK, Rundfunkfreiheit, S.104; 
vgl. zu Service-public-Medien i.e.S. und i.w.S. §2 I. C. 4. c. cc. und §2 I. C. 4. c. ee. 


1358 Vgl. generell in Bezug auf öffentliche Aufgaben HAFNER, Öffentliche Interessen, 
S.289f.; HAFNER, Staatsaufgaben, S. 169. 

1359 Vgl. im Allgemeinen HAFNER, Staatsaufgaben, S. 169. 

1360 Vgl. BUNDESRAT, Volksinitiative «Ja zur Abschaffung der Radio- und Fernsehgebüh- 
ren (Abschaffung der Billag-Gebühren)», 7.3.2018. 

1361 Vgl. TRESCH ANKE/LAUENER LUKAS/SCAPERROTTA LAURA, Zusammenfassung der 
VOTO-Studie zur eidgenössischen Volksabstimmung vom 4. März 2018, 16.4.2018. 

1362 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. Aust- 
ria, Nr.13914/88 a.o., Ziff.33; BGE 13718, E.2.6, S.13f.; vgl. ausführlich MÜLLER, Ver- 
hältnismässigkeit; OSTER, Media Freedom, S. 117 ff.; PEDUZZI, Meinungs- und Medien- 
freiheit, S. 83 ff.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S.82ff. 
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beantworten, sondern es sind die Gegebenheiten des Einzelfalles unter der 
Beachtung von Varianten und Alternativen zuberücksichtigen. 1363 Bei der Prü- 
fung der Verhältnismässigkeit generell-abstrakter Rechtsakte ist danach zu 
fragen, ob eine verhältnismässige und damit verfassungskonforme Anwen- 
dung der Norm möglich erscheint.1364 Die Verhältnismässigkeitsprüfung 
istspeziellin jenen Fällen von zentraler Bedeutung, in denen nur eine unbe- 
stimmte gesetzliche Grundlage vorliegt.1365 

Das Erfordernis der Verhältnismässigkeit gliedert sich in die Aspekte 
der Eignung, der Erforderlichkeit und der Zumutbarkeit bzw. der Verhältnis- 
mässigkeit i.e.S.1366 Die Eignung der Massnahme istinsbesondere danach zu 
beurteilen, ob diese in ihren tatsächlichen Auswirkungen hinreichend präzise 
auf das anvisierte Öffentliche Interesse bzw. auf den bezweckten Schutz der 
Grundrechte Dritter ausgerichtet ist.1367 Dabei können etwa sowohl eine Mass- 
nahme mit zu engem Adressatenkreis als auch eine zu milde Massnahme das 
Regelungsziel unter Umständen nicht mehr erreichen und deshalb unzweck- 
mässig sein. 1368 Zur Verneinung der Eignung muss die Massnahme bereits von 
vornherein und nicht lediglich im Nachhinein als ungeeignet erscheinen. 1369 
Das Kriterium der Erforderlichkeit führt ein Vergleichselementin die Verhält- 
nismässigkeitsprüfung ein und verlangt, dass aus mehreren geeigneten Mass- 
nahmen die mildeste ausgewählt wird. Damit dürfen keine Sachverhalte 
betroffen sein, die zur Erreichung des Regelungsziels keiner Regelung bedür- 
fen.1370 Bei der Beurteilung der Geeignetheit und der Erforderlichkeit ent- 
scheidet das Bundesgericht meist gestützt auf die allgemeine Lebenserfahrung 


1363 Vgl. etwa BGE 1271164, E.4.c), S. 176; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 83. 
1364 Vgl. etwa BGE14012, E. 8., S.21. 


1365 Vgl. statt vieler BGE 1281327, E. 4.2, S. 340; SCHWEIZER, SGK BV, Art. 36 BV, N25 und 
N42; vgl. bereits §3 II. B. 1. 


1366 Vgl. etwa BGE132149, E.7.2, S. 62; vgl. m.w.Verw. EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 54ff.; 
OSTER, Media Freedom, S. 117 und S. 123 f.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 82; SCHWEI- 
ZER, SGK BV, Art. 36 BV, N37; differenzierend betreffend die Anwendbarkeit dieser 
Trias je nach konkreten Interessenkonstellationen m.w.H. EPINEY, BSK BV, Art. 5 BV, 
N71 und ausführlich SCHINDLER, SGKBV, Art. 5 BV, N 49 ff. 


1367 Vgl. m.w.Verw. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 83; vgl. auch OSTER, Media Freedom, 
S.124; SCHWEIZER, SGK BV, Art. 36 BV, N38. 

1368 SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 83. 

1369 Vgl. BGE1301140, E. 5.3.6, S. 154; S. 31; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 85. 

1370 Vgl. BGE14012, E. 9.2.2, S. 24; m.w.Verw. OSTER, Media Freedom, S.124f.; PEDUZZI, 
Meinungs- und Medienfreiheit, S. 85; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 83 f.; vgl. auch 
EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 56; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N39; vgl. zur Unver- 
hältnismässigkeit eines staatlichen Rundfunkmonopols aufgrund des Vorhanden- 
seins milderer Mittel EGMR, Urteil vom 24.11.1993, Informationsverein Lentia a.o. v. 
Austria, Nr.13914/88 a.o., Ziff. 39; vgl. dazu bereits §2 I. C. 2. €. cc. 
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und in seltenen Fällen unter Beizug wissenschaftlicher Untersuchungen. 1371 
Schliesslich werden im Rahmen der Zumutbarkeitsprüfung die in Frage ste- 
henden öffentlichen Interessen bzw. grundrechtlich fundierten Interessen 
Dritter und jene des Grundrechtsbetroffenen gegeneinander abgewogen.1372 
Gemäss dem Abwägungsgesetz von ALEXY hat dabei die Wichtigkeit des Ein- 
griffsinteresses umso grösser zu sein, jeschwerer die Grundrechtsbeeinträch- 
tigung wiegt.1373 Im Falle gegenläufiger Grundrechtsinteressen istim Sinne 
des Grundsatzes der praktischen Konkordanzbeiden Positionen möglichst 
optimal Rechnung zu tragen.1374 

Ob eine staatliche Massnahme als verhältnismässig erachtet werden 
kann, hängtstark von der durch übergeordnete Instanzen angewendeten Prü- 
fungsdichte bzw. vom Entscheidungsspielraum ab, der den rechtsanwenden- 
den Behörden bei der Prüfung des öffentlichen Interesses und der Verhältnis- 
mässigkeit einer Massnahme belassen wird.1375 Dieser Spielraum wirdin der 
gerichtlichen Überprüfung generell dann eng gezogen, wenn eine schwer- 
wiegende Grundrechtsbeschränkung in Frage steht1376 oder die gesetzliche 
Grundlage unpräzise formuliert ist.1377 Hingegen auferlegt sich das Bundes- 
gericht aus föderalistischen Gründen Zurückhaltung bei der Beurteilung 
kantonaler Massnahmen, besonders wenn diese im Rahmen kantonaler Kom- 
petenzen ergangen sind und örtliche Verhältnisse in Frage stehen. 1378 Eine 
reduzierte Prüfungsdichte bei der gerichtlichen Überprüfung heisst indes 
nicht, dass die Kriterien der Verhältnismässigkeitsprüfung durch die entschei- 
denden Behörden selbst relativiert werden dürfen. Diese trifft somit auchin 
solchen Konstellationen weiterhin die Pflicht, die massgeblichen Verhältnisse 


1371 Vgl. etwa BGE117 la 472, E. 3.g).aa), S. 484; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 36 BV, N23; EPINEY, 
BSKBV, Art. 36 BV, N 58; vgl. auch PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 85. 

1372 Vgl. m.w.Verw. EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 57; OSTER, Media Freedom, S. 125 ff.; PE- 
DUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 85 f.; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 84 f. 

1373 Vgl. ALEXY, Grundrechte, S. 146; OSTER, Media Freedom, S.139. 

1374 Vgl. EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 57; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N 41; vgl. auch 
OSTER, Media Freedom, S. 126; vgl. ausführlich MARTIN, Grundrechtskollisionen, 
S.224ff.; vgl. bereits §2 I. C. 4. E. 

1375 Vgl. EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 59; SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 88. 

1376 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 6.7.2005, Nachova a.o. v. Bulgaria, Nr. 43577/98, Ziff. 93 ff.; 
BGE106 Ia 136, E. 3.a), S. 138; EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 59; SCHEFER, Beeinträchti- 
gung, S. 89f. 

1377 Vgl. statt vieler BGE 1281327, E. 4.2, S. 340; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N25 und 
N 42; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 54, Fn. 9; vgl. bereits §3 II. B. 2. 

1378 Vgl. etwa BGE130126; EPINEY, BSKBV, Art. 36 BV, N 59; krit. SCHEFER, Beeinträchti- 
gung, S. 90, wonach sich eine solche Zurückhaltung des Bundesgerichts bei schweren 
Grundrechtseingriffen nicht rechtfertigt. 
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sorgfältig festzustellen und gegeneinander abzuwägen.1379 Der EGMR räumt 
den Mitgliedsstaaten aus Subsidiaritätsüberlegungen im Rahmen der gesam- 
ten Rechtfertigungsprüfung im Allgemeinen dann weite Beurteilungsspiel- 
räume ein, wenn die Regelung des fraglichen Bereichs im europäischen Ver- 
gleich nicht einheitlich erfolgt.1380 Weiter wendet der Gerichtshof vermehrt 
eine geringere Prüfungsdichte an, wenn bereits im Gesetzgebungsprozess 
oder im Rahmen der gerichtlichen Überprüfung durch die nationalen Ge- 
richte eine eingehende Verhältnismässigkeitsprüfung erfolgt ist.1381 Insoweit 
räumt der EGMR der Qualität der Entscheidungsfindung in der Legislative 
oder der Judikative für die Weite des Beurteilungsspielraums der Mitglied- 
staaten eine wesentliche Rolle ein und entwickelt dadurch das Subsidiaritäts- 
prinzip mittels eines qualitativen, demokratiefördernden Ansatzes in nicht 
unproblematischer Art und Weise fort.1382 


2. In Bezugauf Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot 


Der Verhältnismässigkeitsprüfungeines Eingriffs durch eine staatliche Orga- 
nisationsmassnahme mit publizistischer Relevanz kommtbesonders dann 
eine zentrale Rolle zu, wenn die gesetzliche Grundlage, etwa aus Gründen 
einer grossen Inhaltsnähe, eine bloss geringe Präzision aufweist.1383 Dabei 
ist im Rahmen der Trias der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Zumutbarkeit 
bzw. Verhältnismässigkeiti.e.S. zu prüfen, ob die fragliche Organisations- 
massnahme aus einer Ex-ante-Perspektive etwa in Bezug auf den Adressaten- 
kreis oder ihrer Intensität dazu geeignet ist, das dahinterstehende öffentliche 


1379 EPINEY, BSKBV, Art. 5 BV, N71. 


1380 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 7.12.1976, Handyside v. The United Kingdom, Nr. 5493/72, 
Ziff. 48; MAYER, Beck-Komm. EMRK, Einl., N 63 ff.; MENSCHING, Beck-Komm. EMRK, 
Art.10 EMRK, N 58; vgl. auch GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $18, N 21; krit. OSTER, 
Media Freedom, S. 121f., der im Falle eines schweren Grundrechtseingriffs unabhängig 
von einem mangelnden Regulierungskonsens innerhalb der Mitgliedsstaaten einen 
engen Beurteilungsspielraum befürwortet. 


1381 Vgl. betreffend die eingehende parlamentarische Auseinandersetzung mit einem 
gesetzlichen Verbot politischer Werbung EGMR, Urteil vom 22.4.2014, Animal Defen- 
ders v. United Kingdom, Nr. 48876/08, Ziff. 108, Ziff. 114 und Ziff. 116; OSTER, Media 
Freedom, S.122f.; SCHÜRER, Neutralisierung, S.186; vgl. auch BESSON, Subsidiarity, 
S. 81; vgl. eingehend SPANO, Subsidiarity, S. 497 ff.; SAUL, Margin of Appreciation, 
S. 745ff.; vgl. die Kritik in der abweichenden Meinung gewisser Richter, wonach eine 
ausgiebige parlamentarische Debatte noch kein konventionskonformes Ergebnis 
garantiere, EGMR, Urteil vom 22.4.2014, Animal Defenders v. United Kingdom, 
Nr. 48876/08, Joint Dissenting Opinion of Judges Ziemele, Sajó, Kalaydjieva, Vučinić 
and De Gaetano, Ziff. 9f.; krit. auch OSTER, Media Freedom, S.123; RAINEY/WICKS/ 
OVEY, ECHR, S. 512; SPANO, Subsidiarity, S. 491. 


1382 Vgl. SPANO, Subsidiarity, S. 498 f.; vgl. auch BESSON, Subsidiarity, S. 81; vgl. eingehend 
SAUL, Margin of Appreciation, S. 748 und S. 772 ff. 


1383 Vgl. §3 I. D. 2. c. bb. 
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Interesse wie insbesondere die Medienvielfalt zu sichern, ob im Rahmen der 
geeigneten Massnahmen eine mildere zur Verfügung stünde und ob das 
staatliche Regelungsinteresse jenes der betroffenen Medienorganisationen 
überwiegt. Dabei wiegt der Grundrechtseingriff umso schwerer, je stärker 
die Beeinflussung des publizistischen Inhalts durch die fragliche Massnahme 
gesteuert werden kann.1384 Im Allgemeinen dürfte dem öffentlichen Interesse 
ander Vielfaltssicherungbzw. an der Sicherstellung der Aufgabenerfüllung 
durch Service-public-Medien i.e.S. und i.w.S. ein genügend grosses Gewicht 
beigemessen werden, um auch schwerere Grundrechtseingriffe in die Medi- 
enfreiheit rechtfertigen zu können.1385 Generell ist daraufhinzuwirken, die 
gegenläufigen Interessen bestmöglich zu verwirklichen. 

Steht die Überprüfung der Verhältnismässigkeit einer staatlichen Orga- 
nisationsmassnahme mit publizistischer Relevanz durch eine übergeordnete 
Instanz in Frage, ist eine umso höhere Prüfungsdichte anzuwenden, je schwe- 
rer der Grundrechtseingriff und je unpräziser die gesetzliche Grundlage ist. 
Da es sich bei Beeinträchtigungen der Staatsunabhängigkeitsgarantie regel- 
mässig um mittelschwere bis schwere Eingriffe in die Medienfreiheit han- 
delt,1386 sind die Anforderungen an die Verhältnismässigkeitsprüfung prin- 
zipiell erhöht. Da das Ziel der Beeinflussung von Medieninhalten einfach mit 
der Förderung öffentlicher oder grundrechtlich fundierter Interessen Dritter 
getarnt werden kann, bedürfen die Rechtfertigungsargumente einer sorgfäl- 
tigen Kontrolle, weshalb eine vollnachprüfbare Güterabwägung vonnöten 
ist.1387 Vor diesem Hintergrund ist eine strengere bundesgerichtliche Über- 
prüfung auch für staatliche Organisationsmassnahmen mit publizistischer 
Relevanz im Zuständigkeitsbereich der Kantone1388 zu fordern, die norma- 
lerweise einer weniger strengen Prüfung unterliegen.1389 Auf der Ebene der 
gerichtlichen Kontrolle durch den EGMR wird den Mitgliedsstaaten bei Ein- 
griffen in die Medienfreiheit aufgrund von deren zentraler Bedeutungfür die 
demokratische Gesellschaft ein grundsätzlich enger Beurteilungsspielraum 
eingeräumt.1390 Allerdings hält sich der Gerichtshofin jenen Fällen mit einer 


1384 Vgl.$31.F. 


1385 Vgl. zur Aufgabenerfüllung durch Service-public-Medien i.e.S. und i.w.S.$21.C.4.c. 
cc.und$21.C.4.c.ee. 


1386 Vgl. dazu$31.F. 
1387 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 212; vgl. auch SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 90. 
1388 Vgl. hierzu $21.C.5.d.cc. 


1389 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S.90, wonach die für solche Fälle auferlegte Zurück- 
haltung des Bundesgerichts beischweren Grundrechtseingriffen nicht angezeigt ist; 
vgl. soeben §3 II. D. 1. 


1390 Vgl. bereits § 2I. B. 2. 
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strikten Rechtfertigungsprüfung zurück, in welchen kein europäischer Rege- 
lungskonsens besteht, 1391 was im Bereich vielfaltssichernder Massnahmen 
im Medienbereich verstärkt der Fall ist.1392 Diese Rechtsprechung wird von 
Teilen der Lehre kritisiert, die für den Fall schwerer Grundrechtseingriffe 
unabhängig von einem mangelnden Regulierungskonsensinnerhalb der Mit- 
gliedsstaaten einen engen Beurteilungsspielraum befürworten.1393 Für den 
Fall schwerer Grundrechtseingriffe gleich problematisch ist die Rechtspre- 
chung des EMGR, wonach auch eine präzise Abwägung der sich gegenüber- 
stehenden Interessen im kantonalen oder nationalen Gesetzgebungsprozess 
oder in vorinstanzlichen Gerichtsverfahren eine hohe Prüfungsdichte im 
Überprüfungsverfahren des EGMR zu verhindern vermag. 1394 


III. Kerngehalt bzw. unzulässige Eingriffe in den Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Fraglich ist, welche Intensität Eingriffe in den Schutzbereich des Staatsunab- 
hängigkeitsgebots aufweisen dürfen, damit sie im Lichte von Art. 36 BV noch 
gerechtfertigt werden können. Gefragt ist nach dem Kerngehalt der Staatsun- 
abhängigkeitsgarantie, der unter keinen Umständen beeinträchtigt werden 
darf. Wie bereits erwähnt, herrscht in der deutschen Lehre Uneinigkeit dar- 
über, ob hinsichtlich der Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots jegli- 
che Einflussnahme (weites Einflussnahmeverbot) oder erst ein dominanter 
staatlicher Einfluss auf die publizistische Tätigkeit (enges Beherrschungs- 
bzw. Dominanzverbot) zu verhindern ist.1395 In der schweizerischen Lehre 
ist zulesen, dass der Grundsatz der Staatsunabhängigkeitsowohl vor staatli- 
cher Kontrolle als auch vor jeglicher Beeinflussung der publizistischen Arbeit 
schützt.1396 Wie soeben dargelegt wurde, ist das weite Verbot jeglicher (indi- 
rekter) Beeinflussung redaktioneller Inhalte mit dem Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsprinzips gleichzusetzen.1397 Im Folgenden ist der Frage 
nachzugehen, inwieweit das Beherrschungsverbot als Verbot beherrschen- 
der (indirekter) Einflussnahme aufdie publizistische Tätigkeit als Kerngehalt 
der Garantie der Staatsunabhängigkeit aufgefasst werden kann. 


1391 Vgl. bereits §3 I. D. 1. 

1392 Vgl. sogleich §4 IV. A. 3.a. 

1393 So OSTER, Media Freedom, S.121f. 

1394 Vgl. die kritischen Stimmen diesbezüglich soeben §3 II. D. 1. 
1395 Vgl. §3 I.C. 

1396 Vgl. §3 I.C. 

1397 Vgl. §3 I.C. 
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A. Figur desgrundrechtlichen Kerngehalts 


Unter der Figur des grundrechtlichen Kerngehalts wird im schweizerischen 
Verfassungsrecht jener zentrale Bestandteil desSchutzbereichs eines Grund- 
rechts verstanden, der sich gemäss Art. 36 Abs. 4 BV jeglicher Beschränkung 
durch staatliche Massnahmen entzieht.1398 Was den unantastbaren Kernge- 
halteines Grundrechts ausmacht, muss gesondert für jedes Grundrechtbeant- 
wortet werden.1399 Bei der Konkretisierung sind aufvölkerrechtlicher Ebene 
die notstandsfesten Garantien der EMRK und des UNO-Pakts II sowie das 
zwingende Völkerrecht und aufnationalrechtlicher Ebene die Garantie der 
Menschenwürde gemäss Art. 7 BV heranzuziehen.1400 Teilweise ergibtsich 
der Kerngehalt eines Grundrechts bereits aus dem Verfassungstext, etwain 
gewissen Fällen von Formulierungen wie «[...] ist verboten». 1401 In der schwei- 
zerischen Lehre wird die praktische Bedeutung grundrechtlicher Kernge- 
halte aufgrund der Schwierigkeit, absolut geschützte Gehalte generell-abs- 
trakt zu umschreiben, mitunter relativiert. So könne man dem Anliegen, eine 
Güterabwägung im Einzelfall auszuschliessen, auch im Rahmen der Verhält- 
nismässigkeitsprüfunggemäss Art. 36 Abs. 3 BV gerecht werden. Begründet 
wird dies damit, dass es kaum denkbar sei, inwieweit ein staatlicher Eingriff 
verhältnismässig sein und gleichzeitig eine Verletzung des absolut geltenden 
Kerngehalts darstellen könne.1402 Vor diesem Hintergrund wird in dieser 
Arbeit auf den Begriff des kerngehaltsrelevanten bzw. -beeinträchtigenden 
Eingriffs verzichtet und stattdessen der Begriff des nicht zurechtfertigenden 
bzw. unzulässigen Eingriffs in das Staatsunabhängigkeitsgebot vorgezogen. 


1398 Vgl. BGE 14211, E.7.2.4, S.7; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 36 BV, N24; EPINEY, BSKBV, 
Art. 36 BV, N61; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N 44; vgl. ausführlich SCHEFER, Be- 
einträchtigung, S. 95 ff.; kit. zur dogmatischen Figur des Kerngehalts generell RIEDO/ 
NIGGLI, Unantastbar, S. 762 ff. 


1399 Vgl. etwa BGE 14211, E.7.2.4, S.7; BIAGGINI, Komm. BV, Art.36 BV, N24; EPINEY, 
BSK BV, Art. 36 BV, N 62; SCHWEIZER, SGK BV, Art. 36 BV, N 44. 


1400 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 36 BV, N24; EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 63 und 
N67; GERTSCH, Kerngehalte, Rz. 22; SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N 44; vgl. aus- 
führlich SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 94 f.; SCHEFER, Kerngehalte, S. 5 ff., S. 147 ff. 
und S. 177 ff. 


1401 Vgl. etwa das Folterverbot des Art. 10 Abs. 3 BV; vgl. m.w.Verw. GERTSCH, Kerngehalte, 
Rz. 22. 

1402 So etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 36 BV, N24 und N26; EPINEY, BSK BV, Art. 36 BV, N 61; 
SCHWEIZER, SGKBV, Art. 36 BV, N 45; vgl. hierzu m.w.Verw. SCHEFER, Kerngehalte, 
S. 60. 


218 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


B. Verbot systematischer Vorzensur als Kerngehalt 
der Medienfreiheit 


Im schweizerischen Verfassungsrecht sieht Art. 17 Abs. 2 BV vor: «Zensur ist 
verboten». Zwar ist das Zensurverbot aufgrund seines Hauptanwendungs- 
bereichs lediglich bei der Medienfreiheit verankert, doch gilt es im gesam- 
ten Bereich der Kommunikationsgrundrechte. 1403 Der Begriff der Zensur ist 
vielschichtig und steht als Oberbegriff für staatliche Inhaltskontrolle. 1404 
Unterschieden werden formelle und materielle Zensur sowie Vor- und Nach- 
zensur.1405 Während die formelle Zensur eine bestimmte Form staatlicher 
Inhaltskontrolle umschreibt — etwa in systematischer Art und Weise oder 
nur in Einzelfällen —,1406 wird die materielle Zensur durch den angelegten 
behördlichen Kontrollmassstab -etwa eine Inhaltskontrolle unter politischen 
Gesichtspunkten - definiert.1407 Die Vor-bzw. Präventivzensur bezeichnet die 
vorgängige Inhaltskontrolle und die Nach-bzw. Repressivzensur die Kontrolle 
im Anschluss an die Meinungsverbreitung. 1408 

Trotz der in Art. 17 Abs. 2 BV gewählten Formulierung betrifft nicht jede 
Zensurform den Kerngehalt der Kommunikationsgrundrechte.1409 So be- 
zweckt das Zensurverbot, die Gefahr inhaltlicher Beherrschung bzw. Len- 
kung der Meinungsbildung durch den Staat zu verhindern. 1410 Schutzzweck 


1403 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 161; BGE 1381274, E. 2.2 und E. 3.4.1, S.281 und s. 286; 
BIAGGINI, Komm. BV, Art. 16 BV, N12; BRUNNER/BURKERT, SGK BV, Art. 17 BV, N 59; 
HERTIG, BSK BV, Art. 16 BV, N 51; KLEY, §34 Schutz der Kommunikation, N11; KLEY/ 
TOPHINKE, SGK BV, Art. 16 BV, N19; KRÜSI, Zensurverbot, S. 215; MÜLLER/SCHEFER, 
Grundsätze, S. 351; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 245 f.; vgl. für das deut- 
sche Verfassungsrecht eingehend etwa NESSEL, Zensurverbot, S. 197 ff. 


1404 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 BV, N14; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., 
N109; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N35. 


1405 PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 246; ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, 
N35; vgl. ausführlich zum Zensurbegriff in der Lehre KRÜSI, Zensurverbot, S. 91 ff.; 
vgl. für das deutsche Verfassungsrecht ausführlich etwa NESSEL, Zensurverbot, 
S.152 ff. 


1406 Vgl. m.w.Verw. KRÜSI, Zensurverbot, S. 93 und ausführlich S. 96 ff.; PEDUZZI, Meinungs- 
und Medienfreiheit, S. 246. 

1407 Vgl. m.w.Verw. KRÜSI, Zensurverbot, S. 93 f. und ausführlich S. 116 ff.; PEDUZZI, Mei- 
nungs- und Medienfreiheit, S. 246. 

1408 Vgl. PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 246; vgl. ausführlich KRÜSI, Medien- 
freiheit, S.135 ff. 

1409 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 BV, N15f.; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., 
N 108f.; PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.246f. 

1410 Vgl. etwa m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S.352; SCHEFER, Kerngehalte, 
S. 463; vgl. aus der deutschen Lehre etwa HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreihei- 
ten, Rz.89. 
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ist damit die Abwehr der durch Kontrolle bzw. Überwachung bewirkten Ein- 
schüchterung und Beengungder Kommunikationsinhalte und -prozesse und 
der damit einhergehenden Gefahr der Meinungslenkung.411 Historisch fin- 
det das Zensurverbot seine Wurzeln in den nach der Erfindung des Buch- 
drucks sowohl von kirchlicher als auch von staatlicher Seite praktizierten 
Formen planmässiger Kontrolle von Kommunikationsinhalten.!#12 In diesem 
Sinne istsowohl in der Lehre als auch in der Rechtsprechung grundsätzlich 
anerkannt, dass in formeller sowie zeitlicher Hinsicht die systematische Vor- 
zensur die Kommunikationsgrundrechte in ihrem Wesenskern trifft.1413 Als 
absolut verboten gilt somit das Errichten staatlicher Verfahren der inhaltli- 
chen Vorkontrolle, da diesen die Gefahr innewohnt, dass die ungehinderte 
Kommunikation durch Unterdrückung von Kritik ausgeschaltet wird.1%14 Eine 
unzulässige Vorzensur würden folglich etwa staatliche Verfahren darstellen, 
die alle Publikationen einer bestimmten Medienorganisation, von spezifi- 
schen Autoren oder zu einem bestimmten Thema der Genehmigung einer 
staatlichen Behörde unterwerfen.1415 Vor dem Hintergrund der Digitalisie- 
rungmöchte ein Teil der Lehre auch die systematische Nachzensur als absolut 


1411 HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz. 89; vgl. SCHEFER, Beeinträchti- 
gung, S. 43; SCHEFER, Kerngehalte, S. 463; vgl. auch KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, 
Grundrechte, $21, N35. 


1412 Vgl. etwa HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz.89; MÜLLER/SCHEFER, 
Grundsätze, S.351f.; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N107; SCHEFER, Kernge- 
halte, S.462; ZELLER/KIENER, BSK BV, Art. 17 BV, N 36; vgl. ausführlich zur rechtshisto- 
rischen Perspektive etwa KRÜSI, Zensurverbot, S. 15 ff.; NESSEL, Zensurverbot, S. 74 ff. 


1413 Vgl. aus der Rechtsprechung etwa BGE 1381274, E. 2.2.2, S. 283; vgl. aus der Lehre etwa 
BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 140; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 
BV, N 16; BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N 59; HERTIG, BSK BV, Art. 16 BV, N 41; 
KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, $21, N35; KLEY/TOPHINKE, SGKBV, 
Art.16BV, N19; MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 352 f.; SCHEFER, Kerngehalte, S. 463f.; 
ZELLER/KIENER, BSK BV, Art. 17 BV, N 39; vgl. ausführlich KRÜSI, Zensurverbot, S. 255 ff.; 
PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 247 ff.; relativierend etwa mit Hinweis 
auf den Jugendschutz im Bereich des Filmwesens BIAGGINI, KOMM. BV, Art. 17 BV, 
N16; vgl. aus der deutschen Rechtsprechung und Lehre BVGer, Urteil vom 21.4.2011, 
A-6603/2010, E. 4; m.w.Verw. etwa HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, 
RZ. 93. 


1414 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 43 und SCHEFER, Kerngehalte, S.463f., der auch 
gewisse präventive Eingriffe im Einzelfall unter das Zensurverbot subsumiert. Indem 
dasZensurverbot es dem Staat verbietet, durch das Errichten von Kontrollverfahren 
eine institutionelle (Vor-JZensur einzuführen, wird das Verbot in jenen Teilen der 
Lehre, die unter institutionellen Voraussetzungen von Grundrechtenandersalsnach 
hier vertretener Ansicht nur Normenkomplexe und nicht Lebensbereiche verstehen, 
auch als negativer institutioneller Gehalt der Kommunikationsfreiheiten aufgefasst 
(so etwaSCHEFER, Kerngehalte, S.283; vgl. zu den verschiedenen Möglichkeiten ins- 
titutioneller Deutung der Grundrechte in Fn. 625). 


1415 Vgl. SCHEFER, Kerngehalte, S. 463. 
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verbotene Zensur verstanden wissen. 1416 Dies wird überzeugenderweise mit 
dem Einwand begründet, dass es heute technisch möglich ist, eine Homepage 
unmittelbar nach der Veröffentlichung von Inhalten zu sperren. Da solche 
Verfahren in ihrer Wirkung einer Vorzensur gleichkämen, könne der Zeit- 
punkt.derinstitutionalisierten Kontrolle im Internetzeitalter keine Rolle mehr 
spielen. 1417 

Ob eine Lähmung der Meinungsbildung im konkreten Einzelfall tatsäch- 
lich eingetreten ist, muss nicht nachgewiesen werden, da das Zensurverbot auf 
den Schutzvor Gefährdungen ausgerichtet ist.1418 Des Weiteren istirrelevant, 
ob die systematische Prüfunglediglich bestimmte Kommunikationsformen 
oder -inhalte betrifft.1419 

Aufvölkerrechtlicher Ebene kennt die EMRK kein ausdrückliches Zensur- 
verbot.1420 Der EGMR wendet jedoch bei Präventiveingriffen generell einen 
strikten Massstab im Rahmen der Prüfung der gesetzlichen Grundlage und 
der Verhältnismässigkeit an.1421 Während der Gerichtshof in diesem Zusam- 
menhang etwa Präventivmassnahmen in der Form von Konzessionierungs- 
bzw. Bewilligungsverfahren im Rundfunkbereich im Lichte von Art. 10 EMRK 
unter gewissen Bedingungen für zulässigerklärt,1422 hat er Eingriffe, die sich 
in der Form von Publikationsverboten auf die künftige Erscheinung ganzer 
Zeitungen und nicht lediglich bestimmter Artikeltypen bezogen, als unver- 
hältnismässig eingestuft.1423 Für die vorliegende Arbeit von besonderem 
Interesse ist der bereits im Zusammenhang mit der vielfaltsbezogenen Her- 
leitung des Staatsunabhängigkeitsgebots erwähnte und sogleich näher zu 


1416 Soetwa MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S. 355 f.; SCHEFER, Kerngehalte, S. 465f.; ZEL- 
LER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 41; vgl. aus der deutschen Lehre etwa HOFFMANN- 
RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz. 93; vgl. eingehend m.w.Verw. KRÜSI, Zensur- 
verbot, S.112ff.; NESSEL, Zensurverbot, S. 56 ff. 


1417 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S.354; vgl. aus der deutschen Lehre HOFFMANN- 
RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz. 93. 

1418 Vgl. SCHEFER, Beeinträchtigung, S. 43; SCHEFER, Kerngehalte, S. 463; vgl. zur Ausge- 
staltung des Schutzbereichs der Staatsunabhängigkeitsgarantie als Gefährdungs- 
schutz §3 I. D. 

1419 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Grundsätze, S.352f.; ZELLER/KIENER, BSK BV, 
Art. 17 BV, N39. 

1420 Vgl. ZELLER/KIENER, BSKBV, Art. 17 BV, N 37. 

1421 Vgl. EGMR, Urteil vom 10.5.2011, Mosley v. The United Kingdom, Nr. 48009/08, Ziff. 117; 
EGMR, Urteil vom 29.3.2011, RTBV v. Belgium, Nr. 50084/06, Ziff. 107 ff.; EGMR, Urteil 
vom 26.11.1991, Observer and Guardian v. the United Kingdom, Nr. 13585/88, Ziff. 60; 
vgl. m.w.H. OSTER, Media Freedom, S.130f.; vgl. auch m.w.Verw. ZELLER/KIENER, 
BSK BV, Art. 17 BV, N37. 

1422 Vgl. §2I.C. 2. b. bb. und §3 II. B. 2. b. 

1423 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 20.10.2009, Ürper a.o. v. Turkey, Nr. 14526/07 a.o., 
Ziff. 42ff.; OSTER, Media Freedom, S.130. 
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behandelnde «Manole-Entscheid».1424 Darin qualifizierte der EGMR die prä- 
ventive Kontrolle der vom moldawischen Service-public-Veranstalter verbrei- 
teten Nachrichten durch das regierungstreue Leitungsgremium des Veranstal- 
ters als unverhältnismässigen Eingriffin dieKommunikationsfreiheiten der 
beschwerdeführenden Journalistinnen und Journalisten. 1425 Der Gerichts- 
hof stützte sich in diesem Entscheid unter anderem auf die rechtlich unver- 
bindliche Empfehlung des Europarats zur Unabhängigkeit des Service-pub- 
lic--Rundfunks, worin empfohlen wird, dass die redaktionelle Tätigkeit von 
Service-public-Veranstaltern keinerlei Zensurformen unterliegen soll.1426 
Während Präventivmassnahmen im Lichte von Art. 10 EMRK folglich in be- 
stimmten Fällen zulässig sein können, beinhaltet die Bestimmung des Art.19 
UNO-Pakt I gemäss den Materialien ein absolutes Verbot jeglicher präventiver 
Eingriffe in die Meinungsfreiheit.1427 


C. Schutz primär vor indirekter Beherrschung der publizistischen 
Tätigkeit als absolut verbotene systematische Vorzensur: 
Beherrschungsverbot 


Der Staat kann dann auf Verfahren der inhaltlichen Vorkontrolle verzichten, 
wenn die publizistische Tätigkeit «politisch zuverlässigen Dienern des Systems 
anvertraut» wird.1428 Entsprechend ist im deutschen Verfassungsrecht in Bezug 
aufdie Staatsunabhängigkeit des Rundfunksin der Lehre zu lesen, dass «[d]Jas 
Minus (Zensur der konkreten Aussagen und Programme durch staatliche Stel- 
len) [...] praktisch überflüssig [ist], wenn durch die allgemeine Herrschaft über 
das publizistische Medium das Majus (Programmgestaltung exakt auf der 
Linie der Regierungspartei) gesichert ist».1429 Die «organisatorisch, wirtschaft- 
lich oder personell verwirklichte «Generalzensur»» mittels Beherrschung des 
Rundfunks durch den Staat wird als institutionalisierte Zensur dargestellt, die 
vom Grundgesetz gemäss Art. 5 Abs. 1 Satz 3 GG absolut verboten ist.1430 Auch 
das Bundesverfassungsgerichts hältin konstanter Rechtsprechungfest, dass 


1424 Vgl.$21.C.2.d. und sogleich $4 IV. A. 1. 
1425 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 107 ff. 


1426 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App. Ziff. I; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr. 13936/02, Ziff. 52. 

1427 Vgl. OSTER, Media Freedom, S.129; vgl. ausführlich BOSSUYT, Travaux Pr&paratoires, 
S.398 ff. 

1428 Vgl. mit Bezug auf die Presse und den Rundfunk in der Sowjetunion DOVIFAT, Publi- 
zistik, S.168 und ausführlich zur totalitären Publizistik S. 166 ff.; vgl. betreffend den 
Rundfunk HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $5, N 41. 

1429 HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $5, N41. 


1430 Vgl. HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, § 5, N 41. 
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«[d]er Rundfunk [...] weder dem Staat noch einer gesellschaftlichen Gruppe 
ausgeliefert werden [darf]»,1431 und nimmt dadurch ein absolutes Instrumen- 
talisierungs- bzw. Beherrschungsverbot an.1432 

Im schweizerischen Verfassungsrecht herrschtin der Lehre ebenfalls die 
Ansicht, dass die Desavouierungder Staatsunabhängigkeit der Medien durch 
deren staatliche Beherrschung von vornherein nicht mit der Medienfreiheit 
vereinbar ist.1433 In diesem Sinne hielt auch der Bundesrat fest, dass staatlich 
beherrschte Medien als propagandistische Staatsmedien durch das Staats- 
unabhängigkeitsgebot verfassungsrechtlich ausgeschlossen sind. 1434 

Eine systematische Vorzensur kann folglich nicht nur durch die staatliche 
Errichtung eigentlicher Verfahren der Vorkontrolle von bestimmten Medien- 
inhalten, sondern auch durch die Beherrschung der publizistischen Tätigkeit 
mittels staatlicher Organisationsmassnahmen mit primär indirektem Inhalts- 
bezug realisiert werden.1435 Während die Errichtung staatlicher Verfahren 
der vorgängigen Inhaltskontrolle in erster Linie auf die direkte bzw. einen 
unmittelbaren Inhaltsbezug aufweisende und damit punktgenaue Beherr- 
schung der Inhaltsproduktion zielt, ermöglichen staatliche Organisations- 
massnahmen im Bereich der staatlichen Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 
durch Medien sowie deren Beaufsichtigung und Finanzierung vorwiegend 
eine indirekte bzw. einen mittelbaren Inhaltsbezugaufweisende und damit ledig- 
lich grobe bzw. richtunggebende Beherrschungder Inhaltsproduktion. Es kann 
somit wiederum, wie bereits im Rahmen der Schutzbereichserläuterungen 
dargelegt, zwischen der inhaltlichen Seite des Zensurverbots und der insti- 
tutionellen Seite des Zensurverbots unterschieden werden.1436 Vor diesem 
Hintergrund kann das Beherrschungsverbot als Verbot primär indirekter 
beherrschender Einflussnahmen auf die publizistische Tätigkeit auch nach 
schweizerischem Verfassungsverständnis als Kerngehalt der institutionellen 
Medienfreiheit und damit auch als Kerngehalt der Staatsunabhängigkeits- 
garantie bezeichnet werden. 


1431 BVerfGE 59, 231 (258) (Hervorhebung durch die Autorin). 
1432 Vgl. hierzu bereits$31.C. 


1433 Vgl. HANGARTNER, Unabhängigkeit, S.1185; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N173; 
PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.240. 

1434 Vgl. für den Bereich des Rundfunks BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 
1981, S.949; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.720; GROB, Programmautonomie, 
S.253. 

1435 Vgl. zum sachlichen Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots als Schutz pri- 
mär vor indirekten Einflussnahmen auf die publizistische Tätigkeit durch staatliche 
Organisationsmassnahmen $31.D.1. 


1436 Vgl.$21.B.6. 
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Da das Zensurverbot wie soeben erwähnt auch auf den Schutz vor Gefährdun- 
gen ausgerichtet ist,1437 muss für die Bejahung unzulässiger Eingriffe in das 
Staatsunabhängigkeitsgebot nicht nachgewiesen werden, dass die Inhaltspro- 
duktion tatsächlich beherrscht wird. Vielmehr reicht bereits die Möglichkeit 
bzw. der Anschein des beherrschenden Einflusses aufdie Inhaltsproduktion aus. 


$4 Völker- und verfassungsrechtliche 
Mindestanforderungen 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


I. Einleitende Bemerkungen 


Esgiltim Folgenden herauszuarbeiten, welche staatlichen Organisationsmass- 
nahmen im Medienbereich dem Staat die Möglichkeit der (indirekten) Beherr- 
schung der Inhaltsproduktion eröffnen und damit den absolut geschützten 
Kerngehalt der Staatsunabhängigkeitsgarantie — das Beherrschungsverbot — 
berühren. Wie bereits erwähnt, stellt das Staatsunabhängigkeitsgebot auch 
ein objektiv-rechtliches Gestaltungsprinzip für diegrundrechtsfreundliche 
Ausgestaltung der Medienordnung durch den Staat dar, der als Garant einer 
vielfältigen Medienlandschaft auch deren staatsunabhängige Organisation 
sicherstellen muss. Dabei steht die staatliche Organisation eines medialen 
Service-public-Systems exemplarisch für die Gewährleistung der objektiv- 
rechtlichen Dimension der Medienfreiheit in der Form des Vielfaltsgebots 
bzw. der damit verbundenen Informationsfreiheit jedes Einzelnen durch 
Organisationsnormen.1438 Indem der Staatsowohleine pluralistische als auch 
eine staatsunabhängige Medienordnung gewährleisten muss, befindet er sich 
in einer ambivalenten Position und muss gewährleisten, dass sowohl das 
Vielfalts- als auch das Staatsunabhängigkeitsgebot optimal realisiert wer- 
den.1439 In Bezug auf den Rundfunkbereich hielt der Bundesrat treffend fest, 
dass «[man] [ilm Sinne einer institutionellen Garantie für das Fortbestehen 
dieser Unabhängigkeit wird [...] daraufbedacht sein müssen, dass einean 
und für sich rechtlich vorgeschriebene Unabhängigkeit nicht dadurch wie- 
der illusorisch wird, dass [etwa] bei Bestellung der massgebenden Organe des 


1437 Vgl. soeben $3 HI. B. 
1438 Vgl. zum Grundrechtsschutz durch Organisationsnormen bereits §2 I. C. 4. E. 


1439 Vgl. zum Organisationsproblem der Gewährleistung einer sowohl vielfältigen als 
auch staatsunabhängigen Medienordnung §21. C. 4. E. 
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Programmträgers dieöffentliche Hand ein Übermass an Einwirkungsmöglich- 
keiten erhält. Dazu sind besondere strukturelle Anordnungen notwendig».1440 

Wie bereits erläutert, bezweckt die Staatsunabhängigkeitsgarantie in ers- 
ter Linie den Schutz vor indirekten Einwirkungen auf mediale Inhalte mittels 
staatlicher Massnahmen, die Vorgaben in Bezug aufdie Aufgabenerfüllungdurch 
Medien sowie deren Beaufsichtigungund Finanzierung betreffen.!441 Die Gefahr 
staatlicher (indirekter) Beherrschung von Medien und die damit verbundene 
Verletzung der Staatsunabhängigkeitsgarantie konkretisiert sich entspre- 
chend besonders bei Service-public-Medien, da diese von staatlichen Behör- 
den beauftragt, beaufsichtigt und finanziert werden. 1442 So nehmen Medien 
als Service-public-Anbieter i.e.S. eine öffentliche Aufgabe wahr oder erhalten 
als Service-public-Anbieter i.w.S. für die Wahrnehmung im öffentlichen Inte- 
resse liegender (privater) Aufgaben Finanzhilfen, womit der Staat bereits 
durch Vorgaben in Bezug auf deren Aufgabenerfüllung sowie deren Beauf- 
sichtigung und Finanzierung die Möglichkeit wesentlicher Beeinflussung der 
Inhaltsproduktion erhält.1443 Im Bereich der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
durch Medien müssen dem Staat aufgrund seiner Gewährleistungsverantwor- 
tung hinreichende Aufsichts- bzw. Einwirkungs- und Kontrollrechte verblei- 
ben.1444 Solche spezialgesetzlich eingeräumten Aufsichtsrechte wie etwa die 
Genehmigung von Statuten, die Entsendung und Abberufung staatlicher 
Vertreter in die Führungsgremien von Aufgabenträgern oder aktienrechtliche 
Kontrollinstrumente vermögen dem Staat weitgehende Einflussmöglichkei- 
ten einzuräumen. Ähnliche Beherrschungsgefahren bestehen auch betref- 
fend Medien, deren (private) Aufgabenerfüllung aufgrund des Erhalts von 
Finanzhilfen vom Staat beaufsichtigt wird.1445 

Bei der konkreten grundrechtskonformen Ausgestaltung der Medien- 
ordnung müssen die gegenläufigen Interessen des Vielfalts- und Staatsunab- 
hängigkeitsgebots ausgeglichen werden, wobeidem Gesetzgeber ein grosser 
Gestaltungsspielraum zukommt.1446 Diesbezüglich hält das deutsche Bundes- 


1440 BUNDESRAT, Botschaft Verfassungsartikel 1973, S.1285f.; vgl. GROB, Programmauto- 
nomie, S.263. 

1441 Vgl. bereits$31.D.1. 

1442 Vgl. in Bezug auf die SRG PEDUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S.144. 

1443 Vgl. zum Schutz des Staatsunabhängigkeitsgebots vor indirekten Einwirkungen aufdie 
Inhaltsproduktion in der Form staatlicher Organisationsmassnahmen bereits §3 I. D. 

1444 Vgl. bereits $21.C.4.c.cc. 

1445 Vgl. bereits $21.C.4.c.cc. 

1446 Vgl. MÜLLER, Elemente, S. 53; vgl. aus der deutschen Literatur in Bezug auf die Rund- 
funkorganisation ausführlich HOFFMANN-RIEM, Rundfunkfreiheit, S. 19 ff.; vgl. zum 
grossen Wertungsspielraum des Gesetzgebers bei der Auflösung von Grundrechts- 
kollisionen auf Gesetzesebene bereits §3 II. C. 1. 
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verfassungsgericht in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk fest, 
dass «hier verschiedene Grundrechtspositionen zusammenitreffen], die in 
Kollision miteinander geraten können, einerseits der aus der Informations- 
freiheit folgende Anspruch aufumfassende und wahrheitsgemässe Informa- 
tion, andererseits die Freiheit der Meinungsäusserung derjenigen, welche die 
Programme herstellen oder in den Sendungen zu Wortkommen. Es ist Sache 
des Gesetzgebers, solche Kollisionen zum Ausgleich zu bringen».1447 Aus 
dem Staatsunabhängigkeitsprinzip lässt sich somit keine bestimmte Ausge- 
staltung der Medienordnung ableiten, sondern es wird in der Form des Beherr- 
schungsverbots als Kerngehalt der Staatsunabhängigkeitsgarantie lediglich 
eine Grenze der Ausgestaltung der Medienordnung fixiert.!448 Im Übrigen ist 
die verfassungsrechtliche Überprüfung auf eine Analyse der zu beurteilen- 
den konkreten staatlichen Organisationsmassnahmen in den angesproche- 
nen Bereichen angewiesen.1449 Dabei kann eine beherrschende staatliche 
Einflussnahme aufdie publizistische Tätigkeit bereits durch einzelne Organi- 
sationsmassnahmen für sich alleine betrachtet oder erst durch eine Kombi- 
nation verschiedener solcher Massnahmen, die im Rahmen einer wertenden 
Gesamtbetrachtung zu beurteilen sind, ermöglicht werden.1450 

Dieses — den eigentlichen Kern der vorliegenden Arbeit bildende - Kapi- 
tel hat zum Ziel, aus der Perspektive des Völkerrechts (§ 4 IV.) und desschwei- 
zerischen Verfassungsrechts (§ 4 V.) die absoluten Mindestanforderungen 
herauszuarbeiten, die das Staatsunabhängigkeitsgebot an die staatliche Ausge- 
staltung von Vorgaben betreffend die Aufgabenerfüllung durch Medien, deren 
Beaufsichtigung und Finanzierung sowie der Behördenorganisation setzt. Hier- 
für ist vorab zu erläutern, inwiefern aus dem Beherrschungsverbot ein Gebot 
der Auslagerung publizistischer Tätigkeit aus der Staatsverwaltung abgelei- 
tet werden kann ($4 II.). Um danach eruieren zu können, welche absoluten 
Mindestanforderungen an die Auslagerung publizistischer Tätigkeit abzulei- 
ten sind, istin einem Zwischenschritt noch zu klären, inwieweit die Aufga- 
benerfüllung durch Medienorganisationen politischer Steuerungbedarfund 
wie der Staat die Aufgabenerfüllung durch Medienorganisationen steuern 
kann (§ 4 II.). 


1447 BVerfGE 57, 295 (321); vgl. MÜLLER, Elemente, S. 54. 

1448 Vgl. HOFFMANN-RIEM, Rundfunkfreiheit, S.20f. 

1449 Vgl. aus der deutschen Literatur betreffend die Rundfunkorganisation HOFFMANN- 
RIEM, Rundfunkfreiheit, S. 21; vgl. die im zweiten Teil dieser Arbeit vorgenommene 


Analyse der Verfassungsmässigkeit der konkreten staatlichen Organisationsmass- 
nahmen im Bereich von Radio und Fernsehen (RTVG) in §8 ff. 


1450 Vgl. im Zusammenhangmit der Gewährleistung des Selbstverwaltungsrechts öffent- 
lich-rechtlicher Rundfunkanstalten SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 186f. 
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Dabei ist stets im Hinterkopf zu behalten, dass im Kontext der Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben durch Medien (Service public i.e.S.) aufgestellte völker- und 
verfassungsrechtliche Mindestvorgaben erst recht für die Erfüllung staatlich 
privilegierter privater Aufgaben durch Medien (Service public i.w.S.) Geltung 
beanspruchen. So bestehen - wie nachfolgend aufzuzeigen sein wird- an der 
Erfüllung privater Aufgaben im öffentlichen Interesse aufgrund des prinzipiell 
geringeren Bedarfs an politischer Steuerungin der Regel geringere öffentli- 
che Interessen, weshalb ein unverhältnismässiger Grundrechtseingriff umso 
eher angenommen werden kann.1451 


I. Beherrschungsverbot als Funktions- bzw. Betätigungsverbot 
für den Staat im Medienbereich: Gebot der Auslagerung 
publizistischer Tätigkeit aus der Staatsverwaltung 


Im deutschen Verfassungsrecht ist unbestritten, dass das Staatsunabhängig- 
keitsgebot ein absolutes Verbot sog. «Staatsmedien» bzw. eines Auftretens des 
Staats als Medienanbieter statuiert. So unterliegen Inhalte einer Medienorga- 
nisation, die staatlichen Stellen untergeordnet ist, zwangsläufig einer Beherr- 
schung durch den Staat. Eine staatliche Eigenbetätigung im Medienbereich 
wird daher anders als in sonstigen wirtschaftlichen Bereichen für ausnahmslos 
verboten erklärt.1452 Die Rede ist von einem sog. Funktions- bzw. Betätigungs- 
verbot für den Staatim Medienbereich.1453 In diesem Zusammenhang hat das 
Bundesverfassungsgericht für den Pressebereich festgehalten, dass, «so wich- 
tig die [...] der Presse zufallende «öffentliche Aufgabe; ist, so wenig kann diese 
von der organisierten staatlichen Gewalt erfüllt werden». 1454 Ähnlich statu- 
ierte das Gericht für den Rundfunkbereich, dass die Veranstaltung von Rund- 
funk «nach Art. 5 GG nicht Sache des Staates sein [... kann]. Art. 5 GG verweist 
siein den Raum der Gesellschaft».1455 Aus diesem Verbot der Betreibungeiner 
Medienorganisation in Eigenregie wird aufein sog. Gebot der Ausgliederung 
der publizistischen Tätigkeit aus der Staatsverwaltung geschlossen. 1456 


1451 Vgl. zum Bedarfan demokratischer Legitimation bzw. an politischer Steuerung der 
Aufgabenerfüllung durch Medien § 4 III. A. 


1452 Vgl. ausführlich statt vieler JARASS, Massenmedien, S. 215 ff.; vgl. für den Rundfunkbe- 
reich BUMKE, Öffentliche Aufgabe, S. 146; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S. 22f.; 
JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 36f.; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 305; vgl. 
für den Pressebereich statt vieler LADEUR, HK Medienrecht, 4. Abschn., N35. 


1453 Vgl. statt vieler für den Pressebereich LADEUR, HK Medienrecht, 4. Abschn., N35. 


1454 BVerfGE 20, 162 (175); vgl. MÜLLER-FRANKEN, Presseähnliche Betätigungen, S. 107. 
1455 BVerfGE 31, 314 (337). 


1456 Vgl. etwa JARASS, Massenmedien, S.21; BUMKE, Öffentliche Aufgabe, S. 177; vgl. aus- 
führlich CHUANG, Organisation, S. 77 ff. 
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Auch im schweizerischen Verfassungsrecht hielt das Bundesgericht für den 
Bereich des Rundfunks bereits vor der Einführung des Art. 55° Abs. 3 aBV 
unter Verweis auf die Meinungs- und Informationsfreiheit fest, dass es dem 
Staat verboten ist, den damals noch monopolisierten Programmbetrieb als 
öffentliche Aufgabe selber wahrzunehmen. Vielmehr sei die Aufgabenerfül- 
lungaufeine ausserhalb der Bundesverwaltung stehende bzw. von der Verwal- 
tung unabhängige Organisation zu übertragen.1457 Auch unter der Geltung 
des aktuellen Art. 93 Abs. 3 BV bekräftigte das Bundesgericht, dass die Auf- 
gabe der Programmveranstaltung nicht durch den Bund selber erfüllt und 
somit auch nicht im Sinne eines Leistungseinkaufs in Auftrag gegeben bzw. 
beschafft werden dürfe.1458 Auch in der schweizerischen Lehre herrscht für 
den gesamten Medienbereich einhellig die Auffassung, dass das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot eine staatliche Eigenbetätigung im Medienbereich anders 
als in sonstigen Wirtschaftsbereichen, wo dem Staat eine Eigenbetätigung 
gemäss Art. 27 und Art. 94 BV nicht grundsätzlich verboten wird, 1459 gänz- 
lich ausschliesst. 1460 Klar scheint folglich, dass als Mindestanforderung des 
Staatsunabhängigkeitsgebots die Wahrnehmung der publizistischen Tätig- 
keit durch eine ausserhalb der drei Staatsgewalten stehende bzw. von diesen 
unabhängige Medienorganisation vorgeschrieben ist. Unklar ist hingegen, 
welche genauen verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen sich aus die- 
ser allgemeinen Vorgabe ergeben. So wird etwa in Bezug auf die Organisations- 
form von Medienorganisationen von einem Teil der Lehre und vom Bundes- 
rat die Ansicht vertreten, sowohl ausserhalb der Zentralverwaltung stehende 
öffentlich- als auch privatrechtlich organisierte Medienanbieter seien zulässig, 


1457 Vgl. BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, S. 222 f.; vgl. auch BGE 971731, E.1,$.733; 
vgl. nun unter Verweis auf das Staatsunabhängigkeitsgebot gemäss Art. 93 Abs. 3 BV 
BVGer, Urteil vom 21.4.2011, A-6603/2010, E. 3.3.1.; vgl. bereits $1 VIII. C. 

1458 Vgl. im Zusammenhang mit der Unterstellung der damaligen Radio- und Fernseh- 
empfangsgebühr unter die Mehrwertsteuer BGE 14111182, E.6.6, S.196f. 


1459 Vgl. hierzu im Kontext der Organisation eines Service-public-Systems $21.C.4.c.bb. 


1460 Vgl. betreffend den Presse- sowie den Rundfunkbereich etwa BARRELET, Libertés, 
Rz. 24 und Rz. 33; HANGARTNER, Unabhängigkeit, S.1185; SAXER, Kommunikations- 
verfassung, Rz. 17; vgl. in Bezug auf den Rundfunkbereich AUBERT, Petit commen- 
taire, Art. 93 Cst., N8und N19; AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, Droit constitutionnel, 
RZ. 594; BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 255; BIAGGINI, Komm. BV, 
Art. 93 BV, N13; BRUNNER/BURKERT, SGK BV, Art. 17 BV, N 27; CAPT, Actionnaires, S. 124; 
COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gén., N 66; KLEY, Gutachten Swisscom, Rz. 5; MAHON, 
Petit commentaire, Art. 17 BV, N10; MÜLLER/GROB, MÜLLER/GROB, Kommentar zu 
Art. 55bis aBV, N 61; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 491; NOBEL/ 
WEBER, Medienrecht, 2. Kap., N 173; RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, 
Ziff. 1650; ROSTAN, Service public, S.191 und S. 268; SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, 
Rz. 7.6; SCHÜRMANN, Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 274; ZELLER/DUMERMUTH, 
BSK BV, Art. 93 BV, N32. 
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solange mit der Organisationsform keine staatliche Lenkung des Anbieters 
einhergehe.1461 Ein anderer Teil der Lehre hingegen steht Medienanbietern 
generell kritisch gegenüber, die öffentlich-rechtlich organisiert sind1462 oder 
eine privatrechtliche Organisationsform aufweisen, welche dem Staat auf- 
grund der Eigentumsverhältnisse oder sonstiger Bestimmungen einen Ein- 
fluss auf den Anbieter ermöglicht.1463 Weiter herrscht Uneinigkeit darüber, 
inwieweit eine Finanzierung von Medien aus dem allgemeinen Staatshaus- 
halt mit dem Staatsunabhängigkeitsgebot in Einklang steht. 1464 

Der Begriff der Auslagerungwird imschweizerischen Recht uneinheitlich 
verwendet. Dabei vertritt die Mehrheit der Lehre einen engen Auslagerungs- 
begriff, der lediglich die Übertragung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben an 
Organisationen und Personen ausserhalb der Zentralverwaltung umfasst.1465 
Für den Fallstaatlich beherrschter Aufgabenträger wird teilweise von Dezen- 
tralisierung und im Falle staatlich nicht beherrschter bzw. privater Aufga- 
benträger von Privatisierung gesprochen. 1466 Demgegenüber scheint der Bun- 
desrat einen weiteren Auslagerungsbegriff zu vertreten, indem er darunter 
sowohl die Auslagerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben aus der Zentral- 
verwaltung als auch die Aufgabenauslagerung im Sinne eines Verzichts auf 
die Statuierung einer Öffentlichen Aufgabe versteht.1467 Während im ersten 


1461 Vgl. in Bezugaufden Rundfunkbereich BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehar- 
tikel 1981, S. 949; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 720; vgl. im Zusammenhang mit 
der spezialgesetzlichen Aktiengesellschaft Swisscom AG als Programmveranstalte- 
rin BJ, Gutachten Swisscom, S. 223; vgl. auch HANGARTNER, Unabhängigkeit, S.1185f.; 
KLEY, Gutachten Swisscom, Rz.14f. 


1462 Vgl.SCHÜRMANN, Organisation, S.549, wonach die Organisation der SRG als öffentlich- 
rechtliche Anstalt oder öffentlich-rechtliche Stiftung dem Staatsunabhängigkeitsge- 
bot entgegenstünde. 


1463 Vgl. RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, Ziff. 1650; vgl. auch CAPT, Acti- 
onnaires, S.124 und MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S.13f., die sowohl der 
staatlichen Mehrheits- als auch der Minderheitsbeteiligung an einem Programmver- 
anstalter grundsätzlich kritisch gegenüberstehen. 


1464 Eine Finanzierung aus dem Staatshaushalt für unzulässigbefinden BUNDESRAT, Bot- 
schaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S.937; DUMERMUTH, Empfangsgebühr, S.155; 
MÜLLER/LOCHER, Gutachten Rundfunkfinanzierung, S. 5; a.M. HETTICH/SCHELKER, 
Medien, S.146f., wonach die Finanzierung von Medienorganisationen aus dem öffent- 
lichen Haushalt nicht per se mit Art. 10 EMRK bzw. Art. 17 BV unvereinbar sei; vgl. 
hierzu ausführlich § 4 V. D. 4. 


1465 So etwa BIAGGINI, Auslagerung, S. 144 ff.; FREUDIGER, Ausgliederungen, S.20f.; JAAG, 
Dezentralisierung, S. 27 f.; LIENHARD, Organisation, S. 1165; MOOR/BELLANGER/TAN- 
QUEREL, Droit administratif, S. 97f.; vgl. zur Auslagerung bzw. Übertragung öffentli- 
cher Aufgaben im Zusammenhang mit Service-public-Leistungen bereits §2 I. C. 4. c. cc. 


1466 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 97f. und ausführlich 
S. 100 ff.; vgl. zum Begriff der staatlichen Beherrschungim Zusammenhang mit öffentli- 
chen Unternehmen ausführlich STÖCKLI, Behördenvertreter, S.14 ff. und §4 V.C. 2. f. ee. 


1467 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S.8245f. 


§4 Völker- und verfassungsrechtliche Mindestanforderungen 229 


Fall die Gewährleistungsverantwortungfür die Aufgabenerfüllung aufgrund 
des Weiterbestehens der öffentlichen Aufgabe weiterhin beim Staatliegt und 
die Aufgabenerfüllung für gewöhnlich von diesem finanziert wird, 1468 han- 
delt es sich im zweiten Fall um die Erfüllung einer privaten Aufgabe, wofür der 
Staat keine Gewährleistungsverantwortunginnehat, diese aber bei bestehen- 
dem öffentlichem Interesse mittels Finanzhilfen fördern kann.!469 

Da staatliche Organisationsmassnahmen in Bezug auf die Aufgabener- 
füllung durch Medien sowie deren staatliche Beaufsichtigung und Finanzie- 
rung sowohl im Bereich der Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Service public 
i.e.S.) als auch im Bereich der Erfüllung privater, aber staatlich privilegierter 
Aufgaben durch Medien (Service public i.w.S.) denkbar sind, 1470 wird für die 
vorliegende Arbeit dem Begriffsverständnis des Bundesrats gefolgt und von 
einem weiten Auslagerungsbegriff ausgegangen. Dementsprechend wird nach- 
folgend geprüft, welche völker- und verfassungsrechtlichen Mindestanfor- 
derungen das Beherrschungsverbot an die Auslagerung der publizistischen 
Tätigkeitsowohl im Kontext der Erfüllung öffentlicher Aufgaben alsauch im 
Zusammenhang mit der Wahrnehmung staatlich privilegierter privater Auf- 
gaben durch Medien vorschreibt und welche Implikationen sich daraus für das 
Verständnis des Auslagerungsgebots im Medienbereich ergeben. 


III. Politische Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien 
(Erfüllung öffentlicher oder staatlich privilegierter privater 
Aufgaben) 


Um herausarbeiten zu können, welche völker- und verfassungsrechtlichen 
Mindestanforderungen des Staatsunabhängigkeitsgebots an die Auslagerung 
publizistischer Tätigkeit abzuleiten sind, istim Folgenden in einem Zwischen- 
schritt noch zu klären, inwieweit die Aufgabenerfüllung durch Medienor- 
ganisationen politischer Steuerung bedarf (84 II. A.) und wie der Staat die 
Aufgabenerfüllung durch Medienorganisationen sowohl im Kontext der Er- 
füllung öffentlicher Aufgaben ($ 4 III. B.) als auch im Bereich der Erfüllung 
privater Aufgaben im öffentlichen Interesse mittels Finanzhilfen ($ 4 III. C.) 
steuern kann. 


1468 Vgl. zur staatlichen Gewährleistungsverantwortung bei der Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben im Zusammenhang mit Service-public-Leistungen bereits §2 I. C. 4. €. cc. 

1469 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8246; zur Erfüllung privater Auf- 
gaben im öffentlichen Interesse im Zusammenhang mit Service-public-Leistungen 
bereits$21.C.4.c.cc. 


1470 Vgl. bereits soeben $41. 
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A. Bedarfan demokratischer Legitimation bzw. an politischer 
Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien 


Die Erfüllung öffentlicher Aufgaben bedarf unabhängig von der Frage, ob die 
Zentralverwaltung oder ausserhalb der Zentralverwaltung stehende Aufga- 
benträger für die Erfüllung zuständig sind, zwingend eines Mindestmasses 
an demokratischer Legitimation und damit an politischer Steuerung. 1471 Als 
Kriterien des Bedarfs an demokratischer Legitimation bzw. an politischer Steu- 
erung nennt der Bundesrat mitunter die für einen hohen Steuerungsbedarf 
sprechende geringe gesetzliche Regelungsdichte in Bezug auf die Aufgaben- 
erfüllung, deren Abhängigkeit von öffentlichen Mitteln sowie die Bedeutung 
der bereitzustellenden Grundversorgung infolge eines wenn auch nur partiel- 
len Marktversagens. Für eine zurückhaltende politische Steuerung der Aufga- 
benerfüllung steht hingegen unter anderem dasim vorliegenden Zusammen- 
hanginteressierende Erfordernis der unabhängigen Aufgabenerfüllung. 1472 

Die Unabhängigkeit der Aufgabenerfüllung drängt sich im Allgemeinen 
etwa bei Aufgaben auf, die eine Distanzwahrung zum bzw. eine Interessen- 
entkopplung vom Untersuchungsgegenstand verlangen.1473 So können ins- 
besondere Aufgaben der Verwaltungskontrolle etwa durch Medien oder 
Gerichte aufgrund ihrer reflexiven Ausrichtung kaum innerhalb der hierar- 
chisch organisierten Zentralverwaltung wirksam erfüllt werden. 1474 Die 
unabhängige Aufgabenerfüllungist zudem dann angezeigt, wenn diese vor 
politischer Vereinnahmunggeschützt werden muss. 1475 Der in diesem Zusam- 
menhang oft verwendete Begriff der «Entpolitisierung» istinsofern missver- 
ständlich, als kaum Bereiche öffentlicher Aufgaben denkbar sind, die nicht 
einer zumindest begrenzten demokratischen Legitimation und damit zusam- 
menhängend einer minimalen politischen Steuerung bedürfen.1476 Dem- 
entsprechend dient die Unabhängigstellung der Aufgabenerfüllung nicht 
der gänzlichen Abschottung gegenüber politischen Einwirkungen, «aber 


1471 Vgl. im Allgemeinen zum Erfordernis demokratischer Legitimation des Gesamtbe- 
reichs staatlichen Handelns ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.189 ff.; vgl. 
auch BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8254 und S. 8293. 


1472 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S.8254f.undS.8261; vgl. dazu auch 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 115f. 


1473 Vgl. ausführlich VOGEL, Verwaltung, S. 164. 
1474 VOGEL, Verwaltung, S.165 und S. 247. 


1475 Vgl. BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N 36; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 131f.; vgl. aus- 
führlich VOGEL, Verwaltung, S. 165 ff. 


1476 Vgl. im Zusammenhang mit der parlamentarischen Oberaufsicht m.w.Verw. MÜLLER/ 
VOGEL, Oberaufsicht, S. 665. 
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immerhin als Wellenbrecher gegenüber der Politik». 1477 Dadurch sollen etwa 
missbrauchsanfällige Aufgaben vor politisch motivierten Einflussnahmen 
abgeschirmt werden, wodurch die Glaubwürdigkeit und Neutralität der Auf- 
gabenträger gestärkt wird.1478Da die Ausstattung von Aufgabenträgerinnen 
und Aufgabenträgern mit Unabhängigkeit automatisch zu Führungs- bzw. 
Legitimationsdefiziten führt, 1479 müssen hierfür rechtfertigende öffentliche 
Interessen vorliegen. 1480 

Auf die Aufgabenerfüllung durch Medien angewendet ist augenschein- 
lich, dass das Staatsunabhängigkeitsgebot zu einer gewichtigen Relativierung 
des Bedarfs an politischer Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien 
führt. So verlangt die Kontrollfunktion der Medien gegenüber allen Staats- 
gewalten wie bereits erläutert gerade eine Distanz und Neutralität von den 
zu kontrollierenden staatlichen Behörden und kann daher innerhalb der von 
der Regierung kontrollierten Zentralverwaltung, aber auch innerhalb des 
Parlaments oder der Gerichte nicht wirksam erfüllt werden.1481 

Allerdings bedarf zumindest die Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch 
Medien (Service publici.e.S.) zwingendeiner hinreichenden demokratischen 
Legitimation und damit politischer Steuerung, 1482 wobei insbesondere die 
Kriterien der regelmässig geringen gesetzlichen Regelungsdichte in Bezug 
auf die Aufgabenerfüllung durch Medien, 1483 der grundsätzlichen Wichtig- 
keit von deren Aufgabenerfüllung besonders im Zeitalter des digitalen Wan- 
dels1484 sowie der allfälligen Abhängigkeit der Inhaltsproduktion von staatli- 
chen Mitteln für einen erhöhten Bedarfan politischer Steuerung sprechen. An 
dieser Stelle wird ersichtlich, dass diese Kriterien in ähnlicher Weise auch auf 
die Erfüllung staatlich unterstützter privater Aufgaben im öffentlichen Interesse 
durch Medien (Service public i.w.S.) zutreffen.1485 Entsprechend kann mit gu- 
ten Gründen argumentiert werden, dass eine minimale politische Steuerung 


1477 VOGEL, Verwaltung, S.166. 


1478 Vgl. m.w.H. VOGEL, Verwaltung, S.166f.; vgl. auch BUNDESRAT, Corporate-Governance- 
Bericht, S.8254f. 


1479 Vgl. ausführlich hierzu § 4 III. B. 2. b. 
1480 BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N 36; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 131; VOGEL, Verwal- 
tung, S. 164. 


1481 Vgl. ausführlich zur Kontrollfunktion der Medien §21. B. 4. c.; vgl. zu den Adressaten 
des Staatsunabhängigkeitsgebots § 6. 


1482 Vgl. zum Begriff des medialen Service public i.e.S. §2 I. C. 4. €. cc. 
1483 Vgl. hierzu ausführlich § 4 V. B. 


1484 Vgl. ausführlich zur demokratiepolitisch bedeutenden Meinungsbildungs- und Kon- 
trollfunktion der Medien $21.B.4.b. und $21. B. 4. c. sowie speziell im Zeitalter des 
digitalen Wandels $21.C.5.c. 


1485 Vgl. zum Begriff des medialen Service public i.w.S. §2 I. C. 4. c. ee. 
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insbesondere fürjene Erfüllung privater Aufgaben im Öffentlichen Interesse 
durch Medien angezeigt ist, die von staatlichen Mitteln abhängt. 


B. Instrumente der politischen Steuerung der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben 

1. Normative Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

a. Allgemeine Ausführungen 


Unter dem Begriff der normativen Steuerung der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben wird die Lenkung mittels generell-abstrakter Normen verstanden, welche 
mitunter die Aufgabenziele und Aufgabenausführungregeln.!485 Im demokra- 
tischen Rechtsstaat bildet das Gesetz das zentrale Steuerungsinstrument, 
was sich darin manifestiert, dass auch die weiter unten näher auszuführen- 
den Steuerungsarten der institutionellen und finanziellen Steuerungin den 
Grundzügen normativ erfolgen und somit als Unterfälle der normativen Steu- 
erungbezeichnet werden können.1487? Aufbundesrechtlicher Ebene findet die 
normative Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben ihre Grundlageim 
bereits an anderer Stelle erwähnten Art. 164 Abs. 1 lit. e und lit. g BV, wonach 
die wesentlichen Bestimmungen über die Aufgaben des Bundes sowie über 
die Organisation der Bundesbehörden der formell-gesetzlichen Grundlage 
bedürfen. Demzufolge ist dieBundesversammlungzum einen dazu angehal- 
ten, Gegenstand und Ziele der öffentlichen Aufgaben, Prinzipien und Instru- 
mente der Aufgabenerfüllungsowie den allfälligen Beizug von Aufgabenträ- 
gern ausserhalb der Bundeszentralverwaltung formell-gesetzlich zu regeln 
(vgl. Art. 178 Abs. 3 BV). Zum anderen sind im Rahmen des Organisationsrechts 
i.e.S. auch die Grobstruktur der Bundeszentralverwaltung und der ausser- 
halb der Zentralverwaltungstehenden Aufgabenträger, die Führungs- und 
Aufsichtsinstrumente, die Ernennungs- bzw. Wahlmodalitäten für wichtige 
Ämter oder die Unvereinbarkeitsbestimmungen in einem formellen Gesetz 
vorzusehen. 1488 


b. Gesetzlicher (Gewährleistungs- oder Leistungs-)Auftrag 


Öffentliche Aufgaben zeichnen sich dadurch aus, dass ihnen ein verfassungs- 
oder gesetzesrechtlicher (Gewährleistungs- oder Leistungs-)Auftrag zugrunde 


1486 Vgl. ausführlich zur normativen Steuerung der Verwaltung ENGI, Verwaltungssteue- 
rung, S.23f.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa LOESER, System, Rz.74 und ausführlich 
SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, S. 461 ff. 


1487 Vgl. m.w.Verw. ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 23 f.; vgl. ausführlich zur durch die 
Gesetzesbindung. der Verwaltung vermittelten sachlich-inhaltlichen demokratischen 
Legitimation bereits §3 II. B. 2. a. 


1488 Vgl. bereits § 2I. C. 4. c. cc. und §3 II. B. 3.a. 
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liegt.1489 Dieser kann sehr abstrakt umschrieben sein oder eine hohe Rege- 
lungsdichte aufweisen und bis auf Verordnungsstufe konkretisiert sein.1490 Im 
Normalfall ist dieser Auftrag an staatliche Behörden (Parlament, Regierung, 
Gerichte oder Zentralverwaltung) gerichtet, doch können auch ausserhalb der 
Zentralverwaltung stehende öffentlich-rechtliche bzw. dezentrale oder privat- 
rechtliche Aufgabenträger direkte Adressaten des Gesetzesauftrags sein. 1491 
Solldie öffentliche Aufgabe an ausserhalb der Zentralverwaltung stehende 
Träger übertragen werden, wird diesen im betreffenden Aufgabenbereich für 
gewöhnlich ein weiter Entscheidungsspielraum bzw. eine weite Autonomie 
eingeräumt.1492 In diesem autonomen Sachbereich erfolgt eine Durchbre- 
chung des Hierarchieprinzips, was einen Verlust demokratischer Legitima- 
tion zur Folge hat. 1493 Als Kompensation dient das Spezialitätsprinzip, welches 
das Korrelat des aus dem Legalitätsprinzip fliessenden Bestimmtheitsgebots 
darstellt. Demnach muss der autonome Aufgabenbereich ausgelagerter Auf- 
gabenträger umso detaillierter gesetzlich geregelt werden, je weiter die ein- 
geräumten Handlungsspielräume sind.!494 Damit hat in jedem Fall eine Grund- 
anbindung an das öffentliche Interesse zu erfolgen, indem im Gesetz die 
Zielvorgaben verbindlich zu definieren sind und der Gegenstand der öffentli- 
chen Aufgabe möglichst genau abzustecken ist.1495 In Bezug auf die Normstufe 
muss der autonome Sachbereich ausserhalb der Zentralverwaltung stehen- 
der Aufgabenträger zur Gewährleistung der demokratischen (Rest-)Kontrolle 
der Aufgabenerfüllung in einem formellen Gesetz minimal geregelt werden, 
wobeibesonders die verbleibenden Aufsichtsinstrumente der Exekutive oder 
ihr unterstellter Behörden formell-gesetzlich bestimmt werden müssen (vgl. 
auf Bundesebene Art. 178 Abs. 3 sowie Art. 164 Abs. 1lit.e und lit. g BV).1496 


1489 Vgl. bereits im Zusammenhang mit Service-public-Aufträgen $21.C.4.c.cc. 
1490 Vgl. mit Beispielen RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S.158. 


1491 Vgl. mit Beispielen RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 158; vgl. hierzu bereits im Kon- 
text von Service-public-Aufträgen §2 I. C. 4. €. cc. 


1492 Vgl. sogleich §4 II. B. 2. b. 
1493 Vgl. sogleich §4 III. B. 2. b. 


1494 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 213 f.; vgl. m.w.Verw. BIAG- 
GINI, Auslagerung, S. 151; SCHINDLER, SGK BV, Art. 5 BV, N35; VOGEL, Verwaltung, S. 163; 
vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S 247f.; UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, 
S. 695; vgl. bereits §2 I. C. 4. c. bb. 

1495 VOGEL, Verwaltung, S. 163; vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.249f. 


1496 VOGEL, Verwaltung, S. 67 und S. 163 f.; vgl. sogleich § 4 III. B. 2. b. 
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c. Konkretisierung des gesetzlichen Auftrags: 
Leistungsauftrag bzw. -vereinbarung 


Da Gesetze definitionsgemäss eine gewisse Abstraktheit aufweisen, können 
die gesetzlichen Zielvorgaben nur beschränkt detailliert ausgestaltet sein. Zu 
deren Konkretisierung müssen daher andere Steuerungsinstrumente wie 
etwa strategische Zielvorgaben und die vorliegend besonders interessieren- 
den Leistungsaufträge bzw. -vereinbarungen herangezogen werden. 1497 Wer- 
den öffentliche Aufgaben auf Bundesebene durch die Zentralverwaltung 
erfüllt, stellen Leistungsaufträge bzw. -vereinbarungen ein aus dem Hierar- 
chieprinzip fliessendes, weisungsähnliches Leitungsinstrument gemäss 
Art. 178 Abs. 1 BV dar.1498 Wird die Erfüllung des gesetzlichen Auftrags hinge- 
gen durch ausserhalb der Zentralverwaltung stehende Aufgabenträger wahr- 
genommen, dienen Leistungsaufträge bzw. -vereinbarungen für den Fall, 
dass der gesetzliche Auftrag nicht bereits direkt an einen ausserhalb der Zen- 
tralverwaltungstehenden Aufgabenträger gerichtet ist, nicht nur der Konkre- 
tisierung der öffentlichen Aufgabe, sondern stellen auch den Übertragungs- 
akt dar.!499 Der Klarheit halber ist im Falle der Qualifizierung des Rechtsakts 
als Verfügungvon einem Leistungsauftragund beim Vorliegen eines Vertrags 
von einer Leistungsvereinbarung zu sprechen. 1500 Dabei ist betreffend Leis- 
tungsvereinbarungen im Auge zu behalten, dass nicht das im gesetzlichen 
Auftrag vorgezeichnete öffentliche Interesse, sondern vielmehr die Zielpla- 
nung den Verhandlungsgegenstand bildet.1501 

Leistungsaufträge bzw. -verein barungen beinhalten für gewöhnlich die 
zu erbringenden Leistungen bzw. Produkte, Strategien und Ziele, dieRahmenbe- 
dingungen der Aufgabenerfüllung, die hierfür benötigten sachlichen und finan- 
ziellen Mittelsowie die Geltungsdauer.!5% Dabei weisen Leistungsaufträge bzw. 


1497 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 249 und ausführlich S. 252 ff.; vgl. auch BUNDES- 
RAT, Corporate-Governance-Bericht, S.8276ff.; vgl. zu den Leistungsaufträgen bzw. 
-vereinbarungen im Zusammenhang mit Service-public-Aufträgen bereits § 2 I. C. 4. 
c. cC. 


1498 Vgl. Art. 38a Abs. 1 lit. a RVOG; vgl. ausführlich zur Leistungsvereinbarung als neues 
Führungsmittel des NPM MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 33 ff.; 
VOGEL, Verwaltung, S.151ff.; vgl. noch zum alten Recht SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art. 44 RVOG, N8ff.; vgl. sogleich § 4 III. B. 2. b. 


1499 RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 158; vgl. LIENHARD, Organisation, S. 1172; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 258 f. 

1500 Vgl. LIENHARD, Organisation, S. 1172; RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S.79f.; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 260 f.; vgl. auch MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit admi- 
nistratif, S. 277 f. 

1501 STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 261; vgl. VOGEL, Verwaltung, S. 180. 


1502 Vgl. LIENHARD, Organisation, S. 1172 und Fn. 110; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 260; 
vgl. im Kontext der Zentralverwaltung VOGEL, Verwaltung, S.152; vgl. ausführlich 
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-vereinbarungen mit Aufgabenträgern ausserhalb der Zentralverwaltung je 
nach Autonomiebedürfnis und der damit zusammenhängenden erforderli- 
chen längerfristigen Planung für gewöhnlich einen mehr oder weniger gerin- 
gen Detaillierungsgrad aufund sind meist aufmehrere Jahre ausgelegt.1503 Da 
Leistungsaufträge bzw. -vereinbarungen für den Bereich ausserhalb der Zen- 
tralverwaltung wie auch bestimmte Aufsichtsinstrumente des Bundesrats 
gemäss Art. 187 Abs. 1 BV geeignet sind, die Autonomie ausgelagerter Aufga- 
benträger einzuschränken, bedürfen sie einer gesetzlichen Grundlage.1504 
In Bezug auf das Verfahren der Erteilungvon Leistungsaufträgen an bzw. 
des Abschlusses von Leistungsvereinbarungen mit Aufgabenträgern ausserhalb 
der Zentralverwaltungbestehen verschiedene Unklarheiten. Zwar isthinsicht- 
lich der Zuständigkeiten unbestritten, dass Leistungsaufträge bzw. -verein- 
barungen für den Fall, dass die Auftragserteilung an den ausgelagerten Auf- 
gabenträger nicht bereits durch den Gesetzgeber erfolgt, jenach Bedeutung 
der übertragenen Aufgabe von der Regierung oder dem zuständigen Departe- 
ment bzw. Amt vergeben bzw. abgeschlossen werden, wobei auch ein Geneh- 
migungsvorbehalt für das Parlament vorgesehen werden kann.1505 Jedoch 
ist nicht vollends geklärt, inwieweit die zuständige Behörde für den Fall, dass 
keine spezialgesetzliche Ausschreibungspflicht besteht, den zu übertragen- 
den Leistungsauftrag gestützt auf andere Rechtsgrundlagen wie das öffentli- 
che Beschaffungsrecht oder das Binnenmarktgesetz öffentlich ausschreiben 
muss.1506 Das öffentliche Beschaffungsrecht ist gemäss herrschender Lehre 
nicht auf die Übertragung öffentlicher Aufgaben anwendbar. 1507 Auf Bun- 
desebene hingegen wird mit Inkrafttreten des totalrevidierten BöB1508 per 
1. Januar 2021 neu eine grundsätzliche Ausschreibungspflicht für die Übertra- 
gung öffentlicher Aufgaben statuiert.1509 Das BGBM1510 sieht zwar eine Pflicht 


RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 81 ff.; vgl. zum Globalbudget als Gegenstück der Leis- 
tungsvereinbarungen sogleich $4 III. B. 3. a. 

1503 Vgl. m.w.H. LIENHARD, Organisation, S. 1172; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 260. 

1504 Vgl. im Zusammenhang mit Leistungsvereinbarungen im Bereich öffentlich-rechtli- 
cher Anstalten STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 261 f.; vgl. zum Erfordernis der ge- 
setzlichen Grundlage für Aufsichtsinstrumente in Bezug auf Aufgabenträger ausser- 
halb der Zentralverwaltung sogleich § 4 HI. B. 2. b. 

1505 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 260; krit. in Bezug auf die Stufengerechtigkeit 
eines parlamentarischen Genehmigungsrechts für den Abschluss von Leistungsver- 
einbarungen LIENHARD, Organisation, S. 1172. 

1506 Vgl. ausführlich RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 87 ff. 


1507 Vgl. etwa POLTIER, Marchés publics, S. 36; RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 90; a.M. 
ausführlich DIEBOLD, Ausschreibung, S. 228 ff. 


1508 Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen vom 21. Juni 2019 (in Kraft per 
1.1.2021). 


1509 Vgl. Art. 9 BöB. 
1510 Bundesgesetz über den Binnenmarkt vom 6. Oktober 1995 (Binnenmarktgesetz, BGBM). 
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zur öffentlichen Ausschreibung vor, doch gilt diese nur betreffend die Über- 
tragung der Nutzung kantonaler und kommunaler Monopole, die nicht mit 
der Ausübung von Zwangsbefugnissen verbunden sind.1511 Ein Teil der Lehre 
leitet eine verfassungsrechtliche Pflicht zur öffentlichen Ausschreibung von 
Leistungsvereinbarungen bzw. -aufträgen aus dem Grundsatz der Wirtschafts- 
neutralität und des rechtlichen Gehörs ab, wobei im öffentlichen Interesse 
liegende und verhältnismässige Einschränkungen etwa betreffend Leistungs- 
aufträge mit geringem wirtschaftlichem Wert, die für die betroffenen Inter- 
essenten keine beträchtliche wirtschaftliche Bedeutung aufweisen, möglich 
sein sollen.1512 


2. Institutionelle Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 


Die institutionelle Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben bezieht sich 
auf deren Steuerung durch die Verwaltungsorganisation.1513 


a. Steuerungder hierarchisch organisierten Zentralverwaltung 


Indem die Zentralverwaltung vom Organisationsprinzip der hierarchischen 
Verwaltung geprägt ist, erfährt diese das höchste Mass der politischen Steue- 
rung.1514 Auf Bundesebene ist das Hierarchieprinzip in Art. 174 und Art. 178 
Abs. 1 BV festgehalten, wonach der Bundesrat die oberste leitende Behörde 
des Bundes ist, in dieser Funktion die Bundesverwaltung leitet sowie für 
ihre zweckmässige Organisation und eine zielgerichtete Aufgabenerfüllung 
sorgt.1515 

Unter dem Begriff der Leitung wird das Einnehmen einer tatsächlich len- 
kenden und bestimmenden Rolle verstanden.1516 Als übliches Leitungsinstru- 
mentarium des Bundesrats haben sich etwa derErlass von generell-abstrakten 


1511 Vgl. Art. 2 Abs. 7 BGBM; vgl. ausführlich m.w.Verw. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 88 ff. 


1512 Vgl. RÜTSCHE, Leistungsaufträge, S. 90 f.; vgl. auch DIEBOLD, Ausschreibung, S. 221 f., 
237 und 240; JAAG, Dezentralisierung, S. 42f. 


1513 Vgl. ausführlich zur institutionellen Steuerung der Verwaltung ENGI, Verwaltungs- 
steuerung, S.24f.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 78 ff.; vgl. aus der deutschen Lehre 
etwa LOESER, System, Rz.73 und ausführlich SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, 
S.544fl. 


1514 Vgl. etwa BIAGGINI, SGKBV, Art.178BV, N 9 und N 16; vgl. ausführlich zum Organisati- 
onsprinzip der hierarchischen Verwaltung MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit 
administratif, S. 24 ff.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.197 ff.; VOGEL, Verwaltung, 
S.36f. und S. 137 ff.; vgl. aus der deutschen Lehre ausführlich etwa DREIER, Verwaltung; 
SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 179 ff.; SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, 
S.590ff. 


1515 Vgl. statt vieler VOGEL, Verwaltung, S. 36; vgl. auch BIAGGINI, § 20 Öffentliche Verwal- 
tung, N9. 


1516 Vgl. BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N15 und N18; vgl. auch MÜLLER, BSK BV, Art. 178 BV, 
N28. 
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Weisungen bzw. Verwaltungsverordnungen, 1517 von individuell-konkreten 
Weisungen bzw. Dienstbefehlen, 1518 das sog. Selbsteintritts- bzw. Evokati- 
onsrecht, welches die übergeordnete Stellegrundsätzlich zum jederzeitigen 
Ansichziehen einzelner Geschäfte berechtigt,1519 und die bereits erwähnte 
Leistungsvereinbarung zwischen Departementen und nachgeordneten Ein- 
heiten!520 etabliert.1521 Diese Führungsinstrumente ermöglichen dem Bun- 
desrat, seine politischen Leitvorstellungen in untergeordneten Stellen 
durchzusetzen.1522 Der Grundsatz der hierarchischen Verwaltung bedingt 
zur Verwaltungssteuerung nebst der Leitungsgewalt auch die Verantwor- 
tung des Bundesrats für die Organisation, das Verfahren und das Personal 
der Verwaltung (vgl. Art. 178 Abs. 1 BV).1523 Das Hierarchieprinzip findet sein 
Fundament in der Forderung nach materieller bzw. sachlich-inhaltlicher 
demokratischer Legitimation der Verwaltung, indem es die Durchsetzung 
des Anspruchs inhaltlicher Steuerungdurch den Gesetzgeber ermöglicht. 1524 
So muss der gegenüber der Bundesversammlung politisch verantwortliche 
Bundesrat Steuerungs- und Einflussbefugnisse gegenüber der Verwaltung 
innehaben, welche die parlamentarische Oberaufsicht absichern. 1525 
Untrennbar mit der Leitungsfunktion der Regierung verbunden ist deren 
Aufsicht über die Zentralverwaltung, welche auf Bundesebene in Art. 187 Abs. 1 
lit.a BV vorgesehen ist.1526 Für den Bereich der Zentralverwaltung lässt sich 


1517 Vgl. Art.38RVOC. 


1518 Vgl. Art.38 RVOG; vgl. ausführlich SÄGESSER, Komm. RVOG, Art.38 RVOG, N3ff.; 
VOGEL, Verwaltung, S.150f. 


1519 Vgl. Art.38 und 47 Abs. 4 und Abs. 5 RVOG; vgl. detailliert SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art. 47 RVOG, N 36 ff.; VOGEL, Verwaltung, S.155f. 


1520 Vgl. Art.38a Abs. ılit.a RVOG; vgl. bereits$ 4 III. B. 1. €. 
1521 Vgl. BIAGGINI, SGK BV, Art. 178 BV, N 18; vgl. auch MÜLLER, BSKBV, Art. 178 BV, N28. 


1522 Vgl. BIAGGINI, Komm., BV, Art. 178 BV, N 13; BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N17; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S.198f.; vgl. ausführlich EHRENZELLER, SGKBV, Art. 177 BV, 
N29ff.; MÜLLER, BSK BV, Art. 177 BV, N26 ff. 


1523 Vgl. VOGEL, Verwaltung, S. 47; vgl. ausführlich zur Steuerungsebene der Organisation 
i.e.S. und des Personals ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 24 ff.; vgl. aus der deutschen 
Lehre ausführlich SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, S. 545 ff. 


1524 Vgl. etwa STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 195; VOGEL, Verwaltung, S. 146 f.; vgl. aus der 
deutschen Lehre ausführlich etwa DREIER, Verwaltung, S. 127 ff.; SCHREIER, Selbst- 
verwaltungsrecht, S. 180; SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, S. 590 ff.; vgl. zur 
sachlich-inhaltlichen demokratischen Legitimation behördlichen Handelns durch 
die Gesetzesbindung der Verwaltung bereits § 3 II. B. 2. a. 

1525 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 196 f.; m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S. 146 f.; vgl. 
auch BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N16; vgl. ausführlich zur Herstellung sachlich- 
inhaltlicher Legitimation durch die demokratische Verantwortlichkeit der Regierung 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 195 ff.; VOGEL, Verwaltung, S. 146 f. 


1526 MÜLLER, BSKBV, Art. 187 BV, N 4; vgl. BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N 4. 
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eine Abgrenzung der beiden Bereiche der Führung und der Aufsicht nicht klar 
vornehmen und wird gesetzlich entsprechend nicht angewandt.1527 Die inner- 
halb der Zentralverwaltung wahrgenommene Aufsicht wird in der Lehre als 
Dienstaufsicht bezeichnet.1528 Indem die Zentralverwaltung einer uneinge- 
schränkten Aufsicht des Bundesrats untersteht, wird nebst der Rechtmässig- 
keit (vgl. Art. 5 BV) auch die Wirtschaftlichkeit bzw. dieOrdnungsmässigkeit 
der Haushaltsführung (vgl. Art. 183 Abs. 2BV)sowie dieZweckmässigkeit ihres 
Handelns kontrolliert.1529 Die Beaufsichtigung muss sich über die gesamte 
Zentralverwaltungerstrecken und in ständiger sowie systematischer Artund 
Weise erfolgen, 1530 womit sie sich weder in einer bloss punktuellen noch in 
einer nachträglichen Kontrolle erschöpfen darf.1531 Vielmehr muss es dem 
Bundesrat möglich sein, in durchgreifender Weise auf die gesamte Zentralver- 
waltung Einfluss zu nehmen. Indem jede Verwaltungseinheit die ihr unter- 
geordnete Einheit beaufsichtigt, kann der Bundesrat seine Aufsichtstätigkeit 
prioritär auf die oberste Verwaltungsebene und auf besonders bedeutende 
Situationen richten (sog. Aufsicht über die Aufsicht).1532 

Funktional klar von der Aufsicht der Regierung über die Zentralverwal- 
tung zu unterscheiden ist die blosse parlamentarische Oberaufsicht, da diese 
nicht der unmittelbaren Steuerung der Verwaltungsprozesse, sondern der 
gewaltenteiligen Hemmung der Regierung durch das Parlament dient.1533 
Eine weitere Funktion der parlamentarischen Oberaufsicht ist die Geltend- 
machung der politischen Verantwortlichkeit der Regierung als Bestandteil 
von deren sachlich-inhaltlicher demokratischer Legitimation.1532 Auf Bun- 
desebene ist die parlamentarische Oberaufsicht in Art. 169 Abs. 1 BV geregelt, 
wonach die Bundesversammlung die Oberaufsicht unter anderem über den 


1527 Vgl. Art. 8 RVOG; BIAGGINI, SGKBV, Art. 187 BV, N 4; vgl. auch BIAGGINI, SGK BV Art. 187 
BV, N15; vgl. ausführlich zur Klärung des Aufsichtsbegriffs STÖCKLI, Behördenmit- 
glieder, S. 208 ff.; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, § 5, N 31 ff.; vgl. 
hingegen zur Aufsicht über Aufgabenträger ausserhalb der Zentralverwaltung sogleich 
§4 III. B. 2. b. 


1528 Vgl. statt vieler TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, §5, N32. 


1529 Vgl. Art. 3 Abs. 1 und Abs. 3 RVOG; BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N 10; MÜLLER, BSKBV, 
Art. 187 BV, N12. 


1530 Vgl. Art. 8 Abs. 3 RVOG. 

1531 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 421; BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N12f.; vgl. ausführ- 
lich SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 8 RVOG, N40 ff. 

1532 BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 422; vgl. BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N7; MÜLLER, 
BSK BV, Art. 187 BV, N8f.; SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 8 RVOG, N 42. 

1533 MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art. 169 BV, N 5f.; vgl. HÄGGI FURRER/MER- 
KER, BSK BV, Art.169 BV, N6. 

1534 Vgl.m.w.Verw. HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, N 4f.; BIAGGINI, Komm. BV, 
Art. 169 BV, N2; vgl. ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 195 ff. 
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Bundesrat und die Bundesverwaltung ausübt. Im Rahmen seiner Oberauf- 
sicht stehen dem Parlament keine Entscheidungs- und Weisungsrechte, 1535 
sondern lediglich das parlamentarische Instrumentarium und seine Kompe- 
tenzenin den Bereichen der Rechtsetzung und des Budgets zur Verfügung. 
Damit kann das Parlament lediglich indirekt auf die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben einwirken. 1536 Direkter Adressat der parlamentarischen Oberauf- 
sicht ist der Bundesrat, womit auch der Umfang der parlamentarischen Ober- 
aufsicht gesteckt ist, die nicht weitergehen kann als die bundesrätliche Füh- 
rung und Beaufsichtigung der Zentralverwaltung.1537 Die parlamentarische 
Oberaufsichtbedarfstets eines konkreten Gegenstandes und istaufgrund der 
verfassungsrechtlich getrennten Verantwortlichkeiten von Exekutive und 
Legislative grundsätzlich als nachträgliche Kontrolle ausgestaltet.1538 Um 
jedoch dem Parlament auch eine gewisse staatsleitende Funktion einzuräu- 
men, darf die legislative Oberaufsicht besonders bei Grossprojekten ebenfalls 
eine begleitende sein, wobei das Parlament auch in diesem Rahmen hängige 
Geschäfte zur Vermeidung einer Verwischung der Verantwortlichkeiten 
nicht inhaltlich kontrollieren darf.1539 Die parlamentarische Oberaufsicht 
wird nach den Kriterien der Rechtmässigkeit, der Ordnungsmässigkeit, der 
Zweckmässigkeit, der Wirksamkeit und der Wirtschaftlichkeit ausgeübt.1540 


b. Steuerung autonomer bzw. unabhängiger Aufgabenträger ausserhalb 
der Zentralverwaltung 


Die institutionelle Lenkung durch das Hierarchieprinzip erfährt dort eine 
Durchbrechung, wo die Aufgabenerfüllung durch ausserhalb der Zentralver- 
waltung stehende Aufgabenträger wahrgenommen wird.1541 Auf Bundese- 
bene ermächtigt Art. 178 Abs. 3 BV den Gesetzgeber, Öffentliche Aufgaben an 
Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten Rechts zu über- 
tragen, die ausserhalb der Bundesverwaltung stehen. Der Gesetzesvorbehalt 


1535 Vgl. Art.26 Abs. 4 Satz 1 ParlG. 

1536 Vgl. HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art.169 BV, N6; MASTRONARDI/SCHINDLER/ 
LOUIS, SGKBV, Art.169 BV, N6; vgl. ausführlich HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, 
Art.169 BV, N38 ff.; MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art. 169 BV, N28ff. 

1537 Vgl. MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGKBV, Art.169 BV, N 17f.; vgl. ausführlich 
HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, N16 ff. 

1538 MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGKBV, Art. 169 BV, N 10; vgl. BIAGGINI, Komm. BV, 
Art.169 BV, NA; HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, N8f. 

1539 HÄGGIFURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, N 10f.; vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 169 
BV, N 4; vgl. ausführlich MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGKBV, Art.169 BV, N13 ff. 

1540 Vgl. Art. 26 Abs. 3 ParlG; vgl. ausführlich HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, 
N13ff.; MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art. 169 BV, N 47 ff. 

1541 Vgl. VOGEL, Verwaltung, S. 38 f.; vgl. auch MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit admi- 
nistratif, S.122f. 
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des Art. 178 Abs. 3 BV ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass administrative 
Entscheidungszüge bei der Aufgabenerfüllungverselbständigt werden.1542 Als 
ausserhalb der Bundesverwaltung stehende Aufgabenträger sind entspre- 
chend jene Organisationen zu bezeichnen, die nicht in die hierarchisch orga- 
nisierte Zentralverwaltung eingebunden sind, worunter sowohl öffentlich- 
als auch privatrechtlich organisierte Aufgabenträger fallen.1543 

Betreffend öffentlich-rechtliche Aufgabenträger sind die aus Art. 178 Abs. 1 
BV fliessenden bundesrätlichen Leitungsinstrumente vorbehältlich einer 
anderslautenden gesetzlichen Grundlage insoweit ausgeschlossen, alsihnen 
in einem bestimmten Bereich gesetzlich Autonomie eingeräumt wird.1544 
Eine solche verwaltungsorganisatorische Autonomie ist immer regierungs- 
bzw. verwaltungsbezogen zu verstehen, wobei gleichbedeutend auch von 
Aufgabenträgern gesprochen wird, die von der Regierung und der Zentral- 
verwaltung unabhängig sind.1545 Unter dem Begriff der Autonomie bzw. der 
Unabhängigkeit wird eine erhebliche Entscheidungsfreiheit bei der Aufgabe- 
nerfüllung verstanden, 546 die sich auf einen normativ genau bestimmten 
Aufgabenbereich zu beziehen hat (Spezialitätsprinzip).1547” Der Umfang der 
Autonomie definiert sich durch die Art und Intensität der Steuerungsinstru- 
mente. Dabei steht ein Mindestmass an Autonomie einer bundesrätlichen 
Detailsteuerung eines bestimmten Bereichs entgegen, was grundsätzlich das 
Fehlen lenkungsintensiver Steuerungsmittelwie etwa Weisungs- und Selbstein- 
trittsrechte voraussetzt.1548 Keinen zwingenden Zusammenhang weist die 


1542 Vgl. ausführlich zum institutionellen Gesetzesvorbehalt STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S. 69 ff.; vgl. hierzu bereits § 3 II. B. 3. 


1543 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 408 f.; MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit admi- 
nistratif, S. 122 f.; MÜLLER, BSK BV, Art. 178 BV, N 41; STÖCKLI, Behördenmitglieder, 
S.118f.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz. 39; VOGEL, Verwaltung, 
S. 159; vgl. auch BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8255; vgl. hingegen die 
h.L., die entsprechend der bundesgesetzlichen Regelung im RVOG Art. 178 Abs. 3 BV 
dahingehend interpretiert, dass unter den Begriff «Bundesverwaltung» nicht lediglich 
die Zentralverwaltung, sondern auch die öffentlich-rechtlichen bzw. dezentralen Ver- 
waltungseinheiten zu subsumieren sind (so etwa BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N9; 
SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 2 RVOG, N 60 und N82 ff.; vgl. dazu ausführlich STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 118 ff.; vgl. zu dieser Auslegung bereits § 2I. C. 4. c. dd.). 

1544 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S.156f. und S. 180; vgl. auch BJ, Gutachten Auf- 
sicht, Ziff. II.1.c.; MAYHALL, Aufsicht, S.26f. und S. 101; m.w.Verw. STÖCKLI, Behör- 
denmitglieder, S. 241 f. und S. 244; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, § 5, N34. 

1545 Vgl. VOGEL, Verwaltung, S.156f.; vgl. auch STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 127 und 
Fn. 139. 


1546 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 135; TSCHANNEN/ZIMMERLI/ 
MÜLLER, § 5, N34; vgl. auch HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 1670. 


1547 Vgl. zum Spezialitätsprinzip bereits § 4 III. B. 1. b. 


1548 Vgl. m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 244; vgl. auch BJ, Gutachten Auf- 
sicht, Ziff. 11.2.d. und Ziff. III. 1. c.; MAYHALL, Aufsicht, S.26f. und 101; TSCHANNEN/ 
ZIMMERLI/MÜLLER, § 5, N33f.; VOGEL, Verwaltung, S. 181. 
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Autonomie bzw. die Unabhängigkeit in einem bestimmten Bereich mit der 
Ausstattung mit Rechtspersönlichkeit auf. So ist ein Aufgabenträger auch 
ohne Rechtspersönlichkeit als unabhängig zu bezeichnen, sofern gesetzlich 
ausgeschlossen wird, dass der Bundesrat massgeblich auf die Entscheidfin- 
dung der Einheit einwirken oder gar die Entscheidgewalt an sich ziehen 
kann.1549 Meist geht jedoch die Ausstattung mit Rechtspersönlichkeit mit der 
Einräumung einer gewissen Autonomie einher.1550 

Betreffend privatrechtlich organisierte Aufgabenträger entfällt die bun- 
desrätliche Leitungsfunktion bereits aus Gründen der gesellschaftsrechtlich 
gewährleisteten Privatautonomie.!551 Allerdings kann die Privatautonomie 
auf Bundesebene genauso wie die Verwaltungsautonomie durch gesetzlich 
festgelegte Aufsichtsrechte im Interesse der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
eingeschränkt werden.1552 Folglich ist auf Bundesebene die öffentlich- oder 
privatrechtliche Rechtsform bei Trägern öffentlicher Aufgaben für das jeweilige 
Ausmass an eingeräumter Autonomie nicht entscheidend.!553 Der massgebliche 
Unterschied zwischen Privat- und Verwaltungsautonomie ist auf Bundesebene 
somitnichtaufdie Frage der Rechtsform, sondern auf die Frage, ob eine öffent- 
liche Aufgabe erfüllt wird, zurückführen und dementsprechend im Falle von 
Trägern öffentlicher Aufgaben zu relativieren.1554 

Da auch die Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch ausserhalb der Zen- 
tralverwaltung stehende Träger sicherzustellen ist sowie einer gewissen 
demokratischen Legitimation und entsprechenden politischen Steuerung 
bedarf, 1555 müssen der Regierung minimale Aufsichtsinstrumente verbleiben, 
die das rechtzeitige Erkennen von Problemen und eine entsprechende Reak- 
tion auf Fehlentwicklungen erlauben. 1556 In der Lehre wird in diesem Kontext 


1549 Vgl. m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 241; vgl. auch BJ, Gutachten Aufsicht, 
Ziff. II.2.c.; VOGEL, Verwaltung, S.160. 

1550 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.241; VOGEL, Verwaltung, S.160 und 190. 

1551 MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.127 und S. 135; POLTIER, Entre- 
prises, S.275; vgl. zum grundsätzlichen Unterschied zwischen Verwaltungs- und 
Privatautonomie etwa VOGEL, Verwaltung, S.179f. und ausführlich POLTIER, Entre- 
prises, S. 208 ff. 

1552 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQ2OUEREL, Droit administratif, S. 127 und S.135; POLTIER, 
Entreprises, S. 275; vgl. m.w.H. FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 127 ff. und STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 287 f., S. 330 und S. 386; vgl. hingegen zum Vorrang des Gesell- 
schaftsrechts gegenüber kantonalem Recht ausführlich FREUDIGER, Ausgliederun- 
gen, S.132 ff. und STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 288 ff. 

1553 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. 11.2.b. 

1554 Vgl. ausführlich POLTIER, Entreprises, S. 203 und S. 211 ff. 

1555 Vgl. bereits $4 III. A. 


1556 BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N 36; vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 409; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S.206. 
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von der Verbands- bzw. Organisationsaufsicht gesprochen.1557 Entsprechend 
ist auf Bundesebene gemäss Art. 187 Abs. 1 lit. a BV vorgesehen, dass der Bun- 
desrat nebst der Bundeszentralverwaltungauch die anderen Träger von Bun- 
desaufgaben beaufsichtigt. Wird einem Aufgabenträger Autonomie in einem 
bestimmten Bereich eingeräumt, bedeutet dies somit, dass dieser Bereich der 
Leitungsbefugnis, nicht aber der Aufsichtsbefugnis der Exekutive entzogen 
ist.1558 Um jedoch zu verhindern, dass die durch die Auslagerung der Aufga- 
benerfüllung bezweckte Durchbrechung des Hierarchieprinzips über die 
Ausübung der bundesrätlichen Aufsicht quasi durch die Hintertür zunichte- 
gemacht wird, muss das gesetzlich zur Verfügung gestellte Aufsichtsinstru- 
mentarium so ausgestaltet sein, dass dem Bundesrat im Autonomiebereich 
keine eigentliche Lenkung der Aufgabenerfüllung ermöglicht wird.t559 

Eine inhaltliche bzw. fachliche Aufsicht ist im autonomen Tätigkeitsbereich 
folglich unzulässig, was allerdings eine quantitative und qualitative Überprü- 
fung der Aufgabenerfüllung nicht ausschliesst.1560 Dementsprechend ist der 
autonome Aufgabenbereich in Bezug auf den Umfang der Aufsicht einer unein- 
geschränkten Rechtmässigkeitskontrollebzw. Rechtsaufsicht unterstellt, die 
sich nach der Bestimmtheit der gesetzlichen Vorgaben richtet.1561 Zur Verhin- 
derungeinerinhaltlichen Aufsicht soll jedoch eineZweckmässigkeitskontrolle 
bzw. Fachaufsicht im Autonomiebereich gemäss h.L. generell ausgeschlos- 
sen sein.1562 Dieses allgemeine Fachaufsichtsverbot wird jedoch von einem 
Teil der Lehre überzeugenderweise lediglich für den Fallbejaht, dass mit der 
Fachaufsicht auch Mitentscheidungsbefugnisse verknüpft sind, andernfalls 
eine eigentliche Lenkung im Autonomiebereich gar nicht möglich ist.1563 


1557 Vgl. statt vieler TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, § 5, N 33; vgl. aus- 
führlich MAYHALL, Aufsicht, S. 97 ff.; vgl. auch m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S.209. 


1558 Vgl. im Kontext der Verwaltungsautonomie BIAGGINI, Komm. BV, Art. 187 BV, N 5; SÄG- 
ESSER, Komm. RVOG, Art. 8 RVOG, N48. 


1559 Vgl. Art. 8 Abs. 4 und Art. 24 Abs. 3 RVOV; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 187 BV, N 5; BIAG- 
GINI, SGK BV, Art. 187 BV, N 6; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 206; VOGEL, 
Verwaltung, S. 181. 


1560 Vgl. SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 8 RVOG, N 49. 


1561 So etwa BIAGGINI, SGK BV, Art.187 BV, N10; MAYHALL, Aufsicht, S.101 und S. 103; 
MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 136; TSCHANNEN/ZIMMERLI/ 
MÜLLER, Verwaltungsrecht, § 5, N33; VOGEL, Verwaltung, S. 181; vgl. auch STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 242. 

1562 So etwa BIAGGINI, SGK BV, Art. 187 BV, N10; MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit 
administratif, S. 136; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, $5, N33; 
VOGEL, Verwaltung, S. 181. 


1563 So MAYHALL, Aufsicht, S. 101 und S. 103; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.242f.; vgl. 
auch BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. II.1.f. 
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Betreffend die Aufsichtsmittel sind Weisungs- und Selbsteintrittsrechte auf- 
grund ihrer Lenkungsintensivität bzw. ihres Mitbestimmungscharakters im 
Autonomiebereich wie soeben erwähnt grundsätzlich ausgeschlossen.1564 
Das Instrument der Ersatzvornahme steht im Autonomiebereich lediglich 
für den Fall der Beseitigung rechtswidriger Zustände im Rahmen der Rechts- 
aufsicht zur Verfügung. 1565 Als weitere Aufsichtsinstrumente verbleiben etwa 
Einsichts- und Auskunftsrechte, die Pflicht zur periodischen Berichterstat- 
tung, unverbindliche Empfehlungen, Genehmigungs- und Widerspruchsvor- 
behalte betreffend Statuten, Reglemente und Sachentscheide sowie Vertre- 
tungs-, Wahl- und Abberufungsrechte in BezugaufFührungspersonen, wobei 
bei der Mittelwahl stets das Verhältnismässigkeitsprinzip zu wahren ist.1566 
Dabei vermaginsbesondere das Recht der Regierung zur periodischen Wahl 
von Leitungspersonen ausgelagerter Aufgabenträger den durch die Auslage- 
rungaus der Verwaltungshierarchie bewirkten Verlust demokratischer Legi- 
timation zu kompensieren.1567 In Bezug auf Öffentlich-rechtliche Aufgaben- 
träger bedürfen Genehmigungs- und Widerspruchsvorbehalte sowie Vertre- 
tungs-, Wahl- und Abberufungsrechte einer formell-gesetzlichen Grundlage, 
da diese Aufsichtsmittel aufgrund ihrer Steuerungsrelevanz die Autonomie 
weitgehend zu relativieren vermögen (sog. Enumerationsprinzip).1568 Ähn- 
lich müssen auch im Bereich privatrechtlich organisierter Aufgabenträger auf 
Bundesebene alle Aufsichtsmittel, die über die gesellschaftsrechtlich vorge- 
sehenen Kompetenzen hinausgehen, formell-gesetzlich vorgesehen sein.1569 

AufBundesebene unterliegen auch die ausserhalb der Zentralverwaltung 
stehenden Aufgabenträger der parlamentarischen Oberaufsicht (vgl. Art.169 
Abs. 1 BV). Da die Oberaufsicht in Bezug auf ihren Gegenstand jedoch wie 


1564 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. III.2.h.; VOGEL, Verwaltung, S.181f.; vgl. auch FREU- 
DIGER, Ausgliederungen, S.105 und S. 131f.; MAYHALL, Aufsicht, S. 101; STÖCKLI, Behör- 
denmitglieder, S.244f. 


1565 Vgl. ausführlich betreffend die Ersatzvornahme m.w.Verw. FREUDIGER, Ausgliede- 
rungen, S.107ff. und S. 131. 


1566 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S.177 undS.182f.; vgl. auch BJ, Gutachten Aufsicht, 
Ziff. III.2.a. ff.; BIAGGINI, SGKBV, Art.187 BV, N15; FREUDIGER, Ausgliederungen, 
S.101 ff. und S. 112ff.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 238 ff. und S. 330 ff. 


1567 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S.177; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, 
Fn.1344. 


1568 Vgl. m.w.H. VOGEL, Verwaltung, S. 177 und S.181; vgl. auch BJ, Gutachten Aufsicht, 
Ziff. IIL.2.e. und f.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.244f.; vgl. ausführlich FREUDIGER, 
Ausgliederungen, S.105 ff. 


1569 Vgl. FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 131; vgl. hingegen zum Vorrang gesellschafts- 
rechtlich vorgesehener Kompetenzen gegenüber im kantonalen Recht vorgesehenen 
Aufsichtsmitteln ausführlich FREUDIGER, Ausgliederungen, S.132ff. und STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S.288 ff. 
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bereits erläutert durch den Umfang der bundesrätlichen Aufsicht beschränkt 
ist, 1570 hat auch das Parlament bei seiner Aufsichtstätigkeit vorbehältlich 
anderslautender gesetzlicher Bestimmungen die Autonomie bzw. Unabhän- 
gigkeit ausgelagerter Aufgabenträger zu respektieren.1571 Während diese 
Kongruenz bzw. Akzessorietät zwischen der bundesrätlichen Aufsicht und 
der parlamentarischen Oberaufsicht vom Bundesrat und der h.L. auch für 
den Bereich ausserhalb der Zentralverwaltungbejaht wird, 1572befürworten 
gewisse Autoren für die ausserhalb der Zentralverwaltung stehenden Auf- 
gabenträger eine weitergehende parlamentarische Oberaufsicht. Demnach 
könne sich das Parlament auch direkt an die Aufgabenträger richten (vgl. 
Art.153 ParlG), wobei die Oberaufsicht im autonomen Bereich nur zurückhal- 
tend und keinesfalls in fachlicher Hinsicht auszuüben sei.1573 


3. Finanzielle Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 


Die finanzielle Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben zeichnet sich 
dadurch aus, dass der Aufgabenerfüllung mittels haushaltspolitischer Instru- 
mente FinanzmittelzugeteiltwerdenundderenVerwendungüberprüftwird.1574 
Da die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben in der Regelvornehmlich von 
deren öffentlicher Finanzierung abhängt, kann die Aufgabenerfüllung durch 
die Zuteilung öffentlicher Mittel sehr effektiv gelenkt werden. 1575 


a. Finanzierung aus dem öffentlichen Haushalt 


Erfolgt die Finanzierung der Aufgabenerfüllung aus dem öffentlichen Haus- 
halt, stellt insbesondere die Erstellung des Voranschlags bzw. des Budgets ein 
sehr wirkungsvolles Instrument der politischen Einflussnahme dar.1576 Der 


1570 Vgl. für die Oberaufsicht über die Zentralverwaltung$4 III. B. 2. a. 


1571 HÄGGI FURRER/MERKER, BSKBV, Art. 169 BV, N 19; vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art.169 
BV, N3 und N 13; MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art.169 BV, N26f. 


1572 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, $.8281; MASTRONARDI/SCHINDLER/ 
LOUIS, SGKBV, Art.169 BV, N20; MÜLLER/VOGEL, Oberaufsicht, S.660; vgl. dazu 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.230f.; in gewisser Hinsicht relativierend BIAGGINI, 
Gutachten ENSI, S. 60f. 


1573 So etwa im Zusammenhang mit der parlamentarischen Oberaufsicht über die ETH 
STÖCKLI/WEBER, ETH, Rz. 124; vgl. auch m.w.H. UHLMANN, Gutachten FINMA, RZ. 23 ff.; 
BIAGGINI, Gutachten ENSI, S.24ff.; vgl. ausführlich zur parlamentarischen Oberauf- 
sicht über ausgelagerte Aufgabenträger FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 336 ff. 

1574 Vgl.m.w.Verw. ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 26; MÜLLER, BSK BV, Art. 183 BV, N2; vgl. 
ausführlich KOLLER, Öffentlicher Haushalt, S. 176 ff.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa 
LOESER, System, Rz. 75 und ausführlich SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, S. 698 ff. 

1575 Vgl. ENGI, Verwaltungssteuerung, S.26. 

1576 Vgl. MÜLLER, BSKBV, Art.183 BV, N7; STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, Art.183 BV, N29 
und N34; vgl. ausführlich KOLLER, Öffentlicher Haushalt, S. 176 ff.; vgl. ausführlich 
zum Voranschlag LIENHARD/ZIELNIEWICZ, Finanzverfassung, Rz.143ff. 
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Voranschlag wird jährlich erstellt und enthält auf Bundesebene unter ande- 
rem die Bewilligung der Ausgaben und die Schätzung der Erträge. 1577 Die Letz- 
tentscheidungskompetenz in finanziellen Belangen liegt bei der Bundesver- 
sammlung, die das Budget genehmigt und die Staatsrechnung abnimmt (vgl. 
Art. 167 BV).1578 Allerdings zeigen die tatsächlichen Verhältnisse, dass der 
öffentliche Haushalt durch den Bundesrat dominiert wird, der gemäss Art. 183 
Abs. ı BV mitunter für den Entwurfund den Vollzug des Voranschlags sowie 
für die Erstellung der Staatsrechnung zuständig ist.1579 Zwar erfolgt die Aus- 
wahl und Gewichtung der staatlich zu finanzierenden öffentlichen Aufgaben 
in gewissem Masse bereits durch die vorgelagerte Gesetzgebung, doch wird 
die eindeutige politische Entscheidung über den Umfang und die Zusammen- 
setzung der Staatsausgaben und damit über die Art, den Umfang und die Zeit- 
folge der Erfüllung öffentlicher Aufgaben erst im Voranschlag getroffen.1580 

Dabei ist der Ermessensspielraum des Bundesrats umso kleiner, je stärker 
die Ausgabe gebunden bzw. bestimmt oder bestimmbar durch die Bundesgesetz- 
gebungvorgezeichnet ist.1581 Das vom Bundesrat vorgeschlagene Budget wird 
in der Regellediglich mit einzelnen Korrekturen von der Bundesversammlung 
genehmigt, da jene aufgrund der Ausweitung und der Spezialisierung der 
öffentlichen Aufgaben weitestgehend von den Informationen des Bundesrats 
abhängt.1582 

Innerhalb der Bundeszentralverwaltung hat sich mit der Einführung 
des Leitungsinstruments der Leistungsvereinbarung zwischen den Depar- 
tementen und den nachgeordneten Einheiten das entsprechende haushalts- 
politische Instrument des Globalbudgets etabliert.1583 Durch die Globalbud- 
getierung wird der Budgetierungsgrundsatz der Spezifikation modifiziert, 


1577 Vgl. Art.29 Abs. 1 und Art.30 Abs. 2 FHG (Bundesgesetz über den eidgenössischen 
Finanzhaushalt vom 7. Oktober 2005 [Finanzhaushaltsgesetz]); LIENHARD/ZIELNIE- 
wIcz, Finanzverfassung, Rz.143f. 

1578 Vgl. ausführlich zur parlamentarischen Budgethoheit HÄGGI FURRER/MERKER, 
BSKBV, Art. 167 BV, N1ff.; STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, Art. 167 BV, N1ff.; KOLLER, Öffent- 
licher Haushalt, S.326 ff. 

1579 Vgl. MÜLLER, BSKBV, Art. 183 BV, N7; STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, Art.183 BV, N29 
und N34; vgl. auch ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 26 f.; vgl. ausführlich zu den Funk- 
tionen von Bundesversammlung und Bundesrat im Finanzbereich KOLLER, Öffentli- 
cher Haushalt, S.326 ff. 

1580 KOLLER, Öffentlicher Haushalt, S.178 und S. 180. 

1581 Vgl. STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, Art. 183 BV, N 32; vgl. ausführlich zur Gebundenheit 
der Ausgaben als Schranke der politischen Steuerungsfunktion des Voranschlags 
KOLLER, Öffentlicher Haushalt, S. 199 ff. 

1582 Vgl. m.w.Verw. EGLI, Verwaltungssteuerung, S.45. 

1583 Vgl. Art.30a FHG; vgl. zum Anwendungsbereich des Globalbudgets BIAGGINI, 
Komm. BV, Art. 178 BV, N15a; vgl. auch MÜLLER, BSK BV, Art. 183 BV, N 8; vgl. zur Ein- 
führung der Leistungsvereinbarung als Führungsinstrument § 4 III. B. 2. a. 
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welcher vorschreibt, dass für jede Ausgabe betreffend ihren Zweck und ihre 
Höhe ein Kredit bzw. ein Budgetposten vorgesehen sein muss und Abwei- 
chungen davon grundsätzlich wieder von der Bundesversammlung zu geneh- 
migen sind.1584 Im Rahmen der Globalbudgetierung werden hingegen nicht 
mehr einzelne Budgetposten, sondern die Kosten und Erlöse bzw. das Rech- 
nungssaldo einzelner Leistungen bzw. Produkte im Voranschlag vorgese- 
hen.1585 Damit kann die Verwaltungseinheit über Ausgaben im Rahmen der 
im Voranschlagbereitgestellten Beträge freientscheiden, ohne diese detail- 
lierten Budgetposten zuweisen zu müssen.1586 

Die dadurch bewirkte Reduktion des Detaillierungsgrads des Voran- 
schlags führt zu einer verringerten haushaltspolitischen Detailsteuerung der 
Ausgaben bzw. zu einer erhöhten Handlungsfreiheit in der Verwaltung und 
Verwendungder zugewiesenen öffentlichen Mittel.1587 Das haushaltspolitische 
Lenkungsinstrument des Globalbudgets wird auch für ausserhalb der Zentral- 
verwaltung stehende und über ein eigenes Budget verfügende Aufgabenträ- 
ger verwendet, denen für die Aufgabenerfüllung Mittel aus dem öffentlichen 
Haushaltsrecht in der Form von global oder pauschalfestgesetzten Abgeltun- 
gen zugewiesen werden.1588 Indem die Subventionierung durch deren glo- 
bale oder pauschale Festsetzung nicht nach Massgabe der effektiven Kosten 
erfolgt, kann der Aufgabenvollzug nicht beeinflusst werden. Damit ist diese 
Festsetzungsart dort geeignet, wo nicht eine bestimmte Ausführungsart, 
sondern der Eintritt eines bestimmten Erfolgs im Vordergrund steht.1589 

Die mittels der Globalbudgetierung erzielte Handlungsfreiheit in der 
Verwendung und Verwaltung öffentlicher Mittel kann dadurch Beschränkun- 
generfahren, dassin der Leistungsvereinbarung detaillierte Produkte bzw. 


1584 Vgl. Art. 57 Abs. 2 FHG; STAUFFER/CAVELTI, SGK BV, Art. 183 BV, N 50; vgl. zum Budge- 
tierungsgrundsatz der Spezifikation LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, 
S.124. 


1585 Vgl. m.w.Verw. EGLI, Verwaltungssteuerung, S. 44f.; LIENHARD/ZIELNIEWICZ, Finanz- 
verfassung, RZ.148; MÜLLER, BSK BV, Art.183 BV, N8; STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, 
Art. 183 BV, N 50; vgl. ausführlich zur GlobalbudgetierungSTAUFFER/CAVELTI, SGKBV, 
Art.183 BV, N5ff.; vgl. auch LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.127f. 


1586 Vgl. m.w.Verw. EGLI, Verwaltungssteuerung, S. 44f.; POLTIER, Surveillance, S.79. 


1587 Vgl. m.w.Verw. EGLI, Verwaltungssteuerung, S. 44 f.; MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, 
Droit administratif, S.33. 


1588 Vgl. Art. 10 Abs. ılit.cSuG; LIENHARD, Steuerung, S. 1173; vgl. auch MOOR/BELLANGER/ 
TANQUEREL, Droit administratif, S.133; POLTIER, Surveillance, S. 80; vgl. zum Anwen- 
dungsbereich des SuG für Aufgabenträger ausserhalb der Bundesverwaltung, die eine 
eigene Rechnung führen, BUNDI, Subventionen, S.13f. Während unter der in Art. 10 
Abs.1lit.c SuG vorgesehenen globalen Festsetzung von Abgeltungen die finanzielle 
Unterstützung ganzer Aufgabenbereiche verstanden wird, meint die in derselben 
Litera vorgesehene pauschale Festsetzung die Unterstützung bestimmter Einheiten 
oder Einzelprojekte (BUNDESRAT, Botschaft SuG, S.391 und S. 397). 


1589 BUNDESRAT, Botschaft SuG, S.391 und S. 397. 
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Zielvorgaben in Bezug auf die Aufgabenerfüllung enthalten sind.1590 Im Allge- 
meinen hat die Verwendung öffentlicher Mittel durch ausgelagerte Aufgaben- 
träger vor dem Hintergrund des Legalitätsprinzips und des damit zusammen- 
hängenden Spezialitätsprinzips stets innerhalb des gesetzlichen Auftrags zu 
bleiben und die Mittelverwaltung die gesetzlich vorzugebende Grundanbin- 
dung an das öffentliche Interesse nicht aus den Augen zu verlieren.1591 


b. Finanzierung aus Öffentlichen Mitteln ausserhalb 
des Anwendungsbereichs des öffentlichen Haushaltsrechts 


Die Handlungsfreiheit bei der Verwendung von öffentlichen Mitteln kann 
dadurch weiter erhöht werden, dass die zur Finanzierung der Aufgabenerfül- 
lung verwendeten öffentlichen Mittel aus dem Anwendungsbereich des öffent- 
lichen Finanzhaushaltsrechts und somit aus dem Voranschlagsprozess ausge- 
nommen werden. AufBundesebenekann dies dadurch bewerkstelligt werden, 
dass für die Finanzierung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe erhobene 
öffentliche Erträge wie etwa Abgaben spezialgesetzlich von der Ausweisung 
in der Staatsrechnung ausgenommen werden.1592 Mit der Staatsrechnung, die 
als Korrelat zum Voranschlag grundsätzlich denselben Aufbau aufweist und 
die zugeflossenen Erträge und getätigten Ausgaben abbildet, wird über die 
Umsetzung des Voranschlags im Rechnungsjahr Rechenschaft gegeben.1593 
Werden Erträge in der Staatsrechnung ausgewiesen, bilden sie die Grundlage 
für die Schätzung der Erträge im Voranschlag, 1592 womit über deren Verwen- 
dung im Rahmen des oben erläuterten Voranschlagsprozesses entschieden 
werden kann.1595 Sind Erträge hingegen nicht in der Staatsrechnung auszu- 
weisen, werden sie dem Anwendungsbereich des öffentlichen Haushalts- 
rechts entzogen und können somit ohne parlamentarische Budgetdebatte 
direkt den Aufgabenträgern zugesprochen werden.1596 Dasselbe Ergebnis 
kann dadurch erreicht werden, dass ausserhalb der Zentralverwaltung ste- 
hende Aufgabenträger selbst gesetzlich zur Erhebung öffentlicher Erträge 


1590 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.33f. und S.133f. 
1591 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.134; vgl. zum Spezialitäts- 
prinzip §4 III. B. 1. b. 


1592 Vgl. etwa betreffend die Abgabe für Radio und Fernsehen Art. 68 Abs. 3 RTVG; vgl. 
dazu BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5047. 


1593 Vgl. Art. 4 ff. FHG; KOLLER, Öffentlicher Haushalt, S.86; vgl. ausführlich KOLLER, 
Öffentlicher Haushalt, S.86f. und S. 405 ff.; STAUFFER/CAVELTI, SGKBV, Art. 183 BV, 
N38ff. 


1594 Vgl. auf Bundesebene Art. 11 Abs. 1lit.ai.V.m. Art. 30 Abs. 2 lit. b FHG. 
1595 Vgl. §4 II. B.3.a. 


1596 Vgl. in Bezug auf die Abgabe für Radio und Fernsehen BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
2013, S. 5047. 
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etwain der Form von Abgaben und damit in gewisser Hinsicht zur Selbstfi- 
nanzierung ermächtigt werden.1597 
Voraussetzungfür beide Varianten ist, dass die Aufgabenträger über ein 
eigenes Budget verfügen und entsprechend nicht dem Voranschlagsprozess 
des öffentlichen Haushaltsrechts unterstehen, was bei verselbständigten 
öffentlich-rechtlichen Aufgabenträgern in der Regel1598 und bei privatrecht- 
lich organisierten Aufgabenträgern stets der Fall ist.1599 
Allerdingskann auch die in solchen Konstellationen erzielte Handlungs- 
freiheitin der Verwendungöffentlicher Mittel dadurch Einschränkungen erfah- 
ren, dass in der Leistungsvereinbarung detaillierte Zielvorgaben betreffend 
die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe enthalten sind.1600 Zudem kann das 
Gesetz Beschränkungen etwa hinsichtlich der Festsetzung der Abgabe durch 
die Aufgabenträger vorsehen.1601 Des Weiteren hat die Verwendung öffent- 
licher Mittel durch ausgelagerte Aufgabenträger vor dem Hintergrund des 
Spezialitätsprinzips als Korrelat des Legalitätsprinzips stets innerhalb des 
gesetzlichen Auftrags zu bleiben und die Mittelverwaltung die gesetzlich vor- 
zugebende Grundanbindungan das öffentliche Interesse nicht aus den Augen 
zu verlieren.1602 


c. Finanzaufsicht 


Die Finanzaufsicht über die Verwendung öffentlicher Mittel erfolgt aufBun- 
desebene zum einen durch den Bundesrat im Rahmen seiner allgemeinen 
Aufsichtsfunktion gemäss Art. 187 Abs. 1 lit. a BV, wobei er durch die EFK unter- 
stützt wird. 1603 Die bundesrätliche Finanzaufsichtleitet sich aus der in Art. 183 
Abs. 2 BV vorgesehenen Verantwortung des Bundesrats für eine ordnungsge- 
mässe Haushaltsführung ab, womit sie vorbehältlich anderslautender gesetz- 
licher Bestimmungen auf den Anwendungsbereich des FHG und damit auf 
die Zentralverwaltung sowie die ausgelagerten Aufgabenträger ohne eigene 


1597 Vgl. m.w.H. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.132£.; vgl. auch 
HÄNER, Organisationsrecht, Rz. 28.67. 


1598 Vgl. BUNDESRAT, Corporate Governance-Bericht, S.8281f.; MOOR/BELLANGER/TAN- 
QUEREL, Droit administratif, S.132. 


1599 Vgl. m.w.H. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 131f. 
1600 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.33f. und S. 133 f. 
1601 Vgl. mit Beispielen BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.133f. 
1602 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.134. 


1603 Vgl. Art. 1 Abs. 1lit.b FKG (Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanzkontrolle vom 
28.Juni 1967 [Finanzkontrollgesetz]); LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanz- 
recht, S.370; vgl. MÜLLER, BSK BV, Art. 187 BV, N 5; vgl. zur allgemeinen Aufsichtsfunk- 
tion des Bundesrats über die Zentralverwaltung und die ausgelagerten Aufgabenträger 
$4111.B.2.a.und$41IIl.B.2.b. 
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Rechnungsführungbeschränkt ist.1604 Die ordnungsgemässe Haushaltsfüh- 
rungschreibt den wirksamen und wirtschaftlichen Einsatz öffentlicher Mittel 
vor, 1605 worunter die Prüfkriterien der Rechtmässigkeit, der Ordnungsmäs- 
sigkeit, der Zweckmässigkeit, der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und 
der Wirksamkeit fallen. 1606 Im Bereich der ausgelagerten Aufgabenträger, 
die keine eigene Rechnung führen und daher dem FHG unterstehen, hat das 
Kriterium der Zweckmässigkeit des Mitteleinsatzes im Autonomiebereich in 
den Hintergrund zu treten.1607 

Ausgelagerte Aufgabenträger miteigener Rechnungsführung unterstehen 
nichtdem FHG und unterliegen deshalb vorbehältlich anderslautender gesetz- 
licher Bestimmungen nicht der bundesrätlichen, sondern ausschliesslich 
der Finanzaufsicht durch die EFK.!608 Deren Kontrollaufgaben sind im Gesetz 
lediglich unscharfumschrieben und umfassen unter anderem die Überprü- 
fung des gesamten Finanzhaushalts auf allen Stufen des Vollzugs des Voran- 
schlags,1609 wobei der Voranschlagnicht Prüfgegenstand, sondern -massstab 
ist.1610 Im Rahmen der Finanzkontrolle prüft die EFK die Kriterien der Ord- 
nungsmässigkeit, der Rechtmässigkeit und der Wirtschaftlichkeit.1611 wobei 
das letztgenannte Kriterium die Unterkriterien der Sparsamkeit sowie der 
Wirksamkeit beinhaltet.1612 Während im Rahmen der Kontrolle der Sparsam- 
keit geprüft wird, ob sich die entsprechenden Produkte des Aufgabenträgers 
zu den öffentlichen Mitteln in einem angemessenen Verhältnis verhalten, 
beinhaltet die Kontrolle der Wirksamkeit die Prüfung, ob die erreichten Ergeb- 
nisse den beabsichtigten Wirkungen entsprechen. 1613 Das Prüfkriterium der 


1604 Vgl. Art.2lit.fFHG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.370. 

1605 Vgl. Art.12 Abs. 4 FHG. 

1606 Vgl. für die Ableitung dieser Kriterien aus verschiedenen Normen m.w.H. LIENHARD/ 
MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 366, Fn. 61 und S. 371; vgl. ausführlich zu den 
Anforderungen ordentlicher Haushaltsführung gemäss Art. 38 FHG LIENHARD/ 
MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.101ff.; MÜLLER, BSK BV, Art. 183 BV, N12 ff.; 
STAUFFER/CAVELTI, SGK BV, Art. 183 BV, N 45 ff. 


1607 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 371; vgl. im Zusammenhang 
mit der allgemeinen Aufsicht des Bundesrats über ausgelagerte Aufgabenträger bereits 
$411l.B.2.b. 


1608 Vgl. Art.8 Abs.1 lit.a, lit. c, lit. d und lit. e FKG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, 
Finanzrecht, S.379f. 


1609 Art. 6 lit.a FHG. 


1610 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 383; UHLMANN, Kontrolle, 
S. 482. 


1611 Art.5 Abs.1 FKG. 
1612 Art. 5 Abs. 2 FKG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 392. 
1613 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 367f. 
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Zweckmässigkeit ist vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die EFK zur 
Unterstützung des Bundesrats und der Bundesversammlung primär als Fach- 
gremium für die Beurteilung finanzrechtlicher Fachfragen gedacht war, nicht 
explizit vorgesehen.1614 Gleichwohl bezieht die EFK bei der Evaluation der 
Wirksamkeit auch die politischen Zielsetzungen mit ein und berücksichtigt 
somit auch die Zweckmässigkeit bei der Verwendung und Verwaltung der 
öffentlichen Mittel, 1615 was mitunter Fragen betreffend das Verhältnis der Be- 
fugnisseder EFKzur Autonomieder ausgelagerten Aufgabenträger aufwirft.1616 
Über jede abgeschlossene Prüfungen verfasst die EFK einen Bericht, den sie 
der Finanzdelegation der eidgenössischen Räte zustellt. Sie bringt wesentli- 
che Mängelin der Geschäftsführung der Bundesversammlung zur Kenntnis 
und informiert darüber die zuständige Departementsvorsteherin bzw. den 
zuständigen Departementsvorsteher. 1617 

Die Finanzaufsicht über die Verwendung und Verwaltung öffentlicher 
Mittel zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben erfolgt auf Bundesebene schliess- 
lich auch im Rahmen der parlamentarischen Oberaufsicht. Aufgrund seiner 
Budgethoheit und der Kompetenz zur Genehmigung der Staatsrechnung (vgl. 
Art. 167 BV) stehen dem Parlament im Bereich der Finanzaufsicht umfassende 
Prüfungs- und Einflussnahmebefugnisse zu.1618 So deckt sich der Bereich der 
parlamentarischen Oberaufsicht im Finanzbereich vorbehältlich anderslau- 
tender gesetzlicher Bestimmungen mit jenem der EFK und betrifft den gesam- 
ten Finanzhaushalt des Bundes, womit auch ausgelagerte Aufgabenträger 
mit eigener Rechnungsführung der Oberaufsicht durch die Bundesversamm- 
lung unterstehen.1619 Dabei obliegt die nähere Prüfung und Überwachung 
des Finanzhaushalts der Finanzdelegation der Bundesversammlung. 1820 Mit 
Hilfe des Prüfungsberichts der EFK und gestützt aufeigene Inspektionen, die 
durch umfassende Informationsrechte ermöglicht werden, 1821 übt die Finanz- 


1614 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 392. 
1615 Vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 392f. 


1616 Vgl. zu weiteren ungeklärten Fragen des Prüfungsumfangs der EFK UHLMANN, Kon- 
trolle, S. 481f.; vgl. ausführlich zur Finanzkontrolle über ausgelagerte Aufgabenträger 
FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 345 ff. 

1617 Art.14 Abs. 1 FKG; vgl. ausführlich zur Berichterstattung durch die EFK GRÜER/RIEDI, 
Finanzaufsicht, Rz.133 ff. 

1618 Vgl. zur Budgethoheit und zur Kompetenz zur Genehmigung der Staatsrechnung 
bereits § 4 III. B. 3. a. 

1619 Vgl. Art. 26 Abs. 2 und Art. 50 Abs. 1 ParlG; HÄGGI FURRER/MERKER, BSK BV, Art.169 
BV, N29; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 372f. 

1620 Vgl. Art. 51 Abs. 1und Abs. 2 ParlG; MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art. 169 
BV, N 57. 

1621 Vgl. Art.150, Art.153 und Art. 154 ParlG. 
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delegation die Finanzaufsicht insbesondere anhand der Kriterien der Ord- 
nungsmässigkeit, der Zzweckmässigkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Wirk- 
samkeit aus.1622 Damit nähert sich die parlamentarische Oberaufsicht im 
Finanzbereich der bundesrätlichen Finanzaufsicht an.1623 Auch für die 
parlamentarische Oberaufsicht hat das Kriterium der Zweckmässigkeit des 
Mitteleinsatzes im Autonomiebereich ausgelagerter Aufgabenträger in den 
Hintergrund zu treten.1624 


C. Instrumente der politischen Steuerung der Erfüllung 
privater Aufgaben im Öffentlichen Interesse mittels Finanzhilfen 


Der Staat besitzt Instrumente inhaltlicher Verhaltenssteuerung nicht nur 
durch das Statuieren, Beaufsichtigen und Finanzieren öffentlicher Aufgaben, 
sondern auch im Bereich privater Aufgaben im Öffentlichen Interesse. In der 
vorliegenden Arbeit interessiert insbesondere die Gewährung staatlicher Pri- 
vilegien wie Finanzhilfen als positive finanzielle Anreizezur Erfüllung privater 
Aufgaben im öffentlichen Interesse (Service public i.w.S.) und die damit einher- 
gehende Beaufsichtigung der Aufgabenerfüllung. 1825 Die inhaltliche Steue- 
rungsfunktion von Finanzhilfen besteht darin, dass der Empfänger an das 
finanziell geförderte Verhalten gebunden wird.1626 Was die verschiedenen 
Steuerungsinstrumente in diesem Bereich angeht, verleiht aufBundesebene 
das SuG den spezialgesetzlichen Grundlagen einen Rahmen. 1627 

In normativer Hinsicht ist die gesetzliche Grundlage und die gestützt 
darauferlassene, konkretisierende Finanzhilfeverfügung bzw. der gestützt 
darauferlassene Finanzhilfevertrag zu nennen.1628 So findet das Legalitäts- 
prinzip wie bereits erwähnt auch für die Gewährung von Finanzhilfen Anwen- 
dung. Im Falle von Finanzhilfen, worauf das Spezialgesetz einen Anspruch 


1622 Vgl. Art.26 Abs. 3 ParlG und Art. 5 Abs. ı FKG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, 
Finanzrecht, S.374; MASTRONARDI/SCHINDLER/LOUIS, SGK BV, Art.169 BV, N 57. 

1623 BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, $.8281; vgl. HÄGGI FURRER/MERKER, 
BSKBV, Art.169 BV, N7 und N29; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, 
S.373f. 

1624 Vgl. betreffend die bundesrätliche Finanzaufsicht LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIE- 
WIcZ, Finanzrecht, S. 371; vgl. im Zusammenhang mit der allgemeinen Oberaufsicht 
des Bundesrats über ausgelagerte Aufgabenträger bereits § 4 III. B. 2. b. 


1625 Vgl.aufBundesebene Art. 3 Abs. 1 SuG; vgl. zur Regulierungsform positiver finanzieller 
Anreize MADER, Regulierung, S.37 und S. 55; vgl. auch BUNDESRAT, Corporate-Gover- 
nance-Bericht, S. 8246; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 248; POL- 
TIER, Subventions, Rz. 65; RHINOW, Subvention, Rz.133 ff.; STÖRI, Subventionen, S. 60. 

1626 Vgl. BGE 116 Ib 309, E.1.a), S.311; BUNDI, Subventionen, S.27 und S.32. 

1627 Vgl. Art.1ı Abs.2 und Art. 2 SuG; POLTIER, Subventions, Rz. 39; vgl. auch LIENHARD/ 
MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.259f. 


1628 Vgl. Art.16 Abs. 1 und Abs. 2 SuG; vgl. ausführlich POLTIER, Subventions, Rz. 77 ff. 
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einräumt (Anspruchssubventionen), müssen die wesentlichen Anspruchsvo- 
raussetzungen wie der im öffentlichen Interesse liegende Förderungszweck, 
der Bemessungsrahmen und der Kreis der Berechtigten insbesondere bei wie- 
derkehrenden Finanzhilfen, Finanzhilfen an einen grossen Empfängerkreis 
oder bei Finanzhilfen, die für die Empfänger von existenzieller Bedeutung 
sind, formalgesetzlich umschrieben werden (vgl. Art. 164 Abs. 1 lit. c und lit. e 
BV).1629 Bei Finanzhilfen in der Form von Ermessenssubventionen hingegen 
muss grundsätzlich lediglich die förderungswürdige Aufgabe im formellen 
Gesetz definiert werden.1630 Hauptinhalt von Finanzhilfeverfügungen bzw. 
-vereinbarungen sind die Art und der Betrag der Finanzhilfe, die Umschrei- 
bung der Einzelheiten der zu erfüllenden Aufgabe, der Zeitraum der Auf- 
gabenerfüllung sowie die Bestimmungen, welche die zweckentsprechende 
Verwendungund die kostengünstige, zeit- und zweckgerechte Erfüllungder 
Aufgabe sicherstellen sollen.1631 

In aufsichtsrechtlicher Hinsicht ist auf Bundesebene vorbehältlich an- 
derslautender gesetzlicher Bestimmungen vorgesehen, dass die zuständige 
Behörde prüft, ob die Empfänger die Aufgabe in Einklang mit den gesetzli- 
chen und denin den Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen festgehal- 
tenen Bestimmungen erfüllt.1632 Hierfür steht der Behörde ein umfassendes 
Informations- und Auskunftsrecht zur Verfügung, wonach die Finanzhilfe- 
empfängerin der Behörde alle erforderlichen Auskünfte erteilen sowie Ein- 
sicht in die Akten und den Zutritt an Ort und Stelle gewähren muss.1633 Dabei 
kannsich der Aufsichtsaufwand im Sinne des Verhältnismässigkeitsprinzips 
auf eine vereinfachte Überprüfung der Aufgabenerfüllung beschränken, 
wenn es sich um periodisch wiederkehrende, globale oder umfangmässig 
beschränkte Leistungen handelt. 1634 Die Informations- und Auskunftspflicht 
gilt bereits im Gesuchsverfahren und kann im Falle von deren Nichtbeach- 
tung zur Ablehnung des Gesuchs bzw. zur Rückzahlung der bereits gezahlten 


1629 Vgl. BGE1341313, E.5.4, S.318; BGE 118 1a 46, E. 5.b), S. 61ff.; vgl. dazu LIENHARD/ 
MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.254f.; vgl. auch POLTIER, Subventions, Rz.25f.; 
vgl. zum Legalitätsprinzip im Bereich der Leistungsverwaltung bereits §3 II. B. 2. a. 

1630 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.254f. 

1631 Vgl. Art. 17 Abs. 1 und Abs. 3 sowie Art. 20 Abs. 1SuG; BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 409; 
LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.267; vgl. ausführlich BUNDI, Sub- 
ventionen, S.62f. und S. 69; RHINOW, Subvention, Rz. 198 ff. 


1632 Art.25 Abs. 1SuG; POLTIER, Subventions, Rz. 168; vgl. LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIE- 
wIcz, Finanzrecht, S.269. 


1633 Art.11 Abs. 2 und Abs. 3 SuG; vgl. POLTIER, Subventions, Rz.143. 


1634 Art.25 Abs. 2 lit. b SuG; vgl. BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 412; POLTIER, Subventions, 
Fn. 374. 
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Finanzhilfe führen.1635 Dasselbe bzw. eine Kürzung der Finanzhilfe droht 
dem Empfänger bei Nicht- oder mangelhafter Erfüllung der Aufgabe.1636 Im 
Allgemeinen dürften der Steuerungsintensitätspezialgesetzlich vorgesehener 
Aufsichtsinstrumente betreffend Finanzhilfeempfängerinnen und -empfän- 
gern im Vergleich zum Aufsichtsinstrumentarium bezüglich Trägern öffent- 
licher Aufgaben prinzipiell engere Grenzen gesetzt sein, da das öffentliche 
Interesse an der Erfüllung privater Aufgaben im öffentlichen Interesse und 
deren Bedarf an politischer Steuerung grundsätzlich geringer ist als im Kon- 
text der Erfüllung öffentlicher Aufgaben. 1637 

In finanzieller Hinsicht stellen Finanzhilfen Staatsausgaben dar, womit sie 
aufBundesebene im Falle von ihrer Finanzierung aus dem öffentlichen Haus- 
halt dem Voranschlagsprozess des FHG unterliegen.1638 Wie bereitserwähnt, 
ist die Flexibilität des Bundesrats bei der Budgetierung von Öffentlichen Aus- 
gaben umso kleiner, jegebundener bzw. bestimmter oder bestimmbarer die 
Ausgabe durch die Bundesgesetzgebung vorgezeichnet ist.1639 Dies ist insbe- 
sondere der Fall bei Finanzhilfen, worauf das Gesetz einen Anspruch ein- 
räumt. Sieht das Gesetz zudem einen Höchstsatz vor, darf die Finanzhilfe 
nicht bloss auf einen symbolischen Betrag festgesetzt werden, wobei für den 
Fall der gesetzlichen Nennung eines bestimmten Finanzhilfebetrags kaum 
mehr Ermessensspielraum besteht. 1640 In solchen Fällen müssen die entspre- 
chenden Beträge budgetiert bzw. muss von der zuständigen Behörde beim 
Parlament ein Nachtragskredit beantragt werden.1641 Die finanzpolitische 
Flexibilität vergrössert sich hingegen beigesetzlich vorgesehenen Kreditvor- 
behalten und ist am grössten bei Ermessenssubventionen.1642 Auch Finanz- 
hilfen werden grundsätzlich global oder pauschal festgesetzt, wenn auf diese 


1635 Vgl. Art. 11 Abs. 2 und Art. 40 Abs. 1SuG; POLTIER, Subventions, Rz. 144; vgl. auch BUN- 
DESRAT, Botschaft SuG, S. 418; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.266. 

1636 Vgl. Art.28 Abs. 1, Abs.2 und Abs. 4 SuG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanz- 
recht, S. 269; vgl. BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 414; vgl. ausführlich POLTIER, Subven- 
tions, Rz. 176 ff. 

1637 Vgl. zum Bedarfpolitischer Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien § 4 III. A. 

1638 Vgl. POLTIER, Subventions, Rz.114 und Rz. 118; vgl. zur Darstellung der Finanzhilfen 
in der Staatsrechnung LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S.263; vgl. 
zum Voranschlagsprozess bereits §4 III. B. 3.a. 

1639 Vgl. bereits §4 II. B. 3.a. 

1640 Vgl. BGE110 Ib 148, E.1.b) und 2.c), S.152f. und S. 157; vgl. m.w.H. LIENHARD/MÄCHLER/ 
ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 262; POLTIER, Subventions, Rz. 122; vgl. auch STAUFFER/ 
CAVELTI, SGK BV, Art. 183 BV, N32. 

1641 Vgl. POLTIER, Subventions, S. 408; vgl. zur Beantragung von Nachträgen Art. 33 f. FHG. 


1642 Vgl. Art. 7 lit. h SuG; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 262; vgl. POL- 
TIER, Subventions, Rz. 122; vgl. mit Beispielen BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 403 f. 
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Weise ihr Zweck und eine kostengünstige Aufgabenerfüllung erreicht werden 
können. 1643 Indem die Subventionierung dadurch nicht nach Massgabe der 
effektiven Kosten erfolgt, kann der Aufgabenvollzugnicht beeinflusst werden. 
Damit ist diese Festsetzungsart dort geeignet, wo nicht eine bestimmte Aus- 
führungsart, sondern der Eintritt eines bestimmten Erfolgs im Vordergrund 
steht.1644 Finanzhilfen können zudem ebenfalls dem Anwendungsbereich 
des öffentlichen Haushaltsrechts entzogen und somit ohne parlamentarische 
Budgetdebatte direkt der (über ein eigenes Budget verfügenden) Empfänge- 
rin zugesprochen werden, wenn sie nicht aus dem Öffentlichen Haushalt, 
sondern aus öffentlichen Erträgen wie etwa Abgaben finanziert werden, die 
spezialgesetzlich von der Ausweisungin der Staatsrechnung ausgenommen 
sind.1645 Schliesslich unterliegen auch die Finanzhilfeempfänger auf Bundes- 
ebene vorbehältlich anderslautender spezialgesetzlicher Bestimmungen der 
Finanzaufsicht durch die EFK, welche die ordnungsgemässe, rechtmässige 
und wirtschaftliche Verwendung der Finanzhilfen überprüft.1646 


IV. Völkerrechtliche Mindestanforderungen 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


A. EMRK 


1. Allgemeine Mindestanforderung: Keine Kontrolle der publizistischen 
Tätigkeit durch die Regierung bzw. die Regierungspartei(en) 


Aus Art.10 EMRK fliessende Mindestanforderungen an staatliche Organisa- 
tionsmassnahmen zum Schutz der Medien vor staatlicher Beherrschung fin- 
den sich insbesondere im bereits erläuterten «Manole-Entscheid» aus dem 
Jahr 2009, 1647 der die gesetzliche Organisation eines Service-public-Anbie- 
ters zum Gegenstand hat. Die Beschwerdeführerinnen und -führer, neun 
Medienschaffende des öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters Molda- 
wiens TRM, rügten eine systematische Zensur ihrer publizistischen Tätigkeit 
bedingt durch die staatliche Kontrolle des Veranstalters.1648 Im Einzelnen hatte 


1643 Vgl. Art.7 lit. e SuG. Während unter der globalen Festsetzung die finanzielle Unter- 
stützungganzer Aufgabenbereiche verstanden wird, meint die pauschale Festsetzung 
die Unterstützung bestimmter Einheiten oder Einzelprojekte (BUNDESRAT, Botschaft 
SuG, S. 391). 

1644 BUNDESRAT, Botschaft SuG, S. 391; vgl. bereits § 4 III. B. 3. a. 

1645 Vgl. in Bezug auf die Abgabe für Radio und Fernsehen BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
2013, S. 5047. 

1646 Vgl. Art. 8 Abs.1lit. cund Art. 5 Abs. 1 FKG; POLTIER, Subventions, Rz. 169; vgl. im Zusam- 
menhang mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben § 4 III. B. 3. c. 

1647 Vgl.$21.C.2.d. 


1648 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff.82 und Ziff.92. 
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die kommunistische Partei nach ihrem Wahlsieg im Jahr 2001 sowohl über das 
Parlament als auch über den Staatspräsidenten und die Regierung die Kont- 
rolle erlangt, womit sie Führungspositionen innerhalb von TRM mit regie- 
rungstreuen Mitgliedern besetzen konnte, welche die Nachrichtensendungen 
einer strikten Kontrolle unterzogen. So wurde etwa eine «schwarze Liste» mit 
verbotenen Begriffen, Personennamen oder Themen verordnet, und die Nach- 
richten mussten vorwiegend aus Darstellungen der Auffassungen und Tätig- 
keiten der Regierungbestehen.1649 Im Allgemeinen wurden die Medienschaf- 
fenden von der Leitung dazu angehalten, die Berichterstattung über Themen 
zu unterlassen, die als politisch sensibel oder als schädlich für die Regierung 
erachtet wurden.1850 Gleichzeitig zeichneten sich die gesendeten Nachrichten 
durch einen Mangel an Berichterstattung über die politische Opposition und 
einen hohen Anteil an Informationen über die Aktivitäten des Präsidenten 
und der Regierung aus.1651 

Nachdem der EGMR in einem ersten Schritt die Verletzung der Meinungs- 
freiheit der Medienschaffenden festgestellt hatte, führte er die staatlichen Ein- 
griffe auf eine strukturell-organisatorische Schwäche von TRM zurück.1652 
Der Gerichtshof hielt fest, dass die Mitgliedstaaten als Garanten einer pluralis- 
tischen Rundfunklandschaftbei der Einsetzung eines öffentlich-rechtlichen 
Veranstalters besonders für den Fall von dessen dominanter Stellungin der 
Rundfunklandschaft ein vielfältiges Programm gewährleisten müssen. 1653 Mit 
dieser Pluralismussicherungspflicht untrennbar verbunden ist die Pflicht der 
Mitgliedsstaaten zur Schaffungeines gesetzlichen Rahmens, der die publizisti- 
sche Tätigkeit desService-public-Veranstalters vor der Einflussnahme und Kon- 
trolle durch die Regierungbzw. die Regierungspartei(en) schützt.1654In diesem 
Zusammenhang wiederholte der Gerichtshof unter anderem die Europarats- 
empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, wonach das 
Gesetz die «redaktionelle Unabhängigkeit sowie die institutionelle Autonomie» 
der Veranstalter gegenüber dem Staat insbesondere in Schlüsselbereichen wie 


1649 Vgl. ausführlich EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, 
Ziff.. 18 ff. und Ziff. 104; CORNILS, Medienfreiheit, S.141f.; ZELLER, Manole, S.233f. 

1650 Vgl. ausführlich EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, 
Ziff. 24f., Ziff. 104 und Ziff. 106. 

1651 Vgl. eingehend EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, 
Ziff. 72 ff. und Ziff. 105. 

1652 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 104 ff.; 
BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.24; CORNILS, Medienfreiheit, S.142. 

1653 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 101 und 
Ziff. 107; CORNILS, Medienfreiheit, S.142; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
Rz.23; vgl. auch SCHABAS, ECHR, S. 453; vgl. bereits §2 I. C. 2. d. 

1654 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 109 f.; COR- 
NILS, Medienfreiheit, S. 142; vgl. bereits §2 I. C. 2. d. 
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der Redaktion und Darbietung von Nachrichten und Informationssendungen 
sowie der Einstellung, Beschäftigung und Führung des Personals eindeutig 
vorsehen soll.1655 Da in casu die gesetzlichen Ernennungsrechte den Anschein 
zuliessen, dass die Regierungbzw. die Regierungspartei(en) das Führungsgre- 
mium von TRM und dadurch (indirekt) die redaktionelle Tätigkeit kontrolliert, 
wurde Moldawien verpflichtet, eine mit Art. 10 EMRKin Einklang stehende 
Gesetzgebung zu erlassen undsich dabeian den zitierten Resolutionen und 
Empfehlungen des Europarats zu orientieren.1656 

Daraus wird deutlich, dass auch der EGMR bereits den blossen Anschein 
staatlicher Beherrschungder publizistischen Tätigkeit ausschliesst. Im Kontext 
der Organisation von Service-public-Medien erklärt der Gerichtshof jedoch 
nicht die Beherrschung durch staatliche Organe im Allgemeinen, sondern 
lediglich die Beherrschung durch die Regierung bzw. die darin vertretene(n) 
politische(n) Partei(en) für unzulässig.1657 Entsprechend spricht der EGMR in 
seinen Entscheiden auch nicht vom Schutzvor «staatlicher», sondern lediglich 
vor «politischer» (und ökonomischer) Einflussnahme und Kontrolle.1658 


2. Besondere Mindestanforderungen an staatliche Vorgaben für 
die Aufgabenerfüllung durch Medien 
a. Inhaltstaatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 


Eine staatliche Beherrschung von Medien kann bereits durch die Umschrei- 
bung der staatlichen Vorgaben für die Aufgabenerfüllung erfolgen. Hinweise 
in diesem Bereich finden sich zum einen im soeben erwähnten «Manole-Ent- 
scheid», wonach Steuerungsmittel wie Negativlisten mit bestimmten verbo- 
tenen Begriffen, Personennamen oder Themen in jedem Fall gewichtiger 
Rechtfertigungsgründe bedürfen, um mit Art. 10 EMRK in Einklang zu ste- 
hen. 1659 Dasselbe gilt auch betreffend das Gegenstück der Positivliste, welche 
die Bevorzugung der Überzeugungen und der Tätigkeiten der Regierungin der 
Berichterstattung vorschreibt.1660 


1655 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 102; BERKA/ 
TRETTER, Good Governance, S.124; CORNILS, Medienfreiheit, S.142f.; vgl. dazu näher 
§4IV.C.1. 

1656 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 111 und 
Ziff. 117; ZELLER, Manole, S. 234. 

1657 Vgl. CORNILS, Medienfreiheit, S. 146; vgl. sogleich $4 IV. A. 3. 

1658 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 102 
und Ziff. 109. 

1659 Vgl. EGMR, Urteilvom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff.104; CORNILS, 
Medienfreiheit, S. 142; ZELLER, Manole, S. 233 f. 

1660 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff.21; CORNILS, 
Medienfreiheit, S.141. 
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Weitere grundrechtliche Anforderungen finden sich zum anderen in Ent- 
scheiden betreffend die Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung im Rund- 
funkbereich. Wie bereits im Kontext der Anforderungen an die gesetzliche 
Grundlage für die Einschränkung des Staatsunabhängigkeitsgebots erläutert, 
hielt der Gerichtshofin Anlehnung an die Empfehlung des Ministerkomitees 
des Europarats zur Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rund- 
funkbereich fest, dass Art. 10 EMRK in materieller Hinsicht die generell-abs- 
trakte sowie ausreichende Formulierung von Konzessionierungskriterien 
gebietet.1661 Vor dem Hintergrund von Art. 14 EMRK haben die Mitgliedsstaa- 
ten zudem sicherzustellen, dass im Regelungsbereich von Art. 10 EMRK lie- 
gende Konzessionierungsbestimmungen diskriminierungsfrei ausgestaltet 
und angewendet werden. 1662 


b. Verwaltungsverfahren und Rechtsschutz 


Wie ebenfalls bereits im Zusammenhang mit der Anforderungen an die gesetz- 
liche Grundlage für die Einschränkung des Staatsunabhängigkeitsgebots aus- 
geführt, gebietet Art. 10 EMRK im Zusammenhang mit der Konzessions- bzw. 
Bewilligungserteilung im Rundfunkbereich in formeller Hinsicht die Gewähr- 
leistung einer willkürfreien Auswahl der Konzessionierten, etwa durch eine 
öffentliche Anhörungund detaillierte Begründung des ablehnenden Konzes- 
sionsentscheids.1663 Die erforderliche Begründung kann dabei auch noch im 


1661 Vgl. EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, Nr.14134/02, 
Ziff.49f.; EGMR, Urteil vom 17.6.2008, Meltex Ltd a. o. v. Armenia, Nr.32283/04, Ziff.81ff.; 
EMRK, 7.6.2012, Centro Europa 7 S.r.l.and Di Stefano v. Italy, Nr. 38433/09, Rz.154f.; 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, Ziff. 13f. und Ziff. 27; MINISTERKOMITEE DES 
EUROPARATS, Erklärung über die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rund- 
funkbereich, Ziff. 13f. und Ziff. 27; vgl. dazu GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
Rz. 69 und Rz. 82; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 501; OSTER, 
Media Freedom, S. 114; VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independent regulators, S.73ff.; 
ZELLER, Glas Nadejda, S.203; vgl. hierzu auch $3 II. B. 2. b. 


1662 Vgl. EGMR, Urteil vom 21.7.2011, Sigma Radio Television Ltd. v. Cyprus, Nr. 32181/04 
und Nr. 35122/05, Ziff. 221; VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independent regulators, S. 66; 
vgl. ausführlich zum Anwendungsbereich von Art. 14 EMRKGRABENWARTER/PABEL, 
EMRK, $26, NAff. 


1663 Vgl. EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, Nr.14134/02, 
Ziff.49f.; EGMR, Urteil vom 17.6.2008, Meltex Ltd a.o. v. Armenia, Nr. 32283/04, Ziff.81ff.; 
EMRK, 7.6.2012, Centro Europa7 S.r.l. and Di Stefano v. Italy, Nr. 38433/09, Rz.154f.; 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulierungs- 
behörden im Rundfunkbereich, Ziff. 13f. und Ziff. 27; MINISTERKOMITEE DES EUROPA- 
RATS, Erklärung über die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rundfunk- 
bereich, Ziff. 13f. und Ziff. 27; vgl. dazu GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 69 
und Rz. 82; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 501; OSTER, Media 
Freedom, S. 114; VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independentregulators, S.73ff.; ZELLER, 
Glas Nadejda, S.203; vgl. hierzu auch §3 II. B. 2. b. 


258 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Rahmen einer innerstaatlichen Überprüfung des Konzessionsentscheids 
nachgeholt werden.1664 

In diesem Zusammenhang und mit Blick auf Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK 
ist zudem ein hinreichender Rechtsschutz gegen Konzessionsentscheide zu 
gewähren.1665 Explizit keine Streitigkeit in Bezug auf «zivilrechtliche An- 
sprüche» im Sinne von Art. 6Ziff. 1 EMRK liegt hingegen bei der Erteilungvon 
Konzessionen vor, soweit darauf kein Rechtsanspruch besteht. 1666 


3. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche Beaufsichtigung 
von Medien 

a. Keine Kontrolle der Führungs- und Aufsichtsgremien von Service- 
public-Medien durch die Regierung bzw. die Regierungspartei(en) 


Weitreichende Einflussnahmemöglichkeiten, die einer staatlichen Kontrolle 
von Medien gleichkommen können, eröffnen staatliche Aufsichtsrechte in 
Bezug auf die Aufgabenerfüllung durch Service-public-Medien. Nach Ansicht 
des Ministerkomitees des Europarats bestehen legitime Interessen des Staats, 
zur wirksamen Beaufsichtigung der Erfüllung des Service-public-Auftrags in 
die Ernennung der Mitglieder des obersten Führungs- und/oder Aufsichts- 
gremiums von Service-public-Medien involviert zu sein.1667 Mindestanfor- 
derungen in diesem Kontext sind dem erwähnten «Manole-Entscheid» zu 
entnehmen. In Anlehnung insbesondere an die Europaratsempfehlung zur 
Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks präzisierte der Gerichtshof, 
dass das nationale Recht gewährleisten muss, dass die Regierung bzw. die 
Regierungspartei(en) nicht das Führungsgremium des öffentlich-rechtlichen 


1664 Vgl. EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, Nr.14134/02, 
Ziff. 51; vgl. auch VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independent regulators, S.73. 


1665 Vgl. EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, Nr. 14134/02, 
Ziff. 51 und Ziff. 65; EGMR, Urteil vom 17.6.2008, Meltex Ltd a.o. v. Armenia, Nr. 32283/04, 
Ziff. 86 ff.; EMRK, 7.6.2012, Centro Europa 7 S.r.l. and Di Stefano v. Italy, Nr. 38433/09, 
Rz. 196 ff.; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der 
Regulierungsbehörden im Rundfunkbereich, Ziff. 27; MINISTERKOMITEE DES EURO- 
PARATS, Erklärung über die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rund- 
funkbereich, Ziff. 27; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 69; OSTER, Media 
Freedom, S.114; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 501; ZELLER, Glas 
Nadejda, S. 203; vgl. auch VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independent regulators, S.73f.; 
vgl. hierzu auch $3 II. B. 2. b. 


1666 Vgl. etwa EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 31.8.2004, Skyradio AG v. Switzerland, 
Nr. 46841/99; BGE 142199, E: 2.3, S. 111; krit. m.w.Verw. KUNZ, Vergabe von Konzessio- 
nen, S. 310 ff.; vgl. hierzu im Kontext des Rechtsschutzes gegen die SRG-Konzession 
$81.C.1. 

1667 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service- 
public-Medien, App., Ziff. 27; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, 
S.1940; vgl. hierzu sogleich $4 IV. C. 3.a. 
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Rundfunkveranstalters und dadurch indirekt dessen redaktionelle Tätigkeit 
kontrollieren kann bzw. können.1668 

Das in diesem Zusammenhang vom EGMR geprüfte organisatorische 
Sicherungsmittel ist die gruppenplurale Zusammensetzung der Führungs- 
und Aufsichtsgremien von Service-public-Anbietern.1669 Unter den in Molda- 
wien seit 2001 herrschenden extremen politischen Mehrheitsverhältnissen 
erachtete der Gerichtshof die organisationsrechtlichen Grundlagen im Lichte 
von Art. 10 EMRK als unzureichend. So wurden gemäss dem ursprünglich 
geltenden Recht die Mitglieder des Führungsgremiums durch das von der 
Regierungspartei kontrollierte Parlament und die Mitglieder des Aufsichts- 
gremiums vom Parlament, vom Staatspräsidenten und durch die von der 
kommunistischen Partei kontrollierten Regierung gewählt.1670 Auch gemäss 
dem geänderten Recht war das neu vom Aufsichtsorgan gewählte Führungs- 
gremium nicht gegen die Kontrolle durch die Regierungspartei geschützt. 
Zwar wurde das Aufsichtsgremium neu lediglich minderheitlich durch die 
von der Regierungspartei beherrschten politischen Organe besetzt,1671 doch 
bestand für die vorgelegene Extremsituation keine Gewährleistung, dass 
nicht auch die von den gesellschaftlichen Gruppen ernannten Mitglieder der 
Regierungsparteiloyal verbunden waren. Vor diesem Hintergrund erachtete 
es der Gerichtshof zur Sicherstellung des Schutzes des Aufsichtsgremiums vor 
der Kontrolle durch die Regierungspartei als ungenügend, der parlamenta- 
rischen Opposition lediglich das Recht zur Bestimmung eines einzigen Gre- 
mienmitglieds einzuräumen. 1672 Damit verlangt der EGMR als Mindestanfor- 
derung im Bereich der Beaufsichtigung von Service-public-Medien, dass auch 
in politischen Extremsituationen nicht der Eindruck entsteht, die Regierung 
bzw. die Regierungspartei(en) könnte(n) mittels gesetzlicher Ernennungsrechte 
einen dominanten Einfluss auf Führungsgremien von Service-public-Medien 


1668 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 109 und 
Ziff. 111; BERKA/TRETTER, Good Governance, S.124f.; CORNILS, Medienfreiheit, S.143; 
vgl. soeben $4 IV. A.1. 


1669 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff.52 und 
Ziff. 109; BERKA/TRETTER, Good Governance, S.125; vgl. auch BERKA, Unabhängig- 
keit, S. 217; vgl. sogleich $4 IV. A. 3. b. 


1670 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 59 und 
Ziff. 109. 


1671 Je zwei Mitglieder wurden vom Parlament (wovon eines von der parlamentarischen 
Opposition), vom Präsidenten sowie von der Regierung und neun Mitglieder im Sinne 
einer gruppenpluralistischen Zusammensetzung von gesellschaftlichen Gruppen 
ernannt (vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 65 
und Ziff. 110). 


1672 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, Ziff. 109 ff.; 
BERKA/TRETTER, Good Governance, S.124; CORNILS, Medienfreiheit, S.143. 
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ausüben, wobei derselbe Mindeststandard auch für staatlich besetzte Aufsichts- 
gremiengilt, welche Führungsgremien ernennen.1673 

Wird dieser Anforderung nachgekommen, setzt der Gerichtshof keine 
maximale Obergrenze und erst recht kein Verbot staatlich ernannter Füh- 
rungs- bzw. Aufsichtsgremienmitglieder fest.1674 Der EGMR statuiert somit 
keine Obergrenze staatlicher Ernennungsrechte betreffend Führungs- und Auf- 
sichtsgremienmitglieder von Service-public-Medien, sondern erachtet ledig- 
lich eine damit verbundene Instrumentalisierung dieser Gremien durch die 
Regierungbzw. die Regierungspartei(en) als Verletzung von Art. 10 EMRK.1675 
Entsprechend stünde die Organisation von Service-public-Medien als öffentli- 
che Unternehmen je nach deren Ausgestaltung nicht in Widerspruch mit Art. 10 
EMRK.1676 Įm Gegensatz dazu verlangt das deutsche Bundesverfassungsgericht 
«eine Ausgestaltung des Ööffentlich-rechtlichen Rundfunks, die — orientiertan 
dem Ziel der Vielfaltsicherung und zugleich zur Verhinderung der politischen 
Instrumentalisierung des Rundfunks - staatsfernen Mitgliedern in den Auf- 
sichtsgremien einen bestimmenden Einfluss einräumt und die eventuelle Mit- 
wirkung staatlicher und staatsnaher Mitglieder begrenzt».1677 Das Bundes- 
verfassungsgericht istinsoweit deutlich strenger als das EGMR, als es mit Blick 
auf das Staatsunabhängigkeitsgebot eine Höchstgrenze von einem Drittel 
staatlicher und staatsnaher Aufsichtsgremienmitglieder vorschreibt. 1678 

Der den Mitgliedsstaaten vom EGMRbelassene weite Beurteilungsspiel- 
raum bei der Zusammensetzung von Führungs- und Aufsichtsgremien von 
Service-public-Medien widerspiegelt die bestehende europäische Regelungs- 
vielfalt in diesem Bereich.1679 So werden Mitglieder von Führungsgremien 
teilweise ausschliesslich von staatlichen Organen wie der Regierung und/ 
oder dem Parlament bestimmt (sog. zentralisiertes Modell der Führungser- 
nennung). Oder essind, wiein Moldawien, veranstalterinterne Aufsichtsgre- 
mien oder veranstalterexterne verwaltungsunabhängige Organe wie unab- 
hängige Regulierungsbehörden, welche die Führungsgremienmitglieder 
ernennen (sog. dezentralisiertes Modellder Führungsernennung), wobeiauch 


1673 Vgl. CORNILS, Medienfreiheit, S.144; BERKA/TRETTER, Good Governance, S.124f. 
1674 Vgl. BERKA/TRETTER, Good Governance, S.125; CORNILS, Medienfreiheit, S.145f. 


1675 Vgl. BERKA/TRETTER, Unabhängigkeit, S.217; CORNILS, Medienfreiheit, S.145f.; vgl. 
auch BERKA/TRETTER, Good Governance, S.125. 


1676 Vgl. hingegen zur in der vorliegenden Arbeit vertretenen Auffassung, wonach Medien 
gemäss schweizerischem Verfassungsrecht nicht als öffentliche Unternehmen aus- 
gestaltet werden dürfen, $4 V. C. 2. f. ee. 


1677 BVerfGE 136, 9 (36f.); vgl. DÖRR, Staatsferne; vgl. hierzu ausführlich § 4 V. C. 2. d. 


1678 Vgl. BVerfGE 136, 9 (36); BERKA, Unabhängigkeit, S.217; DÖRR, Staatsferne; vgl. aus- 
führlich dazu$4V.C.2.d. 


1679 Vgl. bereits §3 II. D. 
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gemischte Modelle möglich sind.1680 Ein besonders hohes Risiko einseitiger 
politischer Einflussnahme birgt das zentralisierte Modell, wobei sich diese 
Gefahr verringert, wenn das Parlament an der Bestimmung von Führungs- 
gremienmitgliedern beteiligt ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das 
Parlament die Mehrheit der Gremienmitglieder bestimmen kann und diese 
Einflussnahme auf die verschiedenen Parteien des Parlaments verteilt ist. 
Dabeikönnen insbesondere qualifizierte Mehrheitsanforderungen, welche 
die Opposition hinreichend berücksichtigen, die Machtzentralisierung bei 
der Regierungspartei bzw. den regierenden Parteien unterbinden.1681 

Auch die Organisation von Aufsichtsgremien, die für die Überwachung 
der Erfüllung von Service-public-Aufträgen und für die Finanzaufsicht zustän- 
dig sind, erfolgt in den Mitgliedsstaaten der EMRK aufunterschiedliche Art 
und Weise.1682 So kann die Aufsicht von Service-public-Medien durch veran- 
stalterinterne Aufsichtsgremien (veranstalterinternes Aufsichtsmodell) oder 
durch veranstalterexterne Organe wie unabhängige Regulierungsbehörden, 
das Parlament, die Regierung und/oder weitere Organe wie Rechnungshöfe 
wahrgenommen werden (veranstalterexternes Aufsichtsmodell), wobei wie- 
derum Mischformen vorkommen.1683 Eine erhöhte Gefahr einseitiger politi- 
scher Vereinnahmungbirgt das veranstalterexterne Aufsichtsmodell in der 
Form der Aufsichtszuständigkeit bei der Exekutive und/oder der Legislative 
oder durch unabhängige Regulierungsbehörden, die nicht hinreichend vor 
politischer Kontrolle geschützt sind.1684 


b. Binnenplurale Zusammensetzung der Führungs- 
und Aufsichtsgremien von Service- public-Medien? 


In gewissen europäischen Staaten, wie etwa Moldawien oder Deutschland, 
besteht das Modell binnenplural zusammengesetzter Aufsichtsgremien von 
Service-public-Medien, welche die Bevölkerung repräsentieren sollen.1685 


1680 Vgl. zur Verbreitung des zentralisierten und dezentralisierten Modells in 14 europä- 
ischen Staaten PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1945f.; vgl. 
dazu im Lichte der Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen des Europarats $4 
IV.C.3.b. 


1681 Vgl. m.w.H. PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1945. 
1682 Vgl. m.w.H. PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1946. 


1683 Vgl. zur Verbreitung des internen, externen und gemischten Aufsichtsmodells in 14 
EU-Staaten PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1946f.; vgl. dazu 
im Lichte der Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen des Europarats$41IV.C.3.c. 


1684 Vgl. mit Beispielen PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1947; vgl. 
hierzu im Lichte der Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen des Europarats$4 
IV.C.3.c. 


1685 Vgl. PSYCHOGIOPOULOU etal., Freedom and Independence, S. 1946; vgl. für Deutschland 
etwaCORNILS, Medienfreiheit, S.144f.; vgl. zurbinnenpluralen Zusammensetzung der 
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Nach Ansicht des deutschen Bundesverfassungsgerichts stellt das Modell der 
Repräsentation aller relevanten gesellschaftlichen Kräftein den Aufsichts- 
gremien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (sog. binnenplurales 
Modell der Rundfunkaufsicht) eine verfassungskonforme Möglichkeit zur 
Gewährleistung der Vielfalt und der daraus fliessenden Staatsferne des öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunks dar.1686 In Bezug auf die Zulässigkeit staatlich 
ernannter Aufsichtsgremienmitglieder hielt das Bundesverfassungsgericht 
im Rahmen seiner vielfaltsbezogenen Herleitung des Staatsunabhängigkeits- 
gebots fest, dass der Gesetzgeber für «die Gewährleistung einer verschieden- 
artige Blickwinkel vereinigenden Zusammensetzung dieser Organe [...] auch 
Vertreterinnen und Vertretern aus dem staatlichen Bereich einen Anteil ein- 
räumen [kann]».1687 «Vielfaltsicherung meint hier nicht die Abschirmung 
einer dem Staat gegenübergestellten eigenen gesellschaftlichen Sphäre, die 
vor Einflussnahmen staatlicher Vertreter so weit wie möglich zu schützen 
ist- dann wäre die Mitwirkung jeglicher staatlichen Akteure inkonsequent-, 
sondern das Zurgeltungbringen der verschiedenen Perspektiven des Gemein- 
wesens insgesamt. [...] Die Bestellung staatlicher Mitglieder erfolgt nicht, 
um ihnen eine Option zur einseitig-autoritativen Durchsetzung von Entschei- 
dungen in Wahrnehmung eigener hoheitlicher Kompetenzen zu eröffnen, 
sondern in Blick auf die Einbringung verschiedener Perspektiven und eine 
vielfältige Rückbindung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks.»1688 Das 


SRG und ihres Verwaltungsrats, welche jedoch, anders als etwa die gruppenplurale 
Zusammensetzung des deutschen öffentlich-rechtlichen Rundfunks, nicht auf die 
Repräsentation der verschiedenen Bevölkerungsgruppen, sondern der verschiede- 
nen Sprachregionen ausgerichtet ist, §9 II. D. 2. a. 


1686 Vgl. etwa BVerfGE 136, 9 (30) und ausführlich BVerfGE 83, 238 (331 ff.); CORNILS, Medi- 
enfreiheit, S. 145; vgl. ausführlich zu dieser Rechtsprechung CORNILS, Rundfunkgre- 
mien, S. 418 ff. 


1687 BVerfGE 136, 9 (32). «Gerade diese Akteure sind in einer Demokratie in besonderer 
Weise auf eine offene, facettenreiche und kritische Berichterstattungangewiesen und 
sind zugleich prägender Bestandteil des demokratischen Gemeinwesens. Es entspricht 
ihrer politischen Gesamtverantwortung, dass sie auch selbst Aspekte des gemeinen 
Wohlsin die Arbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten einbringen können. 
Von daher dürfen unter dem Gesichtspunkt der Vielfaltsicherung von Verfassungs 
wegen auch Vertreterinnen und Vertreter der Länder in die Gremien der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten entsandt werden, zumal sie so deren Funktionsweise, 
Herausforderungen und Probleme auch aus der Innenansicht kennen. Dies schliesst — 
in eng zu begrenzendem Umfang - die Möglichkeit der Bestellung von Exekutivver- 
tretern, auch im Rang eines Ministerpräsidenten, ein» (BVerfGE 136, 9, [32]). 


1688 BVerfGE 136, 9 (32f.) «Daher können unabhängig von spezifischrundfunkrechtlichen 
Kompetenzen Vertreterinnen und Vertreter aller staatlichen Ebenen -auch etwa des 
Bundes, der Kommunen oder bestimmter funktionaler Selbstverwaltungskörper- 
schaften - als Mitglieder in Gremien der Rundfunkanstalten bestellt werden. Ange- 
sichts des übergreifenden Ziels der Vielfaltsicherung ist dabei auch innerhalb der 
staatlichen Mitglieder auf die Berücksichtigung möglichst vielfältiger Perspektiven 
Bedacht zunehmen» (BVerfGE 136, 9, [32f.]). 
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Bundesverfassungsgericht setzte folglich «die Möglichkeit einer gewissen und 
auch nicht nur völligmarginalisierten Mitwirkungvon staatlichen Vertretern 
in den Anstalten stets voraus».1689 

Auch der EGMR erachtet im «Manole-Entscheid» die Vertretung der mass- 
geblichen gesellschaftlichen Strömungen in möglichst voller Breite als geeig- 
netes Mittel zur Gewährleistung des Schutzes vor politischer Kontrolle der Ver- 
anstalter.1690 Dabei schreibt der Gerichtshofkeine bestimmte Zusammenset- 
zung von Führungs- und Aufsichtsgremien vor, solange sie auch in politischen 
Extremsituationen keine Dominanz der Regierung bzw. der Regierungspar- 
tei(en) zulässt.1691 So kann selbst einebinnenplurale Zusammensetzung wie 
jene des Aufsichtsgremiums von TRM mit Art. 10 EMRK in Konflikt stehen, 
wenn die von den gesellschaftlichen Kräften entsandten Mitglieder mit der 
Regierungsparteiloyalverbunden sind.1692 Erst recht ist der Praxis desEGMR 
kein Minimum an Staatsvertretern in Führungs- oder Aufsichtsgremien von Ser- 
vice-public-Veranstaltern zuentnehmen. Etwasanderes anzunehmen dürfte 
den objektiv-rechtlichen Gehalt der Rundfunkfreiheit überstrapazieren und 
deren subjektiv-rechtliche Dimension mit Schutzrichtunginsbesondere gegen 
den Staat gänzlich in den Hintergrund treten lassen. Dementsprechend ste- 
hen auch absolut staatsfrei zusammengesetzte Aufsichtsgremien von Service- 
public-Veranstaltern mit Art. 10 EMRK in Einklang.!693 


4. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche Finanzierung 
von Medien 

a. Zulässigkeit mehrheitlich staatlicher Finanzierung 
von Service-public-Medien 


Eng mit staatlichen Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Service-public- 


Medien zusammen hängt der Bereich ihrer Finanzierung mit öffentlichen Gel- 
dern, welche die Gefahr erheblichen staatlichen Einflusses eröffnet. Aussagen 


1689 Vgl. BVerfGE 136, 9 (34f.).; DÖRR, Staatsferne. In der deutschen Lehre wird mitunter 
sogar eine verfassungsrechtliche Forderung einer angemessenen Entsendung staat- 
licher Mitglieder in die Aufsichtsgremien öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten 
angenommen, wenn diese nach dem Modell des organisatorischen Binnenpluralis- 
mus zusammengesetzt sind. So entspräche der Ausschluss jeglicher staatlich benann- 
ter Mitglieder «einer im demokratischen Staat unhaltbar rigiden Trennung von Staat 
und Gesellschaft» (vgl. CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S. 14). 


1690 Vgl. m.w.Verw. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, 
Ziff. 110. 


1691 Vgl. CORNILS, Medienfreiheit, S.144f.; vgl. zum deutschen Verfassungsrecht CORNILS, 
Staatsferner Rundfunk, S.6. 


1692 CORNILS, Medienfreiheit, S.144f. 


1693 Vgl. CORNILS, Medienfreiheit, S.144£.; vgl. zum deutschen Verfassungsrecht auch 
CORNILS, Rundfunkgremien, S. 443. 
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in Bezug auf die Zulässigkeit staatlicher Finanzierung der Service-public- 
Medien im Rundfunkbereich finden sich im Entscheid «Faccio».1694 Darin 
erklärt der EGMR in Einklang mit seiner Rechtsprechung zum legitimen öffent- 
lichen Interesse an pluralismussichernden Massnahmen im Rundfunkbe- 
reich1695 das Ziel, die (mehrheitlich) staatliche Finanzierung von Service- 
public-Veranstaltern zu gewährleisten, als legitimes Ziel im Sinne von Art. 10 
EMRK. Gegenstand der Beschwerde war die Versiegelung des Fernsehge- 
räts des Beschwerdeführers, der das Abonnement für den Empfang der Pro- 
gramme des öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters RAI gekündigt 
hatte, da er lediglich private Sender konsumierte. Der Beschwerdeführer 
erachtete die Versiegelung als unverhältnismässigen Eingriff in seine Infor- 
mationsfreiheit, weiler dadurch keine privaten Programme mehr empfangen 
konnte. Der EGMR erklärte die Beschwerde aufgrund offensichtlicher Unbe- 
gründetheit für unzulässig. So verfolgte die Versiegelung das legitime Ziel, 
Personen zur Bezahlungeiner Empfangsgebühr anzuhalten, die der Finanzie- 
rung von Service-public-Veranstaltern dient.1696 

In diesem Kontext hielt das deutsche Bundesverfassungsgerichtfest, dass 
die vornehmliche staatliche Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rund- 
funks die «dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk gemässe Art der Finanzie- 
rung» darstellt,1697 dieihre Rechtfertigung «[iln der ungeschmälerten Erfül- 
lung der essentiellen Funktion des Rundfunks undin der Sicherstellung der 
Grundversorgung [...] findet».1698 Eine vornehmliche Werbefinanzierunghin- 
gegen würde der Aufgabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht gerecht, 
«weil es gerade die Werbefinanzierung ist, von der die programm- und viel- 
faltsverengenden Zwänge ausgehen».1699 So muss ein von Werbeeinnahmen 
abhängiger Veranstalter seineProgrammplanungstark an der Einschaltquote 
ausrichten, womit jedoch gerade die Funktion des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, die Meinungsvielfalt darzustellen, gefährdet wird. 1700 


1694 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 31.3.2009, Faccio v. Italy, Nr. 33/04. 
1695 Vgl. hierzu §2[1. C. 2. b. bb. 


1696 Vgl. zum Ganzen EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 31.3.2009, Faccio v. Italy, Nr. 33/04; 
JAKUBOWICZ et al., Public Service Media, S. 26. 


1697 BVerfGE 90, 60 (89 und 104); BVerfGE 87, 181 199). 

1698 BVerfGE 87, 181 (199 f.); vgl. BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 1 BVR 1675/16, Ziff. 78.vgl. 
auch BVerfGE 73, 118 (158). 

1699 BVerfGE 87, 181 (199); vgl. BVerfGE 83, 238 (310f.); BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 
1BvR 1675/16, Ziff. 78 ff. 

1700 Vgl. BVerfGE 83, 238 (310); BVerfGE 73, 118 (155f.); BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 
1BvR 1675/16, Ziff. 78 ff. 
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b. Ausgestaltung staatlicher Finanzierung von Service-public-Medien 


Im europäischen Vergleich bestehen in Bezug auf die Finanzierung von Ser- 
vice-public-Medien grundsätzlich zwei verschiedene Finanzierungsmodelle.!701 
Das Hauptfinanzierungsinstrument stellen von den Bürgern erhobene Emp- 
fangsgebühren bzw. Abgaben dar, wobei Service-public-Medien in gewissen 
Ländern auch aus dem allgemeinen Finanzhaushalt finanziert werden. 1702 
Im Rahmen des Modells der Empfangsgebühren- bzw. der Abgabefinanzie- 
rung bestehen Unterschiede, ob für die Bejahung der Zahlungspflichtan den 
Besitz eines Empfangsgeräts angeknüpft wird oder nicht, wobeiim Laufe der 
Digitalisierung Empfangsgebühren bzw. Abgaben vermehrt unabhängigvom 
Verfügen über ein entsprechendes Gerät erhoben werden.1703 Im Allgemei- 
nen dürfte der Beurteilungsspielraum bei der Ausgestaltung des Finanzie- 
rungsmodells, sei es in der Form von Abgaben bzw. Empfangsgebühren oder 
aus dem allgemeinen Finanzhaushalt, in Anbetracht der Vielfalt der Finan- 
zierungsinstrumente in den europäischen Staaten gross sein.1704 

Aussagen des EGMR zum Modell der Empfangsgebühren- bzw. Abgabe- 
finanzierung finden sich im erwähnten «Faccio-Entscheid», worin der Ge- 
richtshof Überlegungen in Bezug auf die Verhältnismässigkeit der erhobenen 
Gebühr anstellte. Diesbezüglich hielt er fest, dass die in Frage stehende Emp- 
fangsgebühr im Lichte ihrer konkreten Ausgestaltung untersucht werden 
muss. So gründet die Zahlungspflicht auf dem blossen Besitz eines Fernsehge- 
räts und hängt nicht vom Willen des Beschwerdeführers ab, die Programme 
der öffentlich-rechtlichen Veranstalter zu konsumieren. Die Gebühr stellt 
somit nach Ansicht des Gerichtshofs keine Gegenleistung für den Empfang 
bestimmter Programme dar, sondern ist als Abgabe für einen «service de la 
communauté», also für einen gemeinschaftlichen Dienst, zu erachten. Da die 
in Frage stehende Empfangsgebühr zudem eine angemessene Höhe aufwies, 
erklärte der EGMR diese als verhältnismässig. 1705 Der Gerichtshof orientierte 
sich somit für die Prüfung der Zulässigkeit von Empfangsgebühren bzw. Abga- 
ben an deren jeweiliger Ausgestaltung. Daraus wird ersichtlich, dass den Mit- 
gliedstaaten in diesem Bereich ein grosser Gestaltungsspielraum zukommt, 
solange die Abgabe- bzw. Gebührenhöheverhältnismässigist. 


1701 Vgl. die Übersicht in PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1943f. 
1702 Vgl. m.w.H. PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1943f. 
1703 Vgl. mit Beispielen PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1944. 


1704 Vgl. zur geringeren Kontrolldichte beim Bestehen nationaler Besonderheiten in einem 
Bereich §3 I. D. 

1705 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 31.3.2009, Faccio v. Italy, Nr. 33/04; JAKUBOWICZ 
etal., Public Service Media, S. 25f. 
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c. Anspruch von Service-public-Medien auf angemessene 
staatliche Finanzierung? 


Fraglich ist, inwieweit Art. 10 EMRK bestehenden Service-public-Medien einen 
Anspruch aufeine angemessene staatliche Finanzierung verleiht bzw. welche 
Mindestanforderungen in Bezug auf die Festlegung der Finanzierungshöhe 
bestehen. In jenen europäischen Staaten, die eine Empfangsgebühren- bzw. 
Abgabefinanzierung vorsehen, wird deren Höhe für gewöhnlich entweder 
gesetzlich, durch die Regierung etwa in mehrjährigen Service-public-Verträgen 
oder unter Beizugeiner unabhängigen Behörde festgesetzt.1706 

Dem «Manole-Entscheid» kann entnommen werden, dass die aus Art. 10 
EMRK fliessende Vielfaltssicherungspflicht keine staatliche Pflicht beinhaltet, 
Service-public-Veranstalter einzusetzen, solange in der bestehenden Medien- 
landschaft die inhaltliche Vielfalt gewährleistet ist.1707 Entscheidetsich ein 
Staatindes zur Schaffungeines Service-public-Systems, stellt die Reduktion 
der staatlichen Finanzierung von Service-public-Anbietern gemäss BERKA/ 
TRETTER einen Eingriff in Art. 10 EMRK dar, der gemäss Art. 10 Ziff.2 EMRK 
zu rechtfertigen ist.1708 Ihrer Meinung nach sind Kürzungen der staatlichen 
Finanzierungim Lichte von Art. 10 EMRK dann unzulässig, wennsie in Bezug 
aufdie verfolgten Ziele der Vielfaltssicherung willkürlich oder unverhältnis- 
mässigsind. Dabei hat die aktuelle bestehende Vielfalt in der gesamten Medi- 
enlandschaft stets in die Verhältnismässigkeitsprüfung einzufliessen, wobei 
die Reduktion staatlicher Mittel besonders bei einer dadurch in bedeutendem 
Ausmass sinkenden Medienvielfalt unverhältnismässig sein kann.1709 Dem- 
entsprechend dürfte Art. 10 EMRK Service-public-Veranstaltern zwar keinen 
Anspruch aufeine bestimmte Höhe staatlicher Finanzierung verleihen, doch 
dürften Kürzungen der staatlichen Finanzierung zumindest dann mit Art. 10 
EMRK in Konflikt stehen, wenn das nach der Kürzung verbleibende Medienange- 
bot nicht den konventionsrechtlichen Vielfaltsanforderungen genügt.!710 In je- 
dem Fall dürfte den Mitgliedsstaaten auch in diesem Kontext ein weiter Beur- 
teilungsspielraum eingeräumt werden, so dass die Staaten ihre Medienpolitik 
durch Kürzungen der staatlichen Finanzierung von Service-public-Medien 


1706 Vgl. mit Beispielen PSYCHOGIOPOULOU etal., Freedom and Independence, S.1944 und 
S.1949. 

1707 Vgl. hierzu$21.C.2.c.bb. 

1708 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.24. 

1709 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.24 und S. 26. 

1710 Vgl. BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.26. 
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ansich verändernde soziale Verhältnisse und Marktentwicklungen anpassen 
können.1711 


5. Mindestanforderungen an die behördlichen Zuständigkeiten 
im Medienbereich: Pflicht zur Einsetzung einer unabhängigen 
Regulierungsbehörde? 


Fraglich ist, inwieweit der Rechtsprechung des EGMR eine Pflicht der Mitglied- 
staaten zur Einführungeiner unabhängigen Regulierungsbehörde im Medien- 
bereich entnommen werden kann. Obwohl die Unabhängigkeit der regulie- 
renden Behörden bisher soweit ersichtlich noch nie vom EGMR zu beurteilen 
war, 1712 nimmt der Gerichtshof in mehreren Fällen auf die Empfehlung bzw. 
Erklärung des Ministerkomitees des Europarats zur Unabhängigkeit der 
Regulierungsbehörden im Rundfunkbereich Bezug und zitiert daraus Passa- 
gen betreffend deren Unabhängigkeit von politischen und wirtschaftlichen 
Interessen.1713 Gemäss dieser Empfehlung sind unabhängige Regulierungs- 
behörden in der Regel für die Erteilung von Rundfunkkonzessionen bzw. 
-bewilligungen zuständig, wobei auch Aufgaben betreffend die Regelung von 
Service-public-Veranstaltern wie etwa deren Beaufsichtigungin ihren Zustän- 
digkeitsbereich fallen können (veranstalterexternes Aufsichtsmodell).1714 
Durch die wiederholte Bezugnahme des EGMR aufdie erwähnte Empfehlung 
betont der Gerichtshof zwar die Wichtigkeit einer politisch unabhängigen 
Medienregulierung, bejaht damit allerdings nicht expliziteine aus Art. 10 EMRK 
fliessende Pflicht der Mitgliedsstaaten zur Einsetzungeiner unabhängigen Regu- 
lierungsbehörde im Medienbereich.!715 Vielmehr dient die erwähnte Empfeh- 
lung des Europarats dem EGMR jeweils als Quelle für die Voraussetzungen von 
Art.10 EMRK im Zusammenhang mit der erforderlichen gesetzlichen Grund- 
lage bei der Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung und als Orientierungim 
Zusammenhang mit der Zusammensetzung veranstalterinterner Aufsichts- 
gremien von Service-public-Medien.1716 


1711 BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.26. 

1712 Vgl. ZELLER, Glas Nadejda, S.203. 

1713 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 53 und 
Ziff. 102; EGMR, Urteil vom 17.6.2008, Meltex Ltd a.o. v. Armenia, Nr. 32283/04, Ziff. 62f. 
und Ziff. 64; EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, 
Nr. 14134/02, Ziff. 33£.; vgl. auch ZELLER, Glas Nadejda, S.203. 

1714 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.13 ff. und Ziff. 18ff.; vgl. bereits §4 
IV. A. 3.a. ; vgl. ausführlich $41IV.C.3.c. 

1715 Vgl. für den Rundfunkbereich VALCKE/VOORHOOF/LIEFENS, Independentregulators, 
S.77. 

1716 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.6.2008, Meltex Ltd a. o. v. Armenia, Nr. 32283/04, Ziff. 63 und 
Ziff. 80 ff.; EGMR, Urteil vom 11.10.2007, Glas Nadezhda EOOD a.o. v. Bulgaria, 
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B. UNO-PaktlI 


Wie bereits an früherer Stelle erwähnt, sind die Mitgliedsstaaten auch gemäss 
Art.19 UNO-Pakt II im Zusammenhang mit der staatlichen Pflicht zur Förde- 
rung der Medienvielfalt verpflichtet, die Medien vor einer Dominanz politischer 
Gruppen zu schützen.1717 In Bezug auf Service-public-Medien im Rundfunk- 
bereich hat der UNO-MRA festgehalten, dass deren Unabhängigkeit und redak- 
tionelle Freiheit zu gewährleisten ist.1718 Vor diesem Hintergrund kritisierte 
der UNO-MRA etwa die Situation in Italien in den 1990er-Jahren, in welcher 
der damalige Ministerpräsident Silvio Berlusconi politischen Einfluss auf 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter RAI ausübte.1719 Auch Russ- 
land erntete im Jahr 2003 Kritik für die zunehmende staatliche Kontrolle über 
bedeutende Fernseh- und Radioveranstalter, die entweder mittels einer Über- 
nahme direkt durch den Staat oder indirekt durch Staatsunternehmen wie die 
öffentliche Aktiengesellschaft PAO Gazprom erfolgte.1720 

Ähnlich wie der EGMR sieht der UNO-MRA betreffend staatliche Vorga- 
ben für die Aufgabenerfüllung durch Medien in materieller Hinsicht vor, dass 
die Kriterien für die Anwendung von Konzessionierungs- bzw. Bewilligungs- 
bedingungen im Licht von Art. 19 UNO-Pakt II vernünftig und objektiv, 1721 
klar, 1722 transparent1723 und diskriminierungsfrei zu formulieren sind.1724 


Nr.14134/02, Ziff.33 f. und Ziff. 45 ff.; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, 
Nr.13936/02, Ziff.102. 


1717 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 40; UNO-MRA, 
1.12.2003, Concluding observations on the Russian Federation, CCPR/CO/79/RUS, 
Ziff. 18; OSTER, Media Freedom, S. 261 m.Verw. auf weitere abschliessende Beobach- 
tungen des UNO-MRA; vgl. bereits §2 I. C. 3. a. aa. 

1718 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 16; vgl. auch 
UNO-MRA, 5.8.2002, Concluding observations on Republic of Moldova, CCPR/CO/75/ 
MDA, Ziff. 14. 

1719 Vgl. UNO-MRA, 3.8.1994, Concluding observations on Italy, CCPR/C/79/Add.37, Ziff. X. 
und Ziff. XVII; OSTER, Media Freedom, S. 261. 

1720 Vgl. UNO-MRA, 1.12.2003, Concluding observations on the Russian Federation, CCPR/ 
CO/79/RUS, Ziff. 18. 

1721 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 39; UNO- 
MRA, 5.5.1997, Concluding observations on Lebanon, CCPR/C/79/Add.78, Ziff. 24. 

1722 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, GeneralComment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 39; UNO-MRA, 
12.11.2001, Concluding observations on Ukraine, CCPR/CO/73/UKR, Ziff. 22 lit. c; UNO- 
MRA, 27.7.2000, Concluding observations on Kuwait, CCPR/CO/69/KWT, Ziff. 20. 

1723 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, GeneralComment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 39; UNO-MRA, 
24.7.2000, Concluding observations on The Kyrgyz Republic, CCPR/CO/69/KGZ, Ziff. 21. 

1724 Vgl. UNO-MRA, 12.11.2001, Concluding observations on Ukraine, CCPR/CO/73/UKR, 
Ziff. 22; UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 39; vgl. 
zum Ganzen OSTER, Media Freedom, S.136; vgl. für die Rechtsprechung des EGMR 
SAIV.A.2.a. 


§4 Völker- und verfassungsrechtliche Mindestanforderungen 269 


Des Weiteren sollen in formeller Hinsicht Entscheide der Konzessions- bzw. 
Bewilligungsbehörde der Beschwerde an eine richterliche Behörde unter- 
liegen.1725 

In Bezug auf die staatliche Finanzierung von Medien hält der UNO-MRA 
im Kontext von Service-public-Medien fest, dass die Mitgliedstaaten diesein 
einer Weise finanzieren sollen, dass deren Unabhängigkeit nicht untergra- 
ben wird.1726 Dabei muss sichergestellt werden, dass Systeme staatlicher 
Subventionen und behördlicher Werbung nicht lediglich an regierungstreue 
Medien vergeben werden, wozu wiederum das Aufstellen klarer Kriterien für 
die Gewährung staatlicher Finanzierung erforderlich ist.1727 

Betreffend die behördlichen Zuständigkeiten im Medienbereich empfiehlt 
der UNO-MRA den Vertragsstaaten, für den Bereich der Erteilung von Rund- 
funkkonzessionen bzw. -bewilligungen eine unabhängige Konzessionsbe- 
hörde einzuführen.1728 


C. Europarat: Beschlüsse, Empfehlungen und Erklärungen 
1. Allgemeine Empfehlung: Garantie der «redaktionellen Unabhängigkeit 
und institutionellen Autonomie» 


Wie bereits erläutert, betont der Europaratim Zusammenhang mit der staat- 
lichen Vielfaltssicherungspflicht in verschiedenen Beschlüssen, Empfehlun- 
gen und Erklärungen die Bedeutung der gesetzlichen Gewährleistung der 
Staatsunabhängigkeit der Service-public-Medien.1729 Die Empfehlung zur 
Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, auf welche auch im «Manole- 
Entscheid» Bezug genommen wird, und die Empfehlung zur Governance 
der Service-public-Medien nennen dabeials Hauptfunktion des zu gewähr- 
leistenden Rechtsrahmens das eindeutige Vorsehen von Strukturen, die für 


1725 Vgl. UNO-MRA, 24.7.2000, Concluding observations on The Kyrgyz Republic, CCPR/ 
CO/69/KGZ, Ziff. 21; vgl. für die vergleichbare Rechtsprechung des EGMR $4 IV. A. 2. b. 


1726 UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 16. 


1727 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 41; UNO-MRA, 
12.11.2001, Concluding observations on Ukraine, CCPR/CO/73/UKR, Ziff. 22 lit. c; UNO- 
MRA, 8.4.1999, Concluding observations on Lesotho, CCPR/C/79/add.106, Ziff. 22. 


1728 Vgl. UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 39; UNO-MRA, 
5.5.1997, Concluding observations on Lebanon, CCPR/C/79/Add.78, Ziff.25; OSTER, 
Media Freedom, S.136. 


1729 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks; PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Emp- 
fehlung über den Service-public-Rundfunk, Ziff. 2; MINISTERKOMITEE DES EUROPA- 
RATS, Empfehlung zur Governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 2 ff., Ziff. 13 
und Ziff. 21ff.; vgl. auch MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Erklärung über die 
Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Erklärung über die Governance der Service-public-Medien, Ziff. 3, Ziff. 10 und Ziff. 12; 
JAKUBOWICZ et al., Public Service Media, S.45f.; vgl. hierzu bereits §2 I. C. 3. b. bb. 
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die Sicherungder «redaktionellen Unabhängigkeit und der institutionellen bzw. 
operationellen Autonomie» der Service-public-Medien notwendig sind, um 
eine externe präventive Kontrolle der redaktionellen Tätigkeit zu verhin- 
dern.1730 Der zu etablierende rechtliche Rahmen kann aus Gesetzestexten 
oder etwa aus Konzessionen bzw. Vereinbarungen mit den Service-public- 
Medien bestehen.!731 

Unter der «redaktionellen Unabhängigkeit» wird die Freiheit des Ser- 
vice-public-Anbieters verstanden, den Inhalt seines Angebots innerhalb des 
rechtlichen Rahmens frei von externen Einflussnahmen zu bestimmen.1732 In 
einem engen Zusammenhang mit der redaktionellen Unabhängigkeit steht die 
«institutionelle bzw. operationelle Autonomie», die als Recht des Service-public- 
Veranstalters verstanden wird, seine Tätigkeit frei zu organisieren. Dabei wer- 
den als Schlüsseltätigkeiten mitunter die Organisation der Betriebsabläufe, 
die Einstellung und Führung des Personals, die Verwaltung der finanziellen 
Mittel, die Erstellung und Ausführung des Budgets, die Verhandlung, Vorbe- 
reitung und Unterzeichnung von Rechtsgeschäften in Zusammenhang mit 
dem Service-public-Betrieb sowie die Vertretung des Anbieters genannt.1733 


2. Besondere Empfehlungen betreffend staatliche Vorgaben für 
die Aufgabenerfüllung durch Medien 
a. Inhaltstaatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 


Empfehlungen zur Ausgestaltung staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfül- 
lung durch Medien finden sich in der Empfehlung des Ministerkomitees zur 
Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden im Rundfunkbereich. Darin wer- 
den als mögliche Vergabekriterien für die Erteilung von Konzessionen bzw. 
Bewilligungen im Rundfunkbereich die Art, der Inhalt und der Mindestumfang 
derzuerbringenden Leistungen, deren geografische Abdeckung sowie zu erfül- 
lende technische Parameter genannt, wobei massgebliches Kriterium primär 


1730 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. I; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur 
Governance der Service-public-Medien, App., Ziff.23; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, 
Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 102; BERKA/TRETTER, Good Governance, 
5.124; CORNILS, Medienfreiheit, S.142f.; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Inde- 
pendence, S.1939. 


1731 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 9. 


1732 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. und Erläuterungen, Ziff. 9 und Ziff. 20; PSYCHOGIOPOU- 
LOU et al., Freedom and Independence, S.1939. 


1733 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. Iund Erläuterungen, Ziff. 11; PSYCHOGIOPOULOU et al., 
Freedom and Independence, S.1939; vgl. auch BERKA/TRETTER, Good Governance, 
S.124. 
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der Leistungsinhalt sein soll.1734 Nach Ansicht des Ministerkomitees soll die 
Anwendung des EU-Rechts nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten be- 
schränken, den Service-public-Auftragentsprechend ihren nationalen Bedürf- 
nissen anzupassen.1735 

Des Weiteren sollen die grundlegenden Bedingungen und Kriterien für 
die Erteilung und Erneuerung von Rundfunkkonzessionen bzw. -bewilli- 
gungen durch das Gesetz und/oder von der Regulierungsbehörde erlassene 
Regelungen klar festgelegt und veröffentlicht werden.1736 


b. Verwaltungsverfahren und Rechtsschutz 


Verfahrensrechtliche Empfehlungen finden sich wiederum in der Empfeh- 
lung des Ministerkomitees zur Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden 
im Rundfunkbereich. Demnach sollte das Konzessionierungs- bzw. Bewilli- 
gungsverfahren zur Gewährleistungder willkürfreien Auswahl der Konzes- 
sionierten Öffentlich sein, wobei jedoch eine Prüfung der Angebote hinter 
verschlossenen Türen zur Vermeidung externen Drucks und die Geheimhal- 
tung gewisser Informationen über die Kandidierenden nicht ausgeschlossen 
wird.1737 Weiter soll jede von der Behörde getroffene Konzessionsentschei- 
dung gemäss den Bestimmungen des nationalen Rechts der Verwaltungs- 
rechtspflege hinreichend begründet und veröffentlicht werden sowie derrich- 
terlichen Überprüfung unterliegen. 1738 


3. Besondere Empfehlungen betreffend die staatliche Beaufsichtigung 
von Medien 

a. Keine politische Einflussnahme auf die publizistische Tätigkeit 

Empfehlungen in Bezug auf die staatliche Aufsicht über Medien finden sich 


wiederum in Dokumenten betreffend Service-public-Medien. So bestehen 
legitime Interessen des Staats, zur wirksamen Beaufsichtigung der Erfüllung 


1734 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, Erläuterungen, Ziff. 37f. 


1735 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finan- 
zierung des Service-public-Rundfunks, Ziff. 10.; vgl. bezüglich staatlicher Vorgaben 
für die Aufgabenerfüllung durch Medien im Lichte des EU-Beihilferechts § 4 IV. D. 1. 


1736 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 13 und Erläuterungen, Ziff. 37 und 
Ziff. 40. 

1737 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 40f. 


1738 Vgl. betreffend Entscheide unabhängiger Regulierungsbehörden im Allgemeinen 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.27 und Erläuterungen, Ziff. 57; vgl. 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.63. 
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des Service-public-Auftrags in die Ernennung der Mitglieder des obersten Auf- 
sichts- oder Führungsgremiums involviert zu sein, solange damit keine poli- 
tische Einflussnahme aufden Betrieb des Service-public-Anbieters einher- 
geht.1739 Nach Ansicht des Europarats können Service-public-Aufträge sowohl 
durch öffentlich-rechtliche als auch durch privatrechtliche Organisationsformen 
erbracht werden. 1740 Um die Möglichkeiten externer Einflussnahmen zu limi- 
tieren, empfiehlt das Ministerkomitee eine dualistische Organisationsstruktur 
bestehend aus einem für das operative Tagesgeschäft zuständigen Führungs- 
gremium und einem für die strategische Führung und Aufsicht verantwortli- 
chen Aufsichtsgremium.1741 Bei der Ausgestaltung des die Rechtsstellung des 
Aufsichts- und Führungsgremiums regelnden Rechtsrahmens muss darauf 
geachtet werden, dass jedwedes Risiko politischer Einflussnahme auf die publi- 
zistische Tätigkeit vermieden wird.1742 


b. Operative Führungsgremien von Service-public-Medien 


Gemäss dem Ministerkomitee des Europarats können operative Führungs- 
gremien von Service-public-Medien in Anbetracht der europäischen Rege- 
lungsvielfalt sowohl aus einem Kollegialgremium, aus individuell handelnden 
Führungspersonen wie etwa dem Generaldirektor oder aus beiden Formen 
bestehen. 1743 


aa. Zuständigkeiten 

Was die Zuständigkeiten des Führungsgremiums von Service-public-Medien 
betrifft, soll gesetzlich eindeutigfestgelegt sein, dass ausschliesslich dieses Gre- 
mium für das aus derredaktionellen Tätigkeit bestehende operative Tagesgeschäft 


1739 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service- 
public-Medien, App., Ziff.27; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, 
S.1940. 

1740 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung über den 
Service-public-Rundfunk, Ziff. 2; COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.18; vgl. hierzu 
aus der Perspektive des schweizerischen Verfassungsrechts eingehend $4 V. C. 2. f. bb. 


1741 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. I und Ziff. III; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and 
Independence, S.1940; vgl. hierzu aus der Perspektive des schweizerischen Verfas- 
sungsrechts eingehend § 4 V. C. 2. b. 


1742 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. 1.2 und Ziff. II.2; PSYCHOGIOPOULOU etal., Freedom and 
Independence, S. 1040. 


1743 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.2. und Erläuterungen, Ziff. 21. 
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zuständig ist.174 Damit sollen Einflussnahmen sowohl von aussenstehenden 
politischen Behörden als auch vom internen Aufsichtsgremium verhindert 
werden. Gleichwohl kann der Rechtsrahmen vorsehen, dass bestimmte, 
etwain finanzieller Hinsicht besonders gewichtige Geschäfte betreffend die 
Inhaltsproduktion der vorgängigen Genehmigung des Aufsichtsgremiums 
bedürfen.1745 


bb. Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise 


In Bezugaufdie Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise des ope- 
rativen Führungsgremiums von Service-public-Medien wird empfohlen, dass 
jegliche politische Einflussnahme auf die Ausübung von dessen Funktionen 
auszuschliessen ist.1746 Damit werden staatliche Ernennungsrechte der Regie- 
rung und/oder des Parlaments für individuell handelnde Führungspersonen 
wie etwa Generaldirektoren als unzulässig erklärt. Für Mitglieder von Kollegi- 
algremien werden Staatsvertreter insoweit als zulässig bezeichnet, als deren 
dominanter Einfluss kraft ihrer Anzahloder speziellen Befugnisse ausgeschlos- 
sen werden kann. 147 In dieser Hinsicht ist der Europarat folglich strenger als 
der EGMR, der auch in den Führungsgremien von Service-public-Anbietern 
lediglich die Dominanz der Regierungbzw. der Regierungspartei verbietet.1748 

Betreffend die Modalitäten staatlicher Ernennungsrechte müssen die Er- 
nennungskriterien klar bestimmt werden und einen direkten Bezug zum 
Service-public-Auftrag aufweisen. Des Weiteren muss die Ernennung für 
eine bestimmte Amtszeit erfolgen und Abberufungsrechte dürfen nur aus 
gesetzlich vorgesehenen sowie nicht auf die Redaktionstätigkeit bezogenen 
Gründen wahrgenommen werden.1749 


1744 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, App., Ziff. II.1; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Inde- 
pendence, S.1040. 


1745 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 22f. 


1746 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 24; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur Governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 27; PSYCHOGIO- 
POULOU et al., Freedom and Independence, S.1940. 


1747 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 24; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 27; PSYCHOGIO- 
POULOU etal., Freedom and Independence, S.1940. 


1748 Vgl. hierzu$41IV.A.3.a. 


1749 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Ser- 
vice-public-Medien, App., Ziff. 27; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Indepen- 
dence, 5.1941. 


274 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Mitglieder des Führungsgremiums sollen zudem keine Funktionen ausüben 
oder Interessen besitzen, die zu einem Interessenkonflikt mit ihrer Eigen- 
schaft führen könnten, womit etwa Regelungen der Unvereinbarkeit mit einem 
politischen Mandat gerechtfertigt sein können.1750 

Schliesslich dürfen Mitglieder von Führungsgremien von Service-public- 
Medien sowie jegliche Mitarbeiter vorbehältlich gesetzlich vorgesehener Aus- 
nahmen, etwa im Zusammenhang mit Gerichtsurteilen oder ausserordent- 
lichen Bedrohungslagen, ausschliesslich Weisungen vom Aufsichtsgremium 
erhalten. Ausdrücklich von diesem Verbot ausgenommen werden Weisungen 
staatlicher Organe anvon ihnen ernannte Mitglieder des Führungsgremiums.+751 


cc. Rechenschaftspflicht 

Im Zusammenhang mit der Rechenschaftspflicht des operativen Führungs- 
gremiums von Service-public-Medien wird empfohlen, dass dessen Mitglie- 
der vorbehältlich gesetzlich vorgesehener rechtlicher Verantwortung nur 
gegenüber dem Aufsichtsgremium rechenschaftspflichtig sein sollen. Um will- 
kürliche Entscheide etwa aus politischen Gründen vorzubeugen, soll jede 
in diesem Zusammenhang vom Aufsichtsgremium ergriffene Massnahme 
gemäss den Bestimmungen des nationalen Rechts hinreichend begründet 
werden und der richterlichen Überprüfung unterliegen. 1752 


c. Aufsichts- bzw. strategische Führungsgremien 
von Service-public-Medien 


Im Zusammenhang mit Service-public-Medien hält das Ministerkomitee des 
Europarats fest, dass deren Aufsichtsgremien in Anbetracht der europäischen 
Regelungsvielfaltsowohl aus einem ausserhalb des Service-public-Anbieters 
stehenden Gremium wie etwa einer parlamentarischen Kommission oder 
einer unabhängigen Regulierungsbehörde weranstalterexternes Aufsichtsmo- 
dell), aus einem internen Aufsichtsgremium (veranstalterinternes Aufsichts- 
modell) als auch aus beiden Formen bestehen können.!753 


1750 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.2 und Erläuterungen, Ziff. 24. 


1751 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.2 und IV sowie Erläuterungen, Ziff. 28 und Ziff. 49; 
PSYCHOGIOPOULOU etal., Freedom and Independence, S.1941. 


1752 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.3 und ausführlich Erläuterungen, Ziff. 29 ff.; vgl. auch 
PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1946f. 


1753 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 37; vgl. hierzu bereits § 4 IV. A.3.a. 
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aa. Zuständigkeiten 


Was die Zuständigkeiten des Aufsichtsgremiums angeht, sollen diese im Rechts- 
rahmen eindeutig festgelegt sein. Den Mitgliedsstaaten kommt bei der Defini- 
tion der Zuständigkeiten ein grosser Beurteilungsspielraum zu, wobei jene 
für gewöhnlich die Ernennung des Führungsgremiums des Service-public- 
Anbieters, den Erlass von dessen Statuten und Reglementen sowie die Auf- 
sicht über dessen Tätigkeiten insbesondere betreffend die Inhaltsproduktion 
umfassen.1754Dabei muss gewährleistet sein, dass die redaktionelle Tätigkeit 
keiner Präventivkontrolle durch das Aufsichtsgremium unterliegt, womit die- 
sem vorbehältlich möglicher Genehmigungspflichten für besonders bedeut- 
same Geschäfte betreffend die Inhaltsproduktion keinerlei Zuständigkeiten für 
das operative Tagesgeschäft zugeteilt werden sollen.1755 Möglich ist hingegen, 
dem Aufsichtsgremium beratende und unterstützende Funktionen oder gar 
die Kompetenz zur Definition von Standards und Strategien in Bezug auf die 
redaktionelle Tätigkeit zuzuweisen. 1756 


bb. Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise 


Betreffend die Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise des Auf- 
sichtsgremiums wird anders als für jene des Führungsgremiums lediglich 
empfohlen, dass ein dominanter Einfluss einer bestimmten Partei oder Bevöl- 
kerungsgruppe auszuschliessenist. Damit können alle Mitglieder des Aufsichts- 
gremiums staatlich ernannt werden, solange etwabei der Ernennung durch 
das Parlament mittels der Festlegung qualifizierter Mehrheiten oder durch das 
Vorschreiben eines gruppenpluralistisch zusammengesetzten Gremiums 
eine Dominanz einer Interessengruppe verhindert wird. 1757 

Betreffend die Modalitäten staatlicher Ernennungsrechte müssen die Er- 
nennungskriterien klar geregelt werden und einen direkten Bezug zum Ser- 
vice-public-Auftrag aufweisen, wobei diese Kriterien zudem transparent und 


1754 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. HI.1 und Erläuterungen, Ziff. 32; PSYCHOGIOPOULOU et 
al., Freedom and Independence, S.1040. 


1755 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. HI.1 und ausführlich Erläuterungen, Ziff. 32 ff.; PSYCHO- 
GIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1040; vgl. hierzubereits$41IV.C.3.a. 

1756 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 35. 


1757 Vgl. ausführlich MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit 
des Service-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 38 ff.; vgl. auch MINISTERKOMI- 
TEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service-public-Medien, App., 
Ziff. 27; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1940. 
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somit öffentlich sein müssen. Ebenfalls aus Transparenzgründen sind die 
Vergütungsregelungen eindeutig und öffentlich festzulegen. Die Ernennung 
muss für eine bestimmte Amtszeit erfolgen und Abberufungsrechte dürfen 
nur durch das ernennende Organ und ausschliesslich aus gesetzlich vorgese- 
henen, nicht auf die Redaktionstätigkeitbezogenen Gründen wahrgenommen 
werden.1758 

Mitglieder des Aufsichtsgremiums sollen zudem keine Funktionen aus- 
üben oder Interessen verfolgen, die zu einem Interessenkonflikt mit ihrer 
Eigenschaft führen könnten, womit etwa Regelungen der Unvereinbarkeit mit 
einem Mandat in einer politischen Funktion vorgesehen werden können.1759 

Schliesslich dürfen Mitglieder von Aufsichtsgremien vorbehältlich ge- 
setzlich vorgesehener Ausnahmen ausschliesslich Weisungen von den jeweils 
ernennenden Organen erhalten. 1760 


4. Besondere Empfehlungen betreffend die staatliche Finanzierung 
von Medien 


Auch nach Ansicht des Europarats eröffnet die Fähigkeit zur Bereitstellung 
und Kürzung finanzieller Mittel dem Staat die Möglichkeit, das Angebot der 
Service-public-Medien inhaltlich zu beeinflussen.1761 Empfehlungen betref- 
fend die Finanzierung von Medien durch den Staat finden sich insbesondere 
in der Empfehlung des Europarats zur Finanzierung des Service-public- 
Rundfunks. Generell sehen verschiedene Dokumente des Europarats vor, 
dass die Mitgliedstaaten einen angemessenen, sicheren und transparenten 
Finanzierungsrahmen aufzustellen haben, der den Service-public-Medien 
hinreichende Mittel für die Erfüllung ihres Auftrags garantiert.1762 Als mögliche 


1758 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 38, Ziff. 40 und Ziff. 42; MINISTERKOMITEE DES 
EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 27; 
PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1940f. 


1759 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.2 und ausführlich Erläuterungen, Ziff. 25 ff. und Ziff. 41. 


1760 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. II.2. 


1761 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. V; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung 
zur governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 26; PSYCHOGIOPOULOU et al., 
Freedom and Independence, S.1941. 


1762 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finanzie- 
rung des Service-public-Rundfunks, Ziff. 16.1 und Ziff. 17.1; MINISTERKOMITEE DES EURO- 
PARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, App., Ziff. V; 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur governance der Service-public- 
Medien, App., Ziff. 26; PSYCHOGIOPOULOU et al., Freedom and Independence, S.1941. 
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staatliche Finanzierungsquellen werden etwa Empfangsgebühren bzw. Abga- 
ben oder die Finanzierung aus dem allgemeinen Staatshaushalt genannt.1763 

Während es nach Ansicht des Europarats zwangsläufig in der Zuständig- 
keit des Staats liegt, die Finanzierungsmethode und -höhe zu bestimmen, 
dürfen diesbezügliche Entscheidungsprozesse dem Staat nicht die Möglich- 
keit eröffnen, in die redaktionelle Unabhängigkeit der Service-public-Medien 
einzugreifen. Entsprechend müssen jene in das Verfahren betreffend die 
Festsetzung der Finanzierungshöhe miteinbezogen werden und ihren Finan- 
zierungsbedarf anmelden können. !764 Gleichzeitig muss die Höhe von Emp- 
fangsgebühren bzw. Abgaben den Zugang und die Erschwinglichkeit des Ser- 
vice-public-Angebots für die Gesellschaft garantieren und dementsprechend 
verhältnismässig sein.1765 Des Weiteren soll die Festsetzung der Finanzie- 
rungshöhe über einen längeren Zeitraum erfolgen und nicht von Ad-hoc-Ent- 
scheidungen staatlicher Organe abhängig sein, damit den Service-public- 
Medien eine langfristige Planung ermöglicht werden kann. 1766 

Schliesslich muss gewährleistet sein, dass die Service-public-Medien in 
der Verwaltung der finanziellen Mittel bzw. in der Vorbereitung und Durch- 
führung des Haushaltplans frei sind und die staatliche Finanzaufsicht ent- 
sprechendin Beachtung der redaktionellen Unabhängigkeit auf Aspekte der 
Buchführung und Finanzverwaltung beschränkt ist.1767 In dieser Hinsicht 
ausdrücklich für zulässig erachtet wird, gewisse besonders bedeutsame Aus- 
gabenentscheide von Service-public-Medien in Bezugaufihr Angebot von der 
vorgängigen Genehmigung des Aufsichtsgremiums abhängig zu machen. 1768 


1763 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finan- 
zierung des Service-public-Rundfunks, Ziff. 14; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, App., Ziff. V. 


1764 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finan- 
zierungdes Service-public-Rundfunks, Ziff. 14; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, 
Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, App., Ziff. V. 


1765 PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finanzie- 
rung des Service-public-Rundfunks, Ziff. 14. 


1766 Vgl. PARLAMENTARISCHE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS, Empfehlung zur Finan- 
zierung des Service-public-Rundfunks, Ziff. 16.1 und Ziff. 17.1; MINISTERKOMITEE DES 
EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, App., 
Ziff. Vund Erläuterungen, Ziff. 57; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung 
zur Governance der Service-public-Medien, App., Ziff. 26; PSYCHOGIOPOULOU et al., 
Freedom and Independence, S.1941. 


1767 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, App., Ziff. Tund Ziff. V; vgl. auch PSYCHOGIOPOULOU et al., 
Freedom and Independence, S.1941. 

1768 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, Erläuterungen, Ziff. 23, Ziff. 36 und Ziff. 60. 
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5. Besondere Empfehlungen betreffend eine unabhängige 
Regulierungsbehörde im Medienbereich 


In der Empfehlung desMinisterkomiteeszur Unabhängigkeit der Regulierungs- 
behörden im Rundfunkbereich wird den Mitgliedstaaten zur Sicherungeiner 
Vielzahl unabhängiger Rundfunkmedien empfohlen, die in diesem Bereich 
für die Regulierung zuständigen Behörden unabhängig auszugestalten.1769 


a. Zuständigkeiten 


Deren Zuständigkeiten sollen gesetzlich klar geregelt sein, wobeiin der Emp- 
fehlung als Befugnisse insbesondere die Erteilung von Rundfunkkonzessio- 
nen bzw. -bewilligungen, der Erlass von Regelungsnormen gestützt aufeine 
gesetzliche Delegation etwa betreffend Verhaltensbestimmungen für Rund- 
funkanbieter, dieÜberwachung der Einhaltung der in den Gesetzen und Kon- 
zessionen enthaltenen Bestimmungen sowie das Ergreifen von Sanktionen 
genannt werden. 1770 In Bezug auf die Erteilung von Rundfunkkonzessionen 
wird es den Mitgliedstaaten überlassen, inwieweit Rundfunkangebote über- 
haupt einer Konzession und damit einer Bewilligung oder etwa lediglich einer 
Meldung bedürfen.1771 Ausdrücklich als optionale Zuständigkeit der Regulie- 
rungsbehörde genannt werden Aufgaben im Zusammenhangmit der Regelung 
von Service-public-Veranstaltern wie etwa deren Beaufsichtigung, womit das 
Ministerkomitee explizit diein den Mitgliedstaaten verbreitete Praxis der ver- 
schiedenen Regelungsrahmen für kommerzielle und Service-public-Veranstal- 
ter anerkennt.1772 In jedem Fallistzugewährleisten, dass die Regulierungsbe- 
hörde keine vorgängige Überwachung der Medieninhalte vornehmen kann.1773 


1769 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, Präambel und Ziff. a); VALCKE/VOORHOF/ 
LIEVENS, Independent regulators, S. 58. 


1770 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 12f., Ziff. 18, Ziff. 22 und ausführ- 
lich Erläuterungen, Ziff. 29 ff.; vgl. auch VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent 
regulators, S.58f. und S.61f. 


1771 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, Erläuterungen, Ziff. 36. 


1772 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.24 und ausführlich Erläuterun- 
gen, Ziff. 51 ff.; vgl. VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.62; vgl. zu 
den verschiedenen Modellen der Aufsicht über Service-public-Medien § 4 IV. C. 3. c. 


1773 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.24 und Erläuterungen, Ziff. 45; 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.62; vgl. bereits §4 IV. C. 3. c. 
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b. Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise 


Betreffend die Zusammensetzung, Ernennung und Funktionsweise der unab- 
hängigen Regulierungsbehörden erachtet das Ministerkomitee insbesondere 
die Regelungen in Bezug auf die Mitgliedschaft als Schlüsselelement der Unab- 
hängigkeit. Empfohlen wird eine transparente und demokratisch legitimierte 
Ernennung. 1774 Gleich wie die Mitglieder der Aufsichtsgremien von Service- 
public-Medien können jene der Regulierungsbehörden sowohl von der Regie- 
rung als auch vom Parlament ernannt werden, solange in jedem Fall ein domi- 
nanter Einfluss der herrschenden politischen Partei ausgeschlossen wird. Dies 
kann etwa bei der Ernennung durch das Parlament mittels der Festlegung 
qualifizierter Mehrheiten oder durch das Vorschreiben eines gruppenplura- 
listisch zusammengesetzten Gremiums gewährleistet werden.1775 

Betreffend die Modalitäten staatlicher Ernennungsrechte müssen die 
Ernennungskriterien klar und transparent geregelt und dementsprechend 
veröffentlicht werden.1776 Die Ernennung muss für eine bestimmte Amtszeit 
erfolgen, wobei das Wahrnehmen von Abberufungsrechten zur Vermeidung 
politischen Drucks nur durch das ernennende Organ und ausschliesslich in 
gesetzlich vorgesehenen Ausnahmefällen erfolgen sowie der gerichtlichen 
Kontrolle unterliegen soll.1777 

Mitglieder der Behörde sollen zudem keine Funktionen ausüben oder 
Interessen verfolgen, die zu einem Interessenkonflikt mitihrer Eigenschaft 
führen könnten, womit etwa Regelungen der Unvereinbarkeit mit einer politi- 
schen Funktion vorgesehen werden können.1778 


1774 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.3 und 5 sowie Erläuterungen, 
Ziff. 12f.; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 59f. 


1775 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 4 und ausführlich Erläuterungen, 
Ziff. 13 ff.; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 59f.; vgl. auch MINIS- 
TERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service-public- 
Medien, App., Ziff. 27; vgl. bereits $4 IV. C. 3. c. 


1776 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 5 und Erläuterungen, Ziff. 13; MINIS- 
TERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service-public- 
Medien, App., Ziff. 27; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 60; vgl. 
bereits §4 IV. C. 3. c. 


1777 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 6 f. und Erläuterungen, Ziff. 20 und 
Ziff. 22; MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Governance der Service- 
public-Medien, App., Ziff. 27; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 60. 
1778 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 4 und Erläuterungen, Ziff. 16 und 
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Schliesslich dürfen Mitglieder von unabhängigen Regulierungsbehörden von 
keinerlei Person oder Instanz Weisungen annehmen. 1779 Ebenfalls empfohlen 
wird, dass gewisse Mitglieder in Anbetracht der Besonderheiten der Aufgaben 
von Regulierungsbehörden und des spezifischen Charakters des Rundfunk- 
bereichs Sachverständige sein sollen.1780 


c. Rechenschaftspflicht 


Betreffend die Rechenschaftspflicht der unabhängigen Regulierungsbehörde 
wird empfohlen, dass diese gegenüber der Öffentlichkeit etwain Form vonad 
hoc oder regelmässig publizierten Berichten wahrgenommen wird.1781 Den 
Mitgliedstaaten wird anheimgestellt, welches politische Organ für die demo- 
kratische Kontrolle der Behörde zuständig sein soll. Zur Gewährleistungihrer 
Unabhängigkeit soll die Regulierungsbehörde ausschliesslich bezüglich der 
Rechtmässigkeitihrer Handlungen und betreffend die Richtigkeit und Transpa- 
renz ihrer finanziellen Aktivitäten beaufsichtigt werden. Um zudem jegliche 
Form von Zensur zu verhindern, soll die Rechtmässigkeitskontrollenur nach- 
träglich erfolgen, wohingegen die Richtigkeit und Transparenz der finanziellen 
Tätigkeiten auch vorgängig kontrolliert werden kann.1782 

Schliesslich soll jede von der Regulierungsbehörde getroffene Entschei- 
dung gemäss den nationalen Bestimmungen der Verwaltungsrechtspflege 
hinreichend begründet und veröffentlicht werden sowie der richterlichen Über- 
prüfung unterliegen.1783 


Ziff. 18f.; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independentregulators, S.60; vgl. ausführlich 
in Bezugaufdie Zusammensetzung von Aufsichtsgremien von Service-public-Medien 
MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Service- 
public-Rundfunks, App., Ziff. HI.2 und Erläuterungen, Ziff. 24 und Ziff. 41. 


1779 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 5 und Erläuterungen, Ziff. 16; vgl. 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.60. 


1780 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 8 und Erläuterungen, Ziff. 23; VALCKE/ 
VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 60. 


1781 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.25 und Erläuterungen, Ziff. 54; vgl. 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.63. 


1782 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 26 und Erläuterungen, Ziff. 55 f.; vgl. 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.63. 


1783 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 27 und Erläuterungen, Ziff. 57; vgl. 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.63. 
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d. Finanzierung 


Als letztes Schlüsselelement der zu gewährleistenden Unabhängigkeit der 
Regulierungsbehörde wird empfohlen, dass deren Finanzierung nach einem 
gesetzlich klar definierten Konzept festzulegen ist, wobei die ungefähren Kos- 
ten für die Tätigkeit der Behörde zu berücksichtigen sind.1784 Als mögliche 
Finanzierungsquellen werden Gebühren oder der allgemeine Staatshaushalt 
genannt. Dabei sollen die staatlichen Behörden ihre finanzielle Entschei- 
dungsbefugnis, insbesondere für den Fall der Finanzierung aus dem allge- 
meinen Haushalt, nicht dazu benutzen, auf die Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörde einzuwirken, 1785 womit Finanzierungsentscheide nicht von 
Ad-hoc-Entscheidungen der zuständigen Behörden abhängig sein sollen.1786 


D. Exkurs: EU-Recht 
1. Staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 
im Licht des EU-Beihilferechts 


Wie bereits an früherer Stelle erläutert, sieht das dem AEUV angehängte Ams- 
terdamer Protokoll über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ausdrücklich 
die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Auftragsfestlegungund Finanzierung 
des Service-public-Rundfunks vor. 1787 Allerdings wird dadurch die Anwen- 
dung des europäischen Wettbewerbsrechts nicht ausgeschlossen.1788 So erläu- 
terte die EU-Kommission in der als Soft Law geltenden Rundfunkmitteilung von 
2001in Bezugaufdie Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks aus 
öffentlichen Mitteln, 1789 dass diese grundsätzlich eine staatliche Beihilfe dar- 
stellt, die gemäss europäischem Beihilferecht beim Bewirken einer Wettbe- 
werbsverzerrung verboten ist.1790 Damit den Beihilfevorschriften entsprochen 


1784 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff.9 und Erläuterungen, Ziff.24f. und 
Ziff. 27f.; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S.60f. 


1785 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regu- 
lierungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 10 und Erläuterungen, Ziff. 25f.; 
VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Independent regulators, S. 61. 

1786 MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden im Rundfunkbereich, App., Ziff. 11; VALCKE/VOORHOF/LIEVENS, Inde- 
pendent regulators, S. 61. 

1787 Vgl.$21.C.3.c. 

1788 Vgl. zur Anwendbarkeit des europäischen Wettbewerbsrechts auf den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 56. 

1789 Vgl. zum Soft-Law-Charakter der Rundfunkmitteilung GRANSOW, Public Value-Kon- 
zepte, S.391. 

1790 Vgl. ausführlich EU-KOMMISSION, Rundfunkmitteilung 2001, Ziff. 16 ff.; vgl. dazu FINK/ 
COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 185; vgl. ausführlich zum europäischen Beihilferecht 
im Zusammenhang mit der Rundfunkfinanzierung WEBER, Finanzierung, S. 69 ff. 
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wird, muss gemäss der Rundfunkmitteilung unter anderem der öffentlich- 
rechtliche Auftrag klar und präzise definiert sowie im Wege einer förmlichen 
Rechtshandlung übertragen werden.!791 

Der Staatsunabhängigkeit der Service-public-Veranstalter wird insoweit 
Rechnung getragen, als die Kommission in Bezug auf die Präzision der Auf- 
tragsdefinition auch eine «breit gefasste» Umschreibungmit funktionaler Ziel- 
richtung auf die Deckung der im Amsterdamer Protokoll genannten demo- 
kratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft genügen 
lässt.1792 

Seit der Veröffentlichung der Rundfunkmitteilung hat die Kommission 
in den meisten grossen EU-Mitgliedstaaten eine Prüfung der Finanzierung 
der Service-public-Veranstalter vorgenommen, in deren Rahmen fast alle Mit- 
gliedstaaten Zusagen gemacht haben, ihre Finanzierungssysteme anzupas- 
sen.1793 So wurde etwa im sog. Beihilfekompromiss zwischen Deutschland 
und der Kommission die erhobene Rundfunkgebühr grundsätzlich als zuläs- 
sige staatliche Beihilfe qualifiziert, doch wurde Deutschland verpflichtet, den 
Auftrag für die Online-Angebote der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten zu präzisieren.1794In diesem Zusammenhang führte Deutschland im Jahr 
2009 den sog. Drei-Stufen-Test ein, der sich in den Grundzügen am Public-Value- 
Test der BBC orientiert.1795 In dessen Rahmen werden neue oder geänderte 
gebührenfinanzierte Online-Angebote der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten in Bezug auf den Angebotsinhalt, den Beitrag zum publizistischen 
Gesamtangebot und den finanziellen Aufwand durch die Rundfunkanstal- 
ten vorgängig überprüft, um Marktauswirkungen der neuen Dienste gegen 
deren Wertfür den Bürger abzuwägen. 1796 Im Jahr 2009 aktualisierte die Kom- 
mission ihre Rundfunkmitteilung, wobei als eine wichtige Änderung die Ver- 
pflichtung zur Vorabprüfung neuer Dienste öffentlich-rechtlicher Rundfunk- 


1791 Vgl. ausführlich EU-KOMMISSION, Rundfunkmitteilung 2001, Ziff. 32 ff.; vgl. auch FINK/ 
COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 185; vgl. ausführlich dazu EIFERT, Rundfunkrecht- 
Komm., $11 RStV, N17 ff. 


1792 Vgl. EU-KOMMISSION, Rundfunkmitteilung 2001, Ziff. 33; EIFERT, Rundfunkrecht- 
Komm., §11 RStV, N17 m.H. auf HOLZNAGEL, Rundfunkrecht, S. 93 f. und S. 119f. 

1793 FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 190. 

1794 Vgl. ausführlich EU-KOMMISSION, Beihilfekompromiss, Ziff. 220 ff. und Ziff. 335 ff.; 
EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., §11 RStV, N 10b; vgl. ausführlich dazu EIFERT, Rund- 
funkrecht-Komm., § 11d RStV, N8 ff.; PETERS, Online-Angebote, S. Rz. 14 ff. 

1795 Vgl. EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., $11fRStV, N 35 f.; PETERS, Drei-Stufen-Test, S. 29; 
vgl. ausführlich zur Entstehungsgeschichte des Drei-Stufen-Tests EIFERT, Rundfunk- 
recht-Komm., §11f RStV, N15 ff.; PETERS, Online-Angebote, Rz. 362 ff. 

1796 Vgl. EU-KOMMISSION, Beihilfekompromiss, Ziff. 328; vgl. ausführlich zum Drei-Stufen- 
Test EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., §11f RStV, N55ff.; PETERS, Drei-Stufen-Test, 
S.26 ff.; PETERS, Online-Angebote, Rz. 359 ff. 
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veranstalter am Vorbild unter anderem desbritischen Public-Value-Tests und 
des deutschen Drei-Stufen-Tests zu nennen ist.1797 


2. Pflicht zur Einsetzung einer unabhängigen Regulierungsbehörde 


Mit der Revision der AVMD-RL, die Mindestregeln für den freien Verkehr der 
audiovisuellen Medien enthält, 1798 wurde die Verpflichtung der Mitgliedstaa- 
ten zur Errichtung unabhängiger Regulierungsbehörden für den audiovisuel- 
len Sektor eingeführt. 1799 Dieser Vorschlag war bereits im Jahr 2005 anlässlich 
der Arbeiten an der letzten Revision der AVMD-RL eingebracht worden, 1800 
doch hatte die EU-Kommission letztlich gänzlich auforganisationsrechtliche 
Vorschriften verzichtet.1801 Im Gegensatz zu anderen Wirtschaftssektoren, 
wie etwa dem Energie- oder Telekommunikationssektor, in welchen das EU- 
Recht unabhängige Regulierungsbehörden seit längerer Zeit vorschreibt, 1802 
war somit das Bestehen unabhängiger Regulierungsstellen in der früheren 
AVMD-RLzwar erwähnt, aber nicht verpflichtend vorgeschrieben. 1803 Gleich- 
wohlblieb die Einführung unabhängiger nationaler Regulierungsbehörden 
im Rundfunkbereich weiterhin auf der politischen Agenda der EU.1804 Seit 


1797 Vgl. ausführlich EU-KOMMISSION, Rundfunkmitteilung 2009, Ziff. 84 ff.; vgl. dazu 
GRANSOW, Public Value-Konzepte, S.127; LATZL, Public-Value-Tests, S.193. 


1798 Vgl. bereits $21.C.3.c. 

1799 Vgl. Art. 30 AVMD-RL; ERGA, Opinion, S. 2. 

1800 Vgl. EU-KOMMISSION, Vorschlag Revision Fernseh-RL, Art. 23b Abs. 1 AVMD-RL; vgl. 
ausführlich HOLOUBEK, Regulierungsbehörden, S. 105 ff.; vgl. auch FINK/COLE/KEBER, 
Medienrecht, Rz. 95. 


1801 HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 74. 


1802 Vgl. etwa Art. 57 der Richtlinie 2019/944/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU und Art.6 der Richtlinie 2018/1972/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europä- 
ischen Kodex für die elektronische Kommunikation; vgl. dazu MENGERING, Entregu- 
lierung, S. 67f.; vgl. ausführlich ERGA, Report NRA, S. 9 ff. 


1803 ERGA, Statement NRASs, S.1; vgl. auch FINK/COLE/KEBER, Medienrecht, Rz. 95, vgl. 
ausführlich STEVENS, Media regulatory authorities, S. 88 ff. 


1804 Vgl. etwa EU-KOMMISSION, Public Consultation. So kam zwar eine von der EU-Kommis- 
sion im Jahr 2013 in Auftrag gegebene Studie über die Unabhängigkeit der für audiovi- 
suelle Medien zuständigen Regulierungsstellen in den Mitglieds- und Beitrittsstaaten 
der EU zu dem Schluss, dass die nationalen Aufsichtsbehörden im Grundsatz sowohl 
in ausreichendem Masse unabhängig sind als auch effizient funktionieren (vgl. EU- 
KOMMISSION, AVMS-RADAR, S.120; vgl. EU-KOMMISSION, Vorschlag Revision AVMD-RL, 
S.9). Allerdings verfügt gemäss dem EU-Gremium der audiovisuellen Regulierungs- 
behörden, der European Regulators Group for Audiovisual Media Services (ERGA), 
nicht jedes Mitgliedsland über eine vollständig unabhängige Regulierungsbehörde 
(vgl. ERGA, Report NRA, S.16). Da die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungs- 
stellen für die Gewährleistung ihrer effizienten Funktionsweise essenziell sei, hat die 
ERGA die EU-Kommission im Jahr 2014 aufgefordert, den Mitgliedstaaten gemeinsame 
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der letzten Revision der AVMD-RL im Jahr 2018 verpflichtet der neu geschaf- 
fene Art. 30 AVMD-RL die Mitgliedstaaten für den Anwendungsbereich der 
Richtlinie zur Einsetzung nationaler Regulierungsbehörden, die von der 
Regierung und anderen öffentlichen oder privaten Einrichtungen rechtlich 
getrennt und funktionell unabhängig sind (Ziff. 1), Weisungsfreiheit genies- 
sen sowieihre Befugnisse unparteiisch und transparent ausüben (Ziff. 2).1805 
Die in Art. 30 Ziff. 3ff. AVMD-RL vorgeschriebene Ausgestaltung der unab- 
hängigen Regulierungsbehörde ähnelt stark der Empfehlung des Minister- 
komitees des Europarats zur Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden. 1806 


3. Bedeutung des EU-Rechts für die Schweiz 


Als Nicht-EU-Mitglied ist die Schweiz grundsätzlich nicht an das EU-Recht 
gebunden. Indes erlangten die EU-rechtlichen Binnenmarktsregelungen 
im Bereich der audiovisuellen Medien für die Schweiz dadurch Bedeutung, 
indem diese im Rahmen der zweiten bilateralen Abkommen zwischen der 
Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft (EG) mit bilateralem Abkom- 
men vom 26. Oktober 2004 (MEDIA-Abkommen)180 zum MEDIA-Programm 
beitrat.1808 Dieses Programm dient der europäischen Filmförderung und 
stellt eine der Säulen des europäischen audiovisuellen Raumes dar.1809 Mit 
Beitritt zum MEDIA-Programm verpflichtete sich die Schweiz, ihre Gesetz- 


Merkmale für die Organisation ihrer Regulierungsbehörden, wie etwa derenrechtli- 
che Trennung und funktionelle Unabhängigkeit von staatlichen und privaten Akteu- 
ren, vorzuschreiben (vgl. ERGA, Report NRA, S.16). Auch eine von der EU-Kommission 
im Jahr 2015 durchgeführte öffentliche Konsultation hat aufgezeigt, dass die Mehrheit 
der Befragten eine Verpflichtung zur Sicherstellung der Unabhängigkeit der Regulie- 
rungsbehörden befürwortet (vgl. EU-KOMMISSION, Public Consultation, Ziff. 6.1). 


1805 Vgl. zu diesbezüglichen Auslegungsfragen im Zusammenhang mit dem früheren Vor- 
schlag der EU-Kommission zur Änderung der Fernseh-RL HOLOUBEK, Regulierungs- 
behörden, S. 111 ff. 


1806 Vgl. zu dieser Empfehlung ausführlich $4 IV. C. 5. 


1807 Abkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft im Bereich 
audiovisuelle Medien über die Festlegung der Voraussetzungen und Bedingungen 
für die Beteiligung der Schweizerischen Eidgenossenschaft an den Gemeinschaftspro- 
grammen MEDIA Plus und MEDIA-Fortbildung vom 26. Oktober 2004 (in Kraft vom 
1.4.2006 bis 31.12.2006); ersetzt im Jahr 2007 durch das Abkommen zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft im audio- 
visuellen Bereich zur Festlegung der Voraussetzungen der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft am Gemeinschaftsprogramm MEDIA 2007 vom 11. Oktober 2007 (in Kraft 
vom 1.9.2007 bis 31.12.2013). 


1808 DUMERMUTH, Europarecht, S.88; vgl. SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Rz. 7.9. Bereits 
im Juli 1992 war die Schweiz Mitglied des Programms geworden, doch endete diese 
Beteiligung kurze Zeit später mit der Ablehnung des EWR-Abkommens im Dezember 
1992 (DUMERMUTH, Europarecht, S. 88). 


1809 DUMERMUTH, Europarecht, S.88; vgl. SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Fn.12. 
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gebunginsbesondere in Bezug auf den freien Empfang und die ungehinderte 
Weiterverbreitung von Sendungen an die AVMD-RL anzugleichen. 1810 Eine 
integrale Übernahme der AVMD-RL hat mit dem MEDIA-Abkommen indes 
nicht stattgefunden. 1811 Nachdem das Abkommen im Jahr 2013 ausgelaufen 
war, wurden Verhandlungen über die Teilnahme der Schweiz am EU-Rahmen- 
programm «Kreatives Europa» begonnen, ohne jedoch zum Abschluss zu 
kommen.1812 Ob die Schweiz eine Teilnahme für die nächste Programmperi- 
ode 2021-2027 anstrebt und inwieweit sie sich hierfür zu einer weitgehenden 
Übernahme der AVMD-RL inklusive der neu eingeführten Verpflichtung zur 
Schaffung einer unabhängigen Regulierungsbehörde verpflichten muss, ist 
derzeit offen.1813 

Wäre zudem das Rahmenabkommen mit der EU noch vor der der Unter- 
zeichnung eines neuen MEDIA-Abkommens unterzeichnet worden, hätte sich 
zusätzlich die Frage gestellt, inwieweit sich die Schweiz in diesem Rahmen 
auch zur Beachtung gewisser Grundsätze des europäischen Beihilferechts 
verpflichtet hätte. Sosah das ausgehandelte Rahmenabkommen vor, dass für 
künftige bilaterale Abkommen vorbehältlich ausgehandelter Ausnahmen die 
Grundsätze des europäischen Beihilferechts gelten.1814 


V. Verfassungsrechtliche Mindestanforderungen 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


A. Allgemeine Mindestanforderung: Gewährleistung erheblicher 
Entscheidungsspielräume bei der Inhaltsproduktion (Autonomie 
bzw. Staatsunabhängigkeit i.w.S.) 


Im deutschen Verfassungsrecht herrscht die Ansicht, dass das Staatsunabhän- 
gigkeitsgebot als allgemeine Mindestvoraussetzung die Gewährleistung auto- 
nomer Entscheidungsbefugnisse bei der Inhaltsproduktion voraussetzt. Als 


1810 Vgl. Art.2i.V.m. Art.1ı AnhangIdes MEDIA-Abkommens; vgl. DUMERMUTH, Europa- 
recht, S.88 ff. und S. 92f.; BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 517; 
SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Fn. 12. 

1811 Vgl. Näheres in DUMERMUTH, Europarecht, S. 92f. 

1812 DEA, Kreatives Europa, $.1; vgl. SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Fn. 12; vgl. zum 
EU-Rahmenprogramm «Kreatives Europa» DEA, Kreatives Europa, $.2. 


1813 DEA, Kreatives Europa, S.1. Diese Ausführungen geben den Stand März 2021 wieder; 
vgl. zur neuen Verpflichtung zur Einführung einer unabhängigen Regulierungsbe- 
hörde § 4 IV. D. 2. 


1814 Vgl. Art. 8A Accord facilitant les relations bilatérales entre Union Européenne et la 
Confédération Suisse dans les parties du Marché intérieur auxquelles la Suisse parti- 
cipe, Version finale du 23 novembre 2018 (E-Rahmenabkommen Schweiz-EU); DEA, 
Institutionelles Abkommen, S. 3. 
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daraus fliessende besondere Mindestanforderungen werden in Bezug auf 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine reduzierte Regelungsdichte des 
Programmauftrags, die Herausnahme der publizistischen Tätigkeit aus der 
Hierarchie der Verwaltung bzw. das Fehlen einer staatlichen Fachaufsicht 
über die Inhaltsproduktion sowie die selbständige Entscheidung über die 
Verwendung der Finanzmittel und die damit zusammenhängende globale 
Zuweisung staatlicher Mittel genannt.1815 

Achim schweizerischen Verfassungsrecht wird der Begriffder Unabhän- 
gigkeit bzw. der Autonomie allgemein mit der erheblichen Entscheidungsfrei- 
heit eines sich ausserhalb der Zentralverwaltung befindlichen Aufgabenträ- 
gers bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben umschrieben. 1816 In Bezug auf 
den Rundfunkbereich hält das Bundesgericht in konstanter Praxis fest, dass 
den verantwortlichen Programmgestaltern «ein weites Feld der Ermessensbe- 
tätigung» offenstehen muss.1817 Allerdings vertritt die Lehre im Allgemeinen 
vornehmlich einen eng ausgelegten Unabhängigkeits- bzw. Autonomiebegriff, 
indem sie diesen ausschliesslich auf der Ebene der institutionellen Steuerung 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben im Sinne einer Durchbrechung des Hie- 
rarchieprinzips diskutiert (Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S.).1818 
Obwohl auch die Einräumungvon Ermessensspielräumen mittels einer offe- 
nen Normierung der Aufgabenerfüllung häufig mit der Autonomie i.e.S. ein- 
hergeht, 1819 wird dieser Aspekt mehrheitlich nicht als Element der Autono- 
mie betrachtet.1820 Schliesslich werden auch finanzielle Aspekte wie Fragen 
der Mittelzuweisung vorwiegend nicht mit der Autonomiegarantie in Zusam- 
menhang gebracht, sondern als Elemente der finanziellen Steuerung der Auf- 
gabenerfüllung diskutiert.1821 Nur vereinzelt finden sich besonders in der 
westschweizerischen Lehre Autoren, die auch die offene Normierung der 
Aufgabenerfüllung sowie finanzielle Aspekte als konstitutive Elemente der 


1815 Vgl.in Bezugaufdie reduzierte Regelungsdichte des Programmauftrags und das Feh- 
len einer Fachaufsicht über die Aufgabenerfüllung SCHREIER, Selbstverwaltungs- 
recht, S.195 und S. 206 ff.; vgl. in Bezug auf die Herausnahme aus der hierarchischen 
Zentralverwaltung und die globale Mittelzuweisung m.w.Verw. JARASS, Massenme- 
dien, S.216 f; vgl. zur selbständigen Entscheidung über die Verwendung der Finanz- 
mittel etwa HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $9, N35. 

1816 Vgl. ausführlicher § 4 III. B. 2. b. 

1817 Vgl. etwa BGE 981a 73, E.3.c), S. 82. 

1818 Vgl. eingehender § 4 II. B. 2. b. 

1819 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.240f.; vgl. bereits § 4 III. B. 1. c. 

1820 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.240.; vgl. zur Definition des Ermessens etwa 
HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 396 f.; SCHINDLER, Verwaltungs- 
ermessen, RZ. 531. 


1821 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 241; vgl. § 4 III. B. 3. a. 
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Autonomie qualifizieren und den Autonomie- bzw. Unabhängigkeitsbegriff 
somit weit auslegen. 1822 

Im Kontext der Unabhängigkeitvon Aufsichts- und Regulierungsbehörden 
werden die Begriffe der funktionalen, institutionellen, personellen und finan- 
ziellen Unabhängigkeit verwendet.1823 Während die funktionale Unabhän- 
gigkeit mit dem Autonomie- bzw. dem Unabhängigkeitsbegriffi.e.S. gleich- 
zusetzen ist,1824 behandelt die institutionelle Unabhängigkeit Fragen der 
Ausstattung miteigener Rechtspersönlichkeit, derinternen Organisation bzw. 
der Organisationsautonomie sowie Fragen der Regelung des Personals bzw. 
der Personalautonomie.1825 Die personelle Unabhängigkeit betrifft Fragen 
der Interessenbindungen und -kollisionen des Personals1826 und die finanzi- 
elle Unabhängigkeit Fragen des Budgetprozesses, der Finanzierungsarten und 
der Bestimmung der Finanzierungshöhe. 1827 

Die der deutschen Lehre entnommenen Mindestanforderungen an die 
Gewährleistung autonomer Entscheidungsbefugnisse bei der Inhaltsproduk- 
tion legen nahe, dass dem Beherrschungsverbot und dem daraus fliessenden 
Auslagerungsgebot ein weit verstandenes Autonomie- bzw. Unabhängigkeits- 
verständnis zugrunde zu legen ist (Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit 
1.w.S.). Zum Fehlen steuerungsintensiver Aufsichtsinstrumente aufinstituti- 
oneller Ebene im Sinne einer Autonomie bzw. Unabhängigkeit i.e.S. haben 
somitnoch weitere, aufder Ebene sowohl der normativen, der institutionellen 
als auch der finanziellen Steuerung der Aufgabenerfüllung anzusiedelnde 
Mindestanforderungen hinzuzutreten. 

Vor diesem Hintergrund sind im Folgenden die genauen, aus der allgemei- 
nen Garantie autonomer Entscheidungsspielräume bei der Produktion redak- 
tioneller Inhalte fliessenden verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen 


1822 Vgl. zur «autonomie juridique», «autonomie organique», «autonomie financière» und 
«autonomie administrative» ausführlich POLTIER, Surveillance, S.79 ff.; MOOR/BEL- 
LANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 124 ff.; vgl. betreffend die offene Normie- 
rung der Aufgabenerfüllung MAYHALL, Aufsicht, S. 99 f.; vgl. dazu STÖCKLI, Behörden- 
mitglieder, S. 241. 

1823 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 9 ff.; PVK, Bericht Unab- 
hängigkeit, S.1735f.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 127 ff.; vgl. auch EPINEY, Unabhän- 
gigkeit, S. 16 ff.; HÄNER, Unabhängigkeit, S. 8 ff. 

1824 STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 127 und Fn. 139; vgl. LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, 
Evaluation, S.9f.; PVK, Bericht Unabhängigkeit, S. 1735. 

1825 Vgl. LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.10f.; PVK, Bericht Unabhängig- 
keit, S.1735f.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 128f. 


1826 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.11ff.; PVK, Bericht Unab- 
hängigkeit, S.1736.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.129. 

1827 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.13f.; PVK, Bericht Unab- 
hängigkeit, S.1736; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.130. 
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sowohl auf der Ebene der normativen als auch der institutionellen und finan- 
ziellen Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien herauszuarbeiten. 
Mit anderen Worten sind jene zwingenden Vorgaben zu entwickeln, die der 
Staatin den Bereichen staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllungdurch 
Medien ($4 V. B.), deren staatliche Beaufsichtigung ($ 4 V. C.) und Finanzie- 
rung ($4 V. D.) sowie bei der Behördenorganisation in diesen Bereichen ($4 
V.E.) zu beachten hat. Hierfür wird auf wesentliche rechtsdogmatische Er- 
kenntnisse aus dem deutschen Verfassungsrecht zurückgegriffen, sofern die 
dortgemachten Aussagen auch für das schweizerische Verfassungsrecht Gel- 
tung beanspruchen können. 

Dabeiist wiederum in Erinnerung zurufen, dass im Kontext der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben durch Medien (Service public i.e.S.) aufgestellte Mindest- 
vorgabenerstrecht für die Erfüllung staatlich privilegierter privater Aufgaben 
im öffentlichen Interesse durch Medien (Service public i.w.S.) gelten. So beste- 
hen an der Erfüllung privater Aufgaben im öffentlichen Interesse aufgrund des 
prinzipiell geringeren Bedarfs an politischer Steuerungin der Regelgeringere 
öffentliche Interessen, weshalb ein unverhältnismässiger Grundrechtseingriff 
umso eher angenommen werden kann. 1828 


B. Besondere Mindestanforderungen an staatliche Vorgaben für die 
Aufgabenerfüllung durch Medien 


Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, bildet die staatliche Lenkung der 
Aufgabenerfüllung mittels generell-abstrakter Normen bzw. Gesetzen, welche 
mitunter die Aufgabenziele und die Aufgabenausführungregeln (normative 
Steuerung), das zentrale Steuerungsinstrument im demokratischen Rechts- 
staat. Da Gesetze definitionsgemäss eine gewisse Abstraktheit aufweisen, 
werden zu deren Konkretisierung weitere Steuerungsinstrumente wie die 
vorliegend besonders interessierenden Leistungsaufträge bzw. -vereinba- 
rungenoderFinanzhilfeverfügungenbzw. vereinbarungen herangezogen. 1829 
Im Folgenden gilt es zu klären, welche verfassungsrechtlichen Mindestanfor- 
derungen an die Ausgestaltung staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfül- 
lung durch Medien in der Form von Gesetzen und der genannten konkreti- 
sierenden Steuerungsinstrumente zu stellen sind. 


1828 Vgl. zum Bedarf an demokratischer Legitimation bzw. an politischer Steuerung der 
Aufgabenerfüllung durch Medien § 4 III. A. 

1829 Vgl. zur normativen Steuerung der Erfüllung öffentlicher und staatlich privilegierter 
privater Aufgaben durch Medien § 4 II. B. 1. und §4 III. C. 
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1. Inhaltstaatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 


a. Grundsatz: Reduzierte Regelungsdichte staatlicher Vorgaben für die 
Aufgabenerfüllung durch Medien 


Im deutschen Verfassungsrecht herrscht die Ansicht, dass zur Gewährleistung 
autonomer Entscheidungsbefugnisse bei der Produktion publizistischer In- 
halte die Normierung des Aufgabenbereichs nicht derart konkretisiert werden 
darf, dass damit praktisch eine eigentliche Gestaltung von Medieninhalten 
und somit eine eigentliche Eigenbetätigung des Staats einhergeht. 1830 Staat- 
liche Vorgaben betreffend die Aufgabenumschreibung und -erfüllung durch 
Medien müssen somitgrundsätzlich allgemein formuliert werden und dürfen 
lediglich Generalklauseln bzw. unbestimmte Rechtsbegriffe enthalten, die 
mithin ausfüllungsbedürftig und wertungsoffen formuliert sind.1831 Um es 
in den Worten des New Public Management (NPM) auszudrücken, müssenan 
Medien gerichtete Leistungsaufträge prinzipielleineam Handlungsergebnis 
bzw. an der Wirkung orientierte, finale Aufgabenumschreibung vorsehen, 
womit eine konditionale Formulierung grundsätzlich ausscheidet.1832 In den 
Worten von HOFFMANN-RIEM ist ein «verfassungsrechtlicher Balanceakt» 
gefordert zwischen der vor dem Hintergrund rechtsstaatlicher und demokra- 
tischer Legitimation erforderlichen Konkretisierung der gesetzlichen Grund- 
lage und der vom Staatsunabhängigkeitsgebot geforderten Unbestimmtheit 
der gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf die Aufgabenerfüllung. 1833 

Auch im schweizerischen Verfassungsrecht weisen offen formulierte Vor- 
gaben für die Aufgabenerfüllung einen engen Zusammenhang zur Unab- 
hängigkeit bzw. Autonomie bei der Aufgabenerfüllung auf. Gewisse Lehr- 
meinungen erachten die Offenheit aufgabenumschreibender staatlicher 
Vorgaben gar als konstitutives Element einer weit ausgelegten Autonomie 
der Träger öffentlicher Aufgaben. 1834 Nach Ansicht von STÖCKLIhingegen ist 


1830 Vgl. im Zusammenhang mit dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk etwa HOFFMANN- 
RIEM, Regulierung, S.193; LERCHE, SDR-Verfahren, S.164f.; SCHREIER, Selbstverwal- 
tungsrecht, S.206 und S. 329. 


1831 Vgl. im Kontext des öffentlich-rechtlichen Rundfunks etwa SCHREIER, Selbstverwal- 
tungsrecht, S. 211; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N32; HOFFMANN-RIEM, 
Regulierung, S.195; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S. 61; JARASS, Freiheit des 
Rundfunks, S.55f.; OSSENBÜHL, Programmnormen, S. 53. 


1832 Vgl. im Zusammenhang mit dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk HOFFMANN-RIEM, 
Regulierung, S.193 und S. 195; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.191 und S. 315; 
vgl. zum final-inhaltlichen Programmauftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $10, N33. 


1833 Vgl. in Bezug aufden öffentlich-rechtlichen Rundfunk HOFFMANN-RIEM, Regulierung, 
S.202; vgl. auch ROSSEN-STADTFELD, Leistungsauftrag, S.76. 


1834 So etwa MAYHALL, Aufsicht, S.99f.; POLTIER, Surveillance, S.81, vgl. bereits §4 V. A. 
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die Gewährung von Autonomie von der Öffnung staatlicher Vorgaben für die 
Aufgabenerfüllung zu unterscheiden. Während Ersteres die Herausnahme 
des Aufgabenträgers aus der hierarchisch organisierten Zentralverwaltung 
umschreibt, meint Zweites die Einräumung von Ermessensspielräumen für 
die Umsetzung des Normprogramms.1835 SCHINDLER spricht in diesem Zu- 
sammenhang von der Einräumung eines sog. «Managementermessen[s]», 
das sich durch die Statuierung allgemein gehaltener Ziele auszeichnet. Mit 
anderen Worten wird die zu erfüllende Aufgabe nicht konditional, sondern 
final oder zweckorientiert umschrieben.!836 Allerdings geht die geringere 
Regelungsdichte der öffentlichen Aufgabe in der Regel mit der eng ausgeleg- 
ten Autonomie einher.1837 Auch der Bundesrat hielt fest, dass die Ermessens- 
spielräume mit zunehmender Entfernung eines Aufgabenträgers von der 
Zentralverwaltung umso grösser werden.1838 Im Falle privatrechtlich orga- 
nisierter Aufgabenträger kann bisweilen keine klare Grenze mehr zwischen 
der Einräumung von Ermessensspielräumen und der Privatautonomie gezo- 
gen werden.1839 

Die für das deutsche Verfassungsrecht gemachten Aussagen können da- 
her mit guten Gründen auch im schweizerischen Verfassungsrecht Geltung 
beanspruchen. Es kann daher für den Bereich der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben durch Medien der Grundsatz aufgestellt werden, dass diesen durch 
eine offene Formulierung der öffentlichen Aufgabe im Gesetz und im konkreti- 
sierenden Leistungsauftrag grundsätzlich weite Ermessensspielräume bei der 
Gestaltung von Medieninhalten eingeräumt werden müssen, womit die weit 
verstandene Unabhängigkeit bzw. die Autonomie bei der Produktion medi- 
aler Inhalte bereits aufnormativer Ebene zu gewährleisten ist. Dieser Grund- 
satz gilt erst recht für den Bereich der staatlich privilegierten Erfüllung pri- 
vater Aufgaben im öffentlichen Interesse durch Medien, deren Vorgaben an 
die Aufgabenerfüllung in der gesetzlichen Grundlage sowie in der Finanzhilfe- 
verfügung bzw. -vereinbarung grundsätzlich ebenfalls eine geringe Dichte auf- 
weisen müssen. 

Allerdingsistauf Bundesebene in Bezug auf die Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben durch unabhängige bzw. autonome Aufgabenträger zur Gewährleistung 


1835 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.240. 

1836 Vgl. SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 514 und Rz. 517; vgl. auch LIENHARD, 
Organisation, S.1172; vgl. ausführlich zu den Grundsätzen der finalen Rechtsetzung 
SCHINDLER, Finales Recht, S.33 ff. 

1837 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 241; vgl. bereits $4 III. B. 1. c. und §4 HI. B. 2. b. 

1838 Vgl. BUNDESRAT, Bericht Leistungsauftrag, S. 3539; vgl. dazu SCHINDLER, Verwaltungs- 
ermessen, Rz. 517. 


1839 SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 517. 
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einer demokratischen (Rest-)Kontrolle der Aufgabenerfüllung vorgesehen, 
dass der autonome Sachbereich in einem formellen Gesetz minimalzuregeln 
ist (Art. 178 Abs. 3 sowie Art. 164 Abs.1lit.e und lit. g BV).1840 Betreffend die 
Normdichte schreibt das Spezialitätsprinzip vor, dass der autonome Aufgaben- 
bereich gesetzlich umso genauer zu umschreiben ist, je grösser die instituti- 
onellbzw. durch die Herausnahme des Aufgabenträgers aus der hierarchisch 
organisierten Zentralverwaltung gewährte Autonomie bzw. die eingeräumte 
Entscheidungsfreiheit bei der Aufgabenerfüllung ist.1841 Dadurch wird vor 
dem Hintergrund der demokratischen Funktion des Legalitätsprinzips eine 
Kompensation für den durch die Auslagerungbedingten Verlust demokrati- 
scher Legitimation bewirkt.1842 Auch im Bereich der Finanzhilfen findet das 
Legalitätsprinzip Anwendung, womit die förderungswürdige Aufgabe im for- 
mellen Gesetz definiert werden muss.1843 Damit tritt das Legalitätsprinzip in 
ein Spannungsverhältnis mitdervom Staatsunabhängigkeitsgebot geforderten 
Unbestimmtheit der gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf die Aufgabenerfüllung. 


b. Zulässiger Bestimmtheitsgrad: Differenzierung je nach Inhaltsnähe 
(Grenze: keine Vorgaben oder Verbote der Darstellung bestimmter 
Informationen oder Meinungen) 


Fraglich ist, wo die Grenze der noch hinnehmbaren Konkretisierung staatli- 
cher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien im Gesetz undin 
Leistungsaufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen ver- 
läuft. Wie bereits betreffend den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeits- 
gebots ausgeführt, stellen staatliche Organisationsmassnahmen mit publi- 
zistischer Relevanz umso schwerere Grundrechtseingriffe dar, je unmittelba- 
rer sie an Medieninhalte anknüpfen und je höher deren Bestimmtheitsgrad 
ist.1844 Entsprechend kann der Grundsatz aufgestellt werden, dass staatliche 
Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien zur Vermeidung eines 
beherrschenden Einflusses auf die Inhaltsproduktion einen umso geringeren 
Bestimmtheitsgrad aufweisen müssen, je grösser deren Inhaltsnähe ist.1845 Für 


1840 Vgl. bereits im Kontext der normativen Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufga- 
ben §4 III. B. 1. b. 

1841 Vgl. bereits §4 II. B. 1. b. 

1842 Vgl. SCHINDLER, SGKBV, Art. 5 BV, N35. 

1843 Vgl. bereits zur Geltung des Legalitätsprinzips im Zusammenhang mit der normativen 
Steuerung der Erfüllung privater Aufgaben im öffentlichen Interesse $4 II. B. 3. c. 

1844 Vgl.$31.F. 

1845 Vgl. aus der deutschen Lehre im Zusammenhang mit den Programmvorgabenanden 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk etwa LERCHE, Gestaltungskompetenz, S.241; LERCHE, 
Landesbericht, S.26; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.312 und S. 314; vgl. auch 
HOFFMANN-RIEM, Programmgrundsätze, S.115. 
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die Beurteilung des noch hinnehmbaren Bestimmtheitsgrads muss demnach 
hinsichtlich der Inhaltsnähe der fraglichen Vorgaben differenziert werden. 

Staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien lassen sich 
in solche bezüglich des Gegenstands bzw. des Produkts («was») der öffentli- 
chen oder privaten Aufgabe im Öffentlichen Interesse und solche betreffend 
die Modalitäten der Aufgabenerfüllung («wie») unterteilen.1846 Im Medien- 
bereich können Erstere etwa den Auftragsgegenstand der Information, Bil- 
dung und Unterhaltung sowie die Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Landes bzw. des Kantons oder der Region beinhalten. Zweitere können Grund- 
sätze für die Gestaltung von Medieninhalten wie etwa das Vielfaltsgebot, das 
Sachgerechtigkeitsgebot oder die Beachtung der Grundrechte umfassen 
oder bestimmte Anforderungen an dieSicherungredaktioneller Qualität, an 
die Arbeitsbedingungen sowie an die Aus- und Weiterbildung der Medien- 
schaffenden aufstellen.1847 


aa. Vorgaben betreffend den Gegenstand der von Medien zu erfüllenden 
Aufgabe («was») 


Staatliche Vorgaben betreffend den Gegenstand der von Medien zu erfüllen- 
den Aufgabe («was») weisen für gewöhnlich eine grössere Inhaltsnähe auf. Sol- 
che Bestimmungen haben deshalb nach Ansicht deutscher Lehrmeinungen 
einen grundsätzlich geringen Bestimmtheitsgrad aufzuweisen und sind im 
Grundsatz ausschliesslich in der Form finaler Vorgaben zulässig.1848 Auch das 
deutsche Bundesverfassungsgericht hält für den öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk in konstanter Rechtsprechung fest, dass dieser grundsätzlich autonom 
über den Inhalt und die Form sowie über Anzahl und Umfang der Programme 
entscheiden können muss. Allerdings können die Rundfunkanstalten auch 
nicht vollständig frei sein in der Bestimmungihres Programms und der damit 
indirekt verbundenen Festlegung ihres Geldbedarfs, weshalb gesetzliche Pro- 
grammbegrenzungen nicht von vornherein unzulässig sind.1849 Vor diesem 


1846 Vgl. aus der deutschen Lehre im Kontext des öffentlich-rechtlichen Rundfunks etwa 
LERCHE, Gestaltungskompetenz, S.242. 


1847 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk aus- 
führlich etwa HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $ 10, N33 ff. und N 48 ff.; vgl. die 
detailliertere Differenzierung in OSSENBÜHL, Programmnormen, S. 45f.; vgl. im Kon- 
text staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Rundfunkveranstalter 
gemäss RTVGS$81. 


1848 Vgl. im Zusammenhangmit programminhaltlichen Vorgaben an den öffentlich-recht- 
lichen Rundfunk etwa LERCHE, Gestaltungskompetenz, S.241; LERCHE, Landesbe- 
richt, S. 26; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 312 und S. 314; vgl. auch OSSENBÜHL, 
Programmnormen, S. 58f. 


1849 Vgl. im Kontext des öffentlich-rechtlichen Rundfunks etwa BVerfGE 119, 181 (219); 
BVerfGE 90, 60 (91 f.); BVerfGE 87, 181 (201); vgl. dazu BINDER, Rundfunkrecht-Komm., 
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Hintergrund hat das deutsche Bundesverwaltungsgericht explizit festgehal- 
ten, dass ein «offenes Regelwerk», das den Rundfunkanstalten eineindividuell 
ausgestaltete Entwicklungsdynamik erlaube, verfassungsrechtlich zulässig 
sei.1850 Eine ähnliche Ansicht vertritt das Bundesverfassungsgerichts betref- 
fend Subventionen an den privaten Rundfunk und die Presse, wonach die För- 
derungskriterien zwar an Inhaltstypen wie etwa die Verbreitung von Infor- 
mationen und Meinungen sowie an den Umfang der Sendedauer anknüpfen 
dürfen, die Subventionskriterien jedoch stets meinungsneutral formuliert 
sein müssen. Es darf keinesfalls an die konkreten Inhalte von Medienerzeugnis- 
sen, die inihnen verbreiteten Meinungen und Informationen oder die politische 
oder sonstige Ausrichtung der Medienanbieter oder der einzelnen Medienbei- 
träge angeknüpft werden, ansonsten in inhaltslenkender und damit verfas- 
sungswidriger Weise Einfluss auf den öffentlichen Meinungsbildungsprozess 
genommen würde.1851 In diesem Zusammenhang hielt auch das Schweizeri- 
sche Bundesgericht fest, dass es dem Staat verboten ist, «an Meinungen oder 
Tendenzen von Presseerzeugnissen anzuknüpfen und sich auf diese Weise 
Einfluss auf den gesellschaftlichen Meinungs- und Willensbildungsprozess 
zu verschaffen; es steht ihm indessen frei, meinungsneutrale Presseförde- 
rung zu betreiben, solange die gewählten Kriterien sachbezogen und nicht 
diskriminatorisch sind».1852 

Auch innerhalb der Vorgaben in Bezug auf den Aufgabengegenstand 
existieren jedoch Bestimmungen wie etwa territoriale Festlegungen des Auf- 
gabengebiets oder Mindest- oder Maximalvorgaben, die sich auf Aspekte bezie- 
hen, die selbst eine geringe Inhaltsnähe oder Bestimmtheit aufweisen, und 
deshalb auch konkreter formuliert werden dürfen. 1853 

Als verfassungsrechtlich heikel zu bezeichnen sind allerdings positive 
Förderungspflichten etwaim Hinblick auf die Förderung des Zusammenhalts 
unter den gesellschaftlichen Gruppierungen (sog. Integrationsaufträge). Sol- 
che Pflichten sind in verfassungskonformer Auslegungnicht als Vorgabe einer 


§11b RStV, N18 und N 28; HOFFMANN-RIEM, Regulierung, S.202f.; LERCHE, Gestaltungs- 
kompetenz, S.243f. 


1850 BVerwGE 107, 275 (282 ff.); BINDER, Rundfunkrecht-Komm.,, $11b RStV, N 18. 


1851 Vgl. für die Subventionierung des privaten Rundfunks BVerfGE 114, 371 (390); vgl. 
betreffend Pressesubventionen BVerfGE 80, 124 (134 ff.); vgl. dazu COLE/OSTER, Rund- 
funkfinanzierung, S.85 und S. 87 f.; STARCK/PAULUS, GG-Komm.., Art. 5 GG, N158. 


1852 Vgl. BGE120 Ib 142, E.3.c)aa), S.145. 


1853 Vgl. aus der deutschen Lehre betreffend territoriale Festlegungen des Programmauf- 
trags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks etwa SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, 
S. 313; vgl. auch GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 275; vgl. im Kontext staatlicher Vorgaben 
für die Aufgabenerfüllung durch die SRG und die lokal-regionalen Service-public-Ver- 
anstalter $8II. 
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begünstigenden, wohlwollenden Berichterstattung über die zu fördernden 
Themen, sondern meinungsneutral und damit bloss als «normative Erwar- 
tung [...] ohne eine [darüber] hinausgehende gesellschaftliche Verantwor- 
tung mit inhaltlichem Auftrag» aufzufassen.1854 Für Integrationsaufträge 
bedeutet dies, dass nicht die Erfüllung von Integrationsaufgaben an sich, 
sondern lediglich die «Ermöglichung der Anschlusskommunikation verschie- 
dener Lebensbereiche» durch eine vielfältige, sowohl gesellschaftliche Min- 
derheiten als auch integrationskritische Stimmen berücksichtigende Bericht- 
erstattung verlangt werden darf.1855 

Alsabsolut unzulässig gelten spätestens staatliche Vorgaben, die das Ver- 
treten bestimmter Meinungen oder Werte oder die Darstellung bestimmter Infor- 
mationen oder Tätigkeiten z.B. staatlicher Organe vorschreiben (z.B. sog. weisse 
bzw. Positivlisten). Dasselbe gilt für staatliche Vorgaben, welche die Verwen- 
dung bzw. Darstellung bestimmter Begriffe, Personennamen oder Themen ver- 
bieten, etwa weil sie als politisch sensibel oder als staatskritisch erachtet wer- 
den (z.B. sog. schwarze bzw. Negativlisten).1856 Entsprechend sieht Art. 6 
Abs. 3 RTVG für den Bereich von Radio und Fernsehen vor, dass niemand von 
einem Programmveranstalter die Verbreitung bestimmter Darbietungen 
und Informationen verlangen kann.!857 Solche staatlichen Vorgaben betref- 
fen die inhaltliche Seite der Medienfreiheit, die ebenfalls Bestandteil eines 
weit verstandenen Staatsunabhängigkeitsgebots darstellt.1858 

Etwas anderes gilt für Staatswerbung oder staatliche Verlautbarungs- 
rechte, in deren Rahmen Medien gestützt auf einen Werbevertrag oder auf 
eine gesetzliche Grundlage zur Verbreitung bestimmter staatlicher Infor- 
mationen verpflichtet werden. Dies ist mit Blick auf das Staatsunabhängig- 
keitsgebot solange unproblematisch, als diese Informationen eindeutig als 
Staatskommunikation, die sich die sich funktional klar von Medieninhalten 
zu unterscheiden hat, eindeutig als solche erkennbar ist.1859 


1854 Vgl. aus der deutschen Lehre für den Rundfunk EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., $11, 
N 51; vgl. auch CORNILS, Rundfunkrecht-Komm., $41, N60f. und N63. 


1855 Vgl. aus der deutschen Lehre für den Rundfunk EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., $11, 
N 50; vgl. auch CORNILS, Rundfunkrecht-Komm., $ 41, N60f. und N63; vgl. zum Inte- 
grationsauftrag der SRG und gewisser lokal-regionaler Veranstalter § 8 II. C. 


1856 Vgl. im Kontext von Art. 10 EMRKS$AIV.A.2.a. 
1857 Vgl. dazu etwa BGE 1361167, E. 3.3.1, S. 173; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 6 LRTV, N15. 
1858 Vgl. hierzu$31.G. 


1859 Vgl. ausführlich zur Zulässigkeit von Staatswerbung und staatlichen Verlautbarungs- 
rechten als Formen der direkten Staatskommunikation § 5 V. C. 1. und §5 V. C. 2. 
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bb. Vorgaben betreffend die Modalitäten der Aufgabenerfüllung 
durch Medien («wie») 


Staatliche Vorgaben betreffend die Modalitäten der Aufgabenerfüllung durch 
Medien («wie») enthalten vorwiegend «handwerkliche» Anforderungen an die 
Produktion von Medieninhalten wie etwa im Falle des Sachgerechtigkeitsge- 
bots die Vorgabe der Beachtungjournalistischer Sorgfaltspflichten. Sie weisen 
daher grundsätzlich eine kleinere Inhaltsnähe auf, weshalb sie weitgehenderen 
Konkretisierungen zugänglich sind. 860 Dasselbe gilt für bestimmte Anforde- 
rungen an die Sicherungredaktioneller Qualität, an adäquate Arbeitsbedin- 
gungen sowie an die Aus- und Weiterbildung der Medienschaffenden.1861 
Etwas anderesgiltin Bezugaufdas von öffentliche Aufgaben erfüllenden 
Medien in der Regel zu beachtende Vielfaltsgebot, das aufgrund der Verpflich- 
tung zu inhaltlicher Vielfalt eine grössere inhaltliche Nähe aufweist. Das Viel- 
faltsgebot istjedoch deshalb verfassungsrechtlich unproblematisch, da es 
meinungsneutral ausgestaltet ist bzw. nicht auf bestimmte Inhalte abstellt.1862 
Ebenfalls nicht grundsätzlich unzulässig ist die Vorgabe der Beachtung 
von Grundrechten bei der Inhaltsgestaltung (mittelbare Drittwirkung), sofern 
essich dabei um medienspezifische, objektive Schutzziele wie etwa den Schutz 
vor Diskriminierungen, vor Gewaltdarstellungen, den Schutz des Religions- 
friedens, der öffentlichen Sittlichkeit und den Jugendschutz handelt. 1863 Sol- 
che Gestaltungsregeln konkretisieren die Grundrechte zum Schutzbestimm- 
ter Güter und setzen grundrechtlich fundierte Grenzen der Inhaltsgestaltung 
in besonders sensiblen Bereichen, wo der straf- oder zivilrechtliche Schutz 
für sich alleine betrachtet als ungenügend erachtet wird.1864 Solche Schran- 
ken der Inhaltsproduktion sind im Lichte des Beherrschungsverbots unprob- 
lematisch, weil sie grundrechtsverletzende Angebote gleich welchen Inhalts 


1860 Vgl. aus der deutschen Lehre betreffend sog. Programmerzeugungsnormen im Kon- 
text des öffentlich-rechtlichen Rundfunks etwa SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, 
S.312; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Programmgrundsätze, S.116; OSSENBÜHL, Pro- 
grammnormen, S. 58. 


1861 Vgl. etwa die Konzessionsvoraussetzungen für die lokal-regionalen Service-public- 
Anbieter §8 II. B. 

1862 Vgl. aus der deutschen Lehre etwa HOFFMANN-RIEM, Programmgrundsätze, S. 111 und 
S. 116; vgl. auch OSSENBÜHL, Programmnormen, S. 58f. 


1863 Vgl. etwa die inhaltlichen Programmgrundsätze gemäss Art. 4 Abs. 1 RTVG; vgl. dazu 
BGE 13411260, E. 6.2, S. 262; vgl. ausführlich dazu MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 4 
LRTV, N5ff.; vgl. im Kontext der Grundrechtsbindung von Medien am Beispiel des 
Rundfunkbereichs § 4 V. C. 2. f. ff. 

1864 Vgl. aus der deutschen Lehre zu den Programmgrundsätzen des Rundfunks etwa 
CORNILS, Rundfunkrecht-Komm., §41 RStV, N25f. und N32; HERRMANN/LAUSEN, 
Rundfunkrecht, §23, N25. 
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verbieten und mithin meinungsneutral sind bzw. nicht auf bestimmte Inhalte 
abstellen. Entsprechend richten sie sich etwa nicht gegen eine bestimmte 
religionsbezügliche Auffassung, sondern abstrakt gegen das Lächerlichma- 
chenreligiöser Überzeugungen. 1865 Auch solche Gestaltungsgrenzen müssen 
jedoch verhältnismässig sein, was insbesondere dann besonders begründet 
werden muss, wenn über das allgemeine Schutzniveau des Zivil- und Strafrechts 
hinausgehende Diskursregeln aufgestellt werden.1866 In diesem Kontext hat 
das Schweizerische Bundesgericht einen medienspezifischen Persönlichkeits- 
schutz als nicht erforderlich und daher unverhältnismässig qualifiziert, da 
der zivil- und strafrechtliche Schutz in diesem Bereich als genügend erachtet 
wurde.1867 

Auch darf prinzipiell die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit bzw. der 
verfassungsmässigen Ordnung verboten werden, solange erst die durch den 
Medieninhaltbewirkte konkrete Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
nicht bereits staats- oder «system»-kritische Meinungen oder die Kritik am 
Wortlaut der Verfassung verhindert werden sollen.1868 


cc. Zwischenfazit 


Aus dem Gesagten folgt, dass sich sowohl innerhalb der Vorgaben bezogen 
auf den Aufgabengegenstand («was») wie auch der Vorgaben betreffend die 
Modalitäten der Aufgabenerfüllung «wie») Bestimmungen finden lassen, die 
eine mehr oder weniger hohe inhaltliche Nähe aufweisen. Eine Beurteilungdes 
noch hinnehmbaren Konkretisierungsgrads staatlicher Vorgaben für die Auf- 
gabenerfüllung durch Medien hat demnach für jede Norm einzeln zu erfolgen. 


2. Verwaltungsverfahren (Erteilung bzw. Abschluss 
von Leistungsaufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. 
-vereinbarungen) und Rechtsschutz 


Wie im Kontext des Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots ausge- 
führt wurde, wird dem Staat die Einflussnahme auf bestimmte Medieninhalte 


1865 Vgl. aus der deutschen Lehre etwa CORNILS, Rundfunkrecht-Komm., $41RStV, N25f. 


1866 Vgl. aus der deutschen Lehre ausführlich CORNILS, Rundfunkrecht-Komm., $41RStV, 
N36f. und N55ff., der etwa eine Verletzung des Toleranzgebots in Bezug aufsittliche, 
religiöse und weltanschauliche Überzeugungen unterhalb der Schwelle des Verstosses 
gegen die allgemeinen Gesetze als unverhältnismässigen Eingriffin die Rundfunk- 
freiheit der Veranstalter qualifiziert. 


1867 Vgl. in Bezugaufdie Ablehnung eines rundfunkrechtlichen Persönlichkeitsschutzes 
BGE 13411260, E. 6.4, S.263 m.Verw. auf NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N184. 

1868 Vgl. für den Rundfunk Art.4Abs.3RTVG; vgl. dazu ausführlich MASMEJAN, Comm. LRTV, 
Art.4 LRTV, N88ff.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa CORNILS, Rundfunkrecht- 
Komm., $41 RStV, N 32; HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $23, N50. 
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umso eher ermöglicht, je grösser die materielle und formelle Flexibilität der 
rechtsanwendenden Behörde ist.1869 Es ist an dieser Stelle die Rechtsprechung 
des deutschen Bundesverfassungsgerichts betreffend die Lizenzierungbzw. 
Zulassungprivater Rundfunkveranstalter zu wiederholen, wonach der «staat- 
lichen Behörde [...] keine Handlungs- und Wertungsspielräume eingeräumt 
sein [dürfen], die es ermöglichen, dass sachfremde, insbesondere die Mei- 
nungsvielfalt beeinträchtigende Erwägungen Einfluss auf die Entscheidung 
[...] gewinnen können. Das gilt umso mehr, als sich derartige Wertungsfrei- 
räume nicht nur auf die konkrete Entscheidung, sondern bereits im Vorfeld 
als Druckmittel oder gar als «Selbstzensun auf [...] Veranstalter auswirken 
können. Bei für die Inhaltsproduktion bedeutsamen Entscheidungen wie 
etwa Bewilligungs- bzw. Zulassungsverfahren darf der staatlichen Behörde 
daher weder ein ungebundenes noch ein gebundenes Ermessen eingeräumt 
werden. Verfassungswidrig sind auch solche Regelungen, die der Behörde — 
etwa durch die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe — Beurteilungs- 
freiräume eröffnen, welche eine inhaltliche Bewertung des Programms not- 
wendig machen oder deren Ausfüllung zumindest mittelbare Auswirkungen 
auf den Programminhalt nach sich zieht» 1870 

Entsprechend ist für das Verfahren der Erteilung bzw. des Abschlusses 
von Leistungsaufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen 
der Grundsatz aufzustellen, dass den Behörden insbesondere bei für Medien 
bedeutsamen Entscheidungen zur Verhinderungeines beherrschenden Einflus- 
ses auf die Inhaltsproduktion keine Ermessensspielräume eingeräumt werden 
dürfen, diesachfremde, an den Inhalt knüpfende Erwägungen bei der Entscheid- 
findung erlauben. 

Wie soeben erläutert, verschliessen sich jedoch gesetzliche Grundlagen 
in Bezugaufdie Aufgabenerfüllung durch Medien aufgrund von deren grund- 
sätzlicher Inhaltsnähe in der Regel einer hohen materiellen Bestimmtheit.1871 
Um die Gefahr eines beherrschenden staatlichen Einflusses auf die publizis- 
tische Tätigkeit zu verhindern, muss die behördliche materielle Flexibilität 
somit besonders bei für Medien bedeutsamen Entscheidungen primär durch 
erhöhte Anforderungen an das Verwaltungsverfahren, etwa in Bezug auf die 
Begründungspflicht und die Transparenz, oder durch erhöhte Anforderungen 
an das gerichtliche Kontrollverfahren kompensiert werden.1872 In diesem 
Zusammenhang ist auch die mehrjährige Dauer von Leistungsaufträgen, 


1869 Vgl. ausführlich hierzu §3 I. D. 2. c. cc. 
1870 BVerfGE73, 118 (183); vgl. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 51. 
1871 Vgl.soeben$4V.B.1.a. 


1872 Vgl. ausführlich hierzu im Allgemeinen $3 II. B. 2. sowie in Bezug auf die Konzessio- 
nierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter § 8 HI. C. 
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Finanzhilfeverfügungen oder -vereinbarungen zu nennen, die im Hinblick 
aufdie Reduzierungbehördlicher Flexibilität einegrundrechtlich geeignete 
Sicherungsmassnahme darstellt.1873 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbotsnicht 
ausgeschlossen werden können, ist zudem ein aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. 
Art. 93 Abs. 3 BV fliessender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz 
anzunehmen.1874 


C. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche 
Beaufsichtigung von Medien 

1. Einräumung von Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S. 
in Tätigkeitsbereichen mit publizistischer Relevanz (funktionale 
Staatsunabhängigkeit) 


Im Folgenden ist zu klären, inwieweit das Beherrschungsverbot die Einräu- 
mung von Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S. in publizistisch rele- 
vanten Tätigkeitsbereichen bedingt. Zu fragen ist zum einen nach dem ver- 
fassungsrechtlich verbotenen Aufsichtsumfang ($4 V.C.1.a.) und nach den 
ausgeschlossenen und den verbleibenden Aufsichtsmitteln ($4 V.C.1.b. und 
$4V.C.1.c.) sowie zum anderen nach Anforderungen an das Aufsichtsverfah- 
ren und den Rechtsschutz (§ 4 V. C. 1. d.). Gestützt auf diese Ausführungen ist 
ein Zwischenfazit in Bezug auf die Notwendigkeit der Auslagerung publizis- 
tisch relevanter Tätigkeit auf Aufgabenträger ausserhalb der drei Staatsgewal- 
ten zu ziehen ($4 V. C. 1. e.) sowie sind die Anforderungen an die gesetzliche 
Grundlage in Bezug auf die Gewährleistung von Autonomie bzw. Staatsun- 
abhängigkeit i.e.S. zu erläutern (§ 4 V.C.1.f.). 

Im Kontext der Unabhängigkeitvon Aufsichts- und Regulierungsbehörden 
werden Fragen der autonomen bzw. unabhängigen Aufgabenerfüllung und 
der damiteinhergehenden Auslagerung aus der Zentralverwaltung unter dem 
Begriff der funktionalen Unabhängigkeit abgehandelt.1875 


a. Aufsichtsumfang: Keine Fach- und uneingeschränkte Rechtsaufsicht 
über publizistisch relevante Tätigkeitsbereiche (Autonomiebereich) 


Für den Rundfunkbereich vertritt dieh.L. im deutschen Verfassungsrecht die 
Ansicht, dass zur Gewährleistung autonomer Entscheidungsbefugnissein der 


1873 Vgl. im Kontext der Konzessionierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter 
§8I. C. 


1874 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 926; SCHEFER, Kerngehalte, 
S.527f.; vgl. ausführlich im Kontext des mangelnden Rechtsschutzes gegen die 
SRG-Konzession § 8 MI. C. 1. 


1875 Vgl. LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 9f.; PVK, Bericht Unabhängigkeit, 
S. 1735; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 128 f.; vgl. bereits §4 V. A. 
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Produktion redaktioneller Inhalte eine staatliche Fach- bzw. Sachaufsicht 
über Rundfunkbetreiber vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeits- 
gebots ausgeschlossen ist.1876 So würde ein Aufsichtsmassstab in fachlicher 
Hinsicht den Staat ermächtigen, mittels eigener Sachentscheidungskompe- 
tenz die Tätigkeit von Rundfunkanbietern in einer Weise zu steuern, dieihm 
darüber die Ausübung eines beherrschenden Einflusses und damit letztlich 
die Produktion medialer Inhalte in Eigenregie ermöglichen würde. 1877 Mit 
dem Verbot der Fachaufsicht wird verhindert, dass der Staat «eigene Erwä- 
gungen der Zweckmässigkeit und des wertenden politischen Ermessens» 
anstellen kann.1878 Dementsprechend hat die Rechtskontrolle im Bereich 
unbestimmter Rechtsbegriffe bzw. des Einräumens von Ermessensspielräu- 
men auf eine Evidenzkontrolle beschränkt zu sein.1879 «[DJenn wenn eine 
staatliche Exekutive über eine Rundfunkanstalt die Fachaufsicht ausüben 
und damit auch Ermessensentscheidungen korrigieren könnte, wäre die 
Rundfunkanstalt im Konfliktfall [...] in ihren Entscheidungen von der staat- 
lichen Exekutive gerade nicht unabhängig.»1880 Auch das deutsche Bundes- 
verfassungsgericht hat lediglich eine eingeschränkte Rechtsaufsichtüber den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk für zulässig erklärt.1881 

Hinsichtlich der beaufsichtigten Tätigkeitsbereiche gilt das Verbot der 
Zweckmässigkeitskontrolle gemäss herrschender deutscher Lehre mit Blick 
auf das weite, primär den Schutz vor mittelbaren Einwirkungen auf die In- 
haltsproduktion bezweckende Staatsunabhängigkeitsgebot in allen Berei- 
chen, in denen eine (wenn auch nur indirekte) Steuerung der Inhaltsproduk- 
tion denkbar ist. Damit ist eine Fachaufsicht nicht nur über die eigentliche 
Inhaltsproduktion ausgeschlossen, sondern über alle Tätigkeitsbereiche, die 


1876 Vgl. betreffend den öffentlich-rechtlichen Rundfunk BERENDES, Staatsaufsicht, S. 101; 
GERSDORF, Staatsfreiheit, S.202; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N22; HESSE, 
Rundfunkrecht, 4. Kap., N121; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.53f.; SCHREIER, 
Selbstverwaltungsrecht, S.209; vgl. betreffend den privaten Rundfunk HAHN, Auf- 
sicht, S.105; HESSE, Rundfunkrecht, 5. Kap., N 45. 


1877 Vgl. statt vieler in Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk BERENDES, Staats- 
aufsicht, S. 101; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 209 und S. 307; vgl. auch JARASS, 
Freiheit des Rundfunks, S. 54. 


1878 MALLMANN, Rechtsaufsicht, S. 99; vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 54. 


1879 Vgl. statt vieler BERENDES, Staatliche Rechtsaufsicht, S. 419; HAHN, Aufsicht, S. 94f.; 
HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N 22; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N121; 
JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 53f.; vgl. ausführlich BERENDES, Staatsaufsicht, 
S.102ff. und S. 234; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 211 ff.; vgl. auch GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.204f. Eine Mindermeinung hält im Bereich der Inhaltsproduktion 
auch eine eingeschränkte staatliche Rechtsaufsicht für absolut unzulässig (vgl. etwa 
ROSSEN-STADTFELD, Staatsaufsicht, S. 6 ff.; vgl. dazu m.w.Verw. SCHREIER, Selbstver- 
waltungsrecht, S.212). 


1880 HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N22. 
1881 Vgl. statt vieler BVerfGE 12. 205 (261); vgl. dazu BERENDES, Staatsaufsicht, S.101. 
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sich auf die Produktion medialer Inhalte auswirken können und dementspre- 
chend ein Potenzial der Steuerungredaktioneller Entscheidungen aufweisen. 
Darunter fallen insbesondere der publizistisch relevante Personal- und Finanz- 
bereich.1882 Das Verbot staatlicher Ermessensentscheide in publizistisch 
relevanten Tätigkeitsbereichen widerspiegelt die Grenze der materiellen Fle- 
xibilität, die einer Behörde bei der Anwendung aufsichtsrechtlicher Bestim- 
mungen zustehen darf.1883 

Auch im schweizerischen Recht bedingt die Autonomiei.e.S. bzw. die funk- 
tionale Unabhängigkeit eines Aufgabenträgersin einem Aufgabenbereich den 
Ausschluss jeglicher Zweckmässigkeitskontrolle bzw. Fachaufsicht in diesem 
Bereich. Die Rechtsaufsicht als Korrelat der normativen Steuerung hingegen 
duldet grundsätzlich keine Einschränkungen, da auch die Aufgabenerfüllung 
durch autonomeTräger quantitativ und qualitativüberprüftwerden muss.1884 
Es istin diesem Zusammenhang auf die Beaufsichtigung der Rundfunkpro- 
grammgrundsätze durch die UBI hinzuweisen. So hat sich diese auf eine 
Rechtskontrolle zu beschränken und darf keine Fachaufsicht bilden, «auch 
wenn die entsprechenden Grenzen fliessend sind».1885 Den Programmgestal- 
tern steht somit «ein weites Feld der Ermessensbetätigung offen», und erst 
qualifizierte Ermessensfehler — die Überschreitung, Unterschreitungund der 
Missbrauch des Ermessensspielraums — vermögen eine Rechtsverletzung zu 
begründen.1886 Dementsprechend darf eine Verletzung des Sachgerechtig- 
keitsgebots nicht bereits bei der Verletzung journalistischer Sorgfaltspflich- 
ten, sondern erst durch die damit verbundene manipulative Wirkung beim 
Publikum angenommen werden.1887 Die Rechtsaufsicht muss zudem, soll eine 
Fachaufsicht wirksam ausgeschlossen werden, auf eine Evidenzkontrolle 
beschränkt sein. Auch das Bundesgericht hielt bereits vor der Anerkennung 


1882 Vgl. SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.309f.; vgl. auch BERENDES, Staatsaufsicht, 
S.101f.; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N28; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., 
N123; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.43f. und S. 54; STARCK, Rundfunkfreiheit, 
S.23f.; vgl. zur Personalautonomie und zur Finanzaufsicht ausführlich § 4 V. C. 2. b. 
und §4 V. D. 5. 


1883 Vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 54f. und S. 64; vgl. zur Flexibilität bzw. zum 
Handlungsspielraum der Behörde für die Beurteilung, ob der Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots berührt wird, $31.D.2.c.cc. 

1884 Vgl. etwa BIAGGINI, SGKBV, Art. 187 BV, N10; MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit 
administratif, S.136; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, Verwaltungsrecht, $5, N33; 
VOGEL, Verwaltung, S.181; vgl. bereits § 4 III. B. 2. b. 

1885 BGE13111253, E. 3.4, S.263. 

1886 Vgl. BGE 981a73, E. 3.C), S. 82; BGE 971731, E. 3, S. 734; vgl. dazu MÜLLER, Landesbericht, 
S. 259; PONCET, Surveillance, S. 133; RIKLIN, Programmaufsicht, S. 34 f. 


1887 Vgl. statt vieler BGE 13111253, E. 3.4, S. 263 f.; BARRELET/WERLY, Droit de la Communi- 
cation, Rz. 862; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 310. 
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einer Radio- und Fernsehfreiheit fest, dass die Aufsichtsbehörde im Autono- 
miebereich der SRGlediglichin offensichtlichen Ermessensmissbrauchsfällen 
intervenieren darf.1888 

In der Lehregiltein generelles Verbot der Fachaufsicht über den gesam- 
ten Rundfunkbereich als allgemein anerkannt.1889 Wie von gewissen Lehr- 
meinungen hingegen überzeugend vertreten wird, ist das Verbot der Fachauf- 
sicht im Autonomiebereich aufjene Fälle zu beschränken, in welchen mit der 
Fachaufsicht auch Mitentscheidungsbefugnisse im Autonomiebereich ver- 
knüpft sind.1890 Das generelle Verbot der Fachaufsicht dürfte entsprechend 
den für das deutsche Rechtgemachten Aussagen insoweit zurelativieren sein, 
alseszumeinen lediglich betreffend Tätigkeitsbereiche mit publizistischer Rele- 
vanz gilt, wozu nebst dem eigentlichen Redaktionsbereich insbesondere auch 
der publizistisch relevante Personal- und der Finanzbereich gehören; sind 
hingegen Tätigkeitsbereiche betroffen, die sich in keiner erdenklichen Weise 
auf die Produktion medialer Inhalte auswirken können, wie z.B. technische 
Aspekte der Übertragung und Aufbereitung sowie des Empfangs von Medien- 
inhalten, ist eine Fachaufsicht bzw. eine uneingeschränkte Rechtsaufsicht 
nichtgrundsätzlich unzulässig.1891 Zum anderen dürfte eine Fachaufsicht nur 
dann verboten sein, wenn insbesondere aufgrund der zur Verfügungstehenden 
Aufsichtsmittelder Anschein erweckt wird, dass der Staat dieZweckmässigkeit 
publizistisch relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise bestimmen kann. 


b. Unzulässige Aufsichtsmittel: Fachaufsichtsrechtliche 
Weisungsrechte und jegliche Genehmigungsrechte betreffend 
publizistisch relevante Tätigkeitsbereiche sowie jegliche 
Ersatzvornahme- und Selbsteintrittsrechte 


Im deutschen Verfassungsrecht hält die h.L. betreffend den Rundfunkbereich 
fest, dasses dem Staat verboten ist, im Wege der Aufsicht selbst die Tätigkeit von 
Rundfunkveranstaltern wahrzunehmen. 1892 Damit sind steuerungsintensive 


1888 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, E.3.a), S.224. 


1889 Vgl. Art.86 Abs.2RTVG, wonach reine Zweckmässigkeitskontrollen unzulässig sind; 
BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S.749; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1737; 
vgl. aus der Lehre etwa BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 831; DUMER- 
MUTH, Rundfunkrecht, Rz. 426; GROB, Programmautonomie, S.295; NOBEL/WEBER, 
Medienrecht, 8. Kap., N 163 ff.; vgl. ausführlich hierzu $91. C.1. 


1890 So MAYHALL, Aufsicht, S.101 und S. 103; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.242f.; vgl. 
auch BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. IIL1.£.; vgl. bereits §4 III. B. 2. b. 

1891 Vgl.$91.F.2. 

1892 Vgl. für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk etwa BERENDES, Staatsaufsicht, S.108f. 
und S.187f.; BERENDES, Staatliche Rechtsaufsicht, S. 420; HESSE, Rundfunkrecht, 
4.Kap., N124. 
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Aufsichtsmittel wie die Befugnis zur unmittelbar wirkenden Aufhebung von 
Massnahmen, das Recht zur Ersatzvornahme, zum Selbsteintritt oder zum 
Einsatz eines Sachwalters in allen Aufsichtsbereichen unzulässig.1893 Als voll- 
streckende Aufsichtsmittel verbleiben somit lediglich das Aussprechen von 
Bussgeldern!894 und als «ultima ratio» das Sanktionsmittel des Widerrufs der 
Zulassung privater Rundfunkveranstalter.1895 

Betreffend Weisungsrechteistzu unterscheiden. Während diese Befugnis 
in fachaufsichtsrechtlicher Hinsicht im Autonomiebereich ausgeschlossen 
wird, 1896 sind Weisungsrechte im Rahmen der beschränkten Rechtsaufsicht — 
etwa zur Unterbindung einer bestimmten Sendung aufgrund einer Rechts- 
verletzung-als grundsätzlich zulässig zu erachten.1897 Da der Aufsichtsbe- 
hörde ohne rechtsaufsichtsrechtliches Weisungsrecht keinerlei Berichti- 
gungsmöglichkeit und somit auch keine zweckdienliche Aufsichtsausübung 
offenstünde, solleinesolche Befugnis auch in jenen Fällen bestehen, in denen 
das Gesetz lediglich eine generelle Staatsaufsicht ohne ausdrückliche Nen- 
nung der Aufsichtsmittel vorsieht.1898 Im Übrigen ist die Grenze der noch 
zulässigen Aufsicht bei Weisungsrechten grundsätzlich niedriger anzusetzen 
als bei Genehmigungsrechten, da die Regierung von sich aus handeln kann 
und ihr somit in formeller Hinsicht eine höhere Flexibilität zusteht.1899 

In Bezug auf Zeitpunkt und Modalitäten der Aufsichtsausübung werden 
Genehmigungsrechte im Autonomiebereich bzw. betreffend publizistisch re- 
levante Tätigkeiten aufgrund des Verbots systematischer Vorzensur als klarer- 


1893 Vgl. BERENDES, Staatsaufsicht, S. 187; vgl. auch BERENDES, Staatliche Rechtsaufsicht, 
S. 420; FRYE, Staatsaufsicht, S.151und S. 177 f.; GERSDORF, Staatsfreiheit, S.204f.;HAHN, 
Aufsicht, S. 97; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, §14, N 40; HESSE, Rundfunk- 
recht, 4. Kap., N124; HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, S. 92 f.; SCHREIER, Selbst- 
verwaltungsrecht, S.213f. und S. 306. 


1894 Vgl. ausführlich betreffend den öffentlich-rechtlichen Rundfunk FRYE, Staatsauf- 
sicht, S. 176 ff.; vgl. betreffend den privaten Rundfunk HAHN, Aufsicht, S.102; HESSE, 
Rundfunkrecht, 5. Kap., N 42. 

1895 Vgl. betreffend den privaten Rundfunk HAHN, Aufsicht, S. 107; HESSE, Rundfunkrecht, 
5.Kap., N41. 

1896 Vgl. SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.315f.; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 
4.Kap., N121. 

1897 Vgl. betreffend den öffentlich-rechtlichen Rundfunk BERENDES, Staatliche Rechtsauf- 
sicht, S. 420; HAHN, Aufsicht, S. 97; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 64; FRYE, Staats- 
aufsicht, S.159f.; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 213; vgl. ausführlich betref- 
fend rechtsaufsichtsrechtliche Weisungen BERENDES, Staatsaufsicht, S. 183 ff.; vgl. in 
Bezug auf den privaten Rundfunk HAHN, Aufsicht, S.107; HESSE, Rundfunkrecht, 
5.Kap.,N41. 

1898 Vgl. BERENDES, Staatsaufsicht, S.189f.; FRYE, Staatsaufsicht, S. 160. 

1899 Vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.64. 
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weise unzulässig qualifiziert.1900 Ob auch Anzeige- oder Vorlegungspflichten 
kombiniert mit präventiven Weisungsrechten einer systematischen Vorzen- 
sur gleichkommen, wird in der Lehre soweit ersichtlich offengelassen. 1901 

Auch gemäss schweizerischem Recht bedingt die Einräumung von Auto- 
nomiei.e.S.bzw. von funktionaler Staatsunabhängigkeit in einem Aufgaben- 
bereich grundsätzlich das Fehlen von Selbsteintritts- und Ersatzvornahme- 
rechten, um das Ansichziehen der Entscheidgewalt durch die beaufsichtigende 
Behörde auszuschliessen.1902 Wie der Bundesrat für den Rundfunkbereich 
festhält, müssen aufsichtsrechtliche Massnahmen das Staatsunabhängig- 
keitsgebot respektieren und dürfen entsprechen «nicht in die Nähe einer Zen- 
sur abgleiten».1903 Soll die publizistische Tätigkeit bereits vor dem blossen 
Anschein staatlicher Beherrschung geschützt werden, sind die genannten 
steuerungsintensivsten Lenkungs- bzw. Aufsichtsinstrumente des Selbstein- 
tritts-und Ersatzvornahmerechts aufgrund ihres Mitbestimmungscharakters 
entsprechend den für das deutsche Verfassungsrecht gemachten Aussagen 
in allen Aufsichtsbereichen auszuschliessen.904 Als vollstreckende Sankti- 
onsmittel verbleiben somit lediglich das Aussprechen von Bussgeldern und 
als «ultima ratio» der Widerruf bzw. Rücktritt von Leistungsaufträgen oder 
Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen sowie Mittelkürzungen und 
-rückforderungen.1905 

In Bezug auf Weisungsrechte ist entsprechend der deutschen Lehre in 
zweifacher Hinsicht zu differenzieren. Erstens ist diese Befugnis lediglich im 
Bereich der Fachaufsicht verboten. Zweitens ist dasgenerelle Verbot fachauf- 
sichtsrechtlicher Weisungen zu beschränken auf Tätigkeitsbereiche, die auf- 
grund ihrer publizistischer Relevanz den Anschein erwecken, dass damit die 
Zweckmässigkeit der Inhaltsproduktion gesteuert werden kann (Autonomie- 
bereich). Dementsprechend ist etwa die Befugnis, bestimmte Medieninhalte 
anzuordnen, lediglich ausnahmsweise im Rahmen einer eingeschränkten 


1900 Vgl. zur absoluten Unzulässigkeit von Verboten mit Erlaubnisvorbehalt in Bezug auf 
die Erteilung von Vorführgenehmigungen für Filme BVerfGE33, 52 (72f.); FRYE, 
Staatsaufsicht, S. 161f. 


1901 Vgl. etwa FRYE, Staatsaufsicht, S. 162. 

1902 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. II.2d. und Ziff. IIL.1.c.; MAYHALL, Aufsicht, S.26f. und 
S.101; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MÜLLER, § 5, N33f.; VOGEL, Verwaltung, S.181f.; vgl. 
bereits §4 III. B. 2. b. 

1903 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1655; vgl. dazu NOBEL/WEBER, Medienrecht, 
8. Kap., N160. 

1904 Vgl. in Bezug auf die Ersatzvornahme für den Bereich des Rundfunks BUNDESRAT, 
Botschaft RTVG 2002, S. 1655 und S. 1738; NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N164. 

1905 Vgl. für den Bereich des Rundfunks NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N165; vgl. 
hierzu ausführlich § 91. C. 2. 
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Rechtsaufsicht und unter Wahrung des Verhältnismässigkeitsgebots zulässig, 
soetwaim Rahmen der rundfunkrechtlichen Zugangsbeschwerde zur Wah- 
rung verfassungs- oder konventionsmässig geschützter Rechte Dritter.1906 
Dasselbe gilt für die Befugnis, die Verbreitung bestimmter Medieninhalte zu 
verbieten oder an Auflagen zu knüpfen, so z.B. im Rahmen des vorsorglichen 
Rechtsschutzes im Bereich des zivilrechtlichen Persönlichkeitsschutzes (vgl. 
Art. 261 ff. ZPO1907),1908 Im Übrigen sind Weisungsbefugnissen im Rahmen 
der zulässigen (eingeschränkten) Rechtskontrolle — wie soeben für das deut- 
sche Verfassungsrecht ausgeführt - aufgrund des höheren formellen Hand- 
lungsspielraums der Behörde prinzipiell engere Grenzen zu ziehen als im 
Falle von Genehmigungsrechten. 

Hinsichtlich des Zeitpunkts und der Modalitäten der Aufsichtsausübung 
werden im Rundfunkbereich Aufsichtsmassnahmen in Bezug auf die Pro- 
duktion und Vorbereitung redaktioneller Programme zur Verhinderung 
zensurähnlicher Eingriffe gesetzlich verboten. 1909 Gleichzeitig berührt die- 
ses rundfunkrechtliche Verbot vorsorglicher Massnahmen bzw. präventi- 
ver Weisungsrechte mit Bezug zur Inhaltsproduktion nicht das Ergreifen 
solcher Massnahmen in anderen Rechtsbereichen, etwa im Rahmen vorsorg- 
licher Massnahmen im Bereich deszivilrechtlichen Persönlichkeitsschutzes 
(Art. 261 ff. ZPO).1910 Daraus wird ersichtlich, dass präventive Weisungsrechte 
selbst im Bereich der Produktion publizistischer Inhalte nur dann einer ver- 
fassungsrechtlich absolut verbotenen Vorzensur nahekommen, wenn ein 
systematisches Kontrollverfahren errichtet wird.1911 Vorsorgliche Massnah- 
menim Rahmen von einzelfallbezogenen Gerichtsverfahren hingegen stellen 
keine solchen systematischen Kontrollverfahren dar. Dementsprechend ist 


1906 Vgl. zur rundfunkrechtlichen Zugangsbeschwerde $91.F.3. und ausführlicher im 
Kontext der Grundrechtsbindung der SRG und der lokal-regionalen Service-public- 
Veranstalter § 4 V. C. 2. f. ff. ; vgl. zur Zulässigkeit von staatlichen Verlautbarungsrech- 
ten als Form direkter Staatskommunikation$5V.C.2. 


1907 Schweizerische Zivilprozessordnung vom 19. Dezember 2008 (Zivilprozessordnung). 


1908 Vgl. ausführlicher zum vorsorglichen Rechtsschutz im Bereich des zivilrechtlichen 
Perönlichkeitsschutzes statt vieler BARRELET/WERLY, Droit de la communication, 
Rz. 1643 ff.; vgl. im Kontext der staatlichen Beaufsichtigung von Rundfunkveranstal- 
tern$91.C.2. 


1909 Vgl. Art. 86 Abs. 4 und Abs. 5 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1737; DUMER- 
MUTH, Rundfunkrecht, Rz. 427; POLTIER, Comm. LRTV, Art.86 LRTV, N5f.; WEBER, 
Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N 16; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 749; 
vgl. im Kontext der Beaufsichtigung des üpA der SRG BVGer, Urteil vom 21.4.2011, 
A-6603/2010, E. 4. 

1910 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1737; vgl. dazu POLTIER, Comm. LRTV, 
Art. 86 LRTV, N 6; WEBER, Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N 16. 


1911 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 BV, N16; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medien- 
freiheit, S. 451; vgl. auch KRÜSI, Zensurverbot, S. 308f. 
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eine absolut verbotene Vorzensur analog zu den Ausführungen zum deut- 
schen Verfassungsrecht nur bei Genehmigungsrechten betreffend Tätigkeits- 
bereiche mit publizistischer Relevanz in jedem Fall und damit sowohlim Rah- 
men der Fach- als auch der Rechtsaufsicht zu bejahen.1912 Was hingegen 
präventive Weisungsrechte in solchen Tätigkeitsbereichen angeht, sind diese 
entsprechend der deutschen Lehre zumindest dann als heikel einzustufen, 
wenn sie mit einer Vorlegungspflicht oder systematischen Prüfverfahren von 
Amtes wegen kombiniert werden.1913 In diesem Sinne wird im Rundfunkbe- 
reich das Tätigwerden von Amtes wegen im besonders sensiblen Bereich der 
Programmaufsicht durch die UBI gänzlich ausgeschlossen. 1914 

In Bezug auf die gesetzliche Grundlage wird im schweizerischen Verfas- 
sungsrecht für lenkungsintensive und damit die Unabhängigkeit bzw. Auto- 
nomie öffentlich-rechtlicher Aufgabenträger relativierende Aufsichtsinstru- 
mente wie Weisungs- und Genehmigungsrechte eine ausdrückliche formell- 
gesetzliche Ermächtigung verlangt, da diese Aufsichtsmittel aufgrund ihrer 
Steuerungsrelevanz die Autonomie weitgehend zu relativieren vermöchten 
(sog. Enumerationsprinzip).1915 Ähnlich müssen auch im Bereich privat- 
rechtlicher Aufgabenträger auf Bundesebene alle Aufsichtsmittel, die über die 
gesellschaftsrechtlich vorgesehenen Kompetenzen hinausgehen, formell- 
gesetzlich vorgesehen sein. 1916 Mit Blick auf das Staatsunabhängigkeitsgebot 
istallerdings für zulässige steuerungsintensive Aufsichtsinstrumente wie (rechts- 
aufsichtsrechtliche) Weisungsrechte innerhalb des Autonomiebereichs unab- 
hängigvon der öffentlich- oder privatrechtlichen Rechtsform des Aufgabenträ- 
gers eine formell-gesetzliche Grundlage zu fordern, da steuerungsintensive 
Aufsichtsmittelin publizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen stets die Mög- 
lichkeit der Beeinflussung der Inhaltsproduktion eröffnen und daher regel- 
mässigeinenmittelschwerenbisschweren Grundrechtseingriffdarstellen.1917 


1912 Vgl. etwa zur Unzulässigkeit staatlicher Genehmigungsrechte in Bezug aufoperative 
Führungspersonen von Medienorganisationen $4 V. C. 2. b.; vgl. hingegen zum verfas- 
sungsrechtlich unbedenklichen staatlichen Statutengenehmigungsrecht$4V.C.2.f.cc. 


1913 Vgl. im Kontext der Beaufsichtigung des üpA der SRG BVGer, Urteil vom 21.4.2011, 
A-6603/2010, E.4. 

1914 Vgl. Art. 86 Abs. 5 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1738; vgl. dazu POLTIER, 
Comm. LRTV, Art.86 LRTV, N7; WEBER, Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N 17; vgl. auch 
DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 171. 


1915 Vgl. FREUDIGER, Ausgliederungen, S.105ff.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.244f.; 
VOGEL, Verwaltung, S.177 und S. 181; vgl. auch BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. HI.2.e. und 
Ziff. II.2.f. 

1916 FREUDIGER, Ausgliederungen, S.131; vgl. hingegen zum Vorrang des Gesellschafts- 
rechts gegenüber im kantonalen Recht vorgesehenen Aufsichtsmitteln ausführlich 
FREUDIGER, Ausgliederungen, S.132 ff. und STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 288 ff.; 
vgl. bereits §4 III. B. 2. b. 


1917 Vgl. zum sachlichen Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots ausführlich $31. 
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c. Weitere (zulässige) Aufsichtsmittel: Informationsrechte, 
Berichterstattungspflichten, Empfehlungen sowie Vertretungs-, 
Wahl- und Abberufungsrechte 


Im deutschen Verfassungsrecht ist die staatliche Aufsicht über den Rundfunk 
etwa mittels Informationsbeschaffung, Beratungen und unverbindlicher Bean- 
standungen bzw. Hinweisenim Hinblick auf die Kenntniserlangung von Rechts- 
verstössen gemäss h.L. unbedenklich und auch ohne ausdrückliche gesetz- 
liche Ermächtigung zulässig.1918 Im Zusammenhang mit der Beaufsichtigung 
privater Rundfunkanbieter hat das Bundesverfassungsgericht die in der Pra- 
xis wichtige Möglichkeit betont, durch Gespräche und Schriftenwechsel auf 
eine gesetzmässige Programmgestaltung hinzuwirken.1919 Gemäss gewissen 
Lehrmeinungen ist jedoch die Ausübung von Informationsrechten vor dem 
Hintergrund der lediglich beschränkt zulässigen Rechtsaufsicht dann hei- 
kel, wenn ohne konkrete Anhaltspunkte einer Rechtsverletzung allgemeine 
Überprüfungen in kleinen zeitlichen Abständen vorgenommen werden, da 
dies einer systematischen Überwachung und damit einer Vorzensur nahe- 
komme.1920 Entsprechend befinden diese Autoren staatliche Vertretungs-, 
Wahl- und Abberufungsrechte selbst in Bezug auf Mitglieder von Organen 
öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten ohne Stimmrecht - also ausschliess- 
lich zu Informationszwecken - für problematisch.1921 Dieh.L. und das deut- 
sche Bundesverfassungsgericht hingegen qualifizieren auch staatliche Vertre- 
ter mit Stimmrecht für verfassungsrechtlich zulässig, womit staatliche Ver- 
treter mit blossem Teilnahmerecht als Minus nichtim Grundsatz verfassungs- 
widrig sein dürften.1922 Darauf wird weiter unten zurückzukommen sein.1923 

Auch im schweizerischen Recht wird von der Lehre festgehalten, dass «be- 
reits die Errichtung eines Berichterstattungssystems eine verhaltenssteuernde 
Wirkung entfalten [kann], ohne dass mit ihm eigentliche Mitentscheidungs- 


1918 Vgl. betreffend den öffentlich-rechtlichen Rundfunk BERENDES, Staatliche Rechts- 
aufsicht, S.420; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.213; vgl. auch GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.204; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N32ff.; HESSE, Rund- 
funkrecht, 4. Kap., N124; vgl. im Zusammenhang mit dem privaten Rundfunk HAHN, 
Aufsicht, S.108; HESSE, Rundfunkrecht, 5. Kap., N 44. 


1919 Vgl. BVerfGE 73, 118 (169); vgl. dazu HAHN, Aufsicht, S.108; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, 
Rundfunkaufsicht, S. 433 f. 


1920 So etwa ausführlich BERENDES, Staatsaufsicht, S. 177 f.; FRYE, Staatsaufsicht, S.148f.; 
vgl. auch HAHN, Aufsicht, S. 96. 


1921 So BERENDES, Staatsaufsicht, S.180f.; FRYE, Staatsaufsicht, S.149f. 
1922 FRYE, Staatsaufsicht, S.150. 


1923 Vgl. ausführlich. zu staatlichen Vertretungs-, Wahl- und Abberufungsrechten so- 
gleich §4 V. C. 2. 
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rechte der Aufsichtsbehörde verbunden wären».1924 Generell gilt es betref- 
fend die milderen Aufsichtsinstrumente wie Informationsrechte, Berichter- 
stattungspflichten sowie Vertretungs-, Wahl- und Abberufungsrechte im Auge 
zu behalten, dass für die Bejahung einer unzulässigen Einflussnahme auf die 
Inhaltsproduktion bereits die Gefahr bzw. der Anschein ausreicht, dass die 
Zweckmässigkeit der Inhaltsproduktion gesteuert werden kann. Vor diesem 
Hintergrundsind etwa blosse Beratungs- und Beanstandungsbefugnisse ver- 
fassungsrechtlich unbedenklich und bedürfen entsprechend der Ansicht der 
deutschen Lehre auch keiner gesetzlichen Grundlage. Demgegenüber erschei- 
nen staatliche Vertretungs-, Wahl- und Genehmigungsrechte betreffend Füh- 
rungspersonen von Medien sowie uneingeschränkte staatliche Informati- 
onsrechte oder gleichlaufende Berichterstattungspflichten zumindest als 
empfindliche Grundrechtseingriffe, da sie eine fortlaufende Überwachung 
ermöglichen und dadurch einer verbotenen systematischen Vorzensur nahe- 
kommen. Hierfür ist dementsprechend zumindest betreffend Tätigkeitsberei- 
che mit publizistischer Relevanz entgegen der Auffassung der deutschen Lehre 
eine formell-gesetzliche Grundlage zu fordern.1925 Dies gilt auch für privatrecht- 
liche Aufgabenträger, bei welchen sich das staatliche Vertretungs- bzw. Wahl- 
recht bereits aus einer gesellschaftsrechtlichen Position des Staats ergibt.1926 


d. Aufsichtsverfahren und Rechtsschutz 


Wie im Kontext des Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots ausge- 
führt wurde, wird dem Staat die Einflussnahme aufbestimmte Medieninhalte 
umso eher ermöglicht, je grösser die materielle und formelle Flexibilität der 
rechtsanwendenden Behörde ist.1927 Da die Rechtsnormen, deren Einhaltung 
im Rahmen der (eingeschränkten) Rechtsaufsicht beaufsichtigt wird, in pub- 
lizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen regelmässig unbestimmt formuliert 
sind, ist die behördliche Flexibilität besonders bei für Medien bedeutsamen 
Entscheiden primär formell durch erhöhte Anforderungen an das Verwaltungs- 
verfahren, etwa in Bezug auf eine strenge Verhältnismässigkeitsprüfung, die 
Transparenz und die Begründungspflicht, oder durch erhöhte Anforderungen 


1924 Vgl. im Allgemeinen MAYHALL, Aufsicht, S. 106. 


1925 Vgl. in Bezug auf staatliche Vertretungs-, Wahl und Abberufungsrechte sogleich § 4 
V.C.2.a. 


1926 Vgl. bereits §4 V. C. 1. b.; vgl. in Bezug aufstaatliche Vertretungs-, Wahl und Abberu- 
fungsrechte BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. IIL.2.e.; vgl. zum statutarischen Entsendungs- 
recht gemäss Art. 762 OR (Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizeri- 
schen Zivilgesetzbuches [Fünfter Teil: Obligationenrecht] vom 30. März 1911) $4 V. C. 
2.f. dd. 


1927 Vgl. ausführlich hierzu §3 I. D. 2. c. cc. 
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an das gerichtliche Kontrollverfahren gering zu halten.1928 Als bedeutsame 
Aufsichtsentscheide dürften insbesondere Einschränkungen, Suspendierun- 
gen und Entzüge von Konzessionen bzw. Leistungsaufträgen, der Widerrufbzw. 
Rücktritt von Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen sowie Mittelkür- 
zungen und -rückforderungen gelten. 

In diesem Zusammenhang leiten gewisse deutsche Lehrmeinungen aus 
dem Verhältnismässigkeitsprinzip und dem Staatsunabhängigkeitsgebot 
den Grundsatz der Subsidiarität staatlicher Aufsicht ab, wonach staatliche 
Aufsichtsmassnahmen prinzipiell nur zulässig sind, wenn ebenso geeignete 
mildere Mittel der medieninternen Aufsicht versagt haben.1929 Auch nach 
schweizerischem Verfassungsverständnis hat die staatliche Aufsicht im Medi- 
enbereich stets das Verhältnismässigkeitsprinzip zu wahren.1930 In diesem 
Sinne wird im RTVG für den sensiblen Programmbereich ein dem eigentli- 
chen Aufsichtsverfahren durch die UBI vorgelagertes Beanstandungs- bzw. 
Schlichtungsverfahren bei Ombudsstellen vorgesehen.1931 Auch die staat- 
liche Finanzaufsicht über die SRG ist dem Gedanken der Subsidiarität ent- 
sprechend geregelt.1932 

In Bezug auf den Rechtsschutz ist zudem spätestens dann, wenn Verlet- 
zungen des absoluten Beherrschungsverbots nicht ausgeschlossen werden 
können, ein aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV fliessender abso- 
luter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz anzunehmen.1933 


e. Zwischenfazit: Auslagerungsgebot bzw. Verbot staatlicher Leitung 
publizistisch relevanter Tätigkeiten (in Abgrenzung zu den Begriffen 
staatlicher Aufsicht, Lenkung, Kontrolle und Steuerung) 


Gemäss deutscher Lehre hat der Ausschluss der Fachaufsicht sowie der ge- 
nannten lenkungsintensiven Aufsichtsinstrumente in Tätigkeitsbereichen 
mit publizistischer Relevanz zur Folge, dass diese Bereiche einer Herausnah- 
me aus demhierarchischen System der Verwaltungbedürfen.193 Im Ergeb- 
nis beanspruchen die aus dem deutschen Verfassungsrecht gewonnenen 


1928 Vgl. im Allgemeinen $3 II. B. 2. und im Kontext des RTVG §9 1. F. 4. 


1929 Vgl. betreffend den öffentlich-rechtlichen Rundfunk statt vieler m.w.Verw. FRYE, 
Staatsaufsicht, S.90f.; HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $45, N45. 


1930 Vgl. im Allgemeinen $31II.D. 
1931 Vgl. Art. 91ff. RTVG; vgl. hierzu §9 I. E. 
1932 Vgl. hierzu §10 V. C. 


1933 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 926; SCHEFER, Kerngehalte, 
S. 527f.; vgl. ausführlich im Kontext des mangelnden Rechtsschutzes gegen die SRG- 
Konzession §8 III. C. 1. 


1934 Vgl.JARASS, Massenmedien, S. 217; vgl. auch SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 195 
und S. 206 ff. 
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Erkenntnisse auch im schweizerischen Verfassungsrecht Geltung. So sind 
die lenkungsintensivsten Aufsichtsmittel des Selbsteintritts- und des Ersatz- 
vornahmerechts generell und die fachaufsichtsrechtlichen Weisungsrechte 
und die Genehmigungsbefugnisse in Tätigkeitsbereichen mit publizistischer 
Relevanz aufgrund ihres einer verbotenen systematischen Vorzensur gleich- 
kommenden Charakters auszuschliessen. Damit hat in jedem Fall eine Durch- 
brechung des Hierarchieprinzips und damit einhergehend die Auslagerung 
publizistisch relevanter Tätigkeiten aufeinen in dieser Hinsicht funktionalunab- 
hängigen bzw. autonomen Aufgabenträger ausserhalb der Zentralverwaltung, 
aber auch ausserhalb des Parlaments und der Gerichte zu erfolgen.1935 
Daes dem Staat verboten ist, dieZweckmässigkeit in Tätigkeitsbereichen mit 
publizistischer Relevanz in irgendeiner Art und Weise, sei dies mittels gene- 
rell-abstrakter oder individuell-konkreter Vorgaben, zu bestimmen, ist das 
Beherrschungsverbot gleichzeitig als Verbot staatlicher Leitung publizistisch 
relevanter Tätigkeiten zu verstehen. Der Begriff der staatlichen Leitung wird 
wie auch jener der staatlichen Lenkung, Steuerung, Kontrolle und Aufsicht 
von der Lehre und Praxis oft uneinheitlich verwendet.1936 Wie bereits er- 
wähnt, wird unter der Leitung als Bestandteil des Hierarchieprinzips gemein- 
hin das Einnehmen einer tatsächlich lenkenden und bestimmenden Rolle 
verstanden, 1937 wobei etwa mittels generell-abstrakter und individuell-kon- 
kreter Weisungen sowohl die recht- als auch die zweckmässige Erledigung 
öffentlicher Aufgaben durch übergeordnete Stellen ex ante überwacht und 
gegebenenfalls bestimmt wird.1938 Da die staatliche Leitung publizistisch 
relevanter Tätigkeiten ausgeschlossen ist, stellt staatliche Aufsicht über sol- 
che Bereiche entsprechend nie eine Dienstaufsicht, sondern eine Verbands- 
bzw. Organisationsaufsicht über ausserhalb der Zentralverwaltungstehende 
Aufgabenträger dar.1939 

Wie die staatliche Leitung ist auch die staatliche Lenkung darauf aus- 
gerichtet, eine vorgängige Einflussnahme auszuüben, wobei diese anders 
als die Leitung lediglich das Setzen generell-abstrakter Rechtmässigkeits- 
oder Zweckmässigkeitsmassstäbe umfasst (Zielformulierungsfunktion). 
Wichtigste Lenkungsinstrumente sind Rechtsnormen und die Zuweisung von 


1935 Vgl. zu den Adressaten des Staatsunabhängigkeitsgebots ausführlich § 6. 

1936 STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 207, Fn. 1161. 

1937 Vgl. für die Bundesebene Art. 38 RVOG; BIAGGINI, SGKBV, Art. 178 BV, N15 und 18; vgl. 
auch MÜLLER, BSKBV, Art. 178 BV, N28; vgl. bereits § 4 III. B. 2. a. 

1938 Vgl. aus der deutschen Lehre KAHL, Kontrolle, §47, N27f. und N91f.; vgl. auch STÖCKLI, 
Verwaltungskontrolle, S. 10. 

1939 Vgl. zum Unterschied zwischen Dienst- und Verbands- bzw. Organisationsaufsicht 
bereits §4 III. B. 2. b. 
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Haushaltsmitteln.1940 Da dieZweckmässigkeit publizistisch relevanter Tätig- 
keiten auch mittels generell-abstrakter Vorgaben bestimmt werden kann, ist 
dem Staatin dieser Hinsicht auch die Lenkung solcher Bereiche untersagt.1941 

Im Unterschied zur Leitung und Lenkung zielt staatliche Kontrolle pri- 
mär aufeine nachträgliche, individuell-konkrete Überprüfung und eventu- 
elle Korrektur der Recht- und Zweckmässigkeit der Aufgabenerfüllung ab.1942 
Da dem Staat auch das nachträgliche Anstellen von Zweckmässigkeitsüber- 
legungen betreffend publizistisch relevante Tätigkeiten verboten ist, hat der 
Staatin dieser Hinsichtauch die Kontrolle solcher Bereiche zu unterlassen. 1943 

Schliesslich unterscheidet staatliche Steuerung wie an früherer Stelle 
bereits erwähnt gemeinhin zwischen normativer, institutioneller bzw. orga- 
nisatorischer sowie finanzieller Steuerung194: und dient als Oberbegriff für 
die erläuterten Begriffe der Leitung, Aufsicht, Lenkung und Kontrolle.1945 
Aufgrund des Gesagten ist dem Staat letztlich jede Steuerung der Zzweckmäs- 
sigkeit publizistisch relevanter Tätigkeiten verboten.1946 


f. Anforderungen an die gesetzliche Grundlage in Bezug auf die 
Gewährleistung von Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S. 


Fraglich ist, inwieweit die Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S. bei 
der Wahrnehmung von Tätigkeiten mit publizistischer Relevanz gesetzlich 
gewährleistet werden muss. Wie bereits an diversen Stellen erläutert, bedarf 
auf Bundesebene die Auslagerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben an 
einen ausserhalb der Zentralverwaltung stehenden autonomen bzw. unab- 
hängigen Aufgabenträger aufgrund der damit einhergehenden Durchbre- 
chung der bundesrätlichen Leitungsgewalt einer hinreichenden gesetzlichen 
Grundlage (vgl. Art. 178 Abs. 3 BV).1947 Daraus leitet die h.L. für öffentlich- 
rechtliche Aufgabenträger einen Gesetzesvorbehalt für dieEinräumung von 


1940 Vgl. aus der deutschen Lehre KAHL, Kontrolle, $ 47, N30; vgl. auch STÖCKLI, Verwal- 
tungskontrolle, S. 10. 

1941 Vgl.im Kontext von Staatsvertreternin Führungsgremien von Medienorganisationen 
§4V.C. 2.a. und §4V. C. 2. b. 

1942 STÖCKLI, Verwaltungskontrolle, S. 11; vgl. aus der deutschen Lehre KAHL, Kontrolle, 
§47, N30. 

1943 Vgl. soeben ausführlich zum Verbot der Fach- und uneingeschränkten Rechtsaufsicht 
über publizistisch relevante Tätigkeiten $4 V. C. 1. a. 


1944 Vgl. zur politischen Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und privater Auf- 
gaben im öffentlichen Interesse § 4 HI. 


1945 STÖCKLI, Verwaltungskontrolle, S. 8 f.; vgl. aus der deutschen Lehre KAHL, Kontrolle, 
§47, N11. 


1946 Vgl. soeben ausführlich zum Verbot der Fach- und uneingeschränkten Rechtsaufsicht 
über publizistisch relevante Tätigkeiten $4 V. C. 1. a. 


1947 Vgl. bereits §3 II. B. 3. b. und §4 II. B. 2. b. 
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Unabhängigkeit ab.1948 Die Autonomie bzw. Unabhängigkeit bei der Aufgabe- 
nerfüllungmuss somit explizit in einem formellen Gesetz gewährleistet werden, 
was auch mit der Statuierung der Weisungsfreiheit erreicht werden kann. 1949 
Tatsächlich hat die Unabhängigkeit öffentlich-rechtlicher Aufgabenträger 
gegenüber der Regierung keinen effektiven Bestand, wenn diese nicht auf 
formell-gesetzlicher Stufe vorgesehen wird, da die Regierung auf bloss ver- 
ordnungsrechtlich oder z.B. im Leistungsauftrag eingeräumte Handlungs- 
spielräume jederzeit zurückkommen kann.!950 Vor dem Hintergrund des 
Staatsunabhängigkeitsgebots ist folglich eine formell-gesetzliche Grundlage 
zur Gewährleistungeiner effektiven Autonomie öffentlich-rechtlicher Aufgaben- 
träger beider Wahrnehmungvon Tätigkeiten mit publizistischer Relevanz gegen- 
über der Regierungzwingend vorzusehen.!951 

Betreffend privatrechtliche Aufgabenträger hingegen entfällt diebundes- 
rätliche Leitungsfunktion bereits aus Gründen der gesellschaftsrechtlich 
gewährleisteten Privatautonomie. Daher bedürfen öffentlich-rechtliche Auf- 
sichtsmittel in Bezug auf die Aufgabenerfüllung stets einer gesetzlichen 
Grundlage bzw. bedarf die Privatautonomie nicht der expliziten gesetzlichen 
Gewährleistung.1952 Gleichwohl ist mit Blick auf das Staatsunabhängigkeits- 
gebot eine formell-gesetzliche Gewährleistung der Unabhängigkeit bei der 
Wahrnehmungvon Tätigkeiten mit publizistischer Relevanzzur Verhinderung 
des Anscheins von ihrer Beherrschung als Gegensicherung angezeigt, wenn 
gleichzeitig- wasnur auf Bundesebene rechtlich zulässigist- lenkungsintensive 
Aufsichtsmittel wie rechtsaufsichtsrechtliche Weisungsrechte betreffend pub- 
lizistisch relevante Tätigkeiten oder Vertretungs-, Wahl- und Abberufungs- 
befugnisse gesetzlich vorgesehen werden. 1953 


2. Keine Beherrschung der Führung von Medienorganisationen 
(institutionelle und personelle Staatsunabhängigkeit) 


Im Folgenden ist zu klären, inwiefern staatliche Wahl- und Abberufungs- 
rechte in Bezug aufFührungspersonen von Medienorganisationen mit dem 


1948 Vgl. statt vieler BIAGGINI, Komm. BV, Art.178 BV, N12f.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, 
S.134£.; m.w.Verw. auf die deutsche Lehre VOGEL, Verwaltung, S.66f. und S. 162f. 


1949 Vgl. im Kontext der funktionalen Unabhängigkeit von Aufsichtsbehörden m.w.Verw. 
LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 9 und mit Beispielen STÖCKLI, Staatli- 
che Aufsicht, S.127 und Fn. 141. 


1950 VOGEL, Verwaltung, S.162. 


1951 Vgl. zur grundsätzlichen Zulässigkeit der öffentlich-rechtlichen Organisationsform 
vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots$4 V. C. 2. f. aa. 


1952 Vgl. bereits §4 II. B. 2. b. 
1953 Vgl. im Kontext des RTVG ausführlich §9 I. F. 1. 
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Staatsunabhängigkeitsgebot zu vereinbaren sind undinwieweit Sicherungs- 
mechanismen wie etwa die Weisungsfreiheit von Staatsvertretern oder In- 
kompatibilitätsregeln bestehen, die staatliche Benennungsrechte mit den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben in Einklang zu bringen vermögen. 

Im Kontext der Unabhängigkeitvon Aufsichts- und Regulierungsbehörden 
werden Fragen der Wahloder Genehmigung der operativen Führungbzw. der 
Personalautonomie unter dem Begriff der institutionellen Unabhängigkeit 
abgehandelt.1954 Fragen der Interessenbindungen und -kollisionen des Per- 
sonals werden unter dem Begriff der personellen Unabhängigkeit diskutiert.1955 


a. Staatliche Wahl- und Abberufungsrechte als Aufsichtsmittel 


Wie bereits angedeutet wurde, erstreckt sich das Verbot der staatlichen Fach- 
aufsicht bzw. der Zweckmässigkeitskontrolle nicht nur aufden Bereich der 
eigentlichen Produktion von Medieninhalten, sondern über alle Tätigkeits- 
bereiche, die sich auf die Inhaltsproduktion auswirken können und in die- 
ser Hinsicht somit ein Steuerungspotenzial aufweisen. Darunter fällt unter 
anderem der Personalbereich.1956 In der Zentralverwaltung stellt die Perso- 
nalpolitik ein wesentliches Steuerungsinstrument dar, 1957 das im Falle der 
Auslagerung der Aufgabenerfüllung aufeinen ausserhalb der Zentralverwal- 
tung stehenden Aufgabenträger infolge des Wegfalls lenkungsintensiver Auf- 
sichtsmittel zusätzlich an Bedeutung gewinnt.1958 Die Autonomisierung eines 
Aufgabenbereichs hat in der Regel zur Konsequenz, dass nicht die Zentral- 
verwaltung, sondern ausschliesslich die Leitungsorgane der autonomen 
bzw. unabhängigen Aufgabenträger an der Entscheidfindung betreffend 
die Aufgabenerfüllung beteiligt sind. 1959 Die staatliche Bestellung der «richti- 
gen Personen» in die Leitung von ausserhalb der Zentralverwaltung stehenden 


1954 Vgl. LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.11; PVK, Bericht Unabhängigkeit, 
S.1735f.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 128 f.; vgl. bereits $4 V. A. 


1955 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 11ff.; PVK, Bericht 
Unabhängigkeit, S.1736.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.129; vgl. bereits §4 V. A. 


1956 Vgl. aus der deutschen Lehre betreffend öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten 
SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.309f.; vgl. auch BERENDES, Staatsaufsicht, 
S.101f.; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $14, N28; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., 
N123; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.43f. und S. 54; STARCK, Rundfunkfreiheit, 
S.23f.; vgl. bereits §4 V. C.1. 


1957 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 425; vgl. ausführlich betreffend die Steuerungs- 
ebene Personal aus der deutschen Lehre SCHUPPERT, Verwaltungswissenschaft, 
S. 625 ff.; vgl. bereits § 4 III. B. 2. a. 

1958 Vgl. m.w.Verw. auf die deutsche Lehre STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 425; vgl. auch 
POLTIER, Surveillance, S. 75. 


1959 Vgl. POLTIER, Surveillance, S. 75 und S. 94; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 426. 
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Aufgabenträgern stellt somitein wichtiges Instrument zur Beaufsichtigung der 
ausgelagerten Aufgabenerfüllung dar.1960 

Im Unterschied zum fachaufsichtsrechtlichen Weisungsrecht ermöglicht 
die Befugnis zur Bestellung von Mitgliedern des Leitungsorgans ausgelager- 
ter Aufgabenträger grundsätzlich keine konkrete Einzelfallsteuerung. 1961 
Allerdings «kann die Drohung mit der <Abrufbarkei für den Fall des Unge- 
horsams) «Damoklesschwert-Argument)) als äusserstes Mittel zur Wahrung 
der Interessen der öffentlichen Hand einen hohen Anpassungsdruck bewir- 
ken».1962 Entsprechend ist in der deutschen Lehre in Bezug auf den Rund- 
funkbereich zu lesen: «Personalpolitik ist vorweggenommene Programmpo- 
litik.»1963 Folglich kann der Staat durch die Bestellung von für publizistisch 
relevante Tätigkeiten zuständigen Personen die Inhaltsproduktion prinzipiell 
zwar nicht im Detail beherrschen, doch eröffnet ihm dieses Aufsichtsinstru- 
ment durch die Hintertür die Möglichkeit einer zumindest groben bzw. rich- 
tunggebenden Steuerung.1964 Dadurch wird der Anschein erweckt, der Staat 
könne die Zweckmässigkeit publizistisch relevanter Tätigkeiten zumindest gene- 
rell-abstrakt bestimmen, was einermit Blick aufdas Beherrschungsverbot unzu- 
lässigen Lenkung der Zweckmässigkeit dieser Tätigkeiten gleichkommt. 1965 

Die Befugnis staatlicher Behörden zur periodischen Wahl von Leitungs- 
personen ausgelagerter Aufgabenträger dient der Kompensation des durch 
die Auslagerung der Aufgabenerfüllung aus der Zentralverwaltung bewirkten 
Verlusts demokratischer Legitimation.!966 Können demokratisch legitimierte 
Behörden wie die Regierung die Aufgabenerfüllung nicht mehr durch unein- 
geschränkte Weisungsgewalt führen, haben sie keine Möglichkeit, wichtige 


1960 Vgl. m.w.Verw. auf die deutsche Lehre STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 426; vgl. 
auch BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. II.2.e.; HETTICH, Öffentliche Unternehmen, S. 16; 
POLTIER, Surveillance, S.75 und S. 94; vgl. aus der deutschen Lehre etwa STORR, 
Staat, S.65. 


1961 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.426f.; vgl. auch ENGI, Verwaltungssteuerung, 
S.26 und S. 43f.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa STORR, Staat, S.65. 


1962 Vgl. aus der deutschen Lehre STORR, Staat, S. 66; vgl. dazu STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S. 427; vgl. betreffend die privatrechtliche Aktiengesellschaft WATTER/ROTH 
PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N1. 


1963 Vgl. in Bezug auf die Wahl des Intendanten durch die Rundfunkräte öffentlich-recht- 
licher Rundfunkanstalten m.w.Verw. HOFFMANN-RIEM, Programmgrundsätze, 
S.124; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.123. 


1964 Vgl. im Allgemeinen m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 426; vgl. auch ENGI, 
Verwaltungssteuerung, S.26 und S. 43f. 


1965 Vgl. zum Begriff der Lenkung als vorgängige generell-abstrakte Setzung von Rechts- 
oder Zweckmässigkeitsmassstäben $4 V.C.1.E. 

1966 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, Fn. 1344 und ausführlich S. 423 ff.; m.w.Verw. 
VOGEL, Verwaltung, S.177; vgl. bereits$4 III. B. 2. b. 
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Entscheide selber zu treffen. Damit entfällt ihre demokratische Verantwort- 
lichkeit als Bestandteil sachlich-inhaltlicher demokratischer Legitimation 
der Aufgabenerfüllung. 1967 Indem Mitglieder des Leitungsorgans ausgela- 
gerter Aufgabenträger durch demokratisch legitimierte Organe bestellt wer- 
den können, wird die demokratische Legitimation der Aufgabenerfüllung 
zumindest in organisatorisch-personeller Weise sichergestellt.1968In diesem 
Zusammenhang setzt das deutsche Bundesverfassungsgericht «die Möglich- 
keiteiner gewissen und auch nicht nur völlig marginalisierten Mitwirkung 
von staatlichen Vertretern» indenöffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
vor dem Hintergrund der Tatsache, dass diese Trägerinnen öffentlicher Auf- 
gaben sind und massgeblich staatlich finanziert werden, in konstanter Recht- 
sprechung voraus.1969 

Die Bestellung von Leitungspersonen ausgelagerter Aufgabenträger 
eröffnet den staatlichen Behörden verschiedene Möglichkeiten der Einfluss- 
nahme auf die Aufgabenerfüllung, die sich in ihrer Effektivitätin Bezug auf die 
inhaltliche Beeinflussung von Entscheidungen der Leitungspersonen unter- 
scheiden. Staatliche Vertreter in Leitungsorganen besitzen regelmässig ein 
Stimmrecht und können somit an der Leitung des ausgelagerten Aufgabenträ- 
gers partizipieren.1970 Dabei kann die staatliche Behörde am effektivsten auf 
das Stimmverhalten eines Vertreters Einfluss nehmen, wenn den bestellten 
Führungspersonen Weisungen erteiltwerden können, da die Entscheidfindung 
der Leitung damit kontinuierlich und inhaltlich beeinflusst werden kann. 1971 
Die Erteilung von Weisungen an staatlich ernannte Führungspersonen ist zu 
unterscheiden von der Weisungserteilungan einen Aufgabenträger als Gan- 
zes,1972 die gegenüber Medienorganisationen im Bereich der Fachaufsicht 
über Tätigkeitsbereiche mit publizistischer Relevanz verboten ist.1973 Des 


1967 Vgl. zur politischen Verantwortlichkeit der Regierung bereits §3 II. B. 2. a. 


1968 Vgl. ausführlich zur organisatorisch-personellen demokratischen Legitimation 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 423 ff.; vgl. auch TSCHANNEN, Staatsrecht, § 6, N10; 
VOGEL, Verwaltung, S. 47; vgl. zur demokratischen Legitimation der Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben und privater Aufgaben im öffentlichen Interesse bereits § 4 III. A. 


1969 Vgl. etwa BVerfGE 136, 9 (34 f.); vgl. §4 IV. A. 3. b. 


1970 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. IIL.2.e; vgl. zur staatlichen Vertretungin Organen aus- 
gelagerter Aufgabenträger mit bloss beratender Stimme zur ausschliesslichen Infor- 
mationsgewinnung$4V.C.1.c. 


1971 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 441 und ausführlich zur Zulässigkeit und zu den 
Grenzen der Weisungsbindung von Staatsvertretern in Führungsgremien sowohl 
öffentlich- als auch privatrechtlicher Aufgabenträger S. 447 ff. 


1972 Vgl. m.w.H. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 442f.; vgl. auch FREUDIGER, Rechtsform, 
S.115. 


1973 Vgl. ausführlich §4 V. C. 1. 
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Weiteren ermöglicht die staatliche Bestellung von Führungspersonen einen 
fortlaufenden Einblick in die Geschäftsführung, z.B. in Bezug auf wesentli- 
che Personalentscheide, und dient somit der Beschaffung von Informationen 
zur Kontrolle der Aufgabenerfüllung, die andernfalls Geschäftsgeheimnisse 
darstellen würden.1974 

Aufgrund ihrer Steuerungsintensität und der damit verbundenen Ein- 
schränkung der Unabhängigkeit bzw. der Autonomie bedürfen Aufsichtsmit- 
telin der Form von Wahl- und Abberufungsrechten einer formell-gesetzlichen 
Grundlage.!975 Dasselbe gilt auch aus der Optik der Rechtfertigung von Ein- 
griffen in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsprinzips. So eröffnen 
steuerungsintensive Aufsichtsmittel in publizistisch relevanten Tätigkeitsbe- 
reichen stets die Möglichkeit der Beeinflussung der Inhaltsproduktion und 
stellen daher regelmässig einen mittelschweren bis schweren Grundrechts- 
eingriff dar.1976 Aus diesem Grund ist eine formell-gesetzliche Grundlage 
auch für privatrechtliche Aufgabenträger zu fordern, bei welchen sich das staat- 
liche Vertretungs-bzw. Wahlrecht bereits aus einer gesellschaftsrechtlichen 
Position des Staats ergibt.1977 


b. Keinestaatlichen Wahl- oder Genehmigungsrechte betreffend 
Mitglieder operativer Führungsgremien sowie das Personal 
publizistisch relevanter Bereiche (Personalautonomie) 


Im deutschen Recht werden Aufsichtsaufgaben innerhalb öffentlich-rechtli- 
cher Rundfunkanstalten dem Rundfunkrat und Geschäftsführungsaufgaben 
bzw. die Verantwortung für die Programmgestaltung dem sog. Intendanten 
übertragen.1978 Auf die Einstellung des Intendanten sowie des restlichen Perso- 
nals darf der Staat keinen Einfluss haben, womit staatliche Benennungsrechte 
lediglich für Mitglieder des Rundfunkrats vorgesehen sind - die Redeistvon 
der Personalautonomie der Rundfunkanstalten.1979 


1974 Vgl. ausführlich zu den Informationspflichten staatlich ernannter Führungsmitglie- 
der STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 477 ff.; vgl. hierzu bereits$4 V.C.1.c. 


1975 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. III.2.e. und Ziff. IIL.2.h.; STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S.244f.; VOGEL, Verwaltung, S. 177. 


1976 Vgl. zum sachlichen Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots ausführlich $31. 


1977 Vgl. bereits §4 V. C. 1. b.; vgl. in Bezug auf staatliche Vertretungs-, Wahl und Abberu- 
fungsrechte BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. IIL.2.e.; vgl. zum statutarischen Entsen- 
dungsrecht nach Art. 762 OR §4 V. C. 2. f. dd. 


1978 Vgl. ausführlich zu den Verantwortlichkeiten des Intendanten für den Bereich der 
unmittelbaren Programmgestaltung und den Kompetenzen des Rundfunkrats etwa 
HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N 67 ff.; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 117 ff. 


1979 Vgl. etwa HOFFMANN-RIEM, Selbstverwaltung, S. 962. 
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Diese Aussagen können aus den folgenden Gründen auch für das schweizeri- 
sche Verfassungsrecht Geltungbeanspruchen. Nach Auffassung des Bundesrats 
und der schweizerischen Lehre war der bundesrätliche Genehmigungsvorbe- 
halt hinsichtlich des Generaldirektors der SRG aufgrund von dessen bedeuten- 
der Position im Licht des Staatsunabhängigkeitsgebots unzulässig.1980 Wie 
ananderer Stelle erläutert, schützt das Staatsunabhängigkeitsgebot bereits 
vor der Gefahr bzw. dem Anschein der Beherrschung der Inhaltsproduktion 
durch den Staat.1981 Vor diesem Hintergrund muss zumindest die Befugnis 
staatlicher Behörden zur Bestellung weisungsgebundener Führungspersonen 
im Grundsatz für unzulässig bezeichnet werden. So ermöglicht das Recht der 
Behörde, der entsendeten Führungsperson Weisungen zu erteilen, die kon- 
tinuierliche und inhaltliche Einflussnahme auf die Aufgabenerfüllung1982 
und kommt somit einer im Lichte des Staatsunabhängigkeitsgebots unzu- 
lässigen Fachaufsicht über Tätigkeitsbereiche mit publizistischer Relevanz 
gleich.1983 Mit der Weisungsbefugnis gleichzustellen ist eine Personeniden- 
tität zwischen Regierungsmitglied oder Staatsangestellten auf der einen und 
Staatsvertreter auf der anderen Seite, da ein Regierungsmitglied gegenüber 
dem Regierungskollegium und ein Staatsangestellter gegenüber der hierar- 
chisch höheren Stelle weisungsgebunden ist.198* Demnach muss auch eine 
solche Personenidentität als grundsätzlich unzulässig qualifiziert werden.1985 

Allerdings können staatlich ernannte Führungspersonen auch ohne Wei- 
sungsbindungen oder Personenidentitäten bereits aufgrund des Drohpotenzi- 
als einer möglichen Abberufungbzw. einer möglichen Nichtwiederwahl faktisch 
auf die Wünsche der bestellenden Behörde Rücksicht nehmen.!986 So «kann die 


1980 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; BARRELET/WERLY, Droit de la Commu- 
nication, Rz. 256 und Rz. 831; GROB, Programmautonomie, S. 292f.; MORAND, Liberté, 
S. 24; RIKLIN, Programm freiheit, S. 54 f.; WEBER, Kommentar RTVG, Art. 33, N 5; offen- 
gelassenin VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 501; ROSTAN, Service public, 
S.193; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.125. 


1981 Vgl. ausführlich $3 III. C. 

1982 Vgl. soeben §4 V.C. 2.a. 

1983 Vgl. hierzu ausführlich §4 V. C. 1. a. 

1984 Vgl. ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 444 f. 


1985 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug auf die Staatsvertreter im Rundfunkrat öffent- 
lich-rechtlicher Rundfunkanstalten etwa JARASS, Massenmedien, S.280f.; JARASS, 
Freiheit des Rundfunks, S. 51. 


1986 Vgl. aus der deutschen Lehre etwa MANN, Öffentlich-rechtliche Gesellschaft, S.206f.; 
STORR, Staat, S. 66; vgl. dazu STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.346 und S. 459f.; vgl. 
im Zusammenhang mit staatlichen Vertretern in den Rundfunkräten öffentlich-recht- 
licher Rundfunkanstalten JARASS, Massenmedien, S.280f.; vgl. im Zusammenhang 
mit staatlichen Vertretern in Gremien der für die Aufsicht des privaten Rundfunks 
zuständigen Landesmedienanstalten RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, 
D. Die Staatsfreiheit, N 32. 
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Drohung mit der <Abrufbarkeit für den Fall des «Ungehorsams» («Damokles- 
schwert-Argumenp) als äusserstes Mittel zur Wahrung der Interessen der 
öffentlichen Hand einen hohen Anpassungsdruck bewirken».1987 Entspre- 
chend kann bereits das Recht zur Abberufungbzw. zur Nichtwiederwahl dem 
Staat eine (wenn auch nur mittelbare) Beherrschung des Stimmverhaltens 
des Staatsvertreters ermöglichen.1988 Diese Möglichkeit dürfte auch dann 
bestehen, wenn Staatsvertreter «nur aus wichtigem Grund abberufen» wer- 
den dürfen, dasich ein solcher Vorbehalt «durch eine geschickte Begründung 
leicht überwinden lässt» und somit «nur eine geringfügige Sperrwirkung» 
entfaltet.1989 Demnach besteht unabhängig von Weisungsbindungen oder 
Personenidentitäten die Gefahr, dass die entsendende Behörde auf die Ent- 
scheidungen des Staatsvertreters einwirken kann.1990 Zwar kann der Staat 
publizistisch relevante Tätigkeitsbereiche ohne Weisungsrecht nicht punkt- 
genau beherrschen. Allerdings wird durch das Drohpotenzialder Abberufung 
bzw. Nichtwiederwahl der Anschein erweckt, der Staat könne die Zweck- 
mässigkeit solcher Tätigkeiten zumindest generell-abstrakt bzw. grob und 
damitrichtunggebend bestimmen, was einer mit Blick auf das Beherrschungs- 
verbot unzulässigen Lenkung der Zweckmässigkeit publizistisch relevanter 
Tätigkeiten gleichkommt.1991 Folglich ist als Zwischenfazit festzuhalten, dass 
bereits die blosse Befugnis staatlicher Behörden zur Benennung von Führungs- 
personen unabhängigvon Weisungsbindungen oder Personenidentitätengrund- 
sätzlich unzulässig ist. 

Dasselbe muss für staatliche Genehmigungsrechtein Bezug auf die Ernen- 
nung von Führungspersonen gelten. Soistes der zuständigen Behörde dadurch 
zwar nicht möglich, die Führungsperson selber zu bestimmen, doch erhält 
sie aufgrund der drohenden Nicht(wieder)genehmigung durchaus faktische 
Gestaltungsspielräume in Bezug auf die Personalentscheidung, welche somit 
letztlich ebenfalls vom Willen der genehmigenden Behörde abhängt.1992 


1987 Vgl. aus der deutschen Lehre STORR, Staat, S. 66; vgl. dazu STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S. 427; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.135; vgl. betreffend die privatrechtliche 
Aktiengesellschaft WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N1. 


1988 Vgl. aus der deutschen Lehre etwa MANN, Öffentlich-rechtliche Gesellschaft, S. 207; 
vgl. hierzu bereits §4 V.C.1.c. 

1989 Vgl. aus der deutschen Lehre im Zusammenhang mit staatlichen Vertretern in Gre- 
mien der Landesmedienanstalten RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, D. 
Die Staatsfreiheit, N 32. 

1990 Vgl. aus der deutschen Lehre im Zusammenhang mit der Bestellung staatlicher Vertre- 
ter in Gremien der Landesmedienanstalten RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungs- 
recht, D. Die Staatsfreiheit, N32. 

1991 Vgl.soeben$4V.C.2.a. 

1992 Vgl. aus der deutschen Lehre im Kontext staatlicher Genehmigungsrechte betreffend 
das Budget HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S. 133; vgl. hierzu §4 V. D. 6. b. 
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Fraglich ist, ob staatlich ernannte Führungspersonen zulässig sind, wenn sie 
lediglich Mitglieder eines Kollegialgremiums darstellen. Diesbezüglich gilt zu 
beachten, dass der Meinung des Staatsvertreters für gewöhnlich dann ein 
hohes Gewicht beigemessen wird, wenn das fragliche Gemeinwesen am Auf- 
gabenträger massgeblich beteiligt ist, wobei ein erhöhtes Gewicht auch auf- 
grund der Stellung oder des Sachverstands des Staatsvertreters oder etwa 
aufgrund der finanziellen Abhängigkeit des Aufgabenträgers von staatlichen 
Mitteln denkbar ist.1993 Dies wird durch die Aussage von Bundesrat Leuen- 
berger veranschaulicht, wonach ein vom Bundesrat gewählter Vertreter im 
(strategischen) Führungsgremium der SRG «immer wieder darauf [pocht], 
dass er von uns gewählt wurde».1994 Folglich besteht bereits bei der staatlichen 
Bestellung eines einzigen Mitglieds des Führungsgremiums die Gefahr bzw. 
der Anschein, dass der Staat in beherrschender Art und Weise auf die Ent- 
scheidfindung des Führungsgremiums von Medienorganisationen Einfluss 
nehmen kann.1995 Dementsprechend muss vor dem Hintergrund des Beherr- 
schungsverbots bereits die Benennung bzw. Genehmigung eines einzelnen 
Staatsvertreters ineinem Führungsgremium für unzulässig erklärt werden. 

Allerdings existieren Sicherungsmechanismen, die gewährleisten, dass 
Wahl- oder Genehmigungsrechte in Bezug auf Leitungspersonen nicht zum 
Zweck der mittelbaren Beherrschungder Inhaltsproduktion eingesetzt werden 
können.1996 

So kann in Bezug auf die Zuständigkeiten des Führungsgremiums vorab 
eine Trennungvon operativen und strategischen Führungsaufgaben erfolgen. 
Die Rede ist vom sog. dualistischen Modell oder Trennungsmodell, an wel- 
chem sich die Führungsstrukturen privatrechtlicher Aktiengesellschaften 
und die regelmässig diesen nachgebildeten Führungsstrukturen öffentlich- 
rechtlicher Aufgabenträger häufig orientieren.1997 Gemäss diesem Modell 
istein Gremium für die strategische Führung sowie Aufsicht (strategisches 


1993 Vgl. BJ, Gutachten Swisscom, Fn. 14 und STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 441, Fn. 2226 
m.H. auf den Beispielfall, in welchem das (strategische) Führungsgremium der Swiss- 
com AG der Ansicht des einzigen Bundesvertreters folgte (vgl. dazu ausführlich GPK 
NR, Bericht Entscheide Swisscom, S. 5173 ff.). 


1994 Vgl. ABSR2005, S. 82. 


1995 Vgl. hingegen die weniger strenge Empfehlung des Europarats, wonach Staatsvertre- 
ter in kollegialen Führungsgremien insoweit zulässig sind, als eine dominante Ein- 
flusskraft aufgrund von ihrer Anzahl oder speziellen Befugnisse ausgeschlossen 
werden kann §4 IV. C. 3. b. 

1996 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug auf das Verhältnis zwischen den Intendanten 
und den Rundfunkräten öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten SCHREIER, Selbst- 
verwaltungsrecht, S.123f. 

1997 Vgl. ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 399 ff.; vgl. auch EFV, Erläuternder 
Bericht, S.24f. 
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Führungsgremium) und das andere Gremium für die operativen Geschäfte 
(operatives Führungsgremium bzw. Geschäftsleitung) zuständig.1998 Auf 
Medienorganisationen übertragen bedeutet dies, dass das operative Füh- 
rungsgremium die eigentliche Führung der publizistisch relevanten Tätigkei- 
ten übernimmt, während dem strategischen Führungsgremium das Treffen 
strategischer Entscheidungen sowie Aufsichtsaufgaben obliegen. Folglich hat 
eine erste Relativierung in Bezug auf die prinzipielle Unzulässigkeit staatli- 
cher Vertreter in Führungsgremien von Medienorganisationen dahingehend 
zulauten, dass Wahl- oder Genehmigungsrechte lediglich betreffendMitglieder 
des operativen Führungsgremiums unzulässig sind. 

Dasselbe muss auch in Bezug auf das restliche Personal von Medienorga- 
nisationen zumindest in publizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen gelten. 


c. Keine Einzelweisungsbefugnis strategischer Führungsgremien 
mit Staatsvertretern in Bezug auf die laufende Inhaltsproduktion 
(Autonomie der Geschäftsleitung und des Personals bei der 
Inhaltsproduktion) 


Fraglich ist, ob als weiterer Schritt zum Schutz der Inhaltsproduktion vor dem 
Anschein staatlicher Beherrschung auszuschliessen ist, dass das strategi- 
sche Führungsgremium von Medienorganisationen mit Staatsvertretern der 
Geschäftsleitung vor der Inhaltsverbreitungindividuell-konkrete Weisungen 
in Bezug auf die Inhaltsproduktion erteilen kann. Gemäss deutscher Lehre 
muss dem Intendanten im unmittelbaren Programmbereich ein autonomer 
Entscheidungsspielraum offenstehen.1999 Zwar darfauch der Rundfunkrat 
Zweckmässigkeitsüberlegungen in die Programmüberwachung einfliessen 
lassen;2000 zur Wahrung der autonomen Programmgestaltung des Intendan- 
ten dürfen diesem hingegen keine individuell-konkreten Ex-ante-Weisungen 
mit unmittelbarem Programmbezugerteilt werden. Der Rundfunkratistsomit 
vor der Inhaltsverbreitung lediglich befugt, Weisungen in generell-abstrakter 


1998 Vgl. ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 396 ff.; vgl. zur aktienrechtlichen 
Konzeption der undelegierbaren strategischen Führungsaufgaben des Verwaltungs- 
rats (Art.716a OR) und zur delegierbaren Geschäftsführung (Art. 716b OR) ausführ- 
lich WATTER/PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N4ff. und Art.716b OR, N1 ff. 


1999 Vgl. ausführlich zum Intendanten als Inhaber einer sog. organisationsinternen Auto- 
nomie im Bereich der Programmgestaltung etwa SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, 
S.117ff.; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N93; HOFFMANN-RIEM, Selbstverwal- 
tung, S.953. 

2000 Vgl. etwa HESSE, Rundfunkrecht, 4.Kap., N 94; LERCHE, Landesbericht, S.80; SCHREIER, 
Selbstverwaltungsrecht, S.119f.; vgl. auch OSSENBÜHL, Programmnormen, S.20ff.;a.M. 
HOFFMANN-RIEM, Programmgrundsätze, S.126, der lediglich eine beschränkte Rechts- 
aufsicht bzw. eine Evidenzkontrolle durch den Rundfunkrat für zulässig erachtet. 
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Form bzw. mithohem Abstraktionsgrad zu erlassen, bzw. darf Weisungenin 
individuell-konkreter Form bzw. mit hohem Bestimmtheitsgrad ausschliess- 
lich im Anschluss an die Programmausstrahlung erteilen.2001 Mitanderen 
Worten ist dem Rundfunkrat lediglich eine (präventive) Zweckmässigkeits- 
lenkung und eine (nachträgliche) Zweckmässigkeitskontrolle, nicht jedoch 
eine (präventive) Zweckmässigkeitsleitung der Inhaltsproduktion erlaubt. 2002 

Gemässschweizerischem Recht obliegen im Lichte der aktienrechtlichen 
Konzeption dem Verwaltungsrat als strategischem Führungsgremium mit- 
unter die undelegierbaren Aufgaben der Oberleitung der Gesellschaft und 
der Erteilung der nötigen Weisungen sowie der Oberaufsicht über die mit 
der Geschäftsführung betrauten Personen, namentlich im Hinblick auf die 
Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen.2003 Während 
die Leitungsaufgaben für gewöhnlich den Erlass generell-abstrakter sowie 
individuell-konkreter Weisungen an die entsprechend weisungsgebundene 
Geschäftsleitung umfassen, 2004 beinhalten die Aufsichtsaufgaben die dau- 
ernde Überwachung der Geschäftsleitungsowohl in Bezug auf die Rechtmäs- 
sigkeit als auch auf die Zweckmässigkeit unternehmerischer Entscheide. 
Dabei wird eine vergangenheitsorientierte Ex-post-Überwachungin der Regel 
als genügend, eine laufende Ex-ante-Kontrolle hingegen als sinnvoll bzw. 
wünschbar qualifiziert.2005 Zudem besteht auch eine Pflicht des Verwaltungs- 
rats zur personellen Überwachung der Geschäftsleitung.2006 

In Bezug auf strategische Führungsgremien von Medienorganisationen 
hingegen nehmen auch KLEY und das Bundesamt für Justizan, dass dieses im 
Fall der Einsitznahme von Staatsvertretern keine individuell-konkreten Wei- 
sungen in laufenden Programmangelegenheiten erteilen darf.2007 Tatsäch- 
lich käme die Befugnis strategischer Führungsgremien mit Staatsvertretern 


2001 Vgl. SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.117f. und 120f.; vgl. auch HESSE, Rundfunk- 
recht, 4. Kap., N93. 

2002 Vgl. zu den Begrifflichkeiten der Leitung, Lenkung und Kontrolle §4 V. C. 1. E. 

2003 Vgl. Art. 716a Abs. 2 Ziff. 1 und Abs. 2 OR. 

2004 Vgl. WATTER/PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N5; vgl. ausführlich BÖCKLI, Aktien- 
recht, §13, N310 ff. 

2005 Vgl. WATTER/PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N 24; vgl. ausführlich BÖCKLI, Aktien- 
recht, §13, N 374 ff.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 398f. 

2006 Vgl. m.w.Verw. WATTER/PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N25. 

2007 Vgl. im Zusammenhang mit der Beteiligung der sich mehrheitlich in Bundesbesitz 
befindlichen Swisscom AG an einer Rundfunkveranstalterin BJ, Gutachten Swiss- 
com, S. 223 mit Bezugnahme auf Art. 33 Abs. 2 RTVG betreffend die eingeschränkten 
Weisungsbefugnisse des Verwaltungsrats der SRG; vgl. auch KLEY, Gutachten Swiss- 
com, Rz. 7 und Rz. 19, allerdings unpräziserweise mit Hinweis auf Art. 6 Abs. 1 RTVG 
(vgl. hierzu §9 II. C. 2.). 
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zur (präventiven) Zweckmässigkeitsleitung der Inhaltsproduktion der unzu- 
lässigen Situation gleich, in welcher der Staat Mitglieder des operativen Füh- 
rungsgremiums oder das Personal publizistisch relevanter Sachbereiche 
benennt. Es gilt folglich entgegen der aktienrechtlichen Konzeption auszu- 
schliessen, dass strategischen Führungsgremien mit Staatsvertretern eine 
Befugnis zur Erteilung von Einzelweisungen in der laufenden Inhaltsproduktion 
zukommt. Mit anderen Worten dürfen die Befugnisse des strategischen Füh- 
rungsgremiums keine Ex-ante-Überwachung der Inhaltsproduktion mittels 
Einzelweisungen umfassen. 


d. Keine starke Minderheitsposition von Staatsvertretern 
in strategischen Führungsgremien 
aa. Grundsatz: Drittelsgrenze 


Als weiterer Sicherungsmechanismus ist zu gewährleisten, dass die Befugnis 
zur Wahlbzw. Genehmigung von Staatsvertretern in strategischen Führungs- 
gremien von Medienorganisationen nicht dazu genutzt werden kann, mittels 
des Wahl- und Abberufungsrechts in Bezug auf die Geschäftsleitungoder mittels 
der Budgetierung (mittelbar) eine eigene Programmpolitik durchzusetzen. 
Nach der aktienrechtlichen Konzeption obliegt dem Verwaltungsrat als 
strategischem Führungsgremium mitunter die undelegierbare Aufgabe der 
Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung betrauten Perso- 
nen.2008 Dabei darf das Abberufungsrecht gemäss bundesgerichtlicher Recht- 
sprechung jederzeit und ohne Grundangabe wahrgenommen werden, womit 
eine Beschränkung des Abberufungsrechts auf wichtige Gründe unzulässig 
ist.2009 Eine weitere, nicht zu vernachlässigende Einflussmöglichkeit auf die 
Inhaltsproduktion stellt dieunübertragbare Aufgabe der Budgetierung dar. 2010 
Im deutschen Rundfunkrecht existieren zum Schutz der autonomen Hand- 
lungsspielräume des Intendanten in Bezug auf die Programmgestaltung zum 
einen gesetzliche Schutzbestimmungen in materieller Hinsicht, wonach die- 
ser lediglich aufgrund pflichtwidrigen Verhaltens vom Rundfunkrat abgeru- 
fen werden darf.2011 Gerade weil der Rundfunkrat im Programmbereich — 
wie soeben erläutert — Ex ante-Weisungen lediglich generell-abstrakt bzw. 
mit hohem Abstraktionsgrad erlassen darf, ist der Bereich pflichtgemässen 


2008 Vgl.716a Abs.1Ziff. 4 OR. 


2009 Vgl. BGE 8011118, E.1, S. 121; vgl. dazum.w.Verw. WATTER/PELLANDA, BSK OR, Art. 716a 
OR,N22. 


2010 Vgl. Art.716a Abs. 1 Ziff.3 OR; WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N18; 
vgl. zur Möglichkeit der indirekten staatlichen Beherrschung der Inhaltsproduktion 
über die Budgetierung sogleich § 4V. D. 3. 


2011 Vgl. m.H. auf die Gesetzeslage SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.73 und S.124. 
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Verhaltens sehr weit. Damit wird verunmöglicht, dass der Intendant aus 
Zweckmässigkeitsüberlegungen bzw. aus dem alleinigen Grund abberufen 
wird, dass dieProgrammgestaltung den Vorstellungen der Mehrheit des Rund- 
funkrats widerspricht. 2012 In verfahrensmässiger Hinsicht bestehen zum 
anderen Regelungen, wonach es zur Wahl und Abberufung des Intendanten 
qualifizierter Mehrheiten bedarf, um die Gefahr einer einseitigen Beeinflus- 
sung der Personalpolitik durch dominante Interessen zu relativieren.2013 

Das Statuieren qualifizierter Mehrheiten in Bezugaufdie Wahl und Abbe- 
rufungder Geschäftsleitung durch das strategische Führungsgremium ist zur 
Verhinderung beherrschender staatlicher Einflussnahmen auf die Inhalts- 
produktion hingegen nur dann wirksam, wenn die Staatsvertreter nicht die 
Sperrminorität des strategischen Führungsgremiums innehaben.2014 In jedem 
Fallistin Anbetracht der Tatsache, dass dem strategischen Führungsgremi- 
um aufgrund seiner inhaltsbezogenen bzw. fachaufsichtsrechtlichen Über- 
wachungsaufgaben, seines Wahl- und Abberufungsrechts in Bezug auf die 
Geschäftsleitung sowie seiner Budgetierungsaufgaben weitreichende Ein- 
flussmöglichkeiten auf die Inhaltsproduktion zukommen, 2085 eine starke Min- 
derheitsposition staatlicher Vertreter auszuschliessen. Nach Ansicht des deut- 
schen Bundesverfassungsgerichts ist ein beherrschender Einfluss staatlich 
benannter Mitglieder in anstaltsinternen Aufsichtsgremien öffentlich-recht- 
licher Rundfunkanstalten nur wirksam zu verhindern, wenn jedem Staats- 
vertreter mindestens zweinichtstaatliche Mitglieder gegenüberstehen.2%16 Mit 
dieser Rechtsprechung greift der Gerichtshof die herrschende deutsche Lehre 
auf, wonach Staatsvertreter in Aufsichtsgremien mit Kompetenzen zur direk- 
ten oder indirekten Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion keine starke 
Minderheitsposition innehaben dürfen, wobeiüber diegenaue Dominanz- 
schwelle in der Lehre keine Einigkeit besteht. 2017 

Diese Frage istauch im schweizerischen Rechtnichtabschliessend geklärt. 
So vertreten der Bundesrat und der überwiegende Teil der Lehre in Bezugauf 


2012 Vgl. SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.124f. 

2013 Vgl. m.H. auf die Gesetzeslage SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.68f. und S. 124. 

2014 Vgl. m.w.Verw. HELD/SANKOL, Staatsfreiheit, S.15. 

2015 Vgl.in Bezugaufdie anstaltsinternen Aufsichtsgremien öffentlich-rechtlicher Rund- 
funkanstalten BVerfGE 136, 9 (38). 

2016 Vgl. BVerfGE 136, 9 (37f.). 

2017 Vgl. ausführlich etwa HAHN, Aufsicht, S.185ff.; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, 
87, N83 und $11, N19; JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 49f.; LERCHE, Landesbe- 
richt, S. 76 ff.; vgl. im Kontext der Aufsichtsgremien der Landesmedienanstalten aus- 
führlich BUMKE, Öffentliche Aufgabe, S.154; vgl. im genannten Kontext die Minder- 
meinung von GERSDORF, Staatsfreiheit, S.186, wonach auch nur eine kleine Anzahl 
von Staatsvertretern verfassungsrechtlich unzulässig sei. 
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die SRG die Auffassung, dass zumindest die Befugnis des Bundesrats, über 
die Hälfte des strategischen Führungsgremiums zu wählen bzw. zu genehmi- 
gen, im Lichte des Staatsunabhängigkeitsgebots unzulässig wäre.2018 Gemäss 
einemanderen Teil der Lehre hingegen wird auch die bundesrätliche Ernen- 
nung lediglich eines Viertels der Mitglieder des strategischen Führungsgre- 
miums der SRGals verfassungsrechtlich problematisch qualifiziert. So werde 
damit unabhängig von der Weisungsgebundenheit der Staatsvertreter «eine 
gewisse — wenn auch nur die allgemeine Richtung des [strategischen Füh- 
rungsgremiumsl] betreffende - inhaltliche Beeinflussung» von Medienorgani- 
sationen ermöglicht.2019 Letzterem ist zu entgegnen, dass die Beeinflussung 
nicht mit der Beherrschung der Inhaltsproduktion gleichzusetzen ist, sondern 
erst den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsprinzips tangiert und ent- 
sprechend rechtfertigungsfähig ist.2020 Inwieweit die Benennung stimmbe- 
rechtigter (und nicht bloss beratender) Staatsvertreter in strategischen Füh- 
rungsgremien zur Wahrnehmung öffentlicher Aufsichtsinteressen gerecht- 
fertigt werden kann, wirdanhand derbundesrätlichen Ernennungsrechtein 
Bezugaufdie Mitglieder des Verwaltungsrats der SRG zu analysieren sein.2021 

Als vermittelnde Position ist orientiert an der Rechtsprechung des deut- 
schen Bundesverfassungsgerichts der Grundsatz der Drittelsgrenze aufzu- 
stellen. Demnach dürfen strategische Führungsgremien von Medien grund- 
sätzlich höchstens zu einem Drittel aus Staatsvertretern bestehen, soll die 
Gefahr bzw. der Anschein ihrer staatlichen Beherrschung wirksam ausge- 
schlossen werden. 

Letztlich ist einezahlenmässige Begrenzung alleine — wie in der deutschen 
Lehre richtigerweise relativiert wird - nicht geeignet, eine staatliche Beherr- 
schung des strategischen Führungsgremiums wirksam auszuschliessen. Viel- 
mehr ist stets noch das besondere Gewicht des einzelnen Staatsvertreters auf- 
grund seiner Stellung und seines Sachverstands mit zu berücksichtigen.2022 


2018 Vgl. betreffend das frühere Ernennungsrecht des Bundesrats in Bezug auf Mitglieder 
des strategischen Führungsgremiums der SRG, das bei Inkrafttreten des totalrevi- 
dierten RTVG im Jahr 2006 abgeschafft wurde, BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 
5.1612; BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 256; DUMERMUTH, Rund- 
funkrecht, Rz. 246; GROB, Programmautonomie, S.292; MORAND, Liberté, S.24; PE- 
DUZZI, Meinungs- und Medienfreiheit, S. 144; RIKLIN, Programm freiheit, S. 54; offen- 
gelassen in VONLANTHEN, Radio- und Fernsehfreiheit, S. 500 f.; ROSTAN, Service pu- 
blic, S. 193; vgl. hierzu bereits §1 X. B. 3. 


2019 So MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 492, Fn. 59; krit. auch AUBERT, 
Petit commentaire, Art. 93 Cst., N19; SCHÜRMANN/NOBEL, Medienrecht, 8. Kap., N 47. 


2020 So auch MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S.12. 
2021 Vgl. ausführlich §9 II. D. 2. b. 


2022 Vgl. RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, D. Die Staatsfreiheit, N 24; vgl. auch 
STARCK, Rundfunkfreiheit, S.19f. 
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Zur Verringerung dieses Gewichts sind die Gewährleistung der Weisungsfrei- 
heit und Inkompatibilitätsregelungen von Bedeutung. 2023 


bb. «Ungeschwächtes» Zusammenzählen aller Staatsvertreter unabhängig 
vom bestellenden Gemeinwesen oder staatlichen Organ 


Das Staatsunabhängigkeitsgebot beansprucht gegenüber allen staatlichen 
Organen und Ebenen dieselbe Geltung. 2024 Diesbezüglich stellt sich die Frage, 
ob Ernennungsbefugnisse verschiedener Gemeinwesen oder verschiedener 
staatlicher Organe zur Bestimmung der zulässigen Obergrenze der Anzahl 
Staatsvertreter in strategischen Führungsgremien von Medienorganisationen 
«ungeschwächt» zusammengezählt werden müssen oder ob sie jeweils ledig- 
lich einen sog. föderalistisch bzw. institutionell gebrochenen und dadurch 
abgeschwächten Block bilden.2025 Zwar können durch Ernennungsrechte 
mehrerer Gemeinwesen oder staatlicher Organe einzelne staatliche Interes- 
sen weniger stark zu einer homogenen Gruppe verschmelzen. Allerdings gilt 
es, auch die Möglichkeit zu minimieren, dass die Staatsseite je nach Konstella- 
tionen einheitlich auftreten kann. So wäre etwa denkbar, dass sich mehrere 
Gemeinwesen oder staatliche Organe bei der Abwahl eines gegenüber einem 
anderen Gemeinwesen oder staatlichen Organ kritischen Geschäftsleiters 
solidarisch zusammenschliessen. Gemäss der deutschen Lehre schützt das 
Staatsunabhängigkeitsgebot auch vor solchen denkbaren Gefahrenlagen, 
weshalb das Argument der institutionellen bzw. föderalistischen Brechung 
nicht zu überzeugen vermag.20%26 Auch das deutsche Bundesverfassungsge- 
richt zählt die Vertreter der Länder, des Bundes, der Gemeinden und sogar der 
politischen Parteien zusammen, ohne die verschiedenen Provenienzen der 
Staatsvertreter zu berücksichtigen.2027 Auch nach schweizerischem Verfas- 
sungsverständnis dürften gute Argumente für ein «ungeschwächtes» Zusam- 
menzählen aller Staatsvertreter unabhängig vom bestellenden Gemeinwesen 
oder staatlichen Organ sprechen. 


2023 Vgl. sogleich §4 V. C. 2. e. 

2024 Vgl. ausführlich zum Adressatenkreis des Staatsunabhängigkeitsgebots § 6. 

2025 Vgl. aus der deutschen Lehre etwaJARASs, Freiheit des Rundfunks, S. 42f. und S. 50; 
LERCHE, Landesbericht, S. 77 f.; vgl. m.w.Verw. HAHN, Aufsicht, S. 187. 

2026 Vgl. aus der deutschen Lehre etwa HAHN, Aufsicht, S. 187 f.; vgl. auch m.w.Verw. RICKER/ 
SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, D. Die Staatsfreiheit, N 26. 

2027 Vgl. BVerfGE 136, 9 (52); vgl. zur Diskussion, ob auch politische Parteien als Adressa- 
ten des Staatsunabhängigkeitsgebots aufgefasst werden können $6 IL. B. 
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cc. Keine starke Minderheitsposition von Staatsvertretern in Ausschüssen 
strategischer Führungsgremien 


Schliesslich dürfte vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots eben- 
falls zu verhindern sein, dass Staatsvertreter in Ausschüssen strategischer 
Führungsgremien von Medienorganisationen eine starke Minderheitsposi- 
tion innehaben. Nach aktienrechtlicher Konzeption kann das strategische 
Führungsgremium die Vorbereitung seiner Beschlüsse Ausschüssen zuwei- 
sen.2028 Für gewöhnlich gliedern sich Verwaltungsräte unter anderem in sog. 
Prüfungs- und Finanzausschüsse, Personal- bzw. Nominierungsausschüsse 
und Strategieausschüsse.2029 Zwar bleibt der Gesamtverwaltungsrat für das 
Treffen der entsprechenden Entscheidungen zuständig, doch werden diese 
zwecks effektiver und effizienter Funktionsfähigkeit des Verwaltungsrats 
durch den zuständigen Ausschuss vorbereitet und mitunter massgeblich vor- 
geprägt.2030 Sowohl Strategie- alsauch Personal- oder Finanzausschüsse können 
für die Vorbereitung von Entscheiden mit weitreichenden Einflussmöglichkeiten 
auf die Inhaltsproduktion zuständig sein. Wie das deutsche Bundesverfassungs- 
gericht für die Ausschüsse der Aufsichtsgremien der Rundfunkanstalten über- 
zeugend festhält, ist daher dafür Sorge zu tragen, dass sich die Begrenzung 
des Anteils von Staatsvertretern aufeineschwache Minderheitsposition auch 
in den Ausschüssen strategischer Führungsgremien von Medienorganisatio- 
nen widerspiegelt.2031 


e. Weisungsfreiheit von Staatsvertretern in strategischen 
Führungsgremien und umfassende Inkompatibilitätsregeln 
(personelle Staatsunabhängigkeit) 


Es istim Folgenden aufdie Frage zurückzukommen, inwiefern die Weisungs- 
freiheit von Staatsvertretern sowie umfassende inkompatibilitätsregeln eine 
zusätzliche Sicherung gegen die Gefahr bzw. den Anschein bilden, dass den 
Staatsvertretern in strategischen Führungsgremien von Medienorganisatio- 
nen eine starke Minderheitsposition zukommt. 

Im Kontext der Unabhängigkeitvon Aufsichts- und Regulierungsbehörden 
werden Fragen der Interessenbindungen und -kollisionen von Führungsper- 
sonen unter der Dimension der personellen Unabhängigkeit diskutiert.2032 


2028 Vgl. Art.716a Abs.2 OR. 

2029 WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N39, N43 und N50a. 
2030 Vgl. WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N34 und N 37. 
2031 Vgl. BVerfGE 136, 9 (39). 


2032 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.11ff.; PVK, Bericht 
Unabhängigkeit, $.1736.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 129. 
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Wie soeben erläutert wurde, ist eine zahlenmässige Begrenzung der Staats- 
vertreter alleine nicht geeignet, eine staatliche Beherrschung des strategi- 
schen Führungsgremiums auszuschliessen. Vielmehr ist stetsnoch das beson- 
dere Gewicht des einzelnen Staatsvertreters aufgrund seiner Stellung, seines 
Sachverstands oder etwa aufgrund der finanziellen Abhängigkeit des Aufga- 
benträgers von staatlichen Mitteln mit zu berücksichtigen.2033 Für das deut- 
sche Rundfunkrecht wird daraufhingewiesen, dass die Unvereinbarkeit zwi- 
schen der Zugehörigkeit zu politischen Behörden wie der Regierung bzw. 
dem Parlament und der Mitgliedschaft in Rundfunkgremien sowie eine voll- 
ständige Weisungsfreiheit der Staatsvertreter den Schein der Staatsferne zu 
erzeugen vermöchten.2034 Auch das deutsche Bundesverfassungsgericht hält 
fest, dass die Mitglieder der Aufsichtsgremien der Rundfunkanstalten in Bezug 
aufihre Aufgabenwahrnehmung weisungsfrei gestellt werden müssen.2035 
Hingegen erachtet das Gericht die Inkompatibilität mit der Mitgliedschaft 
ineiner politischen Behörde nur für die nichtstaatlichen Mitglieder der Auf- 
sichtsräte als verfassungsrechtlich erforderlich, 2036 was in einer abweichen- 
den Meinung in Bezug auf Mitglieder der Exekutive kritisiert wird.2037 

Der Meinung des Staatsvertreters wird regelmässig dann ein hohes Ge- 
wicht beigemessen, wenn das fragliche Gemeinwesen an der Organisation 
massgeblich beteiligt ist, wobei ein erhöhtes Gewicht auch aufgrund der Stel- 
lung oder des Sachverstands des Staatsvertreters oder etwa aufgrund der 
finanziellen Abhängigkeit des Aufgabenträgers von staatlichen Mitteln denk- 
bar ist. Dieses Gewicht ist somit etwa intensiviert, wenn der Staatsvertreter in 
Bezugauf sein Abstimmungsverhalten an Weisungen gebunden bzw. gleichzeitig 
Mitglied oder Angestellter einer Behörde ist.2038 So verfügen Behördenmitglie- 
der über ein erhöhtes politisches Gewicht, Staatsangestellte regelmässig über 


2033 Vgl.soeben$4V.C.2.d. 


2034 Vgl. mit Beispielen aus der Gesetzgebung RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, 
D. Die Staatsfreiheit, N32 und ausführlich N30ff.; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 
4.Kap., N82f.; vgl. im Zusammenhang mit Gremien der Landesmedienanstalten 
GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 187. 


2035 BVerfGE136, 9 (48). 
2036 Vgl. BVerfGE 136, 9 (46f.). 
2037 Vgl. ausführlich BVerfGE 136, 9 (64 ff.). 


2038 Vgl. aus der deutschen Lehre im Kontext der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 51; JARASS, Massenmedien, S. 280 f.; vgl. für das 
schweizerische Recht BJ, Gutachten Swisscom, Fn. 14 und STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S. 441, Fn. 2226 m.H. auf den Beispielfall, in welchem der Verwaltungsrat der 
Swisscom AG der Ansicht des einzigen vom Bund bestellten und weisungsgebunde- 
nen Mitglieds folgte (vgl. dazu ausführlich GPK NR, Bericht Entscheide Swisscom, 
S. 5173 ff.); vgl. bereits$4 V. C. 2. d. 
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einengrossen Sachverstand, und beide können etwafür die Ausgestaltung 
und Erteilung von Leistungsaufträgen oder Finanzmitteln an sowie für die 
Aufsicht über Medienorganisationen zuständig sein.2039 Regierungsmit- 
glieder, Staatsangestellte, Parlamentarierinnen und Parlamentarier können 
zudem am Erlass von die Medienorganisationen betreffenden Normen mit- 
wirken,2040 und Parlamentarierinnen und Parlamentarier können Entscheide 
der Führungsgremien, denen sie nicht zugestimmt haben, nachträglich im 
Parlament politisch bekämpfen.2041 Des Weiteren sind Mitglieder politischer 
Behörden regelmässig auch Mitglieder einer politischen Partei und ent- 
sprechend parteipolitischer Beeinflussung ausgesetzt, womit die Gefahr 
einhergeht, dass das Entscheidverhalten im Führungsgremium weniger sach- 
lich als vielmehr politisch orientiertist. Dadurch würde der durch die Ausstat- 
tung mit Unabhängigkeit bzw. Autonomie verfolgte Zweck der Abschirmung 
publizistischer Tätigkeit vor politisch motivierten Einflussnahmen geradezu 
in Frage gestellt.2042 Um den Anschein staatlicher Beherrschung strategi- 
scher Führungsgremien von Medienorganisationen zu verhindern, istsomit 
insbesondere für den Bereich der Erfüllung öffentlicher Aufgaben oder der von 
staatlichen Privilegien abhängigen Erfüllung privater Aufgaben durch Medien 
eine Staatsvertretung durch weisungsfreiemandatierte Dritte zu fordern.2043 

Vor diesem Hintergrund kann das Fazitgezogen werden, dass eine Wei- 
sungsfreiheit von Staatsvertretern sowie umfassende Inkompatibilitätsregeln 
in Bezug auf die Unvereinbarkeit zwischen einer Behördenmitgliedschaft 
oder dem staatlichen Angestelltenverhältnis auf der einen und demEinsitz 
als Staatsvertreter in strategischen (und erst recht in operativen) Führungs- 
gremien von Medienorganisationen auf der anderen Seite insbesondere für 
Fälle, in welchen Medien öffentliche oder von staatlichen Privilegien abhängige 
private Aufgaben erfüllen, entscheidend zu einer Verringerung des Anscheins 
staatlicher Beherrschung beitragen können. In Bezug auf die Inkompatibilität 
gilt dasselbe auch für die nichtstaatlichen Mitglieder des strategischen (underst 
recht des operativen) Führungsgremiums. 


2039 Vgl. im Allgemeinen ausführlich STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 607 ff. und S. 692 ff.; 
vgl. zu weiteren Nachteilen einer Vertretungdurch Regierungsmitglieder sowie Staats- 
angestellte STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 492 ff. 


2040 Vgl. im Allgemeinen m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 570. 


2041 Vgl. m.w.H. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 571f.; vgl. das Beispiel in BGer, Urteil vom 
18.10.2010, 8C_220/2010, in welchem ein Mitglied des Verwaltungsrats der Services 
industriels de Genève als Mitglied des Grossen Rats des Kantons Genf Verwaltungs- 
ratsentscheide polemisch bekämpfte. 


2042 Vgl. im Allgemeinen STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 693; vgl. bereits § 4 HI. A. 


2043 Vgl. in Bezug auf die Vorzugswürdigkeit mandatierter Dritter im Allgemeinen m.w. 
Verw. STÖCKLI, Behördenvertreter, S.694. 
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f. Folgerungen betreffend die Rechtspersönlichkeit, die Rechtsform, 
staatliche Statutengenehmigungsrechte, staatliche mitgliedschaftliche 
Stimmrechte, die Ausgestaltung als privates oder öffentliches Unter- 
nehmen sowie die Grundrechtsbindung von Medienorganisationen 


Im Anschluss an die vorangehenden Ausführungen ist aufzuzeigen, welche 
Folgerungen sich aus dem Verbot der staatlichen Beherrschung der Führung 
von Medienorganisationen in Bezug auf deren Ausstattung mit eigener Rechts- 
persönlichkeit, auf geeignete Rechtsformen für Medienorganisationen, auf 
staatliche Statutengenehmigungsrechte, auf staatliche mitgliedschaftliche 
Stimmrechte, aufdie Ausgestaltung von Medienorganisationen als private 
oder als öffentliche bzw. staatliche Unternehmen sowie auf deren Grund- 
rechtsbindung ergeben. 

Im Kontext der Unabhängigkeit von Aufsichts- und Regulierungsbehörden 
werden Fragen der Ausstattung mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie der 
internen Organisation bzw. der Organisationsautonomie wie etwa staatlicher 
Statutengenehmigungsrechte unter dem Begriff der institutionellen Unabhän- 
gigkeit abgehandelt.2044 


aa. Erfordernis der eigenen Rechtspersönlichkeit öffentlich-rechtlicher 
Medienorganisationen (institutionelle Staatsunabhängigkeit) 


In Bezug auf die für Medienorganisationen in Frage kommenden Organisati- 
onsformen ist vorab zu wiederholen, dass die öffentlich- oder privatrechtliche 
Rechtsform für das jeweilige Ausmass an Autonomie bzw. Unabhängigkeit 
grundsätzlich nicht entscheidend ist. So vermögen auf Bundesebene spezial- 
gesetzlich vorgesehene Aufsichtsmittel die Autonomie sowohl öffentlich- 
als auch privatrechtlicher Aufgabenträger einzuschränken.204#5 Auch das 
deutsche Bundesverfassungsgericht hat betreffend die öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten auf die Austauschbarkeit der Organisationsform 
hingewiesen, solange durch die entsprechende Rechtsform die Freiheit der 


2044 Vgl. LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 11; PVK, Bericht Unabhängigkeit, 
S.1735f.; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 128f.; vgl. bereits § 4 V. A. 


2045 Vgl. BJ, Gutachten Aufsicht, Ziff. II.2.b.; MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit adminis- 
tratif, S. 127 und S. 135; POLTIER, Entreprises, S. 275; vgl. ausführlich FREUDIGER, Aus- 
gliederungen, S. 71 und S. 127 ff.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.287f., S. 330 und 
S. 386; POLTIER, Entreprises, S. 203 und S. 211 ff.; vgl. im Zusammenhang mit der Unab- 
hängigkeit von Radio- und Fernsehveranstaltern NOBEL/WEBER, Medienrecht, 2. Kap., 
N175; vgl. hingegen zum Vorrang des Gesellschaftsrechts gegenüber kantonalen spe- 
zialgesetzlichen Aufsichtsinstrumenten ausführlich FREUDIGER, Ausgliederungen, 
S.132 ff. sowie STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 288 ff.; vgl. bereits §4 HI. B. 2. b. 
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Berichterstattung gesichert ist.2046 Letztlich muss gewährleistet sein, dass 
der Staat nicht mittels unzulässiger Wahl- bzw. Genehmigungsrechte die 
Führungund dadurch (mittelbar) die Inhaltsgestaltung von Medienorganisa- 
tionen beherrschen kann.2047 

Im Allgemeinen spielt in Bezug auföffentlich-rechtliche Aufgabenträger 
die Ausstattung mit Rechtspersönlichkeit für die Einräumung von Autonomie 
bzw. Unabhängigkeit grundsätzlich keine ausschlaggebende Rolle, geht 
jedoch häufig damit einher. 2048 So eignen sich öffentlich-rechtliche Organi- 
sationsformen mit Rechtsfähigkeit besonders gut für autonome Aufgaben- 
träger, da durch die formelle Abkopplung von der Zentralverwaltung Staats- 
distanz suggeriert und somit die Unabhängigkeit auch nach aussen sichtbar 
unterstrichen wird.2049 Indem damit eine relative Absetzung von der Politik 
markiert wird, kann das Vertrauen der Bevölkerungin die Unabhängigkeit des 
Aufgabenträgers gestärkt werden.2050 

Mit Blick auf das Verbot der staatlichen Beherrschung der Leitung von 
Medienorganisationen ist die Ausstattung öffentlich-rechtlicher Organisa- 
tionsformen mit Rechtsfähigkeit jedoch nicht bloss geeignet, sondern zur 
Gewährleistungautonomer Entscheidungsspielräume bei der Inhaltsproduk- 
tion verfassungsrechtlich geboten bzw. zwingend. So verfügen etwa die aus- 
serhalb der Zentralverwaltung stehenden unselbständigen öffentlich-rechtli- 
chen Anstalten aufgrund der fehlenden Rechtspersönlichkeitüber keineeigenen 
Organe, womit die Geschäftsführung von Mitgliedern der Zentralverwaltung 
wahrgenommen wird.2051 Zwar kann auch solchen Führungspersonen je 
nach Ausmass der eingeräumten Handlungsspielräume etwa durch eine voll- 
ständige Weisungsfreiheit eine organähnliche Stellung zukommen, 2052 doch 
erfolgt deren Ernennung und Abberufungin jedem Fall durch eine staatliche 
Behörde. Dadurch wird dem Staat die Möglichkeit eingeräumt, aufgrund der 
drohenden Abberufung oder Nichtwiederwahl der Führungsperson unab- 
hängig von Weisungsfreiheiten oder Inkompatibilitätsregelungen einen be- 
herrschenden (wenn auch nur mittelbaren) Einfluss auf die Geschäftsführung 


2046 Vgl. BVerfGE 12, 205 (262); vgl. dazu HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N52. 
2047 Vgl. hierzu soeben $4 V. C. 2. 
2048 Vgl. bereits §4 III. B. 2. b. 


2049 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 241; m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S.190 und 
S. 202; vgl. auch BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8258 ff. 


2050 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S. 202. 

2051 Vgl. m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.136; vgl. auch VOGEL, Verwaltungs- 
einheit, S. 292. 

2052 Vgl. m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.136; vgl. auch VOGEL, Verwaltungs- 
einheit, S. 292. 
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auszuüben.2053 Daraus folgt für öffentlich-rechtliche Medienorganisationen, 
dass diese zwingend über eigene Führungsorgane und somit über eine eigene 
Rechtspersönlichkeit verfügen müssen. 


bb. Geeignete Rechtsformen für Medienorganisationen: Öffentlich- oder 
privatrechtliche Körperschaft (Ausnahme: Kantonale spezialgesetzliche 
Aktiengesellschaft) 
Damit der Staat die Führung von Medienorganisationen nicht beherrschen 
kann, muss die Rechtsform Organe in der Form von Kollegialgremien ermög- 
lichen, deren Mitglieder grossmehrheitlich nicht von Behörden, sondern von 
Privaten ernannt werden. Zwischen der kollegialen Entscheidfindung und 
der Einräumung autonomer Entscheidungsspielräume besteht insofern ein 
enger Zusammenhang, als damit «eine nachhaltige Disziplinierung» ermög- 
licht wird; so wirkt die Verteilung der Entscheidungsgewalt aufmehrere Per- 
sonen machthemmend und vermindert dadurch das Missbrauchsrisiko.2054 
Die zwingende Mehrheit nicht staatlich bzw. privat ernannter Mitglieder 
strategischer Führungsgremien impliziert, dass die für Medienorganisati- 
onen in Frage kommenden Rechtsformen körperschaftliche Elemente auf- 
weisen müssen. Für Medienorganisationen eignet sich die Organisationsform 
der Körperschaft folglich grundsätzlich besser als jene der Anstalt oder der 
Stiftung.2055 So weist die Rechtsform der Körperschaft eine Mitgliederver- 
sammlung auf, die entweder über wesentliche Mitbestimmungs- bzw. Kont- 
rollbefugnisse verfügtoder den Wahlkörper für ein Organ mit Entscheidungs- 
befugnissen bildet. Je mehr die Mitwirkungsrechte der Mitglieder zugunsten 
des Staats beschränkt werden, desto mehr verliert eine Organisation ihre 
körperschaftlichen Züge und nimmt deren anstaltlicher Charakter zu.2056 
Zwar ermöglichen auch die Rechtsformen der Anstalt oder der Stiftung die 
Mitwirkung von Privaten.2057 Allerdings verfügen diese Organisationsformen 


2053 Vgl. hierzu bereits §4 V. C. 2. 


2054 VOGEL, Verwaltung, S. 177 und S. 222; vgl. m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenmitglieder, 
S. 404; vgl. ausführlich zur kollegialen Entscheidfindung STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S. 403 ff.; VOGEL, Verwaltung, S. 209 ff. 


2055 Vgl. aus der deutschen Lehre in Bezug auf die körperschaftliche Elemente aufweisen- 
den Rundfunkanstalten m.w.Verw. RICKY/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, D. 
Die Staatsfreiheit, N13; vgl. im Kontext der Rechtsform von Universitäten GEIS, Auto- 
nomie, Rz. 24, wonach «die körperschaftliche Struktur der akademischen Selbstver- 
waltung am meisten entgegen[kommt], da sie ein Mindestmass an eigenverantwort- 
licher, weisungsfreier Aufgabenwahrnehmung durch eigene, massgeblich selbst 
kreierte Organe garantiert». 


2056 VOGEL, Verwaltung, S. 314. 


2057 Vgl. etwa die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (SUVA), deren strategisches 
Führungsorgan mit vom Bundesrat gewählten Mitgliedern besetzt wird, die von den 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden vorgeschlagen werden können (vgl. Art. 63 
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typischerweise über eine mitgliederlose Struktur bzw. über keine korpora- 
tiven Willensbildungsorgane, weshalb die Geschäftsführung regelmässig 
durch das Trägergemeinwesen ernannt wird.2058 Dementsprechend ist die 
Anstalt dem Publikum als Organisationsform mit einer gewissen Staatsnähe 
vertraut.2059 Grundsätzlich ist jedoch denkbar, dass der Gesetzgeber auf- 
grund des fehlenden «numerus clausus» öffentlich-rechtlicher Organisati- 
onsformen im Organisationserlass einer Anstalt oder Stiftung eine Mehrheit 
der Ernennungsrechte für Private vorsieht.2060 So werden in der deutschen 
Lehre die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, die sich durch ihre kör- 
perschaftlichen Elemente «grundlegend vom herkömmlichen Anstaltsbe- 
griff» abheben, als «typischer Fall einer untypischen Anstalt» bezeichnet.2061 
Allerdings ist diesbezüglich in der schweizerischen Lehre zu lesen, dass zur 
Erleichterung der Orientierung aller Beteiligten eine minimale Formenfixie- 
rung wünschbar sei.2062Demnach sollen die verschiedenen Grundtypen der 
Anstalt und der Stiftung sowie der Körperschaft zwar bedürfnisgerecht vari- 
iert werden können, doch haben sich spezialgesetzliche Anpassungen aus 
Transparenzgründen nur auf sekundäre und nicht auftypbestimmende 
Strukturmerkmale zu beziehen (sog. Gebot der Formenwahrheit und -klar- 
heit).2063 Die Versetzung einer Anstalt bzw. Stiftung mit körperschaftlichen 
Elementen verstösstnach Ansicht von VOGEL dann gegen das Gebot der For- 
menwahrheit und -klarheit, wenn die Mitglieder einen wesentlichen Teil der 
Organe mit Entscheidbefugnissen selber besetzen können und die mitglieder- 
lose Struktur somit überwunden wird.2064 


Abs.ılit.aundlit.bsowie Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung vom 
20. März 1981 [UVG]; vgl. dazu VOGEL, Verwaltung, S.285, Fn. 2029). 


2058 Vgl. betreffend die Rechtsform der Anstalt VOGEL, Verwaltung, S.283f.; vgl. auch 
BGE 105 Ib 348, E. 4b), S. 357; vgl. in Bezug auf die der Anstalt nahekommende Orga- 
nisationsform der Stiftung VOGEL, Verwaltung, S.300f.; vgl. zum Ganzen auch BUN- 
DESRAT, Aufsicht, Ziff. I. 1. a. und Ziff. I. 1. b.; BUNDESRAT, Corporate-Governance-Be- 
richt, S. 8270f.; vgl. auch die Mustererlasse des Bundesamts für Justiz für öffentlich- 
rechtliche Anstalten, wonach die Verwaltungsratsmitglieder alle vom Bundesrat 
gewählt werden (vgl. EFV/BJ, Mustererlass Anstalten mit Dienstleistungen mit Mono- 
polcharakter, Art. 6 Abs. 3). 


2059 FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 413. 


2060 Vgl. zum fehlenden «numerus clausus» öffentlich-rechtlicher Organisationsformen 
FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 408; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.124f.; VOGEL, 
Verwaltung, S.76f. 

2061 Vgl. BERENDES, Rechtsaufsicht, S. 415; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N 44; RICKER/ 
SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, D. Staatsfreiheit, N13. 

2062 So etwa VOGEL, Verwaltung, S.76f.; vgl. auch FREUDIGER, Ausgliederungen, S. 413f.; 
LIENHARD, Organisation, S.1169; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.124f. 

2063 Vgl. VOGEL, Verwaltung, S.49f. und S.77; vgl. auch FREUDIGER, Ausgliederungen, 
S.413f. 


2064 Vgl. in Bezug auf die Anstaltsform VOGEL, Verwaltung, S.285, 310 und 314. 
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Da die Führungsorgane von Medienorganisationen grossmehrheitlich von 
Privaten ernannt werden müssen, haben solche Organisationen zwingend 
mitgliedschaftlich verfasst zu sein. Deren Ausgestaltung als typischerweise 
mitgliederlose Anstaltbzw. Stiftung würde somit dem Gebot der Formenwahr- 
heit und -klarheit zuwiderlaufen. Die Rechtsformen der mitgliedschaftlich ver- 
fassten öffentlich- oder privatrechtlichen Körperschaft drängt sich folglich auch 
vor dem Hintergrund des Gebots der Formenwahrheit und -klarheit auf. 

Auf kantonaler Ebenegiltes allerdings zu beachten, dass das Bundeszivil- 
recht gegenüber kantonalen spezialgesetzlichen Organisationsbestimmun- 
gen den Vorrang geniesst.2065 Dies hat zur Folge, dass kantonalrechtliche 
Abweichungen von gesellschaftsrechtlichen Organisationsformen nur zuläs- 
sigsind, sofern sie explizit vom Bundesrecht vorgesehen sind. Dies ist etwa der 
Fall bei spezialgesetzlichen Aktiengesellschaften, wofür jedoch die Mitwir- 
kung der Behörden an der Verwaltung vorausgesetzt wird.2066 Dies bedingt 
für gewöhnlich ein konkretes Tätigwerden der Behörden in einem der Gesell- 
schaftsorgane etwa durch die Einräumung eines bedeutenden Einflusses auf 
die Zusammensetzung des Verwaltungsrats.2067 Da ein solcher Einfluss, wie 
soeben ausgeführt, dem absoluten Beherrschungsverbot widerspricht, ist auf 
kantonaler Ebene die Organisationsform der spezialgesetzlichen Aktiengesell- 
schaft für Medienorganisationen unzulässig. 

Etwas anderes gilt hingegen für kantonale öffentlich-rechtliche Genossen- 
schaften, da das Gesellschaftsrecht für diese Organisationsform keine behörd- 
liche Mitwirkung an der Verwaltung voraussetzt.2068 


cc. Zulässigkeit staatlicher Statutengenehmigungsrechte (Organisationsauto- 
nomie [Ausnahme: Kantonalrechtliche Statutengenehmigungsrechte]) 


Fraglich ist, ob staatliche Genehmigungsrechte in Bezug auf Statuten von 
Medienorganisationen aus der Optik des absoluten Beherrschungsverbots 
zulässig sind. 

Staatliche Statutengenehmigungsrechte stellen ein Instrument zur Auf- 
sicht über Aufgabenträger ausserhalb der Zentralverwaltung dar.2069 Statuten 


2065 Vgl. bereits Fn.1552. 

2066 Vgl. Art.763 Abs. 1OR. 

2067 Vgl.etwa WERNLI/RIZZI, BSK OR, Art.763 OR, N7; vgl. auch m.w.Verw. STÖCKLI, Behör- 
denmitglieder, S.153f. 

2068 Vgl. Art.829 OR. In der Lehre wird gefordert, dass zumindest die Zweckverfolgung 
im öffentlichen Interesse liegt (vgl. BAUDENBACHER, BSK OR, Art. 829 OR, N9). 

2069 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S.177 und S. 182f.; vgl. auch BJ, Gutachten Aufsicht, 
Ziff. IIL.2.a. ff.; BIAGGINI, SGKBV, Art. 187 BV, N15; FREUDIGER, Ausgliederungen, 
S. 101 ff. und S. 112 ff.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 238 ff. und S. 330 ff.; vgl. bereits 
$4111.B.2.b. 
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sind privatrechtliche Akte, durch welche privatrechtliche Körperschaften 
geschaffen werden. Bei öffentlich-rechtlichen Körperschaften wird die Funk- 
tion der Statuten bisweilen vom konstituierenden gesetzgeberischen Aktüber- 
nommen, weshalb nicht alle zwingend über Statuten verfügen müssen.2070Bei 
privatrechtlichen Körperschaften hingegen wirken stets die Statuten konsti- 
tuierend, weshalb diese auch dann keine öffentlich-rechtliche Organisations- 
form aufweisen, wenn ihre Statuten einem staatlichen Genehmigungsvor- 
behalt unterliegen.2071 Staatliche Statutengenehmigungsrechte treten somit 
nie an die Stelle, sondern neben den privatrechtlichen Gründungsakt.2072 
Gleichwohlbegeben sich privatrechtliche Körperschaften durch gesetzliche 
Statutengenehmigungsvorbehalte in den Worten des Bundesgerichts «des 
ihrem Wesen eigentümlichen Selbstbestimmungsrechtes» und liefern sich 
fremder Willkür aus.2073 So wirken sich staatliche Statutengenehmigungs- 
rechte direkt auf die Organisation einer Körperschaft aus und führen somit zu 
einer empfindlichen Einschränkungder Privatautonomieprivatrechtlich orga- 
nisierter Körperschaften.2074 Sie bedürfen daher stets einer formell-gesetzli- 
chen Grundlage.2975 

Im Einzelnen räumen Statutengenehmigungsrechten dem Staat die Mög- 
lichkeit ein, durch die drohende Nichtgenehmigung faktisch auf die Statu- 
tengestaltung einzuwirken.2076 So ermöglicht diese Befugnis der Behörde 
nicht nur die Rechtsaufsicht über die Einhaltung von Organisationsvorschrif- 
ten, wie etwa die Umsetzung gesetzlicher Wahl- oder Genehmigungsrechte 
betreffend Mitglieder von Führungsgremien, sondern eröffnet weitere Ein- 
flussmöglichkeiten auf die interne Organisation, indem dadurch etwa zum 
Wahlverfahren des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung sowie zu de- 
ren Aufgabenverteilung Stellung genommen werden kann.2077 Allerdings 


2070 Vgl. in Bezug aufdie spezialgesetzliche Aktiengesellschaft VOGEL, Aktiengesellschaft, 
S.419 und Fn.3. 


2071 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.141f., VOGEL, Aktiengesellschaft, S. 419; vgl. hin- 
gegen VOGEL, Staat, S. 56, der in solchen Fällen von Gesellschaften mit «gemischtrecht- 
licher» Grundlage spricht. 

2072 Vgl. mit Beispielen VOGEL, Aktiengesellschaft, S. 419. 

2073 Vgl. BGE 671262, E.1, S.265. 

2074 Vgl. MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 342; vgl. m.w.Verw. in Bezug 
auf die Statuten der SRG ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, N33; ROSTAN, Service 
public, S.68. 

2075 Vgl. VOGEL, Aktiengesellschaft, S. 419; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 141. 

2076 Vgl. betreffend staatliche Genehmigungsrechte in Bezug auf das Budget HOFFMANN- 
RIEM, Finanzierung, S.133. 


2077 Vgl. betreffend das Genehmigungsrecht des UVEK in Bezug auf die Statuten der SRG 
BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1697. 
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ermöglichen blosse Statutengenehmigungsrechte dem Staat gerade keine 
unilaterale Durchsetzung von Statutenbestimmungen.2078 Damit ist die Fle- 
xibilität einer statutengenehmigenden Behörde begrenzter, als wenn diese den 
gesetzgeberischen Gründungsakt einer öffentlich-rechtlichen Medienorgani- 
sation selber gestalten kann. In Anbetracht der obigen Folgerung, dass die 
öffentlich-rechtliche Organisationsform für sich alleine betrachtet noch 
nicht gegen das Beherrschungsverbot verstösst, sondern erst das Vorsehen 
unzulässiger Aufsichtsbefugnisse, müssen Statutengenehmigungsrechte als 
Minus erst recht als zulässig bezeichnet werden. So kann sich der Staat alleine 
durch Statutengenehmigungsvorbehalte keine unzulässigen Aufsichtsrechte 
einräumen. Des Weiteren gilt zu bedenken, dass bei privatrechtlichen Kör- 
perschaften bereits die Statuten konstituierend wirken. Entsprechend istim 
Unterschied zu Budgetgenehmigungsrechten nicht denkbar, dass eine (pri- 
vatrechtliche) Medienorganisation infolge der Nichtgenehmigung der Statu- 
ten nicht mehr rechtmässig handeln kann. Statutengenehmigungsrechte 
können somit - anders als Budgetgenehmigungsrechte - nicht als «scharfes 
Aufsichtsschwert» bezeichnet werden.2079 Staatliche Genehmigungsrechte 
in Bezug auf Statuten von Medienorganisationen werden denn auch von der 
Mehrheit der Lehre zu Recht als mit dem Staatsunabhängigkeitsgebot für 
vereinbar erklärt.2080 

Auf kantonaler Ebene gilt es zu beachten, dass gesetzliche Statutenge- 
nehmigungsrechte in Anbetracht der dadurch bewirkten einschneidenden 
Einschränkung der Privatautonomie nur zulässigsind bei Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, die unter behördlicher Mitwirkung verwaltet wer- 
den.2081 Da allerdings eine solche behördliche Mitwirkung an der Verwal- 
tung von Medienorganisationen dem absoluten Beherrschungsverbot wider- 
spricht, 2082 kommen staatliche Statutengenehmigungsrechte auf kantonaler 
Ebene nicht in Frage. 


2078 Vgl.im Kontext des staatlichen Genehmigungsrechts betreffend die Statuten der SRG 
ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, Fn. 57; ROSTAN, Service public, S. 68. 


2079 Vgl. im Zusammenhang mit staatlichen Genehmigungsrechten betreffend das Budget 
von Landesmedienanstalten HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S.137. 

2080 Vgl. im Kontext des Genehmigungsrechts des UVEK betreffend die Statuten der SRG 
DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 246; vgl. m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, 
S.291; vgl. hierzu §9 II. D. 2. b. 

2081 Vgl. Art. 763 Abs. 1und Art. 829 OR; BGE 671262, E. 1, S. 266; vgl. auch STÖCKLI, Behör- 
denmitglieder, S.153; WERNLI/RIZZI, BSK OR, Art. 763 OR, N4. 

2082 Vgl. zur unzulässigen Ausgestaltung von Medienorganisationen als öffentliche Unter- 
nehmen sogleich §4V. C. 2. f. ee. 
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dd. Keine potenzielle faktische Stimmrechtsmacht des Staats innerhalb von 
Körperschaften (Grundsatz: Drittelsgrenze) 


Im Folgenden ist zu klären, ab wann der Staat durch seine Mitgliedschafts- 
rechte die Führungsorgane körperschaftlicher Medienorganisationen beherr- 
schend und damit in unzulässiger Weise zu beeinflussen vermag. 

Oberstes Organ von Körperschaften ist die Mitgliederversammlung, in 
welcher die korporative Willensbildung stattfindet.2083 Von den verschiede- 
nen körperschaftlichen Organisationsformen steht in der Praxis die Aktienge- 
sellschaft im Vordergrund, weshalb im Folgenden darauffokussiert wird.2084 
In der deutschen sowie schweizerischen Lehre wird im Kontext öffentlicher 
Unternehmen mitunter dann von einer staatlichen Beherrschung gesprochen, 
wenn der Staat über seinemitgliedschaftlichen Stimmrechte einen beherrschen- 
den Einfluss auf die Geschäftsführungausüben kann. Dabei kann für den Fall, 
dass die Mitgliedschaftsrechte breit gestreut sind, aufgrund der durchschnitt- 
lichen Präsenz der Mitglieder an der Mitgliederversammlungbereits ein weit 
unter 50% liegender Prozentsatz der Stimmrechte zu einer sicheren Versamm- 
lungsmehrheit bzw. zu einer allfälligen Sperrminorität und damit zueinem 
beherrschenden Einfluss führen.2085 Dasselbe gilt für Aktiengesellschaften 
mit kleinem Aktionariat, etwa bei Tochtergesellschaften im Konzern.2086 

Als Praxisbeispiel ist die Lizenzierung der Deutschen Telekom AG als 
Rundfunkveranstalterin zu nennen. Diesbezüglich wurde von einem Teil der 
deutschen Lehre die Auffassung vertreten, der Staat verfüge trotz seiner fak- 
tischen Hauptversammlungsmehrheit aufgrund seiner 31,7% Kapitalanteile 
über keinen bestimmenden Einfluss auf die operative Geschäftsführung, 
da sich die Hauptversammlung aktienrechtlich nicht darin einmischen 
dürfe.2087 Mit demselben Argument, wonach nur der Verwaltungsrat einer Ak- 
tiengesellschaft und nicht die Generalversammlungbzw. der Bund als Haupt- 
aktionär die Geschäftsführung beeinflussen könne, wurde in der Schweiz 
betreffend die Beteiligung der sich vorwiegend in Bundesbesitz befindlichen 


2083 Vgl. in Bezug auföffentlich-rechtliche Körperschaften m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, 
S.315f. 

2084 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8268; STÖCKLI, Behördenmitglie- 
der, S.157; VOGEL, Staat, S. 47. 

2085 Vgl. VOGEL, Staat, S. 37 f.; vgl. auch sSTÖCKLI, Behördenmitglieder, S.15 und S. 18; vgl. aus 
der deutschen Lehre MANN, Öffentlich-rechtliche Gesellschaft, S.13; STORR, Staat, 
S. 46; vgl. in Bezug auf die Minderheitsbeteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
an der Deutschen Telekom AG BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, §20a RStV, 
N 33; GERSDORF, Lizenzfähigkeit, S.264. 

2086 Vgl. WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N1. 


2087 So GERSDORF, Lizenzfähigkeit, S. 264. 
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Aktiengesellschaft Swisscom AG an der Muttergesellschaft der Rundfunkveran- 
stalterin Teleclub AG von einem Teil der Lehre die Zulässigkeit einer mehr- 
heitlichen Beteiligungder Swisscom AG bejaht.2088 Das Bundesamt für Justiz 
hingegen verneinte die Zulässigkeit einer Mehrheitsbeteiligung der Swiss- 
com AG mit dem Argument, dass sich der Bundesrat als Mehrheitsaktionär 
gestützt auf Art.762 OR via Statutenänderung das Recht einräumen könne, 
nicht nur zwei weisungsgebundene Staatsvertreter, sondern die Mehrheit der 
Verwaltungsratsmitglieder der Swisscom AG zu bestimmen, und damit via 
Mehrheitsbeteiligung an der Muttergesellschaft indirekt eine Medienorgani- 
sation beherrschen könnte.2089 MÜLLER/SCHEFER schliesslich strichen als 
zusätzliches Argument gegen die Zulässigkeit einer Mehrheitsbeteiligung 
der Swisscom AG überzeugend hervor, dass der Bundesrat nicht lediglich mit- 
tels konkreter Weisungsbefugnisse über Staatsvertreter im Verwaltungsrat 
Einfluss auf die Inhaltsgestaltungnehmen könne, sondern auch durch seine 
Stellung als Aktionär an der Generalversammlung. 2090 

Tatsächlich kann der Staat im Falle einer faktischen Stimmrechtsmacht 
an der Generalversammlung die operative Geschäftsführung zwar grundsätz- 
lich nicht direkt beeinflussen, doch kann er nebst dem Statuteninhalt mitunter 
den gesamten Verwaltungsrat bestimmen.2091 Die damit verbundene Drohung 
mit der Abrufbarkeit bzw. der Nichtwiederwahlerlaubt dem Staateine (wenn 
auch nur mittelbare) Beherrschung der Entscheidfindung des Verwaltungs- 
rats.2092 So sorgt der von der Generalversammlung abhängige Verwaltungs- 
ratin der Regel auch ohne Staatsvertreter dafür, dass ein «vom Willen der 
Aktionärsmehrheit abweichendes Verhalten seitens der Geschäftsleitung» 


2088 So JACOBS, Rechtsfragen, S. 25; KLEY, Gutachten Swisscom, Rz. 32; vgl. ausführlich 
FORSTMOSER, Gutachten Swisscom, S.13 ff. 


2089 Vgl. BJ, Gutachten Swisscom, S.221, S. 223 f. und S. 229; vgl. auch CAPT, Actionnaires, 
S.124. 


2090 Vgl. MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S.13f., die auch eine Minderheitsbetei- 
ligung der Swisscom AG für unzulässig qualifizieren; vgl. auch HANGARTNER, Unab- 
hängigkeit, S.1187f. 

2091 Vgl. Art. 698 Abs. 2 Ziff. 1 und Ziff2 OR; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.331 und S. 338; 
vgl. ausführlich zur Möglichkeit der Sicherung der Stimmrechtsmacht durch den Staat 
sowie zur Einwirkung auf die Vertreter in der Generalversammlung STÖCKLI, Behör- 
denmitglieder, S.335 ff. und S. 342ff.; vgl. ausführlich zur unübertragbaren Befugnis 
der Generalversammlung, die Statuten zu bestimmen sowie den Verwaltungsrat zu 
wählen und abzuberufen, BÖCKLI, Aktienrecht, $12, N16f.; DUBS/TRUFFER, BSK OR, 
Art.698 OR, N15 ff.; vgl. hingegen zum im Rahmen der letzten Aktienrechtsrevision 
neu eingefügten Art. 698 Abs. 2 Ziff. 6 OR, wonach in den Statuten vorgesehen werden 
kann, dass die Generalversammlungüber bestimmte Gegenstände selber Beschluss 
fassen darf (in Kraft seit 1.2.2021). 

2092 Vgl. im Allgemeinen WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art. 716a OR, N1; vgl. zum 


«Damoklesschwert-Argument» im Kontext staatlicher Ernennungsrechtebereits $4 
V.C.2. 
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nichtlange anhalten kann, womit der staatliche Mehrheitsaktionär indirekt 
auch die Geschäftsleitung beherrscht.2093 Demzufolge sind direkte staatliche 
Beteiligungen an Medienorganisationen, die dem Staat eine faktische Stimmen- 
mehrheit an der Generalversammlung ermöglichen, mit Blick auf das Staats- 
unabhängigkeitsgebot auszuschliessen. Dies gilt umso mehr, als mit einer 
Stimmenmehrheit über eine blosse Statutenänderung die Übertragung der 
Geschäftsführung durch den Verwaltungsrat unterbunden bzw. beschränkt 
werden könnte, womit der Staat durch die Wahl des Verwaltungsrats zugleich 
die für die Inhaltsproduktion zuständige operative Geschäftsleitungwählen 
und abberufen könnte.2094 Weiter kann in den Statuten vorgesehen werden, 
dass die Generalversammlung über bestimmte Gegenstände selber Beschluss 
fassen darf.2095 

Auch bei einer indirekten staatlichen Beteiligung an einer Medienorgani- 
sation — wie ihn der erwähnte Fall der Beteiligung der Swisscom AG an der 
Muttergesellschaft Teleclub Programm AG darstellt- besteht die Möglichkeit, 
dass die Muttergesellschaft mittels faktischer Stimmenmehrheit an der Gene- 
ralversammlung der Tochtergesellschaft die Zusammensetzung von deren 
Verwaltungsrat bestimmt und dadurch indirekt auf dessen Entscheidfindung 
Einfluss nehmen kann.209 Entsprechend ist eine faktische staatliche Stimm- 
rechtsmacht auch bei indirekten staatlichen Beteiligungen auszuschliessen. 
Dabei ist bei Tochtergesellschaften im Konzern die Gefahr einer faktischen 
Stimmrechtsmacht bzw. einer Sperrminorität auch bei einem weit unter 
50% liegenden Prozentsatz der Stimmrechte erhöht, da das Aktionariat für 
gewöhnlich klein ist.2097 

Im deutschen Rundfunkrecht verbietet $53 Abs. 3 des Medienstaatsver- 
trags2098 (früherer $ 20a Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertrags2099) unter Ver- 
weis auf die aktienrechtlichen Verbundtatbestände die Lizenzierung von 


2093 Vgl. m.w.Verw. GUTZWILLER, Einflussmöglichkeiten, Rz. 255; vgl. auch VON BÜREN, 
Konzern, S.80. 


2094 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.341f.; vgl. zur Unzulässigkeit der Ernennung 
operativer Führungspersonen $4 V. C. 2. 

2095 Vgl. der neue Art. 698 Abs. 2 Ziff. 6 OR (in Kraft seit 1.2.2021). 

2096 Ist die Tochtergesellschaft zu 100% oder zu fast 100% im Eigentum einer Muttergesell- 
schaft, kann deren Verwaltungsrat dem Verwaltungsrat der Tochtergesellschaft im 
Rahmen der Oberleitung zudem sog. Konzernweisungen erteilen und damit sogar 
direkt die Geschäftsführung beeinflussen (vgl. ausführlich zur Konzernweisung 
BÖCKLI, Aktienrecht, $ 11, N264ff.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 300 ff. 
und Fn. 2229; WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N3 und N7). 


2097 Vgl. WATTER/ROTH PELLANDA, BSK OR, Art.716a OR, N1. 
2098 Medienstaatsvertrag vom 23. April 2020 (MStV). 
2099 Rundfunkstaatsvertrag vom 18. Dezember 1991 (RStV). 
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staatlich beherrschten Organisationen als Rundfunkveranstalter.2100 Dabei 
kann auch eine staatliche Minderheitsbeteiligung zu einem Zulassungsver- 
botführen, wenn sie sich tatsächlich als Mehrheit auswirkt.2101 Die Kommis- 
sion zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK) undein Teil 
der Lehre erachteten den früheren $ 20a Abs. 3 RStV mit Blick auf das Staats- 
unabhängigkeitsgebot jedoch insoweit als ungenügend, als das Gebot nicht 
nur vor tatsächlichen, sondern auch vor potenziellen, jederzeit aktualisier- 
baren Beherrschungsmöglichkeiten schützt, die sich nicht alleine nach den 
aktienrechtlichen Verbundtatbeständen bemessen.?102 Im Zusammenhang 
mit der Beteiligung von Gemeinden an privatrechtlichen Rundfunkunter- 
nehmen erklärte das Bundesverfassungsgericht 1991 eine maximale Beteili- 
gungsquote von 25% der Kapital- und Stimmrechtsanteile für mit dem Staats- 
fernegebot vereinbar. Weiter hielt es fest, dass es aufgrund der weitgehend 
gleichen Funktionen der Mitgliederversammlung und der Rundfunkräte der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten als gerechtfertigt erscheint, «die 
Gemeindequote in der Veranstaltergemeinschaft für den privaten Lokalrund- 
funk ebenso zu behandeln wie die Staatsquote in den Rundfunkräten».2103 
Da deren verfassungsrechtliche Obergrenze vom Bundesverfassungsgericht 
im Jahr 2014 aufein Drittel festgesetzt wurde, 2104 darf angenommen werden, 
dass die Drittelsgrenze grundsätzlich auch für staatliche Kapital- und Stimm- 
rechtsanteile an Medienorganisationengilt. 

Auch in der schweizerischen Lehre wird im Kontext Öffentlicher Unter- 
nehmen die Möglichkeit eines beherrschenden Einflusses auf die Unterneh- 
mensführung besonders bei breit gestreutem Aktionariat ab einer Quote 
von über einem Drittel angenommen.2105 Diese Grenze stellt gleichzeitig die 


2100 Vgl. ausführlich BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N23 und N31ff. 
2101 BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N33. 


2102 Eine solche Möglichkeit bzw. Gefahr der Inhaltsbeherrschung wird aufgrund der 
damit verbundenen Sperrminorität für wichtige aktienrechtliche Beschlüsse ab einer 
direkten Beteiligung von 25% angenommen (vgl. KEK, 12. Jahresbericht, S. 346; m.w. 
Verw. BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, Rz.34; vgl. ausführlich 
SÄCKER, Rundfunkfähigkeit, S. 325 ff.; a.M. GERSDORF, Lizenzfähigkeit, S. 264 f. m.H. 
auf BVerfGE 115, 205 [227 f.], worin das Bundesverfassungsgericht die staatliche Beherr- 
schung der Deutschen Telekom AG bei einer Minderheitsbeteiligung von rund einem 
Drittel abgelehnt und entsprechend die Grundrechtsbindung der Deutschen Tele- 
kom AG verneint hat; vgl. allerdings zum Unterschied zwischen dem Beherrschungs- 
begriffim Kontext der Grundrechtsbindung und dem Beherrschungsbegriffim Kon- 
text des Staatsunabhängigkeitsgebots § 6 I. C.). 


2103 BVerfGE 83, 238 (330). 
2104 Vgl. BVerfGE136, 9 (37f.).; vgl. bereits §4 V. C. 2. d. 


2105 So VOGEL, Staat, S. 38; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 18; vgl. sogleich $4 
V.C.2.f.ee. 
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Sperrminorität für wichtige Beschlüsse in der Aktiengesellschaft, GmbH und 
Genossenschaft dar.2106 In Anbetracht der Tatsache, dass das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot bereits eine Beherrschungsgefahr ausschliesst und sich 
Mitgliedschaftsverhältnisse jederzeit verändern können, sind zum wirksa- 
men Schutz vor einer potenziellen Beherrschung der Inhaltsproduktion staat- 
liche Mitgliedschaftsrechte sowohl im Kontext unmittelbarer als auch mittelba- 
rer Beteiligungen grundsätzlich spätestens ab einer Quote von über einem Drittel 
alsverfassungsrechtlich heikelzu betrachten. Unproblematisch sind hingegen 
stimmrechtslose Beteiligungsscheine, da damit zwingend der Ausschluss des 
Stimmrechts einhergeht. 2107 

Um auf den Fallder Swisscom AG und ihrer mehrstufigen Beteiligungan 
einer Rundfunkveranstalterin zurückzukommen, bedeutet dies, dass dem 
Bund bereits ab einer Beteiligung von über einem Drittelan der Swisscom AG, 
die sich wiederum zu über einem Drittel auf dem Weg mehrstufiger Beteili- 
gungen an einer Medienorganisation beteiligt, die Möglichkeit einer - wenn 
auch nur mittelbaren - Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion eröffnet 
wird. Damit dürfte die frühere Situation, in welcher die Swisscom AG über 
ihre zu 100% in ihrem Eigentum stehende Tochtergesellschaft Cinetrade AG 
zu 49% an der Rundfunkveranstalterin Teleclub AG beteiligt war, kaum mit 
dem Beherrschungsverbot in Einklang gestanden haben.2108 Auch die aktu- 
elle Situation dürfte verfassungsrechtlichnichtunproblematisch sein. So wurde 
im Anschluss an die Erhöhung der (mittelbaren) Beteiligung der Swisscom AG 
ander Teleclub AG auf75% die Inhaltsproduktion an die Schwestergesellschaft 
Teleclub Programm AG ausgelagert. Daran ist die Teleclub AG zwarlediglich 
zu einem Drittel beteiligt, doch weisen die anderen beiden Aktionärinnen 
eine enge Verbundenheit mit der Teleclub AG auf.2109 Als unzulässig dürfte 
jedoch das von der Swisscom AG selbst betriebene News-Portal «blue News» auf 
bluewin.ch zu bezeichnen sein.2110 


2106 Vgl. Art.704, Art.808b und Art.888 OR. 


2107 Vgl. ausführlich zum Partizipationsschein als Beteiligung an einer Aktiengesellschaft 
(vgl. Art. 656a ff. OR), womit lediglich Vermögens- und nicht Stimmrechte verbunden 
sind, BÖCKLI, Aktienrecht, $2, N68; RAMPINI/SPILLMANN, BSK OR, Art. 656a OR, N1; 
vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.131f.; VOGEL, Staat, S. 55; VOGEL, Verwal- 
tung, S.288. 


2108 A.M. BJ, Gutachten Swisscom, S.221, 223f. und 229, worin eine Minderheitsbeteili- 
gung von 49% mit dem Staatsunabhängigkeitsgebot für vereinbar erklärt wird. 


2109 Vgl. HÄUSERMANN THOMAS, Swisscom übernimmt Cinetrade und somit Teleclub zu 
100 Prozent, Werbewoche, 19.11.2017; MENSCH CHRISTIAN, Eiertanz um Teleclub: Wie 
die Swisscom mit einem heiklen Kniff die Gesetze einhält, Aargauer Zeitung, 2.12.2017. 


2110 Vgl. blue News; SCHMID BEAT, Trotz Medienverbot: Bluewin-Portal tritt wieder aufs 
Pedal, Aargauer Zeitung, 18.5.2019; vgl. hierzu auch §6 I. C. 
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Eine Ausnahme vom Grundsatz der Drittelsgrenze besteht auf Bundesebene für 
spezialgesetzliche Körperschaften, deren Organisationsbestimmungen vorse- 
hen, dass diestrategischeFührunggrossmehrheitlichvon Privaten ernannt wird. 
Auf kantonaler Ebene wäre dies nur für die spezialgesetzliche Genossenschaft 
möglich, da diese- anders als die spezialgesetzliche Aktiengesellschaft - nicht 
die behördliche Mitwirkung an der Verwaltung bedingt (Art.763 Abs.1 OR).2111 


ee. Zwischenfazit: Medienorganisationen nicht als öffentliche bzw. 
staatliche, sondern als institutionell zwingend der gesellschaftlichen 
Sphäre zuzuordnende private Unternehmen 


Aufgrund der gemachten Ausführungen ist im Folgenden zu prüfen, inwieweit 
die Ausgestaltung von Medienorganisationen als öffentliche Unternehmen 
vor dem Hintergrund des Verbots der Beherrschung von Führungsgremien 
zulässig ist. 

Unternehmen geltenals «öffentlich», wenn der Staat aufgrund von Kapital- 
beteiligungen oder Befugnissen zur Benennung von Führungspersonen einen 
beherrschenden Einfluss auf die Unternehmensführung ausüben kann bzw. die 
sog. Direktionsgewalt innehat.2112 Dabeireichtes für die Annahme eines beherr- 
schenden Einflusses aus, wenn der Staat zusammen mit Privaten massgeblich 
an der Geschäftsführung beteiligt ist, das Unternehmen also gemeinschaft- 
lich geleitet wird. Solche Unternehmen werden von der h.L. alsgemischtwirt- 
schaftliche öffentliche Unternehmen bezeichnet.2113In der Lehre wird vertre- 
ten, dass eine massgebliche Beeinflussung der Unternehmensführungbereits 
im Falle staatlicher Stimmrechte von über einem Drittel denkbar ist, wobeiin 
solchen Fällen zur Eruierung der tatsächlichen Beeinflussungsmöglichkeiten 
stets der Einzelfall zu beurteilen ist.2114 

Ermöglichen Mitgliedschaftsrechte dem Staat keine massgebliche Betei- 
ligung an der Geschäftsführung, wird nicht mehr von öffentlichen Unterneh- 
men, sondern von blossen staatlichen Unternehmensbeteiligungen mit Anlage- 


2111 Vgl. zum Ganzen bereits$4 V. C. 2. f. bb. 


2112 Vgl.etwam.w.Verw. KRÄHENMANN, Privatwirtschaftliche Tätigkeit, S.114f.; STÖCKLI, 
Behördenmitglieder, S. 15f.; vgl. auch MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droitadminis- 
tratif, S.193; VOGEL, Staat, S. 37 f.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa MANN, Öffentlich- 
rechtliche Gesellschaft, S.13. 


2113 Vgl. etwa KRÄHENMANN, Privatwirtschaftliche Tätigkeit, S.16; VOGEL, Staat, S. 40f.; 
STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 17 f.; vgl. ausführlich MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, 
Droit administratif, S. 347 ff.; POLTIER, Entreprises, S. 185 ff.; vgl. aus der deutschen 
Lehre etwa MANN, Öffentlich-rechtliche Gesellschaft, S.13; STORR, Staat, S. 46. 

2114 Vgl. VOGEL, Staat, S. 37 f.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 18; vgl. im Kontext 
der Grundrechtsbindung SCHEFER, Auslagerung, S.1141f.; vgl. bereits §4 V. C. 2. f. dd.; 
vgl. auch §6 1I. C. 
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oder Finanzhilfecharakter ausgegangen.2115 Dabei nimmt VOGEL bei Beteili- 
gungen, die dem Staat eine Beeinflussung der Geschäftsführung erlauben, 
sog. einflussbegründende Beteiligungsrechte an. Bei Aktiengesellschaften 
wird diese Grenze bei einer Beteiligung von 10% gezogen, zumal einem Akti- 
onär dadurch wichtige Rechte wie etwa das Recht aufSonderprüfungeröffnet 
werden.2116 

Wie die vorangehenden Ausführungen ergeben haben, erweisen sich 
staatliche Befugnisse zur Wahl bzw. zur Genehmigung von über einem Drittel 
der Mitglieder strategischer Führungsgremien oder Mitgliedschaftsrechte von 
über einem Drittel vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots 
als heikel.2117 Durch den Grundsatz der Drittelsgrenze soll gerade die Gefahr 
bzw. der Anschein ausgeschlossen werden, dass staatliche Behörden die 
Führung von Medienorganisationen massgeblich beeinflussen und dadurch 
die Inhaltsproduktion beherrschen können. Auch der Bundesrat hielt für 
den Rundfunkbereich fest, dass es dem Staat gemäss Art.3a RTVG verboten 
ist, «sich massgeblich in finanzieller oder organisatorischer Weise» an Rund- 
funkveranstaltern zu beteiligen.2118 Die Ausgestaltung von Medienorganisati- 
onen als öffentliche bzw. institutionell dem Staat zuzurechnende Unternehmen 
steht folglich stets in Widerspruch zum Staatsunabhängigkeitsgebot, womit 
Medien zwingend private bzw. der gesellschaftlichen Sphäre zuzuordnende 
Unternehmen darstellen müssen. 

Umgekehrt ist eine Verletzung des Staatsunabhängigkeitsgebots nicht 
erst bei der Ausgestaltung der betreffenden Medienorganisation als öffent- 
liches Unternehmen zu bejahen. So schützt das Beherrschungsverbot bereits 
vor der Gefahrbzw. dem Anschein einer beherrschenden Einflussnahme auf 
die Inhaltsgestaltung, ohne dass eine solche tatsächlich vorliegen muss.2119 
Demgegenüber wird das Vorliegen eines öffentlichen Unternehmens erst 
bejaht, wenn der Staat die Unternehmensführung tatsächlich massgeblich 
beeinflussen kann.2120 Der Tatbestand der Beherrschung des aus dem Staats- 


2115 Vgl. STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.18; VOGEL, Staat, S.266f.; vgl. ausführlich zu 
staatlichen Beteiligungen als Subventionsart POLTIER, Subventions, Rz. 83; POLTIER, 
Entreprises, S.196 ff. und S.277f.; vgl. aus der deutschen Lehre etwa MANN, Öffent- 
lich-rechtliche Gesellschaft, S. 13. 

2116 Vgl. Art.697b Abs. 1 OR; VOGEL, Staat, S.267. Weitere mit einer Beteiligung von 10% 
einhergehende Rechte sind das Recht auf Traktandierung (vgl. Art. 699 Abs. 3 OR) 
und die Auflösungsklage (vgl. Art. 736 Ziff. 4 OR). 

2117 Vgl. §4V.C.2.d. und §4V. C. 2.f. dd. 

2118 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019. 

2119 Vgl. hierzu §3 II. C. 

2120 VOGEL, Staat, S. 37 f.; vgl. auch STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 18; vgl. im Kontext der 
Grundrechtsbindung SCHEFER, Auslagerung, S. 1141 f. 
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unabhängigkeitsgebots fliessenden Beherrschungsverbots ist demnach weiter 
als der Beherrschungsbegriffim Kontext öffentlicher Unternehmen.2121 

Blosse einflussbegründende Beteiligungen an Medienorganisationenhhin- 
gegen -bei Aktiengesellschaften für den Fall von Beteiligungen ab 10% -sind 
verfassungsrechtlich nicht per se problematisch, da dem Staat dadurch keine 
massgebliche Einwirkung auf die Unternehmensleitungermöglicht wird. Da 
durch die Einflussbegründung und die damit verbundene mögliche publizis- 
tische Relevanz jedoch der Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 
berührt wird, müssen solche staatlichen Beteiligungen stets die Vorausset- 
zungen von Art. 36 BV erfüllen und bedürfen daher einer gesetzlichen Grundlage. 
Gänzlich unbedenklich sind schliesslich blosse staatliche Beteiligungen bis 
zu 10% des Aktienkapitals, da dem Staat dadurch keinerlei Einfluss auf die 
Unternehmensführung von Medienorganisationen ermöglicht wird. 


f.  Grundrechtsbindung von Medienorganisationen am Beispiel des 
Rundfunkbereichs: Direkte Grundrechtsbindung nur bei der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben 


Entsprechend der mit Blick auf das Beherrschungsverbot verboteneninstitu- 
tionellen Zurechnung von Medien zum Staat, können diese im Licht von Art.35 
Abs. 2 BV nicht institutionell, sondern nur funktionell aufgrund der Wahrneh- 
mung öffentlicher Aufgaben direkt an die Grundrechte gebunden sein.2122 Ent- 
sprechend nimmt auch das Bundesgericht und ein Grossteil der Lehre eine 
direkte Grundrechtsbindung der SRG bei der Erfüllung ihres Leistungsauf- 
trags an.2123 Dasselbe hat- nimmt man wie vorliegend auch in Bezug auf die 
lokal-regionalen Service-public-Veranstalter die Erfüllung einer öffentlichen 
Aufgabe an - betreffend diese Veranstalter zu gelten.2124 

MÜLLER spricht im Zusammenhang mit der direkten Grundrechtsbin- 
dung der SRG von einem tripolaren bzw. komplexen Grundrechtsverhältnis, in 


2121 Vgl. im Zusammenhang mit der Bindung von Organisationen, an welchen der Staat 
über einen Drittel mitgliedschaftlicher Stimmrechte und/oder Ernennungs- bzw. 
Genehmigungsrechte in Bezug auf Führungspersonen innehat, an das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot §6 I. C. 

2122 Vgl. zur institutionellen und funktionellen direkten Grundrechtsbindung $61. A. 


2123 Vgl. BGE1391306, E.3.2.2f.,S.311f.; HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 134; KLEY, Medien, 
S. 192; MÜLLER, Landesbericht, S. 251; PEDUZZI, Verbreitungspflicht, S. 193; RÜTSCHE, 
Leistungsaufträge, S. 77; RÜTSCHE, Öffentliche Aufgaben, S. 160; SAXER/BRUNNER, 
Rundfunkrecht, Rz. 7.15; a.M. WALDMANN, BSK BV, Art. 35 BV, Fn. 56, der lediglich eine 
indirekte Grundrechtsbindung gemäss Art. 35 Abs. 3 BV i.V.m. dem RTVG (insbeson- 
dere Art. 4 RTVG) annimmt; vgl. hierzu bereits §2 I. C. 4. d. dd. 

2124 A.M. MARTENET, Droits fondamentaux, S. 129, der eine direkte Grundrechtsbindung 
der lokal-regionalen Service-public-Veranstalter mangels Erfüllung einer öffentlichen 
Aufgabe verneint; vgl. hierzu bereits § 2I. C. 4. d. ee. 
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welchem der Staat eine grundrechtskonkretisierende Rolle zwischen zwei 
Rechtssubjekten einnimmt - auf der einen Seite der SRG und auf der anderen 
Seite Dritten, die aufgrund ihrer Meinungs- oder Wirtschaftsfreiheit Zugang 
zumredaktionellen oder zum Werbeteil des Programms beanspruchen.2125 
Der Gesetzgeber hat diesem Grundrechtsverhältnis im Rundfunkbereich 
dahingehend Rechnung getragen, als er auf der einen Seite festhält, dass 
niemand von einem Programmveranstalter die Verbreitung bestimmter Dar- 
bietungen und Informationen verlangen kann (Art. 6 Abs. 3 RTVG), gleichzei- 
tigjedoch auf der anderen Seite die Zugangsbeschwerde an die UBI vorsieht 
(vgl. Art. 92 Abs. 1 lit. b RTVG).2126 Bei der Konkretisierung dieser gegenläufi- 
gen Grundrechtsinteressen reduziert das Bundesgericht die direkte Grund- 
rechtsbindung der SRG im redaktionellen Teil aufgrund der in diesem Bereich 
primär zu beachtenden Medienfreiheit auf eine blosse Bindung an die Rechts- 
gleichheit und an das Willkürverbot.2127 Damit entspricht die bundesgericht- 
liche Rechtsprechung jener des deutschen Bundesverfassungsgerichts, das 
im redaktionellen Teil ebenfalls eine direkte Grundrechtsbindung der öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten annimmt, aufgrund ihrer gleichzeitigen 
Grundrechtsträgerschaft jedoch die Beachtung des Willkürverbots genügen 


2125 Vgl. MÜLLER, Verwirklichung der Grundrechte, S.142f. 


2126 Vgl. hierzu MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 497; vgl. ausführlich 
zur Zugangsbeschwerde KLEY, Programmzugang. In der Zeit, als die Zugangsbe- 
schwerde an die UBI noch nicht gesetzlich vorgesehen war, bejahte das Bundesgericht 
behelfsweise zwecks Öffnung des Rechtswegs für zugangsersuchende Private und 
damit aus verfahrenstechnischen Gründen den Verfügungscharakter des Zulassungs- 
entscheids der SRG und qualifizierte diese in diesem Kontext als Organisation ausser- 
halb der Bundesverwaltungim Sinne von Art. 1 Abs. 2 lit. e VwVG (Bundesgesetz über 
das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 [Verwaltungsverfahrensgesetz]), 
die in Erfüllungihrer übertragenen öffentlich-rechtlichen Aufgabe des Bundes verfügt 
(vgl. BGE123 11402, E. 2.a, S. 406; vgl. in diese Richtung auch die Rechtsprechung des 
deutschen Bundesverfassungsgerichts in BVerfGE 14, 121 [130 ff.], wonach die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten öffentliche Gewalt ausüben, wenn sie im Wahlkampf 
politischen Parteien Sendezeiten zuteilen oder verweigern). Gleichzeitigverneinte das 
Bundesgericht die Verfügungsqualität und damit den hoheitlichen Charakter des von 
der SRG ausgestrahlten Programms (vgl. BGE 12311402, E. 2.a, S. 406; vgl. im Zusam- 
menhang mit der Unterstellung der damaligen Radio- und Fernsehempfangsgebühr 
unter die Mehrwertsteuer BGE 14111182, E. 4.1, S.190). Dieser damaligen bundesgericht- 
lichen Rechtsprechung kritisch gegenüber standen etwa DUMERMUTH, Rundfunk- 
recht, Rz.124, GROB, Programmautonomie, S.32 und SCHÜRMANN/NOBEL, Medien- 
recht, S.153, welche die Gleichstellung der SRG mit staatlichen Behörden unter Hinweis 
auf das verfassungsrechtliche Staatsunabhängigkeitsgebot ablehnten. 

2127 Vgl.etwaBGer, 5.4.2019, 2C_589/2018, E.3.2f.; BGE 136 1167, E. 3.3.2, S. 174; vgl. dazu 
BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, Kap. 5, NA4f.; WALDMANN, BSKBV, Art. 35 BV, 
Fn. 56; vgl. zum Zugangsrecht bzw. zum sog. «Recht auf Antenne» ausführlich KLEY, 
Programmzugang, S.15ff.; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 94 LRTV, N 47 ff.; MÜLLER/ 
SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 496 ff. 
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lässt und damit zwischen den sich gegenüberstehenden grundrechtlichen 
Interessen einen Ausgleich schafft.2128 

Im Nachgangan den «VgT-Fall» desEGMR, wonach die Verweigerung des 
Programmzugangs aufgrund des Verbots politischer Werbung einen unver- 
hältnismässigen Eingriffin die Meinungsfreiheit des VgT darstelle,2129bejahte 
das Bundesgericht mit Verweis auf Art.35 Abs. 2BV eine direkte Bindung der 
SRG an die Grundrechte auch im ausserhalb des Leistungsauftrags stehenden 
Werbebereich mit der Begründung, dieser diene als Nebenaktivität der Finan- 
zierung des Leistungsauftrags als öffentliche Aufgabe. Da im Werbebereich 
nicht primär die grundrechtsbezogenen Interessen der SRG berücksichtigt 
werden müssten, sei diese nicht nur an das Willkürverbot und an die Rechts- 
gleichheit gebunden, sondern müsse auch demideellen Gehalt der Freiheits- 
rechte Rechnungtragen und entsprechende Grundrechtseingriffegemäss Art. 36 
BV rechtfertigen können.2130 

Dieses Abwägungsergebnis findet seine Erklärung darin, dass die SRG 
gesetzlich auf einen öffentlichen Zweck programmiert bzw. vom Gesetzgeber 
zur primären Erfüllung des Leistungsauftrag verpflichtet wird (vgl. Art.23 
RTVG).2131 Entsprechend sind der Werbebereich sowie die restlichen Tätig- 
keitsbereiche der SRG als wirtschaftliche Nebentätigkeiten zubezeichnen, die 
inerster Linie «der Konsolidierung der primären [öffentlichen] Aufgabener- 
füllung» dienen.2132 Damit vermag der Leistungsauftraggewissermassen auf 
die restlichen Tätigkeitsbereiche der SRG wieinsbesondere den Werbebereich 
«abzustrahlen». Zwar nahm das Bundesgericht in einem ähnlich gelagerten 
Fall betreffend Werbeflächen eines staatlichen Verkehrsbetriebs eine weniger 
intensive Grundrechtsbindungan, doch wurde dies primär mit dem Bestehen 
von Ausweichmöglichkeiten der privaten Interessenten aufgenügend andere 


2128 Vgl. BVerfGer, Urteil vom 15.12.2003, 1BvR 2378/03, Ziff.6; MÜLLER, Verwirklichung 
der Grundrechte, Fn. 349; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 496. 

2129 EGMR, Urteilvom 28.6.2001, VgT Verein gegen Tierfabriken v. Switzerland, Nr.24699/94, 
Ziff. 94 und Ziff. 98; vgl. ausführlich KLEY, Programmzugang, S. 28 ff. 

2130 Vgl. ausführlich BGE 1391306, E. 3.1ff., S. 310 ff.; vgl. auch BGE 123 II 402, E. 2.a), S. 406; 
vgl. hierzu ELSER, Privatisierte Erfüllung staatlicher Aufgaben, S. 70f.; HETTICH/ 
SCHELKER, Medien, S.134; MARTENET, Droits fondamentaux, S.136; SEILER, Grund- 
rechtsträgerschaft und Grundrechtsverpflichtung, S.759f.; WALDMANN, BSKBV, 
Art.35 BV, N23. 


2131 Vgl. hierzu ausführlich §9 II. B. 


2132 Vgl. im Kontext des Zugangs zu Werbeflächen eines staatlichen Verkehrsbetriebs mit 
Verweis auf den Werbebereich der SRG VGer Luzern, Urteil vom 14.8.2000, E. 2b, in: 
ZB12000, S. 95 ff., S. 98; vgl. auch HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 134 und Fn. 479; 
TANQUEREL, Patrimoine financier, S. 93 ff.; vgl. hingegen den diesbezüglich relativie- 
renden BGE 127184, E. 4.c), S. 90 f.; vgl. zu den wirtschaftlichen Nebentätigkeiten des 
Gemeinwesens KRÄHENMANN, Privatwirtschaftliche Tätigkeit, S. 3. 
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geeignete Werbemöglichkeiten begründet.2133 Für die SRG hingegen kann mit 
Blick auf ihre führende Stellung im schweizerischen Fernsehmarkt2134 argu- 
mentiert werden, dass zumindest in diesem Bereich kaum hinreichend andere 
geeignete Werbemöglichkeiten bestehen, weshalb deren weitergehende Grund- 
rechtsbindung im Werbebereich insgesamt als gerechtfertigt erscheint. Inzwi- 
schen hat auch der EGMR dieses Abwägungsergebnis als mit Art. 10 EMRKin 
Einklang stehend befunden.2135 

Für andere Medienorganisationen wie die lokal-regionalen Service-public- 
Veranstalter, die gesetzlich nicht zur primären Erfüllungdes Leistungsauftrags 
verpflichtet sind, wäre hingegen fraglich, ob die Annahme einer Grundrechts- 
bindung auch im Werbebereich noch in Einklang mit Art. 17 BV steht. 

Im Übrigen steht es dem Gesetzgeber unter der Voraussetzung der Beach- 
tung von Art. 17 BV bzw. des Verhältnismässigkeitsprinzips frei, Medienorga- 
nisationen unabhängig von der Erfüllung öffentlicher Aufgaben einer indi- 
rekten Grundrechtsbindung zu unterwerfen (vgl. Art. 35 Abs. 3 BV).2136 Eine 
solche trifftalle Rundfunkveranstalter gemäss dem aus dem verfassungsrecht- 
lichen kulturellen Mandat abgeleiteten Art. 4 Abs. 1 Satz 1 RTVG, wonach die 
Grundrechte im Programm zu beachten sind.2137 Mit Blick auf das Verhältnis- 
mässigkeitsgebot erfolgt damit gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung 
kein Verweis auf den gesamten Grundrechtskatalog, sondern es ist entspre- 
chend der Präzisierungen in Art. 4 und Art. 5RTVG lediglich die Verpflichtung 
zur Befolgung programmrelevanter, objektiver Schutzziele wie etwa des 
Religionsfriedens, der Vermeidung von Rassenhass oder des Jugendschutzes 
anzunehmen.2138 


2133 Vgl. BGE127184, E.4.c), S.90f.; krit. etwa STÖCKLI/JOLLER, Politische Werbung, 
S. 484, wonach beiinstitutionell dem Staat zuzurechnenden (öffentlichen) Unterneh- 
men die Tatsache, dass eine Leistung auch von anderen Marktteilnehmern angebo- 
ten wird, erstim Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung zu berücksichtigen sei. 


2134 Vgl. HÜRLIMANN BEAT, Die Schweizer schauen täglich 213 Minuten fern und hörten 
118 Minuten lang Radio, Horizont, 13.7.2020, m.Verw. auf die von der Stiftung Media- 
pulse erhobenen Nutzungsdaten unter anderem im Fernsehbereich; vgl. auch BUNDES- 
RAT, Service-public-Bericht, S.22. 


2135 Vgl. ausführlich EGMR, SRG a.o. v. Schweiz, Urteil vom 22.12.2020, Nr. 41723/14, 
Ziff. 65 ff. 

2136 Vgl. ausführlich zur indirekten Drittwirkung von Grundrechten statt vieler EGLI, Dritt- 
wirkung, S.135 ff. 

2137 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1668. 

2138 Vgl. BGE13411260, E. 6.2, S. 262; vgl. ausführlich MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 4LRTV, 
N6ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 4 RTVG, N3ff.; vgl. Näheres hierzu bereits$4 V. B. 
1.b.bb. 
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D. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche Finanzierung 
von Medien (finanzielle Staatsunabhängigkeit) 


Im Folgenden ist zu prüfen, inwiefern Modalitäten der staatlichen Finanzie- 
rung von Medien mit dem absoluten Beherrschungsverbot in Konflikt stehen. 
Sich stellende Fragen sind, inwieweit Medienorganisationen über ein eigenes 
Budget verfügen müssen, wie die Zuweisung staatlicher Mittel zu erfolgen 
hat und ob die Finanzierung aus dem Staatshaushalt zulässig ist bzw. inwie- 
weit staatlichen Behörden bei der Bestimmung der Höhe der Finanzierung 
Ermessensspielräume zukommen dürfen. Zuletzt wird der Frage nachgegan- 
gen, welche Grenzen der Staat im Rahmen der Finanzaufsicht über Medien, 
die öffentliche Mittel erhalten, zu beachten hat. Im Kontext der Unabhängig- 
keit von Aufsichts- und Regulierungsbehörden werden Fragen des Budgetpro- 
zesses, der Finanzierungsarten und der Bestimmung der Finanzierungshöhe 
unter dem Begriff der finanziellen Unabhängigkeit diskutiert.2139 


1. Allgemein: Gewährleistung erheblicher Ermessensspielräume 
bei der Verwendung publizistisch relevanter Finanzmittel 
(materielle finanzielle Autonomie) 


Im deutschen Verfassungsrecht ist im Zusammenhang mit dem öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk in der Lehre zu lesen, dass die Effektivität der Gewähr- 
leistung autonomer Handlungsspielräume «wesentlich von der «wirtschaftli- 
chen Abhängigkeit oder Unabhängigkeit abhängt: Die beste formal-nominelle 
Ausgliederung aus der Staatsverwaltung nützt nichts, wenn die staatliche 
Exekutive die finanziellen Mittel verwalten oder in die Verwaltung der Mit- 
tel hineindirigieren kann.»2140 Da die Produktion von Programminhalten 
immer mit Ausgaben verbunden ist, sind Entscheide über die Art und Weise 
der Inhaltsgestaltung stets gekoppelt an Entscheidungen auf der Ebene der 
Haushaltsführung. 2141 Vor dem Hintergrund des absoluten Verbots staatli- 
cher Zweckmässigkeitserwägungen in Tätigkeitsbereichen mit publizisti- 
scher Relevanzsind Medienorganisationen auch in Finanzentscheidungen mit 
(wenn auch nur indirektem) Inhaltsbezug zwingend erhebliche Ermessensspiel- 
räume einzuräumen.2142 


2139 Vgl. ausführlich LIENHARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.13f.; PVK, Bericht Un- 
abhängigkeit, S.1736; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.130; vgl. bereits §4 V. A. 


2140 Vgl. HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $9, N35. 
2141 Vgl. PORZUCEK, Finanzkontrolle, S.105. 


2142 Vgl. im Kontext des öffentlich-rechtlichen Rundfunks m.w.Verw. PORZUCEK, Finanz- 
kontrolle, S. 106; vgl. bereits §4 V. C. 1. 
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Entsprechend postuliert BADURA unter dem Stichwort der Finanz- bzw. Haus- 
haltsautonomie der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, dass «es Sache 
der zuständigen Anstaltsorgane [ist], festzulegen, mit welchem Kostenauf- 
wand der Programmauftrag erfüllt wird und wie die entsprechende Finan- 
zierungnach Massgabe der vorhandenen Mittel erfolgen soll. Dem Staatistes 
grundsätzlich verwehrt, auf die konkrete Haushaltsgestaltung Einfluss zu neh- 
men».2143 Auch das Bundesverfassungsgericht hält fest, dass die Finanzierung 
von Rundfunkprogrammen «in keinem Fall [...] beschränkt werden [darf], um 
Einfluss auf die Art der Programmgestaltung oder gar auf den Inhalt einzelner 
Programme auszuüben».214 Aus der Rundfunkfreiheit lässt sich allerdings 
nach Ansicht der deutschen Lehre nicht ableiten, dass die Finanzautonomie 
der Rundfunkanstalten auch die autonome Bestimmung der Finanzmittel um- 
fasst. Mitanderen Worten ist verfassungsrechtlich nicht ausgeschlossen, dass 
Finanzmittel von Medienorganisationen mehrheitlich vom Staat bestimmt 
werden. In Bezug auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk hat das Bundes- 
verfassungsgericht die öffentliche Finanzierung gerade als diesem «gemässe 
Art der Finanzierung» qualifiziert, die gegenüber der privaten Werbefinan- 
zierungin den Vordergrund treten muss.2145 Gemäss dem deutschen Recht 
bedingt die Finanzautonomievon Medienorganisationen folglich nicht die freie 
Bestimmung, sondern lediglich die freie Verwendung der Finanzmittel.2146 

Im schweizerischen Recht wird von jenen Autoren, die voneinem weiten 
Unabhängigkeits- bzw. Autonomiebegriff ausgehen, zwischen einer materi- 
ellen und einer formellen finanziellen Autonomie unterschieden.2147 Die 
materielle finanzielle Autonomie bezieht sich auf die Handlungsspielräume der 
Aufgabenträger bei der Bestimmung und Verwendungihrer Finanzmittel.2148 
Die materielle finanzielle Autonomie setzt zwingend die formelle finanzielle 
Autonomie voraus, welche das Verfügen über eigene Vermögenswerte, über 
eine eigene Rechnungsführung und über ein eigenes Budgetbeschlussrecht 
umfasst.2149 Für den Rundfunkbereich hielt der Bundesrat fest, dass es die 


2143 BADURA, Finanzautonomie, $.59. 
2144 BVerfGE 74, 297 (342). 


2145 Vgl.noch im Kontext der früheren Gebührenfinanzierung BVerfGE 90, 60 (90 f.); vgl. 
hierzu sogleich $4 V. D. 4. 


2146 Vgl. im Zusammenhang mit dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk etwa BADURA, Fi- 
nanzautonomie, S. 45; GOERLICH/ZIMMERMANN, Rundfunkrecht-Komm., $1RFinStV, 
N3. 


2147 So MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.123 ff.; vgl. auch POLTIER, 
Surveillance, S.79ff.; vgl. bereits §4 V. A. 


2148 Vgl. eingehend MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 132 ff. 
2149 Vgl. ausführlich MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S. 131 f. 
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Veranstalter sind, welche die Verantwortung für die Verwendung der unter 
besonderen Voraussetzungen und mit besonderer Zweckbindung zugewie- 
senen öffentlichen Mitteltragen.2150 Des Weiteren istin der schweizerischen 
Lehre zulesen, dass staatliche Behörden unter keinen Umständen die Befug- 
nis haben dürfen, das Budget einer bestimmten Sendung zu diskutieren.2151 
Aus dem Staatsunabhängigkeitsgebot lässt sich jedoch auch nach schweize- 
rischem Verständnis nicht ableiten, dass Medienorganisationen auch über 
materielle finanzielle Autonomie bei der Bestimmung der Finanzmittel verfü- 
gen müssen. Damit ist verfassungsrechtlich nicht ausgeschlossen, dass sich 
Medienorganisationen mehrheitlich aus öffentlichen bzw. staatlich bestimm- 
ten Mitteln finanzieren.2152 Somit haben Medienorganisationen auch nach 
schweizerischem Verständnis zumindest bezüglich der Verwendungder finan- 
ziellen Mittel über eine materielle finanzielle Autonomie und entsprechend über 
ein eigenes Budget zu verfügen. Esistim Folgenden darzulegen, welche genauen 
verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen sich daraus ergeben. 


2. Ausgliederung des Budgets von Medienorganisationen aus 
dem allgemeinen Staatshaushalt (formelle finanzielle Autonomie 
bzw. Budgetautonomie) 


Im deutschen Verfassungsrecht gilt, dass die Mittel der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten zur Gewährleistung ihrer freien Verwendung nicht im 
öffentlichen Haushalt veranschlagt und im Parlament erörtert sowie beschlos- 
sen werden dürfen. Aus diesem Grund haben die Rundfunkanstalten über 
aus dem Staatshaushalt ausgegliederte, von eigenen Organen beschlossene 
Budgets zu verfügen. 2153 

Auch im schweizerischen Recht bedingt die materielle finanzielle Auto- 
nomie eines Aufgabenträgers bei der Verwendung seiner Finanzmittel, dass 
diesem die Verfügung über eigene Vermögenswerte, über eine eigene Rech- 
nungsführung und über ein eigenes Budgetbeschlussrecht bzw. über Budget- 
autonomie — mit anderen Worten eine formelle finanzielle Autonomie — ein- 
geräumt wird.215% Würden Medienorganisationen nicht über eine eigene 
Rechnungsführung verfügen, unterlägen sie dem Anwendungsbereich des 
Finanzhaushaltsrechts,2155 das die Anwendungrigider Regeln in Bezug aufdie 


2150 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, S. 749. 
2151 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 831. 


2152 Vgl. zur SRG, die gesetzlich verpflichtet ist, sich zur Hauptsache durch die Abgabe für 
Radio und Fernsehen zu finanzieren, $10 V. A. 


2153 Vgl. etwa HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $9, N35. 
2154 Vgl. ausführlich MOOR/BELLANGER/TANQUEREL, Droit administratif, S.131f. 
2155 Vgl. aufBundesebene Art. 2 lit. fe contrario FHG; vgl. bereits § 4 III. B. 3. b. 
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Aufstellung des Voranschlags bzw. des Budgets und die Verwendung der bud- 
getierten öffentlichen Mittel beinhaltet.2156 So wird der Voranschlag von der 
Regierung erstellt und vom Parlament genehmigt, wobei der Budgetierungs- 
grundsatz der Spezifikation vorschreibt, dass für jede Ausgabe betreffend 
ihren Zweck - etwa Personal- oder Sachaufwand- und ihre Höhe ein Kredit 
bzw. ein Budgetposten veranschlagt werden muss. Dadurch können in den 
Anwendungsbereich von Finanzhaushaltsgesetzen fallende Organisationen 
die ihnen zugesprochenen öffentlichen Mittel ausschliesslich im so vorgege- 
benen Rahmen verwenden, indem sie jede Ausgabe einem von der Regierung 
festgesetzten und vom Parlament genehmigten, relativ detaillierten Budget- 
posten zuweisen.2157 Dadurch würde es staatlichen Organen ermöglicht, 
gewisse Produktionsausgaben zu kürzen oder gar nicht erst zu veranschlagen 
bzw. zu genehmigen, womit die Inhaltsproduktion beherrschend beeinflusst 
werden könnte. 

Sobald Aufgabenträger hingegen eine eigene Rechtspersönlichkeit auf- 
weisen, bilden sie in der Regel einen eigenen sog. Rechnungskreis. Dadurch 
verfügen sie über eigenes Vermögen, führen eine eigene Rechnung und erstel- 
len entsprechend auch eigene Budgets, 2158 womit deren Ausgaben nicht mehr 
dem vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots unzulässigen Voran- 
schlagsprozess unterliegen. Folglich gilt es auch im Kontext der formellen 
finanziellen Autonomie von Medienorganisationen, diese mit eigener Rechts- 
persönlichkeit auszustatten, um ihnen eine eigene Rechnungsführung und 
entsprechend eine eigene Budgeterstellung zu ermöglichen. Das aus dem 
Staatsunabhängigkeitsprinzip fliessende Beherrschungsverbot gebietet somit 
auch die Ausgliederung des Budgets von Medienorganisationen aus dem allge- 
meinen Staatshaushalt. 


3. Globale Zuweisung staatlicher Mittel für publizistisch relevante 
Tätigkeitsbereiche (materielle finanzielle Autonomie) 


In der deutschen Lehre ist zu lesen, dass die selbständige Entscheidung 
über die Verwendung der Finanzmittel durch Medien zwingend die globale 
Zuweisung staatlicher Mittel erfordert.2159 Tatsächlich können staatliche 
Behörden durch die Art der Zuweisung öffentlicher Mittel die Inhaltsproduk- 
tion in einer Weise beeinflussen, die der Eingliederung des Budgets einer 


2156 POLTIER, Surveillance, S.79; vgl. hierzu für die Bundesebene bereits § 4 III. B. 3. a. 


2157 Vgl. POLTIER, Surveillance, S.79; vgl. für die Bundesebene bereits § 4 III. B. 3. a., wobei 
dort durch die Einführung der Globalbudgetierung der Grundsatz der Spezifikation 
gelockert wurde. 


2158 Vgl. VOGEL, Verwaltung, S. 195. 
2159 So aus der deutschen Lehre etwa JARASS, Massenmedien, S. 216 f.; vgl. bereits §4 V. A. 
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Medienorganisation in den Staatshaushalt nahekommt. Dies ist dann mög- 
lich, wenn durch die Zuweisung öffentlicher Mittel für publizistisch relevante 
Tätigkeitsbereiche nach Massgabe der für die Aufgabenerfüllung effektiv 
anfallenden Kosten bzw. der zutätigenden Ausgaben eine bestimmte Artund 
Weise der Inhaltsgestaltung bewirkt wird.2160 Demgegenüber ermöglicht 
die Zuweisungöffentlicher Gelder mittels Globalbudgets die Verknüpfung des 
Betrags an die Erfüllung einer Leistung bzw. eines Produkts und stellt somit 
nichteine bestimmte Aufgabenerfüllung, sondern den Eintritt einesbestimm- 
ten Erfolgs ins Zentrum. Damit wird die Steuerung der Art und Weise der Auf- 
gabenerfüllung von der staatlichen Ebene aufdie Medienorganisationen ver- 
lagert, womit diese erhebliche Entscheidungsspielräume bei der Verwendung 
der Finanzmittel erlangt.2161 

Die mit Globalbudgets erzielte Handlungsfreiheit kann indes einge- 
schränkt sein, wenn der globalen Mittelzuweisungein Leistungsauftragoder 
eine Finanzhilfeverfügung bzw. -vereinbarung gegenübersteht, worin die 
zu leistenden Produkte bzw. die zu erfüllenden Zielvorgaben in Bezug auf 
die Inhaltsproduktion detailliert beschrieben werden.2162 Die im Lichte des 
Beherrschungsverbots zwingend zu gewährleistenden Ermessensspielräume 
von Medienorganisationen bei der Inhaltsproduktion bedingen folglich nebst 
der globalen Mittelzuweisung stets auch Leistungsaufträge oder Finanzhilfe- 
verfügungen bzw. -vereinbarungen, die in Bezug auf inhaltsnahe Aufgabenge- 
genstände bzw. Produkte einen geringen Detaillierungsgrad aufweisen.2163 


4. Zulässigkeit der Finanzierung aus dem Staatshaushalt 
(materielle finanzielle Autonomie): Grundsatz geringer staatlicher 
Ermessensspielräume 


Fraglich ist, ob Medienorganisationen für die Inhaltsproduktion Finanzmit- 
tel aus dem Staatshaushalt zugewiesen werden dürfen. In der deutschen 
Lehre ist strittig, inwiefern die Zuweisung Öffentlicher Mittel an den Rund- 
funk aus dem Staatshaushalt erfolgen darf. So erachten etwa STERN/BETHGE 


2160 Vgl. zum Budgetierungsgrundsatz der Spezifikation bereits $4 III. B. 3. a. 


2161 Vgl. zur Globalbudgetierung bereits § 4 III. B. 3. a. und $4 II. B. 3. c.; vgl. aus der 
deutschen Lehre im Kontext der Finanzautonomie von Hochschulen durch Global- 
haushalte GEIS, Autonomie, Rz. 52; DÖRR/SCHIEDERMAIR, Finanzierung, S.63. Wie 
die beiden Autoren jedoch relativieren, ist die Kehrseite von Globalhaushalten die 
pauschale Haushaltskürzung, die sich im Unterschied zu konkreten Personal- oder 
Sachmittelkürzungen politisch leichter durchsetzen lässt (vgl. GEIS, Autonomie, 
RZ. 53; DÖRR/SCHIEDERMAIR, Finanzierung, S. 63). 


2162 Vgl. bereits § 4 III. B. 3. a. und §4 HII. B. 3. b. 


2163 Vgl. zu den Mindestanforderungen an staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 
durch Medien §4 V. B. 
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die Unabhängigkeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten dann als 
nicht mehr genügend gewährleistet, «wenn die Bezuschussung aus Haushalts- 
mitteln ihre legislatorische Grundlage lediglich in dem jährlich neu zu erlas- 
senden und gegenüber den wechselnden politischen Konstellationen beson- 
ders anfälligen Haushaltsgesetz erführe».216* Gemäss OSSENBÜHL ist die 
Finanzierung der Rundfunkanstalten aus dem Staatshaushalt besonders in 
Fällen, in denen die staatlichen Mittel das einzige Finanzdeckungsmittel 
darstellen, als «ultima ratio» nur zulässig, wenn bestimmte Sicherungsvor- 
kehrungen erfüllt sind: Zum einen muss die parlamentarische Budgetent- 
schliessungsfreiheit gegenüber der sonstigen arbiträren legislatorischen 
Gestaltungsfreiheit auf ein dem Verwaltungsermessen gleichkommendes 
Entschliessungsermessen eingeschränkt werden, wofür die Höhe des Staats- 
zuschusses formell-gesetzlich festgelegt und ein finanzieller Grundstock 
zugestanden werden muss, um die Finanzplanung auf mehrere Jahre hinaus 
zu ermöglichen.2165 COLE/OSTER erachten die Finanzierung privater Rund- 
funkveranstalter aus dem Staatshaushalt nur als zulässig, sofern die Vergabe 
frei von staatlichen Einflüssen erfolgt, wobei als Beispiel das gesetzliche Vor- 
sehen eines zweckgebundenen Fonds genannt wird.2166 Wie HEYDT jedoch 
überzeugend betont, ist eine «Unabhängigkeit vom Staatsbudget [zwar] in 
besonderer Weise geeignet (aber eben nicht: geboten), die Rundfunkfreiheit 
zu garantieren».2167 Entsprechend erachtet der Autor eine gesetzliche Fest- 
legung der Berechnungsmethode der Zuschüsse zwar als wesentliche Erleich- 
terung der Finanz- und damit der Programmplanung, daRundfunkanstalten 
dadurch nicht jedes Jahr auf das Ergebnis der staatlichen Budgetberatungen 
angewiesen wären. Solche gesetzlichen Sicherungsmechanismen seien so- 
mit durchausgeeignet, die Rundfunkfreiheit zusichern, doch seidamitnoch 
nichts über deren verfassungsrechtliche Erforderlichkeit gesagt.2168 

Den vorangehenden Ansichten entsprechend sieht die deutsche Lehre 
die eigentliche Bedeutung der Beitragsfinanzierungdes öffentlich-rechtlichen 
Rundfunksin der (geeigneten) Sicherung von dessen Staatsferne. So führt die 
gesetzliche Grundentscheidung der früheren Gebühren- und der heutigen 


2164 Vgl.STERN/BETHGE, Finanzierung, S. 48; krit. auch BRAUM-SCHLEICHER, Daseinsvor- 
sorge, S.100; HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $13, N 42ff.; HESSE, Rundfunkrecht, 
4.Kap., N150; krit. in Bezug aufdie Finanzierung der Landesmedienanstalten aus dem 
Staatshaushalt HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S.66. 


2165 Vgl. ausführlich OSSENBÜHL, Finanzautonomie, S.27ff. 
2166 COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.167f. 

2167 HEYDT, Rundfunkfinanzierung, S.599. 

2168 Vgl. HEYDT, Rundfunkfinanzierung, S.599f. 
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Beitragsfinanzierung im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV2169) dazu, 
dass diese nicht bei jeder Beitragsfestsetzung erneut zur Disposition gestellt 
wird. Damithaben die Rundfunkanstalten mittelfristigeine gewisse Sicherheit 
über die zu erwartende staatliche Finanzierung. Dadurch wird eine Unab- 
hängigkeit der Rundfunkanstalten vom Staatshaushalt erreicht und deren 
Staatsfreiheitgesichert.2170 Daraus kann jedoch, wie von HEYDT unterstrichen 
wird, nicht der Umkehrschluss gezogen werden, dass eine gesetzliche Fest- 
legung staatlicher Zuschüsse bzw. eine Unabhängigkeit vom Staatshaushalt 
mittels einer Beitragsfinanzierung im Lichte der Rundfunkfreiheit in jedem 
Fall verfassungsrechtlich geboten ist.2171 Für die Bejahung eines unzulässi- 
gen Eingriffs in das Staatsunabhängigkeitsgebot dürfte folglich nicht alleine 
ausschlaggebend sein, ob die Finanzmittel für Medienorganisationen ausdem 
Staatshaushalt stammen und ob die Zuschüsse gesetzlich festgelegt sind. 

Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat sich zur Frage, inwiefern 
eine Finanzierung von Medien aus dem Staatshaushalt verfassungsrechtlich 
zulässig ist, soweit ersichtlich noch nicht äussern müssen. Lediglich in einem 
Minderheitenvotum wurde unter Hinweis auf den Entscheid des Bundesver- 
fassungsgerichts zur Parteienfinanzierung die Ansicht vertreten, dass eine 
Finanzierung von Rundfunkprogrammen aus dem öffentlichen Haushalt vor 
dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots dann unzulässig wäre, 
wenn sie den überwiegenden Teil der Finanzmittel der Rundfunkanstalten 
darstellt.2172 Im Zusammenhang mit der Parteienfinanzierung aus dem Staats- 
haushalt hielt das Gericht allerdings lediglich fest, dass sich Parteien vor dem 
Hintergrund des Gebots der Staatsferne der Parteien nicht überwiegend «aus 
öffentlichen Mitteln» finanzieren dürfen.2173 Das Gericht hat diese Aussage 
nicht explizit für die öffentliche Finanzierung aus dem Staatshaushalt, son- 
dern für die generelle Finanzierung aus öffentlichen Mitteln getroffen. Das 
Bundesverfassungsgericht scheint somit aus dem Prinzip der Staatsferne der 
Parteien ein generelles Verbot der mehrheitlich staatlichen Finanzierung ab- 
zuleiten. Demgegenüber hat das Gerichtbetreffend den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk festgehalten, dass dessen Finanzierung aus öffentlichen Mitteln im 
Gegensatz zur privaten Werbefinanzierung gerade die diesem «gemässe Art 
der Finanzierung» darstellt, da diese ihm eine vielfältige, von Werbeaufträgen 


2169 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 30. November 2011. 


2170 Vgl. HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N133f.; vgl. auchJARASS, Freiheit des Rundfunks, 
5.61. 


2171 Vgl. HEYDT, Rundfunkfinanzierung, S. 599. 


2172 Vgl. BVerfGE31, 314 (344); BERENDES, Staatsaufsicht, S.194, Fn. 625; DUMERMUTH, 
Empfangsgebühr, S. 155. 


2173 Vgl. BVerfGE 85, 264 (294); vgl. auch HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $13, N45. 
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und Einschaltquoten unabhängige Programmgestaltung erlaubt. Die öffentli- 
chen Finanzierung muss daher nach Ansicht des Gerichts gegenüber der pri- 
vaten Werbefinanzierungin den Vordergrund treten.2174 Im Übrigen steht es 
grundsätzlich im Ermessen des Gesetzgebers, welche Art er für die öffentliche 
Finanzierungder öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten wählt. So erstreckt 
sich der grundrechtliche Schutz von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG lediglich auf die 
ausreichende Finanzierung des verfassungsrechtlichen Programmauftrags, 
nicht jedoch auf einzelne Finanzierungsarten.2175 

Im schweizerischen Recht wurde für den Radio- und Fernsehbereich vom 
Bundesrat und von gewissen Autoren vertreten, die Finanzierung aus allge- 
meinen Mitteln des Staatshaushalts sei aufgrund des dadurch eröffneten star- 
ken Einflusses der Exekutive und des Parlaments mit Art. 93 Abs. 3 BV unver- 
einbar.2176 Dem ist entgegenzuhalten, dass auch im schweizerischen Recht 
Sicherungen zur Einschränkung des Ermessens staatlicher Behörden im Vor- 
anschlagsprozess bestehen, indem die zuzuweisenden Finanzmittel oder gar 
ein bestimmter Betrag gesetzlich festgelegt werden.2177 Je mehr die Ausgabe 
gebunden bzw. bestimmt oder bestimmbar durch die Gesetzgebung vorge- 
zeichnet wird, umso weniger kann im Voranschlagsverfahren frei entschie- 
den werden, ob undin welcher Höhe Medienorganisationen staatliche Mittel 
zur Verfügung gestellt werden sollen. Es ist an dieser Stelle in Erinnerung zu 


2174 Vgl. nochim Kontext der früheren Gebührenfinanzierung BVerfGE 90, 60 (90f.). Der 
für die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erhobene Beitrag stellt 
gemäss Rechtsprechung des Gerichts eine verfassungsrechtlich zulässige Abgabe 
nichtsteuerlichen Charakters dar, da sie für dieindividualisierbare Möglichkeit der 
Nutzungöffentlich-rechtlicher Rundfunkangebote erhoben wird und damit im Gegen- 
satz zur Steuer der Abgeltung einer bestimmten, zumindest potenziellen Nutzung 
einer Öffentlichen Leistung dient (vgl. ausführlich BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 
1BVR 1675/16, Ziff. 53 ff.). Dabei ist der Besitz eines entsprechenden Empfangsgeräts 
für das Vorliegen der Nutzungsmöglichkeit nicht erforderlich, sondern esreicht, wenn 
ein Leistungsempfang durch das Beschaffen eines Geräts ermöglicht werden kann 
(vgl. eingehend BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 1 BvR 1675/16, Ziff. 90 ff.). Der Höhe des 
Rundfunkbeitrags steht zudem eine äquivalente Leistung gegenüber, womit auchin 
dieser Hinsicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen Genüge getan wird (vgl. 
ausführlich BVerfGer, Urteil vom 18.7.2018, 1 BvR 1675/16, Ziff. 94 ff.). 


2175 Vgl. BVerfGE 83, 283 (310); GÖHMANN/SCHNEIDER/SIERMANN, Rundfunkrecht-Komm., 
§2RBStV, N5. 

2176 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel1981, S. 937; DUMERMUTH, Emp- 
fangsgebühr, S.155; MÜLLER/LOCHER, Gutachten Rundfunkfinanzierung, S. 5; a.M. 
HETTICH/SCHELKER, Medien, S. 146 f., wonach die Finanzierung von Medienorgani- 
sationen aus dem öffentlichen Haushalt nicht per se mit Art. 10 EMRK bzw. Art. 17 BV 
unvereinbar sei. 


2177 Vgl. in Bezug auf die finanzielle Steuerung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben mit- 
tels Abgeltungen § 4I. B. 3. a. und betreffend die finanzielle Steuerung der Erfüllung 
privater Aufgaben im öffentlichen Interesse mittels Finanzhilfen § 4 II. B. 3. c. 
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rufen, dass nicht zu rechtfertigende Organisationsmassnahmen betreffend 
die staatliche Finanzierung von Medien bedingen, dass der Staatin beherr- 
schender Art und Weise auf die Inhaltsproduktion Einfluss nehmen kann. 
Den Ansichten der deutschen Lehre entsprechend reichen Ermessensspiel- 
räume staatlicher Behörden bei der Finanzierungsentscheidungfür sich alleine 
betrachtet noch nicht aus, um die Aufgabenerfüllung beherrschen zu können. 

Allerdings stellen solche Entscheidungsspielräume staatlicher Behör- 
den insbesondere dann ein effektives Instrument der Einflussnahme aufdie 
Aufgabenerfüllung dar, wenn diese mehrheitlich oder gar ausschliesslich aus 
öffentlichen Mitteln finanziert wird.2178 Je grösser folglich die Abhängigkeit 
von staatlichen Finanzmitteln, umso grösser die Gefahr, dass sich Entschei- 
dungsspielräume des Staats bei der Finanzierungsentscheidung als beherr- 
schende Beeinflussung der Inhaltsproduktion auswirken. Vor diesem Hin- 
tergrund vermageine gesetzliche Festlegung staatlicher Zuschüsse aus dem 
Staatshaushalt oder gar eine gesetzliche Grundentscheidung der Gebühren- 
bzw. Abgabefinanzierung die Beherrschungsgefahr insoweit zu verringern, 
als staatliche Ermessensspielräume dadurch verkleinert werden und Medien- 
organisationen mittelfristig eine gewisse Finanzplanungssicherheit haben. 

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass die Finanzie- 
rung von Medien aus dem Staatshaushalt verfassungsrechtlich umso heikler 
ist, je weiter die Ermessensspielräume staatlicher Behörden sind und je grösser 
die Abhängigkeit der Medienorganisationen von denbetreffenden öffentlichen 
Mitteln ist. 


5. Finanzierungsfestsetzungsverfahren und Rechtsschutz 


Genauso, wie sich staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Me- 
dien aufgrund von deren grundsätzlichen Inhaltsnähe in der Regel einer 
hohen materiellen Bestimmtheit verschliessen,2179 kann die Höhe der zur Auf- 
gabenerfüllung erforderlichen finanziellen Mittelnichtanhand exakter Mass- 
stäbe festgelegt werden. Gerade diese regelmässig unbestimmte Umschrei- 
bung der zur Aufgabenerfüllungerforderlichen Mittel eröffnet dem Staat die 
Möglichkeit, im Rahmen der Finanzierungsfestsetzunginhaltsgeleitete oder 
medienpolitische Zwecke zu verfolgen und damit quasi durch die Hintertür 
verdeckt auf die Inhaltsgestaltung Einfluss zu nehmen. 2180 Besonders betref- 
fend Medienorganisationen, die vom Staat zwangsweise zur Erfüllung eines 


2178 Vgl. §4 1I. B.3. 
2179 Vgl. hierzu §4 V. B.1.a. 


2180 Vgl. zum Ganzenim Kontext der Abgabefinanzierung der SRG und der lokal-regionalen 
Veranstalter §10 V. B. 
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Leistungsauftrags herangezogen werden bzw. mehrheitlich von den fraglichen 
öffentlichen Mitteln abhängig sind, können sich grosse materielle Ermessens- 
spielräume als beherrschender staatlicher Einfluss auf die publizistische 
Tätigkeit auswirken.2181 Für solche Fälle muss die behördliche materielle Fle- 
xibilität durch erhöhte Anforderungen an das Finanzierungsfestsetzungsver- 
fahren, etwa in Bezugauf die Begründungspflicht und die Transparenz, oder an 
das gerichtliche Kontrollverfahren kompensiert werden.2182 In diesem Zusam- 
menhangist auch die Finanzierungsfestsetzungüber einen längeren Zeitraum 
zunnennen, die im Hinblick auf die Reduzierungbehördlicher Flexibilität eine 
grundrechtlich geeignete Sicherungsmassnahme darstellt.2183 

Im Sinne des prozeduralen Grundrechtsschutzes sind zumindest für 
Medienorganisationen, die vom Staat zwangsweise zur Erfüllung eines Leis- 
tungsauftrags herangezogen werden bzw. mehrheitlichvon öffentlichen Mitteln 
abhängig sind, die Grundsätze der Inhaltsneutralität und -akzessorietät der 
Finanzierungsfestsetzung aufzustellen: Ist es dem Staat bei der allgemein zu 
haltenden Umschreibung inhaltsbezogener Vorgaben in Bezug auf die Auf- 
gabenerfüllung durch Medien noch erlaubt, inhaltliche und medienpoliti- 
sche Erwägungen einfliessen zu lassen und damit auch den Finanzbedarf zu 
umgrenzen, 2184 hat die Festsetzung der für die Aufgabenerfüllung erforder- 
lichen Mittel frei von inhaltlichen und medienpolitischen Zwecksetzungen 
zu erfolgen. Ausgangspunkt der staatlichen Finanzierungsfestsetzunghaben 
somit grundsätzlich die publizistischen Entscheidungen der Medienorgani- 
sationen und ihre darausim Wege der Inhaltsakzessorietät folgenden Finan- 
zierungsbedarfe zu sein. Möchte der Staat von diesem Finanzierungsbedarf 
abweichen, darfer dies nur aus Gründen der unwirtschaftlichen Betriebsfüh- 
rung oder der Belastung der Steuer- oder Abgabezahler tun. 2185 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbots 
nicht ausgeschlossen werden können, wird ein aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. 


2181 Vgl. im Kontextstaatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllungdurch Medien §4 V.B. 2. 


2182 Vgl. ausführlich hierzu im Allgemeinen $3 II. B. 2. sowie in Bezug auf die Abgabefi- 
nanzierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter $10 V.B. 


2183 Vgl.im Kontext der Abgabefinanzierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter 
$10V.B. 


2184 Vgl. zu den Grenzen staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 
ausführlich § 4 V. B. 1. 


2185 Vgl. im Kontext der Abgabefinanzierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter 
gemäss RTVG mit Verweis auf die Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungs- 
gerichts DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 260; vgl. ausführlich hierzu $ 10 V. B.; vgl. 
zur verfassungsrechtlichen Vorgabe der eingeschränkten Wirtschaftlichkeits- und 
Sparsamkeitskontrolle von publizistisch relevanten Ausgaben im Rahmen der Finanz- 
aufsicht$4 V. D. 6. a. 
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Art. 93 Abs. 3 BV fliessender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz 
gegen die staatliche Finanzierungsfestsetzung angenommen.2186 


6. Finanzaufsicht 


Erhalten Medien öffentliche Mittel, unterstehen sie regelmässig einer staat- 
lichen Finanzaufsicht. Wie bereits im Rahmen der Mindestanforderugen an 
die staatliche Beaufsichtigung von Medien erwähnt, ist die staatliche Fach- 
aufsicht bzw. das Anstellen von Zweckmässigkeitserwägungen auch in Berei- 
chen mit lediglich mittelbarem Bezug zur Inhaltsproduktion verboten. Damit 
istauch die staatliche Beaufsichtigung von Finanzentscheidungen von Medien- 
organisationen, die sich auf die Inhaltsproduktion auswirken können, lediglich 
unter dem Blickwinkel einer eingeschränkten Rechtsaufsicht zulässig. Um zu 
verhindern, dass der Staat eigene Überlegungen des wertenden politischen 
Ermessens anstellen kann, unterliegen unbestimmte Rechtsbegriffe lediglich 
einer Evidenzkontrolle.2187 


a. Aufsichtsumfang: Keine uneingeschränkte Wirtschaftlichkeits- 
und Sparsamkeitskontrolle von publizistisch relevanten Ausgaben 
(Autonomiebereich) 


Im deutschen Recht wird in Bezug auf die Finanzkontrolle des öffentlich-recht- 
lichen Rundfunks daraufhingewiesen, dass sich insbesondere die finanzauf- 
sichtsrechtlichen Prüfkriterien der Wirtschaftlichkeit oder Sparsamkeit dazu 
eignen, für eine eigentliche Zweckmässigkeitskontrolle missbraucht zu wer- 
den.2188So fehlt es an eindeutigfassbaren, objektivierbaren Parametern zur 
Handhabung des Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitsprinzips.2189 Je näher 
dabei die zu prüfenden Ausgaben der Inhaltsproduktion stehen, umso schwie- 
riger lässt sich eine reine Rechtskontrolle von einer sachlichen Bewertung 
der Inhaltsqualität trennen.2190 So ist die Qualität von Medieninhalten finan- 
ziell nicht messbar - die billigste Inhaltsproduktion muss nicht zwangsläufig 


2186 Vgl.m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 926; SCHEFER, Kerngehalte, 
S.527£.; vgl. ausführlich im Kontext des mangelnden Rechtsschutzes gegen die SRG- 
Konzession $8 III. C. 1. 

2187 Vgl. bereits §4 HI. B. 3. c. und §4 II. B. 3. c.; vgl. im Kontext der unabhängigen Stellung 
der EFK GRÜTER/RIEDI, Finanzaufsicht, Rz. 31. 

2188 Vgl. m.w.Verw. BERENDES, Staatsaufsicht, S. 210 f.; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 
4. Kap., N144. 

2189 Vgl. statt vieler im Kontext der Finanzaufsicht über die Landesmedienanstalten m.w. 
Verw. BUMKE, Öffentliche Aufgabe, S. 321; vgl. auch HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., 
N 165. 


2190 Vgl.m.w.Verw. BERENDES, Staatsaufsicht, S.210; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N169. 
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die beste sein.2191 Die Mehrheit der deutschen Lehre will folglich die Wirt- 
schaftlichkeits- und Sparsamkeitskontrolle von Ausgaben im Zusammen- 
hang mit konkreten Programmentscheidungen eingeschränkt wissen.2192 
Dasselbe wird auch für Ausgaben betreffend das in der Inhaltsproduktion 
tätige Personal gefordert.2193 Besonders im Programmbereich darf somit 
grundsätzlich lediglich geprüft werden, ob die Verwendung der öffentlichen 
Mittel ordnungsgemäss, sprich wie im Budget veranschlagt, abgerechnet 
wurde.2194 Eine Ausnahme von diesem Grundsatz wird nur für den Fall offen- 
sichtlich verschwenderischen Finanzgebarens bejaht, wie etwa im Falle der 
Anschaffungüberdurchschnittlich teurer Bekleidungsstücke für einen Mode- 
rator.2195 Entsprechend ist Medienorganisationen insbesondere bei der Beur- 
teilung der Wirtschaftlichkeit oder Sparsamkeit von Ausgaben im Programm- 
bereich ein Beurteilungsspielraum zu belassen und sind Rechtsverletzungen 
«nur in eklatanten Fällen» festzustellen.2196 Haben getätigte Ausgaben hinge- 
gen keine denkbaren Auswirkungen auf die Inhaltsgestaltung - so allenfalls 
Unterhaltskosten für Produktionsfahrzeuge, Verwaltungs-oder Baukosten -, 
sind sie einer Fachaufsicht bzw. einer uneingeschränkten Rechtsaufsicht 
und damit einer uneingeschränkten Wirtschaftlichkeits- undSparsamkeits- 
kontrolle grundsätzlich zugänglich.2197 

Auch im schweizerischen Recht herrscht im Kontext der Finanzaufsicht 
über den staatlich finanzierten Rundfunk die Ansicht, dass auf diesem Weg 
keine Steuerung der Inhaltsgestaltung mittels Zweckmässigkeitskontrollen 
erfolgen darf.2198 Die Gefahr, dass im Rahmen der Finanzaufsicht sachfremde 


2191 Vgl. HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N165 und N 169. 

2192 Vgl. etwa m.w.Verw. BERENDES, Staatsaufsicht, S. 210; GERSDORF, Grundzüge, Rz. 366; 
JARASS, Rechnungsprüfung, S.21; RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, 
D. Staatsfreiheit, N 20; vgl. ausführlich LEHMENT, Finanzkontrolle, S. 214 ff. 

2193 So GERSDORF, Grundzüge, Rz. 366. 

2194 Vgl. HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N169 m.H. auf das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Stuttgart, in: ZUM 1993, S. 624. 

2195 Vgl. m.H. auf einen Bericht des Landesrechnungshofs Rheinland-Pfalz LEHEMENT, 
Finanzkontrolle, S. 216 f.; vgl. auch JARASS, Rechnungsprüfung, S. 21. 


2196 Vgl.m.w.Verw. BERENDES, Staatsaufsicht, S.210f.; vgl. auch BADURA, Finanzautonomie, 
S.67; HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N144 und N 169; LIBERTUS, Komm. RStV, 814 
RStV, N36f. 


2197 Vgl. LEHEMENT, Finanzkontrolle, S.127. 


2198 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1700; vgl. aus der Lehre etwa BARRELET/ 
WERLY, Droit de la Communication Rz. 258; DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 431; 
GROB, Programmautonomie, S.295; PONCET, SSR, S.187; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 
LRTV, N6f. und N13 sowie Art. 42 LRTV, N16; WEBER, Komm.RTVG, Art.36 RTVG, 
N10 und Art. 42 RTVG, N6. 
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Überlegungen einfliessen, besteht insbesondere bei der Auslegung des unbe- 
stimmten Rechtsbegriffs der wirtschaftlichen Verwendung der finanziellen 
Mittel.2199 Bei einer Wirtschaftlichkeitskontrolle werden die finanziellen Mit- 
tel mit den Leistungen bzw. den Produkten verglichen.2200 Da die Produkte, 
die zu den staatlichen Finanzmitteln in einem angemessenen Verhältnis ste- 
hen sollen, die Medieninhalte darstellen, kann eine extensiv durchgeführte 
Wirtschaftlichkeitsprüfung schnell eine Zweckmässigkeitsprüfung eben- 
dieser Inhalte darstellen.2201 Auf Bundesebene überprüft die für die Wirt- 
schaftlichkeitskontrolle der ausgelagerten Aufgabenträgerinnen und -träger 
sowie Subventionsempfängerinnen und -empfänger zuständige EFK auch die 
Zweckmässigkeit der Verwendung der öffentlichen Mittel.2202 Für die Finanz- 
aufsicht über Medienorganisationen wäre eine solche uneingeschränkte 
Wirtschaftlichkeitsprüfung zumindest betreffend Ausgaben, die einen Zu- 
sammenhang zur Programmgestaltung aufweisen, absolut unzulässig.2203 
Vielmehr ist zu gewährleisten, dass staatliche Behörden im Bereich von Aus- 
gaben mit publizistischer Relevanz nur fachliche und nicht politische Frage- 
stellungen beurteilen, womit sich Wirtschaftlichkeitskontrollen in diesem 
Bereich den Aussagen in der deutschen Lehre entsprechend aufdie Prüfung 
offensichtlich unwirtschaftlichen Finanzgebarens zubeschränken haben. Dem- 
zufolge darfsich der Staat etwa nicht das Recht zur uneingeschränkten Bestim- 
mung.der Löhne der in publizistisch relevanten Bereichen arbeitenden Personen 
ausbedingen, 220% was ihn jedoch nicht davon abhalten soll, zur Verhinde- 
rung übermässiger Kaderlöhne Vorschriften zu erlassen.2205 Zweckmässig- 
keitskontrollen hingegen auch betreffend Ausgaben gänzlich auszuschlies- 
sen, die keine denkbaren Auswirkungen auf die Inhaltsgestaltung haben, 
dürfte vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots verfassungsrechtlich 
nicht geboten sein.2206 Zudem dürfte eine Fachaufsicht nur dann verboten 
sein, wenn insbesondere aufgrund der zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel 


2199 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.295. 
2200 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, Finanzrecht, S. 367; vgl. GRÜER/RIEDI, Finanz- 
aufsicht, Rz. 60; vgl. bereits §4 III. B. 3. c. 


2201 Vgl. in Bezugauf die SRG GPKSR, Bericht Bundesaufsicht SRG, S. 1953; vgl. BUNDESRAT, 
Stellungnahme Bericht Bundesaufsicht SRG, S. 4103f. 

2202 Vgl. bereits § 4 III. B. 3. c. 

2203 Vgl. GPK SR, Bericht Bundesaufsicht SRG, S. 1953, wonach jedoch unpräziserweise 
alle «Ausgaben, die nicht einen unmittelbaren Zusammenhang mit der Programmge- 
staltung aufweisen», der uneingeschränkten Wirtschaftlichkeitskontrolle unterwor- 
fen werden können (Hervorhebung durch die Autorin). 

2204 Vgl. für den Rundfunkbereich BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 258. 

2205 Vgl. für die SRG Art. 35 Abs. 4 RTVG; vgl. dazu ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 35 LRTV, 
N18f.; WEBER, Komm. RTVG, Art.35 RTVG, N8f. 


2206 Vgl. Näheres dazu §10 IV. 
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der Anschein erweckt wird, dass der Staat die Zweckmässigkeit publizistisch 
relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise bestimmen kann.2207 


b. Aufsichtsmittel: Keine Genehmigungsrechte in Bezug auf das 
Budget und auf Ausgabenbeschlüsse mit publizistischer Relevanz 


In Bezug auf Prüfungszeitpunkt und -modalitäten wird im deutschen Verfas- 
sungsrecht von einigen Autoren vertreten, dass die staatliche Finanzkontrolle 
auf abgeschlossene Vorgänge zu beschränken sei, weshalb eine begleitende 
Kontrolle ausscheide.2208 Entsprechend werden Aufsichtsmittelin der Form 
von Budgetgenehmigungsrechten staatlicher Behörden kritisch betrachtet, da 
sie eine Vorkontrolle des Finanzgebarens anhand der unbestimmten Krite- 
rien der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch über Ausgabepositionen 
ermöglichen, die einen Zusammenhang mit der Inhaltsproduktion aufwei- 
sen.2209 Zwar ist die Flexibilität einer staatlichen Behörde mit blossem Budget- 
genehmigungsrecht begrenzter, als wenn diese das Budget selber gestalten 
kann. Allerdings ist es auch einer Genehmigungsbehörde möglich, faktisch 
auf die Budgetaufstellung einer Medienorganisation einzuwirken oder die 
Genehmigung zu verweigern bzw. nur teilweise zu erteilen und dadurch 
doch Gestaltungsspielräume zu erhalten.2210 Budgetgenehmigungsrechte 
erweisen sich insbesondere dannals «scharfes Aufsichtsschwert», wenn eine 
Nichtgenehmigung dazu führt, dass die betroffene Medienorganisation nicht 
mehr rechtmässig handeln kann.2211 Nach Ansicht von HOFFMANN-RIEM sind 
staatliche Budgetgenehmigungsrechte daher höchstens dann verfassungs- 
rechtlich zulässig, wenn sie mit dem Recht der Medienorganisationen zur 
vorläufigen Haushaltsführung verbunden werden. 2212 

Hinsichtlich der präventiv erfolgenden Ermittlung des Finanzbedarfs der 
Rundfunkanstalten im Rahmen des Beitragsfestsetzungsverfahrens sind Wirt- 
schaftlichkeits- und Sparsamkeitskontrollen des Budgets gemäss deutscher 
Lehre insofern weniger heikel, als sich solche weniger direkt auf die Tätigkeit 


2207 Vgl. §4V.C.1.a. 


2208 Vgl. etwa HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N169; PORZUCEK, Finanzkontrolle, S. 148; 
vgl. im Kontext der Finanzaufsicht über Landesmedienanstalten BUMKE, Öffentliche 
Aufgabe, S. 323f. 

2209 Vgl. im Zusammenhang mit der Finanzaufsicht über Landesmedienanstalten etwa 
BUMKE, Öffentliche Aufgabe, S. 323 f. und ausführlich HOFFMANN-RIEM, Finanzie- 
rung, S. 131 ff. 


2210 Vgl. im Kontext der Finanzaufsicht über Landesmedienanstalten HOFFMANN-RIEM, 
Finanzierung, S.133. 


2211 Vgl. im Kontext der Finanzaufsicht über Landesmedienanstalten HOFFMANN-RIEM, 
Finanzierung, S.137. 


2212 Vgl. ausführlich m.w.H. HOFFMANN-RIEM, Finanzierung, S.135f. 
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der Rundfunkanstalten auswirken, als wenn sie im Kontext der Wahrneh- 
mung von Budgetgenehmigungsrechten durchgeführt werden.2213 In jedem 
Fall-so hielt das deutsche Bundesverfassungsgericht fest - darf sich die 
Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitskontrolle jedoch auch im Hinblick auf 
die Prüfung von Sparpotenzialen im Beitragsfestsetzungsverfahren nicht «auf 
die Vernünftigkeit oder Zweckmässigkeit der Programmentscheidungen» bezie- 
hen, weshalb es sich bei dieser Kontrolle «nicht um eine politische, sondern um 
eine fachliche Aufgabe» handelt.2214 

Für das schweizerische Verfassungsrecht kann auf die Ausführungen ver- 
wiesen werden, wonach Weisungs- und Genehmigungsrechte in publizis- 
tisch relevanten Tätigkeitsbereichen dann unzulässig sind, wenn sie einer 
verbotenen systematischen Vorzensur gleichkommen.2215 Folglich wäre es 
zweifellos verfassungsrechtlich heikel, wenn geplante Ausgaben mit publi- 
zistischer Relevanz verbunden mit präventiven Weisungsbefugnissen oder 
Genehmigungsrechten einer systematischen Wirtschaftlichkeitskontrolle 
durch die Aufsichtsbehörde unterworfen würden. Was staatliche Genehmi- 
gungsrechte angeht, ist der soeben erläuterten deutschen Lehre zu folgen. So 
ermöglichen Genehmigungsvorbehalte betreffend das Budget oder Finanz- 
beschlüsse - also bezüglich noch nicht getätigter Ausgaben — dem Staat eine 
(wenn auch nur mittelbare) Mitwirkung an der Leitung von Aufgabenträ- 
gern,2216 womit solche Genehmigungsrechte einer (indirekten) Beherrschung 
der Inhaltsproduktion gleichkommen.2217 Soweit Ausgaben mit publizisti- 
scher Relevanz in Frage stehen, wären folglich sowohl staatliche Budget- als 
auch staatliche Ausgabengenehmigungsvorbehalte unzulässig. Was staatliche 
Weisungsrechtein Bezug auf geplante publizistisch relevante Ausgaben im 
Budget oder in Ausgabenbeschlüssen angeht, sind solche insofern als verfas- 
sungsrechtlich heikel einzustufen, als deren Ausübungsmodalität einem sys- 
tematischen Prüfverfahren nahekommt.2218 

Vor dem Hintergrund des Verbots der systematischen Vorzensur unproble- 
matisch sind hingegen staatliche Genehmigungs- und Weisungsrechte betreffend 


2213 Vgl. HESSE, Rundfunkrecht, 4. Kap., N 170; vgl. Näheres zum Beitragsfestsetzungsver- 
fahren RTVG $10V.B. 


2214 Vgl. BVerfGE 90, 60 (103); BVerfGE 119, 181 (217); vgl. ausführlich HESSE, Rundfunk- 
recht, 4. Kap., N144; LIBERTUS, Komm. RStV, $14 RStV, N 39f.; vgl. auch COLE/OSTER, 
Rundfunkfinanzierung, S.83; vgl. hierzu $10 V. B. 

2215 Vgl. §4V.C.1. 

2216 Vgl. im Allgemeinen MAYHALL, Aufsicht, S. 105. 

2217 Geteilter Meinung bezüglich des früheren staatlichen Genehmigungsrechts in Zu- 
sammenhang mit dem Budget der SRG GROB, Programmautonomie, S. 295; vgl. hierzu 
Fn. 2965. 


2218 Vgl. in Bezug auf Weisungsrechte im Allgemeinen §4 V. C. 1. b. 
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den Geschäftsbericht und dieJahresrechnung, da die darin ausgewiesenen Aus- 
gaben bereits getätigt wurden. Solche Aufsichtsinstrumente dienen - wie auch 
Informationsrechte oder Berichterstattungspflichten -nur der Information 
bzw. als Grundlage für die Finanzaufsicht.2219 Informationsrechte nähern sich 
jedoch danneiner beherrschenden Beeinflussung der Inhaltsproduktion an 
und wären zumindest als schwerer Grundrechtseingriffzu qualifizieren, wenn 
sie systematisch und fortlaufend wahrgenommen würden. 2220 

Schliesslich ist es entsprechend den zum deutschen Recht gemachten 
Aussagen ebenfalls unproblematisch, wenn staatliche Behörden die aus einer 
in zulässigem Umfang durchgeführten (grundsätzlich eingeschränkten) Wirt- 
schaftlichkeitskontrolle des Budgets gewonnenen Erkenntnisse für die Fest- 
setzung der Höhe der zuzuweisenden öffentlichen Mittel bzw. zur Reduktion oder 
Rückforderung bereits zugewiesener Finanzmittel berücksichtigen.2221 


E. Mindestanforderungen an die behördlichen Zuständigkeiten 
im Medienbereich 


Wie aus den vorangehenden Ausführungen hervorgeht, besteht betreffend 
staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien sowie deren 
staatliche Beaufsichtigung und Finanzierung die Gefahr, dass der Staat durch 
die Wahrnehmung seiner Zuständigkeiten insbesondere bei der Anwendung 
offener Gesetzesbestimmungen die publizistische Tätigkeit beeinflusst und 
dadurch in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots eingreift. 

Im Folgenden ist der Frage nachzugehen, welche staatlichen Organe oder 
Behörden für diese in den vorangehenden Kapiteln diskutierten, verfassungs- 
rechtlich zulässigen Befugnisse in Frage kommen. Können diese Zuständig- 
keiten allesamtin den Händen politischer Behörden wie dem Parlament oder 
der Regierung bzw. diesen unterstellten Verwaltungsbehörden liegen oder 
muss für gewisse Zuständigkeiten zwingend eine (weisungs-Junabhängige 
Behörde vorgesehen werden? 


1. Staatsunabhängigkeit der Medien durch Unabhängigkeit der Behörden? 
a. Idee unabhängiger Behörden und deren Anwendbarkeit 
im Medienbereich 


Die Herauslösung staatlicher Behörden aus dem Weisungszusammenhang 
zu politischen Organen kann in verschiedenen Bedrohungssituationen grün- 
den, denen mit einer Unabhängigstellung dieser Behörde begegnet werden 


2219 Vgl. allgemein MAYHALL, Aufsicht, S.105. 
2220 Vgl. in Bezug auf die Rechtsaufsicht im Allgemeinen $4 V.C.1.a. 
2221 Vgl. im Kontext der Finanzaufsicht gemäss RTVG $10 V. C. 
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soll. Bekannt ist das Modell sog. «unabhängiger Regulierungsbehörden» in 
liberalisierten Infrastruktursektoren wie etwa dem Telekommunikationsbe- 
reich, wo der Staat Eigentümerinteressen am wirtschaftlichen Erfolg öffent- 
licher Unternehmen hat, die als ehemalige Monopolunternehmen weiterhin 
am Wettbewerb teilnehmen. Die spezifische Bedrohung gründet in diesen 
Bereichen in der Unparteilichkeit staatlicher Wettbewerbsregulierung, wes- 
halb die hierfür zuständige Behörde im Sinne einer sog. «Spieler-Schiedsrich- 
ter-Trennung» von staatlichen unternehmerischen Interessen unabhängig sein 
soll.2222 So wurde etwa die für die Regulierung des Telekommunikations- 
markts zuständige Kommunikationskommission (ComCom) deshalb als wei- 
sungsunabhängige Behörde ausgestaltet, weil der Bund Mehrheitsaktionär 
derSwisscom AGunddaherjedenfallsmittelbarselber Marktteilnehmerist.2223 
Als weitere Bedrohungssituation ist die Ineffektivität der Regulierungstätig- 
keitzunennen, wenn diese vontagespolitischen Interessen beeinflusst wird. 
In solchen Konstellationen soll die Weisungsfreiheit der Ausschaltung kurz- 
fristiger politischer Interessen dienen, wodurch das Vertrauen der Betroffenen 
in die Regulierungsbehörde und deren Effizienz gestärkt wird.2224 

Schliesslich kann das Erfordernis der Weisungsfreiheit der Regulierungs- 
behörde auch imgrundrechtlichen Schutz der regulierten Unternehmen selbst 
vor einseitigen, politisch motivierten Einflussnahmen gründen.2225 In die- 
sem Kontext ist die bereits verfassungsrechtlich erwähnte Möglichkeit der 
Errichtung einer unabhängigen Beschwerdeinstanz für Programmbeschwer- 
den zu erwähnen (vgl. Art.93 Abs. 5 BV), die dem Schutz des grundrechtlich 
besonders sensiblen Programmbereichs gegenüber Beeinflussungen von 
politischen Behörden dient, um damit «jeden Anschein staatlicher Zensur zu 
vermeiden».2226 


2222 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 75f.; vgl. ausführlich zur strukturellen Trennung 
von regulierenden Tätigkeiten und wirtschaftlichen Interessen LEITL-STAUDINGER, 
Rundfunkregulierung, S.102f.; vgl. auch BIAGGINI, Regulierungsbehörden, S. 391; 
HETTICH, Infrastrukturverfassung, Rz. 39f.; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.660f.; 
STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 132. 


2223 STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S.132f.; UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.688f. 


2224 Vgl. ausführlich hierzu LEITL-STAUDINGER, Rundfunkregulierung, S. 104 ff.; vgl. auch 
BIAGGINI, SGK BV, Art. 178 BV, N 36; HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 77; STÖCKLI, Staat- 
liche Aufsicht, S. 131f.; UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.688; WEBER/BIAGGINI, 
Behördenkommissionen, S.168; vgl. im Kontext der Wirtschaftsaufsicht BUNDESRAT, 
Corporate-Governance-Bericht, S.8263. 

2225 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S.76f.; LEITL-STAUDINGER, Rundfunkregulierung, 
S.107; vgl. für das französische Recht ausführlich MARCOU, Verwaltungsbehörden, 
S.108 ff. 


2226 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.158; ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 
BV, N 44; vgl. auch GRABER/STEINER, SGKBV, Art. 93 BV, N 28f.; MÜLLER/GROB, Kom- 
mentar zu Art. 55bis aBV, N73 und N79; vgl. hierzu ausführlich § 4 V.E.2.a. 
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Wenn man sich die vorliegend besonders interessierenden behördlichen 
Zuständigkeiten im Bereich der Service-public-Medien vor Augen führt, steht 
weniger eine spezifische Wettbewerbsregulierung, sondern primär eine ge- 
nuin «medienpolitische», also kultur- und demokratiepolitisch motivierte Regu- 
lierung des Medienmarkts im Zentrum. So liegt die eigentliche Begründung 
für die Erteilung von Leistungsaufträgen bzw. für die Zuweisung staatlicher 
Privilegien an Medien (gerade) nicht in der Herstellung oder Sicherung ökono- 
misch fairer Wettbewerbsbedingungen, sondern in der Gewährleistung eines 
in einem medienpolitischen, publizistischen Sinn funktionierenden Medien- 
markts und damit letztlich in einem Vielfaltsgewährleistungsgedanken.2227 
Behördliche Entscheidungen sind folglich weniger «auf ökonomische Efhizi- 
enz- und damit in engerem Sinn auf <Regulierungsentscheidungen»» gerich- 
tet, sondern auf«kultur-, demokratie- und sozialpolitische «Verteilungsent- 
scheidungen»», die anhand von regelmässig offen formulierten Kriterien wie 
«Meinungsvielfalt» oder «Programmaqualität» getroffen werden müssen.2228 
Ebenso wenig können dem Staat im Medienbereich Eigentümerinteressen 
zukommen, 2229 da die Ausgestaltung von Medienorganisationen als öffentli- 
che Unternehmen - wie weiter oben erläutert - dem Staatsunabhängigkeits- 
gebot gerade entgegensteht.2230 Die im Medienbereich vorliegende, durch 
die Zuständigkeit politischer Behörden bewirkte Bedrohungssituation ist 
dementsprechendnicht vergleichbar mit jener im Bereich liberalisierter Infra- 
struktursektoren. 

Vielmehr gründet sie in der Gefahr, dass der Staat über seine Regelungs- 
zuständigkeit insbesondere bei der Anwendungoffener Gesetzesbestimmungen 
Medienorganisationen inhaltlich beeinflusst und dadurch deren grundrecht- 
lich geschützte Staatsunabhängigkeit einschränkt.2231 Aus dieser Perspektive 
ist die Frage zu beantworten, inwiefern es im Hinblick auf den Grundrechts- 
eingriff einen Unterschied macht, wenn die freiheitsbeschränkende staatli- 
che Behörde weisungsfrei ist.2232 Tatsächlich kann die Weisungsbefreiung 
der entscheidenden Behörde von politischen Organen dazu beitragen, dass 


2227 Vgl. im Kontext der Rundfunkregulierung HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S.76f.; vgl. 
ausführlich zur staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht § 2 I. C. 


2228 Vgl. im Zusammenhang mit der Rundfunkregulierung HOLOUBEK, Unabhängigkeit, 
S.76; vgl. ausführlich zur erforderlichen reduzierten Regelungsdichte staatlicher 
Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien § 4 V. B. 1. a. 


2229 Vgl. im Kontext der Regulierung des Rundfunkbereichs HOLOUBEK, Unabhängigkeit, 
S.76. 


2230 Vgl. §4 V.C. 2.f. ee. 
2231 Vgl. betreffend die Rundfunkregulierung HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 76. 


2232 Vgl. im Zusammenhang mit der Rundfunkregulierung HOLOUBEK, Unabhängigkeit, 
S.76; LEITL-STAUDINGER, Rundfunkregulierung, S. 107. 
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keine sachfremden, politisch motivierten Erwägungen in die Entscheidfin- 
dung miteinfliessen.2233 So kann durch die Abschottung der Regulierungs- 
tätigkeit gegenüber tagespolitischen Einflussnahmen eine «an sachrationalen 
Kriterien ausgerichtete Sachpolitik die Oberhand gegenüber den eigentlichen 
Bedingungen politischen Handelns mit seinen vielseitigen Abhängigkeiten 
und kurzfristigen Zeithorizonten gewinnen», womit die Staatsunabhängig- 
keit der Medienorganisationen gestärkt werden kann.2234 Des Weiteren ver- 
mag die Ausschaltung politisch motivierter Einflüsse die Akzeptanz der getrof- 
fenen Entscheide zu erhöhen - so etwa, wenn zu prüfen ist, ob das Vielfalts- 
gebot verletzt wurde, weil eine bestimmte politische Partei in einer Sendung 
nicht zu Wort kam.2235 Aus den gemachten Ausführungen folgt, dass die Wei- 
sungsfreiheit der zuständigen Behörde insbesondere in Tätigkeitsbereichen 
von Medienorganisationen mit hohem Inhaltsbezug eine geeignete Organisati- 
onsmassnahme darstellen kann, um die grundrechtlich fundierte Staatsunab- 
hängigkeit von Medienorganisationen zu stärken.2236 Die eingangs gestellte 
Frage, inwiefern die Weisungsbefreiung der entscheidenden Behörde nicht 
nur grundrechtlich geeignet, sondern auch geboten ist, wird damit jedoch 
noch nicht beantwortet. 


b. Legitimationsproblem unabhängiger Behörden 


Die Errichtung weisungsunabhängiger Behörden geht mit einer Schwächung 
der demokratischen Legitimation ihrer Entscheidfindung einher.2237 Zwar 
ist die organisatorisch-personelle Dimension der demokratischen Legitima- 
tion gegeben, da die Mitglieder unabhängiger Behörden regelmässig von 
der Regierung ernannt werden.2238 Allerdings besteht auf der Seite der sach- 
lich-inhaltlichen Legitimation insofern ein Manko, als die inhaltliche Steue- 
rung der Regulierungstätigkeit nicht nur durch die fehlende Weisungsgewalt 
der Regierung, sondern regelmässig auch durch relativ unbestimmt formu- 
lierte gesetzliche Grundlagen und damit durch grosse Handlungsspielräume 


2233 Vgl. hierzu bereits §3 II. B. 2. a. 

2234 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 77. 

2235 Vgl. LEITL-STAUDINGER, Rundfunkregulierung, S.1005. 
2236 Vgl. hierzu ausführlich § 4 V. E. 2. 


2237 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 77; vgl. ausführlich und im Allgemeinen aus der 
schweizerischen Lehre UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.692ff. und aus der deut- 
schen Lehre WIEDEMANN, Verwaltungsbehörden, S.39ff.; vgl. auch HETTICH, Infra- 
strukturverfassung, Rz. 40. 


2238 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S.77; UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S. 693; vgl. 
zur organisatorisch-personellen Legitimation bereits §4 V. C. 2. 
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unabhängiger Behörden geschwächt wird.2239 Als kompensierende Siche- 
rungen der demokratischen Legitimation verbleiben lediglich eine uneinge- 
schränkte gerichtliche sowie eine verstärkte parlamentarische Kontrolle der 
Regulierungstätigkeit.2240 

Die geschwächte demokratische Legitimation unabhängiger Behörden 
im Anwendungsbereich offen formulierter Rechtsnormen stellt sich dann alspro- 
blematisch heraus, wenn deren Zuständigkeiten das Fällen von Entscheiden 
mit politischer Tragweite umfasst. Darunter sind nicht etwa reine Rechtsan- 
wendungsakte insbesondere im Bereich der eigentlichen Aufsichtstätigkeit zu 
verstehen, bei denen die Anwendbarkeit einer gesetzlichen Ordnunggrund- 
sätzlich nicht mehr in Frage steht. Vielmehr gelten als politisch bedeutend 
etwaEntscheide darüber, ob ein Sachverhalt überhaupt inden Anwendungs- 
bereich offener Rechtsbestimmungen fällt. Dabei weist die Regulierungstätig- 
keit einen umso höheren politischen Steuerungsbedarf auf, je grösser der 
politische Ermessensspielraum oder je höher der mit der Regulierungstätig- 
keit verbundene Einsatz öffentlicher Mittel ist.2241 Ein erhöhter Bedarfan 
demokratischer Legitimation ist auch dann zu bejahen, wenngrundrechtlich 
geschützte Lebensbereiche betroffen sind oder der Regulierungsbehörde 
hoheitliche Handlungsinstrumente wie etwa die Erteilung oder der Entzug 
von Bewilligungen oder generell-abstrakte Regelungsbefugnisse mit Aussen- 
wirkung zur Verfügung stehen. 2222 Irrelevant hingegen ist, ob der fragliche 
Regulierungsbereich der Eingriffs- oder der Leistungsverwaltung zuzuwei- 
sen ist, zumal die Grenze zwischen diesen beiden Bereichen zunehmend 
verwischt wird.2243 

Grundsätzlich stellt die Frage, wann die Vorteile der Unabhängigstellung 
der zuständigen Behörde den Nachteil des Verlusts demokratischer Legitima- 
tion aufwiegen können, einen wertenden Abwägungsentscheid dar, der dem 
demokratisch legitimierten Gesetzgeber obliegt.2244 


2239 Vgl. UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.692f.; vgl. zur sachlich-inhaltlichen Legiti- 
mation bereits §3 II. B.2. a. 

2240 Vgl. BIAGGINI, Regulierungsbehörden, S. 385 und S. 392; STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, 
S.135f.; vgl. zur uneingeschränkten richterlichen Kontrolle UEBERSAX, Verwaltungs- 
instanzen, S. 695 und zur verstärkten parlamentarischen Kontrolle HOLOUBEK, Unab- 
hängigkeit, S. 78. 

2241 Vgl. BUNDESRAT, Corporate-Governance-Bericht, S. 8254; vgl. auch VOGEL, Verwaltung, 
S. 175; vgl. hierzu im Kontext des Erfordernisses demokratischer Legitimation der 
Aufgabenerfüllung durch Medienorganisationen $4 III. A. 

2242 Vgl. ausführlich m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S. 174 ff. 

2243 Vgl. UEBERSAX, Verwaltungsinstanzen, S.694f. 


2244 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S.77. 
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2. Fürdie Zuständigkeit unabhängiger Behörden im Medienbereich 
sprechendes Kriterium: Hohe Gefahr der Einflussnahme auf 
die Inhaltsproduktion 


a. Zulassungs- und Verteilungsentscheide sowie eigentliche 
Inhaltsaufsicht 


Für das deutsche Recht hat das Bundesverfassungsgericht, wie bereits mehr- 
fach erwähnt, festgehalten, dass staatlichen Behörden bei für die Inhalts- 
gestaltung bedeutsamen Entscheidungen im Lichte des Staatsfernegebots 
«keine Handlungs- und Wertungsspielräume eingeräumt sein [dürfen], die 
es ermöglichen, dass sachfremde [...] Erwägungen in die Entscheidung ein- 
gehen, denen unmittelbare wie mittelbare Wirkung auf das Programm zu- 
kommt».2245 Vor diesem Hintergrund hat das Gericht die Zuständigkeit eines 
Ministerpräsidenten für die Entscheidungüber die Lizenzierungbzw. Zulassung 
privater Rundfunkveranstalter als verfassungswidrig erklärt, weil dieser «nicht 
hinreichend streng an gesetzlich bestimmte Voraussetzungen gebunden ist 
und Bewertungen des Inhalts von Programmen ermöglicht werden».2246 
So eröffnen die den Zulassungsentscheidungen zugrundeliegenden unbe- 
stimmten Rechtsbegriffe der Vielfalt und Ausgewogenheit des Programms 
weite inhaltsbezogene Interpretationsspielräume.22%7 Erschwerend wirkt sich 
aus, dass das Programm bei der Prüfung der Einhaltung der Vielfalts- und 
Ausgewogenheitsanforderungen im Wege eines Prognose- bzw. Wahrschein- 
lichkeitsentscheids beurteilt wird, womit dieser Entscheidungstypus im Ver- 
gleich zur nachträglich durchgeführten Programmaufsicht eine höhere 
materielle Flexibilität und somit eine höhere Gefahr unzulässiger staatlicher 
Einflussnahmen aufweist. Der Zulassungsbehörde wird dadurch ermöglicht, 
«unliebsame Veranstalter nicht nur — wie bei der Programmkontrolle - nach- 
träglich zu disziplinieren, sondern von vornherein nicht zu Wort kommen zu 
lassen».2248 Da eine gerichtliche Kontrolle der Zulassungsentscheidung nur 
nachträglich und punktuell erfolgt, kann der die Entscheidung von vorn- 
herein prägende staatliche Einfluss nicht verhindert und die staatliche Ein- 
flussmöglichkeit deshalb nicht vollkommen ausgeglichen werden.2249 Des 
Weiteren lassen sich sachfremde, an den Inhalt knüpfende Erwägungen bei 
Zulassungsentscheiden regelmässig nur schwer feststellen, dasichzum einen 


2245 BVerfGE 73, 118 (183f.) 

2246 Vgl. BVerfGE 73, 118 (164 und 183f.). 

2247 Vgl. m.w.Verw. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.120. 

2248 BVerfGE73, 118 (183); vgl. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.120. 
2249 BVerfGE 73, 118 (183f.). 
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der einzelne Anbieter selbst einem «Anpassungsdruck» bzw. einer «Selbstzen- 
sur» unterwerfen kann, um nicht aus dem engeren Kreis der in Frage kom- 
menden Bewerber auszuscheiden, und offene Rechtsgrundlagen den staat- 
lichen Behörden mehrere mögliche Entscheidungsalternativen eröffnen.2250 

Diese Grundsätze hat das Bundesverfassungsgericht auf Entscheidungs- 
befugnisse betreffend die Auswahl unter mehreren Antragstellern bei der 
Verteilungknapper Ressourcen wie z.B. Frequenzen erstreckt, soweit die staat- 
liche Behörde «nach Massstäben entscheiden [muss], die sie selbst bestimmt 
und die sich auf den Inhalt des Programmangebotes spürbar auswirken kön- 
nen».2251 Folglich eröffnen nach Ansicht des Gerichts sowohl Zulassungs- als 
auch Auswahlentscheidungen sehr weitgehende Möglichkeiten der Einfluss- 
nahme aufdie Inhaltsproduktion, weshalb diese Zuständigkeiten weisungsun- 
abhängig erfüllt werden müssen.2252 

Im Vergleich zu Zulassungs- und Auswahlentscheidungen sind die staat- 
lichen Einflussmöglichkeiten in Bezug auf die Inhaltsgestaltungim Rahmen 
der rundfunkrechtlichen Programmkontrolle insoweit deutlich weniger weitge- 
hend, alssich diese stets aufkonkrete, bereitsgesendete Programmebeziehtund 
nicht auf einer Prognose basiert.2253 Da jedoch auch in diesem Kontext durch 
die Auslegungsbedürftigkeit unbestimmter Rechtsbegriffe nennenswerte 
inhaltsbezogene Ermessensspielräume bestehen, erschöpft sich die Pro- 
grammaufsicht nicht in einem schlichten Gesetzesvollzugohne Freiraum für 
eigene inhaltsbezogene Wertungen. Die Möglichkeit der nachträglichen Dis- 
ziplinierungunliebsamer Veranstalter kannsichähnlich wieim Rahmen von 
Zulassungs- und Auswahlverfahren als «Anpassungsdruck» bzw. als «Selbst- 
zensur» auf die Veranstalter auswirken.225 Nach Ansicht von GERSDORF hat 
daher auch die Programmaufsicht weisungsunabhängig zu erfolgen.2255 

Den vorangehenden Ausführungen entsprechend sind in Deutschland 
für die Zulassung bzw. Lizenzierung privater Rundfunkveranstalter die aus 
der Weisungshierarchie der Staatsverwaltung ausgegliederten Landesme- 
dienanstalten zuständig, die zudem die Programmaufsicht über die privaten 
Rundfunkveranstalter wahrnehmen2256 und dadurch in den Worten von 
GERSDORF einen «Schutzschirm» vor politischen Einflussnahmen auf die 


2250 Vgl. m.w.Verw. GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 121; vgl. auch BVerfGE 73, 118 (182). 
2251 BVerfGE73, 118 (188). 

2252 Vgl. BVerfGE73, 118 (164); GERSDORF, Staatsfreiheit, S.121. 

2253 Vgl. BVerfGE73, 118 (183f.); GERSDORF, Staatsfreiheit, S.125. 

2254 Vgl. BVerfGE 73, 118 (182); GERSDORF, Staatsfreiheit, S.127. 

2255 Vgl. ausführlich GERSDORF, Staatsfreiheit, 125 ff. 


2256 Vgl. ausführlich zur Organisation und den Aufgaben der Landesmedienanstalten etwa 
HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $17, N39ff.; HESSE, Rundfunkrecht, 5. Kap., N14 ff. 
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Programmgestaltung bilden.2257 Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
hingegen wird eine vorwiegend von den Landesregierungen ausgeübte Pro- 
grammaufsicht von der deutschen Lehre ausdrücklich für zulässigbefunden, 
solange sie lediglich als eingeschränkte Rechtsaufsicht und subsidiär ausge- 
übt wird.2258 Folglich dürfte die Unabhängigstellung der Programmaufsicht 
jedenfalls keinenotwendige Konsequenz aus dem verfassungsrechtlichen Staats- 
fernegebot darstellen.2259 

Auch im schweizerischen Recht wird die Unabhängigstellung der für die 
Programmaufsicht im Radio- und Fernsehbereich zuständigen UBI damit 
begründet, dass die ursprüngliche Zuständigkeit der Verwaltung wegen der 
erhöhten Gefahr missbräuchlicher Einflussnahme nur schwer mit dem Staats- 
unabhängigkeitsgebot zu vereinbaren war.2260 So wurde es als problema- 
tisch erachtet, wenn die Verwaltung eine Tätigkeit beaufsichtigt, die der Staat 
aufgrund des Staatsunabhängigkeitsprinzips nicht selber ausüben darf, und 
dabei aufgrund der offen formulierten Programmvorschriften «Erwägungen 
der Zweckmässigkeit und des wertenden politischen Ermessens» nicht aus- 
geschlossen werden können.2261 Durch die explizite Verankerung der UBlin 
Art. 93 Abs. 5 BV sollte der besondere Schutz der Aufsichtstätigkeit und damit 
einhergehend der Programmgestaltung gegen staatliche (und private) Ein- 
flussnahme betont werden.2262 Die Unabhängigkeit der für die Programmauf- 
sicht zuständigen Behörde ist gemäss einem Teil der Lehre eine sich aus der 
Staatsunabhängigkeit der beaufsichtigten Rundfunkveranstalter ergebende 
grundrechtlich begründete Notwendigkeit, «um jeden Anschein staatlicher 
Zensur zu vermeiden».2263 Darauf wird noch zurückzukommen sein.2264 

Im Unterschied zur Programmaufsicht liegen in der Schweiz die rest- 
lichen staatlichen Zuständigkeiten im Radio- und Fernsehbereich in den 


2257 GERSDORF, Staatsfreiheit, S.159. 

2258 Vgl. ausführlich zur Zuständigkeit von Regierungen und Staatsministerien für die 
Rechtsaufsicht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk BERENDES, Staatsaufsicht, 
S.148ff.; FRYE, Staatsaufsicht, S.168f.;vgl.sogleich$4 V. C. 1.; vgl. zur eingeschränkten 
Rechtsaufsicht bereits §4 V. C. 1. a. und zum Grundsatz der subsidiären Rechtsaufsicht 
84V.C.1.d. 

2259 Vgl. für das österreichische Verfassungsrecht WITTMANN, Rundfunkfreiheit, S.93. 

2260 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UBI, S.111; RIKLIN, Programmfreiheit, S. 52 und S. 113 f.; ZEL- 
LER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 45; vgl. zur historischen Entwicklung §1 VIII. D. 

2261 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft UBI, S.111; vgl. auch RIKLIN, Programmaufsicht, S. 38f. 


2262 Vgl. MÜLLER/GROB, Kommentar zu Art. 55bisaBV, N 70 und 73; DUMERMUTH, Program- 
maufsicht, S.159. 

2263 So etwa GRABER/STEINER, SGKBV, Art.93 BV, N28; SAXER, Kommunikationsverfas- 
sung, RZ. 35; ZELLER/DUMERMUTH, BSK BV, Art. 93 BV, N 45; vgl. auch BARRELET/ 
WERLY, Droit de la Communication, Rz. 231. 


2264 Vgl. §11 II. 
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Händen politischer Behörden bzw. diesen unterstellter Behörden, wobei ins- 
besondere die Zuständigkeit des Bundesratsbzw. des UVEK für die Erteilung 
von Konzessionen bzw. Leistungsaufträgen von einem Teil der Lehre kriti- 
siert wird.2265 Dies wird mit der Gefahr begründet, dass aufgrund der weiten 
Ermessensspielräume bei der Erteilung von Leistungsaufträgen und bei der 
Auswahl unter mehreren Bewerberinnen und Bewerbern etwaim Rahmen 
der Beurteilung der Wahrung des Vielfaltsgebots sachfremde Erwägungen 
in die Entscheidfindung einfliessen.2266 So könnte etwa eine Bewerberin des- 
halb bevorzugt werden, weil sie regierungsfreundlicher zusammengesetzt 
istals dieanderen.2267 Gewisse Autoren fordern deshalb, dass auch die Zustän- 
digkeit für die Erteilung von Leistungsaufträgen einer weisungsunabhängi- 
gen Behörde übertragen wird.2268 KRÜSI weist zudem auf den zensurähnli- 
chen Charakter der Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter hin, 
da damit eine Prognose über künftige Inhalte etwa betreffend die Wahrung 
des Vielfaltsgebots angestellt wird.2269 Dem dürfte allerdings höchstens dann 
zuzustimmen sein, wenn - wie im Rundfunkbereichbis zur Totalrevision des 
RTVG im Jahr 2006 - eine Konzession zur Programmveranstaltung zwingend 
vorausgesetzt und die präventive Inhaltsprüfung somit systematisch und 
nicht lediglich aufgrund eines Konzessionsgesuches erfolgen würde. Erstin 
einem solchen Fall dürfte die Unabhängigstellung der konzessionierenden 
Behörde eine verfassungsrechtlich gebotene und nicht lediglich geeignete 
Massnahme darstellen. Auch darauf wird zurückzukommen sein.2270 


b. Zwischenfazit: Hohe Gefahr der inhaltlichen Einflussnahme 
insbesondere bei grossen inhaltsbezogenen Ermessensspielräumen 
und für die Inhaltsproduktion bedeutenden Entscheiden 


Aus den vorangehenden Ausführungen geht hervor, dass sowohl im deut- 
schen alsauch im schweizerischen Recht mit Blick auf das Staatsunabhängig- 
keitsgebot eine weisungsunabhängige Wahrnehmung von Zuständigkeiten 


2265 Vgl. etwa BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 254; vgl. auch DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S. 106; KRÜSI, Zensurverbot, S.306; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502. 

2266 Vgl. BARRELET, Politique, S. 137; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.106; GROB, Pro- 
grammautonomie, S. 274 f.; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502; 
RIKLIN, Programmfreiheit, S. 46; vgl. hierzu ausführlich $ 11 V. A. 

2267 RIKLIN, Programmaufsicht, S. 46. 

2268 Vgl. etwa BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 254; vgl. auch DUMER- 
MUTH, Programmaufsicht, S. 106; KRÜSI, Zensurverbot, S.306; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502. 

2269 Vgl. m.w.H. KRÜSI, Zensur, S. 301f. 


2270 Vgl. §11 V.A. 
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in den Bereichen der Zulassung, der Verteilung knapper Ressourcen sowie 
der eigentlichen Inhaltsaufsicht gefordert wird. Diesen Zuständigkeitsberei- 
chen istgemeinsam, dass unmittelbarer Prüfgegenstand die Inhaltsgestaltung 
ist und die Entscheidbefugnisse mithin einen hohen Inhaltsbezug aufwei- 
sen. Des Weiteren kommen der entscheidenden Behörde grosse Ermessens- 
spielräume und damit eine hohe materielle Flexibilität zu.2271 

In solchen Bereichen besteht folglich eine weite inhaltsbezogene Flexibi- 
lität der entscheidenden Behörden und damit einhergehend eine erhöhte 
Gefahr, dass sich Medienorganisationen bereits im Vorfeld einer «Selbstzensur» 
unterwerfen. Dies giltinsbesondere dann, wenn die entsprechende Entschei- 
dung für dieMedienorganisationen von grosser Bedeutung ist. So steht etwa 
bei der Erteilung von Leistungsaufträgen die Zuteilung von Privilegien wie 
öffentlichen Mitteln oder bei Zulassungsentscheiden sogar der Marktzugang 
auf dem Spiel. Ist in diesen Bereichen eine politische Behörde zuständig, 
erhöht dies die Gefahr eines «chilling effect», was sich auf die Schwere des 
Grundrechtseingriffs auswirkt.2272 

In diesem Kontext vermag die Unabhängigstellung der zuständigen Be- 
hörde bewirken, dass Medienorganisationen politischen Erwägungen weni- 
ger direkt ausgesetzt sind, womit die Intensität des Grundrechtseingriffs ver- 
ringert wird. Daraus kann jedoch nicht ohne Weiteres geschlossen werden, 
dass die Zuständigkeit unabhängiger Behörden in diesen sensiblen Berei- 
chen verfassungsrechtlich geboten ist. Beigrundrechtlich besonders inten- 
siven Organisationsmassnahmen hingegen, die sich nahe an einer absolut 
verbotenen systematischen Vorzensur bewegen - so etwa die im Rundfunk- 
bereich bis zur Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 bestehende Konzessi- 
onspflicht und die damit verbundene präventive, systematische Inhaltsprü- 
fung-, kann die Unabhängigstellung der Behörde zu einem zulässigen, weil 
weniger intensiven Grundrechtseingriff beitragen. Die Zuständigkeit unab- 
hängiger Behörden ist folglich besonders in den genannten sensiblen Regu- 
lierungsbereichen in jedem Fall eine verfassungsrechtlich geeignete, nicht 
zwingendjedoch einenotwendige Bedingungzur Gewährleistung der Staatsun- 
abhängigkeit der regulierten Medienorganisationen.2273 

Umgekehrt führen Organisationsmassnahmen zur Beherrschung publi- 
zistisch relevanter Tätigkeitsbereichegrundsätzlich auch in den Händen unab- 
hängiger Behörden zu unzulässigen Grundrechtseingriffen, da diese ebenfalls 


2271 Vgl. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.120 und S. 122; vgl. soeben $4V.E.2.a. 
2272 Vgl.bereits$31.D.2.c.cc.und$31.F. 


2273 Vgl. in Bezug auf die Aufsichtsbehörde über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in 
Österreich WITTMANN, Rundfunkfreiheit, S. 93. 
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staatliche Akteure darstellen und mithin in den Adressatenkreis des Staats- 
unabhängigkeitsgebots fallen.2274 


3. Gegen die Zuständigkeit unabhängiger Behörden im Medienbereich 
sprechendes Kriterium: Politische Dimension der Entscheidung, 
insbesondere bei Zulassungs- und Verteilungsentscheidungen gestützt 
auf offene Rechtsnormen 


Wie bereits erwähnt, ist diegeschwächte demokratische Legitimation unab- 
hängiger Behörden dann problematisch, wenn unter der Anwendung offen 
formulierter Rechtsnormen Entscheide von politischer Bedeutunggetroffen 
werden. Dabei ist die politische Dimension eines Zuständigkeitsbereichs etwa 
dann gegeben, wenn über die Anwendbarkeit offener Rechtsbestimmungen 
aufeinen bestimmten Sachverhalt entschieden wird, der damit verbundene 
Einsatz öffentlicher Mittel hoch ist, grundrechtlich geschützte Lebensberei- 
che betroffen sind, wenn hoheitlich gehandelt werden kann oder generell- 
abstrakte Regelungsbefugnisse mit Aussenwirkung zur Verfügung stehen. 2275 
Im grundrechtlich besonders geschützten Medienbereich weisen somit ins- 
besondere jene Zuständigkeiten eine hohe politische Dimension auf, in deren 
Rahmen gestützt aufoffene Rechtsnormen hoheitlich über die Zulassungbzw. 
die Erteilung einer Bewilligung oder über die Zuweisung knapper Mittelan 
Medienorganisationen entschieden wird, wobei der hoheEinsatz öffentlicher 
Mittel die politische Bedeutung weiter erhöht. 

An der politischen Verantwortlichkeit der entscheidenden Behörde 
besteht folglich insbesondere bei Zulassungs- und Verteilungsentscheidun- 
gen anhand offener Kriterien wie dem Vielfaltsgebot und der Qualität der 
Inhaltsgestaltung ein besonders hohes öffentliches Interesse.2276 Auch im 
Rahmen der eigentlichen Inhaltsaufsicht werden gestützt auf offen formulierte 
Rechtsnormen in einem grundrechtlich besonders sensiblen Bereich hoheit- 
liche Handlungsinstrumente ergriffen. Allerdings steht die Anwendbarkeit 
dieser offenen Bestimmungen nicht mehr in Frage, sondern es werden blosse 
Rechtsanwendungsakte getroffen. Damit handelt es sich dabei um reine 


2274 Vgl. betreffend die unabhängigen Rechnungshöfe im Kontext der staatlichen Finan- 
zaufsicht über die Rundfunkanstalten aus der deutschen Lehre BERENDES, Staatsauf- 
sicht, S.192; vgl. im Allgemeinen betreffend unabhängige Behörden als staatliche 
Akteure aus der schweizerischen Lehre etwa WEBER/BIAGGINI, Behördenkommissi- 
onen, S. 47 f.; vgl. auch STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, S. 111f.; vgl. zur Adressatenstel- 
lung unabhängiger Behörden als Teile der dezentralen Verwaltung in Bezug auf das 
Staatsunabhängigkeitsgebot $61.B. 


2275 Vgl. bereits §4 V. E.1. b. 
2276 Vgl. HOLOUBEK, Unabhängigkeit, S. 76; FURRER, Rundfunkbehörde, S. 436f. 
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Aufsichtstätigkeit, was wiederum für eine geringere politische Dimension 
spricht.2277 


4. Abwägungsentscheid des Gesetzgebers 


Wie die verschiedenen Kriterien für und gegen die Schaffung unabhängiger 
Behörden in gewissen Regulierungsbereichen gewichtet werden, ist grund- 
sätzlich ein vom Gesetzgeber vorzunehmender Abwägungsentscheid. Etwas 
anderes gilt lediglich bei grundrechtlich besonders intensiven Organisati- 
onsmassnahmen, die sich nahe an einer absolut verbotenen systematischen 
Vorzensur bewegen - so etwa die im Rundfunkbereich bis zur Totalrevision 
desRTVG im Jahr 2006 bestehende Konzessionspflicht und die damit verbun- 
dene präventive, systematische Inhaltsprüfung. In solchen Fällen kann die 
Unabhängigstellung der Behörde zu einem zulässigen, weil weniger inten- 
siven Grundrechtseingriffbeitragen.2278 Entscheidet sich dieser im Bereich 
von Entscheiden mit politischer Bedeutung für die Unabhängigstellung der 
zuständigen Behörde, sollte er jedoch zur (zumindest teilweisen) Kompen- 
sation des Legitimationsverlusts verstärkte gerichtliche sowie parlamentari- 
sche Kontrollmechanismen vorsehen.2279 Allerdings vermögen auch diese 
den Verlust demokratischer Legitimation nicht aufzuwiegen.2280 

Bei der Abwägungder für und gegen die Zuständigkeit unabhängiger Behör- 
den imMedienbereich sprechenden Kriterien fällt auf, dass von den aufgezähl- 
ten, für die politische Dimension eines Entscheids sprechenden Kriterien 
sowohl jenes der Entscheidbefugnisse über die Anwendung offener Rechts- 
normen, der Betroffenheit von Grundrechten, der Befugnis zum Ergreifen 
hoheitlicher Handlungsinstrumente als auch das Kriterium der Zuweisung 
bedeutender öffentlicher Mittel genauso für eine erhöhte Gefahr der staatli- 
chen Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion sprechen. Fast alle gegen und 
für die Unabhängigstellung der zuständigen Behörde sprechenden Kriterien 
erfahren somit beim gesetzlichen Abwägungsentscheid einer Neutralisie- 
rung. Als gegen die Unabhängigstellung der zuständigen Behörde sprechendes 
Kriterium verbleibt insbesondere die generell-abstrakte Regelungsbefugnis 
mit Aussenwirkung. 


2277 Vgl. FURRER, Rundfunkbehörde, S. 437f. 

2278 Vgl. soeben §4 V. E.2. b.. 

2279 Vgl. mit Hinweis auf die verstärkte parlamentarische Oberaufsicht über die unabhän- 
gige Regulierungsbehörde «Kommunikationsbehörde Austria» HOLOUBEK, Unab- 
hängigkeit, S. 78; vgl. betreffend die auf Bundesebene mangelhafte parlamentarische 
Oberaufsicht über unabhängige Behörden, denen keine eigene Rechtspersönlichkeit 
zukommt, m.w.Verw. STÖCKLI, Staatliche Aufsicht, Fn. 191. 


2280 Vgl. bereits §4 V. E.1. b. 
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Diese Abwägungfindet sich auch in der Botschaft zum aRTVG, worin der Bun- 
desrat mit Hinweis auf das Staatsunabhängigkeitsgebot anregte, sowohl die 
Konzessionierung als auch die Beaufsichtigung im Radio- und Fernsehbe- 
reich verwaltungsunabhängig auszugestalten, solange der unabhängigen 
Behörde dabei primär Rechtsanwendungs- und Aufsichtsfunktionen zukom- 
men. Die Konzessionierung der SRG, deren finanzrechtliche Beaufsichtigung, 
die Festsetzung der Abgabehöhe (damals: Gebührenhöhe) sowie die Recht- 
setzung auf Verordnungsstufe hingegen sollten aufgrund der politischen 
Dimension dieser Zuständigkeiten in den Händen einer politischen Behörde, 
des Bundesrats, liegen.2281 Demgegenüber befürwortete die EMEK vor dem 
Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsprinzips im Vorfeld der Arbeitenam 
VE-BGeM die Gründung einer unabhängigen Behörde, die zudem für die 
Konzessionierung und Beaufsichtigung.der SRG zuständig sein sollte. Für die 
medienpolitische Strategieentwicklung durch Rechtsetzung sollten hingegen 
weiterhin die politischen Behörden zuständig sein.2282 


5. Kriterien der Zuständigkeitsverteilung zwischen Parlament, 
Regierung und Verwaltung sowie deren Bedeutung vor dem 
Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Im Folgenden wird aufgezeigt, welche Kriterien bei der Verteilung von Zustän- 
digkeiten zwischen dem Parlament, der Regierung und der Verwaltung zu 
beachten sind und inwiefern diese Kriterien bei der Zuständigkeitsverteilung 
im Medienbereich vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots 
eine Rolle spielen. 


a. Zuständigkeitsverteilung zwischen Parlament und Regierung 


Die ideale Aufgabenverteilung zwischen Parlament und Regierung ergibt 
sich einerseits nach dem demokratischen Legitimationsbedarf und anderer- 
seits nach dem Prinzip möglichst optimaler Aufgabenerledigung.2283 Gemäss 
der gewaltengeteilten schweizerischen Verfassungsordnung sind auf Bun- 
desebene die beiden politischen Entscheidungsorgane das Parlament und 
die Regierung, die gemeinsam für die Staatsleitung zuständig sind. Dabei 
kommt dem Parlament aufgrund seiner höheren demokratischen Legitima- 
tion die Zuständigkeit zu, das staatliche Handeln verbindlich zu steuern und 


2281 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1573, S.1613, S.1651f. und Fn. 55; WEBER/ 
BIAGGINI, Behördenkommissionen, S. 41f.; WEBER, Kommentar RTVG, Vorbem. zu 
Art. 86—99 RTVG, N4; vgl. hierzu auch $ 11 II. 


2282 Vgl. EMEK, GeM, S.2f.; vgl. hierzu auch $ 11 II. 
2283 Vgl. m.w.Verw. ENGI, Verwaltungssteuerung, S.200. 
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im Rahmen der periodischen Sessionen die wichtigsten, vorwiegend generell- 
abstrakten Entscheidungen zu treffen.228% In diesem Sinne ist auf Bundese- 
bene Art. 164 Abs. 1 BV mitunter als Aufforderung an das Parlament aufzufas- 
sen, sich auf das Wichtige zu konzentrieren und sich von «Sonderproblemen 
und Modeerscheinungen» eher fernzuhalten.2285 Die Regierung hingegen, 
die im Gegensatz zum Parlament weitaus häufiger tagt, soll für die alltäglich 
anfallenden Leitungsaufgaben zuständig sein.2286 Gleichwohl ist das Parla- 
ment aufBundesebene auch für administrative Angelegenheiten zuständig, 
so etwa im Rahmen seiner Budgethoheit, 2287 betreffend die Genehmigung 
von Rahmenbewilligungen im Zusammenhang mit Kernanlagen2288 oder 
bezüglich der Mitwirkungbei der Festlegung der strategischen Ziele für ver- 
selbständigte Einheiten gemäss Art. 8 Abs. 5 RVOG2289, Schliesslich kann die 
Bundesversammlung gemäss Art. 171 BV dem Bundesrat Aufträge erteilen, 
wobei mit dem gesetzlich geschaffenen Instrument der Motion vom Bundesrat 
verlangt werden kann, Massnahmen auch in dessen Zuständigkeitsbereich 
zu treffen.2290 

Für den Medienbereich ist bei der Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Parlament und Regierung besonders der Aspekt der kollegialen Organisation 
der Regierung von Relevanz. Dadurch orientiert sich das Entscheidverhalten 
des Bundesrats im Gegensatz zu jenem der Bundesversammlung eher nach 
sachlichen und damit weniger nach sachfremden, parteipolitisch motivierten 
Gesichtspunkten oder Partikularinteressen.229! Die Zuständigkeit des kollegi- 
alen Bundesrats kann somit insbesondere in Zuständigkeitsbereichen mit 


2284 Vgl.m.w.Verw. EHRENZELLER, SGK BV, Vorbem. zu Art. 174-187 BV, N 6 f.; ENGI, Verwal- 
tungssteuerung, S.187f.,S.199 und S. 217. 


2285 Vgl. m.w.Verw. ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 164. 


2286 ENGI, Verwaltungssteuerung, S.200. 

2287 Vgl. bereits §4 III. B. 3. a. und §4 II. B. 3. c. 

2288 Vgl. Art.12 Abs. 1 und Art. 48 Abs. 2 KEG (Kernenergiegesetz vom 21. März 2003). 
2289 Art. 28 Abs. 1 lit. b ParlG. 


2290 Vgl. Art.120 Abs.1 und Abs. 2 ParlG; vgl. m.w.H. MASTRONARDI/MÄRKLI, SGKBV, 
Art. 171 BV, N15; MERKER/CONRADIN, BSK BV, Art. 171 BV, N19; krit. betreffend den ver- 
fassungsrechtlichen Kompetenzbereich des Bundesrats m.w.Verw. MASTRONARDI/ 
MÄRKLI, SGKBV, Art. 171 BV, N17 f.; MERKER/CONRADIN, BSK BV, Art. 171 BV, N 20; vgl. 
die vom Parlament angenommene Motion von Christophe Darbellay, Radio- und 
Fernsehverordnung. Gebührenanteil für Radio- und Fernsehstationen auf 6 Prozent 
erhöhen, 19.6.2015, Geschäftsdatenbank Curia Vista Nr. 15.3777, die eine Erhebung 
der Abgabenanteile für die lokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenanteil von vier 
auf sechs Prozent bewirkt hat. 


2291 Vgl. zum Kollegialprinzip sogleich $4 V. E. 5. b.; vgl. zur primär nach politischen Ge- 
sichtspunkten agierenden Bundesversammlung etwa THURNHERR, BSKBV, Art. 148 
BV, N2. 
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hoher Gefahr staatlicher Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion zu einer 
geringeren Schwere des Grundrechtseingriffs führen. Hinzu kommt, dass die 
vom Bundesrat zu beratenden Geschäfte aufgrund des Departementsprinzips 
von der prinzipiell nichtpolitischen Verwaltung vorbereitet werden.2292 Die 
politisch neutrale Bundesverwaltung garantiert durch ihre Distanz zur Poli- 
tik grundsätzlich eine höhere Affinität zur Rechtsstaatlichkeit.2293 Dadurch 
erfährt die Entscheidfindung im Bundesrat im Vergleich zu jener in der Bun- 
desversammlungeine weitere Versachlichung, womit auch die Sensibilität für 
verfassungsrechtliche Vorgaben wie das Staatsunabhängigkeitsgebot erhöht 
werden dürfte. 


b. Zuständigkeitsverteilung zwischen Regierung und Verwaltung 


Während die Regierung und die Verwaltunggemäss demüblichen Gewalten- 
teilungsschema als die Exekutive zusammengefasst werden, betont ein Teil 
der Lehre die wesentlichere Grenze zwischen dem demokratisch stärker legi- 
timierten, genuin politischen Führungsorgan der Regierung und der demo- 
kratisch weitaus weniger legitimierten, ihrem Wesen nach grundsätzlich poli- 
tisch neutralen und daher lediglich vollziehenden Verwaltung. 2294 Um die 
politische Steuerung der Verwaltunggewährleisten zu können, soll die Trenn- 
linie in Bezug auf die Zuständigkeiten der Regierung und der Verwaltung ent- 
lang des Politischen auf der einen und des Administrativen auf der anderen Seite 
erfolgen. Demnach soll die Regierung für die grundlegenden, politischen Lei- 
tungsaufgaben und die Verwaltungfür die weniger grundlegenden, adminis- 
trativen Geschäfte zuständig sein.2295 Entsprechend hält auf Bundesebene 
Art. 47 Abs. 1 RVOG fest, dass je nach Bedeutung eines Geschäfts entweder der 
Bundesrat, ein Departement, eine Gruppe oder ein Amt entscheidet.2296 
Betreffend den Medienbereich ist im deutschen Recht von einem weite- 
ren Aspekt zu lesen, der für dieZuständigkeitsverteilung zwischen Regierung 


2292 Vgl.sogleich$4V.E.5.b. 
2293 Vgl. m.w.Verw. auf die deutsche Lehre ENGI, Verwaltungssteuerung, S.200f. 


2294 Vgl. m.H. unter anderem auf die deutsche Lehre ENGI, Verwaltungssteuerung, S.196 
undS.200f.; vgl. auch BIAGGINI, § 20 Öffentliche Verwaltung, N1; STÖCKLI, Bundesrat 
und Bundesverwaltung, Rz. 35; vgl. dazu bereits § 4 V. E. 5. a. 


2295 Vgl. m.H. unter anderem auf die deutsche Lehre ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 216 f. 


2296 Dabei ist die Bedeutung der Geschäfte mitunter nach den Kriterien der Grösse des 
Adressatenkreises, der Zahlder geregelten Sachverhalte, der Intensität der Betroffen- 
heit in rechtlich geschützten Positionen, der politischen Tragweite, der Akzeptanz 
bei den Betroffenen und der Höhe der finanziellen Auswirkungen zu beurteilen (SÄG- 
ESSER, Komm. RVOG, Art.13RVOG, N9und Art. 47 RVOG, N 13; vgl. BIAGGINI, Komm. BV, 
Art. 177BV,N15). 
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und Verwaltung von Relevanz ist. Wie an früherer Stelle bereits erwähnt, 
liegt in Deutschland die Zuständigkeit für die (eingeschränkte) Rechtsauf- 
sicht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk mehrheitlich in den Händen 
der Landesregierungen.2297 Die Abweichung vom üblicherweise geltenden 
sog. Ressortprinzip, wonach die Aufsicht in den Bereich des für die zu beauf- 
sichtigende Tätigkeit zuständigen Ressorts fällt, wird bisweilen mit dem Prin- 
zip der kollegialen Organisation der Regierung begründet, das dem Staatsunab- 
hängigkeitsgebot zudienenvermag. AlsKollegialorgane sollen die Regierungen 
«eine ausgewogene und zurückhaltende Aufsichtstätigkeit erbringen, die die 
Staatsfreiheit und Unabhängigkeit des Rundfunks soweit wieirgend möglich 
gewährleistet».2298 

Auchim schweizerischen Recht hat das Kollegialprinzip eine lange Tradi- 
tion und entspricht der in der Schweiz tief verwurzelten versammlungsde- 
mokratischen Grundhaltung, die jeder personalisierten Regierungsgewalt 
ablehnend gegenübersteht.2299 Das Kollegialprinzip bezweckt eine Mässi- 
gungder Regierungsgewalt, indem die Regierungsmitglieder persönlich und 
sachlich Rücksicht aufeinander nehmen und die verschiedenen politischen 
Interessen ausgeglichen werden.2300 Damit wird verunmöglicht, dass eine 
einzelne Person die ganze Regierungsgewalt an sich ziehen kann.2301 Ent- 
sprechend ist die kollegiale Entscheidfindung für Zuständigkeiten geeignet, 
die durch Diskurs und Beschlussfassung wahrgenommen werden können.2302 
Auf Bundesebene ist das Kollegialprinzip in Art. 177 Abs. 1 BV festgehalten 
und stellt nebst dem fakultativen Referendum die stärkste Ausprägung des 
schweizerischen Konkordanzsystems dar.2303 

Gemäss dem in der Schweiz stark ausgeprägten Konkordanzsystem wird 
zur Problemlösung zwecks Minimierung einer potenziellen Opposition eine 


2297 Vgl. hierzu §4 V. E.2.a. 


2298 Vgl. m.w.Verw. und Beispielen FRYE, Staatsaufsicht, S. 168 f.; vgl. auch BERENDES, 
Staatsaufsicht, S.148. 

2299 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER, BSK BV, Art. 177 BV, N7; vgl. ausführlich zum Misstrauen ge- 
genüber politischer Führung in der Schweiz ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 221 ff. 

2300 Vgl. in Bezugauf den Bundesrat statt vieler m.w.Verw. EHRENZELLER, SGKBV, Art. 177 
BV, N 4; vgl. ausführlich zur kollegialen Entscheidfindung VOGEL, Verwaltung, S. 177 f. 
und S. 209 ff. 

2301 Vgl. m.w.Verw. SÄGESSER, Komm. RVOG, Art.12 RVOG, N13. 

2302 Vgl. m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S. 212. 

2303 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER/NOBS, SGKBV, Vorbem. zu Art. 136-142 BV, N15 und 
Vorbem. zu Art. 174-187 BV, N 10f.; vgl. auch SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 12 RVOG, 
N13; vgl. ausführlich zum Kollegialsystem BIAGGINI, $19 Bundesrat, N 57ff.; RHINOW, 
Rechtim politischen System, S. 196 ff. und S. 200 ff.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundes- 
verwaltung, Rz. 6, Rz. 16 und Rz. 25. 
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möglichst breite Vertretung der politischen Kräfte, derSprachregionen und 
eine Integration der Minderheiten gesucht.2304 Im Gegensatz zu anderen 
Regierungskollegien gibt es innerhalb des Bundesrats keine hierarchischen 
Abstufungen.23% Stark integrierend und stabilisierend wirkt zudem der Pro- 
porzgrundsatz bei der Besetzung öffentlicher Ämter, der bei der Zusammen- 
setzung des Bundesrats nach der Parteienstärke im Parlament besonders zur 
Geltung kommt.2306 Da der Bundesversammlung abgesehen von den Gesam- 
terneuerungswahlen des Bundesrats nur schwache Möglichkeiten der Gel- 
tendmachung politischer Verantwortlichkeit offenstehen, geniesst der Bun- 
desratim Vergleich zu Regierungen in rein parlamentarischen Demokratien 
eine relativ grosse institutionelle Unabhängigkeit im politischen System.2397 
Dementsprechend stehen sich in der Schweiz nicht eine Opposition und eine 
konstante Regierungsmehrheit gegenüber, sondern die Regierungsparteien 
fühlen sich mehrheitlich frei, «ihren» Regierungsmitgliedern jenach Sach- 
frage zu folgen oder nicht. Der Bundesrat ist denn auch keineaufeinpolitisches 
Programm verpflichtete Mehrheitsregierung.2308 

Es kann folglich insbesondere für das auf Stabilität ausgerichtete poli- 
tische System der Schweiz mit dem nach der Parteienstärke in der Bundes- 
versammlung proportional zusammengesetzten Bundesrat der Schluss gezo- 
gen werden, dass dessen kollegiale Entscheidfindung eine zurückhaltende 
sowie parteipolitisch ausgewogene Wahrnehmung seiner jeweiligen Aufgaben 
bewirkt. Damit ist die Zuständigkeit des Bundesrats im Licht des Staatsunab- 
hängigkeitsgebots grundsätzlich geeignet, die Gefahr sachfremder staatlicher 
Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion zu verringern. 


2304 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER/NOBS, SGKBV, Vorbem. zu Art.136-142 BV, N15 und 
Vorbem. zu Art. 174-187 BV, N 10f.; vgl. auch SÄGESSER, Komm. RVOG, Art.12 RVOG, 
N 13; vgl. ausführlich zum System der schweizerischen Konkordanzdemokratie BIAG- 
GINI, $19 Bundesrat, N 57ff.; RHINOW, Recht im politischen System, S.196 ff. und 
S.200 ff.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz. 6, Rz.16 und Rz. 25. 


2305 RHINOW, Recht im politischen System, S.195; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwal- 
tung, Rz.3. 

2306 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER/NOBS, SGKBV, Vorbem. zu Art.136-142 BV, N 15; vgl. 
auch RHINOW, Recht im politischen System, S.196f. und S.203; STÖCKLI, Bundesrat 
und Bundesverwaltung, Rz. 6. 


2307 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER, SGKBV, Vorbem. zu Art. 174-187 BV, N13; RHINOW, 
Rechtim politischen Prozess, S.195f. und S. 469f.; RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Ver- 
fassungsrecht, Rz. 2045; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz.2,Rz.5,Rz.7 
und Rz.22. Mit anderen Worten wird eine Parteiperson mit der Wahl in das Bundes- 
ratsamt zu einer Staatsperson (RHINOW, Recht im politischen Prozess, S. 469f.). 


2308 RHINOW, Recht im politischen Prozess, S.196; RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Verfas- 
sungsrecht, Rz.2045f.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz. 6f. 
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Dem istjedoch, wie auch in der deutschen Lehre vorgebracht, relativierend 
entgegenzuhalten, dass bei der Aufgabenwahrnehmung aus Praktibilitäts- 
gründen häufig nicht das Regierungskollegium, sondern ein Regierungsmit- 
glied oder dessen unterstellte Behörde federführend sein wird.2309 Auch im 
schweizerischen Recht wird das Kollegialsystem zwecks tauglichen Funkti- 
onierens vom Prinzip der departemental organisierten Verwaltung ergänzt. 
Auf Bundesebene ist dieses in Art. 177 Abs. 2 und Art. 178 Abs. 2 BV vorgesehen 
und schreibt vor, dass die vom Bundesrat zu beratenden Geschäfte von den 
auf die einzelnen Mitglieder verteilten (Fach)JDepartementen vorbereitet 
undnach der Beschlussfassung von ihnen vollzogen werden.2310 Im Gegensatz 
zum waagrecht angelegten Kollegialprinzip ordnet das Departementsprinzip 
den Departementsvorstehern monokratisch die Führung der hierarchisch 
gegliederten Verwaltung zu.2311 Entsprechend ermöglicht diemonokratische 
im Vergleich zur kollegialen Entscheidfindung eine raschere und einfachere 
Beschlussfassung und eignet sich für Zuständigkeiten, die lediglich einer ge- 
ringeren Reflexion und eines schnellen Vollzugs bedürfen. Durch die Konzen- 
tration der Entscheidfindung bei einer einzigen Person wird jedoch gleich- 
zeitig die Machtkumulation und damit die Missbrauchsgefahr erhöht.2312 Die 
Verfassung weist den Departementen und ihren Vorstehern nur die Vorbe- 
reitung der Kollegialentscheidungen zu. Um sicherzustellen, dass sich der 
Bundesrat mit staatsleitenden Geschäften von Anfang an befasst, hält Art. 14 
RVOG fest, dass der Bundesrat zur Vorbereitung der Geschäfte von wesentli- 
cher Bedeutung oder von politischer Tragweite soweit erforderlich die inhalt- 
lichen Ziele vorgibt und den Rahmen festlegt.2313 

In der Praxis sind es jedoch meist die Departemente selbst, die solche 
Leitlinienbeschlüsse beantragen und inhaltlich vorbereiten. Durch die fak- 
tische Abhängigkeit des Kollegiums vom Sachwissen und der Initiative der 
Departemente mit den Vorstehernalsihren Vertretern in der Regierung wird 
die autonome Entscheidfindung des Kollegiums stark eingeschränkt.2314 Die 


2309 Vgl. m.w.Verw. FRYE, Staatsaufsicht, S.169. 

2310 Vgl. statt vieler m.w.Verw. MÜLLER, BSK BV, Art. 177 BV, N20f.; vgl. ausführlich BIAG- 
GINI, $19 Bundesrat, N 67 ff.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz. 4, Rz.23 
und Rz. 26. 

2311 Vgl. statt vieler BIAGGINI, § 20 Öffentliche Verwaltung, N7f.; EHRENZELLER, SGKBV, 
Art.177 BV, N7; vgl. zur hierarchisch organisierten Zentralverwaltung § 4 III. B. 2. a. 

2312 Vgl.m.w.Verw. VOGEL, Verwaltung, S. 207 f. und ausführlich S. 205 ff.; vgl. auch SÄGES- 
SER, Komm. RVOG, Art. 12 RVOG, N17. 

2313 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER, SGK BV, Art. 177 BV; N7f.; SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art.14 RVOG, N4. 


2314 Vgl. zur sog. Departementalisierung des Regierungshandelns m.w.Verw. EHRENZEL- 
LER, SGK BV, Vorbem. zu Art. 174-187 BV, N17 und Art. 177 BV, N15; MÜLLER, BSK BV, 
Art. 177 BV, N21; vgl. auch ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 207 und S. 220; RHINOW, 
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Bundesratsmitglieder werden in der Perspektive des Parlaments denn auch 
primär als Departementsvorsteher bewertet.2315 Dadurch erlangt die Depar- 
tementsverteilunggrosse politische Bedeutung, und die Regierungsparteien 
versuchen, die Zuteilung der ihnen parteipolitisch nützlichen Departemente 
zu beeinflussen.2316 Zudem fühlen sich die Bundesräte ihrer Partei mehr oder 
weniger stark loyal verbunden, worunter die Unabhängigkeit und Kapazität 
der einzelnen Kollegiumsmitglieder leidet.2317 Aus dem auf Bundesebene 
bestehenden faktischen Vorrang des Departements- vor dem Kollegialprin- 
zip folgt zum einen, dass die verschiedenen politischen Interessen innerhalb 
des Bundesrats einen geringeren Ausgleich erfahren bzw. parteipolitische Inte- 
ressen verstärkt Eingangin die Entscheidfindungfinden, und zum anderen, dass 
die funktionale Trennung zwischen dem Bundesrat als politische Führung 
und der ausführenden, politisch neutralen Bundesverwaltungunzureichend 
realisiert ist.2318 

Aufgrund dergemachten Ausführungen ist bei der Verteilung von Zustän- 
digkeiten zwischen der Regierung und der Verwaltung zu berücksichtigen, 
dass die Regierung primär für diegrundlegenden Leitungsaufgaben und die 
Verwaltung für die administrativen Geschäfte zuständig sein soll. In Berei- 
chen mit hoher Gefahr staatlicher Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion 
kann die Zuständigkeit einer kollegial organisierten Regierung durch die Be- 
rücksichtigung verschiedener politischer Interessen zueiner im Sinne des Staats- 
unabhängigkeitsprinzips vorteilhaften Versachlichung der Entscheidfindung 
führen. Demgegenüber birgt die Verteilung der Zuständigkeit an ein Departe- 
ment die Gefahr, dass durch die monokratische Entscheidstruktur und die gleich- 
zeitige Parteizugehörigkeit der Departementsvorsteher politisch motivierte bzw. 
missbräuchliche Gesichtspunkte in die Entscheidungen Eingang finden. 

Auf Bundesebene besteht diese Gefahr allerdings in gewisser Hinsicht 
auch bei der Zuständigkeit des Bundesrats, da aufgrund des faktischen Vor- 
rangs des Departements- vor dem Kollegialprinzip auch grundlegende, poli- 
tisch bedeutsame Geschäfte bereits im vorbereitenden Departement bzw. von 


Recht im politischen Prozess, S.209f.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, 
Rz. 24 und Rz. 26; vgl. ausführlich zu den Bemühungen um eine Staatsleitungsreform 
m.w.Verw. BIAGGINI, $19 Bundesrat, N96ff.; ENGI, Verwaltungssteuerung, S. 217 ff.; 
STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz. 41f. 


2315 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER, BSKBV, Art. 177 BV, N18; vgl. auch EHRENZELLER, SGKBV, 
Art.177 BV, N 5; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, Rz.24 und Rz. 26. 


2316 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER, SGKBV, Art.177 BV, N24; vgl. auch BIAGGINI, 
Komm. BV, Art. 177 BV, N 12. 


2317 Vgl.m.w.Verw. MÜLLER, BSKBV, Art. 177 BV, N3. 


2318 Vgl. RHINOW, Recht im politischen Prozess, S.209f.; vgl. auch ENGI, Verwaltungssteu- 
erung, S. 216. 


380 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


der vorstehenden Departementsleiterin und damit ausserhalb des kollegialen 
Entscheidfindungsprozesses entschieden werden. Damit kann selbst durch 
eine Zuweisungeiner Zuständigkeit an den Bundesrat nicht mit Sicherheit aus- 
geschlossen werden, dass Entscheide im Rahmen monokratischer und damit je 
nach parteipolitischer Abhängigkeit des Departementsvorstehers allenfalls 
politisch motivierter Entscheidfindungsprozesse inhaltlich zumindest vorge- 
spurt werden. 


$5 Funktionale Abgrenzung des Gebots 
der Staatsunabhängigkeit der Medien zur 
staatlichen Öffentlichkeitsarbeit 


Im Folgenden ist vor dem Hintergrund der Tendenzen der Professionalisie- 
rung staatlicher Öffentlichkeitsarbeit und der strukturellen Medienkrise zu 
klären, wo die Grenze zwischen zulässiger bzw. erforderlicher staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit und einer Verletzung des Gebots der Staatsunabhängig- 
keit der Medien verläuft. 


I. Staatliche Kommunikation als Notwendigkeit öffentlicher 
Meinungsbildung in der Demokratie 


Für das deutsche Verfassungsrecht hat das Bundesverfassungsgericht — wie 
eingangs dieser Arbeit bereits erwähnt - festgehalten, dass es dem Staat 
grundsätzlich verboten ist, «sich in Bezug auf den Prozess der Meinungs- und 
Willensbildung des Volkes zu betätigen». Dieser Prozess muss sich «vom Volk 
zu den Staatsorganen, nicht umgekehrt von den Staatsorganen zum Volk hin, 
vollziehen».2319 Gleichzeitig hielt das Gericht jedoch fest, dass die «Willens- 
bildung des Volkes und staatliche Willensbildung [...] auf vielfältige Weise mit- 
einander verschränkt» sind und staatliche Einwirkungen auf die öffentliche 
Meinungsbildung dann mit dem Demokratieprinzip vereinbar sind, «wenn 
sie durch einen besonderen, sie verfassungsrechtlich legitimierenden Grund 
gerechtfertigt werden können».2320 Entsprechend schränkte das Gericht in 
einem späteren Entscheid seine einbahnstrassenartige Darstellung des Wil- 
lensbildungsprozesses vom Volk hin zu den Staatsorganen auf den Wahlakt 
ein und betonte, dass sich die öffentliche Willensbildung und jene in den 


2319 BVerfGE20, 56 (99); vgl. DEGENHART, Kommunikationsprozess, S.326; GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.67; HOLZNAGEL, Erosion, S. 386; vgl. bereits §2 I. A. und §2 II. A. 1. 

2320 BVerfGE 20, 56 (99); vgl. m.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S. 386; RAUCHHAUS, Rund- 
funk und Staat, S. 80; REFFKEN, Politische Parteien, S. 268. 
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Staatsorganen «in vielfältiger undtagtäglicher Wechselwirkung» vollzieht.2321 
So sind die Bürgerinnen und Bürger darauf angewiesen, über die staatlichen 
Tätigkeiten informiert zu werden, andernfalls sich eine öffentliche Meinung 
zu staatlichen Entscheidungen und zur Ausübung von Staatsgewalt gar nicht 
erst bilden kann.2322 «Die öffentliche Meinung ist gerade keine autonome, 
sich von «untem nach «oben» zwanglos entfaltende Sphäre».2323 Vielmehr be- 
darf die öffentliche Meinungsbildung zunächst zwingend der staatlichen 
Information - das Bundesverfassungsgericht spricht in diesem Kontext von 
einem «allgemeinen Öffentlichkeitsprinzip der Demokratie.»2324 Unter gewis- 
sen Voraussetzungen gebietet das Demokratieprinzip ein meinungsbildendes 
Wirken staatlicher Organe, um Transparenz der staatlichen Tätigkeit zu ver- 
mitteln und dadurch den die Stabilität des demokratischen Systems sichern- 
den Grundkonsens zwischen Staat und Volk zugewährleisten.2325 Staatliche 
Öffentlichkeitsarbeit hatsomitalsverfassungsrechtliche Legitimation staatlicher 
Kommunikationsbetätigungzu gelten.2326 CORNILS qualifiziert den Staatswil- 
len - insbesondere die Regierungsmeinung - im Kontext der Herleitung des 
Staatsunabhängigkeitsgebots aus dem Vielfaltsgebot gar als «vielfaltsrele- 
vante Meinungsposition».2327 

Auch im schweizerischen Recht gebietet das Demokratieprinzip keinen 
strikten Ausschluss staatlicher Einflussnahme auf die öffentliche Willensbil- 
dung, sondern lässt sie in Grenzen zu bzw. schreibt sie im Rahmen der staat- 
lichen Informationspflichten sogar vor. Die staatliche Öffentlichkeitsarbeit 
stellt gerade in einem Gemeinwesen, in dem den Stimmbürgerinnen und Stimm- 
bürgern weitreichende Entscheidrechtezukommen, einen wesentlichen Aspekt 
der Staatstätigkeit dar.2328 Entsprechend schränkte das Bundesgericht vor 
dem Hintergrund der Wahl- und Abstimmungsfreiheitähnlich dem deutschen 


2321 BVerfGE 44, 125 (140); vgl. REFFKEN, Politische Parteien, S. 267; SCHÜRMANN, Öffent- 
lichkeitsarbeit, S.148. 


2322 Vgl. m.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S. 386; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S. 157. 
2323 SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, S.150. 


2324 Vgl. etwa BVerfGE 70, 324 (358); vgl. m.w.Verw. HOLZNAGEL, Erosion, S. 386; GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.66; SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.157. 

2325 Vgl. m.w.H. GERSDORF, Staatsfreiheit, S.66f.; SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, 
S.150; vgl. auch MÖLLERS, Staatsfreiheit, S. 461; REFFKEN, Politische Parteien, S.266. 

2326 Vgl. m.w.H. DEGENHART, BK GG, Art. 5 GG, N456; HOFFMANN-RIEM, Medienfreiheit, 
Rz. 57; vgl. auch GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 66 f.; REFFKEN, Politische Parteien, S. 268; 
SCHREIER, Selbstverwaltungsrecht, S.157; vgl. bereits im Kontext der verfassungs- 
rechtlichen Verankerung des Staatsunabhängigkeitsgebots im Demokratieprinzip 
$21.A.1. 

2327 Vgl. CORNILS, Staatsferner Rundfunk, S.14; vgl. bereits $21.C.2.d. und §2 Il. A. 1. 


2328 LANGER, Staatliche Nutzung, S.950; SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.19. 
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Bundesverfassungsgericht seine langjährige Rechtsprechung zum Verbot 
behördlicher Einmischung in die Willensbildung des Volkes auf Wahlkämpfe 
ein.2329 In Abstimmungskämpfen hingegen erlaubte es staatliche Informa- 
tionen, solange diese «in sachlicher, transparenter und verhältnismässiger 
Weise zur offenen Meinungsbildung beizutragen geeignet sind» bzw. nicht «in 
dominanter und unverhältnismässiger Artim Sinne eigentlicher Propaganda 
eine freie Willensbildung der Stimmberechtigten erschweren oder geradezu 
verunmöglichen».2330 

Auf Bundesebene sind die Verwaltungsbehörden vor dem Hintergrund 
der Informationsfreiheitim Rahmen der in Art. 180 Abs. 2 BV, Art. 10 RVOG und 
Art. 10a des Bundesgesetzes über die politischen Rechte (BPR2331) festge- 
schriebenen bundesrätlichen Pflicht zur offensiven Information der Öffent- 
lichkeit nicht nur zur Information berechtigt, sondern verpflichtet.2332 Des 
Weiteren sieht Art. 11 RVOG vor, dass der Bundesrat die Beziehungen zur 
Öffentlichkeit pflegt und sich über die in der öffentlichen Diskussion vorge- 
brachten Meinungen und Anliegen informiert. Dabeigeht der Begriffder Kom- 
munikation über jenen der Information hinaus und umfasst mit Blick aufeine 
kommunikative Demokratie direkte Kontakte mit der Bevölkerung. 2333 Die 
Informationspflicht der Bundesversammlung ist in Art. 5 Abs. 1 ParlG festge- 
halten, wobei im Sinne der Sitzungsöffentlichkeit gemäss Art. 158 BV sowohl 
die Verwendung von Ton- und Bildübertragungen aus den Ratssälen als auch 
die Akkreditierung von Medienschaffenden explizit vorgesehen werden (Art. 5 
Abs. 2 ParlG).2334 Die Pflicht des Bundesgerichts und Bundesverwaltungsge- 
richts zur aktiven Information sind in Art. 27 Abs. 1 des Bundesgerichtsgesetzes 
(BGG2335) bzw. in Art. 29 Abs. 1 des Verwaltungsgerichtsgesetzes (VGG2336) vor- 
gesehen, wobei die Verwendung von Ton- und Bildaufnahmen grundsätzlich 


2329 Vgl. zur alten Rechtsprechung BGE 1211252, E.2, S.256f.; BGE 119 1a 271, E.3.b), S. 273; 
vgl. m.w.Verw. BESSON, Behördliche Information, S.115f.; SCHAUB, Politische Chan- 
cengleichheit, S.309; TSCHANNEN, BSKBV, Art. 34 BV, N34f.; TSCHANNEN, Staatsrecht, 
§52, N3. 

2330 BGer, Urteil vom 18.7.2008, 1C_412/2007, E. 6.2; vgl. SCHAUB, Politische Chancengleich- 
heit, S. 310; TSCHANNEN, BSK BV, Art. 34 BV, N34; vgl. §5 IV. 

2331 Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976. 

2332 Vgl. BARRELET/WERLY, Droit de la communication, RZ. 1086 ff.; MÜLLER, BSK BV, Art. 180 
BV, N8f. und N12; LANGER, Staatliche Nutzung, S. 950; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, 
Informationsfreiheit, S. 534 f.; vgl. bereits § 2 II. A. 1. 

2333 Vgl. ausführlich m.w.Verw. SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 11 RVOG, N 4 ff.; krit. BAR- 
RELET/WERLY, Droit de la communication, Rz. 173 f. und Rz. 1092. 

2334 Vgl. ausführlich THURNHEER, BSK BV, Art. 158 BV, N11 ff.; vgl. auch VON wYss, SGKBV, 
Art.158 BV, N3. 


2335 Bundesgesetz über das Bundesgericht vom 17. Juni 2005. 


2336 Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht vom 17. Juni 2005. 
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untersagt wird2337 und die Akkreditierung von Medienschaffenden lediglich 
vorgesehen werden kann (Art. 27 Abs. 3 BGG und Art. 29 Abs. 3 VGG).2338 

Die genannten Informations- und Kommunikationspflichten des Staats 
verdeutlichen, dass den staatlichen Behörden eine Mitverantwortung für die 
Gestaltungdes öffentlichen Diskurses zukommt.2339 So sind behördliche Infor- 
mationen für die konkrete Ausübung der Informations- und Meinungsfrei- 
heit sowie der politischen Rechte unabdingbar, und auch die Medien sind auf 
staatliche Öffentlichkeitsarbeit angewiesen, um ihre Meinungsbildungs- und 
Kontrollfunktion angemessen erfüllen zu können.2340 Zu einem «Paradig- 
menwechsel» in der gesetzlichen Statuierung staatlicher Informations- und 
Kommunikationspflichten hatinsbesondere auch die aufBundesebene sowie 
in fast allen Kantonen erfolgte gesetzliche Verankerung des Öffentlichkeits- 
prinzips geführt.2341 


I. Tendenzen im Zeitalter des digitalen Wandels 
A. Professionalisierung staatlicher Öffentlichkeitsarbeit 


Durch das Öffentlichkeitsprinzip gewinnt aktive Informations- und Kommu- 
nikationspolitik von Behörden als Grundbedingung eines demokratischen 
Staates mehr und mehr an Bedeutung. 2322 Gleichzeitig wird es aufgrund der 
zunehmenden Konkurrenz an Informationsangeboten im Internet immer 
schwieriger für den Staat, die Aufmerksamkeit der Bürgerinnen und Bürger 
zu eerreichen.23# Erschwerend hinzu kommt, dass die mediale Berichterstat- 
tungüber das politische Geschehen insbesondere auflokaler Ebenebedingt 


2337 Vgl. Art.62 Reglement für das Bundesgericht vom 20. November 2006 (BGerR) und 
Art.37 Geschäftsreglement für das Bundesverwaltungsgericht vom 17. April 2008 
(VGR). 

2338 Vgl. ausführlich betreffend das Bundesgericht TSCHÜMPERLIN, BSK BGG, Art. 27 BGG, 
Nıff. 


2339 MÜLLER/SCHEFER, Gutachten Swisscom, S.15; vgl. m.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Informationsfreiheit, S. 534. 


2340 SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.20; vgl. SAXER/BRUNNER, SGKBV, Art.180 
BV, N30f.; vgl. auch Interpellation von Roland F. Borer, Bundesverwaltung. Infor- 
mationsflut, 24.3.2000, Stellungnahme des Bundesrats vom 13.6.2000, Curia Vista 
Geschäftsdatenbank Nr. 00.3146. 


2341 Vgl.m.w.Verw. LANGER, Staatliche Nutzung, S. 950; SAXER, Öffentlichkeitsinformati- 
onen, S.19; vgl. zur Einführung des Öffentlichkeitsprinzips auf Bundes- und aufkanto- 
naler Ebene m.w.H. HERTIG, BSK BV, Art. 16 BV, N29; KLEY/TOPHINKE, SGKBV, Art. 16 
BV, N 42. 

2342 Vgl. m.w.Verw. MÜLLER, BSKBV, Art. 174 BV, N23; MÜLLER, BSKBV, Art.180 BV, N11. 


2343 Vgl. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.19; vgl. auch Interpellation von Roland 
F. Borer, Bundesverwaltung. Informationsflut, 24.3.2000, Stellungnahme des Bundes- 
rats vom 13.6.2000, Geschäftsdatenbank Curia Vista Nr. 00.3146. 
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durch die strukturelle Medienkrise tendenziell abnimmt.2344 Damit einher 
geht eine Professionalisierung der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit, die sich 
der durch die Vermehrung der Verbreitungswege im Internet ergebenden 
Möglichkeiten bedient und ständigwachsende staatliche Kommunikationsan- 
gebote insbesondere im Internet hervorruft.2345 

Als Beispiele sind etwa die Angebote des Bundes zu nennen wie z.B. das 
Portal der Bundesverwaltung admin.ch oder die übergreifende Plattform 
ch.ch, von wo auch zu Angeboten staatlicher Öffentlichkeitsarbeit auf sozia- 
len Medien wie YouTube, Facebook oder Twitter weitergeleitet wird.2346 Auf 
dem YouTube-Kanal des Bundesrats finden sich neben Live-Übertragungen 
sowie Videos von Medienkonferenzen und Bundesratsansprachen auch re- 
daktionell gestaltete Erklärvideos etwa über bevorstehende Volksabstim- 
mungen oder über die Massnahmen zur Abfederung der wirtschaftlichen 
Folgen des Coronavirus.2347 Dabei stiessen besonders die Videos der Medi- 
enkonferenzen des Bundesrats im Zusammenhang mit der Coronakrise auf 
vergleichsweise grosses Interesse der Öffentlichkeit.2348 Auch die Bundes- 
versammlung verfügt mit der Webseite parlament.ch über ein Portal, wo auf 
den eigenen YouTube-Kanal weitergeleitet wird. Dort sind neben Videos mit 
der Übertragung von Ratssitzungen auch redaktionell aufbereitete Videos 
etwa über die Aufgaben der Bundesversammlung oder mit Interviews zu 


2344 Vgl. sogleich §5 II. B. 


2345 Vgl. in Bezug auf Deutschland m.w.H. HOLZNAGEL, Erosion, S. 388; vgl. auch m.w.H. 
GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 33; vgl. für den Kanton Bern REGIERUNGSRAT DES 
KANTONS BERN, Bericht Medienförderung, S. 27; vgl. betreffend die steigende staatli- 
che Nutzung von sozialen Medien in der Schweiz LANGER, Staatliche Nutzung, S. 947; 
vgl. auch die Rede des Bundesratssprechers André Simonazzi über die Öffentlichkeit 
und Verwaltung im Dialog, Referat am Swiss eGovernment Forum in Bern, 7.3.2012. 
Im Jahr 2015 hat der Bund 309 Vollzeitstellen für interne Angestellte in der Öffentlich- 
keitsarbeit besetzt, was einem Drittel mehr als noch im Jahr 2007 entspricht. Für 
externe Berater bezahlte der Bund 2015 eine Rekordsumme von 81,2 Millionen Fran- 
ken, was gegenüber 2007 einem Plus von 17% entspricht (ZURLINDEN URS, Der Bund 
gibt Rekordsumme für PR-Berater aus, Handelszeitung, 6.4.2016; vgl. auch GPK NR, 
Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S.20; Interpellation von Christoph Mörgeli, Youtube- 
Aktivitäten des Bundes, 6.5.2015, Curia Vista Geschäftsdatenbank Nr. 15.3460). 


2346 Vgl. m.w.H. auch zu kantonalen Online-Angeboten LANGER, Staatliche Nutzung, 
S. 947; vgl. auch GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, $.19; SAXER/BRUNNER, SGKBV, 
Art.180BV, N49. 


2347 Vgl. etwa das Erklärvideo des Bundesrats zur Abstimmung über das Verbot der Dis- 
kriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung, 10.12.2019; vgl. die Wiedergabe- 
liste mit den Erklärvideos des Bundesrats über die Massnahmen zur Abfederung der 
wirtschaftlichen Folgen des Coronavirus. 


2348 So wurde etwa das Video der Medienkonferenz des Bundesrats über die Ausrufung 
der ausserordentlichen Lage am 16.3.2020 über 470°000 Mal aufgerufen. 
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finden.2349 Auch der Grosse Rat des Kantons Genfverbreitet aufseiner Web- 
site Übertragungen von Parlamentssitzungen.2350 Ebenfalls zunennen sind 
periodisch erscheinende Druckerzeugnisse des Bundes2351 oder von Gemein- 
den, z.B. das Stadtmagazin der Stadt Luzern.2352 Solche Angebote erlauben 
den staatlichen Behörden eine direkte Kommunikation mit der Bevölkerung, 
ohne aufdie Vermittlung durch Medien angewiesen zu sein.2353 


B. Strukturelle Medienkrise 


Diese Professionalisierung staatlicher Öffentlichkeitsarbeit trifft auf die be- 
reits erläuterte strukturelle Medienkrise,2354 welche in der Schweiz mitunter 
in der abnehmenden medialen Berichterstattung über das politische Ge- 
schehen insbesondere auf lokaler Ebene ihren Ausdruck findet.2355 So neh- 
men lokaltätige Journalistinnen und Journalisten aus Zeitnot immer weniger 
an Medienkonferenzen kantonaler Behörden oder von Gemeindebehörden 
teil.2356 Entsprechend nimmt die Bedeutung von Werbeagenturen und von 
Mediensprechern staatlicher Akteure, die den Medien vorformulierte Mit- 
teilungen zuspielen, stetig zu.2357 Diese professionell gestalteten Medien- 
mitteilungen werden, wie auch die Meldungen der Nachrichtenagenturen, 
von den unter Kostendruck stehenden Medien zunehmend kommentar- und 
kritiklos übernommen; die Rede ist vom sog. «Verlautbarungsjournalis- 
mus».2358 Werden Beiträge staatlicher Kommunikation redaktionell aufberei- 
tet und Medienorganisationen zugeliefert, ist teilweise nicht mehr klar, was 
staatliche Öffentlichkeitsarbeit darstellt und wo es sich um von den Medien selbst 


2349 Vgl. etwa das Erklärvideo der Parlamentsdienste über die Aufgaben der Bundesver- 
sammlung, 9.1.2019 und das Interview mit Alt-Nationalrätin Jacqueline Fehr, 11.3.2019. 


2350 Vgl. die Website des Grossen Rats des Kantons Genf; vgl. dazu auch MABUT JEAN- 
FRANÇOIS, Léman Bleu pourrait perdre des centaines de milliers de francs, Tribune 
de Genève, 13.12.2013. 


2351 So gab schon nur die zentrale Bundesverwaltung im Jahr 2016 43 periodisch erschei- 
nende Druckerzeugnisse heraus (GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S. 18). 


2352 Vgl. AESCHLIMANN PATRICK, Medienkrise bedroht die Demokratie, baublatt.ch, Okto- 
ber/November 2018; vgl. auch MEIER, Politikberichterstattung, S. 71. 


2353 SAXER/BRUNNER, SGKBV, Art. 180 BV, N 49; vgl. zum Unterschied zwischen direkter 
und indirekter Behördenkommunikation sogleich §5 V. A. 


2354 Vgl. ausführlich § 2I. C. 5. c. 

2355 Vgl. ausführlich zu diesem Phänomen MEIER, Politikberichterstattung. 

2356 Vgl. MEIER, Regionalzeitungen, S. 119; vgl. für Deutschland ECCO NETWORK/NEWS- 
ROOM.DE, Studie Medienzukunft, S.11ff. 

2357 Vgl. ausführlich MEIER, Regionalzeitungen, S. 117 ff.; vgl. für Deutschland ECCO NET- 
WORK/NEWSROOM.DE, Studie Medienzukunft, S.11ff.; vgl. bereits § 5 II. A. 

2358 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art.180 BV, N10; vgl. auch SAXER/BRUNNER, SGKBV, 
Art. 180 BV, N 55; vgl. aus der deutschen Lehre HOLZNAGEL, Erosion, S. 389. 
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produzierte Inhalte handelt.2353 Gleichzeitig sind die Medienorganisationen 
aufgrund der wegbrechenden Werbeeinnahmen aufanderweitige Einnahmen 
angewiesen und nehmen deshalb mitunter selber Aufträge der Öffentlich- 
keitsarbeit von staatlichen Behörden an. 

Als Beispiele in diesem Kontext zu nennen sind Fälle aus Zürich und Genf. 
So gab etwa das Zürcher Amt für Justizvollzug in Zusammenarbeit mit der 
Weltwoche Verlags AG anlässlich des 20-jährigen Bestehens des Amts ein Jubi- 
läumsheft heraus, das als Beilage zur Weltwoche exklusiv für Abonnentinnen 
und Abonnenten erschienen ist. Zwar wurde das Cover unabhängig vom Lay- 
out der Weltwoche gestaltetundeeserschienin der oberen Ecke das Logo des 
Amts für Justizvollzug. Allerdings war in der unteren Ecke gleichzeitig das 
Logo der Weltwoche zu sehen und es wurde für die innere Gestaltung deren 
Satzspiegel bzw. Layout übernommen.2360 In einem anderen Fall aus Genf 
produziert der lokale Rundfunkveranstalter Léman Bleu sog. «Publireporta- 
gen» etwa für die Gemeinde Onex, wobei diese nicht klar als «Werbung» der 
Gemeinde gekennzeichnet werden, sondern eingebettet in redaktionelle In- 
halte in der Rubrik «Sendungen» aufgerufen werden können.2361 Ein weiterer 
Fallaus Genfhandelt wiederum vom Veranstalter Leman Bleu, der im Gegen- 
zug zu jährlichen Bezahlungen die Debatten des Grossen Rats des Kantons 
Genf und des Gemeinderats der Gemeinde Genf live überträgt.2362 


III. Funktionaler Unterschied zwischen staatlicher Öffentlichkeits- 
arbeit und grundrechtlich geschützter Medientätigkeit 


A. Staatliche Öffentlichkeitsarbeit als kompetenzrechtlich 
begrenzte Informationstätigkeit und Medienarbeit als thematisch 
unbegrenzte Vermittlungstätigkeit 


Die notwendige Abgrenzung zwischen zulässiger bzw. erforderlicher staat- 
licher Informationstätigkeit und der unzulässigen staatlichen Produktion 
von Medieninhalten ergibt sich aus der unterschiedlichen Funktion der Wahr- 
nehmung kompetenzgemässer staatlicher Öffentlichkeitsarbeit einerseits und 
der grundrechtlichen Medienfreiheit andererseits.2363 


2359 Vgl. mit Beispielen aus Deutschland HOLZNAGEL, Erosion, S. 389. 


2360 Vgl. ZANDER CORSIN, «Weltwoche»-Sonderheft irritiert, Tages-Anzeiger, 16.7.2018; GJON 
DAVID, «Vorgehen bedenklich», in: plädoyer 5/18, S. 21; vgl. hierzu ausführlich$ 5V.C.4.a. 


2361 Vgl. das Magazin «ca se passe à Onex»; vgl. hierzu eingehend §5 V. C. 4. b. 
2362 Vgl. MABUTJEAN-FRANCOIS, Léman Bleu pourrait perdre des centaines de milliers de 
francs, Tribune de Genève, 13.12.2013; vgl. hierzu ausführlich § 5 V. C. 4. b. 


2363 Vgl. für das deutsche Recht etwa DEGENHART, Gemeindliche Teilhabe, S. 7; GERS- 
DORF, Parlamentsfernsehen, S. 52. 
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Behördliche Öffentlichkeitsarbeit stellt staatliches Handeln dar, woraus eine 
Bindung an die rechtsstaatlichen Prinzipien (Art. 5 BV) und an die Grund- 
rechte (Art.35 Abs.2 BV) folgt.236* Für den Bundesrat ist in Art. 10 Abs.2 
RVOG vorgesehen, dass dieser für eine einheitliche, frühzeitige und kontinu- 
ierliche Information über seine Tätigkeiten sorgt.2365 Im Kontext der politi- 
schen Rechte hält Art. 10a Abs. 2 BPR explizit fest, dass der Bundesrat bei 
seiner Kommunikationstätigkeit die Grundsätze der Vollständigkeit, der 
Sachlichkeit, der Transparenz und der Verhältnismässigkeit beachtet. Dabei 
wird das Legalitätsprinzip für die staatliche Öffentlichkeitsarbeit insoweit 
gelockert, als sich die Befugnis der Verwaltung zur Kommunikation über 
ihre Tätigkeit implizit aus deren allgemeiner gesetzlicher Zuständigkeit im 
fraglichen Sachbereich ergibt, wobei die politischen Behörden ihr Recht zur 
Öffentlichkeitsarbeit zudem aus ihrer politischen Verantwortlichkeit ablei- 
ten.2366 Die gesetzlichen Zuständigkeiten der informierenden Behörde be- 
grenzen zugleich auch das öffentliche Interesse an der Informationstätigkeit. 
Die behördliche Kommunikation muss also stets einen unmittelbaren Sach- 
bezug zum betreffenden Verantwortungsbereich aufweisen.2367 In diesem 
Bereich sind staatliche Behörden nicht daraufbeschränkt, indirekt mittels 
Medienorganisationen informieren zu lassen, sondern dürfen bzw. müssen 


2364 SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 21. 
2365 Vgl. ausführlich SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 10 RVOG, N 39ff. 


2366 SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 21; vgl. LANGER, Staatliche Nutzung, S. 951; 
differenzierend zur Geltung des Legalitätsprinzips im Bereich der Verwaltungsinfor- 
mation SCHWEIZER/BURKERT, Verwaltungsinformationsrecht, Rz.26ff. 


2367 Vgl. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 22f.; vgl. für das deutsche Recht GERS- 
DORF, Parlamentsfernsehen, S. 52 f.; SCHÜRMANN, Staatliche Mediennutzung, S. 436; 
vgl. die weitreichende Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts, 
wonach «es in einer Demokratie zur Aufgabe der Regierung [gehört], die Öffentlichkeit 
über wichtige Vorgänge auch ausserhalb oder weit im Vorfeld ihrer eigenen gestal- 
tenden politischen Tätigkeit zu unterrichten. In einer aufein hohes Mass an Selbst- 
verantwortung der Bürger bei der Lösung gesellschaftlicher Probleme ausgerichteten 
politischen Ordnung ist von der Regierungsaufgabe auch die Verbreitung von Infor- 
mationen erfasst, welche die Bürger zur eigenverantwortlichen Mitwirkung an der 
Problembewältigung befähigen. Dementsprechend erwarten die Bürger für ihre per- 
sönliche Meinungsbildung und Orientierung von der Regierung Informationen, wenn 
diese andernfalls nicht verfügbar wären. Dies kann insbesondere Bereiche betreffen, 
in denen die Informationsversorgung der Bevölkerung aufinteressengeleiteten, mit 
dem Risiko der Einseitigkeit verbundenen Informationen beruht und die gesellschaft- 
lichen Kräfte nicht ausreichen, um ein hinreichendes Informationsgleichgewicht 
herzustellen. Von der Staatsleitungin diesem Sinne wird nicht nur die Aufgabe erfasst, 
durch rechtzeitige öffentliche Information die Bewältigung von Konflikten in Staat 
und Gesellschaft zu erleichtern, sondern auch, auf diese Weise neuen, oft kurzfristig 
auftretenden Herausforderungen entgegenzutreten, aufKrisen schnell und sachge- 
recht zureagieren sowie den Bürgern zu Orientierungen zu verhelfen» (BVerfGE 105, 
252 [268]; krit. zu dieser weitreichenden Rechtsprechung DEGENHART, Kommunika- 
tionsprozess, S. 327). 
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insbesondere im Falle unzureichender Berichterstattung durch Medien etwa 
auf lokaler Ebene auch selbst informieren.2368 In der Wahrnehmung einer 
kompetenzrechtlich und daher thematisch begrenzten Informationstätigkeit 
liegt der massgebliche Unterschied zwischen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit 
und der Information durch Medienorganisationen, die ihrerseits einethema- 
tisch unbegrenzte Vermittlungsfunktion erfüllen.2369 Die Selbstdarstellung 
bzw. die Verbreitung von Tatsachen und Meinungen aus dem eigenen Bereich, 
die auch als sog. «Eigeninformation» oder «Werbung» bezeichnet wird, be- 
zweckt die Akzeptanz staatlicher Tätigkeit durch die Bevölkerung. Die Ein- 
stellungen der Empfänger behördlicher Informationen sollen beeinflusst 
werden.2370 

Medienorganisationen hingegen verbreiten, wie an früherer Stelle bereits 
erläutert, sog. «Fremdinformationen» aus einer Vielzahl verschiedener Quel- 
len in der Absicht, den Rezipienten diese Quellen möglichst wahrhaftigbzw. 
unverfälscht darzustellen, und nehmen dadurch eine thematisch unbegrenzte 
Vermittlungsfunktion dar. Hierfür müssen einerseits die Quellen verstanden 
und muss andererseits den Rezipienten gerade die Mitteilung geliefert wer- 
den, die diese interessiert, und dies in einer Form, die verstanden wird. Durch 
diese Quellen- und Rezipientenorientierung besteht ein vielgeringerer inten- 
tionaler Zusammenhang mit den Vorstellungen der Medienorganisation sel- 
ber alsim Rahmen der Selbstpräsentation bzw. der «Eigeninformation».2371 
Um dieser Vermittlungsfunktion gerecht zu werden, müssen die Medienorga- 
nisationen von den einzelnen Quellen bzw. Kommunikatoren, wie etwa staat- 
lichen Stellen, unabhängig sein, worin mitunter die Wurzel des Staatsunab- 
hängigkeitsprinzips liegt.2372 

Staatliche Kommunikation wird folglich dann zu unzulässiger, weil funk- 
tional in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots fallende Kom- 
munikation, wenn der Staat ausserhalb seines Kompetenzbereichs wie eine 


2368 Vgl. für das deutsche Recht GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.29 und S. 52f. 


2369 Vgl. für das deutsche Recht GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 53; vgl. auch DEGEN- 
HART, Kommunikationsprozess, S. 329; GERSDORF, Staatliche Kommunikationstätig- 
keit, S.298; MÖLLERS, Staatsfreiheit, S. 461; SCHÜRMANN, Staatliche Mediennutzung, 
S. 437; vgl. ausführlich zu den verschiedenen massenkommunikativen Funktionsty- 
pen der Vermittlung und der Selbstpräsentation inkl. grafischer Darstellung JARASS, 
Massenmedien, S.167ff. und S. 175 ff.; vgl. bereits zur (thematisch unbegrenzten) Ver- 
mittlungsfunktion der Medien $21.B.4.b. 

2370 Vgl. ausführlich aus der deutschen Lehre JARASS, Massenmedien, S. 76, S. 175 ff., S. 271 
und S. 227. 

2371 Vgl. ausführlich aus der deutschen Lehre JARASS, Massenmedien, S. 167 ff. und S. 227; 
vgl. auch JARASS, Freiheit des Rundfunks, S.30; vgl. zur Vermittlungsfunktion der 
Medien bereits$21.B.4.b.und $21.B.6. 

2372 Vgl. für den Rundfunk aus der deutschen Lehre JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 30; 
vgl. bereits$21.B.4.b. 
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Medienorganisation thematisch unbegrenzt, etwa betreffend das generelle nati- 
onale oder lokale Geschehen, berichtet.2373 Der deutsche Bundesgerichtshof 
hält denn auch in einem neueren Urteil betreffend die Grenzen gemeindli- 
cher Öffentlichkeitsarbeit fest, dass «die Berichterstattung über das gesell- 
schaftliche Leben in einer Gemeinde [...] gerade die originäre Aufgabe der 
lokalen Presse und nicht des Staates [ist]», weshalb etwa «allgemeine Beiträge 
über ortsansässige Unternehmen, die Bewertung privater Initiativen oder die 
allgemeine Beratung der Leserinnen und Leser» sowie die Berichterstattung 
über «rein gesellschaftliche Ereignisse, etwa aus den Bereichen Sport, Kunst 
und Musik, in der Regel keine Aufgabe der öffentlichen Verwaltung und kein 
zulässiger Gegenstand gemeindlicher Öffentlichkeitsarbeit» sind.2374 Staatli- 
che Öffentlichkeitsarbeit als kompetenzrechtlich begrenzte Informationstä- 
tigkeit und die Arbeit von Medienorganisationen als thematisch unbegrenzte 
Vermittlungstätigkeit schliessen sich somit funktional gerade aus, womit der 
Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots bei kompetenzgemässer 
staatlicher Kommunikation gar nicht berührt werden kann.2375 


B. Gebot der Transparenz bzw. Kennzeichnung staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit 


Das Recht bzw. die Pflicht staatlicher Behörden zur Information und Kommu- 
nikation in ihren Zuständigkeitsbereichen dient der Herstellung von Trans- 
parenz über die Tätigkeit staatlicher Organe und stellt somit, wie auch die 
Medienfreiheit, ein demokratisches Kernanliegen dar. Die aus dem Demokra- 
tieprinzipfliessende Legitimationsgrundlage für staatliche Informationstätig- 
keitbedingt jedoch stets entsprechende Kompetenznormen. Die Legitimation 
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit ist daher anders als die Legitimationsquelle 
von Medienorganisationen, die Meinungsbildungs- sowie Kontrollfunktio- 
nen wahrnehmen, gerade nicht kommunikationsgrundrechtlich fundiert 


2373 Vgl. aus der deutschen Lehre JARASS, Massenmedien, S.76 und S.271; GERSDORF, 
Staatliche Kommunikationstätigkeit, S.296f.; vgl. aus der schweizerischen Lehre 
BARRELET/WERLY, Droit de la communication, Rz. 165 ff. 


2374 BGH, Urteil vom 20.12.2018, Nr. 196/2018, Ziff. 38 m.H. auf GERSDORF, Staatliche Kom- 
munikationstätigkeit, S.293 und S. 300f.; vgl. die ausführlichen Kommentierungen des 
Urteils von MÜLLER-FRANKEN, Presseähnliche Betätigungen und SCHOCH, Kommu- 
nales Amtsblatt; vgl. auch DEGENHART, Gemeindliche Teilhabe, S. 3f.; vgl. den neue- 
ren Fall betreffend die Stadt Dortmund, die gemäss dem Landgericht Dortmund den 
Grundsatz der Staatsferne der Presse verletzt hat, indem auf der offiziellen Homepage 
der Stadt etwa über die Meisterfeier von Borussia Dortmund und über ein nichtstaat- 
liches Hospiz berichtet wurde (vgl. VON BRAUNSCHWEIG MARTIN, Gericht gibt Verlag 
der Ruhr Nachrichten recht: Stadt Dortmund verletzt Grundgesetz, Ruhr Nachrichten, 
8.11.2019). 


2375 Vgl. aus der deutschen Lehre GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.52 und S. 66; vgl. 
auch HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz.155. 
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und strikt von dieser zu unterscheiden.?376 Entsprechend muss behördliche 
Information auch in förmlicher Hinsicht klar gekennzeichnet sein, was der 
für staatliche Kommunikation geltende Informationsgrundsatz der Transpa- 
renz vorschreibt. Behördliche Informationen sind folglich eindeutigvon Medien- 
inhalten zu trennen, und es muss klar erkennbar sein, wer für welchen Kommu- 
nikationsinhalt verantwortlich ist.2377 Ist dem Staat eine Eigenbetätigung im 
Rahmen der kompetenzrechtlich begrenzten Informationstätigkeit erlaubt 
bzw. vorgeschrieben, ist ihm die Eigenbetätigungim Bereich der thematisch 
unbegrenzten Informationsvermittlung vor dem Hintergrund des Gebots der 
Staatsunabhängigkeit der Medien gerade verboten. Behördliche Kommu- 
nikation darf folglich keinesfalls den Anschein erwecken, wie eine Medien- 
organisation die grundrechtlich geschützte Funktion der thematisch unbe- 
grenzten Informationsvermittlung wahrzunehmen, sondern muss für den 
Durchschnittsrezipienten offen als behördliche Information erkennbar sein.2378 


C. Zulässigkeit redaktioneller Gestaltung staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit 


Solange sich staatliche Kommunikation im Rahmen der eindeutig gekenn- 
zeichneten, kompetenzrechtlich begrenzten Informationstätigkeit bewegt, 
dürfte die redaktionelle Gestaltung staatlicher Informationen, also die Ent- 
scheidung über das «Was» und das «Wie» der Informationstätigkeit — etwa mit- 
tels massenkommunikativer Mittel - verfassungsrechtlich nicht ausgeschlos- 
sen sein.2379 Ebenfalls zulässig ist die Beauftragung von Dritten, wie etwa 
Medienorganisationen oder einzelnen Medienschaffenden, mit der Öffentlich- 
keitsarbeit oder deren Beiziehung zur Beratung, solange klar ersichtlich bleibt, 
dass die staatliche Behörde für den kommunizierten Inhalt verantwortlich 


2376 Vgl. zum Ganzen aus der deutschen Lehre GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.23und 
S.59f.; GERSDORF, Staatliche Kommunikationstätigkeit, S.294 und S. 298. 


2377 Vgl. für das deutsche Recht GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 60; GERSDORF, Staat- 
liche Kommunikationstätigkeit, S. 295; vgl. zum Transparenzgebot staatlicher Öffent- 
lichkeitsarbeit im schweizerischen Recht etwa BUNDESRAT, Botschaft Volkssouverä- 
nitätsinitiative, S. 4394; SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 26; vgl. ausführlich 
SÄGESSER, Komm. RVOG, Art.10 RVOG, N53ff. 


2378 Vgl. aus der deutschen Lehre JARASS, Massenmedien, S.76 und S.271; SCHÜRMANN, 
Staatliche Mediennutzung, S. 437. 


2379 Überzeugendaus der deutschen Lehre SCHÜRMANN, Staatliche Mediennutzung, S. 437; 
vgl. auch GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.43f.;JARASS, Massenmedien, S.76 und 271; 
a.M. betreffend den Rundfunkbereich hingegen die Kommission für Zulassung und Auf- 
sicht der Landesmedienanstalten (ZAK), welche die Verbreitung von Plenarsitzungen 
des Deutschen Bundestags über eigene Rundfunkkanäle aufgrund der redaktionellen 
Gestaltung als unzulässigen Staatsrundfunk qualifizierte (vgl. Pressemitteilung des 
ZAK vom 16.3.2011, Derzeitige Rechtslage lässt Parlamentsfernsehen des Deutschen 
Bundestages nicht zu — Rundfunk muss staatsfern sein; gl.M. RAUCHHAUS, Rundfunk 
und Staat, S. 177 ff.). 
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ist und die Medienorganisationen bzw. die Medienschaffenden lediglich im 
Auftrag sowie im Namen staatlicher Organe handeln.238° In diesem Sinne 
hielt der deutsche Bundesgerichtshof fest, dass «[a]llein die Verwendung 
pressemässiger Darstellungselemente und eine regelmässige Erscheinungs- 
weise [...] zwar noch nicht automatisch zu einer Verletzung des Gebots der 
Staatsferne der Presse [führen]. Die Grenze wird aber überschritten, wenn 
das Druckwerk nicht mehr als staatliche Publikation erkennbar ist».2381 


IV. Weitere einschränkende Grundsätze staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit: Gewährleistung der Staatsunabhängigkeit 
des öffentlichen Kommunikationsprozesses 


Nebst der Wahrung der aus dem Legalitätsprinzip fliessenden kompetenz- 
rechtlichen Schranken und des Transparenzgebots hat der Staat bei seiner 
Kommunikationstätigkeit zudem mitunter die Informationsgrundsätze der 
Sachlichkeit ($5 IV. A.), der Neutralität (§ 5 IV. B.) und der Verhältnismässig- 
keit (§ 5 IV. C.) zu beachten.?382 Da diese weiteren einschränkenden Bedin- 
gungen staatlicher Kommunikation nicht den funktionalen Unterschied zwi- 
schen staatlicher Öffentlichkeitsarbeitund Medientätigkeit ausmachen, wird 
staatliche Kommunikationstätigkeit durch deren Verletzung für sich alleine 
betrachtet noch nicht zu einer funktionalin den Schutzbereich des Staatsun- 
abhängigkeitsgebots fallenden Medientätigkeit.2383 Die Einhaltung dieser 
weiteren Informationsgrundsätze dient vielmehr der Gewährleistung des 
Grundsatzes der Staatsunabhängigkeit des öffentlichen Kommunikations- 
prozesses im Allgemeinen. Esist an dieser Stelle an die Rechtsprechung des 
Schweizerischen Bundesgerichts im Kontext der Wahl- und Abstimmungs- 
freiheit zu erinnern, wonach staatliche Information «in verhältnismässiger 
Weise zur offenen Meinungsbildung beizutragen geeignet» sein muss bzw. 
nicht «in dominanter und unverhältnismässiger Artim Sinne eigentlicher Pro- 
paganda eine freie Willensbildung der Stimmberechtigten erschweren oder 
geradezu verunmöglichen» darf.2384 


2380 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Volkssouveränitätsinitiative, S. 4396; SÄGESSER, Komm. 
RVOG, Art. 10RVOG, N 54. 

2381 BGH, Urteil vom 20.12.2018, Nr.196/2018, Ziff. 41 

2382 Vgl. ausführlich AG KID, Bericht Engagement, S. 25 ff.; SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 10 
RVOG, N4A3ff. 

2383 Vgl. zum funktionalen Unterschied zwischen kompetenzgemässer und klar gekenn- 
zeichneter staatlicher Öffentlichkeitsarbeit und grundrechtlich geschützter Medien- 
tätigkeit $5 III. A. 

2384 BGer, Urteil vom 18.7.2008, 1C_412/2007, E.6.2; vgl. SCHAUB, Politische Chancengleichheit, 
S.310; TSCHANNEN, BSKBV, Art.34 BV, N34; TSCHANNEN, Staatsrecht, $52, N3; vgl. §5 I. 
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A. Sachlichkeitsgebot 


Nebst dem Transparenzgebot müssen staatliche Organe auch den Informa- 
tionsgrundsatz der Sachlichkeitbeachten, der die Behörden zu einer objek- 
tiven und vollständigen - Art. 180 Abs. 2 BV spricht von umfassenden - Infor- 
mation verpflichtet.2385 Das Sachlichkeitsgebot verpflichtet, sowohl auf die 
positiven wie auch auf die negativen Seiten einer Vorlage hinzuweisen, wich- 
tige Aspekte nicht zurückzuhalten, Informationen entsprechend ihrem Wert 
zu gewichten und im richtigen Zusammenhang vorzubringen.2386 Dabei 
dürfen die informierenden Behörden in gesellschafts- oder sachpolitischen 
Fragen nicht nur reine Fakten, sondern auch eigene Standpunkte verbreiten, 
wofür sie die Bürgerinnen und Bürger argumentativ zu überzeugen versu- 
chen. Den Behörden ist es also nichtverwehrt, auch werbende Überzeugungs- 
arbeit leisten, solange sie sich dabei nicht der Mittel der Polemik, der Sugge- 
stion oder der Manipulation bzw. Propaganda bedienen und etwa miteinseiti- 
gen oder undifferenzierten Argumenten Überredungsarbeit leisten.2387 So 
muss insbesondere die Regierung als oberstes Führungs- und Leitungsgre- 
mium klare Positionen beziehen können.2388 Die Grenze zwischen zulässiger 


2385 Vgl. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 23 und S. 26; SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art.10 RVOG, N 49; TSCHANNEN, Staatsrecht, § 52, N7; vgl. ausführlich zum Kriterium 
der Sachlichkeit in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung LANGER, Behördliche 
Stellungnahmen, S. 192 ff. 


2386 Vgl. BGE1301290, E.3.2, S.294f.; KID, Information, S.19; SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art.10 RVOG, N49f. 


2387 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft Volkssouveränitätsinitiative, S. 4394 und S. 4396; SÄGES- 
SER, Komm. RVOG, Art. 10 RVOG, N 50; vgl. auch vgl. AUER, Behördenkommunikation, 
$.178; vgl. ausführlich zur Zulässigkeit werblicher Öffentlichkeitsarbeit der Regie- 
rungaus der deutschen Lehre SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, S. 307 ff.; vgl. auch 
GERSDORF, Staatliche Kommunikationstätigkeit, S.295f. 


2388 MÜLLER, BSKBV, Art.180 BV, N19; vgl. AUER, Behördenkommunikation, S.178; BAR- 
RELET/WERLY, Droit de la communication, RZ.173; TSCHANNEN, Staatsrecht § 52, 
N25f.; BGE1211252, E.2, S.256f.: «Ilincombe au gouvernement d’un canton, de même 
qu’äl’organe exécutif d’une commune, de diriger la collectivité. Le gouvernement ne 
peut accomplir cette mission qu’en soutenant activement ses propres projets et objec- 
tifs, et en indiquant sans équivoque ce qu’il considère comme nécessaire ou favo- 
rable à l'intérêt général. Le dialogue entre le gouvernement et opinion publique, qui se 
produit par exemple dans le cadre des débats parlementaires, par le biais des commu- 
niqués du gouvernement ou à l’occasion de prises de position publiques des magistrats, 
est au surplus un élément indispensable de la démocratie »; vgl. hingegen die stren- 
gere bundesgerichtliche Rechtsprechung in BGer, Urteil vom 12.2.2019, 1C_24/2018, 
E. 6.6, wonach die Regierung nicht nur in Abstimmungserläuterungen, sondern auch 
in Medienmitteilungen zwar der eigenen Position Raum geben darf, zwingendjedoch 
auch aufdie Gegenargumente eingehen muss (krit. AUER, Behördenkommunikation, 
S.178 und LANGER, Behördliche Stellungnahmen, S.195). 
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behördlicher Stellungnahme und verbotener Staatspropaganda ist aller- 
dings dann überschritten, wenn die Kommunikation nicht mehr zur freien 
Willensbildung beiträgt, sondern die Meinung der Bevölkerung «in einem 
ganz bestimmten Sinn [...] eindeutig zu lenken» versucht.2389 Damit weist 
der Kommunikationsgrundsatz des Sachlichkeitsgebots Ähnlichkeiten auf 
zum rundfunkrechtlichen Sachgerechtigkeitsgebot für redaktionelle Sen- 
dungen mit Informationsgehalt (Art. 4 Abs. 2 RTVG), wonach eine einseitige 
Stellungnahme zwar erlaubt ist, das Publikum jedoch nicht in Verletzung der 
journalistischen Sorgfaltspflichten manipuliert werden darf.2390 

Die Gefahr der Verletzung des Sachlichkeitsgebots durch eine starke Ver- 
kürzung behördlicher Informationen oder durch die Verwendung einseitig 
emotionaler oder suggestiver Elemente besteht besonders bei Informations- 
mitteln wie Plakaten oder Werbespots im Kino und in Rundfunkmedien.2391 Im 
linearen Rundfunkbereich ist zudem das Verbot politischer Werbung zu beach- 
ten (vgl. Art. 10 Abs. 1 lit. d RTVG und Art. 17 Abs. 2 RTVV), wonach für politi- 
sche Parteien, für Personen, die volksgewählte politische Ämter innehaben 
oder dafür kandidieren, sowie für Themen, die Gegenstand von Volksabstim- 
mungen sind, nicht geworben werden darf. Dabei ist von einer unzulässigen 
politischen Werbung dann die Rede, wenn bei der Darstellung volksgewähl- 
ter Amtsträger der (Popularitäts-/Werbeeffekt neben der Information in den 
Vordergrund rückt und dadurch dem Amtsinhaber ein Publizitätsvorteil ein- 
geräumt wird. In eigentlichen Werbespots dürfen volksgewählte Amtsträger 
nur auftreten, wenn sie sich nicht im Wahlkampf befinden und nicht in der 
Rolle als Amtsinhaber oder als Vertreter einer politischen Partei auftreten.2392 


B. Neutralitäts- bzw. Gleichbehandlungsgebot 


In engem Zusammenhang zum Kommunikationsgrundsatz der Sachlichkeit 
steht das allgemeine Neutralitäts- bzw. das Gleichbehandlungsgebot, wonach 
der Staat zu parteipolitischer, religiöser und weltanschaulicher Neutralität 
sowie zur Meinungsneutralität verpflichtet ist. Es ist dem Staatsomit verboten, 
sich mitbestimmten politischen Parteien, Religionen, Weltanschauungen oder 


2389 BUNDESRAT, Botschaft Volkssouveränitätsinitiative, S. 4396. 


2390 Vgl. zum Sachgerechtigkeitsgebot statt vieler BGE 13211290, E. 2.2, S. 293; vgl. bereits §2 
1.C.4.b.cc. 

2391 AGKID, Bericht Engagement, S. 48; vgl. SÄGESSER, Komm. RVOG, Art.10 RVOG, N52. 

2392 Vgl. UVEK, Erläuterungen RTVV 2015, S.13; CAPT, Comm. LRTV, Art.10 LRTV, N 118f.; 
WEBER, Komm. RTVG, Art. 10 RTVG, N35; vgl. ausführlich zur Rechtsprechung des 
deutschen Bundesverfassungsgerichts betreffend die verbotene, weil Wahlwerbung 
darstellende Öffentlichkeitsarbeit der Regierung SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, 
S.336. 


394 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Meinungsinhalten von Dritten zu identifizieren.239 In Bezug auf die Meinungs- 
neutralitätistallerdings zu relativieren, dass es dem Staat und insbesondere 
der Regierung, wie soeben erwähnt, möglich sein muss, bestimmte Positionen 
zu beziehen und diese entsprechend zu verbreiten. Im Unterschied zu den 
Service-public-Veranstaltern i.e.S., die bei der Erfüllung des Service-public- 
Auftrags das Vielfaltsgebot beachten müssen, ist es funktional gerade nicht 
Aufgabe des Staats, vielfältige Meinungen und Themen zu vermitteln. Viel- 
mehr hater im Sinne kompetenzrechtlich beschränkter Informationstätigkeit 
nur im Rahmen des eigenen Zuständigkeitsbereich zu informieren und nur 
für den eigenen Standpunkt Partei zu ergreifen sowie für diesen (auch wer- 
bende) Überzeugungsarbeit zu leisten.2394 Im Rahmen behördlicher Kom- 
munikation ist der Grundsatz staatlicher Meinungsneutralität somit zu relati- 
vieren und auf den Informationsgrundsatz der Sachlichkeit zu reduzieren.2395 

Das Gleichbehandlungsgebot spielt für den kommunizierenden Staat 
zudem dort eine Rolle, wo er sich für seine Informationstätigkeit Medienor- 
ganisationen bedient, so etwa in der Form staatlicher Anzeigen oder beider 
Akkreditierung von Medienschaffenden. Dabei hat der Staat alle Medienor- 
ganisationen gleich zu behandeln und muss entsprechend bei der Wahl bzw. 
beim Ausschluss bestimmter Medienorganisationen stets sachliche Gründe, 
wie etwa die schnelle Information einer bestimmten Region oder die Auflage- 
stärke, vorweisen können.2396 


C. Verhältnismässigkeitsprinzip 


Aufgrund der nur beschränkten gesetzlichen Gebundenheit behördlicher 
Informationstätigkeit ist schliesslich das Verhältnismässigkeitsprinzip als 
wesentlicher Kommunikationsgrundsatz zu nennen. Demnach muss staatli- 
che Kommunikation in ihrer Intensität und Art sowie betreffend die gewählten 
Mittel geeignet und erforderlich sein, die freie Willensbildung der Bevölkerung 
zu ermöglichen. Des Weiteren muss der Kommunikationsaufwand in einem 
vernünftigen Verhältnis zum Informationsgehalt und zum Kommunikations- 
zweck stehen.2397 Da sich keine rechtlichen Grundlagen zu den Mitteln staat- 


2393 Vgl. ausführlich aus der deutschen Lehre SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, 
S. 302 ff.; vgl. auch GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 56 f.; vgl. zum staatlichen Neu- 
tralitätsgebot im Zusammenhang mit dem Vielfaltsgebot bei der Erfüllung öffentli- 
cher Aufgaben durch Service-public-Medien i.e.S. bereits §2 I. C. 4. €. cc. 

2394 Vgl. aus der deutschen Lehre SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, S.303; vgl. auch 
GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 56 f.; vgl. soeben $5 III. A. 

2395 Vgl. aus der deutschen Lehre GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 57. 

2396 Vgl. m.w.H. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S.26f. 

2397 Vgl. AG KID, Bericht Engagement, S.27; BUNDESRAT, Botschaft Volkssouveränität, 
S.4394; BARRELET/WERL/Y, Droit de la communication, Rz.173; LANGER, Staatliche 
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licher Öffentlichkeitsarbeit äussern, sind die kommunizierenden Behörden 
beider Wahl des geeigneten Informationsinstruments grundsätzlich frei.2398 
Sohielt das Bundesgericht in einem neueren Entscheid etwa fest, dass die 
Behörden für die Information der Stimmberechtigten prinzipiell auch Videos 
einsetzen dürfen.2399 In dieser Hinsicht ist bei der staatlichen Öffentlichkeits- 
arbeit mittels Websites oder sozialer Medien wie Facebook, Twitter oder You- 
Tube zu beachten, dass speziell die Kommunikation über soziale Medien zwar 
eineschnelle Weiterverbreitungvon Informationen und das Ansprechen der 
jüngeren Bevölkerung erlaubt, dass Online-Kommunikation allerdings nicht 
zwingend die gesamte Bevölkerungerreicht und Informationen aufsozialen 
Medien wie insbesondere Twitter stark verkürzt sind, womit sie sich nicht für 
jede behördliche Kommunikation eignen.2400 Zudem muss stets das Verhält- 
nis zwischen finanziellem Aufwand, z.B. für die Erstellung von Erklärvideos, 
und dem Interesse an solchen Videos, etwa auf YouTube, im Auge behalten 
werden.2401 Auf Bundesebene hat der Bundesrat diesbezüglich im Mai 2021 
eine Strategie und Leitlinien für die Nutzung sozialer Medien und derer spe- 
zifischen Vorteile, wie die Möglichkeit der Interaktion mit den Bürgerinnen 
und Bürgern sowie das Teilen audiovisueller Inhalte, verabschiedet.2402 


Nutzung, S. 957; SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 23; SÄGESSER, Komm. RVOG, 
Art.10 RVOG, N59; vgl. die Empfehlung der GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, 
S.18f., wonach der Bundesrat die Angemessenheit und Nutzung der periodisch er- 
scheinenden Publikationen des Bundes regelmässig evaluieren soll; vgl. ausführlich 
und restriktiv BARRELET, Relations publiques, S. 315f. 


2398 MÜLLER, BSKBV, Art.180 BV, N14; SAXER/BRUNNER, SGK BV, Art. 180 BV, N 46f.; vgl. 
dazu sogleich § 5 V. A. 


2399 BGE14511, E. 5.2.2., S. 11; LANGER, Behördliche Stellungnahmen, S. 198; vgl. auch SPK 
NR, Bericht Verhältnismässigkeit bei der Information, S. 2f.; vgl. hingegen zur Frage, 
ob der Staat auch (lineare) Rundfunkprogramme veranstalten darf, § 5 V. B. 1. 

2400 Vgl. m.w.H. LANGER, Staatliche Nutzung, S. 957 f.; SAXER/BRUNNER, SGK BV, Art. 180 BV, 
N 49; vgl. die Empfehlung der GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S. 19, wonach der 
Bundesrat eine Strategie der Nutzung sozialer Medien durch den Bund erarbeiten und 
klären soll, welche Plattform für welche Informationsart verwendet wird. So würden 
die sozialen Medien gemäss einer Umfrage unter Medienschaffenden vom Bund vorwie- 
gend dafür genutzt, bereits über Medienmitteilungen veröffentlichte Informationen zu 
verbreiten, statt spezifische Vorteile, wie das Teilen audiovisueller Inhalte oder die In- 
teraktion mit der Bevölkerung, zu nutzen (GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S. 18). 


2401 Vgl. m.H. auf die kantonale Öffentlichkeitsarbeit auf YouTube, die auf unterschied- 
liches, tendenziell geringes Interesse der Bevölkerung stösst, LANGER, Staatliche 
Nutzung, S. 958; vgl. auch Interpellation von Roland F. Borer, Bundesverwaltung. 
Informationsflut, 24.3.2000, Stellungnahme des Bundesrats vom 13.6.2000, Geschäfts- 
datenbank Curia Vista Nr. 00.3146; vgl. auch BGE 14511, E. 5.2.2, S. 11, wonach ein pro- 
fessionelles Abstimmungsvideo der Bundeskanzlei nicht bereits aufgrund des finan- 
ziellen Aufwands unverhälgnismässig sei (vgl. dazu LANGER, Behördliche Stellung- 
nahmen, S.198). 


2402 Vgl. Medienmitteilung der Bundeskanzlei vom 23.6.2021, Kommunikation des Bun- 
desin den sozialen Medien wird gestärkt und vereinheitlicht; GPK NR, Bericht Öffent- 
lichkeitsarbeit, S.19f. 
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V. Problemfelder staatlicher Öffentlichkeitsarbeit vor dem 
Hintergrund des Gebots der Staatsunabhängigkeit der Medien 


Im Folgenden wird anhand verschiedener aktueller Beispiele erörtert, wel- 
che Problemfelder sich bei der staatlichen Kommunikationstätigkeit mitBlick 
insbesondere auf das Gebot der Staatsunabhängigkeit der Medien, aber auch 
aufdas Prinzip der Staatsunabhängigkeit des öffentlichen Kommunikations- 
prozesses eröffnen und wo vor diesem Hintergrund Zulässigkeitsgrenzen zu 
ziehen sind. 


A. Direkte und indirekte Staatskommunikation mit der Bevölkerung 


Wie aus den vorangehenden Erläuterungen hervorgeht, steht es dem kom- 
munizierenden Staatgrundsätzlich frei, welche geeigneten Verbreitungska- 
näle er für seine Informationstätigkeit nutzt, solange er sich im Rahmen der 
zulässigen bzw. verpflichtenden Öffentlichkeitsarbeit bewegt und nicht sel- 
ber als vermittelnde Medienorganisation auftritt.2403 Damit ist den Behörden 
eingrosser Ermessensspielraum eingeräumt bei der Frage, ob sie für ihre Kom- 
munikationstätigkeiteinen unmittelbaren Informationsauftritt gegenüber der 
Bevölkerung bevorzugen oder lediglich indirekt mit der Bevölkerungin Kontakt 
treten, indem sie sich etwa mittels Medienkonferenzen oder Interviews auf die 
Vermittlung dieser Informationen durch die Medien verlassen.2404 

Die indirekte behördliche Kommunikation über die Vermittlung durch 
Medienorganisationen weist auf der einen Seite den Vorteil auf, dass mit ver- 
hältnismässig wenig Aufwand ein potenziellrelativ grosser Personenkreis 
(mittelbar) erreicht werden kann. Auf der anderen Seite verbietet das Staats- 
unabhängigkeitsgebot die staatliche Beherrschung bzw. Mitsprache an der 
Verarbeitung und Vermittlung der behördlichen Informationen durch Medien- 
organisationen. Diese stehen den kommunizierenden Behörden somit nicht 
als willenlose Informationskanäle zur Verfügung, sondern sind grundsätz- 
lich frei, ob und wie sie die behördliche Information vermitteln.2405 Dement- 
sprechend kann sich die bloss indirekte staatliche Kommunikation durch 
vermittelnde Medienorganisationen je nach Informationszweck, zeitlicher 
Not oder unzureichender regionaler bzw. lokaler Berichterstattung als unge- 
eignetes Mittel erweisen, und es ist eine direkte behördliche Kommunikation 
vorzuziehen. 


2403 Vgl. soeben §5 I. und §5 IV. 

2404 Vgl. SAXER/BRUNNER, SGK BV, Art. 180 BV, N 49 und N 56; vgl. auch MÜLLER, BSK BV, 
Art. 180 BV, N14; restriktiver BARRELET, Relations publiques, S. 314 ff. 

2405 Vgl. SAXER, Öffentlichkeitsinformationen, S. 26 f.; vgl. ausführlich zum Beherr- 
schungsverbot § 4 II. 
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Mit Blick auf die zunehmend unzureichende Medientätigkeit speziell im loka- 
len Bereich wird die direkte staatliche Kommunikation mit der Bevölkerungins- 
besonderein den Kantonen und Gemeinden von wachsender Bedeutungfür die 
öffentliche Meinungsbildung.2406 Der Staat kann dabei eigene Informations- 
kanäle (§ 5 V. B.)wie etwa das Internet nutzen oder sich wiederum den Medien- 
organisationen bedienen (§ 5 V. C.), sei dies etwa über den Kauf von Werbe- bzw. 
Anzeigenflächen oder die gesetzliche Statuierung von Verbreitungspflichten. 
Im Folgenden ist aufdiese verschiedenen Möglichkeiten direkter staatlicher 
Kommunikation näher einzugehen. 


B. Direkte Staatskommunikation mittels eigener Verbreitungskanäle 
1. Zulässigkeit klar erkennbarer Staatskommunikation auch in der Form 
audiovisueller Angebote 


Sowohl im deutschen als auch im schweizerischen Verfassungsrecht ist für 
den Rundfunkbereich umstritten, inwiefern der Staatzur Öffentlichkeitsarbeit 
im Lichte des Staatsunabhängigkeitsgebots selber Rundfunk veranstalten darf. 
So wird auf der einen Seite in der deutschen Lehre die Ansicht vertreten, auch 
die Wahrnehmung grundsätzlich zulässiger Öffentlichkeitsarbeit stelle staat- 
liche Rundfunkveranstaltung dar und sei deshalb, anders als im Pressebe- 
reich, nicht erlaubt.2407 Betreffend das Parlamentsfernsehen des Deutschen 
Bundestags wurde von offizieller Seite festgehalten, dieses stelle solange ein 
vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots unzulässiges Ange- 
bot dar, als es redaktionelle Komponenten wie Interviews oder Hintergrund- 
berichte enthalte.2408 Auch in der schweizerischen Lehre ist unter Hinweis 
auf das Prinzip der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen teilweise 
zulesen, der Staat dürfe für seine Öffentlichkeitsarbeit keinen Rundfunk bzw. 
keine audiovisuellen Angebote bereitstellen.2409 Aufder anderen Seite wirdin 
der deutschen Lehre vertreten, dass die Veranstaltung von Rundfunk zwecks 
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit mit dem Wegfall der Frequenzknappheitnnicht 
mehr unzulässig sein könne.2410 


2406 Vgl. bereits §5 II. A. 


2407 Vgl. statt vieler m.w.Verw. DEGENHART, Gemeindliche Teilhabe, S.10f.; vgl. ausführ- 
lich m.w.Verw. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.177 ff. 

2408 Vgl. KEK, 10. Jahresbericht, S.302; Pressemitteilung des ZAK vom 16.3.2011, Derzeitige 
Rechtslage lässt Parlamentsfernsehen des Deutschen Bundestages nicht zu — Rund- 
funk muss staatsfern sein; vgl. hierzu BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, $20a 
RStV, N27; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.141f.; vgl. bereits § 5 III. C. 


2409 Vgl. BRUNNER/BURKERT, SGKBV, Art.17 BV, N27f.; ähnlich HETTICH/SCHELKER, Medien, 
S.124, Fn. 433. 

2410 Soetwa HERMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $7, N82; vgl. auch SCHÜRMANN, Staatliche 
Mediennutzung, S. 443f. 
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Wie GERSDORF jedoch differenzierend und überzeugend darlegt, handelt es 
sich bei der staatlichen Nutzung audiovisueller Angebote für den Fall kom- 
petenzgemässer Öffentlichkeitsarbeit funktional gerade nicht um eine staat- 
liche Eigenbetätigung im Bereich vermittelnder Rundfunktätigkeit, womit der 
Schutz- bzw. der Anwendungsbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots gar 
nicht berührt sein kann.2411 Die Nutzung eigener Informationskanäle durch 
den Staat steht folglich dann nicht in Konflikt mit dem Gebot der Staatsunabhän- 
gigkeit der Medien, wenn sie lediglich der klar erkennbaren, kompetenzrechtlich 
beschränkten Informationstätigkeit dient. Andernfalls müsste auch der im 
Rahmen zulässiger Öffentlichkeitsarbeit verbreiteten staatlichen Nutzung 
von Druckschriften die Verfassungsmässigkeit abgesprochen werden, wel- 
che jedoch sowohl in der deutschen als auch in der schweizerischen Lehre 
explizit für zulässig erklärt wird.2412 

Weiter ändert der durch die Digitalisierung bedingte Wegfall der Fre- 
quenzknappheit im Rundfunkbereich weiterhin nichts an der Geltung des 
absoluten Verbots staatlicher Eigenbetätigung im Bereich vermittelnder 
Rundfunktätigkeit gemäss Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV.2413 Denn die Nut- 
zung knapper Verbreitungswege oder die Bereitstellung eines linearen bzw. 
zeitlich angesetzten Angebots ist keine Frage der Beachtung des Gebots der 
Staatsunabhängigkeit der Medien, sondern ein Aspekt insbesondere der Sach- 
lichkeit und der Verhältnismässigkeit bzw. Dominanz staatlicher Öffentlich- 
keitsarbeit und damit letztlich der Staatsunabhängigkeit der öffentlichen Mei- 
nungsbildungim Allgemeinen.2414Da im Zeitalter der Frequenzknappheit die 
Verbreitung audiovisueller Angebote nur über die Nutzungknapper Verbrei- 
tungskanäle und linear möglich war, hätte staatliche Informationstätigkeit 
in audiovisueller Form zweifelsohne als dominant bzw. unverhältnismässig 


2411 Vgl. GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.24f.; vgl. auchJARASS, Massenmedien, S. 227. 


2412 Soausder deutschen Lehre etwa DEGENHART, Kommunikationsprozess, S.328f.; vgl. 
ausführlich m.w.Verw. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 238 ff.; SCHÜRMANN, Staat- 
liche Mediennutzung, S. 435ff.; vgl. aus der schweizerischen Lehre etwa BRUNNER/ 
BURKERT, SGKBV, Art. 17 BV, N27f. m.H. auf Art. 36 Abs. 1 lit. i Postverordnung vom 
29. August 2012 (VPG), worin die Existenz staatlich herausgegebener Presse implizit 
anerkannt wird; vgl. auch die Hinweise auf die von der Bundesverwaltung veröffent- 
lichten Druckerzeugnisse in GPK NR, Bericht Öffentlichkeitsarbeit, S.18. 


2413 Vgl. aus der deutschen Lehre GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S.24f. 


2414 Esistan dieser Stelle wiederum auf die Rechtsprechung des schweizerischen Bun- 
desgerichts zu verweisen, wonach staatliche Information «in verhältnismässiger 
Weise zur offenen Meinungsbildung beizutragen geeignet» sein muss bzw. nicht «in 
dominanter und unverhältnismässiger Art im Sinne eigentlicher Propaganda eine 
freie Willensbildung der Stimmberechtigten erschweren oder geradezu verunmög- 
lichen» darf (BGer, Urteil vom 18.7.2008, 1C_412/2007, E. 6.2; vgl. SCHAUB, Politische 
Chancengleichheit, S. 310; TSCHANNEN, BSK BV, Art. 34 BV, N34; vgl. bereits § 5 IV. 
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und daher unzulässigbezeichnet werden können. Allerdings wäre die Unzu- 
lässigkeit für den Fallder Wahrung der kompetenzrechtlichen Schranken und 
des Transparenzgebots genau genommen nicht unter Hinweis auf das Gebot 
der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen, sondern der Staatsunab- 
hängigkeit der öffentlichen Meinungsbildung im Allgemeinen zu begründen 
gewesen. Heute hingegen können audiovisuelle Informationsangebote nicht 
mehr nur über knappe Frequenzen und linear verbreitet werden, weshalb 
sich die Frage ihrer Verhältnismässigkeitbzw. Dominanz primär unter dem 
Gesichtspunkt des finanziellen Aufwands stellt.2415 Entsprechend hielt auch 
das schweizerische Bundesgericht in einem neueren Entscheid mit Blick auf 
das Verhältnismässigkeitsprinzip fest, dass die Behörden etwa für die Informa- 
tion der Stimmberechtigten grundsätzlich auch Videos einsetzen dürfen.2416 
Entsprechend ist auch die rechtliche Vorgabe der Staatsunabhängigkeit 
von Radio und Fernsehen gemäss Art. 3a RTVG in verfassungskonformer 
Auslegung insoweit einer teleologischen Reduktion zu unterziehen, als staatli- 
che audiovisuelle Angebote nicht alleine deshalb zu verbieten sind, weil das 
(lineare und redaktionell gestaltete) Angebot den technischen Rundfunkbe- 
griff des RTVG erfüllt und dadurch in den gesetzlichen Anwendungsbereich 
fällt.2417 Vielmehr ist für die Anwendbarkeit von Art. 3a RTVG stets danach zu 
fragen, ob es sich beim staatlichen Angebot um kompetenzgemässe und klar 
gekennzeichnete Öffentlichkeitsarbeit handelt. Ist die Frage zu bejahen, han- 
delt es sich funktional nicht um im Lichte des Staatsunabhängigkeitsgebots 
gemäss Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV unzulässigen Staatsrundfunk, womit 
Art.3aRTVG durch teleologische Reduktion die Anwendung zu versagen ist. 


2. Analyse aktueller Beispiele 


Den vorangehenden Ausführungen zufolge istbehördliche Kommunikation 
über eigene Verbreitungskanäle unter dem Gesichtspunkt des Gebots der 
Staatsunabhängigkeit der Medien dann zulässig, wenn sie als klar erkennbare, 
kompetenzrechtlich beschränkte Informationstätigkeit erfolgt. Dies ist 
grundsätzlich der Fall bei der Herausgabe von eindeutigals staatlich gekenn- 
zeichneten, zulässigerweise redaktionell gestalteten Druckerzeugnissen, 
etwa in der Form von Abstimmungsbüchlein durch die Bundeskanzlei, 2418 
bei der gemeinsam von Bund und Kantonen lancierten App «Votelnfo» mit 


2415 Vgl. zur Verhältnismässigkeit staatlicher Informationstätigkeit bereits § 5 IV. C. 


2416 BGE14511,E.5.2.2.,S.11; LANGER, Behördliche Stellungnahmen, S. 198; vgl. auch SPK 
NR, Bericht Verhältnismässigkeit bei der Information, S.2f.; vgl. hierzu bereits § 5IV. C. 


2417 Vgl. zur Anwendung des RTVG auf (lineare) Programme gemäss Art. 1 und 2 RTVG; vgl. 
zu Auslegungsmethode derteleologischen Reduktion etwa BGE 128134, E. 3.b), S. 40 ff. 


2418 Vgl. BK, Entstehung des Abstimmungsbüchleins. 
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Abstimmungsinformationen und -ergebnissen, 2419 bei den Erklärvideos des 
Bundesrats über bevorstehende Abstimmungen bzw. der Bundesversamm- 
lung über deren Funktionsweise sowie bei den Übertragungen von Parla- 
mentssitzungen und staatlichen Medienkonferenzen, sei es über eindeutig als 
staatlich gekennzeichnete eigene Websites, YouTube- oder Twitter-Kanäle.2420 
Mit Blick auf das Staatsunabhängigkeitsgebot ebenfalls als zulässig zu bezeich- 
nen sind amtliche Anzeiger, wie z.B. das Stadtmagazin der Stadt Luzern, so- 
lange darin lediglich über Belange innerhalb der Gemeindezuständigkeiten 
berichtet wird.2421 

Ob die genannten Beispiele mit dem Gebot der Staatsunabhängigkeit der 
Medien vereinbar sind, sagt jedoch noch nichts über deren Zulässigkeit vor 
dem Hintergrund der Kommunikationsgrundsätze der Sachlichkeit, des Neut- 
ralitätsgebots und insbesondere der Verhältnismässigkeit aus.2422 So sind etwa 
redaktionell gestaltete behördliche Informationsangebote je nach Form, wie 
bereits erwähnt, mit einem hohen Kostenaufwand verbunden, weshalb mit- 
unter die Nutzungder entsprechenden Angebote durch die Bevölkerung stets 
zu berücksichtigen und bei geringem Interesse eine andere Kommunikati- 
onsstrategie zu suchen ist.2423 Ausserdem muss im (linearen) Rundfunkbe- 
reich beider redaktionellen Gestaltung von Informationsangeboten, wie etwa 
der Übertragung von Ratssitzungen oder Interviews,2424besonders darauf 
geachtet werden, dass sachlich und damit objektiv sowie vollständig infor- 
miert wird und dabei einzelne Parteivertreter etwa aufgrund der Darstel- 
lungsdauer, bestimmter Kameraeinstellungen oder Schnitte nicht zu viel 
Publizität erhalten, ansonsten die Gefahr besteht, dass die Grenze zur rund- 
funkrechtlich unzulässigen politischen Werbung überschritten wird.2425 


2419 Vgl. Medienmitteilung der BK vom 14.1.2019, Alles aus einer Hand: Bund und Kantone 
lancieren App mit Abstimmungsinformationen. 


2420 Vgl. bereits die in § 5I. A. zitierten Beispiele; vgl. auch das Parlamentsfernsehen des 
Deutschen Bundestags; vgl. ausführlich zu dessen Zulässigkeit GERSDORF, Parlaments- 
fernsehen, S.17ff.; krit. aufgrund der redaktionellen Gestaltung etwa RAUCHHAUS, 
Rundfunk und Staat, S. 142 ff. und S. 193 ff.; vgl. hierzu bereits § 5 III. C. 

2421 Vgl. etwa STADT LUZERN, Das Stadtmagazin, November 2019. 


2422 Vgl. eingehend zu den Grundsätzen staatlicher Kommunikation zur Gewährleistung 
der Staatsunabhängigkeit des öffentlichen Kommunikationsprozesses § 5 IV. 


2423 Vgl. ausführlich § 5 IV. C. 
2424 Vgl. bereits diein §5 II. A. zitierten Beispiele. 


2425 Vgl. im Zusammenhang mit dem Parlamentsfernsehen des Deutschen Bundestags 
GERSDORF, Parlamentsfernsehen, S. 58f.; vgl. zum Verbot politischer Werbung im 
Rundfunkbereich $5 IV. A. 
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C. Direkte Staatskommunikation mittels Medienorganisationen 
1. Zulässigkeit von Staatswerbung 


Statt eigene Verbreitungskanäle zu nutzen, können sich Behörden auch mit 
Hilfe von Medienorganisationen durch den Abschluss von Werbeverträgen 
für Anzeigen bzw. Inserate oder Werbesendungen direkt an die Bevölkerung 
wenden. Solche Vereinbarungen sind vor dem Hintergrund des Staatsunab- 
hängigkeitsgebots dann unproblematisch, wenn die behördliche Information 
inhaltlich aufkompetenzgemässe Öffentlichkeitsarbeit beschränkt und von 
der Form her in Beachtung des Transparenzgebots klar als Staatskommuni- 
kation erkennbar ist.2426 

Hierfür muss sich die staatliche Information entsprechend dem journa- 
listischen Grundsatz der Trennungvon redaktionellem Teilund Werbung, der 
für Radio und Fernsehen in Art. 9 Abs. 1 RTVG rechtlich normiert ist, für das 
Zielpublikum erkennbar vom publizistischen Teil abheben.2427 Gemäss Pra- 
xis des schweizerischen Presserats sollten bezahlte oder durch Dritte zur 
Verfügung gestellte Inhalte bereits in gestalterischer Hinsicht eindeutig vom 
redaktionellen Teil des Medienangebots abgegrenzt bzw. als Werbung erkenn- 
bar sein. Injedem Fallist zumindest zu deklarieren, dass es sich um bezahlte 
bzw. durch Dritte zur Verfügung gestellte Beiträge handelt. Dies gilt insbe- 
sondere für Fälle von sog. «Native Advertising» oder «Publireportagen», in 
welchen sich die Werbung von der Gestaltung her nicht klar von redaktionel- 
len Beiträgen unterscheiden. Sind solche Inhalte nicht bereits optisch oder 
akustisch eindeutig als Werbung erkennbar, müssen sie explizit als «Werbung» 


2426 Vgl. hierzu bereits § 5 III. 


2427 Vgl. aus der deutschen Lehre JARASS, Massenmedien, S.272; vgl. zum Trennungs- 
grundsatz gemäss Art. 9 Abs. 1 RTVG BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1675; vgl. 
dazu ausführlich CAPT, Comm. LRTV, Art. 9 LRTV, N1ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.9 
RTVG, N 1ff.; vgl. auch Ziff. 10.1 der Richtlinien zur «Erklärung der Pflichten und Rechte 
der Journalistinnen und Journalisten» des Schweizer Presserats. Für den Rundfunk- 
bereich erfolgt die Trennung vom redaktionellen Teil durch ein besonderes akusti- 
sches oder optisches Erkennungssignal, wobei sich dieses von anderen verwendeten 
Signalen, wie dem Senderlogo oder einer Programmankündigung, eindeutig unter- 
scheiden muss. Im Fernsehen ist zudem der Begriff «Werbung» zu verwenden (Art. 12 
Abs. ıRTVV; vgl. UVEK, Erläuterungen RTVV 2015, S. 9; WEBER, Komm. RTVG, Art.9 
RTVG, N7). Da länger dauernde Werbesendungen, auch «Publireportagen» genannt, 
den Eindruck erwecken können, dass es sich um redaktionelle Beiträge handelt, müs- 
sen diese ab einer Dauer von 60 Sekunden durchgehend und eindeutig mit dem Begriff 
«Werbung» gekennzeichnet sein (Art.12 Abs.2RTVV). Da eine solche durchgehende 
Kennzeichnung im Radiobereich nicht möglich ist, dürfen Radiowerbesendungen 
nicht länger als 60 Sekunden dauern (Art. 12 Abs. 3 RTVV; vgl. UVEK, Erläuterungen 
RTVV 2015, S. 9; WEBER, Komm. RTVG, Art. 9 RTVG, N 8f.); vgl. zum Transparenzgebot 
staatlicher Öffentlichkeitsarbeit § 5 III. B. 
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deklariert werden.2428 Erscheint Werbung in der Form einer Beilage eines 
Medienprodukts, muss diese gemäss Praxis des Presserats auch dann aus- 
drücklich als Werbebeilage gekennzeichnet sein, wenn sie sich von der Schrift 
und vom Layout her eindeutig vom redaktionellen Teil unterscheidet.2429 
Dabei isteine Zusammenarbeit von Behörden und Medienorganisationen 
bzw. Medienschaffenden bei der redaktionellen Gestaltung von Staatswerbung 
grundsätzlich insoweit zulässig, als es sich um eine Beauftragung oder Bei- 
ziehung von Medienschaffenden im Rahmen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit 
handelt und klar ersichtlich bleibt, dass ausschliesslich die Behörde für den 
kommunizierten Inhaltverantwortlich ist.2430 Umgekehrt ist eine Zusammen- 
arbeitim Sinne einer Ko-Produktion von Behörden und Medienorganisationen 
bzw. Medienschaffenden insoweit als unzulässig zu bezeichnen, als damit der 
Anschein eines vom Staat mitproduzierten Medieninhalts erweckt wird.2431 


2. Zulässigkeit staatlicher Verlautbarungsrechte bzw. entsprechender 
Verbreitungspflichten von Medienorganisationen 


In die Kategorie der vor dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots 
zulässigen, sofern vom redaktionellen Teil eines Medienangebots klar abge- 
grenzten staatlichen Öffentlichkeitsarbeit fallen auch staatliche Verlautba- 
rungsrechte bzw. entsprechende Verbreitungspflichten von Medienorgani- 
sationen. In diesem Rahmen wird eine Medienorganisation nicht gestützt auf 
einen Vertrag, sondern gestützt aufeine gesetzliche Grundlage zur Verbrei- 
tung bestimmter staatlicher Informationen verpflichtet. Solche staatlichen 
Verlautbarungsrechte bzw. Verbreitungspflichten stellen aufgrund der gros- 
sen Inhaltsnähe und des hohen Bestimmtheitsgrads einen grundsätzlich 
schweren Eingriffin die Medienfreiheit dar und müssen daher aufeiner genü- 
gend bestimmten formell-gesetzlichen Grundlage beruhen, von öffentlichem 


2428 Vgl. Schweizerischer Presserat, Stellungnahme Nr. 4/2019, X. c. «blick.ch», Erwägung; 
vgl. dazu STREBEL, Unabhängigkeit, Rz. 5 und Rz. 96. 


2429 Vgl.etwadas Beispiel der «Sonderausgabe» der «Davoser Zeitung» zur Olympia-Kan- 
didatur des Kantons Graubünden im Jahr 2016. Diese Beilage enthielt bezahlte Inhalte 
über die Olympia-Kandidatur, wobei die Texte farblich untermalt waren und das 
Layout und die Schrift anders gestaltet waren als bei der «Davoser Zeitung». Gleich- 
wohl erachtete der Presserat den Trennungsgrundsatzals verletzt, weilaufder Beilage 
das normale Impressum der «Davoser Zeitung» sowie der Untertitel «Die Fakten zur 
Abstimmung vom 12. Februar, kompakt zusammengefasst» aufgeführt waren und die 
Beilage somit nicht klar als Werbebeilage gekennzeichnet wurde (vgl. Schweizerischer 
Presserat, Stellungnahme Nr. 11/2017, von Ballmoos/Wilhelm v. «Davoser Zeitung», 
E.2; vgl. dazu STREBEL, Unabhängigkeit, Rz. 98). 


2430 Vgl. bereits §5 IHI. C. 


2431 Vgl. das Beispiel der Ko-Produktion einer Beilage zu einem Medienangebot aus dem 
Kanton Zürich § 5 V. C. 4. a.; vgl. zur Problematik des Staatssponsorings § 5 V. C. 3. 
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Interesse undverhältnismässig sein.2432 Entsprechend wurden die gesetzlichen 
Bekanntmachungspflichten der konzessionierten Rundfunkveranstalter 
(vgl. Art. 8 Abs. ıRTVGund Art. 9 RTVV), die unter dem Regime desRTVG 1991 
noch die (kostenlose) Verbreitung jeglicher behördlichen Erklärung betra- 
fen,2433 auf die (kostenlose) Verbreitung dringlicher polizeilicher Bekannt- 
machungen, behördlicher Alarmmeldungen und Verhaltensanweisungen 
sowie von Informationen über dringlich oder ausserordentlich veröffentliche 
Erlasse des Bundes beschränkt. 2434 

Vor dem Hintergrund des Gebots der Staatsunabhängigkeit der Medien 
erweisensich staatliche Verlautbarungsrechte insoweit als unproblematisch, 
als die in diesem Rahmen verbreiteten behördlichen Informationen im Sinne 
des Transparenzgebots klar als staatliche Informationen erkennbar sind.2435 
Auch das Ministerkomitee des Europarats empfiehlt in seiner Empfehlung 
zur Unabhängigkeit des Service-public-Rundfunks, Verpflichtungen von Ser- 
vice-public-Veranstaltern zur Verbreitung behördlicher Ansagen bzw. zur 
Gewährung von Sendezeit für Verlautbarungen von staatlichen Organen auf 
explizitim rechtlichen Rahmen vorgesehene Ausnahmefällezu beschränken, 
die behördlichen Erklärungen klar alssolche zukennzeichnen und unter der 
ausschliesslichen Verantwortung der beauftragenden Behörde zu verbrei- 
ten, damit die Service-public-Veranstalter nicht als Sprachrohr der Behörden 
benutzt werden können.2436 


3. Zulässigkeit von Staatssponsoring? 


Fraglich ist, inwiefern sich der Staat zwecks staatlicher Öffentlichkeitsarbeit 
als Sponsor an der Finanzierung bestimmter Medieninhalte beteiligen darf. Im 


2432 Vgl. in Bezugaufstaatliche Verlautbarungsrechte im Rundfunkbereich DUMERMUTH, 
Rundfunkrecht, Rz. 106; vgl. aus der deutschen Lehre JARASss, Freiheit des Rundfunks, 
$.73; SCHÜRMANN, Öffentlichkeitsarbeit, S.174f.; vgl. zur Schwere des Grundrechts- 
eingriffs bei zunehmender Inhaltsnähe und zunehmendem Detaillierungsgrad $31.E. 


2433 Vgl. Art. 6 Abs. 3 lit. c RTVG 1991; krit. diesbezüglich zu Recht etwa BARRELET/WERLY, 
Droit de la Communication, Rz. 741; DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 110; MASMEJAN, 
Comm.LRTV, Art. 8 LRTV, N2; WEBER, Komm. RTVG, Art. 8 RTVG, N4. 


2434 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1674; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 8 LRTV, 
N2; WEBER, Komm. RTVG, Art. 8 RTVG, N 4; vgl. ausführlich zu den Bekanntmachungs- 
pflichten gemäss Art. 8 Abs. 1 RTVG WEBER, Komm. RTVG, Art. 8 RTVG, N1 ff. 


2435 Entsprechend ist betreffend die Verbreitung von Alarmmeldungen und Verhaltens- 
anweisungen des Bundes durch die konzessionierten Rundfunkveranstalter festge- 
halten, dass eine Warnung vom redaktionellen Teil des Programms durch ein einheit- 
liches akustisches bzw. optisches Erkennungssignal getrennt werden muss (Art. 1h 
Abs. 1 der Verordnung des UVEK über Radio und Fernsehen vom 5. Oktober 2007 
[UVEK-Verordnung)). 


2436 Vgl. MINISTERKOMITEE DES EUROPARATS, Empfehlung zur Unabhängigkeit des Ser- 
vice-public-Rundfunks, App., Ziff. VI und ausführlich Erläuterungen, Ziff. 65 ff. 


404 Erster Teil: Völker-und verfassungsrechtliche Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Unterschied zur Staatswerbungals kurzfristigem Transport staatlicher Infor- 
mationen handelt es sich beim Staatssponsoring zwar auch um staatlich 
finanzierte Informationen, doch sind diese Teil des redaktionellen Teils des 
Medienangebots und stellen damit Medieninhalte und keine staatlichen Infor- 
mationen dar.2437 Für den Rundfunkbereich hält Art. 12 Abs. 1 RTVG explizit 
fest, dass der Inhalt von gesponserten Sendungen in der alleinigen Verant- 
wortung des Programmveranstaltersliegt, der dafür sorgt, dass der Sponsor 
die Sendungnichtin einer Weise beeinflusst, welche die redaktionelle Unab- 
hängigkeit beeinträchtigt. 

Im Zentrum des Sponsorings steht die langfristige Förderung des Namens 
oder desErscheinungsbilds durch die Assoziation zwischen einem bestimm- 
ten, positiv bewerteten Medienangebot und dem Sponsor, dessen Name so- 
wohl gemäss Rundfunkrecht als auch gemäss der Praxis des schweizerischen 
Presserats zur Schaffung von Transparenz über dieDrittfinanzierungbekannt- 
zugeben ist.2438 Das Sponsoringistgegenüber der Werbunginsoweit interes- 
sant, als klar als Werbung gekennzeichneten Informationen oft eine geringere 
Aufmerksamkeit geschenkt wird als dem redaktionellen Teil des Medien- 
angebots.2439 

Vor dem Hintergrund des Verhältnismässigkeitsprinzips ist allerdings 
fraglich, inwieweit sich Staatssponsoring überhaupt für staatliche Öffentlich- 
keitsarbeit eignet. Dessen Verfassungsmässigkeit steht zudem auch im Lichte 
des Staatsunabhängigkeitsgebots in Frage. So bezweckt das Sponsoringbe- 
stimmter Medieninhalte stets eine positive Assoziation mit dem Sponsor bzw. 
einen Imagetransfer, weshalb die erhöhte Gefahr besteht, dass die gespon- 
serten Inhalte tatsächlich oder zumindest dem Anschein nach vom Sponsor 
zumindest mitbestimmt werden.?440 Aus diesem Grund dürfen im Rundfunk- 
bereich Nachrichtensendungen, Sendungen zum politischen Zeitgeschehen 
sowie Sendungen und Sendereihen, die mit der Ausübung politischer Rechte 
in Bund, Kantonen und Gemeinden zusammenhängen, zur Gewährleistung 
der freien Meinungsbildungnicht gesponsert werden. 2441 Die für den Rund- 


2437 Vgl. zum funktionalen Unterschied zwischen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit und 
Medientätigkeit § 5 III. 

2438 Vgl. für den Rundfunkbereich Art. 2 lit. o, Art. 12 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 RTVG sowie 
Art. 20 RTVV; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1624 und S.1680; vgl. ausführlich 
dazu WEBER, Komm. RTVG; Art.12RTVG, N 1ff.; vgl. Ziff. 10.2 der Richtlinien zur «Erklä- 
rung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und Journalisten» des Schweizer 
Presserats. 

2439 Vgl. für den Rundfunkbereich BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1624. 

2440 Vgl. für den Rundfunkbereich BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1624f.; WEBER, 
Komm.RTVG, Art.12RTVG, N3 und N27. 

2441 Art.12 Abs. 5 RTVG; WEBER, Komm. RTVG, Art.12RTVG, N 27; vgl. aus der deutschen 
Lehre SCHÜRMANN, Staatliche Mediennutzung, S. 445. 
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funkbereich normierten Sponsoringverbote in Bezug auf bestimmte Sen- 
dungen zeigen auf, dass der Gesetzgeber die Gefahr bzw. den Anschein der 
Beeinflussung der publizistischen Tätigkeit durch den finanzierenden Sponsor 
in Bereichen, die für die Meinungsbildung als besonders wichtig erachtet 
werden, gänzlich ausschliessen will. 

Aus der Optik des Staatsunabhängigkeitsgebots, welches bereits die Ge- 
fahr bzw. den Anschein staatlicher Beherrschung der publizistischen Tätig- 
keit unabhängig vom jeweiligen Medieninhalt absolut verbietet, dürfte der 
Staatgrundsätzlich keinerlei Medieninhalte sponsern. Tatsächlich hateine 
Behörde zumindest dann, wenn das Staatssponsoring zum Zweck staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit erfolgt, ein grosses Interesse an einer inhaltlichen Mit- 
sprache etwain der Form von Rechten der vorherigen Billigung oder Ableh- 
nung des gesponserten Medieninhalts.2442 Unabhängig vom verfolgten Zweck 
vermageinstaatlich gesponserter Medieninhalt besonders für den Falleiner 
mehrheitlich staatlichen Finanzierung zumindest den Anschein zu erwecken, 
dass der Staat den Inhalt mitproduziert hat oder dass der Medieninhalt durch 
die sog. «Schere im Kopf» der Medienschaffenden unkritisch hergestellt wor- 
den ist (Problematik der «Selbstzensur»). 2443 Staatssponsoringdürfte folglich 
insbesondere für den Fall einer mehrheitlich staatlichen Finanzierung zumin- 
dest als verfassungsrechtlich problematisch zu bezeichnen sein.2444 


4. Analyse aktueller Beispiele 


Gestütztauf die vorangehenden Ausführungen sind aktuelle Beispiele direk- 
ter Staatskommunikation mittels Medienorganisationen vor dem Hintergrund 
des Gebots der Staatsunabhängigkeit der Medien auf deren Verfassungsmäs- 
sigkeit zu prüfen. 


a. Ko-Produktion einer Beilage zu einem Medienangebot 


Im bereits erwähnten Fall aus Zürich gab das Zürcher Amt für Justizvollzugin 
Zusammenarbeit mitder Weltwoche Verlags AGein Jubiläumsheft als Beilagezur 
Weltwoche exklusiv für Abonnentinnen und Abonennten heraus. Zwar wurde 


2442 Vgl. aus der deutschen Lehre mit Beispielen aus der Praxis SCHÜRMANN, Staatliche 
Mediennutzung, S. 446. 


2443 Vgl. aus der deutschen Lehre mit Beispielen aus der Praxis SCHÜRMANN, Staatliche 
Mediennutzung, S. 446; vgl. zur Unzulässigkeit staatlich koproduzierter Medienin- 
halte § 5 V. C. 1.; vgl. zur Problematik der «Selbstzensur» im Kontext der Vergabe von 
Leistungsaufträgen oder staatlicher Privilegien wie Finanzhilfen an Medien §4 V. B. 2. 


2444 Differenzierend aus der deutschen Lehre SCHÜRMANN, Staatliche Mediennutzung, 
S.446, der die Zulässigkeit des Staatssponsorings von Rundfunksendungen anhand 
der Kriterien des staatlichen Finanzierungsanteils im Verhältnis zu den Gesamtkos- 
ten, der Modalitäten derinhaltlichen Abstimmung und des mit dem Staatssponsoring 
verfolgten Zwecks prüft. 
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das Cover des Jubiläumshefts unabhängig vom Layout der Weltwoche gestal- 
tet und es erschien in der oberen Ecke das Logo des Amts für Justizvollzug, 
doch war in der unteren Ecke gleichzeitig das Logo der Weltwoche zu sehen 
und wurden im Innern deren Satzspiegel bzw. Layout übernommen. In der 
Projektleitung sassen denn auch nebst einem Redakteur der Weltwoche die 
Medienchefin und der Stabschef des Amts für Justizvollzug.2445 

Diese Zusammenarbeit wäreim Lichtder Staatsunabhängigkeit der Medien 
dann als unproblematisch zu bezeichnen, wenn es sich beim Jubiläumsheft 
erkennbar um Öffentlichkeitsarbeit des Amts für Justizvollzug handelt und 
der Weltwoche-Redakteur entsprechend bloss als Beauftragter oder Berater 
beigezogen wurde. Hierfür müsste sich das Jubiläumsheft zum einen in inhalt- 
licher Hinsicht auf die kompetenzgemässe Information über den Justizvoll- 
zugbeschränken, wobeiin diesem Rahmen auch redaktionelle Gestaltungs- 
möglichkeiten wie Interviews und Kommentare von Staatsvertretern zulässig 
wären.2446 Zum anderen müsste das Jubiläumsheft in förmlicher Hinsicht 
zwingend durch eine entsprechende Kennzeichnung eindeutig als Publika- 
tion des Amts für Justizvollzug erkennbar sein und dessen Layout müsste sich 
idealerweise sowohl von aussen als auch von innen klar von jenem der Welt- 
woche unterscheiden.2447 

Gemäss der Aussage des Stabschefs des Amts für Justizvollzug lag die 
redaktionelle Verantwortung zwar ausschliesslich beim Amt und die betei- 
ligten Medienschaffenden seien lediglich als Berater beigezogen worden. 2448 
Allerdings erweckt die Beilage, abgesehen von der hier offenzulassenden 
Frage, ob das Jubiläumsheft nicht bereits inhaltlich die Grenzen kompetenz- 
gemässer Öffentlichkeitsarbeit sprengt, spätestens in förmlicher Hinsicht 
sowohl vom äusseren als auch vom inneren Erscheinungsbild her den Ein- 
druck, dass es sich nicht bloss um staatliche Öffentlichkeitsarbeit in der aus- 
schliesslichen Verantwortung des Amts handelt. Vielmehr wird mit dem 
Abdruck sowohl des Logos des Amts als auch jenem der Weltwoche und mit 
der Verwendung von deren Layout der Anschein erweckt, dass es sich um vom 
Amt für Justizvollzugund der Weltwoche koproduzierte Medieninhalte handelt 
und der Staat somit ein inhaltliches Mitspracherecht hatte. Durch die Heraus- 
gabe des Jubiläumsheftsin einer nicht klar als staatliche Öffentlichkeitsarbeit 
erkennbaren Form dürfte das Amt für Justizvollzugdes Kantons Zürich folglich 
das Gebot der Staatsunabhängigkeit der Medien verletzt haben. 


2445 Vgl. ZANDER CORSIN, «Weltwochen»-Sonderheft irritiert, Tages-Anzeiger, 16.7.2018; 
GJON DAVID, «Vorgehen bedenklich», in: plädoyer 5/18, S. 21; vgl. bereits $5 II. B. 


2446 Vgl. bereits § 5 III. 
2447 Vgl. hierzu §5 V. C.1. 
2448 Vgl. GJON DAVID, «Vorgehen bedenklich», plädoyer 5/2018, S. 21. 
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Des Weiteren erweist sich das Jubiläumsheft aufgrund der politischen Posi- 
tion der Weltwoche und der ausschliesslichen Zugänglichkeit für deren Abon- 
nenten auch vor dem Hintergrund des Neutralitäts- und des Gleichbehand- 
lungsgebots als problematisch.2449 


b. VonMedienorganisationen produzierte «Publireportagen» 


Im ebenfalls bereits erwähnten Fall des Genfer Rundfunkveranstalters Léman 
Bleu produzierte dieser im Gegenzug zu einer jährlichen Entschädigung der 
Gemeinde Onex als sog. «Publireportagen» gekennzeichnete Sendungen, dieden 
Titel «ca se passe à Onex» tragen und lokale Aktualitäten unter Ausschluss 
politischer Themen zum Inhalt haben.2450 

Unter dem Begriff der «Publireportage» wird gemäss Praxis des schwei- 
zerischen Presserats Werbung verstanden, die optisch den Anschein eines 
redaktionellen Inhalts erwecken soll.2451 Auch in diesem Fall wären die Sen- 
dungen vor dem Hintergrund der Staatsunabhängigkeit der Medien unpro- 
blematisch, wenn sie klar alsim Auftragder Gemeinde produzierte staatliche 
Öffentlichkeitsarbeit in der Form von Staatswerbung erkennbar wären. Unab- 
hängig von der hier offenzulassenden Frage, ob in den Sendungen bereits 
inhaltlich die Grenzen kompetenzgemässer Öffentlichkeitsarbeit gesprengt 
werden, indem etwa auch über das generelle lokale Geschehen berichtet 
wird, ist spätestens in förmlicher Hinsicht nicht klar erkennbar, inwieweit es 
sich um eine von der Gemeinde oder vom Veranstalter verantwortete Sendung 
handelt. So erscheint nirgends das Logo der Gemeinde und mit der Bezeich- 
nung «Publireportage» wird viel mehr der Eindruck erweckt, dass es sich 
dabei um eine allein vom Veranstalter verantwortete redaktionelle Sendung 
handelt. Dieser Eindruck wird dadurch verstärkt, dass die Sendungen online 
nicht in der Rubrik «Werbung», sondern eingebettetin redaktionelle Inhalte 
in der Rubrik «Sendungen» aufgeführt werden. Indem es für das Publikum 
somit nicht klar ist, ob es sich bei den Sendungen «ça se passe à Onex» um von 
Léman Bleuverantwortete redaktionelle Sendungen oder um staatliche Öffent- 
lichkeitsarbeit darstellende Werbesendungen in der alleinigen Verantwortung 
der Gemeinde handelt, dürfte das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der Medien 
verletzt sein. 


2449 Vgl. betreffend die Problematik des Neutralitätsgebots GJON DAVID, «Vorgehen bedenk- 
lich», plädoyer 5/2018, S. 21. 

2450 Vgl. das Magazin «ca se passe à Onex»; vgl. auch GARCIN CÉLINE, Léman Bleu tancé par 
la Confédération, Tribune de Genève, 20.11.2018; vgl. bereits § 5 II. B. 

2451 Vgl. hierzu etwa Schweizerischer Presserat, Stellungnahme Nr. 41/2005, Engeli & 
Partner Verlag v. «KMU-Manager»; vgl. bereits § 5 V. C. 1. 
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c. Live-Übertragungen von Ratsdebatten 


Ähnliches gilt für den anderen bereits erwähnten Fall aus Genf, in welchem 
der Rundfunkveranstalter Leman Bleu sich vertraglich zur Live-Übertragung 
der Debatten des Grossen Rats des Kantons Genf und des Gemeinderats der 
Gemeinde Genf verpflichtete.2%52 Auch wenn die redaktionelle Gestaltung 
der Sendungen durch Léman Bleu erfolgte, waren der Kanton Genfund die 
Gemeinde Genffür die Bestimmungvon deren Inhalt- die Live-Übertragung 
der Ratsdebatten - verantwortlich. Damit lag die redaktionelle Verantwor- 
tung beim Kanton und der Gemeinde und nicht bei Léman Bleu, der lediglich 
mit der redaktionellen Gestaltung und Verbreitung beauftragt wurde. Die 
Sendungen dürften folglich als staatliche Informationen zu qualifizieren 
gewesen sein und nicht als von Léman Bleu verantwortete redaktionelle Sen- 
dung, die vom Kanton bzw. von der Gemeinde Genflediglich finanziert bzw. 
gesponsert wurden.2453 Dementsprechend hätten die Live-Sendungen vor 
dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots zulässige, kantonale 
bzw. gemeindliche Öffentlichkeitsarbeit in der Form von Staatswerbung dar- 
gestellt, wenn sie eindeutig mit dem Logo des Kantons bzw. der Gemeinde 
Genf und mit dem rundfunkrechtlich vorgeschriebenen Begriff «Werbung» 
gekennzeichnet worden wären. Erfolgte hingegen keine hinreichend klare 
Kennzeichnung der Live-Übertragungen als staatliche Kommunikation, dürfte 
eine Verletzung des Staatsunabhängigkeitsprinzips vorgelegen haben. 


VI. Fazit 


Aus der Optik des Demokratieprinzips ist es dem Staat nicht gänzlich verbo- 
ten, die Willensbildung des Volkes zu beeinflussen. Vielmehr sind staatliche 
Informationen gerade in einem Gemeinwesen wie die Schweiz, in welchem 
dem Stimmvolk weitreichende Entscheidrechte zukommen, unabdingbar für 
die Wahrnehmung der Vermittlungs- und Kontrollfunktion durch die Medien 
sowie der politischen Rechte durch die Bevölkerung. Entsprechend haben 
mit der Verankerung des Öffentlichkeitsprinzips aufBundesebene undin fast 
allen Kantonen staatliche Kommunikationspflichten Eingangins Gesetz gefun- 
den. Im Unterschied zur Medientätigkeit ist Staatskommunikation stets Kom- 
petenzwahrnehmungundnicht Grundrechtsausübung. Während behördliche 


2452 Vgl. MABUTJEAN-FRANCOTS, Léman Bleu pourrait perdre des centaines de milliers de 
francs, Tribune de Genève, 13.12.2013; vgl. bereits § 5 II. B. 

2453 Vgl. hingegen zur Diskussion der Zulässigkeit der fraglichen Live-Übertragungen im 
Licht der Sponsoringverbote von Art. 12 RTVG MABUT JEAN-FRANÇOIS, Léman Bleu 
pourrait perdre des centaines de milliers de francs, Tribune de Genève, 13.12.2013. 
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Öffentlichkeitsarbeit somit stets kompetenzgemässe und daher thematisch be- 
grenzte Verbreitungvon Informationen aus demeigenen Zuständigkeitsbereich 
darstellt, ist Medientätigkeit grundrechtlich geschützte und damit thematisch 
unbegrenzte Informationsvermittlungaus einer Vielzahlverschiedener Quellen. 
Mit anderen Worten darf der rechtlich gebundene Staat nicht ausserhalb sei- 
nes Kompetenzbereichs wie eine Medienorganisation thematisch unbegrenzt, 
etwa betreffend das generelle nationale oder lokale Geschehen, berichten. 

Da staatliche Öffentlichkeitsarbeit funktional strikt von der publizisti- 
schen Tätigkeit zu unterscheiden ist, muss sie auch in förmlicher Hinsicht klar 
als solche erkennbar sein (Transparenzgebot), um nicht den Anschein eines 
Medienproduktszuerwecken. Ist die Staatskommunikation eindeutig als solche 
gekennzeichnet, darfsie redaktionell gestaltet und massenmedial verbreitet 
werden, wobei hierfür auch Medienorganisationen beigezogen werden dür- 
fen. Weitere wesentliche Grundsätze staatlicher Öffentlichkeitsarbeit, die 
allerdings nicht der funktionalen Abgrenzung zum Gebot der Staatsunab- 
hängigkeit der Medien, aber ebenfalls der Gewährleistung eines staatsun- 
abhängigen öffentlichen Kommunikationsprozesses dienen, sind das Sach- 
lichkeits-, das Neutralitäts- und das Verhältnismässigkeitsprinzip. 

Im Zuge des digitalen Wandels hat sich die staatliche Kommunikation 
mitunter aufgrund der Vermehrungder Verbreitungswege im Internet und der 
insbesondere auf lokaler Ebene abnehmenden medialen Berichterstattung 
über das politische Geschehen zunehmend professionalisiert. Der Ressour- 
cenmangel im Medienbereich führt zudem dazu, dass professionell gestaltete 
staatliche Medienmitteilungen des Öfteren kommentar- und kritiklos über- 
nommen werden und Medien mitunter selber Aufträge der Öffentlichkeits- 
arbeit von staatlichen Behörden annehmen. Vor diesem Hintergrund ist teil- 
weise nicht mehr klar erkennbar, was staatliche Öffentlichkeitsarbeit darstellt 
und wo essich um publizistische Inhalte handelt. Generell ist den Behörden 
ein grosser Ermessensspielraum eingeräumt bei der Entscheidung, ob sie mit 
der Bevölkerung direkt, etwa mittels eigener Verbreitungskanäle, oder indi- 
rekt mittels der Informationsvermittlung durch die Medien kommunizieren 
wollen. Mit Blick aufdieabnehmende Medienberichterstattungspeziellim regio- 
nalen Bereich wird die direkte Staatskommunikation mit der Bevölkerung von 
wachsender Bedeutung für die öffentliche Meinungsbildung. 

Dabeiist die staatliche Nutzungeigener Verbreitungskanäle aus der Optik 
des Staatsunabhängigkeitsgebots insoweit zulässig, wenn sie der klarerkenn- 
baren, kompetenzgemässen Staatskommunikation dient. In diesem Rahmen 
ist die staatliche Herausgabe redaktionell gestalteter Druckschriften wie 
etwaamtliche Anzeiger oder Abstimmungsbüchlein sowie der Betrieb von 
Websites, Apps und Social-Media-Kanälen zulässig. Grundsätzlich ebenfalls 
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zulässig sind audiovisuelle Staatsinformationen wie etwa Abstimmungsvideos 
oder die lineare Übertragung von Parlamentssitzungen. Entsprechend ist 
der das Staatsunabhängigkeitsgebot für den Rundfunkbereich festschreibende 
Art. 3a RTVG insofern teleologisch zu reduzieren, als staatliche audiovisuelle 
Informationen nicht alleine deshalb unzulässig sind, weil sie als lineare, redak- 
tionell gestaltete Angebote den technischen Programmbegriff des RTVG erfül- 
len, sondern erst, wenn sie inhaltlich die Grenze zwischen der kompetenz- 
gemässen Staaatskommunikation und der grundrechtlich geschützten und 
damit thematisch unbegrenzte Informationsvermittlung überschreiten oder 
förmlich nicht klar als Staatskommunikation erkennbar sind. 

Die direkte staatliche Öffentlichkeitsarbeit ist auch mittels Medienorgani- 
sationen möglich, indem etwa Werbeverträge geschlossen oder staatliche 
Verlautbarungsrechte bzw. gleichlaufende Verbreitungspflichten von Medien 
gesetzlich statuiert werden. Dabei ist Staatswerbungmit Blick auf die Staatsun- 
abhängigkeit der Medien im Sinne des Transparenzgebots sowie des journa- 
listischen Trennungsgebots klar als solche zu kennzeichnen. Als unzulässiges 
Beispiel zu nennen istein gemeinsam bzw. im Rahmen einer Ko-Produktion 
vom Zürcher Amt für Justizvollzug und der Weltwoche Verlags AG als Beilage 
zur Weltwoche herausgegebenes Jubiläumsheft zum 20-jährigen Jubiläum 
des Amtes, da das Jubiläumsheft nicht klar als staatliche Öffentlichkeitsarbeit 
erkennbar war und dadurch den Anschein eines unzulässigerweise staatlich 
mitproduzierten Medieninhalts erweckte. 


§6 Adressaten des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Im folgenden Teil ist zu beantworten, wer Adressat des Gebots der Staatsun- 
abhängigkeit der Medien ist. Mit anderen Worten ist die Frage zu klären, wer 
unter dem Begriff «Staat» zusubsumieren ist. Beider Bestimmung des Adres- 
satenkreises ist aufdie grundrechtliche Verankerung des Staatsunabhängig- 
keitsprinzips in der subjektiv-rechtlichen, die öffentliche Meinungsbildung 
und Kontrolle staatlicher Macht gewährleistenden Medienfreiheit zurückzu- 
greifen.2454Da das Staatsunabhängigkeitsgebot in diesem Kontexteinegegen 
den Staat gerichtete grundrechtliche Abwehrfunktion entfaltet, kann das 
Gebot nur gegen den Staat als Grundrechtsverpflichteten gerichtet sein. Dem- 
entsprechend ist dem Staatsunabhängigkeitsprinzips ein grundrechtlicher 
Staatsbegriff zugrunde zu legen.2455 


2454 Vgl. hierzu $21.B.6. 


2455 Vgl. aus der deutschen Lehre im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rundfunks 
RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.83. 
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I. Staatliche Akteure 
A. Institutionelle Zurechenbarkeit zum Staat 


Gemäss Art. 35 Abs. 2 BV ist an die Grundrechte gebunden, wer staatliche Auf- 
gaben wahrnimmt.2456 Nach dieser funktionellen Sichtweise steht für die Frage 
der Grundrechtsverpflichtung die Erfüllung öffentlicher Aufgaben im Vor- 
dergrund. Unerheblich dabeiist, ob es sich um einen institutionell dem Staat 
oder der privaten bzw. gesellschaftlichen Sphäre zuzurechnenden Aufgaben- 
träger handelt.2457 Einem solchen, ausschliesslich funktionalen Verständ- 
nis folgen gewisse Lehrmeinungen und einzelne Bundesgerichtsurteile.2458 
Andere Bundesgerichtsentscheide hingegen, die überwiegende Lehre und der 
Bundesrat nehmen ausgehend vom traditionellen Grundrechtsverständnis 
nebst der funktionellen auch eine institutionelle Perspektive ein, wonach die 
Grundrechte alles staatliche Handeln beschränken.2459 Dieser Auffassung 
nach werden unabhängig von der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben jene 
Akteure als grundrechtsverpflichtet erachtet, die institutionell dem Staat 
zuzurechnen sind.2460 Ein vermittelnder Ansatz nimmt eine weniger inten- 
sive Grundrechtsbindung der dem Staat zuzuordnenden Akteure an, wenn 
diese ausserhalb der Erfüllung öffentlicher Aufgaben handeln.2461 

Für die Bestimmung des Adressatenkreises des Staatsunabhängigkeits- 
gebotsist aufdie institutionelle Zurechenbarkeit zum Staat zurückzugreifen. So 
bezweckt das Gebot die Gewährleistung der Kontrollfunktion der Medien, 
die sich gegenüber dem Staat als Institution unabhängig von der Erfüllung 


2456 Vgl. bereits im Kontext der Grundrechtsbindung der SRG und der lokal-regionalen 
Service-public-Veranstalter als Träger öffentlicher Aufgaben §21. C. 4. d. dd. und $2 
1.C.4.d.ee. 


2457 Vgl. statt vieler m.w.Verw. WALDMANN, BSKBV, Art.35 BV, N19. 


2458 Vgl.etwaBGE 12911135, E. 5.2 ff., S. 40 ff.; KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, 
§4, N56ff.; TSCHANNEN, Staatsrecht, §7, N39f. und N 58 ff.; vgl. dazu m.w.Verw. WALD- 
MANN, BSK BV, Art. 35 BV, N25. 


2459 Vgl. hierzu m.w.Verw. WALDMANN, BSK BYV, Art. 35 BV, N18; vgl. den Wortlaut von Art. 1 
Abs. 3 GG, wonach die Grundrechte die Gesetzgebung, die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung binden. 


2460 Vgl. etwa BGE 114 la 413, E. 4.a), S. 423; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 35 BV, N11; HANGART- 
NER, Grundrechtsbindung, S. 518; HETTICH, Infrastrukturverfassung, Rz. 25; RHINOW/ 
SCHEFER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, Rz. 1153; BUNDESRAT, Botschaft BV, S.193; 
vgl. ausführlich HÄNNI/STÖCKLI, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rz. 1855 ff.; vgl. dazu 
m.w.Verw. WALDMANN, BSK BV, Art.35 BV, N23 und N26. 


2461 Vgl. etwa BELSER/WALDMANN/MOLINARI, Grundrechte I, Kap. 5, N 6; BIAGGINI, Komm. 
BV, Art. 35 BV, N12; HÄNNI/STÖCKLI, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rz. 1859; MÜLLER, 
Verwirklichung der Grundrechte, S. 55; in diese Richtung BGE 127184, E.4.c), S. 90 f.; 
krit. hierzu STÖCKLI/JOLLER, Politische Werbung, S. 484. 
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öffentlicher Aufgaben aktualisiert. Denn Medien sollen staatliches Handeln 
sowohlim Rahmen der Erfüllung öffentlicher Aufgaben als auch im Rahmen 
privatwirtschaftlicher Tätigkeiten überwachen können.2462 


B. Regierung, Verwaltung, Parlament und Gerichte aller 
staatlichen Ebenen 


Im deutschen Verfassungsrecht istin Anlehnung an Art. 1 Abs.3 GG, wonach 
die Gesetzgebung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung an die 
Grundrechte gebunden sind, nahezu unbestritten, dass das Staatsunabhän- 
gigkeitsprinzip sowohl die Regierung, die Verwaltung, das Parlament als 
auch die Gerichte als Teile der Staatsgewalt erfasst.2463 Auch die Gemeinden 
als Träger von Staatsgewalt müssen sich an das Gebot halten.2464 

Im schweizerischen Recht vertritt der grösste Teil der Lehre im Allgemei- 
nen ebenfalls die institutionell orientierte Auffassung, wonach die Regierun- 
gen, Verwaltungen, Parlamente und Gerichte aller staatlichen Ebenen als 
dem Staat zuzurechnende Akteure gemäss Art. 35 Abs. 2 BV unabhängig von 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben an die Grundrechte gebunden sind.2465 
Institutionell dem Staat zuzurechnen sind auch die Einheiten der dezentralen 
Verwaltung wie etwa unabhängige Aufsichtsbehörden.2466 Da für die Frage 
der Adressatenstellung in Bezug auf das Staatsunabhängigkeitsgebot wie 
soeben erläutert auf diese institutionelle Perspektive zurückzugreifen ist,2467 
gilt das Gebot auch nach schweizerischem Verfassungsverständnis für alle 
soeben genannten Akteure. 


2462 Vgl. ausführlich zur Kontrollfunktion der Medien betreffend staatliches Handeln im 
Allgemeinen $21.B.4.c. 


2463 Vgl. statt vieler im Kontext der Staatsunabhängigkeit des Rundfunks GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S.104f. und S.112f.; vgl. auch HOFFMANN-RIEM, Rundfunkaufsicht, 
S.22f.; RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.198 und S.140f.; RICKER/SCHIWY, Rund- 
funkverfassungsrecht, D. Staatsfreiheit, N 6; vgl. betreffend die Regierung als Adres- 
satin etwa BVerfGE 136, 9 (40) und betreffend das Parlament als Adressaten etwa 
BVerfGE 90, 60 (92); a.M. betreffend die parlamentarische Opposition und die eine 
verfassungsrechtlich gewährleistete Unabhängigkeit geniessenden Gerichte JARASS, 
Freiheit des Rundfunks, S. 40 ff. 


2464 BVerfGE 73, 118 (191); vgl. aus der Lehre statt vieler GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 108f. 


2465 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S.193; vgl. aus der Lehre statt vieler WALDMANN, BSKBV, 
Art. 35 BV, N 19; vgl. soeben $61. A. 


2466 Vgl. etwa WEBER/BIAGGINI, Behördenkommissionen, S. 47f.; vgl. auch STÖCKLI, Staat- 
liche Aufsicht, S. 111f. 


2467 Vgl. soeben $61.A. 
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C. Organisationen, an welchen der Staat über einen Drittel 
mitgliedschaftlicher Stimmrechte und/oder Ernennungs- bzw. 
Genehmigungsrechte in Bezug auf Führungspersonen innehat 


Die Frage der Adressatenstellung von Organisationen, an welchen der Staat 
mitgliedschaftliche Stimmrechte und/oder Ernennungs- bzw. Genehmi- 
gungsrechte in BezugaufFührungspersonen innehat, wie etwa Öffentlicher 
Unternehmen, stellt sich sowohl im Kontext der Zulässigkeit eigener publi- 
zistischen Tätigkeit als auch im Zusammenhang mit der Zulässigkeit von 
Beteiligungan Medienorganisationen - etwaim geschilderten Fall der Swiss- 
com AG, die mit «blue News» aufbluewin.ch sowohl ein eigenes News-Portal 
betreibt als auch an einer Rundfunkveranstalterin beteiligt ist.2468 

Im deutschen Verfassungsrecht herrscht die Auffassung, dass nebst den 
in Art. 1 Abs. 3 GG aufgezählten staatlichen Akteuren auch die juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts und die von der öffentlichen Hand beherrsch- 
ten privatrechtlichen Organisationen unabhängig von der Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben einer unmittelbaren Grundrechtsbindung unterliegen.2469 
Dabei wird eine staatliche Beherrschung vom Bundesverfassungsgericht in 
der Regel ab einer staatlichen Beteiligung von mehr als der Hälfte angenom- 
men, 2470 womit das Gericht die staatliche Beherrschung der Deutschen Tele- 
kom AG aufgrund der blossen staatlichen Minderheitsbeteiligung von rund 
einem Drittel abgelehnt bzw. deren Grundrechtsschutz durch die Berufsfrei- 
heit gemäss Art. 12 Abs. 1 GG bejaht hat.2471 In der deutschen Lehre hingegen 
wird mitunter vertreten, dass bereits staatliche Minderheitsbeteiligungen 
für eine die Grundrechtsbindung auslösende staatliche Beherrschung aus- 
reichen können. 2472 

Auch im schweizerischen Verfassungsrecht ist im institutionell orientier- 
ten Teil der Lehre unbestritten, dass staatlich beherrschte Organisationen 
wie etwa Öffentliche Unternehmen unabhängig von der Erfüllung öffentli- 
cher Aufgaben einer direkten Grundrechtsbindung gemäss Art. 35 Abs.2 BV 


2468 Vgl. blue news; SCHMID BEAT, Trotz Medienverbot: Bluewin-Portal tritt wieder aufs 
Pedal, Aargauer Zeitung, 18.5.2019; MENSCH CHRISTIAN, Eiertanz um Teleclub: Wie die 
Swisscom mit einem heiklen Kniff die Gesetze einhält, Aargauer Zeitung, 2.12.2017; 
vgl. hierzu bereits §4 V. C. 2. f. dd. 

2469 Vgl. ausführlich m.w.Verw. DREIER, Komm. GG, Art. 1 IGG, N60 ff. 

2470 Vgl. BVerfGE 128, 226 (246 f.); vgl. m.w.Verw. DREIER, Komm. GG, Art. 1 III GG, N72. 

2471 Vgl. BVerfGE115, 205 (227f.); krit. m.w.Verw. DREIER, Komm. GG, Art. 1 III GG, N73. 

2472 Vgl. im Kontext der Frage, ob die Deutsche Telekom AG Rundfunkveranstalterin sein 
darf, etwa BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, §20a RStV, N33; RAUCHHAUS, 
Rundfunk und Staat, S. 283 ff.; vgl. hierzu bereits § 4 V. C. 2. f. dd. 
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unterliegen.2473 Dabei hat das Bundesgericht eine Grundrechtsbindung der 
Schweizer Mustermesse AG aufgrund der blossen staatlichen Minderheits- 
beteiligung sowie der minderheitlichen Bestimmung des Verwaltungsrats 
abgelehnt.2474 Ein Teil der Lehre hingegen spricht sich für eine Einzelfallbe- 
urteilung aus, inwieweit auch bei einer blossen Minderheitsbeteiligung oder 
minderheitlichen Benennung des Führungsgremiums eine mit der direkten 
Grundrechtsbindungeinhergehende tatsächliche staatliche Beherrschung 
vorliegen kann.2475 

Wie an früherer Stelle ausgeführt, besteht vor dem Hintergrund des 
Staatsunabhängigkeitsgebots bei staatlichen Ernennungs- bzw. Genehmi- 
gungsrechten in Bezug auf Mitglieder strategischer Führungsgremien oder 
bei staatlichen Stimmrechten innerhalb von Körperschaften von über einem 
Drittel grundsätzlich die Gefahr, dass der Staat einen beherrschenden und 
damit unzulässigen Einfluss auf die publizistische Tätigkeit von Medienor- 
ganisationen ausüben kann.2476 Diese prinzipielle Drittelsgrenze ist Teil des 
absoluten Beherrschungsverbots und bindet das Gemeinwesen, das die Beteili- 
gung innehat bzw. dem die Ernennungs- bzw. Genehmigungsrechte zustehen. 
Mit anderen Worten fallen Organisationen bereits dannin den Adressaten- 
kreis des Staatsunabhängigkeitsgebots, wenn das dahinterstehende Gemein- 
wesen — wie im Fall der Swisscom AG der Bund - die Drittelsgrenze überschrei- 
tet, und nicht erst aufgrund einer allfälligen institutionellen Zurechnung der 
fraglichen Organisation zum Staat. Für die Bejahung der Bindung von Organi- 
sationen, an welchen der Staat mitgliedschaftliche Stimm- und/oder Ernen- 
nungs- bzw. Genehmigungsrechte in Bezug auf Führungspersonen innehat, an 
das Staatsunabhängigkeitsgebot ist folglich nicht auf die Grundrechtsbindung 
ebendieser Akteure, sondern auf die Bindung des dahinterstehenden staatlichen 
Organs abzustellen. 

Denn wie bereits im Kontext des Begriffs des öffentlichen Unternehmens 
erläutert, ist der Beherrschungstatbestand im Kontext öffentlicher Unterneh- 
men bzw. von Art. 35 Abs. 2 BV nicht mit jenem des Beherrschungsverbots ge- 
mäss Art. 17und Art. 93 Abs. 3 BV gleichzusetzen. Der wesentliche Unterschied 
liegt darin, dass das Staatsunabhängigkeitsgebot nicht erst vor der tatsäch- 
lichen, sondern bereits vor der Möglichkeit bzw. dem Anschein staatlicher 


2473 Vgl. statt vieler m.w.Verw. WALDMANN, BSKBV, Art. 35 BV, N 26f. 


2474 Vgl. BGE1261250, S.253, E.2.a); vgl. dazu HÄNNI/STÖCKLI, Wirtschaftsverwaltungs- 
recht, Rz. 1856. 


2475 Vgl. etwa SCHEFER, Auslagerung, S.1141f.; vgl. auch VOGEL, Staat, S.37f.; vgl. hierzuim 
Kontext der Definition des öffentlichen Unternehmens § 4 V. C. 2. f. ee. 


2476 Vgl. ausführlich $4 V. C. 2. f. dd. 
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Beherrschung schützt.2477 Dieselbe Auffassung wird auch von Teilen der deut- 
schen Lehre vertreten, wonach die Verneinung der staatlichen Beherrschung 
im Kontext der Frage der Grundrechtsfähigkeit der Deutschen Telekom AG 
nach Art. 12 Abs. 1 GGnoch nicht deren Staatsfreiheit im Sinne des Staatsferne- 
gebots und damit deren Rundfunkfähigkeit gemäss Art.5 Abs.1GG sichere.2478 


D. Grundrechtlich geschützte staatliche Akteure am Beispiel 
von Hochschulen 


Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat betreffend Radioprogramme von 
staatlichen Hochschulen im Rahmen ihres Bildungsauftrags festgehalten, 
dass ein «Verstoss gegen den Grundsatz der Staatsfreiheit des Rundfunks [...] 
nichtschon daraus [entsteht], dass eine Hochschule Rundfunk veranstalte, 
wenn das gesendete Programm thematisch [...] den gesetzlichen Aufgaben 
der Hochschule entspricht. Das den Hochschulen zustehende Grundrecht 
der Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG sichert die Unabhängigkeit der 
Hochschulen und gewährleistet das für die Veranstaltung von Rundfunk not- 
wendige Mass an Staatsfreiheit.»2479 Diese Aussagen sind im Licht der vom 
Gericht entwickelten sog. «Ausnahmetrias» zu sehen, wonach öffentlich- 
rechtliche Universitäten und Rundfunkanstalten sowie die mit dem Status 
einer Öffentlich-rechtlichen Körperschaft versehenen Kirchen trotz ihrer Aus- 
gestaltung als juristische Personen des öffentlichen Rechts unmittelbar einem 
grundrechtlich geschützten Lebensbereich zugeordnet werden können und 
deshalb als «staatsunabhängige oder doch staatsdistanzierte» Einrichtun- 
gen anzusehen sind.2480 Während die öffentlich-rechtlichen Universitäten und 
Rundfunkanstalten aufgrund «der ihnen durch die Rechtsordnung übertra- 
genen Aufgabe her unmittelbar einem durch bestimmte Grundrechte geschütz- 
ten Lebensbereich zugeordnet» sind,2481 nehmen die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften keine öffentlichen Aufgaben wahr und geniessen 
damit bereits kraft ihrer Eigenart den Schutz der Religionsfreiheit.2482 Der 


2477 Vgl.hierzu$4 V.C. 2.f. ee. 


2478 So BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N33; vgl. ausführlich SÄCKER, 
Rundfunkfähigkeit, S. 328 f.; a.M. GERSDORF, Lizenzfähigkeit, S.262f., der sich für eine 
Alternativität zwischen Grundrechtsfähigkeit und Adressatenstellung ausspricht; vgl. 
dazu RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.273f. 


2479 BVerfGer, Urteil vom 31.7.2007, 1 BVR 946/07, E. II.1.; vgl. HUBER, Staatsfreiheit, S. 505. 

2480 Vgl. mit zahlreichen Hinweisen auf die bundesverfassungsgerichtliche Rechtspre- 
chung DREIER, Komm. GG, Art.19IIIGG, N60. 

2481 Vgl. statt vieler BVerfGE 61, 82 (102); vgl. DREIER, Komm. GG, Art. 19 II GG, N 60; vgl. 
zur Grundrechtsfähigkeit öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten sogleich $7 II. B. 

2482 Vgl. statt vieler BVerfGE 61, 82 (102); vgl. DREIER, Komm. GG, Art. 19 II GG, N 60; vgl. 
dazu soeben $61.C. 
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Staatsvertragsgeber ist dieser Rechtsprechung gefolgt und hat in $53 Abs. 3 
MStV (früherer $ 20a Abs. 3 RStV) Hochschulen als Rundfunkveranstalter zuge- 
lassen.2483 Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht bei der Beur- 
teilung der staatlichen Beherrschung des Rundfunkrats öffentlich-rechtlicher 
Rundfunkanstalten die Vertreter von Hochschulen nicht zu den staatlichen 
Mitgliedern gezählt.2484 

In der deutschen Lehre ist die Ausklammerung der staatlichen Hoch- 
schulen aus dem Anwendungsbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 
umstritten. Auf der einen Seite vertritt HUBER die Ansicht, dass den staat- 
lichen Universitäten die Grundrechtsträgerschaft nur für den Bereich der 
Wissenschaftsfreiheit zugebilligt werde und sie deshalb nicht auf andere 
Lebensbereiche wie die Produktion von Medieninhalten übertragen werden 
könne.2485 Zur Begründung verweist er auf die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts, die den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten die 
Berufung auf die Pressefreiheit verwehrt.2486 In eine andere Richtung geht 
die Meinung von GERSDORF, wonach staatliche Universitäten im Rahmen des 
durch die Wissenschaftsfreiheit umgrenzten Lebensbereichs auch von der 
Rundfunkfreiheit geschützt seien und es ihnen daher nicht verwehrt sei, als 
Rundfunkveranstalterinnen Bildungssendungen zu veranstalten, solange 
sie nicht die Grenze zur allgemeinen Berichterstattungüberschreiten. Dabei 
bilde derinnere Grund für die Ausklammerung staatlicher Universitäten aus 
dem Adressatenkreis des Staatsunabhängigkeitsgebots nicht die Staatsunab- 
hängigkeit staatlicher Hochschulen als solche, sondern «ihre imgrundrechtli- 
chen Bereich wurzelnde Aufgabenstellung».2487 Eine ähnliche Sichtweise 
vertritt ZIMMERMANN, wonach ein Rundfunkangebot als Gegenstand wissen- 
schaftlicher Forschung und Lehre sowie zum Zweck der daraufbezogenen 
Öffentlichkeitsarbeit von Hochschulen deshalb produziert werden dürfe, weil 
in diesem Bereich sichergestellt sei, dass der für gewöhnlich wenigstes zur 
Hälfte von staatlichen Stellen berufene Hochschulrat keinen inhaltlichen Ein- 
fluss auf die redaktionelle Arbeit ausüben könne. So liege die Verantwortung 
für die Inhaltsproduktion beim wissenschaftlich tätigen Personal, das sich 


2483 Vgl. BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N29f.; HUBER, Staatsfreiheit, 
S.505. 


2484 Vgl. BVerfGE 136, 9 (40); PAULUS/NÖLSCHER, Staatsferne, S.182. 


2485 Vgl. HUBER, Staatsfreiheit, S. 506; vgl. zur Grundrechtsberechtigung staatlicher Univer- 
sitäten ausschliesslich in Bezug auf Art. 5 Abs. 3 GG DREIER, Komm. GG, Art.19IIIGG, 
N61. 

2486 Vgl. HUBER, Staatsfreiheit, S. 506 m.H. auf BVerfGE 83, 238 (312); vgl. hierzu ausführlich 
$711.B. 


2487 GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 110f.; vgl. JARASS, Freiheit des Rundfunks, S. 41. 
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gegen inhaltliche Beeinflussungen des Hochschulrats unter Berufung auf die 
Wissenschaftsfreiheit wehren könnte.2488 Bewegen sich die produzierten 
Medieninhalte jedoch ausserhalb des Schutzbereichs der Wissenschaftsfrei- 
heit, könne die durch den Hochschulrat vermittelte staatliche Beherrschung 
nicht mehr abgewehrt werden, womit das Staatsunabhängigkeitsgebot ver- 
letzt würde.2489 

Nach dem bereits im Kontext staatlicher Öffentlichkeitsarbeit erläuter- 
ten, überzeugenden funktionalen AnsatzvonJARASS ist der Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots dort gar nicht erst berührt, wo ein redaktionel- 
les Angebot einer staatlichen Hochschule der Selbstpräsentation oder der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe der Wissensvermittlung dient.2490 Im 
Unterschied zu Medien haben Universitäten nicht die Aufgabe der kontroversen 
Darstellungen von Problemen, sondern der Zuführung von Sachproblemen zu 
nichtkontroversen Lösungen, wobei die Inhalte nicht so sehr sachgerecht, son- 
dern sachlich richtig sein sollen. Dementsprechend besteht im Bereich der 
Lehre und Forschung ein anderes Verhältnis zu den Quellen, das sich nicht 
in einer objektiven Distanz bzw. Unabhängigkeit, sondern in einer Verbin- 
dung der Rollen manifestiert; der wissenschaftliche Mitarbeiter ist stets Fach- 
mann im behandelten Sachgebiet.2491 Gemäss dieser Perspektive wäre ein 
Radioprogramm einer Hochschule im Rahmen ihres Bildungsauftrags bereits 
deshalb verfassungsrechtlich zulässig, weil eine solche Tätigkeit gar nicht erst 
in denSchutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots fällt und entsprechend 
gar keinen Rundfunk darstellt. 

Auch gemäss schweizerischem Verfassungsrecht können grundrechtsge- 
bundene staatliche Akteuregrundsätzlich auch grundrechtsberechtigt sein. 
In einer solchen Doppelrolle befinden sich z.B. staatliche Hochschulen, die 
sich gemäss h.L. trotz der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben sowie der 
institutionellen Zurechnung zum Staat aufdie Wissenschaftsfreiheitgemäss 
Art. 20 BV berufen können.2492 Die Rede ist von derausnahmsweisen Grund- 
rechtsberechtigung trotz Erfüllung öffentlicher Aufgaben oder institutionel- 
ler Zurechnung zum Staat, wenn eine Tätigkeit unmittelbar und spezifisch 


2488 Vgl. ausführlich ZIMMERMANN, Hochschulrundfunk, S. 300 ff. 
2489 Vgl. ZIMMERMANN, Hochschulrundfunk, S. 302f. 


2490 Vgl. zu diesem funktionalen Ansatz im Zusammenhang mit der staatlichen Öffentlich- 
keitsarbeit § 5 III. A. 


2491 Vgl. JARASS, Massenmedien, S.173f. und ausführlich zum sog. Lehrtypus im Unter- 
schied zum Vermittlungstypus S. 172 ff. 


2492 SoetwaBELSER/WALDMANN, GrundrechteII, S.173, Rz. 63; BIAGGINI, Komm. BV, Art.20 
BV, N 11; HERTIG, BSK BV, Art. 20 BV, N 21; KIENER/RÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, 
824, N5; RHINOW/SCHEFER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, Ziff. 1667; vgl. auch STÖCKLI/ 
WEBER, ETH, Rz. 32. 
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der Grundrechtsverwirklichung zudient.2493 Fraglich ist jedoch, inwieweit 
der Schutz staatlicher Universitäten durch Art. 20 BV deren Adressatenstel- 
lungin Bezug auf das Staatsunabhängigkeitsgebot gemäss Art. 17 und Art. 93 
Abs. 3 BV auszuschliessen vermag. Mit Blick auf den überzeugenden funkti- 
onalen Ansatz von JARASS ist der Schutzbereich des Staatsunabhängigkeits- 
gebots gar nicht erst berührt, wenn staatliche Universitäten redaktionelle 
Inhalte funktional lediglich im Rahmen ihres grundrechtlich geschützten For- 
schungs- und Lehrauftrags oder ihrer Öffentlichkeitsarbeitveröffentlichen. So 
ist auch die freie Verbreitung von Lehr- und Forschungspublikationen etwa 
mittels massenmedialer Kanäle wie des Internets von der Wissenschaftsfrei- 
heit umfasst.2494 Solche Tätigkeiten fallen somit in den Schutzbereich von 
Art.20 und nicht von Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV. 

Wird eine staatliche Universität funktional allerdings ausserhalb des 
Schutzbereichs der Wissenschaftsfreiheittätig, indem sie funktionaleiner Medien- 
organisation entsprechend «Fremdinformationen» vermittelt, überschreitet sie 
die Grenzen des Anwendungsbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots und 
ist daran gebunden, wenn sie im Sinne von Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV als 
staatlich beherrschtgilt.2495 Folglich ist danach zu fragen, ob Art.20 BV den 
staatlichen Universitäten eine mit dem Staatsunabhängigkeitsgebot vergleich- 
bare Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit gewährleistet. Diesbezüglich 
verweist das Bundesgericht primär auf Art. 63a Abs. 3 BV, wonach Bund und 
Kantone bei der Koordination des schweizerischen Hochschulwesens auf die 
Autonomie der Hochschulen Rücksicht nehmen.2496 Gemäss der wohl h.L. 
wird damit allerdings kein verfassungsmässiges Recht auf Gewährleistung von 
Hochschulautonomie begründet, weshalb Bund und Kantone deren Rahmen 
frei bestimmen können.2497 

Gemäss einem anderen Teil der Lehre hingegen dürfte ein Mindestmass 
an Autonomie insoweit aus Art.20 BV abzuleiten sein, als sie für die «Wah- 
rung der geistigen und methodischen Unabhängigkeit der Wissenschafter» 


2493 Vgl. HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S.122; MÜLLER, Elemente, S. 94; vgl. 
hierzu sogleich $711. B. 

2494 Vgl. HERTIG, BSKBV, Art.20 BV, N7 und N10. 

2495 Vgl. hierzu soeben §6 I. C. 

2496 Vgl. BGer, Urteilvom 6.11.2016, 2C_406/2015, E. 1; BGer, Urteilvom 21.3.2014, 2C_421/2013, 
E.1.2.1 und E. 2.3, wobei diese Erwägungen im entsprechenden BGE 1401201 nicht 
publiziert wurden; BIAGGINI, Komm. BV, Art. 63a BV, N12; HÄNNI, BSK BV, Art. 63a BV, 
N19; HERTIG, BSK BV, Art. 20 BV, N21; STÖCKLI/WEBER, ETH, RZ. 33. 

2497 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 63a BV; N12; EHRENZELLER, Hochschulautonomie, 
S.213f.; EHRENZELLER/SAHLFELD, SGK BV, Art. 63a BV, N19; HÄNNI, BSK BV, Art. 63a 
BV, N19; STÖCKLI/WEBER, ETH, Rz. 33; vgl. auch VOGEL, Verwaltung, S. 40. 
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erforderlich ist.2498 Im Unterschied zum Staatsunabhängigkeitsgebot können 
allerdings das genaue Ausmass der Hochschulautonomie, etwa die Rechtsstel- 
lung und die Zusammensetzung des Universitätsrats oder die Rechtsform der 
Hochschulen, nicht aus der Wissenschaftsfreiheit abgeleitet werden, womit der 
Hochschulgesetzgeber bei der Konkretisierung der Autonomie über ein wei- 
tes Ermessen verfügt.2499 Die Universitäten sind denn auch oft als öffentlich- 
rechtliche Anstalten organisiert, wobei regelmässig der gesamte Universitäts- 
rat vom Staaternannt wird.2500 Anders als Art. 17 bzw. Art. 93 Abs. 3 BV schützt 
die Gewährleistung von Autonomie gemäss Art. 20 BV somit keineswegs vor 
staatlicher Beherrschung. Eine Begründung hierfür ist darin zusehen, dass 
im Bereich der Wissenschaftsfreiheit im Gegensatz zu jenem der Medienfrei- 
heit die Kontrollfunktion der Kommunikationsgrundrechte nicht im Vorder- 
grund steht, 2501 weshalb sich eine zwingende Zuordnung zur privaten bzw. 
gesellschaftlichen Sphäre grundrechtlich nicht aufdrängt. Vielmehr ist die 
Wissenschaft viel stärker als andere Bereiche öffentlicher Meinungsbildung 
wie etwa der Medienbereich «aufeine Einbettungin staatliche Organisation 
[...], staatliche Förderung und weitere Unterstützung angewiesen».2502 Uni- 
versitäten fallen folglich im Rahmen der Vermittlung von «Fremdinformatio- 
nen» bzw. ausserhalb des Schutzbereichs der Wissenschaftsfreiheit grund- 
sätzlich dann in den Adressatenkreis des Staatsunabhängigkeitsgebots, wenn 
der Staat über einen Drittel mitgliedschaftliche Stimmrechte oder Ernennungs- 
bzw. Genehmigungsrechtein BezugaufFührungspersoneninnehat und dadurch 
die Gefahr der (mittelbaren) Inhaltsbeherrschung besteht.2503 


II. Private, aber «staatsnahe» Akteure? 
A. Öffentlich-rechtlich anerkannte Religionsgemeinschaften? 


Im deutschen Verfassungsrecht wird betreffend Religionsgemeinschaften mit 
dem Status einer Körperschaft desöffentlichen Rechts deren generelle Grund- 
rechtsfähigkeittrotz ihres Sonderstatus mehrheitlich bejaht, solange sie keine 


2498 MÜLLER/SCHEFER, Wissenschaftsfreiheit, S. 544; vgl. EHRENZELLER, Hochschulauto- 
nomie, S.217f.; EHRENZELLER/SAHLFELD, SGK BV, Art. 63a BV, N19; STÖCKLI/WEBER, 
ETH, Rz. 33; vgl. ausführlich zur institutionellen Einbettung der Wissenschaftsfrei- 
heit MÜLLER/SCHEFER, Wissenschaftsfreiheit, S. 544 ff. 


2499 Vgl. m.w.Verw. EHRENZELLER, Hochschulautonomie, S. 217. 

2500 Vgl. etwa am Beispiel der Universität Basel $ 21 Abs. 2 des Vertrags zwischen den Kan- 
tonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt über die gemeinsame Trägerschaft der Uni- 
versität Basel vom 27. Juni 2006. 

2501 Vgl. ausführlich zur Kontrollfunktion der Medienfreiheit § 2I. B. 4. c. 

2502 MÜLLER/SCHEFER, Wissenschaftsfreiheit, S. 544. 

2503 Vgl. hierzu soeben $61.C. 
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staatlich verliehenen Hoheitsrechte wie die Steuereinziehung ausüben.2504 
So wurzeln die mit dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
versehenen Religionsgesellschaften im ausserstaatlichen Bereich und neh- 
meninihrem originär religionsbezogenen Eigenbereich weder staatliche Auf- 
gaben wahr noch üben sie staatliche Gewalt aus.2505 Der öffentlich-rechtliche 
Statusbewirkt demnach keine Eingliederungin den Staat, sondern dient der 
Stützung und Stärkung der privaten Tätigkeiten der Religionsgemeinschaf- 
ten.2506 Solange sie keine staatlich verliehenen Hoheitsrechte ausüben, sind 
Religionsgesellschaften folglich grundrechtsberechtigt und nicht grund- 
rechtsverpflichtet.2507 Somit stellen Religionsgemeinschaften unabhängig 
von deren öÖffentlich-rechtlichen Status «im Verhältnis zu anderen gesell- 
schaftlichen Kommunikatoren gleichberechtigte Faktoren im Prozess der 
öffentlichen Meinungs- und Willensbildung» dar und sind nicht an das Staats- 
unabhängigkeitsgebot gebunden.2508 Entsprechend werden Religionsgesell- 
schaften gemäss $ 53 Abs. 3 MStV (früherer $20a Abs. 3 RStV) als Rundfunk- 
veranstalter zugelassen.2509 

Auch im schweizerischen Verfassungsrecht herrscht gemeinhin die Auf- 
fassung, dass die öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften 
trotz der aufsie vom Staat übertragenen hoheitlichen Befugnisse wie etwa 
der Steuerhoheit und ihrer dadurch bewirkten Staatsnähe nicht dem Staat, 
sondern weiterhin der privaten bzw. gesellschaftlichen Sphäre zuzuordnen 
sind.2510 Entsprechend dürfen sich öffentlich-rechtlich anerkannte Religions- 
gemeinschaften im Rahmen ihrer sog. korporativen Religionsfreiheit wie pri- 
vatrechtliche Religionsgemeinschaften auf die Religionsfreiheit berufen, 
wennsie der Grundrechtsverwirklichungihrer Mitglieder direkt zudienen.2541 
Dies ist der Fall im sog. inneren Bereich, der etwa die Lehre, die Verkündi- 
gung und den Kultus betrifft und in welchem auch öffentlich-rechtliche Reli- 
gionsgemeinschaften von der Religionsfreiheit geschütztsind. Etwasanderes 


2504 Vgl. BVerfGE 102, 370 (387); vgl. m.w.Verw. DREIER, Komm. GG, Art.19IIIGG, N 63. 


2505 Vgl. BVerfGE 21, 362 (373f.); DREIER, Komm. GG, Art.11IIGG, N74 und Art.19IIIGG, 
N60. 


2506 Vgl. m.Verw. DREIER, Komm. GG, Art.11IIGG, N 74. 
2507 Vgl. m.Verw. DREIER, Komm. GG, Art.11IIGG, N74f. 
2508 GERSDORF, Staatsfreiheit, S.112. 


2509 Vgl. BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N29f.; HUBER, Staatsfreiheit, 
S.505. 


2510 Vgl. statt vieler PAHUD DE MORTANGES, BSKBV, Art. 15 BV, N65f. 


2511 Vgl. aus der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zur Autonomiebeschwerde etwa 
BGE1081a264, E.3.b), S.268; vgl. statt vieler BIAGGINI, BV Komm., Art.15 BV, N 16; 
CAVELTI/KLEY, SGKBV, Art. 15 BV, N27f.; PAHUD DE MORTANGES, BSKBV, Art.15 BV, 
N65f. 
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gilt für den sog. äusseren Bereich, der die Organisation, die Vermögensver- 
waltung und das Ämterwesen betrifft, womit für diesen Bereich weiterge- 
henderechtliche Vorschriften etwa betreffend die demokratische Organisa- 
tionsform zulässig sind.2512 Soweit jedoch der innere Bereich betroffen ist, 
hat der Staat den öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften grundrecht- 
lichen Schutz zu gewähren. Hierzu gehört auch die Verbreitung der Lehre, 
des Kultus und der Verkündigung mittels massenmedialer Mittel wie etwa 
des Internets.2513 Verbreiten öffentlich-rechtlich anerkannte Religionsgesell- 
schaften z.B. in Kirchenzeitungen oder über eine Homepage ihre religiösen 
Ansichten oder kommunizieren sie im Sinne einer Selbstpräsentation Ereignisse 
ausihrem Eigenbereich, kannin Anlehnung an die im Kontext des Hochschul- 
bereichs erläuterte Lehrmeinung von JARASS gar nicht von der Vermittlung 
von «Fremdinformationen» bzw. von Medientätigkeit gesprochen werden, 
weshalb der Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots gar nicht erst 
berührt wird.2514 

Selbst wenn jedoch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften aus- 
serhalb des Schutzbereichs der Religionsfreiheittätigwürden, indem sie funkti- 
onaleiner Medienorganisation entsprechend «Fremdinformationen» vermitteln 
und dadurchdie Grenzen des Anwendungsbereichs des Staatsunabhängigkeits- 
gebots überschreiten, fallen sie nicht in dessen Adressatenkreis. So steht die 
öffentlich-rechtliche Organisationsform der Religionsgesellschaften lediglich 
für deren staatliche Anerkennung2515 und führt wie soeben erwähnt auch 
durch die den äusseren Bereich betreffenden staatlichen Vorgaben etwa hin- 
sichtlich der demokratischen Organisationsform nicht zu einer im Wider- 
spruch zum Beherrschungsverbot von Art. 17 und Art. 93 Abs. 3 BV stehenden 
Eingliederungin die staatliche Sphäre, zumal eine solche das Gebot religiöser 
Neutralität des Staats verletzen würde.2516 Art. 15 BV verbietet somit wie auch 
Art. 17 BV die Verschiebung der grundrechtlich geschützten Tätigkeit aus der 
privaten bzw. gesellschaftlichen in die staatliche Sphäre.2517 


2512 Vgl. statt vieler CAVELTI/KLEY, SGKBV, Art.15 BV, N28. 

2513 Vgl. CAVELTI/KLEY, SGKBV, Art.15 BV, N10. 

2514 Vgl. soeben im Kontext der staatlichen Hochschulen $61.D. 

2515 Vgl. ausführlich zur Bedeutung des Instituts der öffentlich-rechtlichen Anerkennung 
von Religionsgemeinschaften statt vieler STÖCKLI, Öffentlich-rechtliche Anerkennung, 
S. 40ff. 

2516 Vgl. am Beispiel einer öffentlichen Schule, die nur Angehörigen einer bestimmten 
Religion offensteht, BGE 1251347, E. 4.€), S. 357; vgl. ausführlich zum Gebot religiöser 
Neutralität des Staats statt vieler ENGI, Neutralität; PAHUD DE MORTANGES, BSKBV, 
Art.15BV, N 44 ff. 

2517 Vgl. zur verfassungsrechtlich zwingenden Zuordnung von Medienorganisationen der 
gesellschaftlichen bzw. privaten Sphäre § 4 V. C. 2. f. ee. 
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B. Politische Parteien? 


Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat betreffend die Beteiligung politi- 
scher Parteien an Rundfunkunternehmen einerseits festgehalten, dass sich 
Parteien sowohl auf die Meinungs- als auch auf die Rundfunkfreiheit beru- 
fen können. Andererseits sei es unter dem Gesichtspunkt des Prinzips der 
Staatsferne und der Vielfalt des Rundfunks verfassungsrechtlich zulässig, für 
Parteien Beteiligungsobergrenzen zur Verhinderung ihres bestimmenden 
Einflusses auf die Programmgestaltung vorzuschreiben. Absolute Beteili- 
gungsverbote hingegen seien unverhältnismässig.2518 Das Gericht begründet 
seine Rechtsprechung damit, dass den Parteien zwarähnlich wie Medienor- 
ganisationen «aufgrund ihrer spezifischen verfassungsrechtlich abgesicher- 
ten Vermittlungsfunktion zwischen Staat und Gesellschaft eine besondere 
Stellung zu[käme]; sie [...] in den Bereich der Staatlichkeit aber lediglich hin- 
ein[wirken], ohne ihm anzugehören».2519 Allerdings seien die Parteien im 
Vergleich zu anderen gesellschaftlichen Kräften «ihrem Wesen nach aufdie 
Erlangung staatlicher Macht ausgerichtet und üben entscheidenden Einfluss 
auf die Besetzung der obersten Staatsämter aus».2520 Da es hierbei zu perso- 
nellen Überschneidungen zwischen Parteien und Staatsorganen kommt, voll- 
ziehe sich die Vermittlung der Parteien im Unterschied zu jener der Medien- 
organisationen nicht nur von unten nach oben, sondern es komme «auch zu 
einer Rückkoppelung zwischen Staatsorganen und Volk durch die Parteien. 
Politisches Programm und Verhalten der Staatsorgane wirken auf die Willens- 
bildung des Volkes ein», wobei sich der Einfluss der im Parlament über die 
Mehrheit verfügenden Parteien kaum vom staatlichen Einfluss unterscheiden 
lasse. Der Staatsvertragsgeber ist dieser Rechtsprechung gefolgt und hatin 
$53 Abs. 3 MStV (früherer $ 20a Abs. 3 RStV) politische Parteien als Rundfunk- 
veranstalter ausgeschlossen.252! In diesem Kontext hat das Bundesverfas- 
sungsgericht auch Parteivertreter im Rundfunkrat der Rundfunkanstaltenals 
staatsnahe Mitglieder zur staatlichen Seite gezählt mit der Begründung, dass 


2518 Vgl. ausführlich BVerfGE 121, 30 (53 ff.); RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.255ff.; 
zust. HUBER, Staatsfreiheit, S.508; ebenso auch HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, 
§7, N84. 

2519 BVerfGE121, 30 (52). «Parteien sind die politischen Handlungseinheiten, derer die 
Demokratie bedarf, um die Wähler zu politisch aktionsfähigen Gruppen zusammen- 
zuschliessen und ihnen so überhaupt einen Einfluss auf das staatliche Geschehen zu 
ermöglichen» (BVerfGE 121, 30 [52£.]); vgl. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 256. 

2520 BVerfGE 121, 30 (53). «Die Parteien beeinflussen die Bildung des Staatswillens, indem 
sie in die staatlichen Institutionen hineinwirken, vor allem durch Einflussnahme auf 
die Beschlüsse und Massnahmen von Parlament und Regierung» (BVerfGE 121, 30 
[53£.]); vgl. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S.256. 


2521 Vgl. BUMKE/SCHULER-HARMS, Komm. RStV, § 20a RStV, N25f. 
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sie sich in «staatlich-politischen Entscheidungszusammenhängen» bewegen 
und «in den demokratischen Wettbewerb um Amt und Mandat» eingebun- 
den sind.2522 

In Teilen der deutschen Lehre ist diese RechtsprechungaufKritik gestos- 
sen. So habe das Bundesverfassungsgericht explizit «die grundrechtlich schüt- 
zenswerterundfunkrechtliche Position der Parteien», diein Art.5 Abs.1Satz2 
i.V.m. Art. 21 GG wurzelt, bejaht.2523 Nach der ständigen Praxis gelte auch für 
die Parteien der Grundsatz der Staatsfreiheit, wonach das «Verfassungsgebot 
der grundsätzlichen staatsfreien und offenen Meinungs- und Willensbildung 
vom Volk zu den Staatsorganen [...] jede staatlich-institutionelle Verfesti- 
gung der Parteien ab[wehrt] und [...] ihre Einfügungin den Bereich der orga- 
nisierten Staatlichkeit [verbietet]».2524 Entsprechend habe das Gericht im 
Pressebereich das Staatsferneprinzip nicht auf die Parteien erstreckt mit der 
Begründung, dass diese ihren verfassungsrechtlichen Mitwirkungsauftrag 
traditionell über die Beteiligung an Presseunternehmen wahrnehmen.2525 
Es seisomit widersprüchlich, die Parteien im Rundfunkbereich auf der staat- 
lichen Seite zu positionieren, Parteipresse unterhalb der Marktbeherrschung 
aber als verfassungsrechtlich zulässig zu qualifizieren.2526 

Vielmehr gebiete es gemäss den Kritikern der bundesverfassungsgericht- 
lichen Rechtsprechung die in Art. 21 GG besonders anerkannte Meinungsbil- 
dungsfunktion der Parteien gerade, diese im medialen Einflusswettbewerb 
jedem anderen gesellschaftlichen Kommunikator gleichzustellen.2527 Es 
möge zwar im Lichte des Vielfaltsgebots - nicht jedoch des Prinzips der Staats- 
ferne - verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn nicht gar geboten sein, vor 
dem Hintergrund des Aussenpluralismus einen zu grossen Einfluss politi- 
scher Parteien auf die gesamte Medienlandschaft zu verhindern sowie mit 
Blick auf den Binnenpluralismus eine Obergrenze von Parteivertretern inner- 
halb derbinnenplural organisierten Aufsichtsräte der Rundfunkanstalten vor- 
zusehen. Jedoch sei es gerade in einer Parteiendemokratie nicht einzusehen, 
inwiefern ausgerechnet von Parteien im Vergleich zu anderen gesellschaftlichen 


2522 Vgl. BVerfGE 136, 9 (40); PAULUS/NÖLSCHER, Staatsferne, S. 182. 
2523 Vgl. BVerfGE 121, 30 (56f.); CORNILS, Parteilicher Rundfunk, S. 467. 


2524 Vgl. statt vieler BVerfGE 20, 56 (101f.); vgl. dazu RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, 
S.263; vgl. zum entsprechenden Verbot der mehrheitlich öffentlichen Finanzierung 
von Parteien gemäss bundesverfassungsgerichtlicher Rechtsprechung $4 V. D. 4. 


2525 Vgl. ausführlich BVerfGE 121, 30 (65 ff.); vgl. dazu RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, 
S.265. 

2526 Vgl. etwa CORNILS, Parteien, S. 48; CORNILS, Parteilicher Rundfunk, S.472f.; REFFKEN, 
Politische Parteien, S.262f.; vgl. m.w.Verw. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 267; 
vgl. auch GERSDORF, Medienbeteiligung, S.72f.; GERSDORF, Staatsfreiheit, S. 106. 


2527 Vgl. etwa CORNILS, Parteilicher Rundfunk, S. 471; REFFKEN, Politische Parteien, S. 361. 
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Interessenträgern eine grössere Gefahr für die Vielfalt ausgehen soll.2528 So ver- 
danken Parteien ihre verfassungsrechtliche Sonderstellung gerade der Tat- 
sache, dass sie im Vergleich zu anderen Interessenträgern am wenigsten Par- 
tikularinteressen vertreten, sondern sehr unterschiedliche Interessen und 
Strömungen integrieren.2529 Den politischen Parteien, die als tendenzfreie 
Gebilde im Wettbewerb der politischen Kräfte an keinerlei Neutralitätspflicht 
gebunden sind, einen bestimmenden Einfluss auf (einzelne) Medienorgani- 
sationen zu verbieten, widerspricht gerade dem Ziel einer aussenpluralen, 
aus verschiedenen Tendenzakteuren bestehenden Medienlandschaft.2530 
Im schweizerischen Verfassungsrecht ist in Art. 137 BV vorgesehen, dass 
die politischen Parteien an der Meinungs- und Willensbildung des Volkes 
mitwirken. Trotz dieser expliziten verfassungsrechtlichen Erwähnung wird 
den Parteien im Vergleich zu anderen politischen Akteuren wie etwa Gewerk- 
schaften keine besondere Stellungim Bereich der politischen Meinungs- und 
Willensbildung eingeräumt, sondern es ist von einer verfassungsrechtlichen 
Gleichbehandlungaller politischen Akteure auszugehen.2531 Die verfassungs- 
ungsrechtliche Erwähnung der politischen Parteien kann damit erklärt wer- 
den, dass diese im Unterschied zuanderen politischen Interessenvertretern 
als einzige Organisationen in erster Linie den Zweck verfolgen, die Meinungs- 
bildung bezüglich jeden Gegenstandes sowie in kontinuierlicher Art und 
Weise zu beeinflussen - sei dies «von aussen» durch Abstimmungsparolen und 
das Lancieren von Initiativen oder «von innen» über in Behörden gewählte 
Vertreterinnen und Vertreter. Parteien bilden denn auch die bedeutendste 
Rekrutierungsbasis für die Bestellung politischer Ämter und streben grössten- 
teils eine Teilnahme an der Regierung .an.2532 Darin kann eine gewisse «Staats- 
nähe» der Parteien gesehen werden. Politischen Parteien wird somit auch in 
der schweizerischen Lehre ähnlich wie Medienorganisationen die Funktion 
von Mittlern zwischen Gesellschaft und Staatsowie von Stabilität fördernder 
«Legitimationsbeschaffung» zugeschrieben. 2533 


2528 Vgl. betreffend den Rundfunkbereich CORNILS, Parteilicher Rundfunk, S.466f. und 
S. 475; vgl. auch CORNILS, Parteien, S. 52f.; REFFKEN, Politische Parteien, S. 361; vgl. 
m.w.Verw. RAUCHHAUS, Rundfunk und Staat, S. 267. 

2529 Vgl. CORNILS, Parteien, S.52; CORNILS, Rundfunkgremien, S. 54f. 

2530 Vgl. betreffend den Rundfunkbereich CORNILS, Parteilicher Rundfunk, S. 476; CORNILS, 
Parteien, S. 52; vgl. zur Tendenzfreiheit politischer Parteien GERSDORF, Staatsfreiheit, 
S.106; vgl. auch GERSDORF, Medienbeteiligung, S.74f.; REFFKEN, Politische Parteien, 
5.361. 

2531 Vgl. RÜTIMANN, SGKBV, Art.137 BV, N2 und N6; vgl. auch BIAGGINI, Komm. BV, Art.137 
BV, N3; RHINOW, Recht im politischen Prozess, S. 462. 

2532 Vgl. zum Ganzen RÜTIMANN, SGKBV, Art. 137 BV, N 4; TSCHANNEN, BSKBV, Art.137 BV, 
N7. 

2533 Vgl. etwa m.w.Verw. RHINOW, Recht im politischen Prozess, S. 464 und S. 471. 
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Dennoch ist auch im schweizerischen Recht die Gründung der Parteien im 
Privatrecht unbestritten, womit siesich als private Vereinigungen unter ande- 
rem auf die Kommunikationsgrundrechte berufen können, wobei Art. 16, 
Art.17 und Art. 22 BV im Vordergrund stehen.2534 Etwas anderes gilt dagegen 
für die Fraktionen der Bundesversammlung, die zwar das Parteiensystem 
im Parlament widerspiegeln, aber als Parlamentsorgane im öffentlichen Recht 
gründen.2535 Als staatliche Akteure dürfen die Fraktionen redaktionelle 
Inhalte daher lediglich im Rahmen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit verbrei- 
ten.2536 Demgegenüber sind die Parteien als private bzw. gesellschaftliche 
Akteurenichtdem Staat zuzurechnen, womitsie nicht Adressaten des Staatsun- 
abhängigkeitsgebots sein können. Sie dürfen daher redaktionelle Inhalte 
nicht nur im Rahmen der Selbstpräsentation, sondern in Wahrnehmung der 
Medienfreiheit auch im Rahmen der Vermittlung von «Fremdinformationen» 
verbreiten. Entsprechend den Ausführungen zum deutschen Recht stellen 
Obergrenzen oder Verbote von Beteiligungen politischer Parteien an Medien- 
organisationen stets rechtfertigungsbedürftige Eingriffe in grundrechtsge- 
schützte Positionen von Parteien dar. Betreffend die Güterabwägung ist mit 
jenem Teil der deutschen Lehre einig zu gehen, wonach es als ungerechtfertigt 
erscheint, lediglich politischen Parteien, nicht jedoch anderen Interessenvertre- 
tern einen bestimmenden Einfluss auf (einzelne) Medienorganisationen zu ver- 
bieten. Vielmehr gebietet das Prinzip des Aussenpluralismus gerade die Betei- 
ligung möglichst verschiedener tendenzfreier Akteure, wie sie auch politische 
Parteien darstellen, an der öffentlichen Meinungsbildung mittels Medien.2537 


87 Persönlicher Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


I. Einleitende Bemerkungen 


Wie an früherer Stelle dieser Arbeit ausgeführt, weist das Gebot der Staatsun- 
abhängigkeit der Medien zuvördesteinesubjektiv-rechtlicheDimension auf.2538 
Betreffend die Rundfunkfreiheit schreibt ALEX, dass «die Pflicht des Staates, 


2534 TSCHANNEN, BSKBV, Art. 137 BV, N7; vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art. 137 BV, N 4; RHINOW, 
Recht im politischen Prozess, S. 467. 


2535 Vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art.137 BV, N 6; RÜTIMANN, SGK BV, Art. 137 BV, N7; RHINOW, 
Recht im politischen Prozess, S. 468; TSCHANNEN, BSKBV, Art.137 BV, N9. 


2536 Vgl. zur Zulässigkeit staatlicher Öffentlichkeitsarbeit ausführlich $5 II. 
2537 Vgl. zum Aussenpluralismusmodell$21.C.2.c.aa. 
2538 Vgl. hierzu ausführlich$21.B.6.und$3. 
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für Staatsfreiheit und Pluralismus im Rundfunkwesen zu sorgen, nicht nur 
objektiv, sondern wesentlich auch subjektiv begründet [ist]».2539 Der Autor 
führt weiter an: «Dies aber heisst, dass grundsätzlich der Pflicht des Staates 
zur Organisation in dem Umfang Rechte einzelner korrespondieren, indem 
dem Staat die Organisation deshalb geboten ist, weil der Schutz der Freiheit 
der jeweils Einzelnen sie erfordert. Soweit also eine staatsfreie und pluralis- 
tische Organisation des Rundfunkwesens von der Meinungsbildungs- und 
Informationsfreiheit des einzelnen grundrechtlich gefordert ist, trifft den 
Staat nicht nur eine objektive Pflicht; vielmehr korrespondiert dieser Pflicht 
ein subjektives Recht des betroffenen einzelnen.»2540 

In diesem Kapitel soll geklärt werden, welche Personen den grundrecht- 
lichen Schutz des Staatsunabhängigkeitsgebots in Anspruch nehmen können 
und entsprechend in dessen Schutzbereich fallen. Der persönliche Schutz- 
bereich eines Grundrechts umschreibt, wer die Grundrechtsträgerinnen und 
Grundrechtsträger bzw. die Grundrechtsberechtigten sind.254 In den per- 
sönlichen Schutzbereich der Kommunikationsfreiheiten und damit auch des 
Staatsunabhängigkeitsgebots als Teil der Medienfreiheit fallen grundsätzlich 
sowohl natürliche als auch juristische Personen, unabhängigvon der Staatsan- 
gehörigkeit.2542 Die materiell-rechtliche Frage der Grundrechtsberechtigung 
bzw. Rechtsträgerschaft ist zu unterscheiden von der Beschwerdeberechti- 
gungbzw. -legitimation, welche die Befugnis eines Rechtssubjekts zur Ergrei- 
fungeines bestimmten Rechtsmittels umschreibt und damit als Verfahrens- 
voraussetzung eine rein prozessrechtliche Frage betrifft.2543 Dabei ist die 
Grundrechtsberechtigunggrundsätzlich keine Bedingung der prozessualen 
Zulässigkeit, sondern erst der materiellen Begründetheit eines Rechtsmit- 
tels.2544 Umgekehrt impliziert eine Rechtsträgerschaft nicht automatisch die 
verfahrensrechtliche Beschwerdebefugnis, da hierfür grundsätzlich stets 
ein persönlich erlittener Nachteil in der Sache vorausgesetzt wird.2545 Das 
Prozessrecht kann den Rechtsschutz bestimmter Rechtsträger zudem generell 


2539 ALEXY, Grundrechte, S. 451. 
2540 Vgl. ALEXY, Grundrechte, S. 452. 
2541 Vgl. statt vieler SCHWEIZER, SGKBV, Vorbem. zu Art. 7-36 BV, N7. 


2542 Vgl. statt vieler betreffend die Kommunikationsgrundrechte SCHEFER, Kommunika- 
tionsgrundrechte, Rz. 52. 


2543 Vgl. im Allgemeinen RHINOW/KOLLER/KISS/THURNHERR/BRÜHL-MOSER, Öffentliches 
Prozessrecht, Rz. 1092; vgl. im Kontext verfassungsmässiger Rechte juristischer Per- 
sonen des öffentlichen Rechts HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S. 112. 

2544 Vgl. im Allgemeinen und zum bundesrechtlichen Ausnahmefall der subsidiären Ver- 
fassungsbeschwerde RHINOW/KOLLER/KISS/THURNHERR/BRÜHL-MOSER, Öffent- 
liches Prozessrecht, Rz.1093f. 

2545 Vgl. im Allgemeinen und zu den Ausnahmefällen betreffend die prozessrechtliche 
Voraussetzung des persönlich erlittenen Nachteils RHINOW/KOLLER/KISS/THURNHERR/ 
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beschränken, so etwa während langer Zeit in Bezug auföffentlich-rechtliche 
Körperschaften imaltrechtlichen Verfahren der staatsrechtlichen Beschwerde 
an das Bundesgericht.2546 

Nachfolgend ist im Einzelnen zu erörtern, inwiefern sich Medienorgani- 
sationen ($7 II.), Medienschaffende ($7 III.) sowie Medienkonsumentinnen 
und -konsumenten ($7 IV.) aufdasStaatsunabhängigkeitsgebot berufen kön- 
nen, wobeiauch prozessrechtlichen Fragen der Beschwerdelegitimation nach- 
gegangen wird. 

Dabeigilt für dieBundesebenerelativierend festzuhalten, dass die The- 
matik im Kontext der bundesgesetzlichen Ausgestaltung der Medienordnung 
primär von theoretischem und weniger von praktischem Interesse ist. So ver- 
bietet die Bundesverfassung den Gerichten sowie allen anderen rechtsan- 
wendenden Behörden zwar nicht die Prüfung und Feststellung einer allfälli- 
gen verfassungswidrigen bundesgesetzlichen Norm, doch gebietet Art. 190 BV 
grundsätzlich deren Anwendung.25* Allerdings fordern gewisse Autoren dann 
eine Ausnahme von diesem Anwendungsgebot, wenn grundrechtliche Kernge- 
halte betroffen sind. Für solche Fälle soll Art. 190 BV die Gerichte nicht davon 
entbinden, einen hinreichenden Rechtsschutz auch gegen Kerngehaltsver- 
letzungen durch Bundesgesetze zu gewährleisten und kerngehaltswidrigen 
Bundesgesetzen im Einzelfall entsprechend die Anwendung zu versagen.2548 


I. Medienorganisationen 


A. Völkerrecht 
1. EMRK 


Träger der von Art. 10 Ziff. 1 EMRK geschützten Kommunikationsgrundrechte 
sind nach der Rechtsprechung des EGMR nebst natürlichen auch juristische 
Personen.2549 Betreffend juristische Personen wird deren Beschwerdelegiti- 
mation gemäss Art. 34 EMRK hingegen dann verneint, wenn sie als «staatliche 


BRÜHL-MOSER, Öffentliches Prozessrecht, Rz.1096 ff.; vgl. hierzu im Kontext der 
Beschwerdebefugnis von Medienkonsumentinnen und -konsumenten $7 IV. 


2546 Vgl. m.w.Verw. im Kontext verfassungsmässiger Rechte juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S.112. 


2547 Vgl. statt vieler ausführlich EPINEY, BSK BV, Art.190 BV, N2ff. und N 35; HANGARTNER/ 
LOOSER, SGKBV, Art.190 BV, N6ff. und N11. 


2548 Som.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 926; vgl. ausführlich SCHEFER, 
Kerngehalte, S.527f. und S.323f.; TSCHANNEN, Staatsrecht, $8, N 11; vgl. auch m.w. 
Verw. BIAGGINI, Komm. BV, Art.190 BV, N 17; vgl. im Zusammenhang mit dem Rechts- 
schutz gegen die SRG-Konzession $8 II. C.1. 


2549 Vgl. etwa EGMR, Urteil vom 21.7.2011, Sigma Radio Television Ltd. v. Cyprus, Nr. 32181/04 
und Nr. 35122/05, Ziff. 7 und Ziff. 204; EGMR, Urteil vom 22.5.1990, Autronic AG v. Swit- 
zerland, Nr. 12726/87, Ziff. 47; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 51. 
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Organisationen» staatliche Hoheitsbefugnisse ausüben oder einen Service 
public unter der Kontrolle staatlicher Behörden erbringen.2550 Zur Eruierung, 
ob eine Organisation «staatlich» ist, nennt der EGMR in ständiger Rechtspre- 
chung vier Kriterien: «le statut juridique et, le cas échéant, les prérogatives 
qu’il lui donne, la nature de Pactivite qu’elle exerce etle contexte dans lequel 
s'inscrit celle-ci, et [le] degré d'indépendance par rapport aux autorités poli- 
tiques».2551 Solange allerdings eine Medienorganisation kein staatliches Mono- 
polinnehat und ihre «redaktionelle Unabhängigkeit sowie institutionelle 
Autonomie» gesetzlich gewährleistet werden, führen Kriterien wie die Rechts- 
form der Organisation,2552 die staatliche Genehmigung der Statuten, die mehr- 
heitlich staatliche Finanzierung oder Beteiligung sowie ein überwiegend aus 
staatlich ernannten Mitgliedern bestehendes oberstes Leitungs- und Aufsichts- 
gremium noch nicht zu einer Bejahung einer «staatlichen Organisation».2553 

Im Rahmen dieser Rechtsprechung hat der EGMR in Anlehnung insbe- 
sondere an die Europaratsempfehlung zur Unabhängigkeit des Service-public- 
Rundfunks aus dem Jahr 1996 die Beschwerdelegitimation verschiedener Ser- 
vice-public-Medien wie etwa der als privatrechtlichen Verein organisierten 
SRG, der öffentlich-rechtlichen Stiftung ORF und der privatrechtlichen Aktien- 
gesellschaft Radio France bejaht.2554 

In einem anderen Fall betreffend eine Lokalzeitungin Russland hingegen 
hat der Gerichtshof diese als grundrechtsverpflichtete «staatliche» Organisa- 
tion eingestuft, weil deren Chefredakteur von der Gemeinde ernannt sowie 
bezahlt wurde und die Zeitung als «Gemeindeinstitution» geschaffen worden 


2550 Vgl. EGMR, Urteil vom 9.12.1994, The Holy Monasteries v. Greece, Nr.13092/87 und 
Nr.13984/88, Ziff. 49; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 51; vgl. ausführlich 
MARQUIS, Qualité pour agir, Rz. 455ff. 


2551 EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 23.9.2003, Radio France a.o. v. France, Nr. 53984/00, 
Rz. 26; MARQUIS, Qualité pour agir, Rz. 460. 


2552 Sowohl privatrechtliche als auch öffentlich-rechtliche Organisationen können als 
«staatlich» oder «nicht-staatlich» im Sinne von Art. 34 EMRK gelten (MARQUIS, Qualité 
pour agir, Rz. 459). 

2553 Vgl. EGMR, Urteil vom 7.12.2006, Österreichischer Rundfunk v. Austria, Nr. 35841/02, 
Ziff. 51f.; EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 23.9.2003, Radio France a.o. v. France, 
Nr. 53984/00, Rz. 26; vgl. dazu MARQUIS, Qualité pour agir, Rz. 474 ff. und 485 ff.; ZELLER, 
Radio France, S. 52; vgl. zu den teilweise gleichlautenden Mindestanforderungen von 
Art.10 EMRK an die staatliche Beaufsichtigung und Finanzierung von Medien $4 IV. 
A. 3. und §4TV. A. 4. 


2554 Vgl. EGMR, Urteil vom 21.6.2012, SRG v. Switzerland, Nr. 34124/06, Ziff. 41; EGMR, 
Urteil vom 7.12.2006, Österreichischer Rundfunk v. Austria, Nr. 35841/02, Ziff. 53; EG- 
MR, Zulässigkeitsentscheid vom 23.9.2003, Radio France a.o. v. France, Nr. 53984/00, 
Ziff. 26; vgl. auch EGMR, Urteil vom 29.3.2011, RTBF v. Belgium, Nr. 50084/06, Ziff. 5 
und Ziff. 94; EGMR, Urteil vom 7.12.2010, Mackay a. BBC Scotland v. United Kingdom, 
Nr. 10734/05, Ziff. 18 f.; GRABENWARTER/PABEL, EMRK, §23, N10; GROTE/WENZEL, 
Konk.Komm. EMRK/GG, Rz. 51. 
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sei mit dem Ziel, der Öffentlichkeit ein Informationsangebot insbesondere über 
lokale Ereignisse anzubieten. Die Gemeinde hatte zwar ausser betreffend die 
Veröffentlichung von Gesetzestexten und staatlichen Bekanntmachungen 
nicht dasRecht, die Zeitung zur Publikation bestimmter Inhalte zu verpflich- 
ten, doch hatte sie die Befugnis, deren Redaktionspolitik strategisch zu gestal- 
ten.2555 Bei diesem Fall gilt es allerdings zu beachten, dass diese Ausführungen 
nicht im Kontext von Art. 34 EMRK erfolgten, da nicht die Lokalzeitung, son- 
dern ein externer Journalist, dessen Beitrag nicht veröffentlicht wurde, als 
Beschwerdeführer aufgetreten war. Der Fall kann daher mit dem «Manole-Fall» 
verglichen werden, in welchem ebenfalls nicht die Medienorganisation, son- 
dern Medienschaffende Beschwerde eingelegt hatten. Anders als im «Manole- 
Fall» wurden in diesem Fall jedoch die Grundrechtseingriffe nicht auf die 
strukturell-organisatorische Schwäche der Zeitung und die damit verbundene 
Verletzung von Art.10 EMRK durch das einflussnehmende staatliche Organ 
zurückgeführt, 2556 sondern es wurde zwecks Zurechnung.des grundrecht- 
lichen Eingriffs zum Staat die Zeitung selbst als «staatliche Organisation» 
qualifiziert. Dieses unterschiedliche Vorgehen des EGMR kann zwar damit 
begründet werden, dass in diesem Fall anders als im «Manole-Fall» die struk- 
turell-organisatorische Schwäche der Medienorganisation selbst nichtgerügt 
wurde. Gleichwohl zeigen diese verschiedenen Begründungen des EGMR die 
mitunter schwierig vorzunehmende funktionale Abgrenzung von zulässigen 
Gemeindeanzeigern im Rahmen transparenter staatlicher Öffentlichkeitsar- 
beit aufder einen zur unzulässigen staatlichen Beherrschung publizistischer 
Tätigkeit auf der anderen Seite.2557 

Interessant wäre gewesen, wie die Beschwerdelegitimation der Lokal- 
zeitung oder des Service-public-Veranstalters TRM beurteilt worden wäre, 
wenn sich diese gegen die staatlichen Einflussnahmen beschwert hätten. 
Wie BERKA/TRETTER überzeugend festhalten, darfaus der EGMR-Rechtspre- 
chung zur Beschwerdelegitimation nicht abgeleitet werden, dass eine im Licht 
von Art. 34 EMRK als «staatlich» zu qualifizierende Medienorganisation nicht 
grundrechtsberechtigt und damit nicht zur Beschwerde befugt sei.255® Andern- 
falls könnte die paradoxe Situation eintreten, in der ein Staat einer Medien- 
organisation durch die Verletzung von deren Staatsunabhängigkeit jeglichen 


2555 Vgl. EGMR, Urteil vom 21.1.2011, Saliyev v. Russia, Nr. 35016/03, Ziff. 65 ff.; MARQUIS, 
Qualité pour agir, Rz. 475. 
2556 Vgl. zur Begründung im «Manole-Fall» sogleich $7 III. A. und ausführlich § 4 IV. A. 3. 


2557 Vgl. zu dieser funktionalen Abgrenzung ausführlich im Licht des schweizerischen 
Verfassungsrechts § 5 HI. 

2558 So im Kontext von Service-public-Medien BERKA/TRETTER, Public Service Media, 
S.10 und S. 23; BERKA/TRETTER, Good Governance, S.121. 
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von Art. 10 EMRK gewährten Schutz verweigern könnte.2559 Dies stünde mit 
der ständigen Rechtsprechung des EGMR in Widerspruch, wonach die von der 
EMRK gewährten Rechte praktisch und effektiv sein müssen.2560 Um einen 
wirksamen Schutz von Art. 10 EMRK zu gewährleisten, müsste der EGMR folg- 
lich gerade auch auf Beschwerden von Medienorganisationen eintreten, die 
keine gesetzlich gewährleistete «redaktionelle Unabhängigkeit sowie insti- 
tutionelle Autonomie» geniessen und damit als «staatliche Organisationen» 
gemäss Art. 34 EMRK zu qualifizieren wären.2561 


2. UNO-PaktII 


Der UNO-MRA zieht im Rahmen seiner Beurteilung der Beschwerdeberech- 
tigung zur Bestimmung der «Staatlichkeit» einer Organisation ähnlich der 
Rechtsprechung des EGMR das Kriterium der staatlichen Kontrolle heran.2562 
Im Gegensatz zum EGMR erachtete der Ausschuss für die staatliche Organi- 
sation jedoch auch das Kriterium der staatlichen Mehrheitsbeteiligung als 
relevant. So wurde der finnische öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter 
dem Staat zugerechnet mit der Begründung, dieser sei «placed under specific 
government control» und befinde sich zu 90% in staatlichem Besitz.2563 Die 
Aussagen des UNO-MRA erfolgten jedoch, wie auch die Ausführungen des 
EGMR im Fall der russischen Lokalzeitung, nicht im Kontext der Beschwerde- 
legitimation des Rundfunkveranstalters, sondern im Hinblick aufdie Zurech- 
nung von Handlungen des Rundfunkveranstalters zum Staat.256* Ohnehin 
kommt juristischen Personen wie etwa Medienorganisationen kein Beschwerde- 
rechtvor dem UNO-MRA zu, dadasIndividualbeschwerdeverfahren im Unter- 
schied zu Art. 34 EMRK nur natürlichen Personen offensteht (vgl. Art. 1 und 
2 FP-UNO-Pakt II).2565 


2559 Vgl. im Zusammenhang mit Service-public-Medien BERKA/TRETTER, Public Service 
Media, S.10 und S. 23; BERKA/TRETTER, Good Governance, S. 121; vgl. zu den aus Art.10 
EMRK fliessenden Mindestanforderungen an das Staatsunabhängigkeitsgebot aus- 
führlich §4 IV. A. 


2560 Vgl. betreffend das Recht auf Verteidigung etwa EGMR, Urteil vom 13.5.1980, Artico 
v. Italy, Nr. 6694/74, Ziff. 33; BERKA/TRETTER, Public Service Media, S.10 und S. 23; 
BERKA/TRETTER, Good Governance, $.121. 

2561 Vgl. im Zusammenhang mit Service-public-Medien BERKA/TRETTER, Public Service 
Media, S.10 und S. 23; BERKA/TRETTER, Good Governance, S.121. 


2562 Vgl. zur Rechtsprechung des EGMR soeben §7 1I. A. 1. 

2563 Vgl. UNO-MRA, 2.4.1982, Hertzberg a.o. v. Finland, CCPR/C/15/D/61/1979, Ziff. 9.1; 
UNO-MRA, 12.9.2011, General Comment No. 34, CCPR/C/GC/34, Ziff. 7; SCHABAS, CCPR 
Comm., Art.19 CCPR, N 19. 

2564 Vgl. UNO-MRA, 2.4.1982, Hertzberg a.o. v. Finland, CCPR/C/15/D/61/1979, Ziff. 10.2. 

2565 Vgl. UNO-MRA, 14.7.1989, A publication and a printing company v. Trinidad and Tobago, 
Nr. 361/1989, Ziff. 3.2; GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, Fn. 253. Da die Schweiz 
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B. Schweizerisches Verfassungsrecht 


Im deutschen Verfassungsrecht ist allgemein anerkannt, dass juristische Per- 
sonen unabhängig von ihrer öffentlich-rechtlichen Organisationsform grund- 
rechtsberechtigt sein können, sofern sie einen direkten materiellen Bezug 
zueeinem grundrechtlich geschützten Lebensbereich aufweisen bzw. Grund- 
rechte in einem Bereich verteidigen und deshalb als «staatsunabhängige oder 
doch staatsdistanzierte» Einrichtungen anzusehen sind.2566 Vor diesem Hin- 
tergrund hat das deutsche Bundesverfassungsgericht öffentlich-rechtliche 
Hochschulen und Rundfunkanstalten sowie den mit dem Status einer öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaft versehenen Kirchen trotz ihrer öffentlich-rechtli- 
chen Organisationsform der Wissenschafts-, Rundfunk- bzw. Religionsfreiheit 
unmittelbar zugeordnet.2567 Dabei erfolgte die Zuordnung der öffentlich- 
rechtlichen Universitäten und Rundfunkanstalten zu einemgrundrechtlich 
geschützten Lebensbereich aufgrund «der ihnen durch die Rechtsordnung 
übertragenen Aufgabe».2568 In Bezug auf die öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten hielt das Gericht fest, dass diese «eine Verletzung der Rundfunkfrei- 
heit geltend machen können, weil ihr Status als vom Staat unabhängige, 
selbstverwaltete Anstalten des öffentlichen Rechts der Verwirklichung die- 
ses Grundrechts dient».2569 HERRMANN/LAUSEN halten diesbezüglich fest: 
«Da unsere Verfassungsordnungdie Staatsferne der öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkunternehmen fordert und Rundfunkgesetze dies ausführlich regeln, ist 
Grundrechtsschutz selbstverständliches Korrelat.»2570 Die Grundrechtsbe- 
rechtigung der Rundfunkanstalten entfällt auch nicht dadurch, dass diesein 
anderen Beziehungen ihrerseits grundrechtsverpflichtet sind,2571 so etwa 


den FP-UNO-Pakt Ibis anhin nicht ratifiziert hat, fällt eineIndividualbeschwerdean 
den UNO-MRA für Verletzungen von Art. 19 Ziff. 2 UNO-Pakt II durch die Schweiz ohne- 
hin ausser Betracht. Stattdessen kommt lediglich das in Art. 40 UNO-Pakt Il vorgese- 
hene Berichtsverfahren und das von der Schweiz anerkannte Staatenbeschwerdever- 
fahren zur Anwendung (vgl. EDA, Internationaler Paktüber bürgerliche und politische 
Rechte, 27.11.2017); vgl. zur Beschwerdelegitimation juristischer Personen gemäss 
Art.34 EMRK §7 1I. A.1. 


2566 Vgl. statt vieler betreffend die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten BVerfGE 34, 
314 (322); DREIER, Komm. GG, Art. 19 II GG, N 60 und 62; SCHULZE-FIELITZ, Komm. GG, 
Art. 5, I, IIGG, N120; vgl. auch m.w.Verw. GROTE/WENZEL, Konk.Komm. EMRK/GG, 
RZ. 51. 


2567 Vgl. mit zahlreichen Hinweisen auf die bundesverfassungsgerichtliche Rechtspre- 
chung DREIER, Komm. GG, Art. 19 III GG, N 60; vgl. bereits §6 I. D. 


2568 BVerfGE 61, 82 (102); vgl. DREIER, Komm. GG, Art. 19 III GG, N 60; vgl. bereits §6 I. D. 


2569 Vgl. statt vieler BVerfGE 31, 314 (322); RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, 
D. Staatsfreiheit, N150. 


2570 Vgl. HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, §7, N26. 
2571 Vgl. m.w.H. HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, §7, N 27. 
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gegenüber politischen Parteien bei der Gewährung von Sendezeiten vor Wah- 
len.2572 Allerdings erlaubt das Bundesverfassungsgericht den Rundfunkan- 
stalten lediglich die Berufung auf die Rundfunkfreiheit und nicht auf andere 
Grundrechte wie die Pressefreiheit. Dabei wird die Veröffentlichung programm- 
bezogener Druckwerke nur insoweit als von der Rundfunkfreiheitgeschützt 
erachtet, als die Verbreitunglediglich eine die Aufgabenerfüllung der Anstalt 
unterstützende Randbetätigung darstellt. Damit erstreckt das Gericht die 
Grundrechtsträgerschaft der Rundfunkanstalten lediglich auf Verhaltens- 
weisen, welche die Ausübung der Rundfunkfreiheit unterstützen.2573 

Wie bereits im Zusammenhang mit dem Adressatenkreis des Staatsun- 
abhängigkeitsgebots erläutert, gilt auch im schweizerischen Verfassungsrecht, 
dass juristische Personen ausnahmsweise trotz einer gemäss Art. 35 Abs. 2 
BV bestehenden Grundrechtsbindung gleichzeitig auch grundrechtsberech- 
tigt sein können.2574 Dabei wird die Grundrechtsberechtigung juristischer 
Personen unabhängig von der Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe 
oder der institutionellen Zurechnung zum Staat dann bejaht, wenn sie in einer 
bestimmten Funktion unmittelbar und spezifisch der Verwirklichungvon Grund- 
rechten dienen.2575 Vor diesem Hintergrund können Hochschulen gemäss 
der h.L. trotz der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben oder der Zurechnung 
zum Staat als Grundrechtsträger der Wissenschaftsfreiheit gemäss Art. 20 BV 
in Betracht kommen, wenn sie der Wissenschaftsfreiheit ihrer Angehörigen 
zudienen.2576 

In Bezug auf die eine öffentliche Aufgabe erfüllende SRG wurde dieser vom 
Bundesgericht noch bis Anfang der 2000er-Jahre lediglich eine von Art. 93 
Abs. 3 BV garantierte «(Programm-)Autonomie» zugestanden, ohne dabei von 
einem grundrechtlichen Schutz zu sprechen.257” Demgegenüber forderte ein 
Teil der Lehre seit jeher trotz der wohl zubejahenden Ausgestaltung der SRG 


2572 Vgl.statt vieler BVerfGE 69, 257; vgl. weitere Nachweise in HERRMANN/LAUSEN, Rund- 
funkrecht, $10, N70; vgl. hierzu auch § 4 V. C. 2. f. ff. 

2573 Vgl. BVerfGE 83, 238 (312 f.); BVerfGE 59, 231 (254 f.); DREIER, Komm. GG, Art. 19 II GG, 
N62. 


2574 Vgl. bereits §6 I. C. 


2575 Vgl. aus der Lehre etwa HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S. 122; MÜLLER, 
Elemente, S. 93 f.; vgl. bereits §6 I. D. 


2576 So etwa BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, S.173, RZ. 63; BIAGGINI, Komm. BV, 
Art. 20 BV, N11; HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S. 122; HERTIG, BSK BV, 
Art. 20 BV, N21; KIENER/KÄLIN/WYTTENBACH, Grundrechte, §24, N 5; RHINOW/SCHE- 
FER/UEBERSAX, Verfassungsrecht, Ziff. 1667; vgl. auch STÖCKLI/WEBER, ETH, Rz. 32. 

2577 Vgl. etwa BGer, Urteil vom 13.1.2000, 2A.213/1999, E. 1; BGE 98 Ia 73, E. 3c), S. 82; BGer, 
Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, E. 3.a), S. 224; vgl. dazu BALDEGGER, Menschen- 
rechtsschutz, S.131; GYGI, Ausführungen, S. 228; vgl. hierzu bereits in historischem 
Kontext §1 VIII. C. 
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als öffentliches Unternehmen bis zur Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 
deren grundrechtliche Schutz bei der Erfüllung ihres Leistungsauftrags mit 
der Begründung, dass die SRG gerade aufgrund ihres Programmauftrags «in 
hervorragender Weise an der gesamten politischen und kulturellen Meinungs- 
bildung beteiligt ist und damit eine wesentliche Funktion für die Meinungs- 
äusserungs- und Informationsfreiheit - Lebenselemente einer offenen demo- 
kratischen Gesellschaft - zu erfüllen hat».2578 Seit Anfang der 2000er-Jahre 
bejaht auch das Bundesgericht ohne weitere Thematisierung der Problematik 
den Schutz der SRG durch Art. 17 BV auch bei der Erfüllung ihres Programm- 
auftrags.2579 Handelt die SRG ausserhalb ihres Programmauftrags und damit 
nicht in Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, kann sie sich nach Ansicht des 
Bundesgerichts sowie des Bundesrats grundsätzlich auf die Grundrechte wie 
z.B. die Wirtschaftsfreiheit berufen.2580 

Aus den vorangehenden Ausführungen folgt, dass sich die SRG sowie 
andere Medienorganisationen unabhängig von der Wahrnehmung publizisti- 
scher Tätigkeiten als öffentliche Aufgabe sowie unabhängig von ihrer öffentlich- 
rechtlichen Organisationsform oder gar ihrer im Lichte des Beherrschungsverbots 
unzulässigen staatlichen Beherrschungstets auf Art. 17 BV berufen und sich ent- 
sprechend gegen Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot wehren können. 


2578 Vgl. MÜLLER, Elemente, S. 95; so auch HANGARTNER, Verfassungsmässige Rechte, S.124; 
HÄSLER, Grundrechte, S.167; HETTICH/SCHELKER, Medien, S.135; MÜLLER/SCHEFER/ 
ZELLER, Medienfreiheit, S.450 und S. 491; vgl. auch HÄNER, Grundrechtsgeltung, 
S.1150, allerdings mit der m.E. unzutreffenden Begründung, die SRG erfülle keine 
«staatliche», sondern eine «öffentliche» Aufgabe und sei daher «grundsätzlich Grund- 
rechtsträgerin und nicht Adressatin» (vgl. zur Diskussion hinsichtlich der SRG als Trä- 
gerin «öffentlicher» bzw. «staatlicher» Aufgaben $21.C.4.d.dd.); vgl. zurwohlanzuneh- 
menden früheren Ausgestaltung der SRG als öffentliches Unternehmen $9 1I. D. 2. E. 


2579 Vgl. statt vieler BGE 13718, E.2.4, S.12; BGE 1371340, E.3.3, S.346; vgl. hierzu auch 
BALDEGGER, Menschenrechtsschutz, S.131f.; BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, 
Kap. 5, N 40; SEILER, Grundrechtsträgerschaft und Grundrechtsverpflichtung, S.752. 


2580 Vgl. BGE12311402,E.3.a), S. 409; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1693; a. A. BAL- 
DEGGER, Menschenrechtsschutz, S.152: «Aus dieser insgesamt sehr intensiven Ver- 
flechtung mit dem Staat und ihre[m] gesetzlichen Programmauftrag[], auf dessen 
Erfüllung sie ihre gesamte (d.h. auch soweit sie nicht im Rahmen ihres Leistungsauf- 
trag handelt) Tätigkeit auszurichten hat, folgt, dass die SRG auch ausserhalb des Leis- 
tungsauftrags nicht der Realisierung privater Freiheit dient, sondern schlussendlich 
auf die Erfüllung gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben ausgerichtet ist. Die Wirt- 
schaftsfreiheit schützt privatwirtschaftliche Tätigkeiten, die Ausdruck der Wahrneh- 
mung privater Freiheiten sind; der Schutz des wirtschaftlichen Handelns von Unter- 
nehmen, die der staatlichen Sphäre zuzurechnen sind und deren Handlungsspiel- 
raum wie bei der SRG weitgehend durch staatliche Normen eingeschränkt sind, ist 
hingegen nicht Aufgabe der Wirtschaftsfreiheit.» vgl. hingegen zur in der vorliegen- 
den Arbeit angenommenen Zurechnung der SRG als privates Unternehmen der gesell- 
schaftlichen bzw. privaten Sphäre $9 II. D. 2. e.; vgl. aber zur Grundrechtsbindung der 
SRG auch ausserhalb der eigentlichen Erfüllungihres Leistungsauftrags § 4 V. C. 2. f. ff. 
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III. Medienschaffende 


Die Ausweitung des persönlichen Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeits- 
gebots auf die einzelnen, in der betroffenen Medienorganisation arbeitenden 
Medienschaffenden ist zur Sicherung der Meinungsbildungs- und Kontroll- 
funktion der Medienorganisationen deshalb von wesentlicher rechtsschutz- 
praktischer Bedeutung, da Medienorganisationen im Falle ihrer staatlichen 
Beherrschung sowie aufgrund finanzieller oder anderweitiger Abhängigkei- 
ten vom Staat kaum je Verletzungen des Staatsunabhängigkeitsgebots rügen 
dürften. 


A. EMRK 


Gemäss der Rechtsprechung des EGMR schützt Art. 10 Ziff. 1 EMRK alle an der 
Erstellung von Medieninhalten Beteiligten, wie insbesondere Journalisten 
und Redakteure.2581 In diesem Zusammenhang besonders hervorzuheben 
ist wiederum der «Manole-Entscheid», in dem sich Medienschaffende des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters Moldawiens TRM gegen dessen 
politische Kontrolle durch die herrschendekommunistische Partei beschwer- 
ten. Wie an anderer Stelle bereits erläutert, führte der EGMR die beanstan- 
deten Eingriffe auf eine strukturell-organisatorische Schwäche des Service- 
public-Veranstalters zurück und hiess die Beschwerde der Medienschaffenden 
gut mit der Begründung, die moldawische Gesetzgebung habe die redaktio- 
nelle Unabhängigkeit sowie die institutionelle Autonomie der Veranstalter 
gegenüber dem Staat in keiner Weise gewährleistet.2582 Daraus wird ersicht- 
lich, dass sich Journalistinnen und Journalisten beim EGMR gegen Eingriffe 
in den von Art. 10 Ziff. 1 EMRK garantierten Schutzbereich des Staatsunabhän- 
gigkeitsgebot wehren können, sofern sie die notwendige Beschwerdelegiti- 
mation aufweisen. Im Fall Manole waren alle Beschwerdeführerinnen und 
Beschwerdeführer entweder Redakteure, Korrespondentinnen und Regis- 
seure bzw. Produzentinnen beim Veranstalter TRM.2583 Daraus wird ersicht- 
lich, dass die Beschwerdelegitimation von Medienschaffenden zumindest 
dann vom EGMR bejaht werden dürfte, wenn diese für die in Frage stehende 


2581 Vgl. zum Schutz von Radio- und Fernsehjournalisten EGMR, Urteil vom 29.3.2001, 
Thoma v. Luxembourg, Nr. 38432/97, Ziff. 51; EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. 
v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 103; SCHIEDERMAIR, IntKomm. EMRK, Art. 10 EMRK, 
N 100; vgl. auch GRABENWARTER/PABEL, EMRK, $23, N10; GROTE/WENZEL, Konk. 
Komm. EMRK/GG, RZ. 44. 


2582 Vgl. EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr. 13936/02, Ziff. 117. 


2583 Vgl. ausführlich EGMR, Urteil vom 17.9.2009, Manole a.o. v. Moldova, Nr.13936/02, 
Ziff. 9 ff. 
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Medienorganisation tätig sind bzw. waren und ihre Arbeit entsprechend dem 
Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots einen Zusammenhang zur 
redaktionellen Tätigkeit aufweist.2584 


B. Schweizerisches Verfassungsrecht 


Im deutschen Verfassungsrecht herrscht in der Lehre die Ansicht, dass der 
Schutz von Art. 5 Abs. 1 GG allen natürlichen Personen zukommt, die als 
Kommunikatorinnen und Kommunikatoren an der Kommunikation mittels 
Medien teilnehmen. Dazu gehören alle an der Inhaltsproduktion irgendwie 
beteiligten Medienschaffenden, wie etwa Journalistinnen und Journalisten, 
Kameraleute oder an der Verbreitung beteiligte Berufsleute.2585 Für die Rund- 
funkfreiheit hält das deutsche Bundesverfassungsgericht fest, dass diese sei- 
nen Trägern in dem Umfang zusteht, der zur Funktionsfähigkeit des Rund- 
funks notwendig ist.2586 Daraus wird in der Lehre geschlossen, dass sich 
Medienschaffende aufgrund ihrer Beteiligung an der Rundfunktätigkeit 
parallel zu den Rundfunkveranstaltern funktionsbezogen und zwar zur Siche- 
rungder Rundfunkfreiheit insbesondere gegenüber staatlichen Eingriffen eben- 
fallsaufdas Grundrecht berufen können sollen.2537 Betreffend Mitglieder von 
Aufsichtsgremien öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten hat das deutsche 
Bundesverfassungsgericht indes festgehalten, dass diese keine Träger der 
Rundfunkfreiheit seien, da die «Bildung der Aufsichtsgremien aus den vor- 
wiegend verbandlich organisierten gesellschaftlich relevanten Gruppen [...] 
nicht den Sinn [hat], diesen die Programmgestaltung zu übertragen».2588 
HERRMANN/LAUSEN halten dem überzeugend entgegen, «dass auch Mitglie- 
der der Aufsichtsgremien [...] am Schutz des Art. 5 GG teilnehmen können, 
z.B. wenn sie sich gegen die Zumutung eines imperativen Mandats oder Ein- 
flüsse staatlicher Organe zur Wehr setzen müssen».2589 

Im schweizerischen Verfassungsrecht herrscht ebenfalls die Ansicht, dass 
die Medienfreiheit gemäss Art. 17 BV alle Berufsleute schützt, dieinirgendeiner 


2584 Vgl. ausführlich zum Schutz des Staatsunabhängigkeitsgebots vor publizistisch rele- 
vanten Einwirkungen $31.B. 


2585 Vgl. etwa HOFFMANN-RIEM, Kommunikationsfreiheiten, Rz. 163; vgl. im Zusammenhang 
mit der Rundfunkfreiheit HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $7, N 21; RICKER/ 
SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, B. Verfassungsrechtliche Grundlagen, N 157. 


2586 Vgl. BVerfGE 31, 314 (340); RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, B. Verfas- 
sungsrechtliche Grundlagen, N 157. 


2587 Vgl.m.w.Verw. RICKER/SCHIWY, Rundfunkverfassungsrecht, B. Verfassungsrechtliche 
Grundlagen, N 157. 


2588 Vgl. BVerfGE 83, 238 (333); vgl. dazu HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $7, N, 22. 
2589 Vgl. HERRMANN/LAUSEN, Rundfunkrecht, $7, N22. 
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Artund Weise zur Verbreitung von Medieninhalten beitragen.2590 Bereits vor 
der Anerkennung der grundrechtlichen Freiheit der Radio- und Fernsehver- 
anstalter hat das Bundesgericht angenommen, dass die verfassungsrechtlich 
garantierte Autonomie auch den verantwortlichen Programmgestaltern zu- 
steht.2591 Folglich müssten sich analog zu den Ausführungen zur EMRK und 
entsprechend dem Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots zumin- 
dest jene Personen gegen das Gebot verletzende staatliche Massnahmen zur 
Wehr setzen können, deren Tätigkeit innerhalb der betroffenen Medienorgani- 
sation eine publizistische Relevanz aufweist.2592 


IV. Medienkonsumentinnen und -konsumenten 


Schliesslich ist zu klären, inwieweit auch Medienkonsumentinnen und -kon- 
sumenten Eingriffe in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsprinzips 
rügen können. Diese Frage ist etwa für Fälle der staatlichen Verbreitung von 
Informationen ausserhalb des zulässigen Rahmens staatlicher Öffentlichkeits- 
arbeit von rechtsschutzpraktischem Interesse.259 Gegen die staatliche Eigen- 
betätigungim Bereich publizistischer Tätigkeit können sich zudem konkurrie- 
rende Medienorganisationen gestützt aufwettbewerbsrechtliche Ansprüche 
wehren.2594 

In der schweizerischen Lehre ist umstritten, ob das Publikum ebenfalls 
Träger der Medienfreiheit ist.2595 Unbestritten ist jedoch, dass Medienkonsu- 
mentinnen und -konsumenten sowohl gemäss Art. 10 EMRK als auch gemäss 
Art. 16 BV von der funktional der Medienfreiheit zugeordneten Informations- 


2590 Vgl. etwa BGE 13718, E.2.4f., S.12f.; vgl. statt vieler BARRELET/WERLY, Droit de la 
Communication, Rz.76 und 237; BELSER/WALDMANN, Grundrechte II, Kap. 5, N 39; 
BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 BV, N6; BRUNNER/BURKERT, SGK BV, Art.17 BV, N31; 
MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Medienfreiheit, S.449f. und S. 498f.; ZELLER/KIENER, 
BSK BV, Art. 17 BV, N21 und 47. 

2591 Vgl. BGE 119 Ib 166, E. 4.e), S. 174; BGE 98 la 73, E. 3.C), S. 82; BARRELET/WERLY, Droit de 
la Communication, RZ. 227. 

2592 Vgl. betreffend den Schutz der Medienschaffenden gemäss Art. 10 EMRK soeben $7 
III. A.; vgl. ausführlich zum Schutz des Staatsunabhängigkeitsgebots vor publizistisch 
relevanten Einwirkungen $31.B. 


2593 Vgl. zu den Problemfeldern direkter staatlicher Öffentlichkeitsarbeit mittels eigener 
Verbreitungskanäle wie die Publikation staatlicher Druckschriften$5V.B. 


2594 Vgl. in Deutschland etwa BGH, Urteil vom 20.12.2018, NT. 196/2018 und VON BRAUN- 
SCHWEIG MARTIN, Gericht gibt Verlag der Ruhr Nachrichten recht: Stadt Dortmund 
verletzt Grundgesetz, Ruhr Nachrichten, 8.11.2019. 


2595 Vgl. hierzu BIAGGINI, Komm. BV, Art. 17 BV, N 6; KÄLIN/KIENER/WYTTENBACH, Grund- 
rechte, §21, N24. Eine Grundrechtsträgerschaft des Publikums bejahen etwa AUER/ 
MALINVERNI/HOTTELIER, Droit constitutionnel, Rz. 554; BRUNNER/BURKERT, SGKBV, 
Art.17 BV, N33; KLEY, Medien, S.194; ZIMMERLI, Medienfreiheit, S.20f. 
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freiheit geschützt sind, die einen staatlich unbeeinflussten Zugang zu Medien- 
informationen garantiert.2596 Wie bereits erläutert ist allerdings fraglich, ob 
Eingriffe in die Medienfreiheit aufgrund dieser funktionalen Beziehung 
zugleich immer auchals Eingriffe in die Informationsfreiheit des Publikums zu 
qualifizieren sind.2597 In diesem Zusammenhang interessant zu erwähnen ist 
die Rechtsprechung der Afrikanischen Kommission für Menschenrechte und 
die Rechte der Völker (AKMRV), wonach Eingriffe in die Medienfreiheit gleich- 
zeitig auch Eingriffe in die Informationsfreiheit des Publikums darstellen.2598 

Wie dem auch sei, müssten die Medienkonsumentinnen und -konsumen- 
ten für eine prozessuale Geltendmachung von Verletzungen der Medienfrei- 
heitimmer auch die Voraussetzung der Beschwerdebefugnis erfüllen. Zwecks 
Ausschlusses von Popularbeschwerden schliesst der EGMR eine Opfereigen- 
schaft gemäss Art. 34EMRK aus, wenn ein Rechtsakt aufgrund fehlender 
Rechtswirkungen keinerlei Auswirkungen auf den Beschwerdeführer zei- 
tigt.2599 So sei ein Beschwerdeführer nach Ansicht des Gerichtshofs nicht 
bereits dadurch zur Beschwerde aufgrund der Verletzung seiner Informati- 
onsfreiheit durch ein staatliches Verbot einer Zeitung befugt, dass er regel- 
mässiger Leser der betreffenden Zeitungsei, solange ihm weiterhin ein hinrei- 
chend vielfältiges Medienangebot zur Verfügung stehe.2600 Demgegenüber 
wurde die Opfereigenschaft von Wissenschaftlern im Zusammenhang mit der 
Blockierung ihres YouTube-Zugangs deshalb bejaht, weiljene ein besonderes 
berufliches Interesse an der Nutzung von YouTube aufwiesen. 2601 

Ähnlich hält auch das Bundesgericht fest, dass für die Beschwerdebe- 
rechtigung gemäss Art. 89 Abs. 1lit.b und lit. c BGG zumindest eine im Ver- 
gleich zur Allgemeinheit besondere persönliche Betroffenheit vorliegen 
muss,2602 wobei für die Anfechtung kantonaler Erlasse eine virtuelle Betrof- 
fenheit bzw. eine minimale Wahrscheinlichkeit einer künftigen Betroffenheit 


2596 Vgl. hierzu bereits $21.B.4.E. 

2597 Bejahend m.w.H. HOLOUBEK, Gewährleistungspflichten, S.230f.; vgl. hierzu bereits 
$21.B.4.E. 

2598 Vgl. etwa AKMRV, 3.4.2009, Scanlen and Holderness v. Zimbabwe, Nr. 297/05, Ziff. 108; 
vgl. m.w.Verw. OSTER, Media Freedom, S.84; vgl. bereits $21.B.4.E. 

2599 Vgl. statt vieler EGMR, Urteil vom 15.1.2007, Sisojeva a.o. v. Latvia, Nr. 60654/00, Ziff. 92; 
SCHÄFER, Beck-Komm. EMRK, Art. 34 EMRK, N 67. 

2600 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 6.11.2001, Tanrikulu, Cetin, Kayaa.o.v. Turkey, 
Nr. 40160/98; OSTER, Media Law, S. 59. 


2601 Vgl. EGMR, Urteil vom 1.12.2015, Cengiz a.o. v. Turkey, Nr. 48226/10 und Nr. 14027/11, 
Ziff. 49 ff.; OSTER, Media Law, S.59; vgl. auch HARRIS/O’BOYLE/BATES/BUCKLEY, 
ECHR, S. 622. 

2602 Vgl. statt vieler BGE139 11279, E. 2.3, S. 283; WALDMANN, BSK BGG, Art. 89 BGG, N12und 
N19; vgl. hierzu bereits §7 I. 
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ausreicht.2603 Im vorliegend interessierenden Kontext ist die bundesgericht- 
liche Rechtsprechung zur Beschwerdebefugnis Dritter in der Form von Konsu- 
mentinnen und Konsumenten einer näheren Betrachtung zu unterziehen. 
Zwecks Abgrenzung zur unerwünschten Popularbeschwerde begründen 
Interessen von Konsumentinnen und Konsumenten, dass keine gefährlichen 
oder rechtswidrigen Produkte auf den Markt kommen, gemäss Bundesge- 
richt nur dann eine Beschwerdebefugnis, wenn sie sowohl bezüglich der 
Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts als auch betreffend die mögliche 
Schwere der Beeinträchtigung «einem nicht unwesentlich höheren Risiko aus- 
gesetztsind als die Allgemeinheit»; andernfalls sind primär die Behörden für 
den gesetzeskonformen Vollzug der fraglichen Rechtsnormen zuständig bzw. 
Konsumierendeninteressen vorab im Rahmen einer Aufsichtsbeschwerde 
geltend zu machen.2604 Ein Aspekt dieses Arguments wird auch in der deut- 
schen Lehre vorgebracht: «Wo alle gleichermassen betroffen sind, kann von 
einer individuellen Betroffenheit keine Rede mehr sein.»2605 

Diese sehr restriktive Rechtsprechung wird von Teilen der schweizeri- 
schen Lehre jedoch insoweit kritisiert, als die Interpretation des Kriteriums 
der besonderen Betroffenheit als «mehr betroffen als die Allgemeinheit» 
dazu führe, dass selbst schwere Nachteile für die Bejahung eines Beschwer- 
derechts nicht ausreichen, wenn diese Nachteile eine grosse Personenanzahl 
oder gar die gesamte Bevölkerung treffen.2606 Nach überzeugender Ansicht 
von WIEDERKEHR/EGGENSCHWILER hingegen müsste die Beschwerdebe- 
rechtigungeiner Konsumentin auch dann bejaht werden, wenn dieser durch 
das gefährliche oder rechtswidrige Produkt mit hinreichender Wahrschein- 
lichkeit ein besonderer Nachteilvon gewisser Schwere entsteht, welcher nament- 
lich das Fehlen von Ausweich- oder Verzichtsmöglichkeiten voraussetzt. Dabei 
sollte die erforderliche Schwere unabhängig davon geprüft werden, ob die 
einzelne Konsumentin mehr als jedermann betroffen ist.2607 


2603 Vgl. etwa BGE142199, E.1.2, S.104; WALDMANN, BSK BGG, Art. 89 BGG, N 11; vgl. hierzu 
bereits im Kontext des Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots$31.D.2.c.aa. 


2604 Vgl. statt vieler BGE 123 11376, E.4.b)aa) und E. 4.b)bb), S. 379 ff.; vgl. WALDMANN, BSK 
BGG, Art.89 BGG, N26; WIEDERKEHR/EGGENSCHWILER, Beschwerdebefugnis Dritter, 
Rz. 156f.; WIEDERKEHR/PLÜSS, Praxis, Rz.1888, Rz. 1903 und Rz. 1915. 


2605 OSSENBÜHL, Kernenergie, S.7. 


2606 Vgl. m.w.Verw. auf verschiedene Lehrmeinungen WIEDERKEHR/EGGENSCHWILER, 
Beschwerdebefugnis Dritter, Rz. 169. 


2607 Vgl. m.w.Verw. WIEDERKEHR/EGGENSCHWILER, Beschwerdebefugnis Dritter, Rz. 173 
und Fn. 367. In dieselbe Richtung geht die bundesgerichtliche Rechtsprechungbetref- 
fend die besondere Betroffenheit als Voraussetzung für eine Verfügung über Realakte 
gemäss Art. 25a VwVG im Bereich der Kernenergie, wonach angesichts von Schwere 
und Ausmass möglicher Beeinträchtigungen grundrechtlicher Schutzgüter alle Per- 
sonen im potenziellen Einwirkungsbereich eines Störfalls besonders berührt sind 
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Um auf die Betroffenheit Einzelner durch Eingriffe in die Staatsunabhängig- 
keit von Medien zurückzukommen, sind die Aussagen von ALEXY betreffend 
die Rundfunkfreiheit zu wiederholen: «Soweit [...] eine staatsfreie und plura- 
listische Organisation des Rundfunkwesens von der Meinungsbildungs- und 
Informationsfreiheit des einzelnen grundrechtlich gefordert ist, trifft den 
Staat nicht nur eine objektive Pflicht; vielmehr korrespondiert dieser Pflicht 
ein subjektives Recht des betroffenen einzelnen. Existieren aber subjektive 
Rechte, so entfällt der Popularklageeinwand. Der klagende Einzelne wird 
nicht als Funktionär der objektiven Rechtsordnung tätig, sondern in Durch- 
setzung seiner Rechte. [...] Durch die Einrichtung eines Staatsfernsehens |...] 
wären alle betroffen. Hieraus folgt aber nicht, dass nicht ein Recht jedes ein- 
zelnen auf Staatsfreiheit [...] des Rundfunks verletzt sein kann.»2608 Diese 
Argumentation ist zwar in den Kontext der im deutschen Verfassungsrecht 
als «dienende Freiheit» interpretierten Rundfunkfreiheit zu setzen, wonach 
der Staatim Rundfunkbereich zwingend plurale und staatsferne Träger der 
Grundversorgung gewährleisten muss.2609 Doch dürfte dieses Argument 
ebenfalls Geltung beanspruchen für die allgemeine Medienfreiheit, woraus 
eine allgemeine staatliche Pflicht zur Gewährleistungeines vielfältigen Medien- 
angebots fliesst.2610 

Entsprechend könnte die Befugnis einer Medienkonsumentin zur Be- 
schwerde gegen Eingriffe in das Staatsunabhängigkeitsgebot vor dem Hinter- 
grund der obigen Ausführungen wie folgt begründet werden. Der besondere 
Nachteil der Medienkonsumentin müsste entsprechend der oben erläuterten 
EGMR:-Rechtsprechung spätestens dann zu bejahen sein, wenn ihr ohne das 
betroffene Medienangebot kein hinreichend vielfältiges Medienangebot mehr zur 
Verfügungstünde, wobei dielokal-regionalen Verhältnisse zu berücksichtigen 
wären.2611 Das besondere Interesse am Konsum eines vielfältigen Medienan- 
gebots bzw. die Unzumutbarkeiteines Verzichts wäre damit zu begründen, dass 
das Bundesgericht der Meinungs- und Informationsfreiheit sowie der Medien- 
freiheit als unverzichtbare Bedingungen einer demokratischen Ordnung seit 
jeher eine privilegierte Stellung innerhalb der Grundrechte zuweist.2612 


(vgl. BGE 14011315, E. 4.7, S.329; FÖHSE/DRITTENBASS, Parteistellung, S.168; WALD- 
MANN, BSKBV, Art. 89 BGG, N 12). 


2608 Vgl. ALEXY, Grundrechte, S. 452f. 
2609 Vgl. hierzu bereits$21.C.2.c.bb. 
2610 Vgl. ausführlich zur staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich $21.C. 


2611 Vgl. EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 6.11.2001, Tanrikulu, Çetin, Kaya a.o. v. Turkey, 
Nr. 40160/98; OSTER, Media Law, S. 59. 


2612 Vgl. betreffend die Meinungs- und Informationsfreiheit etwa BGE 961586, E. 6, S. 592; 
vgl. zur besonderen Bedeutung der Medienfreiheit bereits §2 I. B. 4. ; vgl. dazu auch 
SCHEFER, Kommunikationsgrundrechte, Rz.12f. 
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Die weitere Legitimationsvoraussetzung der gewissen Schwere des Nachteils 
für die Medienkonsumentin müsste zudem spätestens dann angenommen 
werden, wenn eine Verletzung des absoluten Beherrschungsverbots in Frage 
steht.2613 Damit wäre etwa denkbar, dass ein Gemeindeeinwohner zur Be- 
schwerde gegen die behördliche Herausgabe eines Gemeindeanzeigers ausser- 
halb des zulässigen Rahmens staatlicher Öffentlichkeitsarbeit befugt ist, 2614 
wenn erin Bezug auf das Gemeindegeschehen nicht auf ein vielfältiges Medien- 
angebot zurückgreifen kann. Oder es dürfte sich jede Einzelne gegen die staat- 
liche Beherrschung der SRG oder lokal-regionaler Service-public-Veranstalter 
etwa durch inhaltlich zu detaillierte Konzessionsvorgaben wehren, sofern 
aufnationaler oder sprachregionaler bzw. lokal-regionaler Ebene kein ander- 
weitiges, vielfältiges Medienangebot besteht; zur praktikablen Eingrenzung 
des betroffenen Personenkreises könnten die für die sogleich zu erläuternde 
Popularbeschwerde an die UBI aufgestellten minimalen Legitimationsbedin- 
gungen des Schweizer Bürgerrechts oder der Niederlassungs- oder Aufent- 
haltsbewilligung herangezogen werden. 

Für Konsumentinnen und Konsumenten von Radio- und Fernsehsen- 
dungen istschliesslich auf die spezialgesetzlichin Art. 94 Abs. 2 RTVG vorge- 
sehene Popularbeschwerde an die UBI hinzuweisen, wonach auch ohne beson- 
dere Betroffenheit Beschwerde gegen Sendungen geführt werden kann. Als 
minimale Legitimationsvoraussetzung müssen mindestens 20 volljährige 
Personen die Beschwerde mitunterzeichnen, die über das Schweizer Bürger- 
recht oder eine Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilligung verfügen. Des 
Weiteren kann die UBI bei bestehendem öffentlichem Interesse an einem 
Entscheid auch auf Beschwerden eintreten, die nicht alle formellen Voraus- 
setzungen erfüllen.2615 Damit könnte auch ohne besonderen Nachteil von 
gewisser Schwere eine Popularbeschwerde an die UBI ergriffen werden, 
wenn eine Verletzung des Staatsunabhängigkeitsgebots gleichzeitigtypischer- 
weise etwa zu einer Verletzung des Vielfaltsgebots (durch Service-public-Anbie- 
ter) oder des Sachgerechtigkeitsgebots führt. Allerdings dient die Popularbe- 
schwerde nicht primär demSchutzindividueller Rechte, sondern der Wahrung 
der im öffentlichen Interesse liegenden freien und unverfälschten Meinungs- 


2613 Vgl. ausführlich zu den völker- und verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen 
des Staatsunabhängigkeitsgebots § 4 sowie zum zulässigen Rahmen staatlicher Öffent- 
lichkeitsarbeit 85. 

2614 Vgl. ausführlich zum zulässigen Rahmen staatlicher Öffentlichkeitsarbeit $5. 

2615 Vgl. Art.94 Abs. 2 und Abs. 3 sowie Art. 96 Abs. 1 RTVG; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
2002, S. 1743f.; vgl. ausführlich zur Popularbeschwerde an die UBIDUMERMUTH, Pro- 
grammaufsicht, S.202f.; MASMEJAN, Art. 94 LRTV, N15ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 94 
RTVG, N8fl. 
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bildung.?616 Daher stellt das Beschwerdeverfahren vor der UBI auch eher ein 
besonders gelagertes Aufsichtsverfahren und weniger ein gerichtliches Ver- 
fahren dar;2617 den beschwerdeführenden Konsumentinnen und Konsu- 
menten kommt vor Bundesgericht ohne besondere Betroffenheit denn auch 
keine Beschwerdebefugnis zu.2618 Indem der Gesetzgeber jedoch die Legiti- 
mation für Programmbeschwerden aufjedermann ausweitet, wird gleich- 
wohl die Betroffenheit jedes Einzelnen in Fragen der freien Meinungsbildung 
im Bereich von Radio und Fernsehen anerkannt.2619 


2616 BGE 12211471, E.2.b), S. 475f.; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1742 f.; vgl. DUBEY, 
Droits fondamentaux II, Rz. 2192; WEBER, Komm. RTVG, Art. 94 RTVG, N8und Art. 96 
RTVG, N3. 

2617 WIEDERKEHR/EGGENSCHWILER, Beschwerdebefugnis Dritter, Rz. 155; WIEDERKEHR/ 
PLÜSS, Praxis, RZ. 1897; vgl. NOBEL/WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N180. 

2618 Vgl. etwa BGE134 11120, E. 2.1. f., S. 122; DUBEY, Droits fondamentaux II, RZ. 2192 ; WIE- 


DERKEHR/EGGENSCHWILER, Beschwerdebefugnis Dritter, Rz.155; WIEDERKEHR/ 
PLÜSS, Praxis, Rz. 1897. 


2619 Vgl. in diese Richtung im Kontext der Programmfreiheit von Radio und Fernsehen 
aus der alten Lehre RIKLIN, Programmfreiheit, S.33f. 
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Zweiter Teil: 
Analyse der Verfassungs- 
mässigkeit des RTVG 


Im zweiten Teil der Arbeit soll die Verfassungsmässigkeit der staatlichen Aus- 
gestaltung des Service-public-Systems im Bereich von Radio und Fernsehen 
gemäss dem aktuellen RTVG geprüft werden. Hierfür werden wiederum die 
besonders für indirekte Einwirkungen auf die publizistische Tätigkeit durch 
staatliche Organisationsmassnahmen sensiblen Bereiche staatlicher Vorga- 
ben für die Aufgabenerfüllung durch Rundfunkveranstalter ($ 8), deren staat- 
liche Beaufsichtigung ($9) und Finanzierung ($ 10) sowie Fragen der Behör- 
denorganisation ($ 11) näher beleuchtet. Dabei können im Rahmen dieser 
Arbeit nicht jegliche staatlichen Organisationsmassnahmen innerhalb die- 
ser Bereiche analysiert werden. Vielmehr ist der Fokus aufausgewählte, zen- 
trale staatliche Massnahmen zu legen, die aufgrund ihrer inhaltlichen Nähe 
oder der Flexibilität der zuständigen Behörde ein erhöhtes Steuerungspoten- 
zialin Bezug auf die Inhaltsproduktion aufweisen und damit aufgrund der 
Wahrscheinlichkeit publizistischer Einflussnahme den grundrechtlichen 
Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots stärker zuberühren vermö- 
gen.2620 Dabei wird jeweils geprüft, inwiefern die fragliche staatliche Organi- 
sationsmassnahme für sich alleine betrachtet die Möglichkeit einer Beherr- 
schung der publizistischen Arbeit der Radio- und Fernsehveranstalter eröffnet 
und damit den Kernbereich des Staatsunabhängigkeitsgebot verletzt oder 
lediglich einen rechtfertigungsfähigen Grundrechtseingriff darstellt,2621 
wobei summarische Rechtfertigungsüberlegungen ebenfalls Eingang in die 
Analyse finden.2622 Da Eingriffe in den Schutzbereich des Staatsunabhängig- 
keitsgebots aufgrund der geforderten publizistischen Relevanz tendenziell 
mittelschwere bis schwere Eingriffe in die Medienfreiheit darstellen, 2623 sind 
an die Rechtfertigungsanforderungen grundsätzlich höhere Anforderungen 


2620 Vgl. ausführlich zum sachlichen Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots §3 I. 


2621 Vgl. ausführlich zum Kernbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots $3 III. 


2622 Vgl. eingehend zur Rechtfertigung staatlicher Organisationsmassnahmen mit publi- 
zistischer Relevanz $3 I. 


2623 Vgl.$3LF. 
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zu stellen.2624 Abschliessend istim Rahmen einer wertenden Gesamtbeurtei- 
lung zu evaluieren, inwiefern die geprüften staatlichen Organisationsmass- 
nahmen in ihrer Kombination einebeherrschende und damit nicht zu recht- 
fertigende staatliche Beeinflussung der publizistischen Arbeit der Radio- und 
Fernsehveranstalter ermöglichen ($ 12). 


$8 Staatliche Vorgaben für die Aufgaben- 
erfüllung durch Rundfunkveranstalter: 
Ausgewählte Aspekte 


I. Erinnerung: Mindestanforderungen des 
Staatsunabhängigkeitsgebots 


Die Gewährleistung autonomer Entscheidungsbefugnisse bei der Inhaltspro- 
duktion gebietet, dass der Staat bei der Formulierung von Vorgaben betref- 
fend die Aufgabenerfüllung durch Medien nicht derart konkrete Vorgaben 
aufstellen darf, dass damit faktisch eine staatliche Gestaltung publizistischer 
Inhalte einhergeht. Dementsprechend sind gesetzliche sowie in Leistungs- 
aufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen präzisierte 
Vorgaben in Bezug auf die Aufgabenerfüllung durch Medien grundsätzlich 
nicht konditional, sondern in der Form allgemein formulierter bzw. unbe- 
stimmter Rechtsbegriffe und damit ausfüllungsbedürftiger und wertungsof- 
fener Ziele auszugestalten. Dabeigilt der Grundsatz, dass staatliche Vorgaben 
für die Aufgabenerfüllung durch Medien umso offener formuliert sein müssen, 
je grösser deren Inhaltsnähe ist. Für die Beurteilung des nochhinnehmbaren 
Bestimmtheitsgrads muss demnach hinsichtlich der Inhaltsnähe der fragli- 
chen Vorgaben differenziert werden. Letztlich ist ein verfassungsrechtlicher 
Balanceakt zwischen der vom Beherrschungsverbot geforderten Unbestimmt- 
heit inhaltsbezogener staatlicher Vorgaben und der mit Blick auf das Legali- 
tätsprinzip erforderlichen Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage gefor- 
dert. Als absolut unzulässig gelten spätestens staatliche Vorgaben, die das 
Vertreten bestimmter Meinungen oder Werte oder die Darstellung bestimm- 
ter Informationen oder Tätigkeiten z.B. staatlicher Organe vorschreiben (z.B. 
sog. weisse bzw. Positivlisten). Dasselbe gilt für staatliche Vorgaben, welche die 
Verwendung bzw. Darstellung bestimmter Begriffe, Personennamen oder 
Themen verbieten, etwa weil sie als politisch sensibel oder als staatskritisch 
erachtet werden (z.B. sog. schwarze bzw. Negativlisten). 


2624 Vgl. hierzu §3 II. A. 
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Wie bereits im Kontext des Schutzbereichs des Staatsunabhängigkeitsgebots 
ausgeführt wurde, wird dem Staat die Einflussnahme aufbestimmte Medien- 
inhalte umso eher ermöglicht, je grösser die materielle und formelle Flexibili- 
tät der rechtsanwendenden Behörde ist. Besonders bei für die Inhaltsproduk- 
tion bedeutsamen Entscheiden besteht die Gefahr, dass sich inhaltsbezogene 
Ermessensspielräume bereits im Vorfeld als Druckmitteloder gar als «Selbst- 
zensur» auf Medien auswirken. Entsprechend dürfen der entscheidenden 
Behörde bei der Erteilung bzw. beim Abschluss von bedeutsamen Leistungs- 
aufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen prinzipiell 
keine Ermessensspielräume eingeräumt werden, die sachfremde, an den 
Inhalt knüpfende Erwägungen bei der Rechtsanwendung erlauben. Allerdings 
verschliessen sich gesetzliche Grundlagen betreffend die Aufgabenerfüllung 
durch Medien aufgrund ihrer grundsätzlichen Inhaltsnähe in der Regeleiner 
hohen materiellen Bestimmtheit. Deshalb ist die behördliche Flexibilität 
zwecks Verhinderung eines beherrschenden staatlichen Einflusses auf die 
publizistische Tätigkeit besonders beifür Medienorganisationen bedeutsamen 
Entscheiden primär formell durch erhöhte Anforderungen an das Verwaltungs- 
verfahren, etwa in Bezugaufdie Begründungspflichtund die Transparenz, oder 
an das gerichtliche Kontrollverfahren gering zu halten. 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbots 
nicht ausgeschlossen werden können, wird ein sich aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 
und Art. 93 Abs. 3 BV ergebender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechts- 
schutz angenommen. Ein hinreichender Rechtsschutz ist auch aus der Pers- 
pektive von Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK zu gewährleisten. 


II. Inhalt staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 
A. SRG (Art. 24 ff. RTVG und SRG-Konzession 2625) 


Der gesetzliche Leistungsauftragan die SRG im Bereich von Radio und Fern- 
sehen findet sich in Art. 24 RTVG mit der Marginalie «Programmauftrag», 
wonach die SRG den verfassungsrechtlichen Leistungsauftrag erfüllt (Abs. 1). 
Art. 24 RTVG definiert den Auftragsgegenstand («was») in Anlehnungan die vier 
Grundpfeiler des verfassungsrechtlichen Gewährleistungsauftrags gemäss 
Art.93 Abs.2 BV und verpflichtet die SRG zur Information, Bildung, Unterhal- 
tung sowie zur kulturellen Entfaltung.2626 Parallel dazu zählt das Gesetz in 
Art.24 Abs. ı RTVG drei Kriterien auf, die den Leistungsauftrag umreissen 


2625 BUNDESRAT, Konzession für die SRG SSR vom 29.8.2018. 

2626 Vgl. Art.24 Abs. 4 RTVG und Art. 6 ff. SRG-Konzession; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
2002, $.1688f.; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 24 LRTV, N33ff.; WEBER, 
Komm. RTVG, Art.24 RTVG, N20 ff.; vgl. bereits$21.C.4.d.dd. 
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und dessen Konkretisierung zu Gunsten des Publikums und der Schweizer 
Bevölkerung sicherstellen: die Versorgung der gesamten Bevölkerung mit 
inhaltlich umfassenden, gleichwertigen Programmen in den drei Amtsspra- 
chen (lit. a),2627 die Förderung des Verständnisses, des Zusammenhalts und 
des Austausches unter den Landesteilen, Sprachgemeinschaften, Kulturen 
und gesellschaftlichen Gruppierungen (lit. b [sog. Integrationsauftrag])2628 
sowie die Etablierung eines Auslandsangebots (lit. c),2629 das in einer sepa- 
raten Leistungsvereinbarung mit dem Bundesrat präzisiert wird (vgl. Art. 28 
RTVG).2630 Dabei wird für dierätoromanische Schweiz bereits aufgesetzlicher 
Ebene festgehalten, dass die SRG für diese mindestens ein Radioprogramm 
veranstaltet (Art.24 Abs.2 RTVG). In Bezug auf die territoriale Ausrichtung 
des Leistungsauftrags hält Art.26 RTVG fest, dass die SRG keine regionalen, 
sondern nur nationale sowie sprachregionale Programme veranstalten darf 
(Abs. 1), wobei das UVEK regionale Fenster von maximal einer Stundein Radio- 
programmen genehmigen kann (Abs. 2).2631 Ausserhalb des linearen Rund- 
funkbereichs ist zudem die Erbringung des in Art. 25 Abs. 3 lit. b RTVG erwähn- 
ten sog. übrigen publizistischen Angebots (üpA) bzw. des Angebots auf Abruf 
Teil des Leistungsauftrags der SRG, wobei der zur Erfüllung des Programm- 
auftrags im Bereich von Radio und Fernsehen notwendige Umfang des üpA 
durch die Konzession bestimmt wird.2632 

Der gesetzlich umschriebene Auftragsgegenstand wird präzisiertin der 
Konzession, die der SRG gemäss Art. 25 Abs. 1 RTVG vom Bundesrat erteilt 
wird.2633 Dabei enthält Art.25 Abs. 3RTVG eine nicht abschliessende Aufzäh- 
lung der Konzessionsinhalte, welche die Anzahl und die Art der Radio- und 
Fernsehprogramme (lit. a),2634 den Umfang des üpA, das zur Erfüllung des 
Programmauftrags notwendig ist (lit. b),2635 sowie die Details zur schweizeri- 
schen Kulturförderung (lit. c)2636 umfasst.2637 Durch diese Gesetzesdelegation 


2627 Vgl. Art.3 Abs. 6 SRG-Konzession. 
2628 Vgl. Art. 3 und 12 ff. SRG-Konzession. 
2629 Vgl. Art.18 Abs. 4 SRG-Konzession. 


2630 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1687f.; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.24 LRTV, N33ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.24 RTVG, N20ff.; 


2631 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1691; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.26 LRTV, Niff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.26 RTVG, Niff. 


2632 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1690; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.25 LRTV, N23ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.25 RTVG, Ngff. 


2633 Vgl. ausführlich hierzu sogleich $8 III. A. 
2634 Vgl. Art.16f. SRG-Konzession. 

2635 Vgl. Art.18SRG-Konzession. 

2636 Vgl. Art.7und Art. 26 ff. SRG-Konzession. 


2637 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1689f.; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.25 LRTV, N10ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.25RTVG, N6ff. 
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wird dem Bundesrat eine Schlüsselrolle bei der Konkretisierung des Service- 
public-Auftrags der SRG zugewiesen.2638 Der Bundesrat hat seine Kompeten- 
zen zur Konkretisierung des Leistungsauftrags der SRG dahingehend wahr- 
genommen, dass erin der Konzession unter anderem die Anzahl und Art der 
pro Sprachregion zu veranstaltenden Radioprogramme (Programme mitthe- 
matischem Schwerpunkt auf die Information, gesellschaftliche Themen, auf 
die Unterhaltung, Kultur oder einer Ausrichtung auf junge Erwachsene)2639 
und die Anzahl der pro Sprachregion zu veranstaltenden Fernsehprogramme 
vorsieht.2640 Dabeinennt die Konzession mitunter weitere Radioprogramme 
etwa miteinem AnteilSchweizer Musik von mindestens 50%, welche die SRG 
abgabefinanziert veranstalten kann, aber nicht muss.26*1 Des Weiteren wird 
der SRG inihrem Angebot eine stärkere Berücksichtigung der jeweils anderen 
Sprachregionen, junger Menschen sowie von Menschen mit Migrationshinter- 
grund vorgeschrieben.2642 Das üpA wird aufschwerpunktmässig audio- und 
audiovisuelle Inhalte mit Sendungsbezug und betreffend Textinhalte ohne 
Sendungsbezug grundsätzlich aufhöchstens 1000 Zeichen beschränkt.2643 
In Bezug aufdie Modalitäten der Aufgabenerfüllung («wie») gelten für die 
SRG die allgemeinen inhaltlichen Mindestanforderungen an den Programm- 
inhalt wie etwa das Sachgerechtigkeitsgebot für redaktionelle Sendungen mit 
Informationsgehalt (Art. 4 Abs. 2 RTVG),2644 die Beachtung der Grundrechte 
(Art. 4 Abs. ıRTVG),2645 der Jugendschutz (Art. 5RTVG) sowie das Vielfaltsge- 
botfür redaktionelle Sendungen (Art. 4 Abs. 4 RTVG).2646 Auch redaktionelle 
Beiträge des üpA müssen die Programmgrundsätze gemäss Art. 4 und Art. 5 
RTVG beachten, wobei die Geltung des Vielfaltsgebots auf Wahl- und Abstim- 
mungsdossiers eingeschränkt wird. Ebenfalls unter die Modalitäten der Aufga- 
benerfüllung fallen die Anforderungen an die Angebotsqualität mit den Qua- 
litätsdimensionen der Relevanz, Professionalität, Unabhängigkeit, Vielfalt 


2638 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1689; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, 
N11. 


2639 Vgl. Art.16 Abs. 1 SRG-Konzession; BAKOM, Erläuterungen SRG-Konzession, S. 8f. 
2640 Vgl. Art.17 Abs. 1SRG-Konzession. 


2641 Vgl. Art.16 Abs. 2 lit. c und Art. 17 Abs. 2f. SRG-Konzession; BAKOM, Erläuterungen 
SRG-Konzession, S. 8 ff.; vgl. zum Ganzen ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 
LRTV, N33 ff. 


2642 Vgl. Art.12ff. SRG-Konzession; BAKOM, Erläuterungen SRG-Konzession, S.7f. 


2643 Vgl. Art.18 Abs.2SRG-Konzession; BAKOM, Erläuterungen SRG-Konzession, S. 9 f.; vgl. 
ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 25 LRTV, N 33 ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.25 
RTVG, N13ff. 


2644 Vgl. Art. 6 Abs. 1SRG-Konzession; vgl. hierzu ausführlich § 21I. C. 4. b. cc. 


2645 Vgl. Art.3 Abs. 2 und Abs. 3 SRG-Konzession; vgl. hierzu ausführlich $21.C. 4. d. dd. 
und §4 V. C. 2. f. ff. 


2646 Vgl. Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 SRG-Konzession; vgl. ausführlich §2 I. C. 4. b. cc. 
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und Zugänglichkeit des Angebots.2647 Des Weiteren sieht Art.27RTVG vor, 
dass die Programme der SRG überwiegend in den Sprachregionen produziert 
werden müssen, für welche sie bestimmt sind. 2648 Damit sollen zum einen die 
Nähe der Programmschaffenden zur betreffenden Region sowie Sensibilitäten 
für sprachregionale Besonderheiten und zum anderen föderalistische Pro- 
duktionsstrukturen sowie die regional ausgewogene Verteilung von Arbeits- 
plätzen gesichert werden.?649 In diesem Zusammenhang wurde diskutiert, 
den Radio-Produktionsstandort Bern gesetzlich festzuschreiben.2650 


B. Lokal-regionale Veranstalter 
(Art.38 und Art. 43 RTVG sowie Konzessionen) 


Auch die Auftragsgegenstände («was») der lokal-regionalen Service-public- 
Veranstalter sind wie der gesetzliche Leistungsauftrag der SRG am verfassungs- 
rechtlichen Gewährleistungsauftraggemäss Art. 93 Abs. 2 BV orientiert.2651 
Gemäss Art. 38 Abs. 1 RTVG können sog. «Konzessionen mit Leistungsauftrag 
und Abgabenanteil» an kommerzielle Veranstalter lokal-regionaler Radio- 
oder Fernsehprogramme erteilt werden, wenn sie ein Gebiet ohne ausrei- 
chende Finanzierungsmöglichkeiten mit Programmen versorgen, welche die 
lokalen oder regionalen Eigenheiten durch umfassende Information insbe- 
sondere über politische, wirtschaftliche und soziale Zusammenhänge berück- 
sichtigen sowie zur Entfaltung deskulturellen Lebens im Versorgungsgebiet 
beitragen (lit. a). Solche Konzessionen könnenauch an Veranstalter erteilt wer- 
den, diein Agglomerationen mit komplementären, nicht gewinnorientierten 
Radioprogrammen zur Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauf- 
trags beitragen (lit. b). Gemäss Art. 36 Abs. 1 RTVV musseinkomplementäres, 
nicht gewinnorientiertes Radioprogramm insbesondere die sprachlichen 
und kulturellen Minderheiten im Versorgungsgebiet berücksichtigen. Je Ver- 
sorgungsgebiet wird eine Konzession mit Abgabenanteil erteilt (Art.38 Abs. 3 
RTVG). Sind kommerzielle Radioveranstalter in einem Gebiet mit ausreichend 
Finanzierungsmöglichkeiten tätig, kann diesen gemäss Art. 43 Abs. 1 RTVG 
eine «Konzession mit Leistungsauftrag ohne Abgabenanteil», aber mit Zugang 
zu knappen UKW-Frequenzen erteilt werden, wenn sie Programme analog 


2647 Vgl. Art. 4 Abs. 1 SRG-Konzession; BAKOM, Erläuterungen SRG-Konzession, S. 3f. 
2648 Vgl. Art.25SRG-Konzession. 


2649 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1692; vgl. ausführlich ROSTAN, Comm. LRTV, 
Art.27 LRTV, N1ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.27 RTVG, Niff. 


2650 Vgl. BLUMER CLAUDIA, Die SRG gewinnt- doch aufatmen kann sie nicht, BaZ, 10.9.2019. 


2651 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1616f.; WEBER, Komm. RTVG, Vorbem. zu 
Art.38-50 RTVG, N3; vgl. bereits$21.C.4.d.ee. 


§8 Staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Rundfunkveranstalter 449 


jenen gemäss Art. 38 Abs. 1 lit. a RTVG verbreiten (lit. a) oder ihr Programmin 
einer Sprachregion in besonderem Mass zur Erfüllung des verfassungsrecht- 
lichen Leistungsauftrags beiträgt (lit. b). Die Konzessionen legen dabei mit- 
unter das Versorgungsgebiet sowie die geforderten programmlichen Leistun- 
gen fest (vgl. Art. 38 Abs. 4 lit. a und lit. b und Art. 43 Abs. 2 RTVG), wobei die 
Anzahlund die Ausdehnung der einzelnen Versorgungsgebiete in Anhang, 
Ziff. 4 RTVV aufgeführt sind. 

Gestützt auf Art. 38 Abs. 1lit.a RTVG wurde z.B. der Stiftung Kabelnetz 
Basel eine «Konzession mit Leistungsauftragund Abgabenanteil» erteilt für die 
Veranstaltung eines tagesaktuellen regionalen Fernsehprogramms. Dieses 
muss lokale und regionale Informationsangebote umfassen, die werktags 
während der Hauptsendezeiten (von 18bis 23 Uhr) ausgestrahlt werden müs- 
sen, inerster Linie relevante Informationen aus den Bereichen Politik, Wirt- 
schaft, Kultur, Gesellschaft und Sport beinhalten sowie das gesamte Versor- 
gungsgebiet berücksichtigen.2652 Des Weiteren wurde gestützt auf Art. 38 
Abs.1lit.b RTVG etwa der nicht gewinnorientierten Aktiengesellschaft für 
ein Gemeinschaftsradio in Bern (AGRABE) eine «Konzession mit Leistungs- 
auftrag und Abgabenanteil» erteilt für die Veranstaltung eines komplemen- 
tären, nichtkommerziellen Programms. Dieses muss Informationsangebote 
mit einem Schwerpunktin den Bereichen Politik und Kultur sowie regelmäs- 
sige Sendungen in mehreren Sprachen umfassen, womit ein Beitrag zur Inte- 
gration und Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund aus dem 
Sendegebiet geleistet werden soll.2653 Anlässlich des Konzessionsverlänge- 
rungsverfahrens im Jahr 2019 wurde der Leistungsauftrag für die kommerziel- 
len lokal-regionalen Veranstalter in quantitativer Hinsicht insoweit präzisiert, 
als Radioveranstalter werktags während den Hauptsendezeiten mindestens 
30 Minuten relevante lokal-regionale Informationsangebote und Fernsehver- 
anstalter wöchentlich während der Hauptsendezeiten mindestens 150 Minuten 
relevante lokal-regionale Informationsangebote im Rahmen eigenproduzier- 
ter Sendungen anbieten müssen.265% In qualitativer Hinsicht wurde bestimmt, 
dass lediglich Informationen angerechnet werden, die sich inhaltlich auf 
das Geschehen im Konzessionsgebiet beziehen und andererseits «relevant» 
und damit nicht unter die Kategorien «Human Interest» (keine besondere 


2652 Art.5Abs.2lit.aundlit.e Telebasel-Konzession (UVEK, Konzession für ein Regional- 
fernsehen mit Leistungsauftrag und Gebührenanteil zugunsten der Stiftung Kabel- 
netz Basel vom 7.7.2008). 

2653 Art. 5 Abs. 2 und Abs. 3 RaBe-Konzession (UVEK, Konzession für ein UKW-Radio mit 
Leistungsauftrag und Gebührenanteil zugunsten der AGRABE vom 7.7.2008). 


2654 Vgl. BAKOM, Konzessionsverlängerung, S.13. 
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gesellschaftliche Wichtigkeit) und «Bad News» (Themen mit negativen Konse- 
quenzen für Individuen ohne gesamtgesellschaftliche negative Entwicklun- 
gen) fallen.2655 

Hinsichtlich der Modalitäten der Aufgabenerfüllung («wie») gelten auch für 
die lokal-regionalen Service-public-Veranstalter die allgemeinen inhaltlichen 
Mindestanforderungen an den Programminhalt, wie etwa das Sachgerechtig- 
keitsgebot für redaktionelle Sendungen mit Informationsgehalt (Art. 4 Abs. 2 
RTVG), die Beachtung der Grundrechte (Art. 4 Abs. 1 RTVG), der Jugendschutz 
(Art. 5 RTVG) sowie das Vielfaltsgebot für redaktionelle Sendungen (Art. 4 
Abs. 4ARTVG). Gemäss Art. 42 RTVV muss zudem das während der Hauptsen- 
dezeit ausgestrahlte Programm eines Veranstalters mit Leistungsauftrag in 
der Regel überwiegend im Versorgungsgebiet produziert werden. 


C. Kritische Würdigung 


Staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung stellen umso eher einen Ver- 
stoss gegen das Verbot der Beherrschung publizistischer Tätigkeit dar, je grös- 
ser deren inhaltliche Nähe und deren Bestimmtheitist. Für die Beurteilung des 
noch hinnehmbaren Detaillierungsgrads musshinsichtlich der inhaltlichen 
Nähe der fraglichen Vorgaben differenziert werden.2656 

Die in Art. 4 ff. RTVG vorgesehenen Mindestanforderungen an den Pro- 
gramminhalt, wie etwa die Verpflichtung zu inhaltlicher Vielfalt, sowie der 
in Art. 24 RTVG an die SRG gerichtete Programmauftrag weisen mehrheitlich 
einerelativhohe Inhaltsnähe auf. Dasselbe gilt für die erwähnten Vorgabenin 
den Konzessionen der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter, etwa betref- 
fend die Programmart bzw. den Programminhalt (z.B. Radioprogramme mit 
thematischem Schwerpunkt auf die Information). Gegen diese Bestimmungen 
bestehen deshalb grundsätzlich keine Bedenken, weil sie die Form finaler, 
ausfüllungsbedürftiger Vorgaben und damit eine geringe Bestimmtheit aufwei- 
sen. Insbesondere nehmen sie nicht aufkonkrete Informationen, Meinungen 
oder die Tendenz von Medieninhalten Bezug und sind mit anderen Worten 
meinungsneutralbzw. sachbezogen formuliert.2657 

Als heikel könnte jedoch die vom BAKOM erlassene Weisung mit Konkreti- 
sierungen der von den lokal-regionalen Veranstaltern zu erbringenden Informa- 
tionsleistungen bezeichnet werden. Dies gilt weniger hinsichtlich der Präzisie- 
rung des inhaltsferneren Regionalbezugs als betreffend die Konkretisierung 


2655 Vgl. ausführlich BAKOM, Angebotsberechnung, S. 4 ff. 
2656 Vgl.$4V.B.1.b. 


2657 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1605; DUMERMUTH, Revision RTVG, S.244f.; 
$4V.B.1.b. 
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der inhaltsnäheren Informationsrelevanz bzw. -qualität, wonach die Katego- 
rien «Human Interest» und «Bad News» nicht als relevante Informationen 
zählen. So schliesst das BAKOM dadurch bestimmte Informationskategorien 
vom Leistungsauftrag aus, die es als im geringeren öffentlichen Interesse bzw. 
als weniger qualitativ erachtet. Dies mag auf den ersten Blick verfassungsrecht- 
lich nicht ohne Weiteres unproblematisch erscheinen. Allerdings kann die 
fragliche Weisungnoch nicht mit einer unzulässigen Negativ- bzw. Positivliste 
mit dem Verbot bzw. der Vorgabe der Darstellungbestimmter Themen gleich- 
gesetzt werden.2658 So fehlt zum einen den Kategorien «Human Interest» und 
«Bad News» der für einebeherrschende Einflussnahme vorausgesetzte inhalts- 
nahe Bestimmtheitsgrad und zum anderen ist es den Veranstaltern weiterhin 
unbenommen, Informationen aus den betreffenden Kategorien ausserhalb 
des Programmauftrags zu erbringen. 

Die Frage, ob die Grenze der noch hinnehmbaren Konkretisierung bereits 
überschritten ist, stellt sich auch mit Blick auf die eine hohe inhaltliche Nähe 
aufweisenden Förderungspflichten etwa in der Form des erwähnten sog. Inte- 
grationsauftrags der SRG (vgl. Art. 24 Abs. ılit.b RTVG). Daraus fliesst unter 
anderem die Pflicht zur Förderung des Verständnisses für die Lebenswirk- 
lichkeit von Menschen mit Migrationshintergrund und zur Vermittlung inte- 
grativer Inhalte.2659 Auch die lokal-regionalen Veranstalter werden z.T. ver- 
pflichtet, einen Beitrag zur Integration und Partizipation von Menschen mit 
Migrationshintergrund zu leisten.2660 Solche Pflichten können den Anschein 
erwecken, die Veranstalter müssten integrationsfreundliche Meinungen 
bevorzugen oder gar effektive Integrationsarbeit leisten, womit solchen 
Ansichten in der gesellschaftlichen Meinungsbildung ein Vorteil verschafft 
und dem Staat in dieser Hinsicht ein beherrschender Einfluss auf die publizis- 
tische Tätigkeit der Veranstalter ermöglicht würde.2661 Wie jedoch vom Bun- 
desrat in verfassungskonformer Auslegung des Integrationsauftrags der SRG 
betreffend Menschen mit Migrationshintergrund ausgeführt, ist dieser so 
zu verstehen, dass die SRG diese Menschen in ihren Angeboten berücksich- 
tigen und damit «von gegenseitigem Verständnis getragene Kommunikations- 
prozesse zwischen den Kulturen und den verschiedenen gesellschaftlichen 


2658 Vgl. zu den verbotenen Positivlisten, die das Vertreten bestimmter Meinungen oder 
Werte oder die Darstellung bestimmter Inhalte oder Tätigkeiten z.B. staatlicher Organe 
vorschreiben, $4 V. B. 1. b. aa. 


2659 Art. 14 Abs. 1 und Abs. 2 SRG-Konzession. 
2660 Vgl. etwa Art. 5 Abs. 2 und Abs. 3 RaBe-Konzession. 


2661 Vgl. aus der deutschen Lehre die Bedenken betreffend die Förderungspflichten der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten z.B. im Hinblick auf die Wiedervereini- 
gung Deutschlands, die freiheitlich-demokratische Grundordnung oder die Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau m.w.Verw. HESSE, Rundfunkrecht, Rz. 101. 
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Gruppierungen» fördern muss.2662 Dabei geht es also um die «Ermöglichung 
der Anschlusskommunikation verschiedener Lebensbereiche» — darüberhi- 
nausgehenden Verpflichtungen etwa zur wohlwollenden, begünstigenden 
Berichterstattung über Integrationsthemen oder gar zur effektiven Integra- 
tionsarbeit werden damit nicht statuiert.2663 Im Übrigen sind die Veranstalter 
an das Vielfaltsgebot gebunden, womit sie in ihren Angeboten verschiedene, 
auch integrationskritische Ansichten berücksichtigen müssen bzw. integrati- 
onsbefürwortenden Stimmen insgesamt keinen Vorzuggeben dürfen. Gerade 
das Vielfaltsgebot als Modalität der Inhaltsproduktiongewährleistetsomiteine 
verfassungskonforme Umsetzung auch inhaltsnäherer Vorgaben. 

Was territoriale Festlegungen des Aufgabengebiets oder der Inhaltsproduk- 
tion sowie Mindest- oder Maximalvorgaben in Bezugaufdie Aufgabenerfüllung 
betrifft, ist deren höherer Bestimmtheitsgrad insofern unproblematisch, als 
sie sich selbst auf Aspekte beziehen, die selber eine geringe Inhaltsnähe oder 
Bestimmtheit aufweisen. Dementsprechend bestehen gegen eine allfällige 
Festlegung des SRG-Produktionsstandorts Bern keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken. Dasselbe gilt für die an die SRG gerichtete detaillierte Anzahl der 
zu veranstaltenden Programme, die konzessionsrechtliche Quotenvorgabe 
von 50% für Schweizer Musik in Musikprogrammen sowie für die Maximal- 
anzahl von 1000 Zeichen für gewisse Abrufangebote ohne Sendungsbezug. 
Die gleichen Überlegungen können für Vorgaben betreffend territoriale Fest- 
legungen des Aufgabengebiets lokal-regionaler Veranstalter angestrengt wer- 
den, die mitunter bis auf Gemeindeebene relativ präzise formuliert sind.2664 
Dasselbe gilt in Bezug auf die für die kommerziellen Veranstalter geltenden 
Mindestvorgaben für lokal-regionale Informationen von 30 bzw. 150 Minuten. 
So hat es das Bundesgerichtin diesem Zusammenhang für zulässig befunden, 
dass das BAKOM die Ersetzung einer 20- bis 30-minütigen Informationssen- 
dung durch eine bloss sechs- bis achtminütige und vorwiegend aus Agentur- 
meldungen bestehende News-Kurzsendungals Konzessionsverletzung erach- 
tet.2665 Die soeben erläuterten staatlichen Vorgaben haben alle gemeinsam, 
dass siesich mit dem Aufgaben- oder Produktionsgebiet, der Schweizer Musik, 
dem Onlinetext oder den lokal-regionalen Informationen auf Aspekte beziehen, 


2662 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1688; vgl. BUNDESRAT, Erläuterungen SRG-Kon- 
zession, S. 8. 

2663 Vgl. aus der deutschen Lehre zum Integrationsauftrag des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks m.w.Verw. EIFERT, Rundfunkrecht-Komm., §11 RStV, N 50f.; EIFERT, Kon- 
kretisierung, S. 18 f. 

2664 Vgl. Anhang1, Ziff. 4 RTVV. 

2665 Vgl. BGer, Urteil vom Urteil vom 30.4.2001, 2A.15/2001, E. 3.c)bb); RIEDER, Inhaltliche 
Überprüfung, S. 73. 
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die selber alle eine geringe Inhaltsnähe oder einen geringen Bestimmtheitsgrad 
aufweisen. Daher sind solche Vorgaben trotz ihrer relativ hohen Bestimmtheit 
verfassungsrechtlich unproblematisch bzw. stellen einen rechtfertigungs- 
fähigen Grundrechtseingriff dar. 

Hinsichtlich der Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots durch mehr oder weniger detailliert vorgege- 
bene Aufgabenumschreibungen sind die gesetzlichen Grundlagen betreffend 
die SRG in Art. 24 und Art. 25 RTVG sowie betreffend die lokal-regionalen Ver- 
anstalter in Art. 38 und Art. 43 RTVG zu finden. Dabei erfordert das Spezialitäts- 
prinzip als Korrelat des Legalitätsprinzips bereits auf der Ebene der formell- 
gesetzlichen Grundlage eine möglichst genaue Absteckung des Gegenstands 
der öffentlichen Aufgabe, je weiter die eingeräumte Autonomie beider Aufga- 
benerfüllungist.2666 Als öffentliches Interesse an einer hinreichend bestimm- 
ten Aufgabenumschreibung steht insbesondere die Gewährleistung der Er- 
füllung der von Art. 93 Abs. 2 BV vorgegebenen Leistungen im Zentrum.2667 
Ebenfalls von Bedeutung sind der individualrechtlich fundierte Schutz der 
von keinen staatlichen Privilegien profitierenden Medien vor «erdrückender» 
Konkurrenz durch staatlich privilegierte Veranstalter sowie der Schutz der 
abgabepflichtigen Personen vor unangemessener finanzieller Belastung. 2668 
Vor diesem Hintergrund können die Abwägungsentscheide des Gesetzgebers 
und der konzessionierenden Behörden nicht beanstandet werden. 


III. Verwaltungsverfahren (Erteilung der Konzessionen 
bzw. Leistungsaufträge) und Rechtsschutz 


A. SRG 


Das Verfahren der Konzessionierung der SRG istin Art. 25 RTVG geregelt, worin 
vorgesehen ist, dass der Bundesrat der SRG eine Konzession erteilt (Abs.1). Da 
dem Bundesrat dadurch kein Ermessen hinsichtlich der Wahl des Leistungs- 
erbringers verbleibt, wirdauch von einem Anspruch der SRG aufErteilung der 


2666 Vgl. zum Spezialitätsprinzip bereits $4 III. B. 1. b. und $4 V. B. 1. a. ; vgl. zur verfas- 
sungsrechtlichen Anforderung der Einräumung von Autonomie bzw. Staatsunabhän- 
gigkeiti.e.S. in Tätigkeitsbereichen mit publizistischer Relevanz § 4 V.C.1. 


2667 Vgl. hierzu ausführlich $3 11. C. 2. 


2668 Vgl. betreffend den Schutz der nicht staatlich finanzierten Rundfunkveranstalter vor 
der SRG mittels der gesetzlichen Festlegung der Anzahl Programme AB SR 2005, 
S.69ff.; ABNR 2004, S. 83 ff.; vgl. in Bezug auf die Begrenzung wettbewerbsverzerren- 
der Wirkungen im Zusammenhangmit der Konzessionierung des üpA der SRG DUMER- 
MUTH, Revision RTVG, S.250f.; vgl. dazu auch GRABER/ZURKINDEN, SRG-Gebühren, 
S.217f.; vgl. aus der deutschen Lehre BINDER, Rundfunkrecht-Komm., $11b RStV, N 29; 
vgl. zur Beachtung dieser öffentlichen Interessen bei der Festsetzung der Abgabehöhe 
$10V.B. 
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Konzession gesprochen.2669 Hiermit erhält die SRG eine Stellungähnlich einem 
Vertragspartner, weshalb dieSRG-Konzession in der Lehre als gemischter Akt 
mit vertraglichen und Verfügungselementen betrachtet wird.2670 Vor der Kon- 
zessionserteilung sowie vor Konzessionsänderungen mit medienpolitischer 
Tragweite untersteht dieSRG-Konzession einer Anhörung der interessierten 
Kreise (Art.25 Abs. 2 RTVG). Die letzte Konzession wurde der SRG für die Dauer 
von zehn Jahren und die aktuelle Konzession für die Dauer von vier Jahren 
erteilt.2671 Gemäss Art. 25 Abs. 4 RTVG kann das UVEK einzelne Bestimmun- 
gen der Konzession im Gegenzug zu einer angemessenen Entschädigung der 
SRG vor Ablaufihrer Dauer ändern, wenn die tatsächlichen oder rechtlichen 
Verhältnisse sich geändert haben und die Änderungzur Wahrung wichtiger 
Interessen notwendig ist. 

Was den Rechtsschutz der SRG in Bezug aufStreitigkeiten betreffend den 
Konzessionsinhalt bzw. die Konzessionserteilung sowie Änderungen und 
Erneuerungen der Konzession angeht, wird ein solcher durch die Ausnahme- 
regelung des Art. 32 Abs. 1 lit. i VGG gänzlich ausgeschlossen.2672 Demnach 
ist die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht gegen Verfügungen über 
die Erteilung, Änderung oder Erneuerung der Konzession für die SRG unzu- 
lässig, womit auch der Rechtsweg an das Bundesgericht versperrt wird.2673 


B. Lokal-regionale Veranstalter 


Das Verfahren der Konzessionierung der lokal-regionalen Service-public-Ver- 
anstalter istin Art. 45 RTVG geregelt. Demnach werden die Konzessionen vom 
UVEK erteilt, wobei das BAKOM diese gestützt auf Art. 45 Abs. 1 RTVG in der 
Regel öffentlich ausschreibt und interessierte Kreise anhören kann. Laut 
Aussagen des Bundesrats erfolgt eine öffentliche Ausschreibung regelmässig 
vor der Erteilung von «Konzessionen mit Abgabenanteil» und bedeutenden 
«Konzessionen ohne Abgabenanteil», wobeialsinteressierte Kreise zumin- 
dest die betroffenen Kantone anzuhören sind.2674 Gemäss Art. 46 Abs. 1 RTVG 


2669 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1689; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, 
N4 und N6; WEBER, Komm. RTVG, Art.25RTVG, N1. 

2670 Vgl. m.w.Verw. ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N4. 

2671 Vgl. Art.34 Abs. 1SRG-Konzession 2007 (BUNDESRAT, Konzession für die SRG SSRidée 
suisse vom 28.11.2007) und Art. 43 Abs. 1 SRG-Konzession. 

2672 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4994 und S. 5037. 

2673 ROSTAN, COMM. LRTV, Art.25 LRTV, N7. 

2674 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1710; WEBER, Komm. RTVG, Art. 45RTVG, N5. 
Art. 43 Abs. 2 RTVV sieht vor, dass die öffentliche Ausschreibung mitunter mindestens 
die Ausdehnung des Versorgungsgebiets (lit. a), die Umschreibung des Leistungsauf- 
trags (lit. b), bei Konzessionen mit Abgabenanteil dessen Höhe (lit. c), die Dauer der 
Konzession (lit. d) sowie die Zuschlagskriterien (lit. e) enthalten muss. 
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werden die Konzessionen für eine bestimmte Zeitdauer erteilt, wobei ver- 
gleichbare Konzessionen in der Regel auf denselben Termin befristet wer- 
den. Im Jahr 2007 hat das BAKOM Konzessionen mit einer Geltungsdauer von 
über 10 Jahren für 41 Radio- und 13 Fernsehveranstalter öffentlich ausge- 
schrieben.2675 Die Konzessionsvoraussetzungen (Eignungs- bzw. Qualifika- 
tionskriterien) sind in Art. 44 Abs. ı RTVG aufgeführt. 2676 Gehen in der Aus- 
schreibung für ein Versorgungsgebiet bzw. für eine Konzession mehrere 
Bewerbungen ein, wird in einem ersten Schritt derjenige Bewerber bevor- 
zugt, der am besten in der Lage ist, den Leistungsauftrag zu erfüllen.2677 Sind 
unter diesen Gesichtspunkten mehrere Bewerbungen weitgehend gleich- 
wertig, wirdin einem zweiten Schritt jener Bewerber bevorzugt, der die Mei- 
nungs- und Angebotsvielfalt am meisten bereichert (Art. 45 Abs. 3 RTVG).2678 
Gemäss Art.49 RTVG kann das UVEK einzelne Konzessionsbestimmungen 
vor Ablaufihrer Dauer ändern, wenn dietatsächlichen oder rechtlichen Ver- 
hältnisse sich geändert haben und die Änderung zur Wahrung wichtiger Inte- 
ressen notwendig ist (Abs. 1), wobeibeim Vorliegen gewisser Voraussetzungen 
eine Entschädigung geschuldet ist (Abs. 2). Schliesslich kann das UVEK gemäss 
Art. 50 RTVG die Konzession einschränken, suspendieren oder entziehen 
(Abs. 1), wenn wichtige Landesinteressen es erfordern (lit. e), wobei beim Vor- 
liegen gewisser Voraussetzungen wiederum eine Entschädigung geschuldet 
ist (Abs. 3). 

Hinsichtlich des Rechtsschutzes der lokal-regionalen Service-public-Ver- 
anstalter ist dieser im Vergleich zu jenem der SRG insoweit gegeben, als die 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht gegen Verfügungen des UVEK 
im Zusammenhang mit dem Konzessionierungsverfahren im VGG nicht aus- 
geschlossen wird.2679 Dabei endet der Rechtswegin der Regelan dieser Stelle, 


2675 Vgl. BAKOM, Ausschreibung Konzessionen, S.1undS.12. 
2676 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1710; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 44 LRTV, N3. 


2677 Beidieser Beurteilung wurde anlässlich der öffentlichen Ausschreibung im Jahr 2007 
mitunter zwischen sog. Input- und Outputfaktoren (Selektionskriterien) unterschie- 
den, die beide mit je 40% gewichtet wurden. Während Erstere organisatorische Struk- 
turen der Sicherungredaktioneller Qualität, adäquate Arbeitsbedingungen (vgl. Art. 44 
Abs. ı lit. d RTVG) sowie die Aus- und Weiterbildung der Programmschaffenden vor- 
aussetzten, konkretisierten Letztere den Leistungsauftrag, wie er auch in der Konzes- 
sion umschrieben wird (vgl. ausführlich BAKOM, Ausschreibung Konzessionen, S. 6 ff.; 
vgl. auch POLTIER, Comm. LRTV, Art. 45 LRTV, N14; WEBER, Komm. RTVG, Art. 45 
RTVG, N 13f.). 

2678 Dadie Meinungsvielfalt bereits als Teil des Leistungsauftrags bzw. der Outputfaktoren 
figuriert, kann im Rahmen dieses zweiten Beurteilungsschritts nur die Angebotsviel- 
faltetwain Bezug aufverschiedene Zielgruppen, die nicht bereits vom Leistungsauftrag 
verlangt wird, Prüfgegenstand sein (vgl. m.w.Verw. POLTIER, Comm.LRTV, Art. 45 
LRTV, N 17; vgl. auch BVGer, Urteil vom 16.7.2009, A-7143/2008, E.13.1). 


2679 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art. 45 LRTV, N 11. 
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da gemäss Art. 83 lit. p BGG die Beschwerde an das Bundesgericht gegen Ent- 
scheide des Bundesverwaltungsgerichts auf dem Gebiet des Radios und des 
Fernsehens betreffend Konzessionen, die Gegenstand einer öffentlichen Aus- 
schreibung waren, ausgeschlossen wird. Begründet wird dies mit der Vermei- 
dungeines langen Konzessionierungsverfahrens in Anbetracht der Tatsache, 
dass der rundfunkrechtlichen Konzession stets noch die Erteilung einer UKW- 
Funkkonzession folgt.2680 


C. Kritische Würdigung 


Bei der Erteilung von Leistungsaufträgen an Medienorganisationen darf der 
entscheidenden Behörde zur Verhinderung eines beherrschenden Einflusses 
aufdie Produktion publizistischer Inhalte grundsätzlich keine Flexibilitätein- 
geräumt werden, die sachfremde, an Inhalte knüpfende Erwägungen bei der 
Rechtsanwendungerlaubt. Die behördliche Flexibilität ergibt sich in materi- 
eller Hinsicht aus der Bestimmtheit der anwendbaren Norm undin formeller 
Hinsicht aus der Regelung des anwendbaren Verfahrens. Je weiter der ein- 
geräumte Ermessensspielraum, je unbestimmter ein Rechtsbegriff und je 
ungeregelter der Entscheidungsweg, umso eher werden inhaltsbezogene Wer- 
tungsspielräume eröffnet. Da sich der Bereich staatlicher Vorgaben für die 
Aufgabenerfüllung durch Medien aufgrund deren grundsätzlicher Inhaltsnähe 
in der Regel einer hohen materiellen Bestimmtheit verschliesst, ist diebehörd- 
liche Flexibilität primär formell durch erhöhte Anforderungen an das Verwal- 
tungsverfahren oder an das gerichtliche Kontrollverfahren gering zu halten. 


1. SRG 


Im Folgenden ist insbesondere der erwähnte Art.25 RTVG einer näheren 
Betrachtung zu unterziehen, der dem Bundesrat bei der Präzisierung des 
Leistungsauftrags in der SRG-Konzession einen grossen materiellen Hand- 
lungsspielraum einräumt. So enthält Art. 25 Abs. 3 RTVG eine nicht abschlies- 
sende Aufzählung der Konzessionsinhalte, wie etwa die Anzahl und die Art 
der Radio- und Fernsehprogramme (lit. a), die der Bundesrat festzulegen hat. 
Durch diese weite Gesetzesdelegation wird dem Bundesrat eine Schlüsselrolle 
bei der Konkretisierung des Service-public-Auftrags der SRG zugewiesen.2681 
Betreffend die Zuständigkeit des Bundesrats zur Festlegung der Programm- 
arten äusserte eine Minderheit von Parlamentarierinnen und Parlamentariern 
die Befürchtung, der Bundesrat könnte sich darüber hinaus in die Programm- 


2680 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1657; vgl. ausführlich POLTIER, Comm. 
LRTV, Art. 99 LRTV, N 16f.; vgl. zur Erteilung von Funkkonzessionen $21.C.4.d.ee. 


2681 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1689; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 25 LRTV, N11. 
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gestaltung der SRG einmischen.?682 Ganz allgemein steht es dem Bundesrat 
durch die explizit nur als Mindestvorgabe ausgestaltete Delegationsnorm des 
Art.25 Abs.2RTVG («namentlich») im Rahmen der notgedrungen unbestimm- 
ten gesetzlichen Grundlage des Art. 24 RTVG weitgehend frei, ob und welche 
präziseren inhaltlichen Vorgaben er der SRG machen möchte. Vor dem Hinter- 
grund der Tatsache, dass die SRG primär den vom Bundesrat in der Konzes- 
sion konkretisierten Leistungsauftrag erfüllen muss (vgl. Art. 23f. RTVG)2683 
und der konkretisierte Leistungsumfang ausschlaggebend ist für die Höhe des 
Abgabenanteils, woraus sich die SRG hauptsächlich finanzieren muss, 2684 
besteht die Gefahr, dass sich die grossen materiellen Handlungsspielräume des 
Bundesrats als «Selbstzensur» aufdieBerichterstattungder SRG besonders gegen- 
über dem Bundesrat auswirken.2685 

Zu einer gewissen Relativierung des Handlungsspielraums des Bundes- 
rats führt das erwähnte gesetzlich geregelte Konzessionierungsverfahren. 
Zum einen wird der SRG entsprechend ihrem gesetzlichen Leistungsauftrag 
ein Konzessionsanspruch eingeräumt, weshalb ihr eine stärkere Verhand- 
lungsposition ähnlich einem Vertragspartner zukommt.2686 Dementspre- 
chend wird jede Konzessionsbestimmung zwischen dem Bundesrat und der 
SRG einzeln ausgehandelt, wobei das «letzte Wort» allerdings stets beim Bun- 
desrat als Konzessionsbehörde verbleibt.2687 Die Konzession wird der SRG 
zudem regelmässigfür mehrere Jahre erteilt, wodurch ihr eine längerfristige 
Planung ermöglicht wird und Ad-hoc-Entscheide des Bundesrats verhindert 
werden. Zum anderen bewirken die vor Konzessionserteilungen oder medien- 
politisch bedeutenden Konzessionsänderungen durchgeführten Anhörungen 
der interessierten Kreise eine Transparenz, wodurch der Ermessensspielraum 
des Bundesrats insbesondere mit Blick auf Ermessensmissbräuche reduziert 
und die Gefahr missbräuchlicher bzw. einer beherrschenden Einflussnahme 
gleichkommender Konzessionsbestimmungen verringert werden dürfte.2688 


2682 Vgl. ABSR2005, S. 69; vgl. auch AB NR 2004, S. 83 ff.; vgl. dazu WEBER, Komm. RTVG, 
Art.25 RTVG, N8. 

2683 Vgl. zur öffentlichen Zweckbindung der SRG §9[. D. 1. 

2684 Vgl. hierzu §10 II. 

2685 Vgl. §4 V.B. 2. 

2686 ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 25 LRTV, N 4; vgl. zur Rechtsnatur der SRG-Konzession § 2 
I. C. 4. d. dd. 

2687 Mündliche Auskunft von Alfons Birrer, Mitarbeiter des BAKOM und bis im August 
2019 zuständig für die Konzessionierung der SRG, Biel, 16.7.2019. 

2688 Vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 25 LRTV, N6 und N8f. Anlässlich der letzten Konzes- 
sionserteilung an die SRG wurden etwa die Kantone, die politischen Parteien, die 
Gemeinden, Städte und Berggebiete, die Dachverbände der Wirtschaft und die Medien- 


organisationen angehört (vgl. BAKOM, Vernehmlassung zur Konzession für die SRG 
SSR - Stellungnahmen). 
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In Bezug auf Konzessionsänderungen obliegt es allerdings dem Bundesrat zu 
bestimmen, welche er als medienpolitisch bedeutsam erachtet und einer 
Anhörung unterstellt.2689 

Eine weitere Kompensation der bundesrätlichen Flexibilität bei der Kon- 
zessionierung der SRG könnte schliesslich durch einen gerichtlichen Rechts- 
schutz gegen die Konzessionierung herbeigeführt werden.2690 Da die erläuterte 
Anhörung der interessierten Kreise im Konzessionierungsverfahren vor- 
nehmlich der Berücksichtigung der Interessen dieser Kreise dient- etwa 
jener der Presse (vgl. Art. 93 Abs. 4 BV),2691 die aus wettbewerbspolitischer 
Optik ein hohes Interesse an einem präzise umschriebenen Leistungsauf- 
trag der SRG hat —, dürfte die Gefahr von Ermessensmissbräuchen bei der 
Konzessionierung der SRG erst durch die Ermöglichung eines genügenden 
Rechtsschutzes wirksam gesenkt werden. Aus Sicht des Bundesrats sei die 
SRG-Konzession allerdings aufgrund ihres Charakters als «medienpolitischen 
Entscheid von höchster Bedeutung» nicht für einerichterliche Überprüfung 
geeignet. So gehe es um die Beurteilung der mehrheitlich politischen Frage, 
welche Leistungen der SRG notwendig sind und entsprechend staatlich ent- 
schädigt werden sollen.2692 

Gemäss Art. 29a BV (Rechtsweggarantie) besteht bei Rechtsstreitigkei- 
ten Anspruch auf Beurteilung durch eine richterliche Behörde, wobei das 
Gesetz Ausnahmefälle vorsehen kann. Solche Ausnahmefälle sind begrenzt 
und beziehen sich insbesondere aufschwierigjustiziable Materien, die etwa 
bei Entscheiden mit vorwiegend politischen Fragestellungen vorliegen kön- 
nen.2693 Nach Ansicht des Bundesrats sind politische Entscheide generell 
nicht justiziabel,2694 wobei sich diese Ansicht in den Ausnahmekatalogen 
des BGG und VGG widerspiegelt.2695 Demgegenüber liegt eine justiziable 


2689 ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N9. 


2690 Vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N 5; vgl. aus der älteren Lehre GROB, Pro- 
grammautonomie, S.274f.; vgl. im Allgemeinen $3 II. B. 2. 


2691 ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N8. 


2692 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5037; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 
S. 1689; krit. zum mangelnden Rechtsschutz der SRG bereits DUMERMUTH, Programm- 
aufsicht, S.106 und m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, S. 274. 


2693 Vgl. etwa BGE 1371128, E. 4.2, S.132; vgl. statt vieler WALDMANN, BSKBV, Art.29a BV, 
N23. 

2694 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft BV, S. 524; TOPHINKE, Rechtsweggarantie, S.99. Als einen 
politischen Entscheid ausmachende Merkmale werden die Dominanz (staats-)politi- 
scher Erwägungen, die fehlende Transparenz, die minimale Begründung, die höchst 
geringe Regelungsdichte für den Entscheid, dessen fundamentaler Charakter sowie die 
hohe politische Verantwortlichkeit genannt (vgl. ausführlich KAYSER, Politik, S. 452ff.). 


2695 Vgl. etwa die diesbezügliche Kritik von KLEY, SGK BV, Art. 29a BV, N24 und TOPHINKE, 
Rechtsweggarantie, S.100. 
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Rechtsstreitigkeit nach Ansicht der Lehre dann vor, wenn individuelle Rechts- 
positionen wie z.B. Grundrechte berührt sind.2696 Dabei wird die Justiziabi- 
lität auch bei Entscheiden mit Ermessensspielraum oder betreffend fachtech- 
nische Fragestellungen bejaht.2697 Mit anderen Worten schliesst der politische 
Charakter eines Entscheids nicht automatisch dessen Justiziabilität aus. 
Solange eine Rechtsstreitigkeit justiziabel ist, vermag höchstens deren grund- 
legende politische Tragweite einen gesetzlichen Ausschluss des Rechtsschut- 
zes zu rechtfertigen.2698 Dem Bedürfnis politischer Behörden nach hinrei- 
chenden Handlungsspielräumen kann zudem nach Ansicht der Lehre auch 
durch eine variable gerichtliche Prüfungsdichte Rechnunggetragen werden, 
womit ein gänzlicher Ausschlusses des Rechtsschutzes vermieden werden 
kann.2699 Entsprechend wird dafür plädiert, vom Gewaltenteilungsprinzip 
der gerichtlichen Unanfechtbarkeit von Akten des Parlaments und der Regie- 
rung (vgl. für die Bundesebene Art. 189 Abs. 4 BV) im Lichte von Art. 29a BV 
zumindest dann eine gesetzliche Gegenausnahme zu statuieren, wenn Ent- 
scheide von untergeordneter politischer Bedeutung oder Grundrechte betrof- 
fen sind.2700 Auch das Bundesgericht bejaht die Zulässigkeit kantonaler Aus- 
nahmen von Art. 29a BV nur restriktiv und anerkannte zwar die politische 
Komponente einer vom Parlament erteilten Wasserkraftkonzession, ver- 
neinte jedoch besonders aufgrund der detaillierten, gerichtlich überprüfba- 
ren Pflichten der Konzessionärin den vorwiegend politischen Charakter des 
Konzessionsentscheids.2701 

Spätestens wenn grundrechtliche Kerngehalte betroffen sind, bejahen 
gewisse Autoren überzeugenderweise einen sich aus den materiellen Garan- 
tien ergebenden absoluten Anspruch aufgerichtlichen Rechtsschutz. Für solche 
Fälle soll auch Art. 190 BV die Gerichte nicht davon entbinden, den Rechts- 
schutz entgegen anderslautenden Bundesgesetzen im Einzelfall zu gewährleis- 
ten und kerngehaltswidrigen Bundesgesetzen entsprechend die Anwendung 


2696 Vgl. ausführlich TOPHINKE, Rechtsweggarantie, S. 92 ff.; vgl. auch WALDMANN, BSKBV, 
Art.29a BV, N23. 

2697 Vgl. ausführlich TOPHINKE, Rechtsweggarantie, S. 107 f.; vgl. auch WALDMANN, BSKBV, 
Art. 29a BV, N23. 

2698 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art. 29a BV, N10; KLEY, SGKBV, Art. 29a BV, N27; 
TOPHINKE, Rechtsweggarantie, S. 99; vgl. auch WALDMANN, BSK BV, Art. 29a BV, N23; 
noch strenger sind MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 925 f., wonach auch die 
blosse Tatsache, dass ein wichtiger politischer Entscheid vorliege, noch keine Aus- 
nahme von Art.29a BV rechtfertige. 


2699 Vgl. m.w.Verw. KAYSER, Politik, S. 458. 


2700 Vgl. etwa BIAGGINI, Komm. BV, Art.29a BV, N 10; KLEY, SGKBV, Art. 29a BV, N11 und 
N27f.; vgl. auch MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S.925f. 


2701 Vgl. BGE 13611436, E.1.3, S. 439; vgl. auch WALDMANN, BSK BV, Art. 29a BV, N26. 
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zu versagen.2702 Ausnahmen von der Rechtsweggarantie sind schliesslich 
unzulässig bei Streitigkeiten betreffend «zivilrechtliche Ansprüche» gemäss 
Art. 6 Ziff. 1 EMRK, welche namentlich bejaht werden bei Konzessionsentzü- 
gen und der Erteilung von Konzessionen, soweit daraufein Rechtsanspruch 
besteht.2703 

Angewendet auf die SRG-Konzession könnte für das Vorliegen eines poli- 
tischen Entscheids und entsprechend einer Ausnahme von der Rechtsweg- 
garantie sprechen, dass es sich beim Inhalt der SRG-Konzession aufgrund des 
weiten Ermessensspielraums des Bundesrats und der lediglich als Ziel- bzw. 
Programmnormen formulierten Bestimmungen im Regelfall um eine nur 
schwer justiziable Materie zu handeln scheint. Des Weiteren wirkt sich der 
Konzessionsinhalt erheblich aufdie Abgabehöhe aus, woraus sich die gewich- 
tige politische Tragweite des Konzessionsentscheids bzw. das legitime Inte- 
resse des Gemeinwesens ergibt, dass dieser Entscheid abschliessend von einer 
demokratisch legitimierten Behörde wie dem Bundesrat entschieden wird.2704 
Tatsächlich stellt der Konzessionsinhalt jedoch im Grundsatz einen justizia- 
blen Sachbereich dar, da dieSRG dadurch grundrechtlich berührt wird. Der 
Bundesrat könnte sogar so weit gehen, dass er durch zu detailliert formulierte 
Konzessionsbestimmungen seinen Ermessensspielraum missbraucht und das 
Beherrschungsverbot tangiert. Spätestens in solchen Fällen dürfte der SRG 
ein sich bereits aus den materiellen Garantien - in casu Art. 17 und Art. 93 
Abs. 3BV -ergebender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz 
zukommen. Entsprechend dürfte das Bundesverwaltungsgericht zumin- 
destin solch schwerwiegenden Fällen verfassungsrechtlich verpflichtet sein, 
Art.32 Abs.1lit.i VGG entgegen Art.190 und Art. 189 Abs. 4 BV die Anwen- 
dung zu versagen und der SRG Rechtsschutz zu gewähren. 2705 Dabei könnte 


2702 Som.w.Verw. MÜLLER/SCHEFER, Rechtsweggarantie, S. 926; vgl. ausführlich SCHEFER, 
Kerngehalte, S.527f. und S. 323f.; vgl. auch BIAGGINI, Komm. BV, Art. 190 BV, N 17; 
TSCHANNEN, Staatsrecht, $8, N 11, vgl. den weniger weitgehenden Fall der Gewähr- 
leistung nachträglichen Rechtsschutzes durch das Bundesgericht gegen ein kantonales 
Abstimmungsergebnis, obwohl das BPR diesbezüglich eine Lücke aufwies. Gemäss 
Bundesgerichtistes auch vor dem Hintergrund von Art. 190 BV nicht ausgeschlossen, 
«dass in ausserordentlichen Situationen im genannten Sinne über den Wortlaut des 
Bundesgesetzes über die politischen Rechte hinaus gestützt auf das Verfassungsrecht 
nachträglicher Rechtsschutz gewährt wird» (BGE 138161, E. 4.3, S. 74). 

2703 Vgl. etwa EGMR, Zulässigkeitsentscheid vom 31.8.2004, Skyradio AG v. Switzerland, 
Nr. 46841/99; BGE 142199, E: 2.3, S.111; vgl. hierzu bereits § 4 IV. A. 2. b. 


2704 Vgl.im Allgemeinen in Bezug auf vorwiegend politische Entscheide FLEINER/IVANOV, 
Rechtsweggarantie, S.34. 


2705 Das Bundesgericht alleine könnte insoweit keinen Art. 29a BV und Art. 6 Ziff. 1 sowie 
Art.13 EMRK genügenden Rechtsschutz bieten, als es grundsätzlich keine uneinge- 
schränkte Sachverhaltskontrolle durchführt (vgl. BIAGGINI, Komm. BV, Art.29a BV, 
N8a). 
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dem Bedürfnis des Bundesrats nach hinreichenden Handlungsspielräumen 
durch eine variable gerichtliche Kontrolldichte Rechnung getragen werden. 
Auch aus der Perspektive von Art. 13 und Art. 6 Ziff. ı EMRK müsste ein hin- 
reichender Rechtsschutz gewährleistet sein, zumal der SRG ein gesetzlicher 
Konzessionsanspruch eingeräumt wird. 

Aufgrund des gänzlich mangelnden Rechtsschutzes gegen die Konzes- 
sionserteilung dürfte sich die erhebliche Flexibilität des Bundesrats bei der 
Konzessionierung der SRG in der Nähe eines unzulässigen Eingriffs in das 
Staatsunabhängigkeitsgebot bewegen.?706 Durch die erwähnten verfahrens- 
rechtlichen Sicherungen in Form des Konzessionsanspruchs, der mehrjäh- 
rigen Konzessionsdauer und der regelmässigen Anhörung der interessier- 
ten Kreise dürfte Art.25 Abs. 3 RTVG dem Bundesrat insgesamt jedoch keine 
beherrschende Einflussnahme auf die publizistische Tätigkeit der SRG eröff- 
nen. Dieselben Überlegungen gelten auch betreffend das Verfahren der Ände- 
rungeinzelner Konzessionsbestimmungen vor Ablaufihrer Dauer durch das 
UVEK gemäss Art. 25 Abs. 4 RTVG, da diesem dabei ebenfalls grosse Entschei- 
dungsspielräume eingeräumt werden und der Rechtsschutz wiederum gänz- 
lich ausgeschlossen wird, der SRG jedoch eine angemessene Entschädigung 
zusteht.2707 

In Bezug auf die Rechtfertigung der durch Art. 25 RTVG eröffneten wei- 
ten Ermessensspielräume des Bundesrats bei der Konzessionierung der SRG 
wird als öffentliches Interesse die erforderliche Flexibilität und Dynamik des 
Leistungsauftrags mit Blick auf die Publikumsbindung und Wettbewerbsfä- 
higkeit der SRG in einem sich ständig entwickelnden Marktumfeld vorge- 
bracht.2708 So könnte mit einer ausschliesslich formell-gesetzlich festgelegten 
Aufgabenumschreibung nur langsam auf sich ändernde Verhältnisse reagiert 
werden.2709 An dieser Flexibilität der Veränderung von Konzessionsbestim- 
mungen hat auch die SRG ein Interesse. Damit erscheint der durch dengros- 
seninhaltsbezogenen Handlungsspielraum des Bundesrats bewirkte Eingriff 
in die Staatsunabhängigkeit der SRG als gerechtfertigt. 


2706 Krit. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N 5; vgl. aus der älteren Lehre etwa 
DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 106; vgl. m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, 
S.273f. 


2707 Vgl. aus der älteren Lehre GROB, Programmautonomie, S.273f. 


2708 Vgl. in Bezug auf die Bestimmung der Anzahl und Art der Programme sowie des Um- 
fangs des Online-Angebots m.w.Verw. WEBER, Komm. RTVG, Art. 25 RTVG, N9; vgl. 
auch BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1690; DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 247f.; 
ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 25 LRTV, N15f. 


2709 Vgl. im Kontext der Frage der gesetzlichen Festlegung des Abgabenanteils der SRG 
BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel 1981, S. 937; vgl. hierzu §10 V. B. 


462 Zweiter Teil: Analyse der Verfassungsmässigkeit des RTVG 


2. Lokal-regionale Veranstalter 


Betreffend die Konzessionierung der regional-lokalen Veranstalter eröffnen 
Art.38 Abs.1 und Abs.4 sowie Art.43 Abs.1 und Abs.2 RTVG dem UVEK als 
Konzessionsbehörde einen weiten Ermessensspielraum. So kann es aufgrund 
der «kann»-Formulierung entscheiden, ob es für ein bestimmtes Versorgungs- 
gebiet eine Konzession erteilen und welchen es von gegebenenfalls mehreren 
Bewerberinnen und Bewerbern gemäss Art.45 Abs.3 RTVG berücksichti- 
gen will.2710 Zwar schreibt das Gesetz sowohl Konzessionsvoraussetzungen 
sowie Auswahlkriterien fest, doch belassen insbesondere die Vorgaben der 
Eignung zur Erfüllung des Leistungsauftrags als auch die Bereicherung der 
Meinungs- und Angebotsvielfalt aufgrund ihrer notgedrungen hohen Unbe- 
stimmtheitdem UVEK bzw. dem BAKOM einen weiterhin grossen materiellen 
Ermessensspielraum bei der Konzessionierung.?711 So ist das BAKOM bei der 
Bestimmung und Gewichtung der Zuschlagskriterien in Anbetracht der unbe- 
stimmten gesetzlichen Auswahlkriterien in hohem Mass frei.2712 Vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass die lokal-regionalen Veranstalter im Unter- 
schied zur SRG keinen Anspruch auf die Konzession haben, besteht die Gefahr, 
dass sich die grossen materiellen Handlungsspielräume des UVEK als Druck- 
mittel oder gar als «Selbstzensur» auf die Berichterstattung der Veranstalter 
auswirken.2713 

Zu einer gewissen Relativierungdes Ermessensspielraums des UVEK führt 
das erwähnte gesetzlich geregelte Konzessionierungsverfahren. Zwar haben 
die Bewerberinnen und Bewerber aufgrund der «kann»-Formulierunganders 
als die SRG keinen Konzessionsanspruch.27!4Jedoch wird auch den lokal-regi- 
onalen Veranstaltern die Konzession regelmässig für mehrere Jahre erteilt, 
wodurch jenen eine längerfristige Planung ermöglicht wird und Ad-hoc-Ent- 
scheide desUVEK verhindert werden. Des Weiteren wird zumindest bei Kon- 
zessionen mit Abgabenanteil stets eine öffentliche Ausschreibung und Anhö- 
rung der interessierten Kreise zu den eingegangenen Bewerbungen durch 
das BAKOM durchgeführt. Durch die damitbewirkte Transparenz dürfte der 


2710 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502; POLTIER, Comm. LRTV, 
Art.44 LRTV, N2; vgl. aus der älteren Lehre m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, 
S.273f. 


2711 Vgl. MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502; POLTIER, Comm. LRTV, 
Art. 44 LRTV, N2. 


2712 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art. 44 LRTV, N2. 
2713 Vgl. §4V.C.1.d. 


2714 BGer, Urteil vom Urteil vom 30.4.2001, 2A.15/2001, E. 3.a); POLTIER, Comm. LRTV, 
Art. 44 LRTV, N2. 
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Ermessensspielraum des UVEK insbesondere mit Blick auf Ermessensmiss- 
bräuche reduziert und die Gefahr missbräuchlicher, an die publizistische 
Tätigkeit knüpfender Erwägungen verringert werden.?715 Im Übrigen wird 
durch die öffentliche Ausschreibung auch der aus dem Grundsatz der Wirt- 
schaftsneutralität und des rechtlichen Gehörs fliessenden verfassungsrecht- 
lichen Pflicht, Leistungsaufträge mit einem nicht bloss geringen wirtschaft- 
lichen Wert öffentlich auszuschreiben, nachgekommen. ?716 

Der grosse Ermessensspielraum sowohl des UVEK als auch des BAKOM 
werden weiter durch die gerichtliche Kontrolle des Konzessionierungsverfah- 
rens kompensiert. So können die lokal-regionalen Veranstalter gegen Verfü- 
gungen des UVEKim Zusammenhang mit dem Konzessionierungsverfahren 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht einreichen. Durch dessen unein- 
geschränkte Kognition genügt der Individualrechtsschutz der Veranstalter 
im Gegensatz zu jenem der SRG sowohl Art.29a BV als auch Art.6Ziff.1 EMRK 
und Art. 13 EMRK.2717 

Somit dürfte die erhebliche Flexibilität des UVEK besonders in Bezug auf 
finanziell von der Konzessionierung abhängige Veranstalter zwar weiterhin 
einen einen nicht unerheblichen Eingriffin das Staatsunabhängigkeitsgebot 
darstellen.2718 Ähnliche Bedenken bestehen betreffend den weiten Hand- 
lungsspielraum des UVEK bei der Änderung von Konzessionsbestimmun- 
gen vor Ablauf ihrer Dauer gemäss Art. 49 Abs. 1 und Abs. 2 RTVG sowie bei 
der Einschränkung, Suspendierung oder beim Entzug der Konzession im 
Interesse wichtiger Landesinteressen gemäss Art. 50 Abs. 1 lit. e RTVG.2719 
Aufgrund der erwähnten verfahrensrechtlichen Sicherungen in Form der 
mehrjährigen Konzessionsdauer, der öffentlichen Ausschreibung und der 
Anhörung der interessierten Kreise, des umfassenden Rechtsschutzes und 
der gewichtigen Tatsache, dass für die Rundfunkveranstaltung seit der Total- 
revision des RTVG im Jahr 2006 keine Konzession mehr vorausgesetzt wird, 


2715 Vgl. im Kontext der Konzessionierung der SRG ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, 
N6und8f. 


2716 Vgl. zu dieser verfassungsrechtlichen Ausschreibungspflicht § 4 II. B. 1. c. 


2717 Allerdings auferlegt sich das Bundesverwaltungsgericht bei Beschwerden im Zusam- 
menhang mit der Konzessionierung lokal-regionaler Veranstalter in Anbetracht des 
grossen Ermessensspielraums des UVEK eine gewisse Zurückhaltung bei der Ange- 
messenheitskontrolle (vgl. BVGer, Urteil vom 19.8.2008, A-641/2008, E. 5.1und E. 6.4; 
POLTIER, Comm LRTV, Art. 45 LRTV, N15). 


2718 Krit. auch KRÜSI, Zensurverbot, S. 299 ff.; vgl. für die Kritik in der älteren Lehre etwa 
DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 106 und m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, 
S.273f., wobei zu dieser Zeit noch kein Rechtsschutz gegen Konzessionsentscheide 
desUVEKbestand (vgl. zum Ausbau des Rechtsschutzes im Rahmen der RTVG-Total- 
revision im Jahr 2006 §1 X. B. 2.). 


2719 Krit. auch GROB, Programmautonomie, S.273f. 
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kanninsgesamt jedoch nichtvon einer beherrschenden Einflussnahme auf die 
publizistische Tätigkeit der lokal-regionalen Veranstalter durch das UVEK und 
das BAKOM gesprochen werden. 

Betreffend die Rechtfertigung der durch Art. 38, Art. 43 und Art. 45 RTVG 
eröffneten weiten Ermessensspielräume des UVEK und des BAKOM bei der 
Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter ist als öffentliches Inte- 
resse vorzubringen, dass damit zum einen ermöglicht wird, den für die Erfül- 
lung der von Art. 93 Abs. 2 BV vorgegebenen Leistungen in einem Versorgungs- 
gebiet geeignetsten Bewerber auszuwählen. Zum anderen ermöglichen die 
Ermessensspielräume eine auf das jeweilige Versorgungsgebiet zugeschnittene 
Präzisierungdes Leistungsauftrags, da je nach Ressourcenlage und der damit 
zusammenhängenden Anbieter- bzw. Aussenvielfalt andere Leistungen erfor- 
derlich sind, um den verfassungsrechtlichen Leistungsauftrag zu verwirkli- 
chen. So kann das UVEK etwa einen Veranstalter vom Vielfaltsgebot entbin- 
den, wenn ein Versorgungsgebiet durch eine hinreichende Anzahl Programme 
abgedeckt wird (Art. 4 Abs. 4 RTVG).2720 Vor diesem Hintergrund obliegt es 
dem UVEK, die Konzessionen regelmässig zu überprüfen, andernfalls sie zu 
ändern sind.2721 Damit erscheint der durch den grossen inhaltsbezogenen 
Handlungsspielraum des UVEK und des BAKOM bewirkte Eingriffin die Staats- 
unabhängigkeit der lokal-regionalen Veranstalter als gerechtfertigt. 


$9 Staatliche Beaufsichtigung von Rundfunk- 
veranstaltern: Ausgewählte Aspekte 


I. Aufsicht gemäss RTVG 
A. Erinnerung: Funktionale Staatsunabhängigkeit 


Das Beherrschungsverbot gebietet die Gewährleistung von Autonomie i.e.S. 
bzw. von funktionaler Unabhängigkeit bei der Wahrnehmungvon Tätigkeiten 
mit publizistischer Relevanz. Da der Staat mittels eigener Zweckmässigkeits- 
erwägungen die publizistische Tätigkeit steuern könnte, ist eine staatliche 
Fach- bzw. Sachaufsicht sowie uneingeschränkte Rechtsaufsicht über Tätigkeits- 
bereiche, die sich aufdie Produktion medialer Inhalte auswirken können, ausge- 
schlossen. Dies betrifft nebst dem Bereich der eigentlichen Inhaltsproduktion 


2720 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 105; GROB, Programmautonomie, S.188. 


2721 Vgl. zur Vielfaltsgewährleistungim Medienbereich und zur Wandelbarkeit öffentlicher 
Interessen im Kontext der Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots $3 II. C. 2. 
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insbesondere auch den publizistisch relevanten Personal- und Finanzbereich. 
Sind hingegen Tätigkeitsbereiche betroffen, die sich in keiner erdenklichen 
Weise auf die Produktion medialer Inhalte auswirken können, wie z.B. tech- 
nische Aspekte der Übertragung und Aufbereitungsowie des Empfangs von 
Medieninhalten, ist eine Fachaufsicht bzw. eine uneingeschränkte Rechts- 
aufsicht nicht grundsätzlich unzulässig. Dabei ist eine beherrschende Ein- 
flussnahme erst dann zu bejahen, wenn insbesondere aufgrund der zur Ver- 
fügung stehenden Aufsichtsmittel der Anschein erweckt wird, dass der Staat 
die Zweckmässigkeit publizistisch relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise, 
sei diesindividuell-konkret oder generell-abstrakt, bestimmen kann. 

Die steuerungsintensivsten Aufsichtsmittel des Selbsteintritts und der 
Ersatzvornahme sind aufgrund ihres starken Mitbestimmungscharaktersin 
allen Aufsichtsbereichen unabhängig von deren publizistischer Relevanz 
verboten. Als vollstreckende Sanktionsmittel verbleiben somit lediglich das 
Aussprechen von Sanktionen oder Bussgeldern und als «ultima ratio» der 
Widerrufbzw. Rücktritt von Leistungsaufträgen oder von Finanzhilfeverfü- 
gungen bzw. -vereinbarungen sowie Mittelkürzungen und -rückforderun- 
gen. Daslenkungsintensive und daher einer formell-gesetzlichen Grundlage 
bedürfende Weisungsrecht istim Autonomiebereich insoweit zulässig, alses 
lediglich im Rahmen einer aufeine Evidenzkontrolle beschränkten Rechtsauf- 
sicht ausgeübt wird. Als mildere Aufsichtsinstrumente sind etwa Beratungs- 
und Beanstandungsbefugnisse unbedenklich. In Bezug auf Aufsichtszeit- 
punkt und -modalitäten sind in publizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen 
Genehmigungsrechte mit Blick auf das Verbot systematischer Vorzensur 
sowohl im Rahmen der Fach- als auch der Rechtsaufsicht als unzulässig und 
präventive Weisungsrechtein Kombination mit Vorlegungspflichten oder sys- 
tematischen Prüfverfahren zumindestals problematisch zu bezeichnen. Ähn- 
lich ermöglichen Vertretungs-, Wahl- und Abberufungsrechte in Bezug auf 
Führungspersonen von Medienorganisationen sowie uneingeschränkte Infor- 
mationsrechte bzw. gleichlaufende Berichterstattungspflichten eine syste- 
matische staatliche Überwachung, weshalb sie dem Anschein einer Steuerung 
der Zweckmässigkeit nahekommen und daher als schwere Grundrechtsein- 
griffe unabhängig von der öffentlich- oder privatrechtlichen Rechtsform der 
Medienorganisation eine formell-gesetzliche Grundlage erfordern. 

Da die Rechtsnormen, deren Einhaltung beaufsichtigt wird, in publizis- 
tisch relevanten Tätigkeitsbereichen regelmässig unbestimmt formuliert sind, 
ist diebehördliche Flexibilität besonders beifür Medienorganisationen bedeut- 
samen Aufsichtsentscheiden primär formell durch erhöhte Anforderungen andas 
Aufsichtsverfahren, etwa in Bezug auf die Transparenz und die Begründungs- 
pflicht, oder an das gerichtliche Kontrollverfahren gering zu halten. 
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Spätestens wenn Verletzungen des Beherrschungsverbots nicht ausgeschlos- 
sen werden können, wird ein sich aus Art. 29a1.V.m. Art. 17 und Art. 93 Abs. 3BV 
ergebender absoluter Anspruch aufgerichtlichen Rechtsschutz angenommen. 
Ein hinreichender Rechtsschutz ist auch aus der Perspektive von Art. 6 Ziff. 1 
und Art.13 EMRK zu gewährleisten. 

Der Ausschluss der Fachaufsicht über publizistisch relevante Tätigkei- 
ten bedingt eine Durchbrechung des Hierarchieprinzips und damit die Aus- 
lagerung solcher Tätigkeiten aufeinen in dieser Hinsicht funktionalunabhän- 
gigen bzw. autonomen Aufgabenträger ausserhalb der drei Staatsgewalten. Mit 
anderen Worten ist es dem Staat verboten, dieZweckmässigkeit publizistisch 
relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Art und Weise, sei dies mittels generell- 
abstrakter oder individuell-konkreter Vorgaben, zu bestimmen, womit das 
Beherrschungsverbot als Leitungsverbot betreffend solche Tätigkeiten zu ver- 
stehen ist. Ebenfalls verboten ist dem Staat die Lenkung, Kontrolle und Steue- 
rungvon publizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen, sofern ihm dadurch 
das Anstellen von Zweckmässigkeitsüberlegungen ermöglicht wird. 

Betreffend öffentlich-rechtliche Aufgabenträger muss die Autonomie bzw. 
Unabhängigkeit beider Wahrnehmung von Tätigkeiten mit publizistischer Rele- 
vanz explizit formell-gesetzlich gewährleistet werden, um vor staatlichen Orga- 
nen effektiven Bestand zu haben. Als gleichwertig wird auch das Vorsehen 
der Weisungsfreiheit des Aufgabenträgers im Autonomiebereich erachtet. Die 
Privatautonomie privatrechtlicher Aufgabenträger hingegen besteht zwar auch 
ohne ausdrückliche gesetzliche Gewährleistung, doch isteine solche mit Blick 
auf das Staatsunabhängigkeitsgebot zur Verhinderung des Anscheins der 
Beherrschung auch bei privatrechtlichen Aufgabenträgern verfassungsrecht- 
lich angezeigt, wenn gleichzeitig- was nur auf Bundesebene rechtlich zulässig 
ist- lenkungsintensive Aufsichtsmittelwie Weisungs- oder Genehmigungsrech- 
te betreffend publizistisch relevante Tätigkeiten oder Vertretungs-, Wahl- und 
Abberufungsbefugnisse gesetzlich vorgesehen werden. 


B. Gesetzliche Gewährleistung der Autonomie bzw. 
der Staatsunabhängigkeit i.e.S. 


Für den Rundfunkbereich ist die Autonomie bzw. (Staats-)JUnabhängigkeitvon 
Radio und Fernsehen bereits auf verfassungsrechtlicher Ebene explizit vor- 
gesehen (Art. 93 Abs. 3 BV). Auf gesetzlicher Ebene schreibt das RTVG unter 
dem Abschnitt «Unabhängigkeit vom Staat» in Art. 3a vor, dass Radio und 
Fernsehen vom Staat unabhängigsind. Des Weiteren ist unter dem Abschnitt 
«Inhaltliche Grundsätze» in Art. 6 RTVG mit der Marginalie «Autonomie» 
vorgesehen, dass Programmveranstalter vorbehältlich anderslautender bun- 
desrechtlicher Bestimmungen nicht an die Weisungen von eidgenössischen, 
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kantonalen oder kommunalen Behörden gebunden (Abs. 1) und in der Pro- 
grammgestaltung frei sind (Abs. 2). Dementsprechend kann niemand von 
einem Programmveranstalter die Verbreitung bestimmter redaktioneller 
Inhalte verlangen (Art. 6 Abs. 3 RTVG). Nach Ansicht des Bundesrats wider- 
spiegelt die in Art. 6 RTVG festgehaltene Programmautonomie den inhaltli- 
chen Aspekt des Staatsunabhängigkeitsprinzips und Art. 3a RTVG dessen 
organisatorisch-strukturelle Aspekt, der es dem Staat verbietet, «selber Rund- 
funkprogramme zu betreiben oder sich massgeblich in finanzieller oder orga- 
nisatorischer Weise» an Veranstaltern zu beteiligen.2722 


C. Allgemeine Aufsichtsbestimmungen 
1. Aufsichtsumfang 


Gemäss Art. 86 RTVG wacht das BAKOM darüber, dass das RTVG, die Ausfüh- 
rungsbestimmungen, die Konzession sowie das einschlägige Völkerrecht ein- 
gehalten werden, wobeifür dieBehandlung von Beschwerden über den Inhalt 
redaktioneller Publikationen sowie den verweigerten Zugangzum Programm 
oder zum üpA der SRG die UBI zuständig ist (Abs. 1). ReineZweckmässigkeits- 
kontrollen sind nicht zulässig (86 Abs. 2 RTVG). Letztere Bestimmung soll jeg- 
liche Zweckmässigkeitskontrollen bzw. Fachaufsicht über die Tätigkeit von 
Rundfunkveranstaltern verbieten.2723 


2.  Aufsichtsmittel 


Als Aufsichtsinstrumente sehen Art. 89 Abs. 1 lit. a Ziff. 1 bis Ziff. 3 RTVG Wei- 
sungsbefugnisse vor, wonach die Aufsichtsbehörde bei der Feststellung einer 
Rechtsverletzung verlangen kann, den Mangel zu beheben und Massnahmen 
zutreffen, damit die Verletzungsich nicht wiederholt, sie über die getroffenen 
Vorkehren zu unterrichten oder dem Bund die Einnahmen abzuliefern, welche 
durch die Verletzung erzielt wurden. Das UVEK kann zudem gemäss Art.89 
Abs.2 RTVG das Programm verbieten oder die Sendetätigkeit an Auflagen 
knüpfen, wenn dies die UBI aufgrund wiederholter schwerer Rechtsverstösse 
beantragt (vgl. Art.97 Abs. 4 RTVG). Die genannten Weisungsrechte stellen alle- 
samtgesetzliche Ausnahmen vom in Art.6 Abs.1 und Abs.2 RTVG festgehalte- 
nen Grundsatz dar, dass Rundfunkveranstalter vorbehältlich anderslautenden 


2722 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019; vgl. auch MASMEJAN, Comm. LRTV, 
Art.6LRTV, N 4; vgl. bereits §1 X. C. und §3 I. G. 


2723 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1737; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S. 749; vgl. aus der Lehre etwa BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 831; 
DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 426 f.; GROB, Programmautonomie, S. 295; NOBEL/ 
WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N163 ff.; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 86 LRTV, N3 und 
N5f.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N16. 
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Bundesrechts nicht an die Weisungen von eidgenössischen, kantonalen oder 
kommunalen Behörden gebunden bzw. in der Programmgestaltung frei 
sind.2724 

Weiter sieht das Gesetz als Verwaltungssanktionen die Ablieferung von 
bis zu 10 Prozent des in den letzten drei Geschäftsjahren durchschnittlich in 
der Schweiz erzielten Jahresumsatzes und die Belastung mit einem Betragvon 
bis zu CHF 10°000 vor (vgl. Art. 90 Abs. 1 und Abs.2 RTVG). Schliesslich wird 
die Bestrafung mit Busse bis zu CHF 100’000 gesetzlich festgehalten (Art. 101 
Abs.2 RTVG). 

Für die Beaufsichtigung der Service-public-Veranstalter bestehen zudem 
konzessionsbezogene Aufsichtsmittel. So kann die Aufsichtsbehörde für den 
Fall festgestellter Rechtsverletzungen dem UVEK beantragen, die Konzession 
durch Auflagen zu ergänzen, sie einzuschränken, zu suspendieren oder zu 
entziehen (Art.89 Abs.1 lit.b RTVG). Letzte Bestimmungnimmtindirekt Bezug 
auf die Kompetenzen des UVEK, die Konzession der SRG einzuschränken 
oder teilweise zu suspendieren (Art. 25 Abs. 6 RTVG) und die Konzessionen der 
lokal-regionalen Veranstalter einzuschränken, zu suspendieren oder zu ent- 
ziehen (Art. 50 Abs. ı RTVG).2725 Betreffend die lokal-regionalen Veranstalter 
istzudem vorgesehen, dass das BAKOM im Falle erheblicher Unzulänglichkei- 
ten bei der Erfüllung des Leistungsauftrags den Anspruch auf Abgabenanteile 
um höchstens die Hälfte kürzen kann (Art. 47 Abs. 2 RTVG).2726 

Hinsichtlich des Zeitpunkts der Ausübung der Rechtsaufsicht werden 
Aufsichtsmassnahmen, die sich auf Produktion und Vorbereitung der Pro- 
gramme und des übrigen publizistischen Angebots der SRG beziehen, verbo- 
ten (Art. 86 Abs.2RTVG). Damit soll dem Risiko zensurähnlicher Aufsichtstä- 
tigkeit vorgebeugt werden.2727 

Mildere Aufsichtsinstrumente in der Form von Melde-, Auskunfts-, Be- 
richterstattungs- und Aufzeichnungspflichten sind ebenfalls vorgesehen (vgl. 
Art.15ff. RTVG), wobei insbesondere die Auskunftspflicht in Bezug auf Infor- 
mationen und Akten, welche die Konzessions- und Aufsichtsbehörde im Rah- 
men ihrer Aufsichtstätigkeit benötigt, zu nennen ist (vgl. Art. 17 RTVG). Dabei 


2724 Vgl. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art.6 LRTV, N6. 

2725 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art.89 LRTV, N6; WEBER, Komm. RTVG, Art. 89 RTVG, 
N14. 

2726 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art. 47 LRTV, N7f. 

2727 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1737; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S.749; vgl. aus der Lehre etwa BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 831; 
DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 426f.; GROB, Programmautonomie, S.295; NOBEL/ 
WEBER, Medienrecht, 8. Kap., N163 ff.; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 86 LRTV, N3 und 
N 5f.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N 16. 
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konkretisiert sich die Auskunftspflicht nicht nur in formell eröffneten Auf- 
sichtsverfahren, sondern auch bei der Durchführung von Stichproben.2728 
Ebenfalls besteht für alle Rundfunkveranstalter die Pflicht zur Einreichung 
des Jahresberichts, wobei konzessionierte Veranstalter darin Angaben über 
die Erfüllung des Leistungsauftrags machen müssen.2729 

Informationsrechte sind auch im Rahmen der parlamentarischen Ober- 
aufsicht vorgesehen und räumen den Aufsichtskommissionen gemäss Art. 153 
Abs. 1 und Abs. 2 ParlG das Recht ein, mit Trägern von Bundesaufgaben direkt 
zu verkehren und von ihnen zweckdienliche, zur Wahrnehmung der Ober- 
aufsicht notwendige Auskünfte und Unterlagen zu erhalten. 


3.  Aufsichtsverfahren und Rechtsschutz 


Gemäss Art. 86 Abs. 3 RTVG ist das VwVG auf das Aufsichtsverfahren anwend- 
bar, sofern das RTVG nicht davon abweicht. Gemäss Art. 35 Abs. 1 VwVG sind 
schriftliche Verfügungen zu begründen. Des Weiteren sieht Art. 87 Abs. 1 RTVG 
vor, dass die Aufsichtsbehörden die Öffentlichkeit über ihre Tätigkeit orien- 
tieren und insbesondere die administrativen und strafrechtlichen Entscheide 
veröffentlichen können.2730 

Der Rechtsschutz gegen Entscheide des BAKOM und des UVEK richtet 
sich nach den allgemeinen Bestimmungen über die Bundesrechtspflege (vgl. 
Art. 99 Abs. 1 RTVG), womit der Rechtsweg an das Bundesverwaltungsgericht 
vorbehältlich anderslautender Ausnahmen im VGG eröffnet ist.2731 Dabei ist 
davon auszugehen, dass Art. 32 Abs. 1lit.iVGG, der die Beschwerde mitunter 
gegen Verfügungen über die Änderung der SRG-Konzession ausschliesst, sich 
auch auf Aufsichtsentscheide des UVEK zur Einschränkung der SRG-Konzes- 
sion gemäss Art. 25 Abs. 6 RTVG bezieht. 


D. Besonderheiten der Beaufsichtigung der Erfüllung 
der Leistungsaufträge durch das BAKOM («Positivkontrolle») 


Die Beaufsichtigung der Erfüllung der Leistungsaufträge der SRG sowie der 
lokal-regionalen Veranstalter (sog. «Positivkontrolle») bezieht sich auf gesamte 
Programme oder Programmbereiche wie etwa Sendungen im Kulturbereich. 
Dabei handelt es sich bei den zu überprüfenden Vorgaben in Bezug auf das 
«was» und das «wie» der Aufgabenerfüllunggrundsätzlich umprogrammatisch 


2728 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 8.1683; ROBERT, Comm. LRTV, Art. 17 LRTV, N12; 
WEBER, Komm. RTVG, Art.17 RTVG, N9. 


2729 Vgl. Art. 18 RTVG und Art. 27 Abs. 2 lit. e RTVV und für die SRG zudem Art. 38 Abs. 2 
SRG-Konzession. 


2730 Vgl. etwa die Entscheiddatenbank des BAKOM. 
2731 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art. 99 LRTV, N9. 
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bzw. unbestimmt formulierte und damit nicht um justiziable Rechtsnormen.?732 
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz bilden etwa die bereits an anderer 
Stelle erwähnten detaillierten quantitativen Mindestvorgaben für relevante 
lokal-regionale Informationsleistungen von 30 bzw. 150 Minuten. 2733 

Aufgrund dergrundsätzlich schwierigen Justiziabilität der Prüfmassstäbe 
weist die «Positivkontrolle» insofern Abweichungen zu den allgemeinen Auf- 
sichtsbestimmungen auf, als das BAKOM hierfür aussenstehende Expertinnen 
und Experten zur Programmbeobachtungbeizieht (vgl. Art. 47 Abs. ıRTVG), 
wobei jährlich zeitlich beschränkte Stichproben durchgeführt und veröffent- 
licht werden. 2734 Zudem folgt das Aufsichtsverfahren gegenüber den Veran- 
staltern anders als üblich regelmässig einem sog. «diskursiven Ansatz», gemäss 
welchem die Veranstalter in einen Dialog über die Erfüllung des Leistungs- 
auftrags eingebunden werden.2735 


E. Besonderheiten der Beaufsichtigung redaktioneller 
Publikationen und des Zugangs zum redaktionellen Teil durch 
die UBI («Negativkontrolle») 


Für die Aufsicht über den Inhalt redaktioneller Publikationen sowie den Zu- 
gang zum Programm oder zum üpA der SRG ist die UBI zuständig. In diesem 
Zusammenhang prüft sie, ob die Mindestanforderungen an den Programm- 
inhalt, die Jugendschutzbestimmungen sowie die Mindestanforderungen an 
das üpA der SRG eingehalten sind (vgl. Art. 97 Abs. 2 lit. a RTVG) oder ob eine 
rechtswidrige Verweigerung des Zugangs vorliegt (vgl. Art. 97 Abs. 2 lit. b 
RTVG).2736 Im Unterschied zur soeben ausgeführten Beaufsichtigung der 
Erfüllung von Leistungsaufträgen («Positivkontrolle»)2737 sind nicht ganze 
Programme oder Programmbereiche Prüfgegenstand, sondern es wirdim 


2732 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 251; vgl. auch DUMERMUTH, Regulierung, S. 305f.; 
POLTIER, CommLRTV, Art. 47 LRTV, N 5; RIEDER, Inhaltliche Überprüfung, S. 79; vgl. 
ausführlich zum Grundsatz der reduzierten Regelungsdichte staatlicher Vorgaben für 
die Aufgabenerfüllung durch Medien $4 V.B.1. 

2733 Vgl. §8 II. B. ; vgl. im Allgemeinen betreffend Quoten als Instrument, um geforderte 
Service-public-Leistungen in justiziable Vorgaben zu konkretisieren RIEDER, Inhalt- 
liche Überprüfung, S.78 und 80. 

2734 Vgl.im Kontextlokal-regionaler Veranstalter BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1711; 
POLTIER, Comm. LRTV, Art. 47 LRTV, N 4; WEBER, Komm. RTVG, Art. 47 RTVG, N3f.; 
vgl. dievom BAKOM veröffentlichten Programmanalysen und Publikumsbefragungen. 

2735 Vgl. BAKOM, Aufsichtsinformationen, S.6; REGNOTTO/BEUTLER/BIRRER/NYFFELER, 
Mediale Darstellung, S. 137; BAKOM, Verfügung vom 9.3.2012i.S. Radio Cité betreffend 
Erfüllung des Leistungsauftrags; vgl. auch DUMERMUTH, Regulierung, S.303f. 


2736 Vgl. zur Zugangsbeschwerde im Kontext der Grundrechtsbindung der SRG und der 
lokal-regionalen Service-public-Veranstalter $4 V. C. 2. f. ff. 


2737 Vgl.soeben$91.C. 
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Rahmen einer «Negativkontrolle» punktuell die Einhaltung programminhalt- 
licher Minimalstandards in einzelnen redaktionellen Publikationen geprüft.2738 
Zudem handeltessich bei den zu überprüfenden Programmvorschriften im 
Gegensatz zur Beaufsichtigung der Leistungsaufträge um mehrheitlich jus- 
tiziable Rechtsnormen,2739 wobei als Ausnahme das nur bedingt justiziable 
Vielfaltsgebot zu nennen ist.2740 

Stellt die UBI fest, dass eine Rechtsverletzung vorliegt, kann sie die in 
Art. 89 Abs. 1 RTVG vorgesehenen Aufsichtsmittel ergreifen bzw. beim UVEK 
beantragen sowie bei wiederholten schweren Verstössen gegen die Pro- 
grammgrundsätze beim UVEK ein Sendeverbot oder Auflagen betreffend die 
Sendetätigkeit gemäss Art. 89 Abs.2 RTVG beantragen (Art. 97 Abs. 2 bis 4 
RTVG). In den meisten Fällen verlangt die UBI, den Mangel zu beheben und 
Massnahmen zu treffen, damit die Verletzung sich nicht wiederholt (vgl. Art. 97 
Abs. 31.V.m. Art. 89 Abs. 1 lit. a Ziff. 1 RTVG).2741 Beisolchen von den Veranstal- 
tern zu treffenden Massnahmen handelt es sich insbesondere um interne 
Massnahmen wie Anpassungen der Organisation, Weiterbildungen oder das 
Statuieren von Verhaltensregeln.2742 Nicht verlangt wird hingegen, dass die 
beanstandeten Beiträge aus den Archiven gelöscht oder nicht kommerziali- 
siert werden, sondern lediglich deren Versehen mit einem Hinweis auf den 
UBI-Entscheid.2743 In seltenen Fällen beantragte die UBI beim UVEK, die 
Konzession durch Auflagen zu ergänzen, so etwa die SRG-Konzession durch 
das Verbot der Kommentierung von UBI-Entscheiden.2744 

In Bezugauf Zeitpunkt und Modalitäten der Aufsicht durch die UBI wird in 
Art.86 Abs.4 RTVG statuiert, dass sie einzig bereits veröffentlichte redakti- 
onelle Publikationen beurteilt. Damit wird verhindert, dass die UBI redaktio- 
nelle Programminhalte vor der Ausstrahlung beurteilen und präventiv dage- 
gen vorgehen kann, womit eine zensurähnliche Aufsicht über einzelne redak- 
tionelle Publikationen ausgeschlossen wird.2745 Diese Sonderbestimmung 


2738 Vgl. DUMERMUTH, Revision RTVG, S. 251; vgl. auch DUMERMUTH, Regulierung, S. 303; 
POLTIER, Comm. LRTV, Art. 47 LRTV, N 5; RIEDER, Inhaltliche Überprüfung, S. 79. 


2739 Vgl. DUMERMUTH, Regulierung, S.303f. 

2740 WEBER, Komm. RTVG, Art. 4 RTVG, N 40; vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1669. 

2741 Vgl. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, N 13; vgl. m.w.Verw. RIEDER, UBI, S.139. 

2742 So hat etwa die SRG aufgrund eines UBI-Entscheids ihre publizistischen Leitlinien 
zum «Drehen mit Tieren» angepasst (vgl. m.w.Verw. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 
LRTV, N13; RIEDER, UBI, S.139f.). 

2743 Vgl. m.w.Verw. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, N13; RIEDER, UBI, S. 140. 

2744 Vgl. m.w.Verw. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, Fn. 14. 

2745 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1737; vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft RTVG 
1987, S. 749; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 427; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 86 
LRTV, N5f.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 86 RTVG, N16. 
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ist denn auch eine Konkretisierung des Art.86 Abs.2 RTVG, der im Allgemeinen 
Aufsichtsmassnahmen verbietet, die sich auf Produktion und Vorbereitung 
der Programme und des üpA der SRG beziehen. ?746 Eine Ausnahme bildet die 
Zugangsverweigerungsbeschwerde, die sich aufnoch nicht verbreitete Inhalte 
bezieht.2747 Weiter darf die UBI im besonders sensiblen Programmbereich 
gemäss Art. 86 Abs. 5 RTVG nicht von Amtes wegen tätig werden, sondern ein- 
zig Beschwerden beurteilen.2748 Die UBI tagt grundsätzlich öffentlich (Art. 97 
Abs. ıRTVG) und ihre Entscheide gleichen jenen von Gerichtsurteilen.2749 

Das Aufsichtsverfahren der UBI wird gesetzlich ausführlich geregelt (vgl. 
Art.97ff. RTVG). Dem Verfahren ist ein Schlichtungsverfahren bei Ombuds- 
stellen vorgelagert und die Beratungen der UBlsind grundsätzlich öffentlich 
(Art. 97 Abs. ıRTVG). Weiter sieht Art. 82 Abs. 1 RTVG vor, dass die UBI als Gre- 
mium aus neun Mitgliedern besteht. 

Der Rechtsschutz gegen Entscheide der UBI besteht, anders als jener gegen 
Aufsichtsentscheide des BAKOM bzw. des UVEK, lediglich aus der Möglich- 
keit der Beschwerde direkt an das Bundesgericht (Art. 99 Abs. 3 RTVG). Dies 
wird damit begründet, dass dem Beschwerdeverfahren ein Beanstandungs- 
verfahren bei Ombudsstellen - allerdings ohne Entscheidungs- oder Wei- 
sungsbefugnisse - vorgelagert ist (vgl. Art. 91 ff. RTVG). Deshalb wäre es «kaum 
zweckmässig», den Instanzenzugin diesem Aufsichtsbereich um eine weitere 
Instanz zu bereichern.2750 


F. Kritische Würdigung 
1. Gesetzliche Gewährleistung der Autonomie bzw. Staatsunabhängig- 
keit i.e.S. 


Für privatrechtliche Aufgabenträger ist eine ausdrückliche formell-gesetzli- 
che Gewährleistung der Autonomie in publizistisch relevanten Tätigkeitsbe- 
reichen zur Verhinderung des Anscheins von deren staatlicher Beherrschung 
verfassungsrechtlich ebenfalls angezeigt, wenn gleichzeitig — wie in casuins- 
besondere betreffend die SRG -2751 lenkungsintensivere Aufsichtsmittel wie 
Weisungs- oder Vertretungs-, Wahl- und Abberufungsbefugnisse gesetzlich 
vorgesehen werden. Statt die Unabhängigkeit bzw. Autonomie kann das Gesetz 


2746 Vgl. POLTIER, Comm. LRTV, Art. 86 LRTV, N5. 
2747 KRÜSI, Zensurverbot, S.308f. 

2748 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1738. 
2749 MASMEJAN, Comm. LRTV, Art.97 LRTV, N 11. 


2750 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1657f.; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 99 LRTV, 
N 21; WEBER, Komm. RTVG, Art. 99 RTVG, N 11. 


2751 Vgl.sogleich$91.F.3. und im Kontext der SRG §9 II. C. 
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auch die Weisungsfreiheit des Aufgabenträgers im Autonomiebereich vorse- 
hen.?752 Für Radio und Fernsehen gewährleistet bereits Art. 93 Abs. 3 BVin 
genereller Weise deren (Staats-JUnabhängigkeit und Autonomie in der Pro- 
grammgestaltung. Damit dürfte den Anforderungen an die gesetzliche Ge- 
währleistung der Unabhängigkeit in Tätigkeitsbereichen mit publizistischer 
Relevanz bereits Genüge getan sein. Indem zudem Art. 6RTVG in programm- 
inhaltlicher Hinsichtsowohl die generelle Weisungsfreiheit der Programmver- 
anstalter gegenüber den dreistaatlichen Ebenen Bund, Kantone und Gemein- 
den (Abs. 1) als auch die Freiheit bzw. Autonomie in der Programmgestaltung 
(Abs. 2) festhält, wird die Unabhängigkeit der Programmveranstalter sowohl 
in Bezug auf den besonders sensiblen Programmbereich als auch in Bezug auf 
Bereiche mit lediglich mittelbarem Inhaltsbezug auch auf gesetzlicher Ebene 
garantiert. Denn Art. 6 RTVG kann auch so ausgelegt werden, dass sich die 
Weisungsfreiheit (Abs. 1) und die Programmgestaltungsfreiheit (Abs. 2) auch 
aufstaatliche Massnahmen mit bloss indirektem Inhaltsbezug beziehen.2753 
Die Festschreibung der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen 
in Art. 3a RTVG dürfte somitnebst Art. 6 RTVG keinen wirklichen Mehrwertin 
Bezug auf die gesetzliche Gewährleistung der Autonomie bzw. Staatsunabhän- 
gigkeit bringen. Vielmehr dient die Norm primär als gesetzliche Grundlage 
für die (Rechts-)Aufsicht über Rundfunkveranstalter, welche die verfassungs- 
rechtlichen Vorgaben des Staatsunabhängigkeitsgebots nicht erfüllen.2754 


2. Aufsichtsumfang 


Aus der Optik des absoluten Beherrschungsverbots istin Aufsichtsbereichen 
mit publizistischer Relevanz jede Fachaufsicht verboten bzw. lediglich eine 
eingeschränkte Rechtsaufsicht zulässig. Der Bewertungsmassstab der Rechts- 
aufsicht istin Art. 86 Abs. 1 RTVG geregelt, wonach das BAKOM darüber wacht, 
dass das RTVG, die Ausführungsbestimmungen, die Konzession und das 
einschlägige Völkerrecht eingehalten werden.2755 Fraglich ist, inwieweit das 
generelle und damit für jegliche Aufsichtsbereiche geltende Verbot reiner 
Zweckmässigkeitskontrollen (Art.86 Abs.2RTVG), verfassungsrechtlich not- 
wendig ist. So dürfte die technisch ausgerichtete Aufsicht über die Übertra- 
gung und Aufbereitung sowie den Empfang von Programmen (vgl. Art. 51 ff. 
RTVG) auch Tätigkeitsbereiche betreffen, die sich in keiner erdenklichen 


2752 Vgl. zum Ganzen $4\V.C.1.f. 
2753 Vgl.hierzu$31.G. 
2754 Vgl. auch BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5019. 


2755 Vgl. BVGer, Urteil vom 21.4.2011, A-6003/2010, E. 4; DUMERMUTH, Programmaufsicht, 
S.130f.; vgl. auch DUMERMUTH, Rundfunkrecht, N 491 ff. 
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Weise auf die Produktion medialer Inhalte auswirken können. Gleichwohl ist 
das allgemeine Fachaufsichtsverbot in Anbetracht der im RTVG vorgesehenen 
lenkungsintensiven AufsichtsinstrumentewieSendeverbote und -auflagen, Ver- 
waltungssanktionen, Bussen und Konzessionsänderungen oder -entzüge, die sich 
durchaus auf die Inhaltsproduktion auswirken können, verfassungsrechtlich 
zu begrüssen. So kann sich die Beurteilung der publizistischen Relevanz von 
Aufsichtstätigkeiten als schwierig herausstellen, und auch in inhaltsfernen 
Tätigkeitsbereichen dürfte kaum je die Sicherheit bestehen, dass lenkungs- 
intensive Aufsichtsmassnahmen nicht doch Auswirkungen auf die Inhalts- 
produktion zeitigen. 

Angewendet auf die Rechtsaufsicht im Bereich der «Positivkontrolle» 
durch das BAKOM ist bei der Kontrolle der Erfüllung unbestimmter staatlicher 
Vorgaben wie etwa der Vorgabe der Erbringung von Informationsangeboten 
darauf zu achten, dass diese lediglich auf eine Prüfung offensichtlicher Rechts- 
verletzungen bzw. auf eine Evidenzkontrolle beschränkt ist, andernfalls die 
Rechtskontrolle in eine Fachaufsicht zu münden droht.2756 In diesem Kontext 
erachtete es das Bundesgericht überzeugenderweise als zulässig, Kurzinfor- 
mationen in der Form von Schlagzeilen und die reine Wiedergabe von Nach- 
richtenagenturmeldungen nicht als vom Leistungsauftrag vorgegebenen 
«Informations»-Schwerpunkt genügen zu lassen.2757 

Auch die «Negativkontrolle» durch die UBI darfnur eine Rechtmässigkeits- 
und keineZweckmässigkeitskontrolle darstellen, «auch wenn die entsprechen- 
den Grenzen fliessend sind».2758 Den Programmgestaltern steht entsprechend 
«ein weites Feld der Ermessensbetätigungoffen» und erst qualifizierte Ermes- 
sensfehler - die Überschreitung, Unterschreitung und der Missbrauch des 
Ermessensspielraums — vermögen eine Rechtsverletzung zu begründen.2759 
Dabei ist wesentlich, dass erst in offensichtlichen Ermessensmissbrauchs- 
fällen aufsichtsrechtlich interveniert werden darf.2760 Damit darfetwaim 
Bereich der Überprüfung des Sachgerechtigkeitsgebots keinesfalls bereits 
die blosse Ermessensausübung- also die Tatsache, dass ein Beitrag «allenfalls 
anders und journalistisch besser hätte gestaltet werden können» —, sondern 
erst der daraus folgende evidente Ermessensmissbrauch bzw. die Rechtsver- 
letzungin der Form einer offensichtlichen Manipulation des Publikums bei 


2756 Vgl.dazu$4V.C.1.a. 
2757 BGer, Urteil vom 30. April 2001, 2A.15/2001, E.3.c)bb). 
2758 BGE13111253, E.3.4, S.263; vgl. bereits$4 V.C.1.a. 


2759 Vgl. BGE981a73,E.3.c),S.82; BGE 971731, E. 3, S. 734; vgl. dazu MÜLLER, Landesbericht, 
S.259; PONCET, Surveillance, S. 133; RIKLIN, Programmaufsicht, S.34f. 


2760 BGer, Urteil vom 17.10.1980, in: ZBl1982, E. 3.a), S.224. 


§9 Staatliche Beaufsichtigung von Rundfunkveranstaltern: Ausgewählte Aspekte 475 


gleichzeitiger Verletzung der journalistischen Sorgfaltspflichten in ein Auf- 
sichtsverfahren münden.?761 


3. Aufsichtsmittel 


Das RTVG kommt dem verfassungsrechtlichen Beherrschungsverbot inso- 
weit nach, als es zum einen in publizistisch relevanten Aufsichtsbereichen nur 
rechtsaufsichtsrechtliche Weisungsrechte vorsieht. Dementsprechend enthält 
das Gesetz kein Recht der Aufsichtsbehörden, bestimmte Sendungen anzu- 
ordnen.2762 Eine Ausnahme hiervon stellt die Zugangsbeschwerde dar, die 
Dritten zur Wahrungihrer verfassungs- oder konventionsmässig geschützten 
Rechte ausnahmsweise den Zugang zum Programm ermöglicht. Ein Zugangs- 
recht Dritter ist insoweit verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, als es 
lediglich ausnahmsweise im Rahmen einer eingeschränkten Rechtsaufsicht 
und damit lediglich in evidenten Fällen bejaht wird.2763 Dasselbe gilt für die 
Befugnis zur Ergreifung von lenkungsintensiven Sendeverboten und -aufla- 
gen, zumal diese lediglich für schwere und wiederholte Rechtsverstösse vor- 
gesehen wird (vgl. Art. 89 Abs. 2 i.V.m. Art. 97 Abs. 4 RTVG). Demgegenüber 
dürfte der Antrag der UBI an das UVEK, die SRG-Konzession durch das Verbot 
der Kommentierung von UBI-Entscheiden zu ergänzen, 2764 mit Blick auf das 
Verbot der Fachaufsicht verfassungsrechtlich nicht haltbar gewesen sein. 
Zum anderen sieht das RTVG im Bereich der vollstreckenden Aufsichts- 
mittel keinerlei Ersatzvornahme- oder Selbsteintrittsrechte der Aufsichtsbe- 
hörde vor, 2765 womit diese zur Herstellung des rechtmässigen Zustands etwa 
keine Sendungen selbst herstellen und ausstrahlen darf.2766 Das gänzliche 
Fehlen von Ersatzvornahme- und Selbsteintrittsrechten ist mit Blick aufderen 
höchstmögliche Steuerungsintensitätgeboten. Da der Staat dadurch stetsan 
der Stelle der Veranstalter handeln würde, besteht der Anschein der Beherr- 
schung der Inhaltsproduktion selbst bei Ersatzvornahmen in Bereichen ohne 
publizistische Relevanz und im Rahmen einer bloss rechtsaufsichtsrechtli- 
chen Aufsicht. Entsprechend enthält das RTVG als Zwangsmittel nur Verwal- 
tungssanktionen (Art. 90 RTVG) und Bussen (Art. 101 RTVG) sowie als «ultima 


2761 Vgl. statt vieler BGE 13111253, E. 3.4, S. 263 f.; BARRELET/WERLY, Droit de la Communi- 
cation, Rz. 862; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 287 und S. 312. 

2762 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1738; vgl. hingegen die Zulässigkeit staatli- 
cher Verlautbarungsrechte als Form der direkten Staatskommunikation § 5 V. C. 2. 


2763 Vgl. ausführlicher zur Zugangsbeschwerde im Kontext der Grundrechtsbindung der 
SRG und der lokal-regionalen Service-public-Veranstalter § 4 V. C. 2. f. ff. 


2764 Vgl. m.w.Verw. MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, Fn. 14. 
2765 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1655. 
2766 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1738. 
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ratio» die Einschränkung, Suspendierung und den Entzug von Konzessionen 
(Art.89 Abs.1lit.b RTVG) sowie Mittelkürzungen und -rückforderungen (Art.42 
Abs.ı und Art.47 Abs.2 RTVG). 

Was Zeitpunkt und Modalitäten der (rechtsaufsichtsrechtlichen) Aufsicht 
angeht, sind betreffend Aufsichtsbereiche mit publizistischer Relevanz prä- 
ventive Weisungsrechte dann heikel, wenn sie mit Vorlegungspflichten oder 
systematischen Prüfverfahren kombiniert werden.2767 Vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass das UVEK und das BAKOM anders als die UBI von Amtes 
wegen tätig werden können, ist das in Art. 86 Abs. 2RTVG vorgesehene Ver- 
bot präventiver Massnahmen bzw. von Aufsichtsmassnahmen, die sich auf die 
Inhaltsproduktion beziehen, zu begrüssen. Dessen Anwendung hat insoweit 
verfassungskonform zu erfolgen, als der geforderte Bezug zur Programmpro- 
duktion auch lediglich ein mittelbarer sein kann und daher etwa auch betref- 
fend publizistisch relevante Finanzausgaben keine vorsorglichen Massnah- 
men ergriffen werden dürfen.2768 Dabei istentgegen der Praxis des BAKOM zu 
beachten, dass auch der Werbebereich als Programmbestandteildemgenerel- 
len Verbot vorsorglicher Massnahmen unterliegt.2769 So gilt das Verbot sys- 
tematischer Vorzensur nicht nur betreffend die Verbreitung redaktioneller 
Inhalte, sondern im gesamten Bereich der Kommunikationsgrundrechte.2770 
In Bezug aufdie Programmaufsicht durch die UBI darf sich dieseim Rahmen 
der Zugangsbeschwerde ausnahmsweise aufnoch nicht verbreitete Inhalte 
beziehen, weil die UBI anders als das UVEK oder das BAKOM nicht von Amtes 
wegen tätig werden kann (Art. 86 Abs. 5RTVG).2771 

Das Aufsichtsinstrument der Auskunftspflicht bzw. des Informationsrechts 
gemäss Art. 17 Abs. 1 RTVG ist aus der Optik des Beherrschungsverbots inso- 
weit unproblematisch, als es verfassungskonform angewendet und daherim 
Autonomiebereich nur zur Einholung von Auskünften eingesetzt wird, dieim 
Rahmen der (eingeschränkten) Rechtsaufsicht benötigt werden. Im Übrigen ist 
die Auskunfts- und Aktenherausgabepflicht allerdings nicht weiter beschränkt, 
weshalb es den Aufsichtsbehörden in der Praxis möglich wäre, ihr Informati- 
onsrecht nicht nur zur Durchführung von Stichproben, sondern systematisch 
wahrzunehmen, was dem Anschein nach einer verhaltensbeherrschenden 


2767 Vgl. im Kontext der Beaufsichtigung des üpA der SRG BVGer, Urteil vom 21.4.2011, 
A-6603/2010, E. 4. 
2768 Vgl. zur staatlichen Finanzaufsicht §10 V. C. 


2769 A.M. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1737, wonach ein präventives Einschreiten 
gegen Werbeinhalte in seltenen Ausnahmefällen, wie bei offensichtlichen Verstössen 
gegen Werbeverbote, in Betracht kommen könne; vgl. dazu WEBER, Komm. RTVG, 
Art. 86 RTVG, N16. 

2770 Vgl. §3 III. B. 


2771 KRÜSI, Zensurverbot, S.308f. 
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Einwirkung aufdie Inhaltsproduktion nahekäme. Diese dem Staat eröffnete 
Möglichkeit ist jedoch aufgrund der Zulässigkeit staatlicher Vertreter in Füh- 
rungsgremien von Medienorganisationen nicht grundsätzlich als unzuläs- 
siger, sondern lediglich als rechtfertigungsfähiger, wenn auch schwererer 
Grundrechtseingriffzu qualifizieren.2772 

Was das Informationsrecht im Rahmen der parlamentarischen Oberauf- 
sicht gemäss Art.153 Abs. 1 und Abs. 2 ParlG angeht, ist strittig, ob diese Ober- 
aufsichtin Bezugaufihren Gegenstand durch den Umfang der Aufsicht durch 
den Bundesratbeschränkt ist. Unbestritten ist hingegen, dass auch die Ober- 
aufsicht im autonomen Bereich - in casu in Aufsichtsbereichen mit publizis- 
tischer Relevanz -nur zurückhaltend und keinesfalls in inhaltlicher bzw. 
fachlicher Hinsicht ausgeübt werden darf.2773 Damit dürfen die parlamentari- 
schen Informationsrechte im Wege verfassungskonformer Auslegung im Auto- 
nomiebereich in keinem Fallzur Fachaufsicht bzw. Zweckmässigkeitskontrolle 
oder insystematischer Art und Weise ausgeübt werden. 

Verfassungsrechtlich unbedenklich sind schliesslich rechtlich unver- 
bindliche Beanstandungen oder Empfehlungen, etwaim Rahmen der «Positiv- 
kontrolle» der Erfüllung von Leistungsaufträgen vom BAKOM (@diskursiven 
Ansatz») oder der parlamentarischen Oberaufsicht. Gerade unverbindliche 
Gespräche und Schriftenwechsel stellen eine wichtige Möglichkeit dar, auf 
eine rechtmässige Inhaltsgestaltung hinzuwirken. So ersuchte etwa das Par- 
lament vor dem Hintergrund eines festgestellten Rückgangs kultureller Leis- 
tungen im Angebot der SRG diese in einem Brief, ihren Kulturauftrag vermehrt 
wahrzunehmen, und verlangte vom Bundesrat einen Bericht ein, wie der 
Kulturauftragvom Gesamtsystem Radio und Fernsehen erfüllt werde.2774 In 
diesem Bericht stützte sich der Bundesrat dem Grundsatz der Subsidiarität 
staatlicher Aufsicht folgend vorwiegend aufeine von der SRG gemachte Ana- 
lyse der Leistungserfüllung, verlangte allerdings unter anderem eine ver- 
stärkteKulturproduktion und Kooperation mitschweizerischen Kulturschaf- 
fenden.2775 Die Diskussionen um die kulturellen Leistungen der SRG hatten 
mitunter das kulturell orientierte Projekt «SSR SRG idée suisse» zur Folge.2776 
Dieses Beispiel zeigt auf, dass Empfehlungen bzw. Beratungen eine Verhal- 
tensänderung ebenso wirksam, wenn nicht gar effektiver, herbeizuführen 
vermögen als das Ergreifen verbindlicher Aufsichtsmassnahmen. 


2772 Vgl. hierzu sogleich $9 II. D. 2. b. 

2773 Vgl. hierzu §4 V. C. 1. a. und im Allgemeinen $4 III. B. 2. b. 
2774 Vgl. AB SR1998, S. 417; DUMERMUTH, Regulierung, S.302f. 
2775 Vgl. AB SR1998, S. 419. 

2776 Vgl. AB SR1998, S. 417, S. 419 und S. 421 f. 
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4. Aufsichtsverfahren und Rechtsschutz 


Da die Rechtsnormen, deren Einhaltung beaufsichtigt wird, in publizistisch 
relevanten Tätigkeitsbereichen regelmässig unbestimmt formuliertsind, wer- 
den den Aufsichtsbehörden bei ihrer Aufsichtstätigkeit über diese Bereiche 
grundsätzlich grosse materielle Ermessensspielräume eingeräumt, so etwa der 
UBI bei der Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs des Sachgerechtig- 
keitsgebots oder des Vielfaltsgebots. Dadurch besteht besonders beigewich- 
tigen Aufsichtsentscheiden wie Einschränkungen, Suspendierungen und Ent- 
zügen von Konzessionen sowie Mittelkürzungen und -rückforderungen die 
Gefahr, dass Zweckmässigkeitserwägungen in die Aufsichtstätigkeit Eingang 
finden, was sich im Vorfeld bereits als Druckmittel oder gar als «Selbstzensur» 
aufMedienorganisationen auswirken kann. Die erhebliche Flexibilität bei der 
Aufsichtstätigkeit stellt zumindest in materieller Hinsicht im Grundsatzeinen 
nicht unerheblichen Eingriffin das Staatsunabhängigkeitsgebot dar.2777 

Der staatliche Ermessensspielraum wird in formeller Hinsicht teilweise 
dadurch kompensiert, dass alle Entscheide begründet werden müssen und 
die Aufsichtsbehörden von sich aus die Öffentlichkeit über ihre Tätigkeit infor- 
mieren, womit eine erhöhte Transparenz der Aufsichtstätigkeit bezweckt 
wird.2778 Die grosse Flexibilität der UBlin ihrer Aufsichtstätigkeit wird zudem 
weiter dadurch relativiert, dass das UBI-Aufsichtsverfahren ausführlich gesetz- 
lich geregelt wird. Insbesondere die grundsätzliche Öffentlichkeit ihrer Bera- 
tungen soll eine erhöhte Transparenz bezwecken.?779 Zudem wird im Sinne des 
in der deutschen Lehre aus dem Verhältnismässigkeits- und Staatsunabhän- 
gigkeitsgebot abgeleiteten Grundsatzes der Subsidiarität staatlicher Aufsicht 
ein vorgelagertes Schlichtungsverfahren bei Ombudsstellen vorgesehen.2780 
Zu einer weiteren Verminderung der Gefahr von Ermessensmissbräuchen 
durch die UBI führt deren Zusammensetzung als Gremium.?781 Inwieweit die 
Unabhängigkeit der UBI zu einer verringerten Gefahr sachfremder, politisch 
motivierter Erwägungen führt, wird in $4 V.C.1.d. auszuführen sein. 


2777 Vgl. im Kontext staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien und 
deren staatliche Finanzierung § 8 III. C. und §10 V. B. 


2778 Vgl. m.w.Verw. WEBER, Komm. RTVG, Art. 87 RTVG, N3; vgl. auch POLTIER, Comm. 
LRTV, Art. 8 LRTV, N1. 


2779 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1744; MASMEJAN, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, 
N1; WEBER, Komm. RTVG, Art. 97 RTVG, N3. 


2780 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1740; vgl. dazu ausführlich MASMEJAN, 
Comm. LRTV, Art. 91 LRTV, N1ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 91 RTVG, N1; vgl. zum 
Gebot der Subsidiarität staatlicher Aufsichtstätigkeit im deutschen Verfassungsrecht 
84V.C.1.d. 


2781 Vgl. zur Verminderung des Missbrauchsrisikos durch öffentlich tagende Gremien im 
Allgemeinen VOGEL, Verwaltung, S.177f. 
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Was den Rechtsschutz angeht, kann gegen Verfügungen des UVEK und des 
BAKOM grundsätzlich Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht und 
gegen Entscheide der UBI Beschwerde beim Bundesgericht eingereicht wer- 
den.?782 Betreffen Aufsichtsentscheide Konzessionsverletzungen, ist frag- 
lich, ob der Rechtsweg ans Bundesgericht möglich ist. So wird gemäss Art. 83 
lit. p Ziff. 1 BGG die Beschwerde an das Bundesgericht gegen Entscheide des 
Bundesverwaltungsgerichts auf dem Gebiet des Radios und des Fernsehens 
betreffend Konzessionen, die Gegenstand einer Öffentlichen Ausschreibung 
waren, ausgeschlossen. Nach Ansicht der h.L. werden Entscheide im Kontext 
bereits erteilter Konzessionen nicht unter die genannte Ausnahmeregelung 
subsumiert.2783 Demgegenüber ist das Bundesgericht der Auffassung, dass 
die Ausnahme von Art. 83 lit. p Ziff. 1 BGG auch «sämtliche Vorgänge betrifft, 
die nach Erteilung der Konzession diese betreffen, z.B. die Erhöhung der Kon- 
zessionsgebühren oder die Konzessionserneuerung.?782Injedem Fall genügt 
der Rechtsschutz gegen Massnahmen des UVEK und des BAKOM aufgrund 
der uneingeschränkten Kognition des Bundesverwaltungsgerichts Art. 29a BV 
bzw. Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK. 

Der Rechtsschutz gegen Massnahmen der UBI im Bereich des besonders 
sensiblen Programmbereichs hingegen ist insoweit ungenügend, als das Bun- 
desgericht keine umfassende Sachverhaltskontrolle durchführt. Da die UBI 
aufgrund der mangelnden Entscheidungsbefugnis der ihr vorgelagerten 
Ombudsstellen als erstinstanzliche Aufsichtsbehörde gilt,2785 müssten ihrer 
Entscheide sowohl in sachverhaltlicher als auch in rechtlicher Hinsicht über- 
prüft werden können. Zwar kann die UBI im Unterschied zum UVEK und zum 
BAKOM keine lenkungsintensiven Aufsichtsmassnahmen wie Sendeverbote 
und -auflagen, Verwaltungssanktionen, Bussen, Konzessionsänderungen 
oder -entzüge verfügen. Allerdings vermögen auch ihre veröffentlichten Ent- 
scheide bereits einen präventiven Einfluss auf die Veranstalter auszuüben und 
die Ziele der Programmaufsicht zu erfüllen.2786 Immerhin wird die grosse Fle- 
xibilität der UBI durch die oben genannte ausführliche gesetzliche Regelung 
ihrer Aufsichtstätigkeit und ihre Zusammensetzung als Gremium relativiert. 


2782 Vgl.im Zusammenhang mit dem Individualrechtsschutz der lokal-regionalen Veran- 
stalter gegen die Konzessionierung und Festlegung des Abgabenanteils $8 III. C. 2. 
und §10 V. B. 

2783 SAXER/BRUNNER, Rundfunkrecht, Rz. 7.269; HÄBERLI, BSK BGG, Art. 83 BGG, N249. 

2784 BGer, Urteil vom 9.9.2009, 2C_289/2009, E.1.1; vgl. BGer, Urteil vom 27.5.2009, 
2C_679/2008, E. 4. 

2785 Vgl. zur mangelnden Erfüllung der von Art. 6 EMRK an ein Gericht gestellten Anfor- 
derungen durch die UBI BGE 1381154, E. 2.7, S.158f.; POLTIER, Comm. LRTV, Art. 99 
LRTV, N30. 


2786 POLTIER, Comm. LRTV, Art. 97 LRTV, N13; vgl. RIEDER, UBI, S. 140. 
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Was den Rechtsschutz der SRG gegen Aufsichtsentscheide des UVEK zur Ein- 
schränkung der SRG-Konzession gemäss Art. 25 Abs. 6RTVG angeht, ist frag- 
lich, ob Art. 32 Abs. 1 lit. i VGG diesbezüglich die Beschwerde an das Bundes- 
verwaltungsgericht ausschliesst. Ist dies zu bejahen, dürfte die erhebliche 
Flexibilität des UVEK in Bezug auf dieses Aufsichtsmittel einen nicht unerheb- 
lichen Eingriffin das Staatsunabhängigkeitsgebot der SRG darstellen. Spätes- 
tens wenn die Gefahr beherrschender und damit unzulässiger Einflussnahme 
besteht, dürfte der SRG ein sich bereits aus den materiellen Garantien-incasu 
Art.17 und Art. 93 Abs. 3 BV -ergebender absoluter Anspruch auf gerichtlichen 
Rechtsschutz zukommen. Entsprechend dürfte das Bundesverwaltungsge- 
richt zumindest in solch schwerwiegenden Fällen verfassungsrechtlich ver- 
pflichtet sein, Art.32 Abs.1lit.i VGG entgegen Art. 190 und Art. 189 Abs. 4 BV 
die Anwendung zu versagen und der SRG Rechtsschutz zu gewähren.?787 


I. Aufsichtsrechtliche Sondervorschriften betreffend die SRG 
A. Erinnerung: Institutionelle und personelle Staatsunabhängigkeit 


Aufgrund des Wegfalls bestimmter lenkungsintensiver Aufsichtsmittel wie 
etwa fachaufsichtsrechtlicher Weisungsrechte stellen staatliche Wahl- und 
Abberufungsrechte in Bezug auf Führungspersonen zentrale Aufsichtsmittel 
dar, um den durch die Auslagerung der Aufgabenerfüllungbewirkten Verlust 
demokratischer Legitimation zu kompensieren. Staatsvertreter ermöglichen 
die fortlaufende Information der Aufsichtsbehörde über die Geschäftsfüh- 
rung. Können sie zudem mittels Stimmrechts an der Leitung der Medienor- 
ganisation partizipieren und sind sie weisungsgebunden, kann der Staat die 
Entscheidfindung der Führung am effektivsten beeinflussen. Dies ist selbst 
dann möglich, wenn der Staatlediglich ein einziges Mitglied eines Führungs- 
gremiums ernennt. So kann der Meinung des Staatsvertreters etwa aufgrund 
seiner Stellung, seines Sachverstands oder der finanziellen Abhängigkeit der 
Medienorganisation von staatlichen Mitteln ein erhöhtes Gewichtzukommen. 
Mit der Weisungsbefugnis gleichzustellen ist eine Personenidentität zwischen 
Regierungsmitglied oder Staatsangestelltem auf der einen und Staatsvertre- 
ter auf der anderen Seite, da ein Regierungsmitglied gegenüber der Regie- 
rung und ein Staatsangestellter gegenüber der hierarchisch höheren Stelle 
weisungsgebunden ist. 

Auch ohne Weisungsbindungen oder Personenidentitäten eröffnen staat- 
liche Benennungsrechte dem Staat die Möglichkeit, das Stimmverhalten des 
Staatsvertreters (wenn auch nur mittelbar) zu steuern, da die Drohung der 


2787 Vgl. im Kontext der Konzessionierung der SRG $8 II. C.1. 
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Abberufungbzw. der Nichtwiederwahleinen hohen Anpassungsdruck bewir- 
kenkann. Dadurch wird es dem Staatzwar nichtermöglicht, die publizistische 
Tätigkeit punktgenau zu beherrschen, doch wird der mit Blick auf das Beherr- 
schungsverbot unzulässige Anschein erweckt, der Staat könne die Zweckmäs- 
sigkeitsolcher Tätigkeiten zumindest grob bzw. richtunggebend bestimmen. 
Dasselbe gilt für staatliche Genehmigungsrechte in BezugaufFührungsperso- 
nen. Personalpolitik ist mit anderen Worten stets vorweggenommene Inhalts- 
politik. Dementsprechend dürfen sich staatliche Wahl- oder Genehmigungs- 
rechte keinesfalls auf Mitglieder des für die eigentliche Führung publizistisch 
relevanter Tätigkeiten zuständigen operativen Führungsgremiums beziehen. 
Dasselbe gilt auch betreffend das restliche Personalzumindest in publizistisch 
relevanten Tätigkeitsbereichen. 

Um zu verhindern, dass ein mit Staatsvertretern besetztes strategisches 
Führungsgremium selber operativtätigwerdenkann, darfdie strategische 
Führung die laufende Inhaltsproduktion nicht mittels Einzelweisungen über- 
wachen. 

Da strategische Führungsgremien die Geschäftsleitung wählen und ab- 
berufen können, Aufgaben der Budgetierung und eine fachaufsichtsrechtliche 
Überwachungsfunktion in Bezug auf die Inhaltsproduktion wahrnehmen, ist 
weiter zu gewährleisten, dass die Staatsvertreter in strategischen Führungs- 
gremien keine starke Minderheitsposition innehaben. Die verfassungsrecht- 
lich heikle Grenze dürfte grundsätzlich bei über einem Drittel Staatsvertreter 
überschritten sein, wobei von verschiedenen staatlichen Organen bestellte 
Vertreter «ungeschwächt» zusammenzuzählen sind. Gliedert sich das stra- 
tegische Führungsgremium in Ausschüsse, ist eine starke Minderheitsposi- 
tion der Staatsvertreter auch in diesen auszuschliessen, da sowohl Strategie-, 
Personal- oder Finanzausschüsse Entscheide mit weitreichenden Möglich- 
keiten zur Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion massgeblich vorprägen. 

Da der Meinung von Staatsvertretern aufgrund ihrer Stellung, ihres Sach- 
verstands oder der finanziellen Abhängigkeit der Medienorganisation von 
staatlichen Mitteln ein erhöhtes Gewicht zukommen kann, ist die zahlen- 
mässige Begrenzung der Staatsvertreter alleine nicht geeignet, deren starke 
Minderheitsposition in strategischen Führungsgremien auszuschliessen. So 
wird das Gewicht eines Staatsvertreters intensiviert, wenn dieser weisungs- 
gebunden bzw. gleichzeitig Mitglied oder Angestellter einer Behörde ist. Zur 
wirksamen Dämmung dieser Gefahr sind die Weisungsfreiheit der Staatsvertre- 
ter sowie umfassende Inkompatibilitätsregelungen in Bezug auf die Unverein- 
barkeit zwischen einer Behördenmitgliedschaft oder dem staatlichen Ange- 
stelltenverhältnis und dem Einsitz als Staatsvertreter in strategischen (und 
erstrechtin operativen) Führungsgremien insbesondere zu fordern für Fälle, 
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in welchen Medienorganisationen öffentliche oder von staatlichen Privilegien 
abhängige private Aufgaben wahrnehmen. In Bezug auf die Inkompatibilität 
gilt dasselbe auch für die nichtstaatlichen Mitglieder des strategischen (und 
erst recht des operativen) Führungsgremiums. 

Die öffentlich- oder privatrechtliche Rechtsform von Medienorganisationen 
ist mit Blick auf das Beherrschungsverbot insofern nicht entscheidend, als 
beide Organisationsformen zu gewährleisten vermögen, dass der Staat nicht 
mittels unzulässiger Ernennungs- oder Genehmigungsrechte die Führung 
und dadurch (mittelbar) die Inhaltsgestaltung beherrschen kann. Hierfür 
müssen Öffentlich-rechtliche Medienorganisationen jedoch zwingend über 
eigene Führungsorgane und somit über eine eigene Rechtspersönlichkeit 
verfügen. 

Des Weiteren muss die öffentlich- oder privatrechtliche Rechtsform kolle- 
giale Führungsgremien ermöglichen, deren Mitglieder grossmehrheitlich von 
Privaten ernannt werden. Dies bedingt, dass die Organisationsform mitglied- 
schaftliche Elemente aufweist, weshalb sich mit Blick auf das Gebot der For- 
menwahrheit und -klarheit die Körperschaft für Medienorganisationen besser 
eignet als die Anstalt oder Stiftung. Unzulässigist allerdings die kantonale spe- 
zialgesetzliche Aktiengesellschaft, da Art.763 Abs. 1OR hierfür einen bedeuten- 
den staatlichen Einfluss auf die Verwaltungsratszusammensetzungverlangt. 

Auch staatliche Statutengenehmigungsrechte sind abgesehen von kanto- 
nalrechtlichen Statutengenehmigungsrechten als zulässig zu bezeichnen, da 
sich der Staat alleine damit noch keine unzulässigen Aufsichtsrechte einräu- 
men kann. 

Sind Medienorganisationen als Körperschaften etwain der Form der 
Aktiengesellschaft organisiert, gilt es weiter den Anschein auszuschliessen, 
dass der Staat durch seine Mitgliedschaftsrechte die Führungsorgane zu 
beherrschen vermag. Dies ist der Fall, wenn der Staat mittels einer faktischen 
Stimmrechtsmacht an der Generalversammlung nebst dem Statuteninhalt 
den gesamten Verwaltungsrat bestimmen kann. So sorgt der von der General- 
versammlung abhängige Verwaltungsrat in der Regel auch ohne Staatsver- 
treter dafür, dass ein von der Aktionärsmehrheit abweichendes Verhalten der 
Geschäftsführung nichtlange anhält. Damit kann ein Aktionär mit faktischer 
Stimmrechtsmacht sowohl im Rahmen direkter als auch indirekter Beteiligun- 
gen mittelbar auch die Geschäftsleitung beherrschen. Die Gefahr einer fakti- 
schen Stimmenmehrheit istbesonders erhöht bei einem grossen oder kleinen 
Aktionariat und kann dadurch wirksam ausgeschlossen werden, dass der 
Staat nicht mehr als einen Drittel der Stimmrechte besitzt. 

Die vorangehenden Ausführungen führen zum Schluss, dass Medienor- 
ganisationen keineöffentlichen bzw. institutionelldem Staat zuzurechnenden, 
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sondern nur privatebzw. der gesellschaftlichen Sphäre zuzuordnende Unterneh- 
men darstellen dürfen. So setzt das Vorliegen eines Öffentlichen Unternehmens 
gerade voraus, dass der Staat die Unternehmensführung tatsächlich mass- 
geblich und damit beherrschend beeinflussen kann. Der Beherrschungstat- 
bestand von Art. 17 und Art. 93 Abs. 3 BV hingegen ist bereits beim blossen 
Anschein einer beherrschenden Einflussnahme auf die Inhaltsgestaltung 
erfüllt. Keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen gegen blosse staat- 
liche Unternehmensbeteiligungen mit Anlage- oder Finanzhilfecharakter, 
wobei sog. einflussbegründende Beteiligungen an Medienorganisationen — 
bei Aktiengesellschaften ab einer Beteiligung von 10% - aufgrund der damit 
verbundenen möglichen publizistischen Relevanz stets die Voraussetzungen 
von Art. 36 BV erfüllen müssen. 


B. Öffentliche Zweckbindung und keine Gewinnstrebigkeit der SRG 


Gemäss Art. 23 RTVG erbringt die SRG einen Dienst für die Allgemeinheit und 
strebt dabei keinen Gewinn an. Diese Öffentliche Zweckbindung wiederfin- 
detsichin den SRG-Statuten,2788 wonach die SRG im Dienste der Allgemein- 
heit steht und keinen Gewinnzweck verfolgt. Die Statuten sehen zudem vor, 
dass dieSRG gemäss demRTVG und der Konzession Radio- und Fernsehpro- 
gramme veranstaltet sowie andere publizistische Angebote erbringt und zu 
diesem Zweck ein nach kaufmännischer Artgeführtes Unternehmen betreibt. 
Dabei kann die SRG nebst der Erfüllung des gesetzlichen und konzessions- 
rechtlichen Leistungsauftrags weitere mitihrem Zweck direkt oder indirekt 
in Zusammenhang stehende Tätigkeiten ausüben.2789 Könnten solchein der 
Konzession nicht festgelegten Tätigkeiten die Stellung und die Aufgabe ande- 
rer schweizerischer Medienunternehmen beeinträchtigen, muss die SRG 
diese gemäss Art. 29 Abs. 1 RTVG dem BAKOM vorgängig melden. Beeinträch- 
tigen solche Tätigkeiten die Erfüllung des Programmauftrags oder beschrän- 
ken den Entfaltungsspielraum anderer Medienunternehmen erheblich, kann 
das UVEK Auflagen machen oder die Tätigkeit untersagen (Art.29 Abs. 2 
RTVG). Dadurch sollen die beiden verfassungsrechtlichen Zielsetzungen der 
Erfüllung des Leistungsauftrags (Art. 93 Abs.2 BV) und der Rücksicht auf 
andere Medien (Art. 93 Abs. 4 BV) in eine Balance gebracht werden.2790 


2788 Art.2 Abs. 5 SRG-Statuten (Statuten der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesell- 
schaft [SRG SSR] vom 24. April 2009). 


2789 Vgl. Art.2 Abs.1, Abs.2und Abs. 4SRG-Statuten. 


2790 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1610; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.29 LRTV, N8; 
WEBER, Komm. RTVG, Art.29 RTVG, N4. 
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C. Organisation der SRG 


1. Staatliche Organisationsvorgaben und Statutengenehmigungsrecht 
des UVEK 


Die Grundsätze für die Organisation der SRG finden sich in Art. 31 RTVG.2791 
Demnach organisiert sich die SRG mitunter so, dass ihre Autonomie und Unab- 
hängigkeit vom Staat und von einzelnen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Gruppierungen gewährleistet sind, die Anliegen der Sprach- 
regionen berücksichtigt werden sowie eine nationale Leitung und Koordina- 
tion sichergestellt ist und sie nach aktienrechtlichen Prinzipien geleitet, über- 
wacht und kontrolliert werden kann (vgl. Art.31 Abs.1 lit.a, lit.c und lit.f RTVG). 
Die Konzession sieht vor, dass sich die SRG aus den sich an den Sprachregionen 
orientierenden vier Regionalgesellschaften Radio- und Fernsehgesellschaft 
der deutschen und rätoromanischen Schweiz (SRG.D), Société de Radio-Tele- 
vision Suisse Romande (RTSR), Societä cooperativa per la radiotelevisione 
svizzera die lingua italiana (Corsi) und SRG SSR Svizra Rumantscha (SRG.R) 
zusammensetzt.2792 Die Regionalgesellschaften sollen die SRG in der Gesell- 
schaft verankern und zur Entwicklung der SRG beitragen.2793 

Die Statuten der SRG müssen gemäss Art. 31 Abs. 2 RTVG durch das UVEK 
genehmigt werden.2794 Gemäss den Statuten ist die SRG als Verein nach 
Art. 60 ff. ZGB organisiert.2795 Des Weiteren ist in den Statuten vorgesehen, 
dass sich die von der Konzession vorgeschriebenen Regionalgesellschaften 
aus Mitgliedergesellschaften zusammensetzen können.2796 


2. Organe der SRG 


Art. 32 Abs. 1 RTVG sieht vor, dass sich die Organe der SRG aus der General- 
versammlung, dem Verwaltungsrat, der Revisionsstelle und der Geschäftslei- 
tungzusammensetzen. Gemäss Art. 32 Abs.2 RTVG gelten für die statutarische 
Regelung der Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeiten der SRG-Organe 


2791 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1696; WEBER, Komm. RTVG, Art.31RTVG, N1. 
2792 Art.32 Abs.1 lit. a bis lit. d SRG-Konzession und Art. 3 SRG-Statuten. 


2793 Vgl. Art.32 Abs.2SRG-Konzession und Art. 3 SRG-Statuten; DUMERMUTH, Rundfunk- 
recht, Rz.234. 


2794 Vgl. auch Art.36 Abs. 1SRG-Konzession. 
2795 Art.1Abs.1SRG-Statuten. 


2796 Art.3Abs.3SRG-Statuten. So ist Mitglied der SRG.D etwa die Radio- und Fernsehgenos- 
senschaft Basel (RFB), die als privatrechtliche Genossenschaft organisiert ist (Art. 1 
RFB-Statuten [Statuten der Radio- und Fernsehgenossenschaft Basel (RFB) vom 
23. April 2008]). Deren Vorstand setzt sich gemäss Art. 19 RFB-Statuten aus 9 bis 13 
Mitgliedern zusammen (Abs. 1), wobei die Regierungen der Kantone Basel-Stadt und 
Basel-Landschaft zusätzlich je ein bis zwei Delegierte in den Vorstand entsenden 
dürfen (Abs. 2). 
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die Bestimmungen des Aktienrechts sinngemäss, sofern das RTVG nichts ande- 
res bestimmt. Durch die Formulierung «sinngemäss» wird deutlich, dass das 
RTVG die Rechtsform der Aktiengesellschaft nicht vorgibt. Die eigentliche 
Konstituierung der Rechtsform obliegt der SRG.2797 Art. 32 Abs. 2 RTVG wurde 
durch den Ständerat eingefügt und bezweckt, der SRG eine Richtlinie vorzu- 
geben, wie sie ihre Statuten inhaltlich ausgestalten soll, wobei diesinngemässe 
Einhaltung des Aktienrechts durch das UVEK als Statutengenehmigungsbe- 
hörde überprüft wird.2798 

Die Generalversammlung der SRG wird als Delegiertenversammlung 
bezeichnet und ist das oberste Organ der SRG.2799 Ihre Zusammensetzung 
widerspiegelt die föderale Organisation der SRG.2800 Die Delegiertenversamm- 
lung ist mitunter zuständig für die Wahl dreier Mitglieder des Verwaltungs- 
rats, wovon einer der Präsident der SRG ist, und für die Genehmigung der 
Wahl des Generaldirektors.2801 

Art.33 RTVG sieht betreffend den Verwaltungsrat der SRG vor, dass der 
Bundesrat bis zu einen Viertel seiner Mitglieder wählen kann (Abs. 1), wobei 
die Mitglieder des Verwaltungsrats nicht weisungsgebunden sind (Abs. 3). 
Der Verwaltungsrat darfin laufende Programmangelegenheiten zudem keine 
Einzelweisungen erteilen (Art. 33 Abs. 2 RTVG).2802 Des Weiteren dürfen die 
Verwaltungsratsmitglieder neben ihrer Tätigkeit als Verwaltungsrat in kei- 
nem Angestelltenverhältnis zurSRG oder zu den von ihr beherrschten Unter- 
nehmen stehen (Art. 33 Abs. 3 RTVG).2803 Gemäss Art. 34 der SRG-Konzession 
besteht der Verwaltungsrat aus neun Mitgliedern (Abs. 1), wobei die Präsiden- 
tinnen und Präsidenten der vier Regionalgesellschaften dem Verwaltungsrat 
von Amtes wegen angehören (Abs. 2), die Delegiertenversammlung drei Mit- 
glieder wählt und dafür sorgt, dass die Sprachregionen angemessen vertre- 
ten sind (Abs. 3), und der Bundesrat zwei Mitglieder bestimmt (Abs. 4).2804 
Art.33 der SRG-Konzession präzisiert weiter, dass der Verwaltungsrat die 
Oberleitung der SRG und die Oberaufsicht über diese innehat sowie die Unter- 
nehmensstrategie festlegt (Abs. 2), gegenüber der Konzessionsbehörde für 


2797 WEBER, Komm. RTVG, Art.32RTVG, N 10; vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 32 LRTV, N28f. 


2798 Vgl. ABSR2005, S.79; WEBER, Komm. RTVG, Art.32 RTVG, N 10; vgl. auch ROSTAN, 
Comm. LRTV, Art.32 LRTV, N 27. 


2799 Vgl. Art.33 Abs. 1 SRG-Konzession und Art. 5 Abs.1SRG-Statuten. 


2800 Art.5 Abs.2 SRG-Statuten; ROSTAN, Comm.LRTV, Art.32 LRTV, N7f.; WEBER, 
Komm. RTVG, Art.32 RTVG, N5. 


2801 Vgl. Art. 6 Abs. 1 lit. a und lit. b sowie Abs. 2 lit. a SRG-Statuten. 
2802 Vgl. auch Art. 10 Abs. 5 SRG-Statuten. 


2803 Vgl. auch Art. 3 Abs. 2 OrgR SRG (Organisationsreglement der Schweizerischen Radio- 
und Fernsehgesellschaft [SRG SSR] vom 13. Dezember 2013). 


2804 Vgl. auch Art. 9 Abs. 1 lit. a bis lit. c SRG-Statuten. 
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die Erreichung der gesetzlichen und konzessionsrechtlichen Leistungsvorga- 
ben verantwortlich ist (Abs. 3) und nach Massgabe der Statuten der SRG die 
Geschäftsführung und die Verantwortungfür die Programme der Generaldi- 
rektorin oder dem Generaldirektor überträgt (Abs. 4). Die unübertragbaren 
Aufgaben des Verwaltungsrats umfassen in Anlehnung an Art. 716a OR mit- 
unter die Unternehmensstrategie einschliesslich der Angebotsstrategie, die 
Festlegung der Grundzüge der Finanzplanungeinschliesslich des Beschlusses 
über das Budget und die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäfts- 
führung betrauten Personen.2805 

Dabei kann der Verwaltungsrat aus seinen Reihen Ausschüsse ständiger 
oder vorübergehender Arteinsetzen, die höchstens vier Mitglieder umfas- 
sen.2806 Dies wurde unter anderem mit der Bestellung des Prüfungs- und 
Finanzausschusses, des Ausschusses Digitale Transformation und des Per- 
sonalausschusses vorgenommen.2807 Während der erste unter anderem das 
Budget vorbereitet, ist der zweite mitunter für die Vorbereitung der Angebots- 
strategie der SRG und der dritte für die Vorbereitung der Wahlgeschäfte des 
Verwaltungsrats zuständig, wobei er das Anforderungsprofil des General- 
direktors entwirft, die engere Auswahl möglicher Kandidaten erstellt und 
begründet sowie die Kandidatinnen und Kandidaten prüft.2808 Die Amtspe- 
riode der Verwaltungsratsmitglieder beträgt vier Jahre.2809 Der Verwaltungs- 
rat ist entscheidfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist, 
wobei der Präsident bei Stimmengleichheit den Stichentscheid hat.2810 

Indem Art. 32 Abs. 1 RTVG als notwendiges Organ der SRG nebst dem Ver- 
waltungsrat auch die Geschäftsleitung vorsieht, wird die Trennung strategi- 
scher von operativen Führungsaufgaben bereits gesetzlich vorgeschrieben.2811 
Die Geschäftsleitung ist das oberste operative Führungsgremium, wobei der 
Generaldirektor den Vorsitz führt.2812 Weitere Mitglieder der Geschäftsleitung 
sind die Direktorin Finanzen und Controlling, der Direktor Operationen, die 
Direktorin Entwicklungen und Angebot sowie der Direktor der regionalen 


2805 Vgl. Art.10 Abs. 3 lit. a, lit. c, lit. fund lit. g SRG-Statuten und Art. 13 Ziff. 8 und Ziff. 14 
sowie Art.15 OrgR SRG; WEBER, Komm. RTVG, Art.33RTVG,NO9. 


2806 Vgl. Art.10 Abs. 4 SRG-Statuten und Art. 21 Abs. 1 OrgR SRG. 

2807 Vgl. Art. 20 Ziff. 1, Ziff. 3 und Ziff. 4 OrgR SRG. 

2808 Vgl. Art. 27 Ziff. 1, Art. 29 Ziff. 2, Art.30 und Art. 31 Abs. 3 Ziff. 1 bis 3 OrgR SRG. 
2809 Art.23 Abs.2SRG-Statuten. 

2810 Vgl. Art.7 Abs.1 und Abs. 2 OrgR SRG. 


2811 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1612; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 32 LRTV, 
N21; WEBER, Komm. RTVG, Art. 32 RTVG, N8. 


2812 Vgl. Art. 17 Abs. 1 und Abs. 3 SRG-Statuten. 
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Unternehmenseinheiten.2813 Die Geschäftsleitung bereitet unter anderem 
die Unternehmensstrategie vor, verantwortet deren Umsetzung und sorgt 
auf der Ebene des Unternehmens für eine erfolgreiche und wirtschaftliche 
Erfüllung des gesetzlichen Auftrags.2814 Der Generaldirektor führt das Unter- 
nehmen undhatdie Gesamtleitung des Angebots inne, erlässt Richtlinien und 
Weisungen, wobeier im Interesse des Unternehmens auch Einzelweisungen 
in Programmfragen erteilen kann.2815 


D. Kritische Würdigung 


Nachfolgend ist mit Blick aufdas Staatsunabhängigkeitsgebot zu prüfen, inwie- 
fern die aufsichtsrechtlichen Sondervorschriften betreffend die SRG dem Staat 
unzulässige Aufsichtsinstrumente insbesondere zur Beherrschung der SRG- 
Führungermöglichen. In dieser Hinsichtgrundsätzlich problematisch sind 
wiederum die weitreichenden Handlungsspielräume des Bundesrats bei der 
Konzessionierungder SRG (Art. 25 Abs. 3RTVG) und der diesbezüglich gänzlich 
mangelnde Rechtsschutz.2816 


1. Öffentliche Zweckbindung und keine Gewinnstrebigkeit der SRG 


Mittels der gesetzlich und statutarisch fixierten öffentlichen Zweckbindung 
der SRG wird, wenn auch nur sehr mittelbar, auf die publizistische Tätigkeit 
der SRG Einfluss genommen und entsprechend in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots eingegriffen. Gerechtfertigt wird dies mit der 
Gewährleistung, dass sich die SRG primär der Erfüllung der in Art.24 RTVG 
sowie in der Konzession umschriebenen öffentlichen Aufgabe widmet und das 
öffentliche Interesse zu ihrem Eigeninteresse wird.2817 Durch die öffentliche 
Zweckbindung soll sichergestellt werden, dass sich die SRG nicht vordergrün- 
digam Gewinnstreben ausrichtet, sondern bei ihren Tätigkeiten stets das 
öffentliche Interesse beachtet. Dies wird verdeutlicht durch die gesetzliche 
sowie statutarische Vorgabe, dass die SRG keinen Gewinnzweck verfolgt.2818 


2813 Art. 46 Abs. 2 OrgR SRG. 

2814 Vgl. Art. 17 Abs. 2 lit.a bis lit. c SRG-Statuten ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 32 LRTV, 
N21f.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 32 RTVG, N8. 

2815 Vgl. Art. 16 Abs. 1 SRG-Statuten sowie Art. 42 und Art. 43 OrgR SRG. 

2816 Vgl. ausführlich im Zusammenhang mit der Konzessionierung der SRG §8 HI. C. 1. 

2817 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1686; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23 LRTV, 
N3 und 6; WEBER, Komm. RTVG, Art. 23 RTVG, N 4; vgl. auch SAXER, SRG, S. 330; vgl. 
ausführlich zur öffentlichen Zweckbindung im Kontext der Steuerung öffentlicher 
Unternehmen in der Rechtsform privatrechtlicher Aktiengesellschaften STÖCKLI, 
Behördenvertreter, S. 308 ff. 

2818 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1686; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 23 LRTV, N7; 
WEBER, Komm. RTVG, Art. 23 RTVG, N 6; vgl. zur Finanzaufsicht über die SRG §10 IV. 
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Nach Ansicht des Bundesrats ist eine Gewinnstrebigkeit der SRG ausserhalb 
ihres Leistungsauftrags in den Grenzen von Art.29 RTVG nicht ausgeschlos- 
sen.2819 Tatsächlich schliesst die Gewinnstrebigkeit die Möglichkeit der Be- 
rücksichtigung öffentlicher Interessen nicht aus.2820 Allerdings ist der Aus- 
schluss der Gewinnorientierung der SRG allgemein formuliert und nicht auf 
die Erfüllung des Leistungsauftrags eingegrenzt, weshalb die Ansicht des 
Bundesrats zu hinterfragen ist. Auch das Vereinsrechtlässtgemässh.L. einen 
wirtschaftlichen Nebenzweck nur zu, solange dieser von untergeordneter 
Bedeutung bleibt und mit der Erreichung des nichtwirtschaftlichen Haupt- 
zwecks «sinnvoll verbunden erscheint».2821 Zumindest im Lichte des Ver- 
einsrechts dürfen gewinnorientierte Tätigkeiten der als privatrechtlicher Verein 
organisierten SRG somit nur in dem Umfang zulässig sein, als sie von unterge- 
ordneter Bedeutung bleiben und mit der Erfüllung des Leistungsauftrags als 
sinnvollverbunden erscheinen. Etwas anderes würde gelten, wenn nicht das 
Vereins-, sondern dasfürgewinnorientierte Körperschaften orientierte Aktien- 
recht sinngemäss Anwendung fände.2822 Dies ist vorliegend jedoch deshalb 
nicht der Fall, da die sinngemässe Anwendung des Aktienrechts, wie sogleich 
näher auszuführen sein wird, lediglich betreffend die Rechte, Pflichten und 
Verantwortlichkeiten der Organe der SRG vorgesehen ist.2823 


2. Organisation der SRG 
a. Staatliche Organisationsvorgaben 


In der SRG-Konzession sind sowohl die Zusammensetzung der SRG aus den vier 
Regionalgesellschaften als auch die Zusammensetzung des gesamten SRG-Ver- 
waltungsrats aus den Präsidentinnen und Präsidenten der vier Regionalgesell- 
schaften, drei Mitgliedern der Delegiertenversammlung mit angemessener 
Vertretung der Sprachregionen sowie zwei vom Bundesrat gewählten Mitglie- 
dern vorgesehen. 2824 Damit wird sowohl eine binnenplurale Zusammenset- 
zung der SRG als auch ihres Verwaltungsrats vorgeschrieben, welche, anders 


2819 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1687; krit. mit Verweis auf Art. 93 Abs. 4 BV WEBER, 
Komm. RTVG, Art. 23 RTVG, N7. 


2820 Vgl. ausführlich im Kontext öffentlicher Unternehmen in der Rechtsform privatrecht- 
licher Aktiengesellschaften STÖCKLI, Behördenvertreter, S. 315 ff. 


2821 Vgl. m.w.Verw. SCHERRER/BRÄGGER, BSK ZGB, Art. 60 ZGB, N12. 


2822 Vgl. auch DUBEY, Droits fondamentaux II, Rz. 2186; zur Aktiengesellschaft als typischer- 
weise auf Gewinnstrebigkeit ausgerichtete Körperschaft m.w.Verw. Stöckli, Behör- 
denmitglieder, S. 314. 

2823 Vgl. sogleich §9 II. C. 2. 


2824 Vgl. zum Tauziehen zwischen dem Bundesrat und der SRG betreffend die Zusammen- 
setzung des Verwaltungsrats im Rahmen der Konzessionierung im Jahr 2007 UVEK, 
Erläuterungen SRG-Konzession 2007, S. 8; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 32 LRTV, N17; vgl. 
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als die gruppenplurale Zusammensetzung etwa des deutschen öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks, nicht auf die Repräsentation der verschiedenen Bevöl- 
kerungsgruppen, sondern der verschiedenen Sprachregionen ausgerichtet 
ist.2825 Diese konzessionsrechtlichen Organisationsvorgaben gleichen mit- 
hin einem Organisationserlass einer öffentlich-rechtlichen Organisation, der 
deren Zusammensetzung sowie Ernennungsrechte für Private vorsieht.2826 
Da diese Organisationsvorschriften dem Bundesrat keine im Licht des Beherr- 
schungsverbots unzulässigen Aufsichtsmittel einräumen, sind sie als grund- 
sätzlich zulässig zu qualifizieren 

In Bezug auf die Rechtfertigung der genannten Konzessionsbestimmun- 
gen, die, wenn überhaupt, eine nur sehr indirekte staatliche Beeinflussung 
der Inhaltsproduktion ermöglichen, dürfte eine hinreichende gesetzliche 
Grundlage bestehen. So sieht Art. 31 Abs. 1 lit. c RTVG vor, dass bei der Orga- 
nisation der SRG die Anliegen der Sprachregionen zu berücksichtigen sind. 
Nach Ansicht des Bundesrats wird mit den genannten Organisationsvorga- 
ben zudem bezweckt, die in Art. 27 RTVG vorgesehene dezentrale Produk- 
tion der Medieninhalte und die dadurch bewirkte Verankerung der SRG in 
den Regionen zu sichern, was ebenfalls der Gewährleistung der Erfüllung 
ihres Integrationsauftrags hinsichtlich der verschiedenen Sprachregionen 
dient.2827 Die fraglichen Vorgaben erscheinen als geeignet, die im öffentlichen 
Interesse liegende Erfüllung des Leistungsauftrags der SRG in allen Sprach- 
regionen sicherzustellen bzw. zubeaufsichtigen, und dürften auch erforder- 
lich sowie für die SRG zumutbar sein. 


b. Statutengenehmigungsrecht des UVEK 


Dasin Art. 31 Abs. 2 RTVG vorgesehene Statutengenehmigungsrechtstelltein 
Aufsichtsinstrument dar, das dem UVEK ein Vetorecht einräumt für den Fall, 
dass «die Statuten den Öffentlichen Interessen nicht hinreichend Rechnung 
tragen».2828 Spezialgesetzliche Statutengenehmigungsrechte bewirken im 


auch die durch Art. 23 Abs. 2 SRG-Konzession 2007 (BUNDESRAT, Konzession für die 
SRG SSRid&e suisse vom 28.11.2007) initiierte Statutenanpassung im Sinne der Cor- 
porate Governance, wonach nicht mehr der Generaldirektor, sondern der Verwal- 
tungsrat analog Art. 716a OR gegenüber der Konzessionsbehörde für die Leistungser- 
füllung der SRG verantwortlich ist (vgl. UVEK, Erläuterungen SRG-Konzession 2007, 
S. 8; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, N35). 


2825 Vgl. zurgruppenpluralen Zusammensetzung der Aufsichtsgremien von Service-public- 
Anbietern im Licht von Art. 10 EMRK §4 TV. A. 3. b. 


2826 Vgl. hierzu §4 V. C. 2. f. bb. 


2827 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 234; 
ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 32 LRTV, N2; WEBER, Komm. RTVG, Art. 31 RTVG, N1. 


2828 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1612; WEBER, Komm. RTVG, Art. 31 RTVG, N18. 
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Allgemeinen eine empfindliche Einschränkung der Organisationsautonomie 
von Medienorganisationen.2829 Tatsächlich ermöglicht das Statutengeneh- 
migungsrecht dem UVEK nicht nur die Beaufsichtigung der SRG in Bezug auf 
die Einhaltung der rechtlichen Organisationsvorschriften, sondern eröffnet 
dem Departement weitere Einflussmöglichkeiten auf die Organisation der 
SRG. So kann das UVEK dadurch etwa zum Wahlverfahren des Verwaltungs- 
rats und der Geschäftsleitung sowie zu deren Aufgabenverteilung Stellung 
nehmen.2830 

Allerdings kann der Bundesrat der SRG ohnehin bereits gestützt aufseine 
oben erwähnte weitreichende Konzessionierungskompetenz gemäss Art.25 
Abs.3 RTVG konzessionsrechtliche Organisationsvorgaben vorschreiben. 
Die Konzession bestimmt denn auch die Zusammensetzung der SRG und des 
gesamten Verwaltungsrats.2831 Demgegenüber erscheint das Statutengeneh- 
migungsrecht, das dem UVEK keine unilaterale Durchsetzung von Statutenbe- 
stimmungen ermöglicht, 2832 als Minus. Des Weiteren gilt zu bedenken, dass 
in Ermangelung eines gesetzgeberischen Gründungsakts stets die SRG-Sta- 
tuten konstituierend wirken.2833 Entsprechend ist nicht denkbar, dass eine 
Nichtgenehmigung der Statuten dazu führt, dass die SRG nicht mehr recht- 
mässig handeln kann.2834 Das Statutengenehmigungsrecht des UVEK wird 
von der Mehrheit der Lehre folglich zu Recht als mit dem Staatsunabhängig- 
keitsprinzip für vereinbar erklärt.2835 An dieser Stelle hat offenzubleiben, ob 
dieses mit Art. 31 Abs. 2 RTVG über eine hinreichende gesetzliche Grundlage 
verfügende Aufsichtsinstrument in Anbetracht der Möglichkeit des Bundes- 
rats, die Umsetzung der Organisationsvorgaben im Rahmen der allgemeinen 
Aufsicht zu kontrollieren, auch verhältnismässig ist.2836 


c. Wahlrecht des Bundesrats betreffend Mitglieder des Verwaltungsrats 


Fraglich ist, ob das gesetzlich eingeräumte Recht des Bundesrats, einen Viertel 
der Mitglieder des Verwaltungsrats zu bestimmen, die Gefahr eines mit Blick 
auf das Beherrschungsverbot unzulässigen staatlichen Einflusses auf die 


2829 Vgl. hierzu$4V.C.2.f.cc. 

2830 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1697. 

2831 Vgl. hierzu §9 II. C. 

2832 ROSTAN, Comm. LRTVY, Art. 31 LRTV, Fn. 57; ROSTAN, Service public, S. 68. 
2833 Vgl. dazu sogleich §9 II. D. 2. E. 

2834 Vgl. im Allgemeinen §4 V. C. 2. f. cc. 


2835 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 246; vgl. m.w.Verw. GROB, Programmautono- 
mie, S.291. 


2836 Krit. ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, N33, wonach das Statutengenehmigungs- 
recht als unverhältnismässig zu qualifizieren sei. 
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Geschäftsführung der SRG birgt. Da die Verwaltungsratsmitglieder alle vier 
Jahre gewählt werden, ermöglicht unabhängig von Weisungsbefugnissen und 
Inkompatibilitätsvorschriften bereits das Recht des Bundesrats zur Nichtwie- 
derwahl eine (wenn auch nur mittelbare) Beherrschung des Stimmverhaltens 
der Bundesratsvertreter.2837 Diese Gefahr wird dadurch erhöht, dass über den 
Verweis von Art. 32 Abs. 2 RTVG die aktienrechtliche Vorschrift von Art. 762 
OR betreffend das statutarische Recht öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
auf Entsendung von Vertretern in den Verwaltungsrat analog anzuwenden 
sein dürfte, wonach der Bundesrat seine Vertreter jederzeit und vorausset- 
zungslos abberufen kann.2838 

Gesetzliche Sicherungsmechanismen gegen eine Beherrschung der 
Geschäftsleitung durch den Bundesrat bestehen zum einen in der Trennung 
der strategischen und operativen Geschäftsführung. Damit wird die verfas- 
sungsrechtliche Mindestvoraussetzung, dass der Bundesrat nur Mitglieder 
des strategischen Führungsgremiums benennen darf, erfüllt. Zum anderen 
schliesst das Gesetz Einzelweisungen des Verwaltungsrats in laufenden Pro- 
grammangelegenheiten aus. Dadurch wird sichergestellt, dass der Verwal- 
tungsrat im Bereich der laufenden Inhaltsproduktion nur mittels generell- 
abstrakter Weisungen bzw. strategisch wirken kann, wodurchin den Worten 
des Bundesrats «die innere Unabhängigkeit der SRG-Programmschaffenden» 
gestärkt wird.2839 Damit ist gewährleistet, dass der mit Bundesratsvertretern 
versetzte Verwaltungsrat nicht mittels individuell-konkreter Weisungen eine 
Ex-ante-Überwachungder Inhaltsproduktion ausüben und damit selber ope- 
rativ tätig werden kann.2840 

Hinsichtlich des Maximalanteils der vom Bundesrat bestimmten Verwal- 
tungsratsmitglieder von einem Viertel wird die verfassungsrechtlich heikle 
Drittelschwelle nicht überschritten. Gleichwohlist fraglich, ob den Bundes- 
ratsvertretern durch eine allfällige höhere Gewichtung eine starke Minder- 
heitsposition eingeräumt wird. Dies wäre deshalb problematisch, weil der 
Verwaltungsrat die Geschäftsleitung wählt, das Budget bestimmt und im Rah- 
men seiner Oberaufsicht Ex-post-Einzelweisungen betreffend die Programm- 
gestaltung sowie jederzeit generell-abstrakte Weisungen in der Form von 
Angebotsstrategien erlassen darfund damit sowohleine (präventive) Zweck- 
mässigkeitslenkung als auch eine (nachträgliche) Zweckmässigkeitskontrolle 


2837 Vgl. generell §4 V. C. 2. b. 


2838 Vgl. im Allgemeinen m.w.Verw. STÖCKLI, Behördenvertreter, S. 436; WERNLI/RIZZI, 
BSK OR, Art. 762OR, N16. 


2839 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1697; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 33 LRTV, N10; 
WEBER, Komm. RTVG, Art. 33 RTVG, N7. 


2840 Vgl. §4V.C.2.c. 
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der Inhaltsproduktion der SRG ausübt.2841 Für eine höhere Gewichtung der 
Bundesratsvertreter spricht, dass die SRG primär den vom Bundesrat in der 
Konzession konkretisierten Leistungsauftrag erfüllen (vgl. Art.23f. RTVG) 
und sich mehrheitlich aus der vom Bundesrat bestimmten Abgabe finanzie- 
ren muss (Art.34 RTVG).2842 Des Weiteren werden für gewöhnlich Personen 
mit einem hohen Sachverstand vom Bundesrat ernannt.2843 

Dieses erhöhte Gewicht wird jedoch relativiert durch die gesetzlich ge- 
währleistete Weisungsfreiheit der Verwaltungsratsmitglieder (Art.33 Abs. 3 
RTVG) sowie dadurch, dass der den Stichentscheid innehabende Verwal- 
tungsratspräsidentnicht (mehr) vom Bundesrat, sondern von der Delegierten- 
versammlung gewählt wird.2844 Insgesamt dürfte somit die Minderheitspo- 
sition der bundesrätlichen Vertreter im Verwaltungsratnicht derart stark sein, 
dass damit die Gefahr einer Beherrschung der operativen Tätigkeiten der SRG 
einherginge.284#5 

Problematisch bleibt allerdings, dass nicht ausgeschlossen werden kann, 
dass zwei der vier Mitglieder der Ausschüsse mit einem erhöhten Inhaltsbezug 
wie der Ausschuss Digitale Transformation, der Personalausschuss und der 
Prüfungs- und Finanzausschuss Bundesratsvertreter darstellen. Bei der inter- 
nen Organisation des Verwaltungsrats ist also darauf zu achten, dass die bei- 
den Bundesratsvertreter auf verschiedene Ausschüsse verteilt werden. 

Das Wahlrecht ermöglicht dem Bundesrat einenEinblick in die Tätigkeit 
des Verwaltungsrats, z.B. betreffend wesentliche Personalentscheide, und 
dient somit der Beschaffung von Informationen zur Beaufsichtigung der Aufga- 
benerfüllungdurch dieSRG, die andernfalls Geschäftsgeheimnisse darstellen 


2841 Vgl. zu den Begriffen der Zweckmässigkeitslenkungund -kontrolle § 4 V. C. 1. E. 
2842 Vgl. hierzu §8 III. C. 1. und §10 II. 


2843 Vgl. etwa die im Jahr 2018 erfolgte Ernennung von Marc Furrer, ehemaliger Direktor 
des BAKOM, als Nachfolger von Ulrich Gygi, ehemaliger Vizedirektor der EFV, Kon- 
zernleiter der Schweizerischen Post sowie Verwaltungsratspräsident der SBB (vgl. 
Medienmitteilung des Bundesrats vom 25.10.2017, Marc Furrer wird neuer Verwal- 
tungsrat der SRG SSR; SRG SSR, Geschäftsbericht 2008, S. 98). 


2844 Vgl. zum früheren Recht des Bundesrats, den Präsidenten der SRG zu wählen §1IX. C. 


2845 Dasbis zur Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 in Art. 29 Abs. 3aRTVG vorgesehene 
Recht des Bundesrats zur konzessionsrechtlichen Festlegung, welche Mitglieder von 
leitenden Organen von ihm gewählt oder bestätigt werden, war vor diesem Hinter- 
grundein unzulässiger Eingriffin das Staatsunabhängigkeitsgebot (vgl. BUNDESRAT, 
Botschaft RTVG 2002, $. 1612; vgl. bereits §1 IX. C.). Was die in Fn. 2796 erwähnten 
Benennungsrechte der Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft 
in Bezug auf bis zu je zwei Mitglieder des Vorstands der RFB angeht, sind diese vor 
dem Hintergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots insoweit nicht von Bedeutung, 
als der Vorstand soweit ersichtlich keine Aufgaben mit publizistischer Relevanz wahr- 
nimmt (vgl. Art. 20 RFB-Statuten). Entsprechend ist auch die fehlende gesetzliche 
Grundlage verfassungsrechtlich unproblematisch. 
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würden.2846 Gemäss h.L. zum analoganwendbaren aktienrechtlichen Art. 762 
OR ist die Information der entsendenden Behörde unbeschränkt und unbe- 
sehen geheimhaltungspflichtiger Tatsachen zulässig, solange diese ihrer- 
seits der Geheimhaltungspflicht unterliegt.2847 Damit wird dem Bundesrat 
ermöglicht, seine Meinung im Vorfeld wichtiger strategischer Entscheide oder 
Personalwahlen in den Verwaltungsrat einzubringen. Solche Informations- 
flüsse sind aus der Optik des Beherrschungsverbots insoweit unproblema- 
tisch, als damit lediglich punktuell und im Autonomiebereich nur Auskünfte 
verlangt werden, die der (eingeschränkten) Rechtsaufsicht über die Aufgabener- 
füllungdienen. Entsprechend sind etwa Informationen über wesentliche Per- 
sonalentscheide wie jener betreffend die Wahl des Generaldirektors zulässig, 
sofern damit bezweckt wird, die Erfüllung der gesetzlichen und konzessions- 
rechtlichen Vorgaben an die SRG sicherzustellen.2848 

Verfassungsrechtlich problematisch wäre die Ausübung des Informati- 
onsrechts durch den Bundesratallerdings dann, wenner dadurch die Verwal- 
tungsratstätigkeiten systematisch oder die Zweckmässigkeit von Tätigkeiten 
mit publizistischer Relevanz beaufsichtigen würde, dahiermit der Anschein 
einer beherrschenden Einwirkung aufdie Inhaltsproduktion erweckt würde. 
Vor diesem Hintergrund ist der Bundesrat angehalten, sein Informationsrecht 
verfassungskonform, d.h. ausschliesslich zur (eingeschränkten) Rechtskontrolle 
sowie punktuell, auszuüben. 

Aufgrund des soeben Gesagten dürfte das Wahlrecht des Bundesrats 
einer Rechtfertigung zugänglich sein. Diesbezüglich bringt der Bundesrat vor, 
sein Benennungsrecht diene nicht dazu, «durch Abgeordnete des Bundes 
direkt auf die strategische Ausrichtung oder die Geschäftsführung der SRG 


2846 Vgl. im Allgemeinen § 4 V.C.2.a. 


2847 Vgl.m.w.H. zur Lockerung der Geheimhaltungspflicht des nach Art. 762 OR entsand- 
ten Vertreters STÖCKLI, Behördenvertreter, S. 482f. 


2848 So etwa, wenn ein Parteipräsident für die Wahl zum Generaldirektor vorgeschlagen 
würde, womit eine evidente Gefährdung des Vielfaltsgebots einherginge; vgl. etwa 
betreffend die Wahl von Roger de Weck zum SRG-Generaldirektor durch den Verwal- 
tungsrat im Jahr 2010, anlässlich welcher Bundesrat Moritz Leuenberger zu Beginn 
des Auswahlverfahrens vom Verwaltungsratspräsidenten der SRG angefragt wurde, 
«welche Kriterien aus der Sicht des Medienministers wichtig seien für das Anforde- 
rungsprofil. Diese Frage beantwortete Bundesrat Leuenberger dahingehend, dass 
der neue SRG-Generaldirektor Gewähr bieten solle für die Wahrung hoher journalis- 
tischer Qualität in den Informations- und Unterhaltungssendungen des Schweizer 
Fernsehens und Radios. Bundesrat Leuenberger hat sich dabei nicht konkret zu ein- 
zelnen Personen geäussert. Er hat auch im Nachhinein keinen Einfluss auf das Aus- 
wahlverfahren genommen» (Interpellation von Rotz Christoph, Transparenzbeider 
Wahldes neuen SRG-Generaldirektors, 15.6.2010, Stellungnahme des Bundesrats vom 
1.9.2010, Curia Vista GeschäftsdatenbankNr. 10.3431). 
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Einfluss zunehmen», sondern «dem Anliegen, eine gewisse Ausgewogenheit 
bei der Zusammensetzung der Oberleitung sicher zu stellen und einer poli- 
tisch oder föderalistisch einseitigen Besetzung des Gremiums entgegen zu 
wirken».2849 Wie soeben erläutert wurde, dürfte der Bundesrat aufgrund der 
Minderheitsposition seiner Vertreter im Verwaltungsrat die Führungsgremien 
der SRG zwar tatsächlich nichtbeherrschend beeinflussen können. Allerdings 
eröffnen ihm die bundesrätlichen Vertreter die Möglichkeit einer - wenn auch 
primär mittelbaren - Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion, womit ein 
Eingriff in den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots zu bejahen 
ist. Mit Art. 33 Abs. 1 RTVG verfügt das Wahlrecht über eine genügende gesetz- 
liche Grundlage. Durch die damit vermittelte Einflussnahme wird es dem Bun- 
desrat insbesondere ermöglicht, aufeine dem Vielfaltsgebot entsprechende, 
politisch und föderal ausgewogene Zusammensetzung des Verwaltungsrats 
und dadurch auf die Erfüllung des Leistungsauftrags hinzuwirken. Vor diesem 
Hintergrund erscheint dasbundesrätliche Benennungsrecht als geeignet, die 
dahinterstehenden öffentlichen Interessen zu fördern. 

Des Weiteren führt das Wahlrecht zu einer gewissen Kompensation des 
durch die Auslagerung der Erfüllung des Leistungsauftrags bewirkten Verlusts 
demokratischer Legitimation. Für einen Bedarfan demokratischer Legitima- 
tion der Aufgabenerfüllung durch die SRG sprechen die geringe gesetzliche 
Dichte ihres Leistungsauftrags,2850 die Wichtigkeit ihres Auftrags insbeson- 
dere im Zeitalter der strukturellen Medienkrise und der damiteinhergehenden 
Gefahr eines Marktversagens in Bezug aufvielfältige Medieninformationen2851 
sowie die Abhängigkeit der Aufgabenerfüllung vom Abgabenanteil2852.2853 
In Anbetracht der nur eingeschränkt zur Verfügung stehenden Aufsichtsmit- 
tel erscheint das Wahlrecht folglich nicht nur als geeignet, sondern als verfas- 
sungsrechtlich erforderlich, um eine hinreichende demokratische Legitimation 
der Aufgabenerfüllung durch die SRG sicherzustellen. Schliesslich ist dasbun- 
desrätliche Wahlrecht aufgrund der gewichtigen öffentlichen Interessen an 
der Erfüllung des Leistungsauftrags auch als für die SRG zumutbarer Eingriff 
zu bezeichnen. 


2849 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art.33 LRTV, 
N 5; WEBER, Komm. RTVG, Art.33 RTVG, N4. 


2850 Vgl. §8 I. A. 
2851 Vgl.hierzu$21.C.5.d.cc.i. 
2852 Vgl. sogleich §10 II. 


2853 Vgl. im Allgemeinen zum Bedarfan demokratischer Legitimation der Aufgabenerfül- 
lung durch Medien $4III. A. 
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d. Inkompatibilitätsregeln 


Als weitere Frage ist zu klären, inwiefern Inkompatibilitätsregeln betreffend 
die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung der SRG beste- 
hen bzw. inwieweit solche im Licht des Beherrschungsverbots als wünschens- 
wert zu bezeichnen wären. So wird Staatsvertretern in Führungsgremien 
regelmässig aufgrund ihrer Stellung, ihres Sachverstands oder der finanziel- 
len Abhängigkeit des Aufgabenträgers von staatlichen Mitteln ein erhöhtes 
Gewicht beigemessen. Dieses Gewicht ist somit etwa intensiviert, wenn der 
Staatsvertreterin Bezugaufsein Abstimmungsverhalten an Weisungen gebun- 
den bzw. gleichzeitig Mitglied oder Angestellter einer Behörde ist.285* Im 
vorliegenden Fall hat die SRG den vom Bundesrat konkretisierten gesetzli- 
chen Leistungsauftrag zwingend zu erfüllen, sie ist von den vom Bundesrat 
bestimmten Finanzmitteln zwingend abhängig und Angestellte des UVEK 
und des BAKOM nehmen die Aufsicht über die SRG wahr. Mitglieder der SRG- 
Führung, die zugleich Bundesratsmitglieder sind, wären somitgleichzeitig 
für die Konzessionierung und Bestimmung der Abgabehöhe sowie Angestellte 
des UVEK und des BAKOM für die Aufsicht über die SRG zuständig. Bundes- 
rätinnen und -räte, Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier und 
Angestellte des UVEK sowie des BAKOM könnten zudem am Erlass von die SRG 
betreffenden Gesetzesbestimmungen mitwirken, und Bundesparlamentsmit- 
glieder könnten Entscheide der SRG-Führungsgremien, denen sie nicht zuge- 
stimmt haben, nachträglich im Parlament politisch bekämpfen. Des Weite- 
ren sind Bundesrätinnen und -rätesowie Bundesparlamentarierinnen und 
-parlamentarier in der Regel auch Mitglieder einer politischen Partei und 
entsprechend parteipolitischer Beeinflussung ausgesetzt, womit die Gefahr 
einherginge, dass sich das Entscheidverhalten im SRG-Führungsgremium 
entgegen dem Vielfaltsgebot stärker nach parteipolitischen Gesichtspunkten 
orientieren würde.2855 Vor diesem Hintergrund könnten umfassende gesetz- 
liche Unvereinbarkeitsregeln in Bezug auf die Inkompatibilität zwischen der 
Zugehörigkeit zum Bundesrat und zur Bundesversammlung sowie dem 
Angestelltenverhältnis zum UVEK und zum BAKOM avf der einen sowie der 
Einsitznahme in einem Führungsgremium der SRG auf der anderen Seite 
entscheidend dazu beitragen, den Anschein staatlicher Beherrschung der SRG- 
Führungsgremien zu verhindern. 

Die einzige Inkompatibilitätsregel des RTVG (Art. 33 Abs. 3 RTVG) be- 
zweckt die Stärkung der Unabhängigkeit der strategischen gegenüber der 


2854 Vgl.$4V.C.2.E. 
2855 Vgl. zum Ganzen im Allgemeinen § 4 V. C. 2. E. 
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operativen Führung der SRG.2856 Betreffend Bundesrätinnen und -räte (sowie 
Bundeskanzlerinnen und -kanzler) sieht Art. 60 Abs. 2 RVOG in Konkretisie- 
rungvon Art. 144 Abs. 2 BV vor, dass diese bei Organisationen, die einer wirt- 
schaftlichen (nicht zwingend jedoch gewinnorientierten) Tätigkeit nachgehen, 
nicht die Stellung von Direktorinnen, Geschäftsführern oder von Mitgliedern 
der Verwaltung, der Aufsichtsstelle oder der Kontrollstelle einnehmen dür- 
fen.2857 Entgegen dem gesetzlichen Wortlaut sei nach Ansicht des Bundes- 
rats allerdings eine Ausnahme zu machen für «Mitgliedschaften von Amtes 
wegen oder aus Auftragdes Bundesrates», die der Sicherung der Einflussnahme 
des Bundes auf die Unternehmenspolitik dienen.2858 Eine solche Ausnahme 
könnte folglich gerade für die Einsitznahme von Bundesrätinnen und -rätein 
die Führungsgremien der SRG angenommen werden. In Anbetracht der bun- 
desrätlichen Kompetenz zur Konzessionierung und Bestimmung der Finanz- 
mittel der SRG wäre eine solche Einsitznahme jedoch als höchst problema- 
tisch einzustufen. Für diesen Fall gebietet dieverfassungskonforme Auslegung 
von Art. 60 Abs. 2RVOG dessen wortlautgetreue Anwendung, und dem Bundes- 
rat ist die Stellungals Geschäftsleitungs- oder Verwaltungsratsmitglied der SRG 
zu verbieten. 

Keine Anwendung findet Art. 60 Abs.2 RVOG allerdings auf Mitarbeiter 
des UVEK und des BAKOM, was insbesondere in Bezug aufhohe Angestellte, die 
regelmässig über einen hohen Sachverstand und über eigene Kompetenzen 
der Aufsicht verfügen können, 2859 problematisch ist. Im Lichte des Beherr- 
schungsverbots wäre daher der Erlass einer entsprechenden gesetzlichen 
Inkompatibilitätsregelim RTVG verfassungsrechtlich wünschenswert. 

Hinsichtlich Bundesparlamentsmitgliedern sieht Art. 14 ParlG in Konkre- 
tisierung von Art. 144 Abs. 1 BV vor, dass ein Mitglied der Bundesversamm- 
lung nicht Mitglied der geschäftsleitenden Organe (lit. e) bzw. eine den Bund 
vertretende Person (lit. f) sein darfin Verwaltungsaufgaben erfüllenden Orga- 
nisationen oder Personen des öffentlichen oder des privaten Rechts, sofern 
dem Bund eine beherrschende Stellung zukommt. 2860 Eine beherrschende 
Stellungist dabeiauch dann anzunehmen, «wenn die Organisation oder juris- 
tische Person von der Finanzierung durch den Bund abhängigist und dieser 
die Art der Aufgabenerfüllung wesentlich beeinflusst», wobeieine finanzielle 


2856 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1697; vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art.33 LRTV, 
N 12; WEBER, Komm. RTVG, Art.33RTVG,N8. 


2857 Vgl. ausführlich hierzu STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 582 ff. 


2858 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RVOG, S. 1108; so auch SÄGESSER, Komm. RVOG, Art. 60 
RVOG, N 16; vgl. dazu STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 584. 


2859 Vgl. im Allgemeinen STÖCKLI, Behördenmitglieder, S.694. 
2860 Vgl. hierzu STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 544. 
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Abhängigkeit besteht, wenn mindestens 50% der Einkünfte aus Bundesbei- 
trägen besteht.2861 Zwar muss sich die SRG mehrheitlich von der vom Bundes- 
rat festgesetzten Abgabe finanzieren (Art. 34 RTVG) und primär den bundes- 
rechtlichen Leistungsauftrag erfüllen (Art. 23 f. RTVG), doch darf der Bund im 
Licht des Staatsunabhängigkeitsgebots die Art der Aufgabenerfüllung der SRG 
gerade nicht wesentlich beeinflussen. Die Anwendbarkeit von Art. 14 ParlG 
könnte somit gerade für die Einsitznahme von Mitgliedern der Bundesver- 
sammlungin die Führungsgremien der SRG verneint werden. Da eine solche 
Einsitznahme jedoch zumindest den Anschein einer staatlichen Beherrschung 
der SRG zu erwecken vermag, gebietet die verfassungskonforme Auslegung 
von Art. 14 ParlG für den Fallder SRG eine Erweiterung von dessen Anwendungs- 
bereich, und den Mitgliedern der Bundesversammlung ist die Einsitznahme in 
der operativen sowie strategischen Geschäftsführung der SRG zu verbieten. 


e. Rechtsform der SRG und Ausgestaltung als privates Unternehmen 


Trotz der weitgehenden staatlichen Organisationsvorgaben, des bundesrät- 
lichen Wahlrechts in Bezug auf Verwaltungsratsmitglieder und des Statuten- 
genehmigungsrechts des UVEK stellt die SRG einen privatrechtlichen Verein 
dar. Die öffentlich-rechtliche Rechtsform würde einen gesetzgeberischen 
Konstituierungsakt bedingen, 2882 der im RTVG jedoch nicht vorzufinden 
ist.2863 Allerdings verleihen die erwähnten rechtlichen Aufsichtsinstrumente 
der SRG öffentlich-rechtlicheMerkmale — ROSTAN spricht von einer «construc- 
tion juridique vraiment à part».2864 Es ist in diesem Zusammenhang auf die 
Worte von EGLI in Bezug auf das die SRG regelnde Organisationsrecht hinzu- 
weisen: «La co&xistence de règles de droit public et de droit privé exprime les 
tendances contraires qui animent ce droit àla recherche d’un équilibre entre 
Pintervention de l’État et la protection du citoyen.»2865 Mit anderen Worten 
steht das Nebeneinander öffentlich- und privatrechtlicher Normen sinnbild- 
lich für das Spannungsverhältnis zwischen dem öffentlichen Interesse an der 


2861 Vgl. Art. 11 der von den Büros von National- und Ständerat erlassenen Auslegungs- 
grundsätze (BBL 2006, 4045; STÖCKLI, Behördenmitglieder, S. 546 f.; krit. SÄGESSER, 
Unvereinbarkeit, S. 25). 


2862 Vgl. §4 V.C. 2.f. cc. §4 V. C. 2. f. bb. 

2863 ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, N 8; vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Ziff. 248, 
wonach es unpräzise sei, von der SRG als öffentlich-rechtlicher Veranstalterin zu 
sprechen; vgl. auch die Aussage von Bundesrat Moritz Leuenberger in AB NR 2004, 
S.103: «Dieses Gesetz hier konstituiert die SRG nicht, in keiner Rechtsform [...] ». 

2864 ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 31 LRTV, N 9; vgl. auch KRÄHENMANN, Privatwirtschaftli- 
che Tätigkeit, S. 24. 

2865 Vgl. EGLI, Radiodiffusion, S. 228; zust. auch ROSTAN, Service public, S. 191; vgl. auch 
VOGEL, Staat, Fn. 160. 
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Erfüllung des Leistungsauftrags durch die SRG und dem Staatsunabhängig- 
keitsgebot. Letztlich ist jedoch die Diskussion der privat- oder öffentlich-recht- 
lichen Rechtsform der SRG deshalb irrelevant, weil eine nicht zu rechtferti- 
gende staatliche Beeinflussung von deren publizistischer Tätigkeit sowohl 
bei einer öffentlich- als auch bei einer privatrechtlichen Rechtsform möglich 
wäre.2866 Eine öffentlich-rechtliche Rechtsform der SRG wäre vor dem Hin- 
tergrund des Staatsunabhängigkeitsgebots gerade nicht ausgeschlossen.2867 

Aus der Optik des Staatsunabhängigkeitsgebots ist lediglich zu gewähr- 
leisten, dass die Organisationsform der SRG nicht den Anschein erweckt, dass 
der Staat die SRG-Führung beherrschen bzw. sich massgeblich daran betei- 
ligen kann. Erst recht darf es sich dabei nicht um ein tatsächlich vom Staat 
beherrschtes und damit um ein öffentliches Unternehmen handeln.2868 Da 
vorliegend wie soeben diskutiert davon ausgegangen wird, dass es dem Bun- 
desrat mittels seines Benennungsrechts nicht möglich sein dürfte, einen mass- 
geblichen Einfluss auf den Verwaltungsrat der SRG auszuüben, handelt es 
sich bei der SRG nicht um ein öffentliches, sondern um ein privates Unterneh- 
men.2869 Etwas anderes dürfte noch bis zur Totalrevision des RTVG im Jahr 
2006 gegolten haben, als der Bundesrat unzulässigerweise über eine «Blanko- 
vollmacht» in Bezug auf die Bestimmung seiner Wahl- und Bestätigungsrechte 
verfügte und ein Genehmigungsrechtbetreffend den Generaldirektor der SRG 
innehatte.2870 


2866 Vgl. BAUMANN, Programmdienst, S.117; KRÄHENMANN, Privatwirtschaftliche Tätigkeit, 
S.24; ROSTAN, Service public, S. 191; vgl. bereits im Allgemeinen § 4 V. C. 2. f. aa. 


2867 Vgl. §4 V.C. 2.f.aa. 
2868 Vgl. hierzu im Allgemeinen § 4 V. C. 2. f. ee. 


2869 So auch BUNDESRAT, Bericht Staat und Wettbewerb, Fn. 8; vgl. auch HETTICH/SCHEL- 
KER, Medien, 5.126, wonach die SRG (bloss) in die Nähe öffentlicher Unternehmen zu 
rücken ist; so wohl auch RHINOW/SCHMID/BIAGGINI/UHLMANN, Öffentliches Wirt- 
schaftsrecht, $18, N32; vgl. ausführlich zur damit einhergehenden ausschliesslich 
funktionalen direkten Grundrechtsbindung der SRG §4 V. C. 2. f. ff. 


2870 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1612; vgl. bereits §1 IX. C. Dass die SRG unter 
der Geltung des aRTVG als öffentliches Unternehmen zu betrachten gewesen war, 
bejahten mitunter auch HÄSLER, Grundrechte, S. 41; KRÄHENMANN, Privatwirtschaft- 
liche Tätigkeit, S. 24; VOGEL, Staat, S. 34; vgl. implizit auch HÄNER, Grundrechtsgel- 
tung, S.1146f. 
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$10 Staatliche Finanzierung von Rundfunk- 
veranstaltern: Ausgewählte Aspekte 


I. Erinnerung: Finanzielle Staatsunabhängigkeit 


Die Effektivität des Verbots staatlicher Zweckmässigkeitserwägungen in Tätig- 
keitsbereichen mit publizistischer Relevanz bedingt, dass Medienorganisa- 
tionen in solchen Tätigkeitsbereichen auch bei Finanzentscheidungen über 
einen erheblichen Ermessensspielraum verfügen. Somit haben Medienor- 
ganisationen zwingend bezüglich der Verwendung publizistisch relevanter 
Finanzmittel, nicht jedoch betreffend deren Bestimmung, über eine materielle 
finanzielle Autonomie zu verfügen. Damit ist verfassungsrechtlich nicht aus- 
geschlossen, dass Finanzmittel von Medienorganisationen mehrheitlich vom 
Staat bestimmt werden. 

Um zu verhindern, dass die Regierung oder das Parlament im Rahmen 
des Voranschlagsprozesses in die Verwendung der finanziellen Mittelhinein 
dirigieren kann, müssen Medienorganisationen über eine verselbständigte 
Rechnungsführungund entsprechend über ein eigenes Budget verfügen (for- 
melle finanzielle Autonomie bzw. Budgetautonomie). Das aus dem Staatsunab- 
hängigkeitsprinzip fliessende Beherrschungsverbot gebietet folglich auch die 
Ausgliederung des Budgets von Medienorganisationen aus dem allgemeinen 
Staatshaushalt. 

Staatliche Behörden können die Inhaltsproduktion auch durch die Art 
der Zuweisung Öffentlicher Mittel beherrschen. So kommt der verbotenen 
Eingliederung des Budgets einer Medienorganisation in den Staatshaushalt 
der Umstand nahe, dass die öffentlichen Mittel für publizistisch relevante 
Tätigkeitsbereiche entsprechend der für die Inhaltsproduktion effektiv anfal- 
lenden Kosten zugewiesen werden und dadurch eine bestimmte Weise der 
Inhaltsgestaltungbewirkt wird. Öffentliche Mittel für Tätigkeiten mit publizis- 
tischer Relevanz sind somit zwingend global mittels Globalbudgets zuzuwei- 
sen. Dadurch wird der Betrag nicht an eine bestimmte Art der Aufgabener- 
füllung, sondern lediglich an die Erbringung von Leistungen bzw. Produkten 
geknüpft. Mit Blick auf die verfassungsrechtlich zu gewährleistenden Ermes- 
sensspielräume beider Inhaltsproduktion müssen den Globalbudgets gleich- 
zeitig Leistungsaufträge oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen 
gegenüberstehen, die in Bezug aufinhaltsnahe Aufgabengegenstände bzw. 
Produkte einen geringen Detaillierungsgrad aufweisen. 

Werden Medienorganisationen Finanzmittel aus dem Staatshaushalt 
zugewiesen, reichen staatliche Ermessensspielräume im Voranschlagsprozess 
für sich alleine betrachtet noch nicht für den Anschein einer beherrschenden 
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Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion aus. Je grösser allerdings die finan- 
zielle Abhängigkeit der Medienorganisation von den betreffenden Mitteln, 
umso eher können sich Entscheidungsspielräume des Staats bei der Finanzie- 
rungsentscheidung als beherrschende Beeinflussung der Inhaltsproduktion 
auswirken. Vor diesem Hintergrund vermag eine gesetzliche Festlegung staat- 
licher Zuschüsse oder gar eine gesetzliche Grundentscheidung der Gebühren- 
bzw. Abgabefinanzierung die Beherrschungsgefahr insoweit zu verringern, 
als staatliche Ermessensspielräume dadurch verkleinert werden und Medien- 
organisationen mittelfristig eine gewisse Finanzplanungssicherheit haben. 
Mit anderen Worten ist die Finanzierung von Medien aus dem Staatshaushalt 
verfassungsrechtlich umso heikler, je weiter die diesbezüglichen Ermessens- 
spielräume staatlicher Behörden sind und je grösser die Abhängigkeit der Medien- 
organisationen von den fraglichen öffentlichen Mitteln ist. 

Genauso wie sich staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Me- 
dien aufgrund von deren grundsätzlicher Inhaltsnähe in der Regel einer hohen 
materiellen Bestimmtheit verschliessen, kann die Höhe der zur Aufgabener- 
füllung erforderlichen finanziellen Mittelnichtanhand exakter Massstäbe fest- 
gelegt werden. Gerade diese regelmässig unbestimmte Umschreibung der zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Mittel eröffnet dem Staat die Möglichkeit, im 
Rahmen der Finanzierungsfestsetzunginhaltsgeleitete oder medienpolitische 
Zwecke zu verfolgen und damit quasi durch die Hintertür verdeckt auf die 
Inhaltsgestaltung Einfluss zu nehmen. Besonders betreffend Medienorganisa- 
tionen, die mehrheitlich von den fraglichen öffentlichen Mitteln abhängig sind, 
können sich grosse materielle Ermessensspielräume als beherrschender staat- 
licher Einfluss auf die publizistische Tätigkeit auswirken. Für solche Fälle muss 
die behördliche materielle Flexibilität durch erhöhte Anforderungen an das Fi- 
nanzierungsfestsetzungsverfahren, etwa in Bezug aufdie Begründungspflichtund 
die Transparenz, oder an das gerichtliche Kontrollverfahren kompensiert wer- 
den. In diesem Zusammenhangist auch die Finanzierungsfestsetzungüber einen 
längeren Zeitraum zunennen, dieimHinblickaufdie Reduzierung behördlicher 
Flexibilität eine grundrechtlich geeignete Sicherungsmassnahme darstellt. 

Im Sinne des prozeduralen Grundrechtsschutzes sind zumindest für 
Medienorganisationen, die vom Staat zwangsweise zur Erfüllungeines Leis- 
tungsauftrags herangezogen werden bzw. mehrheitlich von öffentlichen 
Mitteln abhängig sind, die Grundsätze der Inhaltsneutralität und akzessorie- 
tät der Finanzierungsfestsetzung aufzustellen: Ist es dem Staat bei der allge- 
mein zu haltenden Umschreibung inhaltsbezogener Vorgaben in Bezug auf 
die Aufgabenerfüllung durch Medien noch erlaubt, inhaltliche Erwägungen 
einfliessen zu lassen und damit auch den Finanzbedarf zu umgrenzen, hat 
die Festsetzung der für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Mittel frei von 
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medienpolitischen oder inhaltlichen Zwecksetzungen zu erfolgen. Ausgangs- 
punkt der Finanzierungsfestsetzung haben somit grundsätzlich die publizis- 
tischen Entscheidungen der Medienorganisationen und ihre daraus im Wege 
der Inhaltsakzessorietät folgenden Finanzierungsbedarfe zu sein. Möchte der 
Staat von diesem Finanzierungsbedarfabweichen, darfer diesnur aus Grün- 
den der unwirtschaftlichen Betriebsführung oder der Belastung der Steuer- 
oder Abgabezahler tun. 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbots 
nicht ausgeschlossen werden können, wird ein aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. 
Art. 93 Abs. 3 BV fliessender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz 
gegen die staatliche Finanzierungsfestsetzungangenommen. Ein hinreichen- 
der Rechtsschutz istauch aus der Perspektive von Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13EMRK 
zu gewährleisten. 

Zur Vermeidung einer staatlichen Fachaufsicht über publizistisch rele- 
vante Tätigkeitsbereiche dürfen auch Finanzentscheidungen, die sich auf die 
Inhaltsproduktion auswirken können, lediglich unter dem Blickwinkel einer 
eingeschränkten Rechtsaufsicht beaufsichtigt werden. Dasowohl die Kriterien 
der Wirtschaftlichkeit als auch der Sparsamkeit keine eindeutig objektivierba- 
ren Prüfungsparameter aufweisen — die Qualität von Medieninhalten istfinan- 
ziell nicht messbar -, kann eine extensive Wirtschaftlichkeits- und Sparsam- 
keitskontrolle schnell in eine Fachaufsicht münden. Betreffend Ausgaben mit 
publizistischer Relevanz darffolglich lediglich geprüft werden, ob die Mittel- 
verwendung wie im Budget veranschlagt und damit ordnungsgemäss abge- 
rechnet wurde und ob kein offensichtlich verschwenderisches Finanzgebaren 
vorliegt. Mit anderen Worten ist Medienorganisationen bei der Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeitund Sparsamkeit von publizistisch relevanten Ausgaben 
zwingend ein Beurteilungsspielraum zu belassen und sind Verstösse nur in evi- 
denten Fällen festzustellen. Zu den Ausgaben mit publizistischer Relevanz 
gehören auch die Löhne der in publizistisch relevanten Bereichen arbeitenden 
Personen. Ausgaben ohneersichtliche publizistische Relevanz hingegen - so 
etwa Unterhaltskosten für Produktionsfahrzeuge, Verwaltungs-oder Baukos- 
ten -sind einer uneingeschränkten Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeits- 
kontrollegrundsätzlich zugänglich. Zudem dürfte eine Fachaufsichtnur dann 
verboten sein, wenn insbesondere aufgrund der zur Verfügung stehenden Auf- 
sichtsmittelder Anschein erweckt wird, dass der Staat die Zweckmässigkeit 
publizistisch relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise bestimmen kann. 

Was die Mittelund den Zeitpunkt der Finanzaufsicht angeht, wäre esim Licht 
der verbotenen systematischen Vorzensur heikel, geplante publizistisch rele- 
vante Ausgaben einer Genehmigungspflicht zu unterwerfen. Staatliche Geneh- 
migungsrechte in Bezug auf das Budget oder publizistisch relevante Finanz- 
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beschlüsse sind besonders dann unzulässig, wenn eine Nichtgenehmigung 
dazu führt, dass die Medienorganisation nicht mehr rechtmässig handeln 
kann.Soistes der Aufsichtsbehörde dadurch zwar nicht möglich, das Budget 
selber zu gestalten, doch erhält sie aufgrund der drohenden Nichtgenehmi- 
gung faktische fachaufsichtsrechtliche Gestaltungsspielräume und kann da- 
durch, wenn auchnurindirekt, an der Leitung von Medienorganisationen mit- 
wirken. Staatliche Weisungsrechte in Bezugaufpublizistisch relevante Ausga- 
ben im Budget oder in Ausgabenbeschlüssen sind dann problematisch, wenn 
deren Ausübungsmodalität einem systematischen Prüfverfahren nahekommt. 
Vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots unproblematisch sind Geneh- 
migungs-und Weisungsrechte betreffend den Geschäftsbericht und die Jahres- 
rechnung, da die darin ausgewiesenen Ausgaben bereits getätigt wurden. Sol- 
che Aufsichtsinstrumente dienen, wie auch Informationsrechte oder Bericht- 
erstattungspflichten, nur als Grundlage für die (grundsätzlich eingeschränkte) 
Finanzaufsicht. Ebenso unproblematisch sind (grundsätzlich eingeschränkte) 
Wirtschaftlichkeitskontrollen des Budgets zur präventiven Ermittlung des 
Finanzbedarfs im Rahmen der Festsetzung der staatlichen Finanzierung bzw. 
zur Reduktion oder Rückforderungbereits zugewiesener Finanzmittel. So wir- 
ken sich solche Kontrollen weniger direkt auf die publizistische Tätigkeit aus, 
als wenn sie im Kontext von Budgetgenehmigungen durchgeführt werden. 


I. Ausgliederung des Budgets aus dem allgemeinen Staatshaushalt, 
Finanzierungsquellen und globale Zuweisung staatlicher Mittel 


Sowohl die SRG als auch die lokal-regionalen Veranstalter verfügen als Orga- 
nisationen mit eigener Rechtspersönlichkeit über eine eigene Rechnungs- 
führung und entsprechend über ein eigenes Budget.2871 

Hinsichtlich der Finanzierungsquellen sowie der globalen Zuweisung 
staatlicher Mittelist zwischen der SRG sowie den lokal-regionalen Veranstal- 
tern mit Abgabenanteil zu unterscheiden. 

Gemäss Art. 34 RTVG muss die Finanzierung der SRG zur Hauptsache aus 
der Abgabe für Radio und Fernsehen bestehen. Weitere Finanzierungsquellen 
stehen ihr offen, soweit das RTVG, die RTVV, die Konzession oder das einschlä- 
gige internationale Recht sie nicht beschränken. Dieser Finanzierungsgrund- 
satz widerspiegelt die öffentliche Zweckbindung der nicht gewinnorientierten 
SRG.2872 Im Jahr 2017 hat der Bundesrat festgelegt, dass der SRG für dieJahre 


2871 Vgl.im Allgemeinen $4 III. B. 3. b.; vgl. zur Rechtsform der SRG §9 11. D. 2. E. 


2872 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1698; vgl. WEBER, Komm. RTVG, Art.34 RTVG, 
N2; vgl. zur Öffentlichen Zweckbindung der SRG §9 II. B. 
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2019 bis 2022 jährlich ein plafonierter Abgabenanteil von CHF 1,2Mrd. zuge- 
wiesen wird.2873 Gemäss Art. 68a Abs. 2 RTVG kann der Bundesrats die An- 
teile für Radioprogramme, für Fernsehprogramme und für dasüpA derSRG 
getrennt bestimmen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass die einzelnen 
Mediengattungen der SRG einen angemessenen Anteil erhalten.2874 Die SRG- 
Konzession sieht zudem vor, dass mindestens 50% des Abgabenanteils für die 
Erfüllung des Leistungsauftrags im Bereich der Information eingesetzt werden 
müssen.2875 Eine weitere Öffentliche Finanzierung ist in Art. 28 Abs. 3 RTVG 
vorgesehen, wonach die Kosten für das publizistische Angebot für das Aus- 
land mindestens zur Hälfte aus Bundesmitteln aus dem allgemeinen Staats- 
haushalt abgegolten werden.2876 In der Leistungsvereinbarung für das Aus- 
landsangebot2877 wird das Kostendach des Bundesbeitrags für die Dauer von 
2017 bis 2020 auf insgesamt rund CHF 79 Mio. festgelegt, wobei sich dieser aus 
den für die einzelnen Angebote festgesetzten Kostendächern zusammensetzt 
und ein Vorbehalt der parlamentarischen Genehmigung angebracht wird.2878 
Im Jahr 2019 finanzierte sich die SRG zu 77,7% aus der Abgabe, zu rund 4,7% 
aus dem Bundeshaushalt und zu 17,6% aus kommerziellen Tätigkeiten wie 
insbesondere Werbung und Sponsoring. 2879 Allerdings sind auch die Werbe- 
und Sponsoringeinnahmen der SRG beschränkt, da in ihren Radioprogram- 
men gemäss Art. 14 Abs. 1 RTVG Werbung verboten ist und der Bundesrat 
zudem die Werbung und das Sponsoring in den Radio- und Fernsehprogram- 
men sowie im üpA gestützt auf Art. 14 Abs. 3 RTVG eingeschränkt hat.2880 
Auch die Finanzierung der lokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenan- 
teil setzt sich aus Abgabeerträgen sowie aus weiteren Finanzierungsquellen 
zusammen. Gemäss Art. 40 Abs. 1 lit. b RTVG bestimmt der Bundesrat den 
prozentualen Anteil, den der Abgabenanteil am Betriebsaufwand des einzel- 
nen Veranstalters höchstens ausmachen darf. Aktuell liegt diese Grenze bei 
70% bis 80%.2881 Auf diese Weise werden die Veranstalter dazu angehalten, 


2873 Vgl. Medienmitteilung des Bundesrats vom 18.10.2017, Tarif der Radio- und Fernseh- 
abgabe ab 2019: einen Franken pro Tag; BAKOM, Verwendung der Abgabe. 


2874 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4999. 

2875 Art. 6 Abs. 6 SRG-Konzession. 

2876 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1693; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 28 LRTV, 
N20; WEBER, Komm. RTVG, Art. 28 RTVG, N6. 


2877 Leistungsvereinbarung vom 3.6.2016 zwischen dem Bund und der SRG betreffend das 
publizistische Angebot für das Ausland für die Jahre 2017-2020. 


2878 Vgl. Ziff. 7.1 Leistungsvereinbarung für das Auslandsangebot. 
2879 SRG SSR, Geschäftsbericht 2019, S.150. 


2880 Vgl. Art. 22 und Art. 23 RTVV; vgl. ausführlich BIANCHI DELLA PORTA, Comm. LRTV, 
Art.14 LRTV, N7ff.; WEBER, Komm. RTVG, Art.14 RTVG, N4 ff. 


2881 Vgl. Art. 39 Abs.1 lit. a und lit. b RTVV. 
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kommerzielle Eigenleistungen zu erbringen.288 Die Ausrichtung des Abga- 
benanteils erfolgt in Anwendung des SuG in der Form eines in der Konzes- 
sion festgesetzten Pauschalbeitrags (Art. 40 Abs. 3 RTVG i.V.m. Art. 10 Abs. 1 
lit. c SuG).2883 So erhält etwa Telebasel einen jährlichen Beitrag von rund 
CHF3 Mio.,2884 was einen Anteil von rund 30% der Erträge der Veranstalterin 
ausmacht.2885 Im Allgemeinen bestehen die Erträge der lokal-regionalen Ver- 
anstalter mit Abgabenanteilzu rund 40% bis 70% aus dem Abgabenanteil.2886 


III. Finanzierungsfestsetzungsverfahren und Rechtsschutz 


Gemäss Art. 68 Abs. 1 RTVG erhebt der Bund eine Abgabe zur Finanzierung 
der Erfüllung des verfassungsrechtlichen Leistungsauftrags von Radio und 
Fernsehen (Art. 93 Abs. 2BV). Die Abgabe wird pro Haushalt und pro Unterneh- 
men erhoben (Art. 68 Abs.2 RTVG), wobei der Ertrag und die Verwendung 
der Abgabe in der eidgenössischen Staatsrechnung mit Ausnahme der dem 
Bund für die Abgabeerhebung zu leistenden Entschädigungen nicht ausge- 
wiesen werden (Art. 68 Abs. 2 Abs. 3 RTVG).2887 Damit wird ausgeschlossen, 
dass über die Budgetdebatten jeweils mittelbar politischer Einfluss auf die 
abgabefinanzierten Programme genommen werden kann.2888 

Eine weitere Öffentliche Finanzierung der SRG ist in Art.28 Abs. 3 RTVG 
vorgesehen, wonach die Kosten für das Auslandsangebot mindestens zur 
Hälfte aus Bundesmitteln aus dem allgemeinen Staatshaushalt abgegolten 
werden.2889 

Das Verfahren der Festsetzung der Abgabenanteile ist in Art.68a und 
Art. 40 RTVG geregelt. Sowohl die SRG als auch die lokal-regionalen Veran- 
stalter erhalten alle einen festen Anteilam Abgabeertrag,2890 der vom BAKOM 
veröffentlicht wird.2891 Gemäss Art. 68a Abs. 2RTVG legt der Bundesrat die 
Verteilung des Abgabeertrags für den Leistungsauftrag der SRG und die Unter- 
stützung der lokal-regionalen Veranstalter fest. Die Abgabenanteile für die 


2882 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1707; WEBER, Komm. RTVG, Art. 40 RTVG, N7. 
2883 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1707. 


2884 Vgl. Art.3 Abs. 1 Telebasel-Konzession; BAKOM, Gebührenanteile Lokalradios und 
Regionalfernsehen (Stand 1.1.2019). 


2885 Telebasel, Über Telebasel. 

2886 Vgl. BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.34. 
2887 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4998. 
2888 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 5047. 


2889 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1693; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.28 LRTV, 
N 20; WEBER, Komm. RTVG, Art.28RTVG,N6. 


2890 Vgl. Art. 40 Abs. 1 RTVV; UVEK, Erläuterungen RTVV 2018, S.1. 
2891 Art.40 Abs.2 RTVV. 


$10 Staatliche Finanzierung von Rundfunkveranstaltern: Ausgewählte Aspekte 505 


lokal-regionalen Veranstalter betragen insgesamt vier bis sechs Prozent des 
Abgabeertrags, wobei der Bundesrat die Anteile, die für Radio bzw. für Fern- 
sehen zur Verfügung stehen, unter Berücksichtigung des Bedarfs für die 
Erfüllung der Leistungsaufträge bestimmt (Art. 40 Abs. 1 lit. a RTVG). Der 
Anteil jedes einzelnen lokal-regionalen Veranstalters wird vom UVEK unter 
Anwendung des SuG für einen bestimmten Zeitraum festlegt, um den Veran- 
staltern eine gewisse Planungs- und Betriebssicherheit zu gewährleisten.2892 
Dabei werden die Grösse und das Wirtschaftspotenzial des Versorgungsgebiets 
sowie der Aufwand für die Erfüllung des Leistungsauftrags berücksichtigt 
(Art. 40 Abs. 2 und 3 RTVG).2893 

Der Abgabeertrag hängt ab von der Höhe der Abgabe für Radio und Fern- 
sehen, dievomBundesratinderRTVVbestimmtwird (Art. 68a Abs. ıRTVG).2894 
Hierfür massgebend ist primär der Bedarffür dieFinanzierung des Leistungs- 
auftrags der SRG und der Bedarffür die Unterstützung von Programmen von 
Konzessionären mit Abgabenanteil (Art. 68a Abs. 1 lit. a und lit. b sowie Art. 40 
Abs. ılit.aRTVG). Bei der Bestimmung der Abgabehöhe ebenfalls zu berück- 
sichtigen ist die zumutbare Belastung der Abgabezahlenden. Entsprechend 
sieht Art. 68a Abs. 3 RTVG vor, dass der Bundesrat bei seinem Entscheid über 
die Abgabehöhe die Empfehlung des Preisüberwachers berücksichtigt und 
Abweichungen davon öffentlich und für die Öffentlichkeit nachvollziehbar 
zu begründen hat.2895 In der SRG-Konzession ist vorgesehen, dass die SRG 
höchstensalle vier Jahre neue finanzielle Bedürfnisse geltend machen und den 
Bundesrat um eine Anpassung ihres Abgabenanteils ersuchen kann, wobei 
ausserordentliche Umstände vorbehalten bleiben.2896 Die Überprüfung der 
Abgabenanteile der lokal-regionalen Veranstalter erfolgtin der Regel nach 
fünf Jahren (Art. 39 Abs. 2 RTVV). In seinem Entscheid aus dem Jahr 2017 zur 
Festlegung der Abgabehöhe hat der Bundesrat für die Jahre 2019 bis 2022 
eine Plafonierung des Anteils für die SRG auf jährlich CHF 1,2Mrd. und des 
Anteils für die lokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenanteil auf insge- 
samt jährlich CHF 81 Mio. vorgesehen.2897 Dadurch erfolgte im Gegensatz zu 
früheren Jahren eine Abkehr von der Prüfung der Finanzbedarfsplanung der 


2892 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1707f.; WEBER, Komm. RTVG, Art. 40 RTVG, N10. 


2893 Vgl. BVGer, Urteil vom 2.2.2010, A-5779/2008, E. 6.2.4; BIANCHI DELLA PORTA, Comm. 
LRTV, Art. 40LRTV, N 14. 


2894 Vgl. die aktuelle Höhe der Haushaltabgabe in Art. 57 RTVV und der Unternehmensab- 
gabe in Art.67bRTVV. 


2895 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1726f.; vgl. COTTIER, Comm. LRTV, Art.70LRTV, 
N4ff; vgl. auch Art. 14 PüG (Preisüberwachungsgesetz vom 20. Dezember 1985). 
2896 Art. 40 SRG-Konzession. 


2897 Vgl. Medienmitteilung des Bundesrats vom 18.10.2017, Tarif der Radio- und Fernseh- 
abgabe ab 2019: einen Franken pro Tag; BAKOM, Verwendung der Abgabe. 
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SRG, weshalb diese auf die Einreichung einer Finanzbedarfsmeldung ver- 
zichtete.2898 Im Jahr 2020 beschloss der Bundesrat, den Abgabeanteilder SRG 
um CHF 50 Mio. zu erhöhen, um die rückläufigen Werbe- und Sponsoringein- 
nahmen zu einem gewissen Teil zu kompensieren.2899 

Was den Rechtsschutz der SRG in Bezug auf die Festsetzung des Abga- 
benanteils durch den Bundesrat angeht, wird ein solcher mangels gesetzlicher 
Ausnahmen vom Grundsatz der fehlenden Anfechtbarkeit bundesrätlicher 
Akte gemäss Art. 189 Abs. 4 BV im VGG oder im BGG gänzlich ausgeschlossen. 
Etwas anderes gilt für die lokal-regionalen Veranstalter, da deren Abgaben- 
anteilvom UVEK in der Konzession festgesetzt wird und damit der Rechtsweg 
an dasBundesverwaltungsgericht offensteht. Dabei endet der Rechtswegan 
dieser Stelle, dadie Beschwerde an das Bundesgericht gegen Konzessionen, 
die Gegenstand einer Öffentlichen Ausschreibung waren, zumindestgemäss 
bundesgerichtlicher Rechtsprechung ausgeschlossen ist (Art. 83 lit. p Ziff. 1 
BGG).2900 


IV. Finanzaufsicht 


Die Bestimmungen zur Finanzaufsicht über die SRG finden sich in Art. 35f. 
RTVG. Gemäss Art. 35 Abs. 1 RTVG hat die SRG mitunter ihren Finanzhaushalt 
nach den anerkannten Grundsätzen der besten Praxis zu führen, sich wirt- 
schaftlich zu verhalten und ihre Mittel bestimmungsgemäss zu verwenden. 
Der Bundesrat sorgt zudem dafür, dass in der SRG unter anderem für die 
Mitglieder der leitenden Organe die Bestimmungen von Art. 6a Abs. 1 bis 5 
BPG2901 sinngemäss angewendet werden (35 Abs. 3 RTVG), um übermässige 
Kaderlöhne zu vermeiden.2902 Entsprechend wurde in der SRG-Konzession 
die sinngemässe Anwendung der erwähnten Bestimmung vorgesehen.2903 
Art.36 RTVG sieht Buchführungsvorschriften für die SRG (Abs. 1 und Abs. 2) 
sowie Berichterstattungspflichten betreffend die Konzernrechnung, die 


2898 Vgl. PREISÜBERWACHER, Empfehlung 2017, S. 1f. 


2899 Medienmitteilung des Bundesrats vom 17.4.2020, Radio- und Fernsehabgabe ab 2021 
um 30 Franken günstiger. 


2900 Vgl. bereits § 8 II. C. 2. 


2901 Bundespersonalgesetz vom 24. März 2000. Gemäss Art. 6a Abs. 1 bis 5 BPG legt der 
Bundesrat harmonisierte Grundsätze für die Kaderentlöhnung von Unternehmen 
und Anstalten des Bundes fest (vgl. hierzu die Kaderlohnverordnung [Verordnung 
über die Entlöhnung und weitere Vertragsbedingungen der obersten Kader und Lei- 
tungsorgane von Unternehmen und Anstalten des Bundes vom 19. Dezember 2003)). 


2902 Vgl. m.w.Verw. aufdie parlamentarischen Beratungen WEBER, Komm.RTVG, Art.35 
RTVG, N8f.; vgl. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art.35 LRTV, N 19. 


2903 Vgl. Art.37 SRG-Konzession. 
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Jahresrechnung, das Budget, die Finanzplanung und den Jahresbericht vor 
(Abs. 3).2904 Aufgrund dieser Berichterstattung prüft das UVEK gemäss Art. 36 
RTVG den Finanzhaushalt der SRG und kann ergänzende Auskünfte verlangen 
(Abs. 4) sowie vor Ort Nachprüfungen vornehmen, sofern die Berichterstat- 
tungungenügend ist oder begründeter Verdacht besteht, dass Pflichten nach 
Art.35 Abs. ı nicht erfüllt wurden (Abs. 5). Das UVEK kann unter den Voraus- 
setzungen von Art.36 Abs. 5RTVG unter anderem die EFK mit der Finanzprü- 
fung beauftragen, wobei die Anwendbarkeit des FKG ausgeschlossen wird 
(Art. 36 Abs. 6RTVG). Schliesslich sieht Art. 36 Abs. 7 RTVG vor, dass reine 
Zweckmässigkeitskontrollen im Rahmen der Finanzaufsicht nicht zulässig 
sind. Als Aufsichtsinstrumente stehen die in Art. 89 und 90 RTVG aufgeführten 
Massnahmen bei Rechtsverletzungen sowie die Einschränkung oder teilweise 
Suspension der Konzession gemäss Art. 25 Abs. 6 RTVG zur Verfügung. 2905 
Anders als für die lokal-regionalen Veranstalter ist jedoch weder im RTVG 
noch im SuG vorgesehen, 2906 dass im Falle einer unwirtschaftlichen oder 
nicht bestimmungsgemässen Verwendung der öffentlichen Mittel die Abga- 
benanteile der SRG vermindert oder zurückfordert werden können. Die Ergeb- 
nisse der Finanzaufsicht über die SRG dienen dem Bundesrat schliesslich auch 
als Grundlage für den Entscheid über die Abgabehöhe bzw. als Kontrollinstru- 
ment zur Evaluierung, ob die Festsetzung der Abgabehöhe richtig war.2907 
Die letzte umfangreichere Wirtschaftlichkeitsprüfung der SRG, die unab- 
hängig von der jährlichen regulären Finanzaufsicht erfolgte, wurde in den 
Jahren 2014 bis 2016 vom BAKOM durchgeführt. Da eine Evaluierung der Wirt- 
schaftlichkeit anhand des Verhältnisses Aufwand undErtragproblematisch 
sei, wurde eine indirekte Methode angewendet, die sich an der Organisation, 
den Instrumenten und den SRG-internen Prozessen orienterte.2908 Geprüft 
wurden mitunter die Immobilien, der Einkauf und Bezug von Dienstleis- 
tungen sowie das Personal.2909 Dabei wurde für die SRG-Löhne festgestellt, 
dass diese insgesamt auf dem Niveau des Marktes liegen.2910 Ausdrücklich von 
der Prüfung ausgeschlossen wurden unter anderem die Programmgestaltung 


2904 Vgl. Art.27RTVV. 
2905 Vgl. ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N62f. 


2906 Vgl. zum Fehlen einer entsprechenden Regelungim SuG bzw. zum Erfordernis, entspre- 
chende Regelungen spezialgesetzlich vorzusehen, BUNDI, Subventionen, S.76. 


2907 BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, 8.1738; vgl. auch BUNDESRAT, Stellungnahme Bericht 
Bundesaufsicht SRG, S. 4101f.; GPK SR, Bericht Bundesaufsicht SRG, S.1950; PONCET, 
Surveillance, S.187. 


2908 BUNDESRAT, Service-public-Bericht, S.30. 
2909 Vgl. BAKOM, Bericht Wirtschaftlichkeit SRG, S.1undS.3. 
2910 Vgl. BAKOM, Bericht Wirtschaftlichkeit SRG, S.37. 
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und -qualität, dieZweckmässigkeit der Entscheide in Bezug auf das Tagesge- 
schäft sowie die Hinterfragung der Tätigkeiten in direktem Zusammenhang 
mit dem Leistungsauftrag der SRG.2911 Die EFK wurde bis anhin einmal mit der 
Wirtschaftlichkeitsprüfung beauftragt. In ihrem Bericht aus dem Jahr 2006 
empfahl sie mitunter, dass die SRG prüfen sollte, ob aufeinzelne Elemente 
des regionalen Programmangebots verzichtet werden könnte, ohne die Ange- 
botsgleichwertigkeit zu gefährden.2912 

Auch die lokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenanteil müssen die finan- 
ziellen Mittel wirtschaftlich und bestimmungsgemäss verwenden (Art. 41 
Abs.2 RTVG). Die Finanzaufsicht erfolgt durch das BAKOM gestützt auf die 
jährlich von den Konzessionären vorgelegten Rechnungen, wobei im Falle 
einer unwirtschaftlichen oder nicht bestimmungsgemässen Verwendung der 
öffentlichen Mittel die Abgabenanteile vermindert oder zurückfordert werden 
können (Art. 42 Abs. ıRTVG).2913 Das BAKOM kann des Weiteren Auskünfte 
verlangen und vor Ort Finanzprüfungen vornehmen (Art. 42 Abs. 2 RTVG). Wie 
auch für die Finanzaufsicht über die SRG werden reine Zweckmässigkeits- 
kontrollen ausgeschlossen (Art. 42 Abs. 3 RTVG). 


V. Kritische Würdigung 


A. Ausgliederung des Budgets aus dem allgemeinen Staatshaushalt, 
Finanzierungsquellen und globale Zuweisung staatlicher Mittel 


Da sowohl die SRG als auch die lokal-regionalen Veranstalter über ein eigenes 
Budget verfügen, wird ihrer formellen finanziellen Autonomie Genüge getan. 
Was die materielle finanzielle Autonomie der SRG angeht, stellen deren 
Einschränkungen bei der Bestimmung der grossen Mehrheitihrer Einnahmen 
noch keinen unzulässigen Grundrechtseingriff dar, weil das Beherrschungs- 
verbot lediglich hinreichende Ermessensspielräume bei der Verwendung, 
nicht jedoch bei der Bestimmung der finanziellen Mittel voraussetzt. Zur 
Gewährleistung der materiellen finanziellen Autonomie bei der Verwendung 
der finanziellen Mittel müssen die der SRG für publizistisch relevante Tätig- 
keitsbereiche zugewiesenen öffentlichen Mittel global festgelegt werden. Man- 
gels expliziter gesetzlicher Vorgabe im RTVG/ist auf das SuG zurückzugreifen. 
Dieses sieht in Art. 10 Abs. 1 lit. c SuG eine globale bzw. pauschale Festsetzung 
von Abgeltungen vor, wenn auf diese Weise ihr Zweck und eine kostengünstige 


2911 Vgl. BAKOM, Bericht Wirtschaftlichkeit SRG, S.2. 


2912 Vgl. EFK, Bericht Wirtschaftlichkeit SRG, S.196; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 LRTV, 
N43 und Fn. 63. 


2913 Vgl. Art.27 RTVV. 
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Aufgabenerfüllung erreicht werden können. 2914 Mit Blick auf das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot hat der Bundesrat Art. 10 Abs. 1 lit. cSuG zwingend anzuwen- 
den undsowohlbeider Zuweisung des Abgabenanteils als auch beider Zuweisung 
des Bundesanteils für die Erfüllung des Auslandsangebots die entsprechenden 
Beträgeglobalzuzusprechen. Die konzessionsrechtliche Vorgabe der Zuwei- 
sung dieser Mittel zu mindestens 50% für den Bereich der Information ist — ab- 
gesehen von der wohl mangelnden gesetzlichen Grundlage2915— deshalb nicht 
als unzulässig zu qualifizieren, da dieser Bereich bzw. dieses Produkt einen 
genügend geringen Detaillierungsgrad aufweist. Dasselbe gilt für die Zuwei- 
sung des Bundesbeitrags auf die verschiedenen Auslandsangebotsgruppen 
understrechtbetreffend die Möglichkeit des Bundesrats, die Anteile für Radio- 
programme, für Fernsehprogramme und für das üpA der SRG getrennt zu 
bestimmen.2916 

Da sich die SRG allerdings mehrheitlich aus dem vom Bundesrat festge- 
setzten Abgabenanteil finanzieren muss, istsie rechtlich zwingend vom Abga- 
benanteil abhängig. Hinzu kommt, dass auch ihre Werbe- und Sponsoringein- 
nahmenvom Bundesrat vorgezeichnet werden. Deshalb ist zurabschliessenden 
Beurteilung der materiellen finanziellen Autonomie der SRG bei der Mittel- 
verwendung noch zu klären, ob eine beherrschende und damit unzulässige 
staatliche Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion allenfalls durch über- 
mässige Ermessensspielräume des Bundesrats bei der Festsetzung des Abga- 
benanteils zu bejahen ist.2917 

Was die materielle finanzielle Autonomie der lokal-regionalen Veranstalter 
mit Abgabenanteil betrifft, ist deren möglicherweise mehrheitliche Finanzie- 
rung aus der Abgabe ebenfalls nicht per se verfassungsrechtlich unzulässig. 
Zur Gewährleistung der materiellen finanziellen Autonomie bei der Verwen- 
dung der finanziellen Mittel ist auch der Abgabenanteil der lokal-regionalen 
Veranstalter in Anwendung von Art. 40 Abs. 3RTVG i.V.m. Art. 10 Abs. 1 lit. cSuG 
zwingend pauschal bzw. global festzusetzen. 

Da ebenfalls die lokal-regionalen Veranstalter, die sich zwar im Unter- 
schied zur SRG nicht hauptsächlich vom Abgabenanteil finanzieren müssen, 
in der Realität zu einem grossen Teilvom Abgabenanteil abhängig sind und 
zudem die Wahrscheinlichkeit einer solchen Abhängigkeit in Anbetracht der 


2914 Vgl. bereits §4 III. B. 3.a. 


2915 So wird der Bundesrat gemäss Art. 68a Abs. 2 RTVG lediglich dazu ermächtigt, die 
Anteile für dieRadioprogramme, für die Fernsehprogramme und für das üpA getrennt 
zu bestimmen. 


2916 Vgl. bereits ausführlich zum grundsätzlich genügend geringen Detaillierungsgrad 
des Leistungsauftrags der SRG §8 II. C. 


2917 Vgl. sogleich §10 V. B. 
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strukturellen Medienkrise weiter ansteigt, ist zur abschliessenden Beurtei- 
lung der materiellen finanziellen Autonomie der lokal-regionalen Veranstal- 
ter mit Abgabenanteil bei der Mittelverwendung noch zu prüfen, inwiefern 
der Bund durch seine Flexibilität bei der Festsetzung des Abgabenanteils die 
Inhaltsproduktion in unzulässiger Weise beeinflussen kann.2918 


B. Finanzierungsfestsetzungsverfahren und Rechtsschutz 


Die gesetzliche Grundentscheidungder Abgabefinanzierungsowie die gesetzliche 
Vorgabe, dass der Ertrag und die Verwendung der Abgabe in der eidgenössi- 
schen Staatsrechnungnicht ausgewiesen werden, sind vor dem Hintergrund des 
Beherrschungsverbots zu begrüssen. So wird dadurch die öffentliche Finan- 
zierung der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter nicht jedes Jahr dem 
Ermessen staatlicher Behörden im Budgetprozess ausgeliefert und erneut 
zur Disposition gestellt.2919 Damit haben die genannten Veranstalter mittel- 
fristigeine gewisse Finanzplanungssicherheit, wodurch ihre Staatsunabhän- 
gigkeit gesichert wird. Diese Unabhängigkeit vom Staatshaushalt verringert 
insbesondere bei der rechtlich zwingend vom Abgabenanteil abhängigen SRG 
sowie bei den faktisch vom Abgabenanteil abhängigen lokal-regionalen Ver- 
anstaltern die Gefahr, dass sich staatliche Entscheidungsspielräume bei der 
Finanzierungsentscheidungals beherrschende Beeinflussungen der Inhalts- 
produktion auswirken. 

Demgegenüber belässt die Finanzierung des Auslandsangebots der SRG 
aus dem allgemeinen Staatshaushalt dem Bund im Rahmen des Budgetprozes- 
ses grössere Ermessensspielräume. So legt Art. 28 Abs. 3 RTVG zwar fest, dass 
der Bund die Kosten des Auslandsangebots «mindestens zur Hälfte» abgilt. 
Allerdings gibt Art.28 Abs. 3 RTVG nicht vor, wer die Höhe der Kosten und 
damit deren Hälfte bestimmt. Damit ist nicht ausgeschlossen, dass der Bun- 
desrat oder das Parlament im Rahmen des Budgetprozesses Kürzungen vor- 
nehmen, weshalb höchstens eineschwach gebundene Ausgabe vorliegt. Dies ist 
mit Blick aufdas Beherrschungsverbot deshalb nicht unproblematisch, dadas 
Auslandsangebot der SRG gesetzlich zwingend mindestens zur Hälfte vom Bund 
zu finanzieren ist. Vor diesem Hintergrund ist Art. 28 Abs. 3 RTVG verfassungs- 
konform auszulegen, und es hatim Licht der Grundsätze der Inhalts- bzw. Pro- 
grammneutralität und -akzessorietät immer die Bedarfskonkretisierung der 
SRG Ausgangspunkt für die Festlegungder Kosten des Auslandsangebots zu sein. 
Darf der Bund bei der allgemein zu haltenden Umschreibung inhaltsbezoge- 
ner Vorgaben in der Leistungsvereinbarung für das Auslandsangebot noch 


2918 Vgl. sogleich $10 V. B. 
2919 Vgl. hierzu im Allgemeinen $4 V. D. 4. 
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inhaltliche Erwägungen einfliessen lassen und damit auch den Finanzbedarf 
umgrenzen, darfer auffinanzieller Ebene nicht aus inhaltlichen oder medi- 
enpolitischen Erwägungen, sondern nuraus Gründen der unwirtschaftlichen 
Betriebsführungoder der Belastungder Steuerzahler von der Bedarfsmeldung 
abweichen.2920 

Auch bei der Festsetzung der Abgabenanteile der SRG und der lokal-re- 
gionalen Veranstalter verfügen staatliche Behörden in der Form des Bundes- 
rats bzw. des UVEK über grössere materielle Ermessensspielräume. So ist der 
Bundesrat bei der Festsetzung der den Abgabenanteil bestimmenden Abga- 
behöhe nur insoweit durch Art. 68a Abs. 1 lit. a und lit. b RTVG materiellgebun- 
den, als hierfür der Bedarfmassgebend ist, der für die Erfüllung des Leistungs- 
auftrags der SRG und derlokal-regionalen Veranstalter «notwendig» ist. Dieser 
notwendige Bedarfverschliesst sich jedoch aufgrund der notgedrungen unbe- 
stimmten Aufgabenumschreibung der Veranstalter gerade einer detaillierten 
Bestimmung. Da sich die SRG mehrheitlich vom Abgabenanteil finanzieren 
muss und entsprechend davon abhängig ist, besteht die Gefahr, dass sich die 
grossen Handlungsspielräume des Bundesrats als Druckmittel oder gar als 
«Selbstzensur» insbesondere in Bezug auf eine gegenüber dem Bundesrat 
kritische Berichterstattungauswirken.2921 Diese Gefahr wird dadurch erhöht, 
dass dem Bundesrat auch bei der Einschränkung der Werbe- und Sponsoring- 
einnahmen derSRG ein grosser Ermessensspielraum zukommt. In Anbetracht 
der faktischen Abhängigkeit vieler lokal-regionaler Veranstalter vom Abga- 
benanteil besteht eine ähnliche Gefahr der staatlichen Beherrschung auch 
betreffend diese Veranstalter. Zumindest in materieller Hinsicht bewegt sich 
die erhebliche Flexibilität des Bundesrats bzw. des UVEK bei der Bestimmung 
der Abgabenanteile in der Nähe einer beherrschenden Einflussnahme auf die 
publizistische Tätigkeit.2922 

Fraglich ist, inwieweit das formell-gesetzlich geregelte Verfahren der Fest- 
setzung der Abgabenanteile zu einer Relativierungdes Handlungsspielraums 
des Bundesrats bzw. des UVEK führt. 

Es ist an dieser Stelle auf die Rechtsprechung des deutschen Bundesver- 
fassungsgerichts betreffend die Festsetzung der Höhe der früheren Rundfunk- 
gebühr (heute: Rundfunkabgabe) hinzuweisen, die auch für das schweizeri- 
sche Verfassungsrecht wegweisend ist.2923 Seiner Ansicht nach sind staatliche 


2920 Vgl. im Kontext der Abgabefestsetzung mit Verweis auf die Rechtsprechung des deut- 
schen Bundesverfassungsgerichts DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 260. 


2921 Vgl. im Kontext des Verfahrens der Konzessionierung der SRG §8 III. C. 1. 


2922 Krit. auch DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 258; vgl. aus der älteren Lehre etwa m.w. 
Verw. GROB, Programmautonomie, S.282. 


2923 So auch DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Rz. 258. 
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Entscheidungen wie die Festsetzung der Rundfunkgebühr gerade wegen der 
Abhängigkeit der Rundfunkanstalten von der staatlichen Finanzierung «ein 
besonders wirksames Mittel zur indirekten Einflussnahme auf die Erfüllung 
des Rundfunkauftrags».2924 Als Kompensation verlangt das Gericht ein Ver- 
fahren der Entscheidfindung, das ein möglichst grundrechtskonformes Er- 
gebnis sichert.2925 Hintergrund dieser Rechtsprechung ist die Pflicht des 
Gesetzgebers, den Anstalten «die zur Erfüllung der Aufgabe erforderlichen 
finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen», wobei «die Höhe der Rundfunk- 
gebühr und das Mass der gesetzlich zugelassenen Werbung zusammen mit 
den weiteren Einnahmequellen der Rundfunkanstalten eine funktionsge- 
rechte Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ermöglichen» müs- 
sen.2926 Bei der Bestimmung der Erforderlichkeit steht die Rundfunkfreiheit 
der Festlegung exakter Massstäbe allerdings aus denselben Gründen entge- 
gen, aus welchen sich die Definition des Rundfunkauftrags einer detaillier- 
ten Umschreibung verschliesst.2927 Gerade diese regelmässig unbestimmte 
Umschreibung der zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Mittel eröffnet dem 
Staat die Möglichkeit, im Rahmen der Gebührenfestsetzunginhaltliche oder 
medienpolitische Zwecke zu verfolgen und damit quasi durch die Hintertür 
verdeckt auf die Inhaltsgestaltung Einfluss zunehmen. 2928 Zwar darf der Staat 
bei der allgemein gehaltenen Definition des öffentlichen Auftrags inhaltsge- 
leitete oder medienpolitische Erwägungen einfliessen lassen und damit auch 
den Finanzbedarf umgrenzen.2929 Die Gebührenfestsetzung hingegen hat 
frei von medienpolitischen und inhaltsgeleiteten Zwecksetzungen zu erfol- 
gen. Die Rede ist vom Prinzip der Trennung der medienpolitischen Definition 
des Rundfunkauftrags und der Gebührenfestsetzung. 2930 Ausgangspunkt der 
Gebührenfestsetzung haben somit stets die Programmentscheidungen der 
Anstalten und die daraus im Wege der Programmakzessorietät folgenden 


2924 BVerfGE 90, 60 (93); vgl. COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.81f.; DUMERMUTH, 
Rundfunkrecht, Rz. 258. 

2925 Vgl. ausführlich zum vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Konzept des Grund- 
rechtsschutzes durch Verfahren im Rahmen der staatlichen Festsetzung der früheren 
Rundfunkgebühr GÜTTLER, Verfahren, S. 102 ff. 

2926 BVerfGE 87, 181 (197£. und 203). 

2927 Vgl. ausführlich BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, Ziff. 128 ff.; vgl. auch 
COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.82; vgl. bereits §4 V. B. 1. 

2928 Vgl. BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BvR 2270/05, Ziff.135; vgl. auch GERSDORF, 
Staatsfreiheit, S. 335. 

2929 Vgl. BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, Ziff. 132; BVerfGE 90, 60 (95); vgl. 
bereits$41IV.A.2. 


2930 Vgl. ausführlich BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, Ziff. 128 ff.; BVerfGE 90, 
6 (93ff.); vgl. COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.82; DUMERMUTH, Rundfunkrecht, 
Rz. 258. 
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Finanzierungsbedarfe zu sein (sog. Grundsätze der Programmneutralitätund 
-akzessiorietät der Gebührenfestsetzung).293! 

Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts ist hierzu eine prozedu- 
rale Absicherung erforderlich.2932 So lassen sich «[slachfremde Einflüsse auf 
Gebührenentscheidungen [...] in der Regel weder aufdecken noch am Ent- 
scheidungsergebnis ablesen und können auch nachträglich praktisch nicht 
mehr korrigiert werden. Um sie zu verhindern, istan den Gefahrenquellen 
anzusetzen und bereits im Vorfeld die Möglichkeit rechtswidriger Kompe- 
tenzwahrnehmungen so weit wie möglich auszuschliessen.»2933 Den Anfor- 
derungen verfahrensmässigen Grundrechtsschutzes genügt nach Auffassung 
des Gerichts am ehesten ein gestuftes und kooperatives Gebührenfestsetzungs- 
verfahren.2934 Dabei muss «gesichert sein, dass die auf [den] Programment- 
scheidungen basierenden Bedarfskonkretisierungen [der Rundfunkanstalten] 
die Grundlage der Bedarfsermittlung und der ihr folgenden Gebührenfest- 
setzungbilden», womit die ersteStufe des Verfahrens die Bedarfsanmeldung 
der Anstalten bilden muss.2935 In einer zweiten Stufe ist im Interesse der mit 
dem Beitrag belasteten Bürger als Korrektiv eine externe Kontrolle der Bei- 
tragshöhe notwendig. Diese erlaubt indes mit Blick aufdie Rundfunkfreiheit 
keine Zweckmässigkeitsüberlegungen und muss entsprechend auf die (ein- 
geschränkte) Prüfung der Kriterien der Wirtschaftlichkeit und Sparsam- 
keit beschränkt sein, 2936 wofür ein von politischen Behörden unabhängiges 
Gremium vorgesehen werden muss.2937 Auf dritter Stufe ist schliesslich auf 


2931 Vgl. ausführlich BVerfGE 90, 60 (102ff.); vgl. auch BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 
1BVR 2270/05, Ziff. 131; vgl. COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S. 82; DUMERMUTH, 
Rundfunkrecht, Rz. 258; KÜHLING, Komm. InfoMedienR, Art. 5 GG, N65. 

2932 Vgl. eingehend BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BVR 2270/05, RZ. 134 ff.; BVerfGE 90, 
60 (94ff.); vgl. KÜHLING, Komm. InfoMedienR, Art. 5 GG, N 65; vgl. auch COLE/OSTER, 
Rundfunkfinanzierung, S. 82. 


2933 BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BvR 2270/05, Ziff. 135; vgl. BVerfGE 90, 60 (96). 

2934 Vgl. BVerfGE 90, 60 (102); vgl. ausführlich BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BvR 2270/05, 
Ziff. 136 ff.; vgl. auch COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S. 82. 

2935 Vgl. BVerfGE 90, 60 (102); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, Ziff. 137; vgl. 
§1 Abs. ıRFinStV (Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 27. Juli 2001), wonach 
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ihren Finanzbedarfim Abstand von 
zwei Jahren melden. 


2936 Vgl. zur verfassungsrechtliche Anforderung der eingeschränkten Wirtschaftlich- 
keits- und Sparsamkeitskontrolle von publizistisch relevanten Ausgaben im Rahmen 
der Finanzaufsicht $4 V. D. 6. a. 

2937 Vgl. BVerfGE 90, 60 (102f.); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BvR 2270/05, Ziff. 138 f.; 
COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S. 83; KÜHLING, Komm. InfoMedienR, Art.5GG, 
N66. Da es sich bei dieser Kontrolle nicht um eine politische, sondern um eine fach- 
liche Aufgabe handelt, ist die Übertragung der Kontrolle an ein Sachverständigengre- 
mium eine geeignete Lösung. Dessen Aufgabe, Zusammensetzung und Verfahren sind 
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Grundlage der fachlich überprüften Bedarfsanmeldung der finale Beitragsent- 
scheid zu treffen, wofür politische Organe wie vorliegend die Landesparla- 
mente zuständig sein dürfen, 2938 solange als verfassungsrechtliche Mindest- 
anforderung die Grundsätze der Programmneutralität sowie -akzessorietät 
beachtet werden.2939 

Auf dieser dritten Stufe sind Abweichungen von der Bedarfsfeststellung 
somit nicht ausgeschlossen, doch müssen sie von inhaltlichen und medienpo- 
litischen Überlegungen frei sein. Nach Ansicht des Gerichts kommen deshalb 
als zulässige Abweichungsgründe im Wesentlichen lediglich Gesichtspunkte 
der Sicherung des Informationszugangs und der verhältnismässigen Belas- 
tung der Bürger in Betracht.2940 Das Ziel der Einwirkung aufden Wettbewerb 
zwischen privat und öffentlich finanzierten Medien hingegen wurde ohne 
vorangehende gesetzliche Anpassung des Auftrags des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks als mit der Rundfunkfreiheit nicht vereinbar qualifiziert.2941 Zur 
effektiven Kontrolle der Beachtung der Grundsätze der Programmneutralität 
und -akzessorietät müssen die Abweichungsgründe nachprüfbar sein, womit 
von der Bedarfsfeststellung abweichende Entscheide hinreichend zu begründen 
sind.2942 Im Allgemeinen belässt das Bundesverfassungsgericht dem Gesetz- 
geber beider Zuständigkeitsregelung und der detaillierten Ausgestaltung des 
Gebührenfestsetzungsverfahrens einen grossen Gestaltungsspielraum.2943 
Dabei wird das Vorsehen indexgestützter Berechnungsmethoden bis hin zu 
einem Verfahren im Sinne einer Vollindexierung ebenfalls als geeignet be- 
zeichnet, das Verfahren vor inhaltsbezogenen Einflüssen abzuschirmen.2944 

Vergleicht man das deutsche mit dem schweizerischen Abgabefestsetzungs- 
verfahren, können verschiedene Ähnlichkeiten, aber auch Unterschiede fest- 
gemacht werden.29#5 Betreffend die erste Verfahrensstufe (Bedarf der Service- 


gesetzlich zu regeln und die Unabhängigkeit seiner Mitglieder ist zu gewährleisten 
(vgl. BVerfGE 90, 60 [102f.]; BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BvR 2270/05, Ziff. 139; 
COLE/OSTER, Rundfunkfinanzierung, S.83; KÜHLING, Komm. InfoMedienR, Art. 5 
GG, N 66). Letzteres hat durch eine sowohl rundfunk- als auch politikfreie Gremien- 
zusammensetzung gewährleistet zu werden (BVerfGE 90, 60 [102]). 


2938 Vgl. diein $8 RFinStV festgelegte Rundfunkbeitragshöhe. 


2939 Vgl. ausführlich BVerfGE 90, 60 (101 ff.); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, 
Ziff. 140 ff. 


2940 Vgl. BVerfGE 90, 60 (103); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BvR 2270/05, Ziff. 141. 


2941 Vgl. ausführlich BVerfGE 90, 60 (101 ff.); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BVR 2270/05, 
Ziff. 191 ff. 


2942 Vgl. BVerfGE 90, 60 (104); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BvR 2270/05, Ziff. 142. 


2943 Vgl. BVerfGE 90, 60 (101f. und 103f.); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1 BvR 2270/05, 
Ziff. 140 und Ziff. 143. 


2944 Vgl. BVerfGE 90, 60 (103); BVerfGer, Urteil vom 11.9.2007, 1BvR 2270/05, Ziff. 143. 
2945 Vgl. ROSTAN, Comm.LRTV, Art.35 LRTV, N8. 
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public-Veranstalter als Ausgangspunkt) wird zumindest derrechtlich zwingend 
vom Abgabenanteil abhängigen SRG konzessionsrechtlich das Recht einge- 
räumt, alle vier Jahre neue finanzielle Bedürfnisse geltend zumachen und den 
Bundesrat um eine Anpassungihres Abgabenanteils zu ersuchen, wobei aus- 
serordentliche Umstände vorbehalten bleiben. Diesbildet im Grundsatz den 
Rhythmus ab, in dem der Bundesrat die Abgabehöhe überprüft.2946 Dieses 
Recht ist allerdings nicht gesetzlich, sondern lediglich konzessionsrechtlich 
statuiert. Des Weiteren garantiert auch das konzessionsrechtliche Bedarfsan- 
melderecht der SRG nicht, dass stets deren Bedarfsanmeldung Ausgangs- 
punkt für die Abgabefestlegung ist. Dies hat sich im Bundesratsentscheid aus 
dem Jahr 2017 betreffend die Festsetzung des vierjährigen Plafonds für den 
Abgabenanteil der SRG gezeigt; gleichwohl wurde auch im Rahmen dieses 
Entscheids für den Antragan den Preisüberwacher auf das aktuelle SRG-Bud- 
get abgestellt.2947 Damit war weiterhin der (aktuelle, nicht aber der künftige) 
Bedarf der SRG Ausgangspunkt bzw. Grundlage der Bedarfsermittlung, was 
ebenfalls eine verfassungskonforme Anwendung des Art. 68a Abs. 1 lit. a RTVG 
darstellen dürfte. Zudem wird der SRG konzessionsrechtlich die Möglichkeit 
eingeräumt, dem Bundesrat bei ausserordentlichen Umständen, etwa auf- 
grund sinkender Werbe- und Sponsoringeinnahmen, ein Anpassungsgesuch 
einzureichen.2948 So beschloss der Bundesrat im Jahr 2020, den Abgabeanteil 
der SRG um CHF 50 Mio. zu erhöhen, um die rückläufigen Werbe- und Spon- 
soringeinnahmen zu einem gewissen Teil zu kompensieren.2949 
Hinsichtlich der zweiten Verfahrensstufe (Korrektivzwecks Berücksichti- 
gung der Interessen der Abgabebelasteten) verfügt zwar mit dem Preisüber- 
wacher ebenfalls eine fachliche Instanz über ein Empfehlungsrecht. Im Unter- 
schied zum deutschen Verfahren berücksichtigt jedoch bereits das BAKOM bei 
seinem Antrag an den Preisüberwacher die Ergebnisse von Wirtschaftlich- 
keitskontrollen der SRG und korrigierte z.B. bei seinem Antrag aus dem Jahr 
2017 deren Budget leicht nach unten.2950 Der Preisüberwacher führt selbst 
keine Wirtschaftlichkeitskontrollen durch, sondern zieht lediglich die Be- 
richte des BAKOM über die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der SRG bei.2951 


2946 BAKOM, Erläuterungen SRG-Konzession, S.14. 
2947 Vgl. PREISÜBERWACHER, Empfehlung 2017, S.3. 
2948 Vgl. Art. 40 SRG-Konzession. 


2949 Medienmitteilung des Bundesrats vom 17.4.2020, Radio- und Fernsehabgabe ab 2021 
um 30 Franken günstiger. 

2950 PREISÜBERWACHER, Empfehlung 2017, S. 3; vgl. zur Problematik der staatlichen Wirt- 
schaftlichkeitskontrolle des Budgets für die Festsetzung der Höhe der zuzuweisen- 
den öffentlichen Mittel §10 V. C. 


2951 Vgl. etwa PREISÜBERWACHER, Empfehlung 2017, S.1 f. 
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Da jedoch das RTVG auch im Rahmen der Finanzaufsicht reine Zweckmäs- 
sigkeitskontrollen durch das BAKOM explizit ausschliesst, ist hinreichend 
gewährleistet, dass Wirtschaftlichkeitsprüfungen lediglich eingeschränkt und 
damit verfassungskonform erfolgen.2952 Allerdings sind das BAKOM und der 
Preisüberwacher im Unterschied zur KEF keine von politischen Behörden, 
in casu dem Bundesrat, unabhängige Behörden.2953 

Betreffend die dritte Verfahrensstufe (finaler Beitragsentscheid in Beach- 
tung der Grundsätze der Programmneutralität und -akzessorietät) darf der 
Bundesrat von den Empfehlungen des Preisüberwachers ebenfalls nur mit- 
tels öffentlicher Begründung abweichen.2954 In Anlehnung an die Ausfüh- 
rungen zum deutschen Recht gebietet eine verfassungskonforme Auslegung 
von Art. 68a Abs. 1 RTVG, dass staatliche Behörden keine inhaltlichen oder 
medienpolitischen Erwägungen wie die Rücksichtnahme auf andere Medien 
(vgl. Art. 93 Abs. 4 BV) in ihre Entscheidfindungeinfliessen lassen. Es darf mit 
anderen Worten nur aus Gründen der unwirtschaftlichen Betriebsführung 
oder der unzumutbaren Belastung der Abgabepflichtigen vom Bedarf der 
Service-public-Veranstalter abgewichen werden. Mit der Pflicht zur öffentli- 
chen Begründung gemäss Art. 68a Abs. 3 RTVG wirdjedoch erst Transparenz 
darüber geschaffen, von welchen Überlegungen sich der Bundesrat bei Ab- 
weichungen von den Empfehlungen des Preisüberwachers leiten liess. Die 
damit hergestellte Transparenz dient primär den Interessen der Abgabe- 
pflichtigen an einer tiefen Abgabehöhe, wenn der Bundesrat einer eventuel- 
len, vom Preisüberwacher empfohlenen Senkung der Abgabehöhe nicht 
nachkommen will. Um tatsächlich zu verhindern, dass keine verdeckten 
inhaltlichen Erwägungen in die Entscheidfindung einfliessen, müsste bereits 
Transparenz darüber geschaffen werden, aus welchen Gründen das ent- 
scheidvorbereitende BAKOM und der Preisüberwacher vom Bedarf der Ser- 
vice-public-Veranstalter abweichen. Während die Empfehlungen des Preis- 
überwachers regelmässig veröffentlicht werden, 2955 sind die Anträge des 
BAKOM an den Preisüberwacher nicht publik. Im Sinne der prozeduralen 
Absicherung des Staatsunabhängigkeitsgebots wäre es wünschenswert, wenn 


2952 Vgl. hierzu sogleich $10 V. C. 


2953 Der Preisüberwacher ist gemäss Art. 3 Abs. 2 PüG dem Eidgenössischen Departement 
für Wirtschaft, Bildung und Forschung unterstellt; vgl. zur Verfassungskonformität 
der behördlichen Zuständigkeiten für die Finanzierung der Rundfunkveranstalter 
g11V.C. 


2954 Vgl.etwadie Begründung der Senkung der Abgabehöhe mit der geringeren Belastung 
der Abgabepflichtigen in der Medienmitteilung des Bundesrats vom 18.10.2017, Tarif 
der Radio- und Fernsehabgabe ab 2019: einen Franken pro Tag. 


2955 Vgl. Preisüberwacher, SRG. 


$10 Staatliche Finanzierung von Rundfunkveranstaltern: Ausgewählte Aspekte 517 


bereits die Abweichungen vom Bedarfder Service-public-VeranstalterimRahmen 
des Antrags des BAKOM an den Preisüberwachersöffentlich begründetwerden 
müssten. 

Aufgrund der teilweise mangelhaften verfahrensrechtlichenSicherungen 
dürfte die Gefahr von Ermessensmissbräuchen bzw. von an den Inhalt an- 
knüpfenden Entscheidgründen seitens des Bundesrats bzw. des UVEK erst 
durch eine strengere gerichtliche Kontrolle wirksam gesenkt werden.2956 

Da der Abgabenanteil für die lokal-regionalen Veranstalter durch das 
UVEK in der Konzession festgesetzt wird, steht dagegen der Rechtswegan das 
Bundesverwaltungsgericht offen. Damit dürfte betreffend die lokal-regiona- 
len Veranstalter insgesamt nichtvon einer beherrschenden Einflussnahme auf 
deren publizistische Tätigkeit durch das UVEK gesprochen werden können. 

Betreffend den durch den Bundesrat festgesetzten Abgabenanteil der SRG 
hingegen besteht mangels gesetzlicher Ausnahmen kein Rechtsschutz. Gegen 
den Rechtsschutz der SRG dürfte aus der Sicht des Bundesrats die Tatsache 
sprechen, dass mit dem Entscheid über deren Abgabenanteil ein politischer 
Handlungsspielraum verbunden ist.2957 So hat der Bundesrat dabei die Inte- 
ressen der SRG an einer möglichst hohen Abgabehöhe und die Interessen der 
Abgabepflichtigen an einer tiefen Abgabehöhe gegeneinander abzuwägen und 
verfügt dabeiüber einen grossen Ermessensspielraum, womit diese Materie 
nur schwer justiziabel zu sein scheint. Tatsächlich stellt der Entscheid über 
die Abgabehöhe jedoch im Grundsatz einen justiziablen Sachbereich dar, da 
die SRG dadurch grundrechtlich berührt wird. Der Bundesrat könnte sogar so 
weit gehen, seinen Entscheid mit verfassungsrechtlich unzulässigen inhalt- 
lichen Auflagen zu verbinden und dadurch das Beherrschungsverbot zu tan- 
gieren.2958 Spätestens in solchen Fällen dürfte der SRG ein sich bereits aus den 
materiellen Garantien - in casu Art. 17 und Art. 93 Abs. 3BV — ergebender absolu- 
ter Anspruchauf gerichtlichen Rechtsschutz zukommen. Entsprechend dürfte 
das Bundesverwaltungsgericht zumindest in solch schwerwiegenden Fällen 
verpflichtet sein, Art. 32 Abs. 1 lit. i VGG entgegen Art. 190 und Art. 189 Abs. 4 
BV die Anwendung zu versagen und der SRG Rechtsschutz gegen den Bun- 
desratsentscheid zu gewähren. Auch aus der Perspektive von Art.13 EMRK 
müsste ein hinreichender Rechtsschutz gewährleistet sein. Inwieweit zudem 


2956 Vgl. aus der älteren Lehre GROB, Programmautonomie, S. 283; vgl. im Allgemeinen §3 
II.B. 2. 


2957 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1727, wonach der Bundesrat aufgrund sei- 
nes politischen Ermessensspielraums von den Empfehlungen des Preisüberwachers 
abweichen kann. 

2958 Vgl. DUMERMUTH, Rundfunkrecht, Ziff. 260; vgl. aus der deutschen Lehre etwa LIBER- 
TUS, Rundfunkrecht-Komm., §8 RFinStV, N12. 
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aufgrund der Betroffenheit wirtschaftlicher Interessen der SRG eine Streitig- 
keit bezüglich «zivilrechtlicher Ansprüche» gemäss Art. 6 Ziff. 1 EMRK bejaht 
und entsprechend ein Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz begründet 
werden könnte, ist an dieser Stelle nicht näher auszuführen.2959 

Aufgrund des gänzlich mangelnden Rechtsschutzes der rechtlich zwin- 
gend vom Abgabenanteil abhängigen SRG gegen die Festsetzung des Abga- 
benanteils dürfte sich die erhebliche materielle sowie formelle Flexibilität 
des Bundesrats in diesem Bereich in der Näheeines beherrschenden und damit 
unzulässigen Eingriffs in das Staatsunabhängigkeitsgebot bewegen.2960 

Betreffend die Rechtfertigung der durch Art. 68a und Art. 40 RTVG eröff- 
neten weiten Ermessensspielräume des Bundesrats sowie des UVEK bei der 
Festlegung der Abgabenanteile steht wie auch beider Ausgestaltung der Leis- 
tungsaufträge bzw. der Konzessionen die erforderliche Flexibilität und Dyna- 
mik des sich ständig entwickelnden Marktumfelds insbesondere im Bereich der 
Werbe- und Sponsoringeinnahmen, im Vordergrund.2961 So könnte mit gesetz- 
lich festgelegten festen Beträgen nur langsam aufsich ändernde Verhältnisse 
reagiert werden.2962 An dieser Flexibilität der Veränderung ihres Abgaben- 
anteils haben auch die Veranstalter ein Interesse, womit der durch den Hand- 
lungsspielraum des Bundesrats bzw. des UVEK bewirkte Eingriffin den Schutz- 
bereich des Staatsunabhängigkeitsgebots der SRG und der lokal-regionalen 
Veranstalter als gerechtfertigt erscheint. 


C. Finanzaufsicht 


Aus der Optik des absoluten Beherrschungsverbots ist betreffend Ausgaben 
mit publizistischer Relevanz jede Fachaufsicht verboten bzw. lediglich eine 
eingeschränkte Rechtsaufsicht zulässig. Daher ist bezüglich des Umfangs der 
Finanzaufsicht fraglich, inwieweit der in Art. 36 Abs. 7 sowie Art. 42 Abs. 3 
RTVG vorgesehene generelle Ausschluss reiner Zweckmässigkeitskontrollen 
verfassungsrechtlich geboten ist. Gleichwohl ist das allgemeine Fachaufsichts- 
verbotzu begrüssen, dadem UVEK teilweise weitgehende Finanzaufsichts- 


2959 Vgl. ausführlich zum Begriff des «zivilrechtlichen Anspruchs» etwa bei der Betroffen- 
heit von Vermögensrechten oder wirtschaftlichen Interessen statt vieler MAYER-LADE- 
WIG/HARRENDORF/KRÖNIG, HK-EMRK, Art. 6 EMRK, N12ff. 


2960 Krit. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art.25 LRTV, N5; vgl. aus der älteren Lehre etwa 
DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 106; vgl. m.w.Verw. GROB, Programmautonomie, 
S.273f. 

2961 Vgl. COTTIER, Comm. LRTV, Art.70 LRTV, N3; vgl. zum Ganzen bereits im Zusammen- 
hang mit dem Konzessionierungsverfahren $8 III. C. 1. und §8 HI. C. 2. 


2962 Vgl. im Zusammenhang mit der Diskussion der Finanzierung von Radio und Fernsehen 
aus Mitteln des Staatshaushalts BUNDESRAT, Botschaft Radio- und Fernsehartikel1981, 
S. 937. 
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instrumente zur Verfügung stehen (vgl. Art. 25 Abs. 6, Art. 42 Abs. 1, Art. 89f. 
sowie Art. 101 RTVG).2963 So kann sich die Beurteilung der publizistischen 
Relevanz von Aufsichtstätigkeiten als schwierig herausstellen, und auch in 
inhaltsfernen Tätigkeitsbereichen dürfte kaum je die Sicherheit bestehen, 
dass lenkungsintensive Aufsichtsmassnahmen nicht doch Auswirkungen auf 
die Inhaltsproduktion zeitigen.2964 

Hinsichtlich der Finanzaufsichtsmittelsind die heiklen Genehmigungs- 
rechte des UVEK betreffend das Budget der SRG und der lokal-regionalen 
Veranstalter im Rahmen der Revision des RTVG im Jahr 2006 gestrichen wor- 
den.2965 Seither muss die SRG ihr Budget dem UVEK lediglich noch zur Kennt- 
nisbringen, was der legitimen Information für die Finanzaufsicht dient. Das 
Recht zur Einholungergänzender Auskünfte durch das UVEK bzw. das BAKOM 
istinsoweit unproblematisch, als es verfassungskonform und damit lediglich 
zur (grundsätzlich eingeschränkten) Rechtsaufsicht sowie nicht systematisch 
und fortlaufend wahrgenommen wird. Das Fehlen einer Regelung im RTVG 
und im subsidiär anwendbaren SuG, wonach der Abgabenanteil derSRGim 
Falle einer unwirtschaftlichen oder nicht bestimmungsgemässen Verwen- 
dung der öffentlichen Mittel vermindert oder zurückfordert werdenkann, ist 
vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots zu begrüssen. So dürfte die 
latente Gefahr einer Verminderung oder Rückforderung des Abgabenanteils 
der SRG, die sich mehrheitlich daraus finanzieren muss, 2966 einem beherr- 
schenden Einfluss auf die Inhaltsproduktion nahekommen und daher mit 
Blick auf das Beherrschungsverbotheikel sein. Entsprechend ist die Regelung 
betreffend die lokal-regionalen Veranstalter, wonach das BAKOM im Falle 
einer unwirtschaftlichen oder nicht bestimmungsgemässen Verwendung 


2963 Vgl. dazu bereits §9 I. C. und §9 I. F. 


2964 Vgl. bereits im Zusammenhang mit dem generellen Verbot der Fachaufsicht gemäss 
Art. 86 Abs. 2 RTVG §91. F. 


2965 Vgl. noch Art. 56 Abs. 2 RTVG 1991, wonach Veranstalter, die Gebührenanteile oder 
Finanzhilfen erhalten, der Aufsichtsbehörde jährlich den Voranschlag und die Rech- 
nung zur Genehmigung vorlegen müssen (vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 1987, 
S. 749; vgl. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 LRTV, N3; geteilter Meinung diesbe- 
züglich GROB, Programmautonomie, S. 295). In der Praxis genehmigte die Aufsichts- 
behörde das Budget und die Rechnung mittels Verfügung und Begleitschreiben, 
wobei Letzteres Anmerkungen zu einzelnen Ausgaben enthielt, die von der SRGjedoch 
lediglich als Empfehlungen aufgefasst wurden (GPK SR, Bericht Bundesaufsicht SRG, 
S. 1941; vgl. PONCET, Surveillance, S. 187). Diese Bestimmung wurde im Rahmen der 
Totalrevision des RTVG gestrichen mit der Begründung, dass sich die aufwändigen 
Genehmigungsverfahren in der Vergangenheit als zu träge und zu statisch erwiesen 
(vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1699; vgl. auch ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 
LRTV, N18). 


2966 Vgl. hierzu §10 II. 
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der öffentlichen Mittel die Abgabenanteile vermindern oder zurückfordern 
kann, besonders dann nicht unproblematisch, wenn sich die Veranstalter 
mehrheitlich vom Abgabenanteil finanzieren.2967 

In Bezug aufZeitpunktund Modalitäten der Finanzaufsicht muss vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass das UVEK und das BAKOM von Amtes wegen 
tätig werden können, zur Verhinderung einer verfassungsrechtlich proble- 
matischen systematischen Vorprüfung von Ausgaben mit publizistischer 
Relevanz das Verbot präventiver Massnahmen mit Bezug auf die Inhaltspro- 
duktion gemäss Art. 86 Abs. 2 RTVG insoweit verfassungskonform ausgelegt 
werden, alsesauch für die Finanzaufsicht über geplante publizistisch relevante 
Ausgaben gilt.2968 

Was die erwähnten Wirtschaftlichkeitskontrollen der SRG durchdas BAKOM 
angeht, erweisen sich diese insofern als heikel, alslediglich Tätigkeiten in direk- 
tem Zusammenhang mit der publizistischen Tätigkeit ausdrücklich von der 
Zweckmässigkeitskontrolle ausgenommen wurden. Dies ist etwa betreffend 
die SRG-Löhne deshalb problematisch, da es sich dabei auch um Löhne von in 
inhaltsnahen Bereichen arbeitenden Personen handeln kann, die mit Blick 
auf das Staatsunabhängigkeitsgebot nicht aufihre Zweckmässigkeit über- 
prüft werden dürfen. Da sich die Wirtschaftlichkeitskontrolle letztlich jedoch 
nur auf einen Vergleich zum Medianlohn und damit auf die Eruierung über- 
durchschnittlich hoher Löhne beschränkte, bewegte sie sich innerhalb einer 
eingeschränkten und entsprechend zulässigen Wirtschaftlichkeitskontrolle. 

Etwas anderes gilt allerdings in Bezug aufdie Wirtschaftlichkeitskontrolle 
der SRG durch die EFK, die unter anderem auch Empfehlungen zur Reduktion 
des regionalen Programmangebots der SRG aussprach. In ihrem Bericht hielt 
sie denn auch fest, dass das Verbot reiner Zweckmässigkeitskontrollen ledig- 
lich verhindere, «dass von den Aufsichtsbehörden interveniert wird, solange 
sich das Verhalten der SRG SSRim Rahmen des Vertretbaren bewegt. Dies 
heisst allerdings nicht, dass innerhalb des getroffenen Entscheids die Frage der 
wirtschaftlichen Realisierung nicht geprüft werden könnte.»2969 Tatsächlich 
ist der EFK insoweit beizupflichten, als eine uneingeschränkte Wirtschaftslich- 
keitskontrolle bzw. eine Zweckmässigkeitsprüfung auch in publizistisch rele- 
vanten Aufsichtsbereichen nur dann verfassungsrechtlich unzulässigist, wenn 
damit insbesondere aufgrund der zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel 
der Anschein erweckt wird, dass der Staat die Zweckmässigkeit bestimmen 


2967 Vgl. zur finanziellen Abhängigkeit gewisser lokal-regionaler Veranstalter von den 
Abgabenanteilen $10 Il. 


2968 Vgl. bereits im Zusammenhang mit der allgemeinen Aufsicht §9 I. C. 2. 
2969 EFK, Bericht Wirtschaftlichkeit SRG, S. 17. 
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kann.2970 Die EFK übersieht jedoch, dass die Programmgestaltungnicht ledig- 
lich durch aufsichtsrechtliches Intervenieren beeinflusst werden kann. So 
dienen die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitskontrollen dem Bundesrat als 
Grundlage für die Festsetzung bzw. die Evaluierung des Abgabenanteilsder SRG 
bzw. der Abgabehöhe, womit sich in diesem Rahmen getätigte Zweckmässigkeits- 
kontrollen sehr wohl (wenn auch nur indirekt oder dem Anschein nach) aufderen 
Inhaltsproduktion auswirken können. Darin widerspiegelt sich die Proble- 
matik von Wirtschaftlichkeitskontrollen durch die EFK, dieim Rahmen ihrer 
sonstigen Finanzaufsicht unter dem Titel der Wirksamkeitskontrolle auch die 
Zweckmässigkeit der Verwendung und Verwaltung öffentlicher Mittel berück- 
sichtigt.297! Der in Art. 36 Abs. 6 RTVG vorgesehene Ausschluss der Anwendbar- 
keit des FKG drängtsich daher primär zur Verhinderung der in Art. 5 Abs. 2 FKG 
vorgesehenen Wirksamkeits- und damit verbundenen Zweckmässigkeits- 
kontrolle durch die EFK auf.2972 Die Anwendbarkeit des FKG hätte zudem zur 
Folge, dass die Bundesversammlung mit Hilfe des Prüfungsberichts der EFK 
die Oberaufsicht über den Finanzhaushalt der SRG ausüben würde, was mit 
Blick auf die dabei bestehenden umfassenden Informationsrechte der Finanz- 
delegation und die vorgesehenen Zweckmässigkeits- und Wirksamkeitskon- 
trollen verfassungsrechtlich ebenfalls nicht unproblematisch wäre.2973 

Demgegenüber ist es vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots 
unproblematisch, wenn der Bundesrat für die SRG bzw. das BAKOM für die 
lokal-regionalen Veranstalter die aus einer in zulässigem Umfang durchgeführ- 
ten Wirtschaftlichkeitskontrolle gewonnenen Erkenntnisse für die Festsetzung 
der Abgabenanteile bzw. zur Reduktion oder Rückforderung bereits zugewiese- 
ner Abgabenanteile berücksichtigen.2974 

Schliesslich ist es betreffend das Verfahren der Finanzaufsicht über die 
SRG mit Blick auf deren rechtlich zwingende Abhängigkeit vom Abgabenanteil 
zu begrüssen, dass diese dem aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip fliessen- 
den Gedanken der Subsidiarität staatlicher Aufsicht entsprechend ausgestaltet 
ist. So stütztsich das UVEK bei seiner Finanzaufsicht auf die Berichterstat- 
tung der SRG, und erst wenn diese als ungenügend erscheint oder begründe- 
ter Verdacht besteht, dass die SRG ihre Pflichten nicht erfüllt, kann das UVEK 


2970 Vgl. im Allgemeinen § 4 V. C.1. a. 
2971 Vgl. bereits §4 III. B. 3. c. 


2972 Vgl.m.w.Verw. auf die parlamentarischen Beratungen ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 
LRTV, N 45; vgl. aus der älteren Lehre etwa GROB, Programmautonomie, S. 295. 

2973 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1700; ROSTAN, Comm. LRTV, Art. 36 LRTV, 
N 45; WEBER, Komm. RTVG, Art. 36 RTVG, N9; vgl. im Allgemeinen zur parlamentari- 
schen Oberaufsicht im Finanzbereich $4 III. B. 3. c. 


2974 Vgl. im Allgemeinen § 4 V. D. 6. b. 
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Nachprüfungen vornehmen.2975 Auch die Finanzaufsicht über die lokal-regio- 
nalen Veranstalter hat stets das Verhältnismässigkeitsprinzipzu wahren und 
Art.42RTVGistentsprechend verfassungskonform anzuwenden. Damit sind 
Finanzprüfungen vor Ort prinzipiell nur zulässig, wenn ebenso geeignete 
mildere Mittel versagt haben.2976 


$11 Behördliche Zuständigkeiten im 
Rundfunkbereich: Ausgewählte Aspekte 


I. Erinnerung: Anforderungen des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Sowohl im Bereich staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Medien als auch von ihrer staatlichen Beaufsichtigung und Finanzierung 
besteht die Gefahr, dass der Staat durch die Wahrnehmungseiner Zuständig- 
keiten insbesondere beider Anwendung offener Gesetzesbestimmungen die 
publizistische Tätigkeit beeinflusst und dadurch in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots eingreift. Im Kontext des Organisationsrechts 
i.e.S. kann die Befreiungder entscheidenden Behörde von Weisungen politischer 
Behörden wie der Regierung dazu beitragen, dass die Entscheidfindung von 
sachfremden, politisch motivierten Erwägungen abgeschirmt wird. Damit 
kann die Unabhängigstellung von Behörden insbesondere in Tätigkeitsberei- 
chen mit hoher Gefahr staatlicher Einflussnahme eine geeignete Organisati- 
onsmassnahme darstellen, um die Staatsunabhängigkeit von Medienorgani- 
sationen zu stärken. 

Allerdings geht die Errichtung unabhängiger Behörden mit einer Schwä- 
chung der demokratischen Legitimation der Entscheidfindung einher, da die 
sachlich-inhaltliche Legitimation sowohl durch die fehlende Weisungsgewalt 
als auch durch regelmässig grosse Handlungsspielräume der unabhängigen 
Behörde geschwächt wird. Die geringere demokratische Legitimation unab- 
hängiger Behörden istim Anwendungsbereich offener Rechtsnormen dann 
problematisch, wenn Entscheide mit politischer Tragweite gefällt werden. Als 
Kompensation des Legitimationsverlusts verbleiben lediglich eine uneinge- 
schränkte gerichtliche sowie eine verstärkte parlamentarische Kontrolle von 
deren Tätigkeit. 


2975 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1613; ROSTAN, Comm. LRTV, Art.36 LRTV, 
N8f.; WEBER, Komm. RTVG, Art.36 RTVG, N2. 

2976 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1709; ROBERT, Comm. LRTV, Art. 42 LRTV, 
N 12; WEBER, Komm. RTVG, Art. 40 RTVG, N4. 
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Die Antwort auf die Frage, in welchen Regelungsbereichen die Vorteile einer 
Unabhängigkeit der zuständigen Behörde die Nachteile des Verlusts demokra- 
tischer Legitimation aufwiegen können, stelltgrundsätzlich einen dem Gesetz- 
geber obliegenden wertenden Abwägungsentscheid dar. 

Für die Zuständigkeitunabhängiger Behörden spricht die hohe Gefahr der 
Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion, die in jenen Bereichen besteht, die 
hierfür eine wesentliche Bedeutung aufweisen sowie von grossen inhaltsbe- 
zogenen Ermessensspielräumen geprägt sind. Dazu gehören insbesondere die 
Zulassung oder die Auswahl unter mehreren Gesuchstellern bei der Verteilung 
knapper Ressourcen sowie die Aufsicht über die eigentliche Inhaltsproduk- 
tion. Insolchen Bereichen vermag die Zuständigkeit unabhängiger Behörden 
die Gefahr zu verringern, dass sich Medien bereits im Vorfeld einer «Selbst- 
zensur» unterwerfen. So sind die Medien dadurch weniger direkt der Gefahr 
unsachlicher, politisch motivierter Erwägungen ausgesetzt, womit sich die 
Intensität des Grundrechtseingriffs verringert. Daraus ist jedoch nichtohne 
Weiteres zu schliessen, dass die Zuständigkeit unabhängiger Behörden in die- 
sensensiblen Bereichen verfassungsrechtlich geboten ist. Umgekehrt führen 
verfassungsrechtlich unzulässige Organisationsmassnahmen grundsätzlich 
auch in den Händen unabhängiger Behörden zu unrechtmässigen Grund- 
rechtseingriffen, da diese als staatliche Akteure ebenfalls an das Staatsun- 
abhängigkeitsgebot gebunden sind. 

Gegen die Unabhängigstellung von Behörden spricht die politische Dimen- 
sion ihrer Entscheide, die besonders dann zu bejahen ist, wenn in Anwen- 
dung offener Rechtsnormen wie des Vielfaltsgebots oder der Inhaltsqualität 
hoheitlich über die Zulassung oder die Zuweisung knapper Mittel entschie- 
den wird, der damit verbundene Einsatz öffentlicher Mittelhoch ist, grund- 
rechtlich geschützte Lebensbereiche betroffen sind oder wenn generell- 
abstrakte Regelungsbefugnisse mit Aussenwirkung zur Verfügung stehen. 
Vergleicht man die für und gegen die Zuständigkeit unabhängiger Behörden 
im Medienbereich sprechenden Kriterien, fällt auf, dass fast alle sowohl für 
als auch gegen die Unabhängigkeit sprechen und sich mithin gegenseitig 
neutralisieren. 

Für die Zuständigkeitsverteilung zwischen den politischen Behörden des 
Parlaments und der Regierung sowie zwischen der Regierung und der Verwal- 
tung sind das Kriterium des demokratischen Legitimationsbedarfs sowie jenes 
der möglichst optimalen Aufgabenerledigung zu berücksichtigen. Dabei soll 
das Parlament für die wichtigsten Entscheidungen zuständig sein. Die alltäg- 
lich anfallenden Leitungsaufgaben hingegen sollen in den Händen der Regie- 
rungliegen. Ähnlich verläuft die Trennlinie betreffend die Zuständigkeiten 
der demokratisch stärker legitimierten Regierung und der ihrem Wesen nach 
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nicht politischen, lediglich ausführenden Verwaltung entlang des Politischen 
aufder einen und des Administrativen auf der anderen Seite. 

Auf Bundesebene kann die Zuständigkeit des nach der Parteienstärke in 
der Bundesversammlung proportional zusammengesetzten, kollegial organi- 
sierten Bundesrats, der verglichen mit Regierungen in rein parlamentarischen 
Demokratien eine grosse institutionelle Unabhängigkeit im politischen Sys- 
tem geniesst, im Vergleich zur Zuständigkeit der Bundesversammlung eine 
sachlichere bzw. weniger parteipolitisch orientierte Entscheidfindungbewir- 
ken. Zu einer weiteren Versachlichung führt die Vorbereitung der Bundesrats- 
geschäfte durch die prinzipiell politisch neutrale, eine höhere Sensibilität für 
verfassungsrechtliche Vorgaben aufweisende Verwaltung. Damit vermag die 
Zuständigkeit des Bundesrats insbesondere in Bereichen mit hoher Gefahr 
staatlicher Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion die Intensität des Grund- 
rechtseingriffs zu verringern. Demgegenüber birgt die Zuständigkeit eines 
Departements die Gefahr, dass durch diemonokratische Entscheidstruktur 
und die jeweilige Parteinähe des Departementsvorstehers missbräuchliche 
Gesichtspunktein die Entscheidungen Eingangfinden. Diese Gefahr besteht 
in gewisser Hinsicht allerdings auch bei der Zuständigkeit des Bundesrats, da 
aufgrund des faktischen Vorrangs des Departementsprinzips auch grundle- 
gende Geschäfte bereits im vorbereitenden Departement entschieden oder 
inhaltlich zumindest vorgespurt werden. 


I. Zuständigkeit für staatliche Vorgaben für 
die Aufgabenerfüllung durch Rundfunkveranstalter 


Gemäss Art.25 Abs.1 RTVG erteilt der Bundesrat die Konzession an die SRG.2977 
Während im Rahmen der Totalrevision des RTVG im Jahr 2006 unter Hinweis 
aufdie politische Dimension der SRG-Konzession die bundesrätliche Zustän- 
digkeit beibehalten wurde, 2978 sollte diese Kompetenz im VE-BGeM unter 
Verweis auf das Staatsunabhängigkeitsgebot einer unabhängigen Behörde 
übertragen werden.2979 Im Jahr 2015 wurde im Nationalrat eine parlamentari- 
sche Initiative eingereicht, wonach die Bundesversammlung für die Erteilung 
der SRG-Konzession zuständigsein sollte. Der Initiative wurde im Nationalrat 
keine Folge geleistet.2980 Kurz darauf wurde im Nationalrat eine Motion ein- 
gereicht, wonach die Konzessionierung der SRG in eine Rahmen- undin eine 


2977 Vgl. dazu ausführlich § 8 II. 
2978 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S. 1650. 
2979 Vgl. UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, S.16 


2980 Vgl. Parlamentarische Initiative von Thomas Müller, SRG-Konzession. Neu soll das 
Parlament zuständig sein, 18.6.2015, Curia Vista Geschäftsdatenbank Nr. 15.457. 
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Betriebskonzession aufgeteilt werden sollte. Dabei wäre der Bundesrat für 
die Erteilung der Betriebskonzession und die Bundesversammlung für die 
Genehmigung der Rahmenkonzession zuständiggewesen. Die Motion wurde 
im Nationalrat abgelehnt.2981 

Gemäss Art. 45 Abs. 1 RTVG erteilt das UVEK die Konzessionen an die lokal- 
regionalen Veranstalter. Sowohl im Rahmen der Totalrevision des RTVG als 
auch im VE-BGeM wurde unter anderem mit Hinweis auf das Staatsunabhän- 
gigkeitsgebot vorgeschlagen, die Zuständigkeit für die Erteilung der Konzes- 
sionen an die lokal-regionalen Veranstalter an eine unabhängige Behörde zu 
übertragen.2982 Im VE-BGeM wurde zudem vorgesehen, dass eine unabhän- 
gige Behörde für die Festlegung der Kriterien der Gesuchsbewertung zustän- 
dig sein sollte.2983 


II. Zuständigkeit für die Beaufsichtigung 
von Rundfunkveranstaltern 


Bereits Art. 93 Abs. 5 BV sieht vor, dass Programmbeschwerden einer unab- 
hängigen Beschwerdeinstanz vorgelegt werden können.2984 Der Gesetzgeber 
hat die Behandlung von Programmbeschwerden der UBlübertragen (Art.83 
Abs. ılit.aund Art. 86 Abs. 1 RTVG). Im Rahmen einer sog. «Negativkontrolle» 
prüft die UBI punktuell konkrete redaktionelle Publikationen auf deren Ver- 
einbarkeit mit den programminhaltlichen Mindeststandards.2985 Die Mit- 
glieder der UBI werden vom Bundesrat gewählt und dürfen weder Mitglieder 
der Bundesversammlung, Personen im Dienst des Bundes noch Mitglieder 
von Organen schweizerischer Programmveranstalter sowie Personen, diein 
einem entsprechenden Arbeitsverhältnis stehen, sein (Art.82 Abs.2 und 3 
lit.abislit.cRTVG). Die UBlistan keine Weisungen von Bundesversammlung, 
Bundesrat und Bundesverwaltung gebunden (Art.84 RTVG). 


2981 Vgl. Motion der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats, SRG- 
Konzession. Duale Konzessionskompetenz, 29.8.2016, Geschäftsdatenbank Curia 
Vista Nr. 16.3629. 


2982 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1650; UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, 
S.16. 


2983 Vgl. UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, S. 46. 


2984 Während die h.L. aus Art. 93 Abs. 5 BV eine verfassungsrechtliche Pflicht zur Schaf- 
fungeiner unabhängigen Beschwerdeinstanz ableitet (vgl. etwam.w.H. AUBERT, Petit 
Commentaire, Art.93 Cst., N23 und N27; GRABER/STEINER, SGKBV, Art.93 BV, N27; 
MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S.514; ZELLER/DUMERMUTH, 
BSKBV, Art. 93 BV, N 46), lehnen andere eine solche Pflicht aufgrund der «kann»-For- 
mulierung von Art. 93 Abs. 5 BV ab (vgl. m.w.H. COTTIER, Comm. LRTV, Intr. gen, 
N75); vgl. zur verfassungs- bzw. grundrechtlichen Gebotenheit einer unabhängigen 
Aufsichtsbehörde in diesem Bereich sogleich $11 V. B. 


2985 Vgl. dazu bereits eingehend $91.C.3. 
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Gemäss Art. 47 Abs. 1 und 86 Abs. 1 RTVG wacht das BAKOM darüber, dass die 
Konzessionen erfüllt werden. Im Rahmen einer sog. «Positivkontrolle» prüft 
das BAKOM die Programme in ihrer Gesamtheit auf deren Vereinbarkeit mit 
den Leistungsaufträgen.2986 Sowohl im Rahmen der Totalrevision des RTVG 
alsauchim VE-BGeM wurde unter anderem mit Hinweis auf das Staatsunab- 
hängigkeitsgebot vorgeschlagen, die Zuständigkeit für die Aufsicht über die 
ErfüllungderLeistungsaufträgeeinerunabhängigen Behördezuzuweisen.2987 

Für die Finanzaufsicht über die SRG ist das UVEK zuständig, während die 
lokal-regionalen Veranstalter vom BAKOM überwacht werden.2988 Während 
im Rahmen der Totalrevision des RTVG die Finanzaufsicht über dieSRG beim 
UVEK belassen wurde und lediglich im Bereich der lokal-regionalen Veran- 
stalter an eine unabhängige Behörde übertragen werden sollte, 2989 wurde im 
VE-BGeM unter Verweis auf das Staatsunabhängigkeitsgebot vorgeschlagen, 
die Zuständigkeit sowohl für die Finanzaufsicht über die SRG als auch über die 
lokal-regionalen Veranstalter einer unabhängigen Behörde zuzuweisen.2990 


IV. Zuständigkeit für die Finanzierung von Rundfunkveranstaltern 


Gemäss Art. 68a Abs. 1 und Abs. 2 RTVG legt der Bundesrat die Abgabehöhe 
sowie den Abgabenanteil der SRG fest. Jener der lokal-regionalen Veranstalter 
wird in einem ersten Schritt ebenfalls vom Bundesrat und in einem zweiten 
Schritt vom UVEK festgelegt (Art. 40 Abs. 2 und 68a Abs. 2RTVG).2991 Weder im 
Rahmen der Totalrevision des RTVG noch im VE-BGeM sollte an der Zustän- 
digkeit für die Festsetzung der Abgabenanteile etwas geändert werden.2992 
Im Jahr 2010 wurde im Nationalrat eine parlamentarische Initiative einge- 
reicht, wonach die Bundesversammlung auf Antrag des Bundesrats die Höhe 
der Abgabe (damals: Empfangsgebühr) bestimmt. Der Initiative wurde keine 
Folge geleistet.2993 


2986 Vgl. dazu bereits ausführlich $91.C. 


2987 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1650; UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, 
5.16. 


2988 Vgl. dazu §10 IV. 

2989 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1650 und S. 1709. 

2990 Vgl. UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, S.16 

2991 Vgl. dazu ausführlich $ 10 IN. 

2992 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, S.1707; UVEK, Erläuternder Bericht VE-BGeM, 
S.55. 

2993 Vgl. Parlamentarische Initiative von Natalie Rickli, Kompetenz für Radio- und Fern- 
sehgebühren beim Parlament, 19.3.2003, Geschäftsdatenbank Curia Vista Nr. 09.411. 
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V. Kritische Würdigung 


A. Zuständigkeit für staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 
durch Rundfunkveranstalter 


Im Bereich der Konzessionierung der SRG spricht für die Zuständigkeit einer 
unabhängigen Konzessionsbehörde, dass dieser Bereich aufgrund der gros- 
sen inhaltsbezogenen Ermessensspielräume eine hohe Gefahr der Einfluss- 
nahme aufdie Inhaltsproduktion aufweist. Dabei ist diese Gefahr bei derSRG 
insoweit erhöht, als sie gesetzlich verpflichtet ist, primär denin der Konzes- 
sion konkretisierten Leistungsauftrag zu erfüllen (Art.23f. RTVG), und der 
konkretisierte Leistungsumfang zudem ausschlaggebend ist für die Höhe des 
Abgabenanteils, woraus sich die SRG hauptsächlich finanzieren muss. Aller- 
dings verfügt dieSRG ihrem gesetzlichen Leistungsauftragentsprechend über 
einen Anspruch aufdie Konzessionserteilungund hat daher im Gegensatz zu 
denlokal-regionalen Veranstaltern kein Auswahlverfahren mit präventiver 
Inhaltsprüfung zu durchlaufen.2994 Die Abschirmung der Konzessionierung 
der SRG von politisch motivierten Erwägungen wäre vor dem Hintergrund des 
Staatsunabhängigkeitsgebots jedoch gleichwohl geeignet, weil die Intensität 
des Grundrechtseingriffs dadurch verringert würde.2995 

Gegen die Zuständigkeit einer unabhängigen Konzessionsbehörde spricht 
allerdings der erhöhte Bedarfan demokratischer Legitimation der SRG-Kon- 
zession. So hängt die Höhe des an die SRG zugewiesenen Abgabenanteils 
massgeblich von dem in der Konzession präzisierten Leistungsauftrag ab.2996 
Damit wird in diesem Bereich gestützt auf offen formulierte Bestimmungen 
ineinemgrundrechtlich geschützten Lebensbereich hoheitlich die Zuweisung 
öffentlicher Mittel präjudiziert. Hinzu kommt, dass der mit derSRG-Konzession 
verbundene Einsatz öffentlicher Mittel mit aktuell rund CHF 1,2 Mrd. bzw. die 
damit verbundene Abgabehöhe aufgrund des mehrsprachig zu erbringenden 
Leistungsauftrags und der kleinen schweizerischen Bevölkerungszahl für 
den Einzelnen im internationalen Vergleich hoch ist.2997 Bei der SRG-Konzes- 
sion handelt es sich folglich um einen Entscheid mit politischer Tragweite, 2998 
dessen geringe demokratische Legitimation durch die Zuständigkeit einer 


2994 Vgl. zum Ganzen ausführlich $8 III. C. 1. 


2995 Die Zuständigkeit einer unabhängigen Behörde in diesem Bereich fordern m.w.Verw. 
BARRELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 254; DUMERMUTH, Programmauto- 
nomie, S. 106; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502; vgl. im Allge- 
meinen §4 V. E.1.a. 

2996 Vgl. §8 II. C.1. 


2997 Vgl. etwa die in Deutschland in $8 RFinStV festgelegte Rundfunkbeitragshöhe von 
jährlich 210 Euro; vgl. zum Abgabenanteil für die SRG bereits $ 10 II. 


2998 Vgl. BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2002, $.1650. 
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unabhängigen Behörde auch bei einer verstärkten parlamentarischen und 
gerichtlichen Kontrolle problematisch wäre. Vor diesem Hintergrund erscheint 
der Abwägungsentscheid des Gesetzgebers, die Konzessionierung der SRG nicht 
einer unabhängigen Behörde, sondern dem demokratisch legitimierteren Bun- 
desrat zuzuteilen, alsüberzeugend.?999 

Bei der Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter ist die Gefahr 
der Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion deshalb erhöht, weilsie keinen 
Anspruch aufeinen Leistungsauftrag haben.3000 Die weiten Ermessensspiel- 
räume im Rahmen der generellen präventiven Inhaltsbeurteilungetwa im 
Hinblick auf die Bereicherung der Meinungs- und Angebotsvielfalt stellen eine 
erhöhte Gefahr dar, dass sachfremde Erwägungen in die Entscheidfindung 
einfliessen.3001 So könnte etwa ein Bewerber deshalb bevorzugt werden, weil 
er regierungsfreundlicher zusammengesetzt ist als andere.3002 Anders als 
die SRG sind die lokal-regionalen Veranstalter für die Rundfunkveranstal- 
tungjedoch weniger stark von der Konzessionierung abhängig. Dies gilt aller- 
dings erst seit dem Wegfall der Konzessionspflicht im Jahr 2006. Bis dahin 
bewegtesich die Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter aufgrund 
der zwingenden präventiven Inhaltsprüfung tatsächlich sehr nahe an einer 
absolut verbotenen Vorzensur, womit verfassungsrechtlich einiges für die 
Zuständigkeit einer unabhängigen Konzessionsbehörde gesprochen haben 
dürfte.3003 Heute hingegen wäre die Unabhängigstellung der Behörde auf- 
grund des Wegfalls der Konzessionspflicht höchstens grundrechtlich geeignet 
und nicht geboten.3004 

Gegen eine unabhängige Konzessionsbehörde spricht wiederum der er- 
höhte Bedarf an demokratischer Legitimation der Konzessionierungen, da 
ebenfalls gestützt auf offen formulierte Bestimmungen in einem grundrecht- 
lich geschützten Lebensbereich hoheitlich über die Zuweisung öffentlicher 
Mittel entschieden wird.3005 Allerdings sind die damit verbundenen öffent- 
lichen Mittel weitaus geringer als jene mit der Konzessionierung der SRG 


2999 Vgl. aus der älteren Lehre etwa FURRER, Rundfunkbehörde, S. 436 f.; GROB, Programm- 
autonomie, S.272f. 

3000 Vgl. hierzu ausführlich §8 II. C. 

3001 Vgl. BARRELET, Politique, S. 137; DUMERMUTH, Programmaufsicht, S. 106; GROB, Pro- 
grammautonomie, S. 274 f.; MÜLLER/SCHEFER/ZELLER, Radio und Fernsehen, S. 502; 
RIKLIN, Programmfreiheit, S. 46. 

3002 RIKLIN, Programmaufsicht, S. 46; vgl. dazu bereits §4 V. E. 2. a. 

3003 Vgl. bereits §4 V. E. 2. a. 

3004 Vgl. hingegen KRÜSI, Zensurverbot, S. 301f., die aufgrund des damit verbundenen 


gesicherten Zugangs zur fernmeldetechnischen Verbreitung weiterhin den zensurähn- 
lichen Charakter der Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter bejaht. 


3005 Vgl. §8 II. C. 
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verbundenen, weshalb die Unabhängigstellung der Konzessionsbehörde eher 
begründet werden könnte.3006 Problematisch wäre diesbezüglich allerdings, 
wenn der unabhängigen Behörde, wie im VE-BGeM vorgeschlagen, zusätzlich 
die Befugnis zur Festlegung von Bewertungskriterien zukäme, da der Erlass 
generell-abstrakter Regelungsbefugnisse mit Aussenwirkungeiner erhöhten 
demokratischen Legitimation bedarf. Letztlich erscheint auch der gesetzliche 
Abwägungsentscheid, die Konzessionierungder lokal-regionalen Veranstalter 
dem demokratisch legitimierteren UVEK zuzuteilen, als vertretbar. 

Was die miterwähnter parlamentarischer Initiative geforderte Zuständig- 
keit der Bundesversammlungfür die Genehmigungeiner Rahmenkonzession 
an die SRG angeht, spricht für eine Mitwirkung des Parlaments an der Konzes- 
sionierungder SRG die grosse politische Tragweite der SRG-Konzession. Für 
eine parlamentarische Mitwirkung ähnlich jener bei der Festlegung der stra- 
tegischen Ziele für verselbständigte Einheiten (Art. 28 Abs. 1 lit. b ParlG)3007 
und der damit verbundenen höheren demokratischen Legitimation der SRG- 
Konzessionierung spricht zudem, dass das Parlament auch nicht über die 
der SRG zugeteilten öffentlichen Mittel entscheiden kann.3008 Die Genehmi- 
gung einer Rahmenkonzession würde allerdings über eine blosse Mitwir- 
kung gemäss Art. 28 Abs. 1 lit. b ParlG hinausgehen. Des Weiteren kann die 
politische Dimension der SRG-Konzession kaum mit jener von Rahmenbe- 
willigungen im Zusammenhang mit Kernanlagen verglichen werden, wofür 
ausnahmsweise die parlamentarische Genehmigungskompetenz vorgesehen 
ist.3009 Eine entsprechende Kompetenz auch in BezugaufdieSRG-Konzession 
vorzusehen, dürfte folglich nicht stufengerecht sein.3010 Zudem bestünde bei 
einer solchen Zuständigkeitsaufteilung die Gefahr, dass bei Uneinigkeiten 
zwischen Bundesrat und Parlament eine Pattsituation entsteht, die der Fle- 
xibilität und Dynamik des Leistungsauftrags, woran auch die SRG ein Inter- 
esse hat, abträglich wäre.3011 Vor diesem Hintergrund scheint das Instrument 


3006 Vgl. zu den Abgabenanteilen der lokal-regionalen Veranstalter $10 II. 


3007 Die SRG ist deshalb keine verselbständigte Einheit im Sinne von Art.28 Abs. 1 lit. b 
ParlG i.V.m. Art. 8 Abs. 5 lit. a RVOG, weil sie weder durch die Bundesgesetzgebung 
geschaffen worden istnoch vom Bund kapital- und stimmenmässig beherrscht wird; 
vgl. hierzu$911.D.2.E. 


3008 Vgl. zur gemäss Art. 68 Abs. 3 RTVG in der eidgenössischen Staatsrechnung nicht aus- 
gewiesenen Abgabe für Radio und Fernsehen §10 IIl. 


3009 Vgl. vgl. Art. 12 Abs. 1 und Art. 48 Abs. 2 KEG; vgl. hierzu bereits §4 V. E. 5. a. 


3010 Krit. in Bezug auf die Stufengerechtigkeit eines parlamentarischen Genehmigungs- 
rechts für den Abschluss von Leistungsvereinbarungen im Allgemeinen LIENHARD, 
Organisation, S. 1172. 


3011 Vgl. Parlamentarische Initiative von Thomas Müller, SRG-Konzession. Neu soll das 
Parlament zuständig sein, 18.6.2015, Stellungnahme des Bundesrats vom 2.11.2016, 
Geschäftsdatenbank Curia Vista Nr. 15.457; vgl. zur Flexibilität und Dynamik des 
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der Motion, womit das Parlament auf die Konzessionierung der SRG einwirken 
kann, als ausreichend.3012 

In diesem Zusammenhang steht als weiterer gewichtiger Grund gegen ein 
solches Mitwirkungsrecht des Parlaments die Gefahr einer stärkeren Politisie- 
rungder SRG-Konzessionierung. In Bereichen wie der Konzessionierung der 
SRG, die für die Inhaltsproduktion bedeutend sind sowie grosse inhaltsbezo- 
gene Ermessensspielräume aufweisen, würde eine Genehmigungskompe- 
tenz des Parlaments zu einer noch vergrösserten Gefahr der «Selbstzensur» 
der SRG führen. Im Gegensatz dazu führt die Zuständigkeit desinstitutionell 
relativ unabhängigen, kollegialen Bundesrats und die Tatsache, dass die SRG- 
Konzession vom grundsätzlich politisch neutralen UVEK bzw. BAKOM vor- 
bereitet wird, zu einer versachlichteren, für verfassungsrechtliche Vorgaben 
wie das Staatsunabhängigkeitsgebot sensibilisierteren Entscheidfindung. 
Vor diesem Hintergrund erscheint der Entscheid des Gesetzgebers, dem Bundes- 
rat die alleinige Zuständigkeit für die Konzessionierung der SRG zu übertragen, 
als überzeugend. 


B. Zuständigkeit für die Beaufsichtigung von Rundfunkveranstaltern 


Im Bereich der Überprüfung konkreter redaktioneller Publikationen auf 
deren Vereinbarkeit mit den programminhaltlichen Mindeststandards im 
Rahmen der sog. «Negativkontrolle» werden weitreichende inhaltsbezogene 
Ermessensspielräume eingeräumt, so etwa bei der Auslegung des unbestimm- 
ten, inhaltsnäheren Begriffs des Vielfaltsgebots. Hinzu kommt, dass eingriffs- 
intensive Aufsichtsmassnahmen in der Form von Sendeverboten sowie -auf- 
lagen ergriffen werden können. Für konzessionierte Veranstalter kann die 
Verletzung programminhaltlicher Grundsätze zudem zu einer Einschrän- 
kung, Suspension, zu einem Entzug oder zu Auflagen der Konzession führen, 
womit Programmaufsichtsentscheide besonders für die konzessionierten 
Veranstalter eine grosse Bedeutung aufweisen können.3013 Dies spricht für die 
Zuständigkeit der unabhängigen Aufsichtsbehörde UBI als «Schutzschirm» vor 
sachfremden, politisch motivierten Einflussnahmen.304 Allerdings erfolgt 
im Rahmen der «Negativkontrolle» anders als bei der Konzessionierung der 
lokal-regionalen Veranstalter in der Regel bloss eine nachträgliche Inhalts- 


Leistungsauftrags als Rechtfertigung der weiten Delegation der Konzessionierung 
der SRG an den Bundesrat $8 III. C. 1. 


3012 Vgl. hierzu im Allgemeinen $4 V.E.5.a. 
3013 Vgl. ausführlich zum Verfahren der «Negativkontrolle» $91.C.3. 


3014 Vgl. DUMERMUTH, Programmaufsicht, S.158; ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art. 93 
BV, N 44; vgl. auch GRABER/STEINER, SGK BV, Art. 93 BV, N 28f.; MÜLLER/GROB, Kom- 
mentar zu Art. 55Þis aBV, N73 und N79; vgl. bereits §4 V. E. 2. 
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kontrolle bestimmter Publikationen auf Beschwerde hin undkeinein die Nähe 
einer verbotenen systematischen Vorzensur zu rückende präventive gene- 
relle Inhaltsbeurteilung.3015 Damit dürfte die Weisungsbefreiung der «Nega- 
tivkontrolle» keine grundrechtlich gebotene Massnahme darstellen.3016 

Aus Gründen der demokratischen Legitimation spricht gegen die Zustän- 
digkeit der UBI, dass diese gestützt auf offen formulierte Bestimmungen in 
einem grundrechtlich geschützten Lebensbereich entscheidet. Erschwerend 
kommthinzu, dass der Rechtsschutz gegen die Entscheide der UBlaufgrund 
der mangelnden Sachverhaltskontrolle des Bundesgerichts eingeschränkt 
ist.3017 Vor diesem Hintergrund ist der gesetzliche Abwägungsentscheid, der 
UBI für die lenkungsintensiven Massnahmen der Sendeverbote und -auflagen 
sowie der Konzessionsänderungen und -entzüge lediglich ein Antragsrecht ans 
UVEK einzuräumen,3018 als überzeugend zu qualifizieren. 

Was die Beaufsichtigung von gesamten Programmen auf deren Verein- 
barkeit mit den Leistungsaufträgen im Rahmen der sog. «Positivkontrolle» 
angeht, kann insoweit auf die soeben gemachten Ausführungen zur «Negativ- 
kontrolle» verwiesen werden, als es sich im Vergleich zur Konzessionierung 
der lokal-regionalen Veranstalter ebenfalls lediglich um eine Überprüfung 
bereits gesendeter Programme handelt.3019 Die Zuständigkeit einer unabhän- 
gigen Behörde dürfte somit ebenfalls nicht als verfassungsrechtlich gebotene 
Massnahme bezeichnet werden. Dass der Gesetzgeber in diesem Aufsichts- 
bereich die Zuständigkeit des BAKOM vorsieht, kann damit begründet wer- 
den, dass die «Positivkontrolle» im Gegensatz zur «Negativkontrolle» lediglich 
die konzessionierten Veranstalter betrifft bzw. die Kontrolle der Erfüllung 
der Leistungsaufträge bezweckt. Damit hängt die Aufsichtstätigkeit eng mit 
der Konzessionierung der Veranstalter zusammen, welche besonders im Falle 
der SRG eine erhebliche politische Dimension aufweist. Folglich erscheint der 
Abwägungsentscheid des Gesetzgebers, die Zuständigkeit für die «Positivkont- 
rolle» entsprechend jener für die Konzessionierung dem demokratisch legiti- 
mierteren BAKOM zu übertragen, als nachvollziehbar. 

Betreffend die Gründe für und gegen die Zuständigkeit einer unabhän- 
gigen Behörde für die Finanzaufsicht über die SRG und die lokal-regionalen 


3015 Vgl. hingegen zur ausnahmsweisen Zugangsbeschwerde an die UBI bereits §9 I. E. 


3016 Eine mit Blick auf das Staatsunabhängigkeitsgebot gebotene Unabhängigkeit der für 
die «Negativkontrolle» zuständigen Behörde bejahen indes GRABER/STEINER, SGKBV, 
Art.93 BV, N28 und ZELLER/DUMERMUTH, BSKBV, Art.93 BV, N45; vgl. auch BAR- 
RELET/WERLY, Droit de la Communication, Rz. 231; vgl. bereits$4 V.E.2.a. 


3017 Vgl.hierzu$91.C.3. 
3018 Vgl.hierzu$91.F.3. 
3019 Vgl. ausführlich zum Verfahren der «Positivkontrolle» §9 I. C. 
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Veranstalter mit Abgabenanteil kann aufdie soeben gemachten Ausführungen 
zur «Positivkontrolle» sowie auf die sogleich erfolgenden Überlegungen zur 
Zuständigkeit für die Festsetzung der Abgabenanteile verwiesen werden.3020 
So hängt auch die Finanzaufsicht eng mit der hoheitlichen Zuweisung öffent- 
licher Mittel zusammen, welche besonders im Falle der SRG eine beträchtliche 
Höhe aufweisen. Folglich überzeugt der Abwägungsentscheid des Gesetzge- 
bers, die Zuständigkeit für die Finanzaufsicht entsprechend jener für die Kon- 
zessionierung und für die Festsetzung der Abgabenanteile dem demokratisch 
legitimierteren UVEK bzw. BAKOM zu übertragen. 


C. Zuständigkeit für die Finanzierung von Rundfunkveranstaltern 


Auch die Festsetzungder Abgabehöhe bzw. der Abgabenanteile für dieSRG und 
für die lokal-regionalen Veranstalter ist geprägt von grossen inhaltsbezogenen 
Handlungsspielräumen und weist insbesondere für diegezwungenermassen 
vom Abgabenanteilabhängigen SRG eine wesentliche Bedeutung auf. Da diese 
Entscheidungen engmit dem in den Konzessionen präzisierten Leistungsauf- 
trägen zusammenhängen, sprechen für die Unabhängigstellung der hierfür 
zuständigen Behörde dieselben Gründe wie auch im Bereich der Konzessio- 
nierung, wobei eine solche Massnahme ebenfalls nicht als verfassungsrecht- 
lich geboten zu bezeichnen sein dürfte.3021 Auch betreffend die Gründe, die 
aufgrund des Legitimationsbedarfs gegen die Zuständigkeit einer unabhän- 
gigen Behörde sprechen, ist aufdie Ausführungen zum Bereich der Konzes- 
sionierung zu verweisen. Vor diesem Hintergrund scheint der gesetzliche 
Abwägungsentscheid, die Festsetzung der Abgabenanteile dem demokratisch 
legitimierten Bundesrat bzw. dem UVEK zuzuteilen, als überzeugend. Dabei 
könnte die Zuständigkeit einer unabhängigen Behörde für die Festsetzung des 
Abgabenanteils für die lokal-regionalen Veranstalter aufgrund der geringeren 
politischen Dimension ebenfalls begründet werden.3022 

Was die mit erwähnter parlamentarischer Initiative geforderte Zustän- 
digkeit der Bundesversammlung für die Festsetzung der Abgabehöhe auf Antrag 
des Bundesrats angeht, kann auf die Ausführungen im Zusammenhang mit 
der Mitwirkung des Parlaments bei der Konzessionierungder SRG verwiesen 
werden.3023 In diese Richtung argumentierte selbst die zuständige Kommis- 
sion des Ständerats, wonach eine solche Kompetenzübertragung «im Lichte 
der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen heikel wäre und eine 


3020 Vgl. sogleich §11 V. C. 
3021 Vgl. im Kontext der Zuständigkeit für die Konzessionierung §11 V. A. 


3022 Vgl. betreffend die Zuständigkeit für die Konzessionierung der lokal-regionalen Ver- 
anstalter §11 V. A. 


3023 Vgl. hierzu §11 V. A. 
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unnötige Verpolitisierung der Gebührenfrage und der Programmgestaltung 
mitsichbringen würde».3024 Diese Ansicht vertrat auch die zuständige Kom- 
mission des Nationalrats und ergänzte, dass das Parlament mit der Abgabe- 
festsetzung im Unterschied zum Bundesrat strukturell überfordert wäre.3025 
Eine andere Ansicht vertritt HETTICH, wonach «der Bundesrat als Exekutive 
klar das «politische - und damit das «gefährlichere - Organ» sei. Der Autor 
begründet dies mit dem Beispiel, dass der Bundesrat im Vorfeld der Abstim- 
mung über die No-Billag-Initiative die Haushaltabgabe auf CHF 365 («einen 
Franken pro Tag») senkte.3026 Dem ist insoweit beizupflichten, als die Fest- 
legung der Abgabehöhe durch den Bundesrat auf dem Verordnungsweg tat- 
sächlich sehr flexibel erfolgen kann, womit in dieser Hinsicht die Gefahr bzw. 
der Anschein einer Einflussnahme auf die Inhaltsproduktion gross ist und 
damit einhergehend der Grundrechtseingriff schwer wiegt.3027 Allerdings 
kann dieser Eingriffmit der notwendigen Flexibilität und Dynamik des Abga- 
benanteils in Anbetracht des sich ständig entwickelnden Marktumfelds ins- 
besondere im Bereich der Werbe- undSponsoringeinnahmen, woran auch die 
SRG ein Interesse hat, gerechtfertigt werden.3028 Vorliegend war zudem mit 
der No-Billag-Initiative die Existenz der SRG in Gefahr, womit jene selbst ein 
eminentes Interesse an einer öffentlichkeitswirksamen Senkung der Abgaben- 
höhe auf «einen Franken pro Tag» gehabt haben dürfte. 

In diesem Zusammenhang steht als weiterer gewichtiger Grund gegen die 
Zuständigkeit der Bundesversammlungfür die Festsetzung der Abgabehöhe 
die Gefahr einer stärkeren Politisierung der Abgabefestsetzung. In einem 
Bereich wie der Festsetzung der Abgabehöhe, die besonders für die Inhalts- 
produktion der SRG bedeutend ist sowie grosse inhaltsbezogene Ermessens- 
spielräume aufweist, dürfte die Zuständigkeit des Parlaments eher zu einer 
grösseren Gefahr der «Selbstzensur» der SRG führen.3029 Demgegenüber 
sorgen die institutionell relativ grosse Unabhängigkeit des Bundesrats und 


3024 KVF SR, Bericht Pa.Iv. Rickli, S. 2; vgl. AB SR 2010, S.1347; vgl. auch BVGer, Urteil vom 
24.4.2020, A-2015/2019, E. 2.3.1; BUNDESRAT, Botschaft RTVG 2013, S. 4995; HÄFELIN/ 
MÜLLER/UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 2875. 

3025 KVF NR, Bericht Pa.Iv. Rickli, S.2. 

3026 Vgl. HETTICH, Medienkonvergenz, S.39; Medienmitteilung des Bundesrats vom 
18.10.2017, Tarif der Radio- und Fernsehabgabe ab 2019: einen Franken pro Tag. 

3027 Vgl. §10 V. B. 

3028 Vgl. Parlamentarische Initiative von Thomas Müller, SRG-Konzession. Neu soll das 
Parlament zuständig sein, 18.6.2015, Stellungnahme des Bundesrats vom 2.11.2016, 
Curia Vista Geschäftsdatenbank Nr. 15.457; vgl. zur Flexibilität und Dynamik des Leis- 
tungsauftrags als Rechtfertigung der weiten Delegation der Konzessionierung der 
SRG an den Bundesrat § 8 III. C. 1. 


3029 Vgl. bereits im Kontext der aktuellen Zuständigkeitsregelung §10 V. B. 
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die Vorbereitung der Festsetzung der Abgabehöhe durch das grundsätzlich 
politisch neutrale UVEK bzw. BAKOM für eine im Vergleich zur Parlaments- 
debatte tendenziell sachlichere und für verfassungsrechtliche Vorgaben wie 
das Staatsunabhängigkeitsgebot sensibilisiertere Entscheidfindung.3030 Vor 
diesem Hintergrund erscheint die Zuständigkeit des Bundesrats für die Fest- 
setzung der Abgabehöhe als überzeugend 3031 und das Instrument der Motion, 
womit das Parlament auf die Abgabehöhe oder die Abgabenanteile einwirken 
kann, als ausreichend.3032 


$12 Gesamtwürdigung 


Aus den vorangehenden Ausführungen ergibt sich, dass keine der analysier- 
ten staatlichen Organisationsmassnahmen betreffend Vorgaben in Bezug auf 
die Aufgabenerfüllung durch die Rundfunkveranstalter, deren Beaufsich- 
tigung und Finanzierung sowie die Behördenorganisation für sich alleine 
betrachtet eine beherrschende Einflussnahme des Staats auf dieRundfunk- 
veranstaltung ermöglichen dürfte. Allerdings stellt sich die Frage, ob die 
geprüften staatlichen Massnahmen in ihrer Kombination einen unzulässigen 
Eingriff darstellen. Dieser Frage ist nachfolgend anhand einer wertenden 
Gesamtbetrachtung nachzugehen. 


I. Schlüsselrolle des Bundesrats 


Wie aus den Erläuterungen zu den behördlichen Zuständigkeiten ersichtlich 
wurde, verfügen der Bundesrat und die ihm untergeordneten Behörden UVEK 
und BAKOM über entscheidende Kompetenzen sowohl betreffend Vorgaben 
in Bezug auf die Aufgabenerfüllung durch die Service-public-Veranstalter 
sowie deren Beaufsichtigung und Finanzierung.3033 Hinzu kommt, dass der 
Bundesrat auch die im grundrechtlich besonders sensiblen Bereich der Pro- 
grammaufsicht tätigen Mitglieder der UBI wählt.3034 Wie bereits GROB fest- 


3030 Vgl. hierzu ausführlich §4 V. E. 5. a. und §4 V. E. 5. b. 


3031 Gegen eine Zuständigkeit des Parlaments aufgrund der erforderlichen Flexibilität der 
Anpassung der Abgabehöhe auch COTTIER, Comm. LRTV, Art. 70 LRTV, N3. 

3032 Vgl. die vom Parlament angenommene Motion von Christophe Darbellay, Radio- und 
Fernsehverordnung. Gebührenanteil für Radio- und Fernsehstationen auf 6 Prozent 
erhöhen, 19.6.2015, Curia Vista Geschäftsdatenbank Nr. 15.3777, die eine Erhebung 
der Abgabenanteile für dielokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenanteil von vier 
aufsechs Prozent bewirkthat. 

3033 Vgl. hierzu bereits § 8 HI., §9 und $10 III. 


3034 Vgl. bereits §1 VIII. D. 
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gehalten hat, erscheintes aus der Optik der Unabhängigkeit von der Regierung 
und der Verwaltung als problematisch, wenn solche Schlüsselfunktionen ganz 
in den Händen des Bundesrats bzw. der ihm untergeordneten Behörden lie- 
gen.3035 Diese Problematik akzentuiert sich bei der SRG, die primär den vom 
Bundesrat in der Konzession konkretisierten Leistungsauftrag erfüllen und 
sich vorwiegend aus dem vom Bundesrat festgesetzten Abgabenanteil finan- 
zieren muss.3036 Des Weiteren werden auch die Staatsvertreter im Verwal- 
tungsrat der SRG vom Bundesrat gewählt.3037 Diese Zuständigkeitskonzent- 
ration beim Bundesrat und den ihm nachgeordneten Behörden UVEK und 
BAKOM dürfte aufden ersten Blick einen nicht unerheblichen und im Fallder 
SRG einen sich in der Nähe einer unzulässigen Beherrschung bewegenden Ein- 
griffindas Staatsunabhängigkeitsgebot darstellen. 

Diese Eingriffsschwere muss allerdings vor dem Hintergrund des auf Stabi- 
lität ausgerichteten politischen System der Schweiz relativiert werden. Soist der 
kollegiale Bundesrat nach der Parteienstärke in der Bundesversammlung pro- 
portional zusammengesetzt und geniesst im Vergleich zu Regierungen inrein 
parlamentarischen Demokratien eine relativ grosse institutionelle Unabhän- 
gigkeit im politischen System. Dies ermöglicht den Bundesratsmitgliedern, 
ihre Zuständigkeiten zurückhaltender, sachlicher sowie ausgewogener wahr- 
zunehmenals die eher parteipolitisch und an Partikularinteressen orientierten 
Mitglieder der Bundesversammlung.3038 Hinzu kommt, dass die vom Bundes- 
ratberatenen Geschäfte aufgrund des Departementsprinzips von der ihrem 
Wesen nach grundsätzlich nicht politischen Verwaltung vorbereitet werden. 
Die Bundesverwaltung garantiert durch ihre Distanz zur Politik grundsätzlich 
eine höhere Affinität zur Rechtsstaatlichkeit. Dadurch erfährt die Entscheid- 
findungim Bundesrat im Vergleich zu jener in der Bundesversammlung einer 
weiteren Versachlichung, indem etwa die Sensibilität für verfassungsrecht- 
liche Vorgaben wie das Staatsunabhängigkeitsgebot erhöht wird. Die Zustän- 
digkeit des Bundesrats und der ihm untergeordneten Behörden führt somit 
insbesondere in Bereichen mit hoher Gefahr staatlicher Einflussnahme auf 
die Inhaltsproduktion zu einer im Vergleich zur Zuständigkeit der Bundesver- 
sammlung tendenziell geringeren Schwere des Grundrechtseingriffs.3039 

Die Gefahr sachfremder staatlicher Einflussnahmen auf die publizisti- 
sche Tätigkeit könnte zwar dadurch weiter verringert werden, dass nicht nur 
die in dieser Hinsicht sensible Zuständigkeit der Programmaufsicht, sondern 


3035 Vgl. GROB, Programmautonomie, S.52. 

3036 Vgl. hierzu §8 II. A. §8 HI. C. 1. sowie §10 II. und §10 V. B. 
3037 Vgl. bereits §9 II. C. 2. 

3038 Vgl. hierzu §4 V. E. 5.a. 

3039 Vgl. dazu §11 V. 
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auch weitere für staatliche Einflussnahmen anfällige Zuständigkeiten wie 
etwa die Erteilung der Konzessionen sowie die Überwachung von deren Erfül- 
lung («Positivkontrolle») an eine weisungsunabhängige Behörde übertragen 
würden.3040 Hierbei gilt es jedoch stets im Hinterkopf zu behalten, dass der 
Bundesrat und die ihm nachgeordneten Behörden im Vergleich zu unabhän- 
gigen Behörden über eine höhere demokratische Legitimation verfügen, wes- 
halb bei politisch bedeutsamen Zuständigkeiten, wie insbesondere die Konzes- 
sionierung, Beaufsichtigung und Finanzierung der SRG, Öffentliche Interessen 
der demokratischen Legitimation für die Zuständigkeit des Bundesrats undder 
Bundesverwaltung sprechen.3041 Grundsätzlich stellt die Frage, für welche 
Zuständigkeitsbereiche die Vorteile der Unabhängigstellung der zuständigen 
Behörde den Nachteil des Verlusts demokratischer Legitimation aufwiegen 
können, einen wertenden Abwägungsentscheid dar, der dem demokratisch 
legitimierten Gesetzgeber obliegt.3042 

Was die Rechtfertigung des mit der Zuständigkeitskonzentration beim 
Bundesrat und den ihm untergeordneten Behörden verbundenen schweren 
Grundrechtseingriffs angeht, sind zum einen das öffentliche Interesse an 
einer effektiven Gewährleistung der Erfüllung der von Art.93 Abs.2 BV vorge- 
gebenen Leistungen im Bereich von Radio und Fernsehen zu nennen, deren 
Beaufsichtigung dem Bundesrat gemäss Art.187 Abs.1 lit. a BV obliegt.3043 Aus 
dieser Optik könnte der Bund seiner verfassungsrechtlichen Gewährleistungs- 
pflicht weniger wirksam nachkommen, wenn etwa der Bundesrat bzw. das 
UVEK für die Konzessionierung der Veranstalter, die Bundesversammlungfür 
die Festsetzung der Abgabehöhe undeine unabhängige Behörde für die Beauf- 
sichtigung der Aufgabenerfüllung zuständig wären. Schliesslich haben auch 
die Service-public-Veranstalter ein Interesse an den beim Bundesrat und den 
ihm untergeordneten Behörden konzentrierten Zuständigkeiten, dadadurch 
der erforderlichen Flexibilität und Dynamik der Leistungsaufträge und deren 
Finanzierungin einem sich ständig entwickelnden Marktumfeld besser Rech- 
nung getragen werden kann.3044 Vor diesem Hintergrund erscheint zumin- 
dest der die lokal-regionalen Veranstalter betreffende Grundrechtseingriffins- 
gesamt als gerechtfertigt. 

Was allerdings die SRG betrifft, wird deren sich ohnehin bereits nahe an 
einer unzulässigen Beherrschungbefindlicher Grundrechtseingriff dadurch 


3040 Vgl. hierzu §11 V. B. 

3041 Vgl. dazu §11 V. A., §11 V. B. und §11 V. C. 

3042 Vgl. hierzu §4 V. E. 4. 

3043 Vgl. dazu §3 I. C. 2. 

3044 Vgl. COTTIER, Comm. LRTV, Art. 70 LRTV, N3. 
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weiter intensiviert, dass der Rechtsschutzin den Bereichen der Konzessionie- 
rungundder Finanzierung gänzlich ausgeschlossen wird. Durch die gesetzliche 
Statuierung eines ausnahmsweisen Rechtswesgs in diesen Bereichen könnte 
mittels einer variablen gerichtlichen Prüfungsdichte sowohl dem Rechts- 
schutzbedürfnis der SRG als auch dem Bedürfnis des Bundesrats nach hinrei- 
chenden Handlungsspielräumen in diesen politisch bedeutsamen Bereichen 
Rechnung getragen werden. In dieser Hinsicht erscheint der gänzliche Aus- 
schluss des Rechtsschutzes der SRG folglich nicht als erforderlich. Vor diesem 
Hintergrund könnten insgesamt gute Gründe dafür sprechen, den die SRG 
betreffenden Grundrechtseingriff als unter Umständen verfassungsrechtlich 
nicht haltbaren Eingriffin das Staatsunabhängigkeitsgebot zu bezeichnen. 


II. Exkurs: Verhältnis zwischen rechtlicher bzw. De-iure- 
und faktischer bzw. De-facto-Staatsunabhängigkeit der Medien 


Die vorliegende Arbeit hatin erster Linie die Beurteilung der rechtlichen Aus- 
gestaltung der Medienordnung zum Gegenstand. Damit stand die Prüfung 
von Rechtsnormen im Zentrum, womit der Fokus auf die Unabhängigkeits- 
dimension der rechtlichen bzw. De-iure-Staatsunabhängigkeit der Medien 
gelegt wurde. Die Normativität des Rechts umschreibt den Sinngehalt der ein- 
schlägigen rechtlichen Normen und stellt das Forschungsobjekt der Rechts- 
dogmatik dar.3045 

Demgegenüber bestimmt sich die Dimension der tatsächlich gelebten bzw. 
De-facto-Staatsunabhängigkeit der Medien, woraufim Folgenden der Vollstän- 
digkeit halber oberflächlich eingegangen wird, durch faktische Faktoren bzw. 
Phänomene. Erforscht wird mit anderen Worten die Ausgestaltung der ein- 
schlägigen Rechtstatsachen, was Untersuchungsgegenstand der Rechtssozio- 
logie bildet.3046 In der Rechtssoziologie herrscht die Ansicht, dass Rechtsnor- 
men ihre Wirkung verlieren, wenn sie aufgrund abweichender Realität nicht 
umsetzbar sind.304 Daher ist eine blosse Regelung der Unabhängigkeit in 
gesetzlichen Normen, ohnedassihr faktisch nachgelebt wird, ungenügend.3048 
Als die faktische Unabhängigkeit beeinflussende tatsächliche Faktoren werden 


3045 Vgl. REHBINDER, Rechtssoziologie, N 1; vgl. im Kontext der Richterwahl LIEVSCHITZ, 
Richterwahl], S.1. 

3046 Vgl. REHBINDER, Rechtssoziologie, N 1; vgl. im Kontext der Richterwahl LIEVSCHITZ, 
Richterwahl, S.1; vgl. auch STADELMANN, Richterliche Unabhängigkeit; vgl. im Zusam- 
menhang mit der Unabhängigkeit von Aufsichts- und Regulierungsbehörden LIEN- 
HARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S. 14. 

3047 Vgl. REHBINDER, Rechtssoziologie, N3. 

3048 Vgl. im Kontext der richterlichen Unabhängigkeit ausführlich m.w.Verw. LIEVSCHITZ, 
Richterwahl], S.1ff.; vgl. auch STADELMANN, Richterliche Unabhängigkeit. 
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etwa die klassische Lobbyarbeit genannt, womit durch Informationsvermitt- 
lung und persönliche Kontakte über alle möglichen Kanäle trotz rechtlicher 
Unabhängigkeitsgewährleistung versucht wird, Einfluss zu nehmen.3049 
Allerdings kann umgekehrt auch eine De-facto-Staatsunabhängigkeit 
nicht losgelöst von einem stabilen Fundament bestehen, das auch in politisch 
unsicheren Zeiten zu tragen vermag. Die Unabhängigkeit ist folglich nicht 
lediglich durch gelebte Traditionen, sondern in jedem Fall auch durch recht- 
liche Rahmenbedingungen sicherzustellen .3050 Im Kontext der rrichterlichen 
Unabhängigkeit heisst es, dass diese «nicht der Steuerung durch das persön- 
liche Selbstverständnis oder die Charakterstärke eines Richters» zu überlas- 
sen, sondern zwingend «durch adäquate institutionelle Vorkehrungen abzu- 
sichern» ist.3051 Mit anderen Worten ist die rechtliche Staatsunabhängigkeit 
zwar keine hinreichende, aber eine notwendige Voraussetzung für die Staats- 
unabhängigkeitsgewährleistung.3052 In diesem Zusammenhang ist auf ältere 
Lehrmeinungen betreffend die früher weitgehenden Wahl- bzw. Genehmi- 
gungsrechte des Bundesrats in Bezug auf Führungspersonen der SRG hinzu- 
weisen. Demnach wäre es dem Bundesrat zwarrechtlich möglich gewesen, die 
SRG vollständig zu beherrschen, doch habe er faktisch immer nur mit grös- 
ster Zurückhaltung interveniert.3053 Diesbezüglich hielt AUBERT fest: «[S]i 
nous n’avons pas une radiodiffusion et une télévision d’Etat, nous le devons 
al’attitude politique de nos autorités bien plus qu’à des règles juridiques.»3054 
Allerdings nimmt seit der Jahrtausendwende die Polarisierung der politischen 


3049 Vgl. im Kontext der Unabhängigkeit von Aufsichts- und Regulierungsbehörden LIEN- 
HARD/BOLZ/WÜEST-RUDIN, Evaluation, S.14f. Als möglicherweise in diese Richtung 
gehendes Beispiel sei die Krankschreibungeiner bei Radio Télévision Suisse (RTS) in 
der Affäre rund um den Genfer Regierungsrat Pierre Maudet recherchierenden Jour- 
nalistin genannt. Ein Genfer Kommunikationsberater, Bekannter von Pierre Maudet 
und Mitglied des Regionalvorstands der RTSR, übte beim Chefredakteur von RTS Kri- 
tikan der Berichterstattungüber diese Affäre aus, indem er in einer E-Mail schrieb, was 
die Journalistin wolle, ob sie eine Rechnung mit Pierre Maudet offen habe und dass 
er nicht zulassen könne, dass RTS zu einem Klatschradio verkomme. Im selben Zeit- 
raum wurde die Journalistin bis auf Weiteres krankgeschrieben (REICHEN PHILIPPE, 
Maudets Kritikerin muss schweigen, Tages-Anzeiger, 29.11.2018). In diesem Kontext 
bestätigte dieRTS-Führung die Zunahme äusseren Drucks zur Einstellung von Recher- 
chen, dementierte jedoch die Zurückhaltung von Beiträgen (Zensuriert RTS eigene 
Recherchen?, blue News, 29.11.2018). 


3050 STADELMANN, Richterliche Unabhängigkeit; vgl. LIEVSCHITZ, Richterwahl, S.65. 
3051 Vgl. m.w.Verw. LIEVSCHITZ, Richterwahl, S. 65. 


3052 Vgl.im Kontext derrichterlichen Unabhängigkeit STADELMANN, Richterliche Unabhän- 
gigkeit; vgl. auch LIEVSCHITZ, Richterwahl, S. 65. 


3053 Vgl. etwa PONCET, Surveillance, S.125. 


3054 AUBERT, Droit constitutionnel, S.741; vgl. PONCET, Surveillance, S.125. 
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Landschaft der Schweiz zu.3055 Dadurch befinden sich die Bundesratsmitglie- 
der in einem wachsenden Spannungsverhältnis und argumentieren häufiger 
parteipolitisch orientiert, wodurch das Kollegialprinzip und die damit ver- 
bundene Konkordanz weiter an Bedeutung verlieren bzw. das Departements- 
prinzip zunehmend wichtiger wird.3056 Damit steigt wiederum die Gefahr 
sachfremder, politisch motivierter Einflussnahmen auf die publizistische 
Tätigkeit unter anderem der SRG.3057 Gerade mit Blick auf diese tendenziell 
abnehmende Stabilität des politischen Systems der Schweiz gewinnt die recht- 
liche Absicherung der Staatsunabhängigkeit von Medienorganisationen zu- 
nehmend an Bedeutung. 


3055 Vgl. VATTER, Politisches System, S. 236 f.; STÖCKLI, Bundesrat und Bundesverwaltung, 
Rz. 8; vgl. auch HERMANN MICHAEL/KRÄHENBÜHL DAVID, Welche Parlamentarier links 
politisieren — und welche rechts, NZZ, 7.12.2017. 


3056 Vgl. ausführlich SAGER/VATTER, Regierungshandeln, S. 195 ff.; vgl. auch RHINOW, Recht 
im politischen Prozess, S.206f. und S. 209 f.; vgl. hierzu bereits §4 V. E. 5. b. 


3057 Vgl. hierzu bereits im Allgemeinen §4 V. E. 5. b. 
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Erster Teil: Völker- und verfassungsrechtliche Vorgaben 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


$1 Historische Entwicklung des Staatsunabhängigkeitsgebots 
und der staatlichen Regelung im Bereich von Radio und Fernsehen 


Das Staatsunabhängigkeitsgebot ist für den Rundfunkbereich als Teilaspekt 
der Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen in Art. 93 Abs. 3 BV explizit 
festgeschrieben. Die verfassungsrechtliche Garantie findetihren historischen 
Ursprung darin, dass dieRundfunkveranstaltunganders als der Pressebetrieb 
lange Zeit von der Nutzungknapper Fernmeldefrequenzen abhängigund von 
einem hohen Finanzbedarf geprägt war. In Anbetracht dieser Sondersitua- 
tion war die Rundfunklandschaft anfangs ausschliesslich durch die faktische 
Monopolstellung der 1931 als nationale Anbieterin gegründeten SRG gekenn- 
zeichnet. Aufgrund von deren demokratiepolitisch wichtiger Rolle wurde die 
Rundfunkveranstaltung als staatliches Grundversorgungsmonopol bzw. als 
öffentliche Aufgabe ausgestaltet, die der SRG vom Bundesrat mittels Konzes- 
sion übertragen und mit Empfangsgebühren finanziert wurde. Damit sollte im 
Lichte der Meinungs- und Informationsfreiheit des Publikums dessen Schutz 
vor Indoktrination und einseitiger Information garantiert werden. Zu Beginn 
der 1980er-Jahre traten neben die SRG weitere konzessionierte Anbieter auf 
lokaler-regionaler Ebene hinzu. Folge dieses rundfunkrechtlichen Konzessi- 
onssystems war, dass dem Bund durch die Umschreibung der zu erfüllenden 
Aufgabe in den Konzessionen und die Beaufsichtigung sowie Finanzierung 
der Aufgabenerfüllung zahlreiche Möglichkeiten der Einflussnahme aufdie 
Rundfunkveranstalter eröffnet wurden. Insbesondere betreffend die SRG 
hatte der Bundesrat lange Zeit weitreichende Aufsichtsbefugnisse, so etwa 
zur Wahl der Mehrheit der Vorstandsmitglieder sowie zur Genehmigung des 
Generaldirektors. 

Bereits vor der verfassungsrechtlichen Verankerung des Staatsunabhän- 
gigkeitsgebots für den Radio- und Fernsehbereich hatte das Bundesgericht aus 
der ungeschriebenen Meinungs- und Informationsfreiheit abgeleitet, dass der 
Bund die als öffentliche Aufgabe ausgestaltete Programmveranstaltung nicht 
selbst erbringen durfte, sondern diese Tätigkeit an einen ausserhalb der Bun- 
desverwaltung stehenden Dritten übertragen musste, dem dabeieine weitge- 
hende Autonomie zu belassen war. Auchin der Lehre war unbestritten, dass 
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die Rundfunkveranstalter zur Verhinderung eines sog. Staatsrundfunks nicht 
vom Staat beherrscht werden durften, weshalb sie aus der staatlichen Ver- 
waltung auszugliedern waren. 

Eingang in die Verfassung fand das Staatsunabhängigkeitsprinzip 1984 
mit der Annahme von Art. 55” aBV (heute: Art. 93 BV). Dadurch erhielt das 
Konzessionssystem eine verfassungsrechtliche Grundlage, wobei Kern des 
Artikels der dem öffentlichen Dienst der SRG nachgebildete und an das Ge- 
samtsystem Radio und Fernsehen gerichtete Grundversorgungsauftrag war 
(Art. 55° Abs.2aBV). Als Gegensicherung zur Beschränkung der Meinungs- 
äusserungan Radio und Fernsehen durch den Leistungsauftrag wurden in 
Art. 55 Abs. 3 aBV die Unabhängigkeit und die Programmautonomie von 
Radio und Fernsehen garantiert. 

Aufgrund der Kontroverse, inwieweit der SRG inihrer faktischen Monopol- 
stellungeinegrundrechtliche Freiheiteinzuräumen war, wurde in Art. 55’ aBV 
explizit nicht die «Freiheit» von Radio und Fernsehen, sondern bloss deren 
«Unabhängigkeit» und «Autonomie» in der Programmgestaltung«im Rahmen 
von Abs. 2» festgeschrieben. Entsprechend dieser Formulierungerblickteein 
Teil der Lehre in Art. 55° Abs. 3 aBV ausschliesslich eine objektiv-rechtliche 
Organisationsnorm bzw. Garantien der für den öffentlichen Bereich typischen 
Autonomie bzw. Unabhängigkeit innerhalb eines normativ gesetzten Rah- 
mens. Ein anderer Teil der Lehre sowie der Bundesrat hingegen ordneten 
Art. 55’®aBV im Sinne eines funktionalen Verständnisses der Radio- und Fern- 
sehfreiheit nicht nur objektiv-, sondern auch subjektiv-rechtliche Kompo- 
nenten zu. Auf die subjektiv-rechtliche Dimension wies auch die systemati- 
sche Einreihung des Artikels im Grundrechtsteil der aBV im Anschluss an die 
Pressefreiheit hin. Dieser Auffassung nach richtete sich Art. 55° aBV insoweit 
an den Staat, als dieser die Erfüllung des Leistungsauftrags sicherstellen 
(Abs.2) und dabeigleichzeitig dieProgrammautonomie und die Unabhängig- 
keit der Veranstalter gegenüber dem Staat - also ohne die Programme selbst 
zu veranstalten oder zu beeinflussen - sowie gegenüber Privaten gewähr- 
leisten musste (Abs. 3). In dieser objektiv-rechtlichen Dimension waren die 
Garantien der Unabhängigkeit und der Programmautonomie unabdingbare 
Voraussetzungen für die verfassungskonforme Erfüllung des Leistungsauf- 
trags -insbesondere die Förderung der freien Meinungsbildung und der 
Meinungsvielfalt—- und daher primär funktional zu verstehen. Gleichzeitig 
richteten sich die Teilgarantie der Staatsunabhängigkeit und die Programm- 
autonomie gemäss dieser Auffassung auch gegen den Staat und wiesen daher 
ebenfalls eine subjektiv-rechtliche Dimension auf. 

Alsim Rahmen der Totalrevision der BV 1999 nebst der Presse auch Radio 
und Fernsehen in den Schutzbereich der Medienfreiheit gemäss Art. 17 BV 
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integriert wurden, erhielt die neuin Art. 93 Abs. 3 BV festgeschrieben Garan- 
tie der Staatsunabhängigkeit von Radio und Fernsehen ausdrücklich eine 
subjektiv-rechtliche Komponente und wurde zu einem Teil der allgemeinen 
Medienfreiheit. 


$2 Verfassungsdogmatische Einordnung 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 

I.  Grundrechtliche Verankerung des Staatsunabhängigkeitsgebots 

A. Staatsunabhängigkeit des öffentlichen Kommunikationsprozesses: 
Öffentliche Meinungsbildung in Freiheit vom Staat 


Das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der Medien gründet primär in den 
grundrechtlich gewährleisteten Kommunikationsfreiheiten. Diese schützen 
im Rahmen ihrer gesellschaftlichen sowie demokratischen Dimension die 
wesentlichen Funktionsbedingungen eines demokratischen Staates, wonach 
die Öffentliche Meinung grundsätzlich vom Volk hin zum Staat («von unten 
nach oben») gebildet werden muss und die Ausübung staatlicher Gewalt zu 
kontrollieren hat. Entsprechend darf die öffentliche Meinungsbildungnicht 
vom Staat gesteuert werden, sondern muss prinzipiell «staatsfrei» bleiben. 


B. Staatsunabhängigkeit der Medien als Teil der institutionellen 
Medienfreiheit (subjektiv-rechtliche Dimension) 


In diesem Kontext nehmen journalistische Medien insofern eine wesentliche 
Rolleein, alssie durch die Vermittlungvon Informationen zur Bildung der öffent- 
lichen Meinung und dadurch zur Kontrolle staatlicher sowie gesellschaftlicher 
Machtbeitragen. Als sog. «gatekeepers» reduzieren publizistische Medien die 
Vielzahl an Informationen, ordnen diese ein und thematisieren Gegenstände 
in der Absicht, die verschiedenen Quellen möglichst wahrhaftig sowie unpar- 
teilich darzustellen. Diese Absicht wird widergespiegelt in der Befolgung 
journalistischer Sorgfaltspflichten wie etwa der Wahrheitssuche oder der 
vorliegend interessierenden Wahrung der Unabhängigkeit. Dadurch können 
sich journalistische Medien ähnlich wie die Justiz unparteilich der Anliegen 
der Bevölkerung annehmen und über die Vermittlung von Informationen 
aus dem gesellschaftlichen in den staatlichen Bereich den Staat wechselseitig 
kontrollieren und legitimieren. Dies zeigt sich empirisch darin, dass der Kon- 
sum journalistischer Informationen mit höherer politischer Partizipation 
und höherem Vertrauen in staatstragende Institutionen korreliert. 

Da die Kontrolle durch publizistische Medien anders als die klassische 
gegenseitige Kontrolle von Regierung, Parlament und Justiz rechtlich weitest- 
gehend unbegrenzt stattfinden kann, stellt sie eines der bedeutendsten Mit- 
tel der Überwachung staatlichen Handelns dar. Entsprechend unterliegen 
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die Medien einer permanenten Gefahr der Einflussnahme und Steuerung 
durch die politischen Institutionen. Journalistische Medien können ihre Ver- 
mittlungs- und Kontrollfunktion jedoch nur dann glaubwürdig und effektiv wahr- 
nehmen, wenn sie von den vermittelten Quellen sowie den Adressaten der öffent- 
lichen Kontrolle, wie insbesondere staatlichen Organen, unabhängig sind. Vor 
diesem Hintergrund sind die Medien normativ nicht der staatlichen, sondern 
der im demokratischen Rechtsstaat hiervon zu unterscheidenden gesell- 
schaftlichen bzw. privaten, grundrechtlich geschützten Sphäre zuzuordnen. 
Gleichwohlnehmen journalistische Medien aufgrund ihres Stellenwertes für 
die Demokratie zweifelsohne öffentliche Interessen wahr, worin sich gerade 
die enge Bezogenheit zwischen der staatlichen und der privaten Sphäre zeigt. 

ZuBeginn des digitalen Zeitalters wurde die «Demokratiemaschine Inter- 
net», worin potenziell jeder aufInformationen anderer zugreifen und reagie- 
ren kann, als Emanzipierung der öffentlichen Meinungsbildung von den 
Medien als «gatekeepers» gefeiert. Allerdings sind auch im Internet gerade auf- 
grund der endlosen Menge der verfügbaren Inhalte weiterhin «Torwächter» 
vonnöten, die durch diese Informationsflut führen. In diesem Zusammenhang 
verlieren journalistische Medien ihre Stellung als Hersteller öffentlicher Mei- 
nungzunehmendan von Algorithmen gesteuerte Informationsintermediäre 
wie Suchmaschinen und soziale Medien. Im Unterschied zu publizistischen 
Medien, die sich durch ihre journalistisch-reflexive Leistung Glaubwürdig- 
keitskapital in Form von Reputation aufgebaut haben, ordnen Intermediäre 
den Informationen ausschliesslich nach technisch orientierten Kriterien 
wie die Anzahl Klicks Relevanz zu, wodurch keine Kontrolle der inhaltli- 
chen Relevanz erfolgt. Entsprechend ist für den Erfolg einer Information im 
Internet verstärkt nicht mehr deren Tatsachentreue, sondern deren aufmerk- 
samkeitserregender Inhalt ausschlaggebend, wodurch Falschmeldungen ein- 
facher verbreitet und Fakten zunehmend von Meinungen verdrängt werden. 
Die zunehmende Personalisierung von Informationen durch Algorithmen 
erhöht zudem das Risiko der Bildung sog. Filterblasen, worin weniger Kon- 
frontationen mit entgegengesetzten Meinungen stattfinden. Dadurch besteht 
in der Internetöffentlichkeit tendenziell die Gefahr, dass nicht ausreichend 
faktische Informationen als Basis des politischen Diskurses zur Verfügung 
stehen und Letzterer zunehmend fragmentiert wird. Geradeim Zeitalter der 
Digitalisierung besteht folglich ein hoher Bedarf an der Selektion von Informa- 
tionen durch journalistische Medien, besonders was die Befolgung der Wahr- 
heitssuche und die Trennung von Fakten und Kommentar angeht. 

Dies gilt speziell für die Schweiz, die aufgrund der ausgeprägten Gliede- 
rungen und der direktdemokratischen Instrumente besonders auf eine ge- 
meinsame diskursive Öffentlichkeit und aufmöglichst umfassend informierte 
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Bürgerinnen und Bürger angewiesen ist. In dieser Hinsicht bereitetbesonders 
der steigende Anteil sog. «News-Deprivierten» Sorge, die mit Informationen 
insbesondere mit nationalem und lokalem Bezug unterversorgt sind. Zudem 
nutzen besonders junge Erwachsene zunehmend Informationsintermediäre 
als Hauptquelle für Informationsangebote. Mit Blick auf die Bedeutung jour- 
nalistischer Informationen für die Teilhabe am politischen Prozess und die 
Legitimität staatlicher Institutionen werden glaubwürdige Medien für die 
öffentliche Meinungsbildungin Zukunft von zunehmend zentraler Bedeutung 
sein. Da diewahrgenommene Glaubwürdigkeit der Medien wesentlich auch 
vom Vertrauen in ihre Staatsunabhängigkeit abhängt, gewinnt im Zeitalter 
der Digitalisierung verstärkt auch das Prinzip der Staatsunabhängigkeit der 
Medien an gesellschafts- und staatspolitischer Bedeutung. 

Notwendige Voraussetzung der wirksamen und glaubwürdigen Wahr- 
nehmung der Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion durch Medien ist eine 
auf Dauer gestellte Organisation, in der in zeitlichen Publikationsrhythmen, 
professionell und nach einem selbstdefinierten publizistischen Programm 
agiert werden kann. Insbesondere Letzteres befähigt Medienorganisationen 
dazu, als vertrauenswürdige Vermittler aufzutreten, wofür die Organisation 
der Medien eine gewisse Verselbständigungbesonders von staatlichen Akteu- 
ren aufweisen muss. Das Staatsunabhängigkeitsgebot zielt damit nicht pri- 
mär aufden Schutzvon Medieninhalten, sondernaufdenSchutzder Medienals 
staatsunabhängige Organisationen bzw. Institutionen, die nur so ihre demo- 
kratiewesentlichen Funktionen effektiv wahrnehmen können. 

Dadurch nimmt das Staatsunabhängigkeitsprinzip in seiner subjektiv- 
rechtlichen Dimension Teil am Schutz der institutionellen Medienfreiheit, die 
jene organisatorischen Rahmenbedingungen garantiert, die für die Aufgaben- 
wahrnehmung durch die Medien gegeben sein müssen. Durch die institutio- 
nelle Seite der Medienfreiheit erfolgt eine Erweiterungihres Schutzbereichs 
vom Schutz medialer Äusserungen auf die gesamte Medientätigkeit bzw. auf 
die publizistischen und wirtschaftlichen Grundlagen der Medien, die mit der 
journalistisch-redaktionellen Tätigkeit untrennbar verbunden sind. Dazu 
gehört nebst der Recherche, der Herstellungs- und Verbreitungstätigkeit 
auch die Staatsunabhängigkeit der Medien. Indem der Schutzbereich der 
Medienfreiheit dadurch aufin den institutionellen Rahmenbedingungen ent- 
stehende Eingriffe ausgeweitet wird, weist die Medienfreiheit im Gegensatz 
zur allgemeinen Meinungsfreiheit nicht nur eine inhaltliche, auf den intensi- 
veren Schutz von Medieninhalten ausgerichtete Seite auf, sondern beinhaltet 
ebenfalls eine institutionelle, auf den Schutz von Medien als Institutionen aus- 
gerichtete Seite, welche die Gewährleistung von Rechten bzw. Garantien mit 
einem lediglich indirekten Zusammenhang zu Medieninhalten bezweckt. 
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Entsprechend schützt das Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil dieser insti- 
tutionellen Medienfreiheit nicht primär vor direkter Beeinflussung, sondern 
vor organisatorisch-struktureller, indirekter Beeinflussung medialer Inhalte 
durch den Staat. 


C. Staatsunabhängigkeit der Medien als Korrelat zur Staats- 
verantwortungim Medienbereich (objektiv-rechtliche Dimension) 


Der Grundsatz der Staatsunabhängigkeit der Medien knüpft somit in erster 
Linie am Verständnis der Medienfreiheit als subjektives Abwehrrecht gegen- 
über staatlichen Eingriffen an. Würde sich das Prinzip hingegen nur auf dieses 
klassisch-liberale Verständnis der Medienfreiheit beziehen, würde es nichts 
anderes bedeuten als grundrechtlicher Schutz. Das Staatsunabhängigkeits- 
gebot ist jedoch kein Pleonasmus, sondern erklärt sich aus der ambivalenten 
Stellung des Staats im Medienbereich und lässt sich nur aus einer auch objek- 
tiv-rechtlichen Interpretation der Medienfreiheit gänzlich erschliessen. In 
diesem Kontext wird das Gebot als objektiv-rechtliches Organisations- bzw. 
Strukturprinzip des Medienwesens qualifiziert, das der ebenfalls aus der objek- 
tiv-rechtlichen Dimension der Medienfreiheit fliessenden staatlichen Vielfalts- 
gewährleistungspflicht ergänzend zugeordnet ist und das es in Bezug auf die 
grundrechtskonforme staatliche Ausgestaltung der Medienordnungzu beachten 
gilt. In diesem Zusammenhang ist die Absicherung der Staatsunabhängigkeit 
der Medien nicht als Selbstzweck zu betrachten, sondern dient der Gewähr- 
leistung vielfältiger Medieninformationen. 

Hintergrund des Vielfaltsstrebens im Medienbereich ist das theoreti- 
sche Konzept des Pluralismus, wonach Medien zur Gewährleistung ihrer 
Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion inhaltlich möglichst vielfältige 
Meinungen und Themen in die Öffentlichkeit tragen müssen. Ist die inhaltli- 
che Vielfalt im Medienbereich nicht bereits dadurch gewährleistet, dass eine 
Vielzahltendenzfreier Medienorganisationen in Konkurrenz zueinanderste- 
hen (Aussenpluralismusmodell), konkretisiert sich die staatliche Vielfaltsge- 
währleistungspflicht. Dieser kann der Staateinerseits dadurch nachkommen, 
dass er ein sog. Service-public-Modell organisiert, welches die einzelne(n) 
Medienorganisation(en) zur Erbringung inhaltlich vielfältiger Information 
verpflichtet (Binnenpluralismusmodell). Der Begriff des Service public steht 
für die Normierung öffentlicher Aufgaben, die den Staat zur Gewährleistung 
einer allen Personen in gleicher Weise offenstehenden Grundversorgung 
verpflichtet. Für den Rundfunkbereich ist ein solcher Gewährleistungs- bzw. 
Service-public-Auftrag in Art. 93 Abs. 2 BV vorgesehen, der entsprechend dem 
allgemeinen Gleichheits- bzw. dem staatlichen Neutralitätsgebot die Versor- 
gung mit vielfältigen Informationen vorschreibt. Das RTVG sieht vor, dass 
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der Service-public-Auftragaufnationaler und sprachregionaler Ebene durch 
die SRG und auflokal-regionaler Ebene durch die über eine «Konzession mit 
Leistungsauftrag» für ein bestimmtes Versorgungsgebiet verfügenden Ver- 
anstalter erfüllt wird. Dabei handelt es sich entgegen dem Gesetzeswortlaut 
nicht (mehr) um Konzessionen, sondern um blosse Leistungsaufträge, da dem 
RTVG seit dem Jahr 2006 kein Grundversorgungsmonopol mehr zugrunde 
liegt. Der Staat kann seiner Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich 
andererseits dadurch nachkommen, dass er Anreizin strumente wie etwa 
Finanzhilfen für die im öffentlichen Interesse stehende private Tätigkeitten- 
denzfreier Medien vorsieht, um dadurch verschiedene Medienanbieter mit 
individuellem Angebot zu erhalten (Aussenpluralismusmodell). 

Im Rahmen dieser grundrechtsgemässen Organisation der Medienord- 
nung befindet sich der Staat in der schwierigen Doppelrolle des organisatori- 
schen Verteidigers publizistischer Vielfalt und des potenziellen Gefährders 
der Staatsunabhängigkeit der Medien. Das sich dadurch stellende Organisa- 
tionsproblem ist dahingehend zu lösen, dass sowohl das Vielfalts- als auch das 
Staatsunabhängigkeitsgebot optimalrealisiert werden. Damit verstossen nicht 
bereits im Medienbereich vorgesehene öffentliche Aufgaben oder staatliche 
Anreizinstrumente als solche gegen das Staatsunabhängigkeitsgebot, son- 
dernerst die Artund Weise ihrer Ausgestaltung. Die Organisation des Medien- 
bereichs muss daher nicht völlig frei von staatlichem Einfluss sein. Folglich ist 
das Staatsunabhängigkeitsprinzip als Direktive des Gesetzgebers nicht im 
Sinne einer absoluten «Staatsfreiheit», sondern einer im Lichte der staatlichen 
Vielfaltsgewährleistungspflicht zurelativierenden «Staatsferne» der Medien 
zu verstehen. 

Da der Rundfunkbereich lange Zeit durch eine Knappheit an Grundrechts- 
voraussetzungen und damit durch mangelnde Konkurrenz gekennzeichnet 
war, wurde die staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht in diesem Bereich 
explizit in Art. 93 Abs. 2 BV statuiert und durch die Erteilung von Service-public- 
Aufträgen mit der Verpflichtung zur inhaltlichen Vielfalt wahrgenommen. 
Der Pressebereich hingegen zeichnete sich lange Zeit durch einen Wettbewerb 
tendenzfreier Anbieter aus, welche dieinhaltliche Vielfaltin diesem Bereich 
gewährleisteten. Durch die Digitalisierung befindet sich allerdings der Journa- 
lismus insgesamt ineinerwachsenden strukturellen Krise, diezu einer Aktualisie- 
rungder staatlichen Vielfaltsgewährleistungspflichtim gesamten Medienbereich 

führt. So verlagern sich die Werbeeinnahmen zunehmend zu den reichwei- 
tenstarken Informationsintermediären und die Zahlungsbereitschaft des 
Publikums für journalistische Informationen ist aufgrund der Selbstver- 
ständlichkeit kostenloser Informationen im Internet konstanttief. Dadurch 
nimmt die Konzentration der Medienanbieter zu und Journalistinnen und 
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Journalisten wandern zunehmend in die Branche der Öffentlichkeitsarbeit 
ab. Die Abnahme der Anbietervielfalt wird in der schweizerischen Medien- 
landschaft durch eine geringere Vielfalt der abgedeckten Themenbereiche 
widergespiegelt. Zwar nimmt das Informationsangebot im Internet stetigzu, 
doch handeltessich dabei weniger um kostenintensive journalistische Ange- 
bote, sondern vermehrt um interessengebundene Kommunikation, weshalb 
von der Anzahl Online-Angebote nicht auf eine inhaltliche Vielfalt journa- 
listischer Angebote geschlossen werden kann. Die von Algorithmen gesteu- 
erte Informationsfilterung aufgrund von Klickzahlen und personalisierter 
Kriterien birgt zudem die Gefahr, sich von einer vielfältigen und integrierten 
Darstellung der Meinungslandschaft zu entfernen. Entsprechend dieser Ver- 
änderungen imgrundrechtlichen Realbereich aktualisiert sich die staatliche 
Verantwortung zur Ergreifung vielfaltssichernder Massnahmen im gesamten 
Medienbereich. 

Kompetenzrechtlich kommt dabei dem Bund gemäss Art. 93 Abs. 1 BV die 
Kompetenz für den Bereich der elektronisch verbreiteten Medien zu; den Kan- 
tonen verbleibt die Kompetenz für die gedruckte Presse sowie eine parallele 
Förderkompetenz im Bereich der elektronischen Medien unter der Bedin- 
gung, dass kantonale Fördermassnahmen nicht mit Bundesmassnahmen in 
Konflikt stehen. 


II. Verankerung des Staatsunabhängigkeitsgebots 
in weiteren Verfassungsprinzipien? 


Nebst der grundrechtlichen Verankerung des Staatsunabhängigkeitsprinzips 
in der Medienfreiheit weist der Grundsatz auch eine verfassungsrechtliche 
Verankerungim Demokratieprinzip auf. Das vom deutschen Verfassungsrecht 
geprägte Demokratieprinzip findet in der Schweiz seinen Ausdruck in der 
Gewährleistung der politischen Rechte gemäss Art. 34 BV. Alsbesondere Aus- 
prägung der Kommunikationsgrundrechte garantiert die Wahl- und Abstim- 
mungsfreiheit zur Sicherung diskursiver und demokratischer Entscheidver- 
fahren einen grundsätzlich «staatsfreien» Prozess der Meinungsbildung, der 
sich vom Volk hin zu den Staatsorganen vollziehen muss und entsprechend auf 
von staatlichem Einfluss abgeschirmte Medien als wesentlicher «Rückkop- 
pelungskanal» angewiesen ist. Staatliche Organe dürfen nicht in dominanter 
Artund Weise im Sinne eigentlicher Propaganda die freie Willensbildung der 
Bevölkerung erschweren oder geradezu verunmöglichen. Das Demokratie- 
prinzip gebietet jedoch keinen strikten Ausschluss staatlicher Einflussnahme 
auf den öffentlichen Diskurs, sondern lässt sie in Grenzen zu bzw. schreibt 
sie im Rahmen staatlicher Informationspflichten sogar vor. Damit kann das 
Demokratieprinzip zwar als weitere verfassungsrechtliche Verankerung der 
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Staatsunabhängigkeit der Medien betrachtet werden, doch enthält es betref- 
fend die grundsätzliche Staatsunabhängigkeit der öffentlichen Meinungsbil- 
dung gewichtige Ausnahmen. 

Die Staatsunabhängigkeit der Medien kann zudem aus dem im Demokra- 
tieprinzip fussenden Grundsatz der politischen Chancengleichheit abgeleitet 
werden. So vereitelt die Beherrschung der Medien als bedeutsame Plattformen 
des öffentlichen Diskurses durch die regierende Mehrheit eine gleichberech- 
tigte Partizipation der Minderheit am kommunikativen Diskurs und damit die 
Chance der Gewinnung der Mehrheit. 

Keinen dogmatischen Begründungsstrangfindet das Gebot der Staats- 
unabhängigkeit der Medien im Gewaltenteilungsprinzip. Zwar wirken Medien 
aufstaatliche Gewaltein und werden daher besonders im Kontext der Regie- 
rungskontrolle mitunter als «vierte Gewalt» bezeichnet. Allerdings kann die- 
ses Wirken nicht generell mit dem Erfüllen einer öffentlichen Aufgabe und 
keinesfalls mit hoheitlichem Handeln im rechtlichen Sinne gleichgesetzt wer- 
den. Damit üben Medien im Gegensatz zu den drei «klassischen» Staatsge- 
walten gerade keine staatliche Gewalt i.S. der zwangsweisen Durchsetzung 
staatlicher Macht aus, sondern sind der gesellschaftlichen bzw. privaten, 
grundrechtlich geschützten Sphäre zuzuordnen. 


$3 Inhalt und Reichweite des Staatsunabhängigkeitsgebots 
I.  Sachlicher Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Der Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsprinzips bezweckt primär den 
Schutz vor staatlichen Organisationsmassnahmen, die nicht direkt aufbe- 
stimmte Medieninhalte Bezug nehmen, sondern bloss indirekt die Inhalts- 
produktion beeinflussen. Solche staatlichen Massnahmen sind typisch für die 
Organisation eines Service-public-Systems und betreffen etwa die Erteilung 
von Leistungsaufträgen sowie damit zusammenhängende Beaufsichtigungs- 
und Finanzierungsregelungen. Für die Betroffenheit des Schutzbereichs muss 
die staatliche Einwirkung eine minimale Steuerbarkeit der Inhaltseffekte, d.h. 
einen irgendwie berechenbaren Einfluss auf die Inhaltsproduktion aufweisen 
(publizistische Relevanz), wobei jegliche Einflussnahme unabhängig von ihrer 
Intensität ausreicht (Einflussnahmeverbot). DasSchutzbedürfnis ist als Gefähr- 
dungsschutz ausgestaltet, da bei organisatorisch-strukturellen, indirekten 
Einwirkungen die tatsächliche Beeinflussung von Medieninhalten schwierig 
nachzuweisen ist. Deshalb wird der Grundrechtsschutz vorverlagert, und es wird 
ähnlich wie bei der Garantie richterlicher Unabhängigkeit bereits auf die Mög- 
lichkeit bzw. die Gefahr staatlicher Einflussnahme abgestellt, dieden Anschein 
der inhaltlichen Beeinflussung zu begründen vermag. Damit diese Gefahr 
grundrechtlich relevant wird, muss die drohende Grundrechtsverletzung 
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eine bestimmte Schwere und Wahrscheinlichkeit aufweisen, wobei mit zuneh- 
mender Schwere der drohenden Grundrechtsverletzung eine umso gerin- 
gere Verletzungswahrscheinlichkeit vorausgesetzt wird. Die hier in Frage 
stehende drohende Schutzgutsverletzung ist die Beeinflussung von Medien- 
inhalten, wobei es sich mit Blick auf die individuelle Betroffenheit, die Unwi- 
derruflichkeit der Grundrechtsverletzung und die demokratische Bedeutung 
staatlich unbeeinflusster Medieninhalte um eine grundsätzlich schwere 
Grundrechtsverletzung handelt. Entsprechend sind für die Bejahung des 
Gefährdungsschutzes geringere Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit 
inhaltlicher Einflussnahme zu stellen. Dabei ist die Betroffenheit des Schutz- 
bereichs umso eher anzunehmen, wenn die staatliche Massnahme aufgrund 
ihrer inhaltlichen Nähe und hohen Bestimmtheit oder wegen einer grossen 
materiellen und formellen Flexibilität der entscheidenden Behörden eine 
hohe Berechenbarkeit der inhaltlichen Einflussnahme aufweist. 

Aufgrund der geforderten publizistischen Relevanz der vom Schutzbe- 
reich umfassten Eingriffe handelt es sich bei Einschränkungen des Staatsun- 
abhängigkeitsgebots tendenziellum mittelschwere bisschwere Grundrechtsein- 
griffe, wobei die Schwere mit zunehmender Steuerbarkeit der inhaltlichen 
Beeinflussung zunimmt. Aufgrund der Vielfalt denkbarer Einschränkungen 
des Staatsunabhängigkeitsgebots handelt es sich bei dieser abstrakten Ein- 
stufung der Eingriffsintensität jedoch lediglich um eine ungefähre Einschät- 
zung, welche die Einzelfallprüfung nicht zu ersetzen vermag. 


II. Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Wie andere Grundrechte auch gilt das Staatsunabhängigkeitsprinzip nicht 
absolut, sondern kann unter den Voraussetzungen von Art. 10 Ziff. 2 EMRK bzw. 
Art. 36 BV eingeschränkt werden. Dabeiist der für den Rundfunkbereich festge- 
haltene Gewährleistungsauftraggemäss Art. 93 Abs. 2 BV nicht als verfassungs- 
unmittelbare Einschränkung des Schutzbereichs des Gebots der Staatsunab- 
hängigkeit von Radio und Fernsehen auszulegen, sondern darauf gestützte 
Eingriffe bedürfen stets noch einer präzisen gesetzlichen Grundlage und müs- 
sen im Sinne der praktischen Konkordanz auch die weiteren Bedingungen 
des Art. 36 BV erfüllen. Da es sich bei Einschränkungen des Staatsunabhängig- 
keitsgebots regelmässig um mittelschwere bis schwere Grundrechtseingriffe 
handelt, hat eine prinzipiell strenge Rechtfertigungsprüfung zu erfolgen. 
In Bezug auf die Anforderungen an die gesetzliche Grundlage dürfen den 
entscheidenden Behörden grundsätzlich keine Ermessensspielräume einge- 
räumt werden, die das verborgene Einfliessen sachfremder, inhaltsbezogener 
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Erwägungen ermöglichen. Allerdings entziehen sich generell-abstrakte staat- 
liche Organisationsmassnahmen mitgrosser Inhaltsnähe wie etwa im Bereich 
der Erteilung von Service-public-Aufträgen an Medien bis zu einem gewissen 
Grad einer materiell präzisen Normierung, da mit zunehmender inhaltlicher 
Nähe und hoher Bestimmtheit auch die Steuerbarkeit der Inhaltseffekte zu- 
nimmt. In solchen Fällen sind unbestimmte Normen durch erhöhte Anfor- 
derungen an das Verwaltungs- oder an dasgerichtliche Kontrollverfahren zu 
kompensieren. Zudem kann die Weisungsfreiheit der entscheidenden Behörde 
von politischen Behörden kompensatorisch dazu beitragen, dass keine poli- 
tisch motivierten Erwägungen in die Entscheidfindung einfliessen. Betref- 
fend die Normstufe ist bereits aufgrund des tendenziell mittelschweren bis 
schweren Grundrechtseingriffs eine formell-gesetzliche Grundlage zu for- 
dern. Regeln staatliche Massnahmen im Medienbereich zudem Gegenstand 
und Ziele öffentlicher Aufgaben, Modalitäten der Aufgabenerfüllung oder 
die Aufgabenübertragung auf Aufgabenträger ausserhalb der Zentralver- 
waltung, bedürfen sie aufBundesebene ebenfalls einer Grundlage im formel- 
len Gesetz. Dasselbe gilt mitunter für Massnahmen betreffend Führungs- 
oder Kontrollinstrumente in Bezug auf die Erfüllung öffentlicher Aufgaben. 
Schliesslich müssen auch die Voraussetzungen und der Zweck der Verwen- 
dungöffentlicher Mittel für wiederkehrende Subventionen formell-gesetzlich 
geregelt sein. 

Für die Rechtfertigung staatlicher Organisationsmassnahmen mit publi- 
zistischer Relevanz kommen grundsätzlich verschiedene öffentliche Interessen 
in Frage, solange diese nicht der wesentlichen Schutzrichtung des Staatsunab- 
hängigkeitsprinzips im Kern entgegenstehen, indem etwa die Kritik an staat- 
lichen Organen verhindert werden soll. Vorliegend von Interesse ist insbeson- 
dere das Vielfaltsgebot. Dieses ist für den Rundfunkbereich in Art. 93 Abs.2 
BV ausdrücklich festgehalten und übernimmt dadurch wie auch die weiteren 
Zielsetzungen des Gewährleistungsauftrags die Funktion eines öffentlichen 
Interesses. Für die anderen Medienbereiche kann das Vielfaltsgebot aus der 
objektiv-rechtlichen Dimension des Art. 17 BV als öffentliches Interesse her- 
angezogen werden. Da das Vielfaltsgebot und die Medienfreiheit als funktio- 
nales Grundrecht letztlich der individuellen Meinungsbildung dienen, kann 
die Vielfaltsgewährleistungim Medienbereich auch alsgrundrechtlich fundier- 
tes Interesse Dritter betrachtet werden, das im Rahmen der Grundrechtskol- 
lision mit der grundrechtlichen Position der Medien möglichst optimal zu ver- 
wirklichen ist. In Bezug auf staatliche Organisationsmassnahmen betreffend 
Service-public-Medien oder mit Finanzhilfen unterstützte Medien wird das 
öffentliche Interesse indiziert durch die gesetzliche Grundlage, welche die 
öffentliche Aufgabe oder die Finanzhilfegewährung regelt. Dabei ist jedoch 
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aufgrund der Wandelbarkeit öffentlicher Interessen zu beachten, dass öffent- 
liche Aufgaben oder Finanzhilfebestimmungen je nach zeitlichen Verände- 
rungen oder örtlichen Verhältnissen, etwa bezüglich der Anbietervielfalt, kein 
öffentliches Interesse mehr aufweisen und sich daher als verfassungswidrig 
erweisen können. Auf Bundesebene dürfte die besonders bei der jüngeren 
Bevölkerung hohe Ablehnung der No-Billag-Initiative im Jahr 2018 aufein 
auch in mittelbarer Zukunft stabiles öffentliches Interesse am Service public 
zumindest im Radio- und Fernsehbereich hinweisen. 

Im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfungist zu analysieren, ob die 
staatliche Organisationsmassnahme aus einer Ex-ante-Perspektive dazu 
geeignet ist, das dahinterstehende öffentliche Interesse wie insbesondere die 
Medienvielfalt zu sichern, ob eine mildere geeignete Massnahme zur Verfü- 
gung stünde und ob das öffentliche Regelungsinteresse jenes der betroffenen 
Medienorganisation überwiegt. Steht die Überprüfung der Verhältnismäs- 
sigkeit durch eine übergeordnete Instanz in Frage, ist eine umso höhere Prü- 
fungsdichte anzuwenden, je unpräziser die gesetzliche Grundlage oder je 
schwerer der Grundrechtseingriffist. Da es sich bei Beeinträchtigungen der 
Staatsunabhängigkeitsgarantie in der Regel um mittelschwere bis schwere 
Eingriffe handelt, sind die Anforderungen an die Verhältnismässigkeitsprü- 
fung prinzipiell erhöht. Da das Ziel der Beeinflussung von Medieninhalten 
einfach mit der Förderung öffentlicher oder grundrechtlich fundierter Inter- 
essen Dritter getarnt werden kann, bedürfen die Rechtfertigungsargumente 
einer sorgfältigen Kontrolle, weshalb eine vollnachprüfbare Güterabwägung 
vonnöten ist. Damit isteine strengere bundesgerichtliche Überprüfung auch 
für kantonale Organisationsmassnahmen im Medienbereich zu fordern, die 
üblicherweise aus föderalistischen Gründen einer weniger strengen Verhält- 
nismässigkeitskontrolle unterliegen. 


III. Kerngehalt bzw. unzulässige Eingriffe in den Schutzbereich 
des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Tangieren staatliche Massnahmen den Kerngehalteines Grundrechts, sind sie 
einer Rechtfertigung nicht mehr zugänglich. Für die Bejahungeines nicht zu 
rechtfertigenden bzw. unzulässigen Eingriffs in das Staatsunabhängigkeits- 
gebot müssen staatliche Organisationsmassnahmen einer absolut verbotenen 
Zensur gleichkommen und sich entsprechend in beherrschender Artund Weise 
auf die Inhaltsproduktion auswirken (Beherrschungsverbot). Das Zensurverbot 
gemäss Art. 17 Abs. 2 BV ist Kerngehalt aller Kommunikationsgrundrechte und 
bietet absoluten Schutz vor der Gefahr inhaltlicher Beherrschung der Mei- 
nungsbildung durch den Staat. Schutzzweck ist die Abwehr der durch Kont- 
rolle bewirkten Einschüchterung und Beengung der Kommunikationsinhalte 


Zusammenfassung 553 


und -prozesse sowie der damit einhergehenden Gefahr der Meinungslenkung. 
Als absolut verboten gilt die systematische Vorzensur in der Form staatlicher 
Verfahren der inhaltlichen Vorkontrolle wie z.B. das Vorsehen einer Geneh- 
migungspflicht betreffend alle Publikationen einer Medienorganisation. 

Das Errichten staatlicher Verfahren der präventiven Prüfung konkreter 
Medieninhalteist praktisch überflüssig, wenn durch die staatliche Herrschaft 
über eine Medienorganisation die Inhaltsproduktion auf staatlicher Linie 
gesichert ist. Eine systematische Vorzensur kann folglich nicht nur durch die 
staatliche Errichtung eigentlicher Verfahren der Vorkontrolle von bestimmten 
Medieninhalten, sondern auch durch die Beherrschung der publizistischen 
Tätigkeit mittels staatlicher Organisationsmassnahmen mit primär indirek- 
tem Inhaltsbezug realisiert werden. Dabei zielt die Errichtung staatlicher Ver- 
fahren der vorgängigen Inhaltskontrolle in erster Linie auf die direkte bzw. 
einen unmittelbaren Inhaltsbezug aufweisende und damit punktgenaue 
Beherrschung der Inhaltsproduktion und betrifft entsprechend die inhalt- 
liche Seite des Zensurverbots. Demgegenüber ermöglichen staatliche Orga- 
nisationsmassnahmen im Bereich der staatlichen Vorgaben für die Aufga- 
benerfüllung durch Medien sowie deren Beaufsichtigung und Finanzierung 
vorwiegend eineindirekte bzw. einen mittelbaren Inhaltsbezug aufweisende 
und damit lediglich grobe bzw. richtunggebende Beherrschung der Inhalts- 
produktion und betreffen entsprechend die institutionelle Seite des Zensur- 
verbots. Da das Zensurverbot auf den Schutz vor Gefährdungen abzielt, muss 
für die Bejahung nicht zu rechtfertigender bzw. unzulässiger Eingriffe in das 
Staatsunabhängigkeitsgebot nicht nachgewiesen werden, dass die Inhalts- 
produktion tatsächlich beherrscht wird, sondern es reicht die Möglichkeit 
bzw. der Anschein des beherrschenden (indirekten) Einflusses auf die Inhalts- 
produktion aus. 


$4 Völker- und verfassungsrechtliche Mindestanforderungen des 
Staatsunabhängigkeitsgebots 


In diesem, den eigentlichen Kern der vorliegenden Arbeit darstellenden Kapi- 
telwurde geprüft, welche staatlichen Organisationsmassnahmen im Medien- 
bereich dem Staat die Möglichkeit der Beherrschung der Inhaltsproduktion 
eröffnen und damit einen nicht zu rechtfertigenden Eingriffin das Staatsun- 
abhängigkeitsgebot darstellen. Bei der konkreten grundrechtskonformen 
Ausgestaltung der Medienordnung müssen die gegenläufigen Interessen des 
Vielfalts- und des Staatsunabhängigkeitsgebots ausgeglichen werden, wobei 
dem Gesetzgeber eingrosser Gestaltungsspielraum zukommt. Aus dem Staats- 
unabhängigkeitsgebot lässt sich somit keine bestimmte Ausgestaltung staat- 
licher Organisationsmassnahmen ableiten, sondern es wird in der Form des 
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Beherrschungsverbots als Kerngehalt des Staatsunabhängigkeitsprinzips 
lediglich eine Grenze für die Organisation der Medienordnung.durch den Gesetz- 
geber gezogen. Dabeikann eine beherrschende Einflussnahme des Staats auf 
die publizistische Tätigkeit bereits durch einzelne staatliche Massnahmen für 
sich alleine betrachtet oder erst in einer Kombination verschiedener Mass- 
nahmen, die im Rahmen einer wertenden Gesamtbetrachtung zu beurtei- 
len sind, ermöglicht werden. Solche Möglichkeiten eröffnen sich primär bei 
staatlichen Organisationsmassnahmen, welche Vorgaben in Bezug auf die 
Aufgabenerfüllung durch Medien, deren Beaufsichtigung oder Finanzierung 
betreffen, womit die Gefahr staatlicher Lenkung insbesondere bei Service- 
public-Medien sowie bei von Finanzhilfen profitierenden Medien akut ist. 


II. Beherrschungsverbot als Gebot der Auslagerung 
publizistischer Tätigkeit 


Aus der Optik des schweizerischen Verfassungsrechts wird ein absolutes Ver- 
bot der Beherrschung von Medienorganisationen durch alle drei Staatsgewal- 
ten statuiert. Diese dürfen dementsprechend nicht selber als Medienanbieter 
auftreten bzw. die von der Medienfreiheit geschützte Aufgabe der Informa- 
tionsvermittlung selber erfüllen. Damit wird im Medienbereich im Gegensatz 
zu anderen Wirtschaftssektoren ein sog. Funktions- bzw. Betätigungsverbot 
für den Staatformuliert. Daraus folgt, dass die publizistische Tätigkeit zwin- 
gend durch eine ausserhalb der drei Staatsgewalten stehende bzw. von diesen 
unabhängige Organisation wahrzunehmen ist (Auslagerungsgebot). Diesem 
Auslagerungsgebot kann sowohl im Kontext der Auslagerung der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben als auch der Aufgabenauslagerung im Sinne des Ver- 
zichts auf die Statuierung einer Öffentlichen Aufgabe nachgekommen werden, 
wobei die private Aufgabe bei bestehendem öffentlichen Interesse staatlich 
gefördert werdenkann. 


III. Politische Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien 


Erfüllen Medien öffentliche Aufgaben (Service public), bedarf diese Aufgaben- 
erfüllung eines Mindestmasses an demokratischer Legitimation und damitan 
politischer Steuerung. Der Bedarfan politischer Steuerung ist erhöht, wenn die 
Aufgabenerfüllung von einer geringen Regelungsdichte gekennzeichnet ist — 
so regelmässig im Medienbereich —, von staatlichen Finanzmitteln abhängt 
oder infolge eines — wenn auch nur partiellen — Marktversagens von Bedeu- 
tung ist. Da diese Kriterien in ähnlicher Weise auch auf die Erfüllung staatlich 
unterstützter privater Aufgaben im öffentlichen Interesse durch Medien zu- 
treffen können, kann eine minimale politische Steuerung auch in solchen Fäl- 
len gerechtfertigt, wenn nicht gar notwendig sein. Der Bedarfan politischer 
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Steuerung der Aufgabenerfüllung durch Medien erfährt allerdings durch das 
Staatsunabhängigkeitsgebot eine gewichtige Relativierung. So verlangt die 
Kontrollfunktion der Medien gegenüber dem Staat gerade eine Distanzwah- 
rung bzw. eine Interessenentkopplung zu den zu kontrollierenden staatli- 
chen Behörden und kann daher weder innerhalb der von der Regierunggelei- 
teten Zentralverwaltung noch innerhalb des Parlaments oder der Gerichte 
wirksam erfüllt werden. Das Staatsunabhängigkeitsgebot stellt somit ein hin- 
reichendes öffentliches Interesse dar, das die mit der Unabhängigstellung 
der publizistischen Tätigkeit einhergehenden Steuerungs- und Legitimations- 
defizite zu rechtfertigen vermag. 


IV. Völkerrechtliche Mindestanforderungen (EMRK) 


Aus Art.10 EMRK fliessende Mindestanforderungen an staatliche Organisati- 
onsmassnahmen im Medienbereich finden sich insbesondere in Entscheiden 
betreffend Service-public-Rundfunkveranstalter. Dabei schliesst auch der 
EGMR bereits den blossen Anschein staatlicher Beherrschung der publizistischen 
Tätigkeit aus, erklärt dabei jedoch nicht die Beherrschung durch staatliche 
Organe im Allgemeinen, sondern lediglich die Beherrschung durch die Regierung 
bzw. die darin vertretene(n) politische(n) Partei(en) für unzulässig. Generell 
belässt der EGMR den Mitgliedsstaaten bei der Organisation von Service- 
public-Systemen im Rundfunkbereich mit Blick auf die europäische Rege- 
lungsvielfalt einen grundsätzlich weiten Beurteilungsspielraum. So anerkennt 
eretwaeinlegitimes Interesse des Staats, in die Ernennung der Mitglieder des 
obersten Führungs- und Aufsichtsgremiums eines Service-public-Anbieters 
involviert zu sein, und statuiert keine Obergrenze für Staatsvertreter. Art. 10 
EMRK istjedoch dann verletzt, wenn der Anschein erweckt wird, die Regie- 
rung bzw. die Regierungspartei(en) könnte(n) einen beherrschenden Ein- 
fluss auf das Führungs- und Aufsichtsgremium und damit (indirekt) auf die 
publizistische Tätigkeit ausüben, was es auch in politischen Extremsituatio- 
nen etwa durch hinreichende Ernennungsrechte für die parlamentarische 
Opposition auszuschliessen gilt. 


V.  Verfassungsrechtliche Mindestanforderungen 

A. Allgemeine Mindestanforderung: Gewährleistung erheblicher 
Entscheidungsspielräume bei der Inhaltsproduktion (Autonomie 
bzw. Staatsunabhängigkeit i.w.S.) 


Das aus dem Staatsunabhängigkeitsgebot fliessende Beherrschungsverbot 
bzw. Auslagerungsgebot gebietet als allgemeine Mindestanforderungdie Ge- 
währleistung erheblicher Entscheidungsspielräume bei der Produktion von 
Medieninhalten. Im Verwaltungsorganisationsrecht wird für die Einräumung 
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erheblicher Handlungsspielräume bei der Aufgabenerfüllungdurch öffentlich- 
rechtliche Aufgabenträger der Begriff der (Staats-J)Unabhängigkeit bzw. der 
Verwaltungsautonomie verwendet. Auf Bundesebene wird der Unterschied 
zur gesellschaftsrechtlich gewährleisteten Privatautonomie privatrechtlicher 
Aufgabenträger dadurch relativiert, dass auch diese durch bundesgesetzliche 
staatliche Kontroll- und Einwirkungsrechte eingeschränkt werden kann. Die 
Autonomie bzw. Unabhängigkeit von Aufgabenträgern wird in der Lehre vor- 
nehmlich auf der Ebene der institutionellen Steuerung der Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben im Sinne einer Herausnahme der Aufgabenerfüllung aus der 
Hierarchie der Verwaltung sowie des damit verbundenen Wegfalls steue- 
rungsintensiver staatlicher Aufsichtsinstrumente diskutiert und damit eng 
ausgelegt. Die aus dem Beherrschungsverbot fliessenden Mindestanforderun- 
genbetreffen jedoch nicht nur die Durchbrechung des Hierarchieprinzips, 
sondern auch die Einräumung von Handlungsspielräumen in Bezug auf die 
offene Formulierung staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Medien sowie die Einräumung erheblicher Entscheidungsspielräumebei der 
Verwendung von Finanzmitteln. Zum Fehlen steuerungsintensiver Aufsicht- 
sinstrumente aufinstitutioneller Ebene im Sinne einer Autonomie bzw. Unab- 
hängigkeiti.e.S. haben somit noch weitere, auf der Ebene sowohl der norma- 
tiven, der institutionellen als auch der finanziellen Steuerung der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben anzusiedelnde Mindestanforderungen hinzuzutreten, 
womit dem Staatsunabhängigkeitsgebot ein weit verstandenes Autonomie- 
bzw. Unabhängigkeitsverständnis zugrunde liegt. 

Dabei beanspruchen im Kontext der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
durch Medien aufgestellte Mindestvorgaben erst recht Geltung für die Erfül- 
lungstaatlich privilegierter privater Aufgaben im öffentlichen Interesse durch 
Medien, da an Letzterer aufgrund des niedrigeren Bedarfs an politischer Steu- 
erunggeringere öffentliche Interessen bestehen und ein unverhältnismässi- 
ger Grundrechtseingriff daher umso eher angenommen werden kann. 


B. Besondere Mindestanforderungen an staatliche Vorgaben für 
die Aufgabenerfüllung durch Medien 

e Reduzierte Regelungsdichte staatlicher Vorgaben mit hohem 
Inhaltsbezug (Grenze: keine Vorgaben oder Verbote der Darstellung 
bestimmter Informationen oder Meinungen) 


Auf normativer Steuerungsebene gebietet die Gewährleistung autonomer 
Entscheidungsbefugnisse bei der Inhaltsproduktion, dass der Staat bei der 
Formulierung von Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien in der 
Form von Gesetzen und konkretisierenden Leistungsaufträgen bzw. -verein- 
barungen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen nicht derart 
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konkrete Vorgaben aufstellen darf, dass damit faktisch eine Gestaltung pub- 
lizistischer Inhalte durch den Staat einhergeht. Dementsprechend sind staat- 
liche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien grundsätzlich nicht 
konditional, sondern in der Form allgemein formulierter bzw. unbestimmter 
Rechtsbegriffe und damit ausfüllungsbedürftiger und wertungsoffener Ziele 
auszugestalten. Dabei gilt der Grundsatz, dass staatliche Vorgaben für die Auf- 
gabenerfüllung durch Medien umso offener formuliert sein müssen, je grösser 
deren Inhaltsnäheist. Für die Beurteilung des noch hinnehmbaren Bestimmt- 
heitsgrads muss demnach hinsichtlich der Inhaltsnähe der fraglichen Vorga- 
ben differenziert werden. Letztlich ist ein verfassungsrechtlicher Balanceakt 
zwischen der vom Beherrschungsverbot geforderten Unbestimmtheit inhalts- 
bezogener staatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung und der mit Blick 
auf die rechtsstaatliche sowie demokratische Legitimation erforderlichen 
Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage gefordert. 

Dabei sind etwa positive Förderungspflichten z.B. im Hinblick auf die 
Integrationsförderung in verfassungskonformer und damit meinungsneutra- 
ler Auslegung nicht als Pflicht zur integrationsfreundlichen, sondern zur viel- 
fältigen Berichterstattung über verschiedene Lebensbereiche aufzufassen. 
Als absolut unzulässig gelten spätestens staatliche Vorgaben, die das Vertreten 
bestimmter Meinungen oder Werte oder die Darstellung bestimmter Informati- 
onen.oder Tätigkeiten z.B. staatlicher Organevorschreiben (z.B. sog. weisse bzw. 
Positivlisten). Dasselbe gilt für staatliche Vorgaben, welche die Verwendung 
bzw. Darstellung bestimmter Begriffe, Personennamen oder Themen verbieten, 
etwa weil sie als politisch sensibel oder als staatskritisch erachtet werden 
(z.B. sog. schwarze bzw. Negativlisten). 


e  Verwaltungsverfahren (Erteilung bzw. Abschluss von Leistungsaufträgen 
oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen) und Rechtsschutz 


Staatliche Einflussnahme auf Medieninhalte wird umso eher ermöglicht, je 
grösser die materielle und formelle Flexibilität der rechtsanwendenden Be- 
hörde ist. Besonders bei für Medienorganisationen wichtigen Entscheiden 
besteht die Gefahr, dass sich inhaltsbezogene Ermessensspielräume bereits 
im Vorfeld als Druckmittel oder gar als «Selbstzensur» auf Medienorganisa- 
tionen auswirken. Entsprechend dürfen der entscheidenden Behördebei der 
Erteilung bzw. beim Abschluss von für Medienorganisationen bedeutsamen 
Leistungsaufträgen oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen prin- 
zipiell keine Ermessensspielräume eingeräumt werden, die sachfremde, an 
den Inhaltknüpfende Erwägungen bei der Rechtsanwendungerlauben. Aller- 
dings verschliessen sich staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Medien aufgrund ihrer grundsätzlichen Inhaltsnähe in der Regeleiner hohen 
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materiellen Bestimmtheit. Deshalb ist die behördliche Flexibilität zwecks Ver- 
hinderung eines beherrschenden staatlichen Einflusses auf die publizistische 
Tätigkeit besonders bei für Medienorganisationen wichtigen Entscheiden pri- 
mär formell durch erhöhte Anforderungen an das Verwaltungsverfahren, etwa 
in Bezugaufdie Begründungspflicht und die Transparenz, oder an das gericht- 
liche Kontrollverfahrengering zu halten. In diesem Zusammenhangist auch die 
mehrjährige Dauer von Leistungsaufträgen, Finanzhilfeverfügungen oder 
-vereinbarungen zu nennen, die im Hinblick auf die Reduzierungbehördlicher 
Flexibilität eine grundrechtlich geeignete Sicherungsmassnahme darstellt. 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbots 
nicht ausgeschlossen werden können, wird ein sich aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 
und Art. 93 Abs. 3BV ergebender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechts- 
schutz angenommen. Ein hinreichender Rechtsschutz ist auch mit Blick auf 
Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK zu gewährleisten. 


C. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche Beaufsichtigung 
von Medien 
e  Einräumungvon Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeiti.e.S. in Tätigkeits- 
bereichen mit publizistischer Relevanz (funktionale Staatsunabhängigkeit) 
o Aufsichtsumfang: Keine Fach- und uneingeschränkte Rechtsaufsicht über 
publizistisch relevante Tätigkeiten (Autonomiebereich) 


Das Beherrschungsverbot gebietet die Gewährleistung von Autonomie i.e.S. 
bzw. von funktionaler Staatsunabhängigkeit beider Wahrnehmung von Tätig- 
keiten mit publizistischer Relevanz. Da der Staat mittels eigener Zweckmäs- 
sigkeitserwägungen die publizistische Tätigkeit steuern könnte, ist eine staat- 
liche Fach- bzw. Sachaufsicht sowie uneingeschränkte Rechtsaufsicht über pub- 
lizistisch relevante Tätigkeitsbereiche ausgeschlossen. Dies betrifft nebst dem 
Bereich der eigentlichen Inhaltsproduktion insbesondere auch den publizis- 
tisch relevanten Personal- und Finanzbereich. Sind hingegen Tätigkeitsbe- 
reiche betroffen, die sich in keiner erdenklichen Weise auf die Produktion 
medialer Inhalte auswirken können, wie z.B. technische Aspekte der Über- 
tragung und Aufbereitung sowie des Empfangs von Medieninhalten, ist eine 
Fachaufsicht bzw. eine uneingeschränkte Rechtsaufsicht nichtgrundsätzlich 
unzulässig. Dabeiist eine beherrschende Einflussnahme erst dann zubejahen, 
wenn insbesondere aufgrund der zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel 
der Anschein erweckt wird, dass der Staat die Zweckmässigkeit publizistisch 
relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise, sei diesindividuell-konkret oder 
generell-abstrakt, bestimmen kann. 
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o Aufsichtsmittel, Aufsichtsverfahren und Rechtsschutz 


Die steuerungsintensivsten Aufsichtsmittel des Selbsteintritts und der Ersatz- 
vornahme sind aufgrund ihres starken Mitbestimmungscharakters in allen 
Aufsichtsbereichen unabhängig von ihrer publizistischen Relevanz ver- 
boten. Als vollstreckende Sanktionsmittel verbleiben somit lediglich das 
Aussprechen von Sanktionen oder Bussgeldern und als «ultima ratio» der 
Widerrufbzw. Rücktritt von Leistungsaufträgen oder von Finanzhilfever- 
fügungen bzw. -vereinbarungen sowie Mittelkürzungen und -rückforde- 
rungen. Das lenkungsintensive und daher einer formell-gesetzlichen Grund- 
lage bedürfende Weisungsrecht ist im Autonomiebereich insoweit zulässig, 
als es lediglich im Rahmen einer auf eine Evidenzkontrolle beschränkten 
Rechtsaufsicht ausgeübt wird. Als mildere Aufsichtsinstrumente sind etwa 
Beratungs- und Beanstandungsbefugnisse unbedenklich. In Bezug auf Auf- 
sichtszeitpunkt und -modalitäten sind in publizistisch relevanten Tätigkeits- 
bereichen Genehmigungsrechte mit Blick auf das Verbot systematischer 
Vorzensur sowohlim Rahmen der Fach- als auch der Rechtsaufsicht als unzu- 
lässigund präventive Weisungsrechte in Kombination mit Vorlegungspflich- 
ten oder systematischen Prüfverfahren zumindest als problematisch zu 
bezeichnen. Ähnlich ermöglichen Vertretungs-, Wahl- und Abberufungs- 
rechte in Bezug auf Führungspersonen von Medienorganisationen sowie 
uneingeschränkte Informationsrechte bzw. gleichlaufende Berichterstat- 
tungspflichten eine systematische staatliche Überwachung, weshalb sie dem 
Anschein einer Steuerung derZweckmässigkeit nahekommen und daher als 
schwere Grundrechtseingriffe unabhängig von der öffentlich- oder privat- 
rechtlichen Rechtsform der Medienorganisation eine formell-gesetzliche 
Grundlage erfordern. 

Da die Rechtsnormen, deren Einhaltung beaufsichtigt wird, in publizis- 
tisch relevanten Tätigkeitsbereichen regelmässig unbestimmt formuliert 
sind, ist die behördliche Flexibilität besondersbei für Medienorganisationen 
bedeutsamen Aufsichtsentscheiden primär formell durch erhöhte Anforde- 
rungen an das Aufsichtsverfahren, etwa in Bezugauf die Transparenz und die 
Begründungspflicht, oder an das gerichtliche Kontrollverfahren gering zu halten. 

Spätestens wenn Verletzungen des Beherrschungsverbots nicht ausge- 
schlossen werden können, wird ein sich aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 und Art. 93 
Abs. 3BV ergebender absoluter Anspruch aufgerichtlichen Rechtsschutz ange- 
nommen. Ein hinreichender Rechtsschutz ist auch aus der Perspektive von 
Art. 6 Ziff. 1 und Art.13 EMRK zu gewährleisten. 
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o Zwischenfazit: Auslagerungsgebot bzw. Verbot staatlicher Leitung 
publizistisch relevanter Tätigkeiten 


Der Ausschluss der Fachaufsicht über publizistisch relevante Tätigkeiten 
bedingteine Durchbrechung des Hierarchieprinzips und damit die Auslage- 
rung solcher Tätigkeiten auf einen in dieser Hinsicht funktional unabhängi- 
gen bzw. autonomen Aufgabenträger ausserhalb der drei Staatsgewalten. Mit 
anderen Worten ist es dem Staat verboten, die Zweckmässigkeit publizistisch 
relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Art und Weise, sei dies mittels generell- 
abstrakter oder individuell-konkreter Vorgaben, zu bestimmen, womit das 
Beherrschungsverbot als Leitungsverbot betreffend solche Tätigkeiten zu ver- 
stehen ist. Ebenfalls verboten ist dem Staat die Lenkung, Kontrolle und Steu- 
erungvon publizistisch relevanten Tätigkeitsbereichen, sofern ihm dadurch 
das Anstellen von Zweckmässigkeitsüberlegungen ermöglicht wird. 


o Gesetzliche Gewährleistung der Autonomie bzw. 
Staatsunabhängigkeit i.e.S. 


Betreffend öffentlich-rechtliche Aufgabenträger muss die Autonomie bzw. 
Unabhängigkeit bei der Wahrnehmung von Tätigkeiten mit publizistischer 
Relevanz explizit formell-gesetzlich gewährleistet werden, um vor staatlichen 
Organen effektiven Bestand zu haben. Als gleichwertig wird auch das Vor- 
sehen der Weisungsfreiheit des Aufgabenträgers im Autonomiebereich er- 
achtet. Die Privatautonomie privatrechtlicher Aufgabenträger hingegen 
bestehtzwar auch ohne ausdrückliche gesetzliche Gewährleistung, doch ist 
eine solche mit Blick auf das Staatsunabhängigkeitsgebot zur Verhinderung 
des Anscheins der Beherrschung auch bei privatrechtlichen Aufgabenträ- 
gern verfassungsrechtlich angezeigt, wenn gleichzeitig — was nur auf Bundes- 
ebene rechtlich zulässigist - lenkungsintensive Aufsichtsmittel wie Weisungs- 
oder Genehmigungsrechte betreffend publizistisch relevante Tätigkeiten 
oder Vertretungs-, Wahl- und Abberufungsbefugnisse gesetzlich vorgesehen 
werden. 


e Keine Beherrschung der Führung von Medienorganisationen 
(institutionelle und personelle Staatsunabhängigkeit) 

o Keine staatlichen Wahl- oder Genehmigungsrechte betreffend Mitglieder 
operativer Führungsgremien sowie das Personal publizistisch relevanter 
Bereiche (Personalautonomie) 

Aufgrund des Wegfalls bestimmter lenkungsintensiver Aufsichtsmittel wie 


etwa fachaufsichtsrechtlicher Weisungsrechte stellen staatliche Wahl- und 
Abberufungsrechte in Bezugauf Führungspersonen zentrale Aufsichtsmittel 
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dar, umden durch die Auslagerung der Aufgabenerfüllungbewirkten Verlust 
demokratischer Legitimation zu kompensieren. Staatsvertreter ermögli- 
chen die fortlaufende Information der Aufsichtsbehörde über die Geschäfts- 
führung. Können sie zudem mittels Stimmrechts an der Leitung der Medien- 
organisation partizipieren und sind sie weisungsgebunden, kann der Staat die 
Entscheidfindung der Führung am effektivsten beeinflussen. Dies ist selbst 
dann möglich, wenn der Staatlediglich ein einziges Mitglied eines Führungs- 
gremiums ernennt. So kann der Meinung des Staatsvertreters etwa aufgrund 
seiner Stellung, seines Sachverstands oder der finanziellen Abhängigkeit der 
Medienorganisation von staatlichen Mitteln ein erhöhtes Gewicht zukom- 
men. Mit der Weisungsbefugnis gleichzustellen ist eine Personenidentität zwi- 
schen Regierungsmitglied oder Staatsangestelltem auf der einen und Staats- 
vertreter auf der anderen Seite, da ein Regierungsmitglied gegenüber der 
Regierung und ein Staatsangestellter gegenüber der hierarchisch höheren 
Stelle weisungsgebunden ist. 

Selbst ohne Weisungsbindungen oder Personenidentitäten eröffnen staat- 
liche Benennungsrechte dem Staat die Möglichkeit, das Stimmverhalten des 
Staatsvertreters (wenn auch nur mittelbar) zu steuern, da die Drohung der 
Abberufungbzw. der Nichtwiederwahl einen hohen Anpassungsdruck bewir- 
ken kann. Dadurch wird es dem Staat zwar nicht ermöglicht, die publizisti- 
sche Tätigkeit punktgenau zu beherrschen, doch wird der mit Blick auf das 
Beherrschungsverbot unzulässige Anschein erweckt, der Staat könne die 
Zweckmässigkeit solcher Tätigkeiten zumindest grob bzw. richtunggebend 
bestimmen. Dasselbe gilt für staatliche Genehmigungsrechte in Bezug auf 
Führungspersonen. Personalpolitik ist mit anderen Worten stets vorwegge- 
nommene Inhaltspolitik. Dementsprechend dürfen sich staatliche Wahl- oder 
Genehmigungsrechte keinesfalls aufMitglieder des für dieeigentliche Führung 
publizistisch relevanter Tätigkeiten zuständigen operativen Führungsgremiums 
beziehen. Dasselbe gilt auch betreffend das restliche Personal zumindest in 
Tätigkeitsbereichen mit publizistischer Relevanz. 


o Keine Einzelweisungsbefugnis strategischer Führungsgremien mit 
Staatsvertretern in Bezug auf die laufende Inhaltsproduktion (Autonomie 
der Geschäftsleitungund des Personals bei der Inhaltsproduktion) 


Um zu verhindern, dass ein mit Staatsvertretern besetztes strategisches 
Führungsgremium selber operativ tätig werden kann, darf die strategische 
Führung die laufende Inhaltsproduktion nicht mittels Einzelweisungen über- 
wachen. 
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o Keine starke Minderheitsposition von Staatsvertreternin 
strategischen Führungsgremien (Grundsatz: Drittelsgrenze) 


Da strategische Führungsgremien die Geschäftsleitung wählen und abberu- 
fen können, Aufgaben der Budgetierung und eine fachaufsichtsrechtliche 
Über wachungsfunktion in Bezug auf die Inhaltsproduktion wahrnehmen, 
ist weiter zu gewährleisten, dass dieStaatsvertreter in strategischen Führungs- 
gremien keine starke Minderheitsposition innehaben. Die verfassungsrecht- 
lich heikle Grenze dürfte grundsätzlich bei über einem Drittel Staatsvertreter 
überschritten sein, wobei von verschiedenen staatlichen Organen bestellte 
Vertreter «ungeschwächt» zusammenzuzählen sind. Gliedert sich das stra- 
tegische Führungsgremium in Ausschüsse, ist eine starke Minderheitsposi- 
tion der Staatsvertreter auch in diesen auszuschliessen, da sowohl Strategie-, 
Personal- oder Finanzausschüsse Entscheide mit weitreichenden Einfluss- 
möglichkeiten auf die Inhaltsproduktion massgeblich vorprägen. 


o Weisungsfreiheit von Staatsvertretern in strategischen 
Führungsgremien und umfassende Inkompatibilitätsregeln 
(personelle Staatsunabhängigkeit) 


Angesichts der Tatsache, dass der Meinung von Staatsvertretern aufgrundihrer 
Stellung, ihres Sachverstands oder der finanziellen Abhängigkeit der Medien- 
organisation von staatlichen Mitteln ein erhöhtes Gewichtzukommen kann, 
ist die zahlenmässige Begrenzung der Staatsvertreter alleinenicht geeignet, 
deren starke Minderheitsposition in strategischen Führungsgremien aus- 
zuschliessen. So wird das Gewicht eines Staatsvertreters intensiviert, wenn 
dieser weisungsgebunden bzw. gleichzeitig Mitglied oder Angestellter einer 
Behörde ist. Zur wirksamen Eindämmung dieser Gefahr sind die Weisungsfrei- 
heit von Staatsvertretern sowie umfassende Inkompatibilitätsregelungen ins- 
besondere für Fälle zu fordern, in welchen Medienorganisationen öffentliche 
oder von staatlichen Privilegien abhängige private Aufgaben wahrnehmen. In 
Bezug auf die Inkompatibilität gilt dasselbe auch für die nichtstaatlichen Mit- 
glieder des strategischen (und erst recht des operativen) Führungsgremiums. 


o Erfordernis der eigenen Rechtspersönlichkeit öffentlich-rechtlicher 
Medienorganisationen (institutionelle Staatsunabhängigkeit) 


Die öffentlich- oder privatrechtliche Rechtsform von Medienorganisationen ist 
mit Blick auf das Beherrschungsverbot insofern nicht entscheidend, als beide 
Organisationsformen zu gewährleisten vermögen, dass der Staat nicht mit- 
tels unzulässiger Ernennungs- oder Genehmigungsrechte die Führung und 
dadurch (mittelbar) die Inhaltsgestaltung beherrschen kann. Hierfür müssen 
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öffentlich-rechtliche Medienorganisationen jedoch zwingend über eigene 
Führungsorgane und somit über eine eigene Rechtspersönlichkeit verfügen. 


o Geeignete Rechtsformen für Medienorganisationen: Öffentlich- oder 
privatrechtliche Körperschaft (Ausnahme: kantonale spezialgesetzliche 
Aktiengesellschaft) 


Des Weiteren muss die öffentlich- oder privatrechtliche Rechtsform kollegiale 
Führungsgremien ermöglichen, deren Mitglieder grossmehrheitlich von Pri- 
vaten ernannt werden. Dies bedingt, dass die Organisationsform mitglied- 
schaftliche Elemente aufweist, weshalb sich mit Blick auf das Gebot der For- 
menwahrheitund-klarheit die Körperschaftfür Medienorganisationen besser 
eignet als die Anstalt oder Stiftung. Unzulässigist allerdings die kantonale spe- 
zialgesetzliche Aktiengesellschaft, da Art.763 Abs. 1 OR hierfür einen bedeuten- 
den staatlichen Einfluss auf die Verwaltungsratszusammensetzungverlangt. 


o Zulässigkeit staatlicher Statutengenehmigungsrechte (Organisations- 
autonomie [Ausnahme: kantonalrechtlicheStatutengenehmigungsrechte]) 


Auch staatliche Statutengenehmigungsrechte sind abgesehenvon kantonalrecht- 
lichen Statutengenehmigungsrechten als zulässig zu bezeichnen, da sich der 
Staat alleine damit noch keine unzulässigen Aufsichtsrechte einräumen kann. 


o Keine potenzielle faktische Stimmrechtsmacht des Staats innerhalb von 
Körperschaften (Grundsatz: Drittelsgrenze) 


Sind Medienorganisationen als Körperschaften etwain der Form der Aktien- 
gesellschaft organisiert, gilt es den Anschein auszuschliessen, dass der Staat 
durch seine Mitgliedschaftsrechte die Führungsorgane zu beherrschen ver- 
mag. Dies ist der Fall, wenn der Staat mittels einer faktischen Stimmrechts- 
machtan der Generalversammlung nebst dem Statuteninhalt den gesamten 
Verwaltungsrat bestimmen kann. So sorgt der von der Generalversammlung 
abhängige Verwaltungsrat für gewöhnlich auch ohne Staatsvertreter dafür, 
dass ein von der Aktionärsmehrheit abweichendes Verhalten der Geschäfts- 
führung nicht lange anhält. Damit kann ein Aktionär mit faktischer Stimm- 
rechtsmacht sowohl im Rahmen direkter als auch indirekter Beteiligungen 
mittelbar auch die Geschäftsleitung beherrschen. Die Gefahr einer faktischen 
Stimmenmehrheit ist sowohl bei einem grossen als auch bei einem kleinen 
Aktionariat erhöht und kann dadurch wirksam ausgeschlossen werden, dass 
der Staat nicht mehr alseinen Drittelder Stimmrechtebesitzt. Auf Bundesebene 
bestehteine Ausnahme vom Grundsatz der Drittelsgrenze für spezialgesetz- 
liche Körperschaften, deren Organisationsbestimmungen vorsehen, dass die 
strategische Führung grossmehrheitlich von Privaten ernannt wird. 
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o Zwischenfazit: Medienorganisationen nicht als öffentliche bzw. 
staatliche, sondern als institutionell zwingend der gesellschaftlichen 
Sphäre zuzuordnende private Unternehmen 


Die vorangehenden Ausführungen führen zum Schluss, dass Medienorganisa- 
tionen keine öffentlichen bzw. institutionell dem Staatzuzurechnende, sondern 
nur private bzw. der gesellschaftlichen Sphäre zuzuordnende Unternehmen dar- 
stellen dürfen. So setzt das Vorliegen eines Öffentlichen Unternehmens gerade 
voraus, dass der Staat die Unternehmensführungtatsächlich massgeblich und 
damit beherrschend beeinflussen kann. Der Beherrschungstatbestand von 
Art.17 und Art.93 Abs.3 BV hingegen ist bereits beim blossen Anschein einer 
beherrschenden Einflussnahme auf die Inhaltsgestaltungerfüllt. Keine verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken bestehen gegen blosse staatliche Unternehmensbe- 
teiligungen mit Anlage- oder Finanzhilfecharakter, wobei sog. einflussbegrün- 
dende Beteiligungen an Medienorganisationen - bei Aktiengesellschaften ab 
einer Beteiligung von 10% - aufgrund der damit verbundenen möglichen pub- 
lizistischen Relevanz stets die Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllen müssen. 


o Grundrechtsbindung von Medienorganisationen: 
Direkte Grundrechtsbindung nur bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 


Entsprechend der verbotenen institutionellen Zurechnung von Medienorgani- 
sationen zum Staat können diese im Licht von Art. 35 Abs. 2 BV nichtinstitu- 
tionell, sondern nur funktionellaufgrund der Wahrnehmung öffentlicher Auf- 
gaben direkt an die Grundrechte gebunden sein. In diesem Kontext sind bei 
Fragen des Zugangs Dritter zum redaktionellen Teil eines Medienprodukts 
die sich gegenüberstehenden grundrechtlichen Interessen dahingehend aus- 
zugleichen, als lediglich eine Bindung der Medienorganisation an das allge- 
meine Rechtsgleichheitsgebot und an das Willkürgebot anzunehmen ist. Im 
Übrigen steht es dem Gesetzgeber unter der Voraussetzung der Beachtung 
von Art.17 BV bzw. des Verhältnismässigkeitsprinzips frei, Medienorganisa- 
tionen unabhängig von der Erfüllung öffentlicher Aufgaben einer indirekten 
Grundrechtsbindung zu unterwerfen (vgl. Art. 35 Abs. 3BV). 


D. Besondere Mindestanforderungen an die staatliche Finanzierung von 
Medien (finanzielle Staatsunabhängigkeit) 

« Allgemein: Gewährleistung erheblicher Ermessensspielräume bei der 
Verwendung publizistisch relevanter Finanzmittel (materielle finanzielle 
Autonomie) 


Die Effektivität des Verbots staatlicher Zweckmässigkeitserwägungen in Tätig- 
keitsbereichen mit publizistischer Relevanz bedingt, dass Medienorganisa- 
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tionen in solchen Tätigkeitsbereichen auch bei Finanzentscheidungen über 
einen erheblichen Ermessensspielraum verfügen. Somit haben Medienor- 
ganisationen zwingend bezüglich der Verwendung publizistisch relevanter 
Finanzmittel, nicht jedoch betreffend deren Bestimmung, über eine materielle 
finanzielle Autonomie zu verfügen. Damit ist verfassungsrechtlich nicht aus- 
geschlossen, dass Finanzmittel von Medienorganisationen mehrheitlich vom 
Staat bestimmt werden. 


o Ausgliederung des Budgets von Medienorganisationen aus dem 
allgemeinen Staatshaushalt (formelle finanzielle Autonomie bzw. 
Budgetautonomie) 


Um zu verhindern, dass die Regierung oder das Parlament im Rahmen des 
Voranschlagsprozesses in die Verwendung der finanziellen Mittel hineindi- 
rigieren kann, müssen Medienorganisationen über eine verselbständigte 
Rechnungsführungund entsprechend über ein eigenes Budget verfügen (for- 
melle finanzielle Autonomie bzw. Budgetautonomie). Das aus dem Staatsunab- 
hängigkeitsprinzip fliessende Beherrschungsverbot gebietet folglich auch 
die Ausgliederung des Budgets von Medienorganisationen ausdem allgemeinen 
Staatshaushalt. 


o Globale Zuweisung staatlicher Mittel für publizistisch relevante 
Tätigkeitsbereiche (materielle finanzielle Autonomie) 


Staatliche Behörden können die Inhaltsproduktion auch durch die Art der 
Zuweisung Öffentlicher Mittel beherrschen. So kommt der verbotenen Ein- 
gliederung des Budgets einer Medienorganisation in den Staatshaushalt der 
Umstand nahe, dass die öffentlichen Mittel für publizistisch relevante Tätig- 
keitsbereiche entsprechend der für die Inhaltsproduktion effektiv anfal- 
lenden Kosten zugewiesen werden und dadurch eine bestimmte Weise der 
Inhaltsgestaltungbewirkt wird. Öffentliche Mittel für Tätigkeiten mit publizis- 
tischer Relevanz sind somit zwingend global mittels Globalbudgets zuzuwei- 
sen. Dadurch wird der Betragnicht an eine bestimmte Art der Aufgabenerfül- 
lung, sondern lediglich an die Erbringung von Leistungen bzw. Produkten 
geknüpft. Mit Blick auf die verfassungsrechtlich zu gewährleistenden Ermes- 
sensspielräume beider Inhaltsproduktion müssen den Globalbudgets gleich- 
zeitig Leistungsaufträge oder Finanzhilfeverfügungen bzw. -vereinbarungen 
gegenüberstehen, die in Bezug aufinhaltsnahe Aufgabengegenstände bzw. 
Produkte einen geringen Detaillierungsgrad aufweisen. 
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o Zulässigkeit der Finanzierung aus dem Staatshaushalt 
(materielle finanzielle Autonomie): Grundsatz geringer staatlicher 
Ermessensspielräume 


Werden Medienorganisationen Finanzmittel aus dem Staatshaushalt zuge- 
wiesen, reichen staatliche Ermessensspielräume im Voranschlagsprozess für 
sich alleine betrachtet noch nicht für den Anschein einer beherrschenden 
Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion aus. Je grösser allerdings die finan- 
zielle Abhängigkeit der Medienorganisation von den betreffenden Mitteln, 
umso eher können sich Entscheidungsspielräume des Staats bei der Finan- 
zierungsentscheidung als beherrschende Beeinflussung der Inhaltsproduk- 
tion auswirken. Vor diesem Hintergrund vermag eine gesetzliche Festlegung 
staatlicher Zuschüsse oder gar eine gesetzliche Grundentscheidung für die 
Gebühren- bzw. Abgabefinanzierung die Beherrschungsgefahr insoweit zu 
verringern, als staatliche Ermessensspielräume dadurch verkleinert werden 
und Medienorganisationen mittelfristig eine gewisse Finanzplanungssicher- 
heit haben. Mit anderen Worten ist die Finanzierung von Medien aus dem 
Staatshaushaltverfassungsrechtlich umso heikler, je weiter die diesbezüglichen 
Ermessensspielräume staatlicher Behörden sind und je grösser die Abhängig- 
keit der Medienorganisationen von den fraglichen öffentlichen Mitteln ist. 


o Finanzierungsfestsetzungsverfahren und Rechtsschutz 


Genauso wiesich staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien 
aufgrund von deren grundsätzlicher Inhaltsnähe in der Regel einer hohen 
materiellen Bestimmtheit verschliessen, kann die Höhe der zur Aufgabenerfül- 
lung erforderlichen finanziellen Mittel nicht anhand exakter Massstäbe fest- 
gelegtwerden. Gerade diese regelmässig unbestimmte Umschreibung der zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Mittel eröffnet dem Staat die Möglichkeit, 
im Rahmen der Finanzierungsfestsetzunginhaltsgeleitete oder medienpoli- 
tische Zwecke zu verfolgen und damit quasi durch die Hintertür verdeckt auf die 
Inhaltsgestaltung Einfluss zu nehmen. Besonders betreffend Medienorganisa- 
tionen, die mehrheitlich von den fraglichen öffentlichen Mitteln abhängig sind, 
können sich grosse materielle Ermessensspielräume als beherrschender staat- 
licher Einfluss auf die publizistische Tätigkeit auswirken. Für solche Fälle muss 
die behördliche materielle Flexibilität durch erhöhte Anforderungen an das Fi- 
nanzierungsfestsetzungsverfahren, etwa in Bezug aufdie Begründungspflichtund 
die Transparenz, oder an das gerichtliche Kontrollverfahren kompensiert wer- 
den. In diesem Zusammenhangist auch die Finanzierungsfestsetzungüber einen 
längeren Zeitraum zu nennen, die im Hinblick auf die Reduzierung behördlicher 
Flexibilität eine grundrechtlich geeignete Sicherungsmassnahme darstellt. 
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Im Sinne des prozeduralen Grundrechtsschutzes sind insbesondere für mehr- 
heitlich von öffentlichen Mitteln abhängigen Medienorganisationen die Grund- 
sätze der Inhaltsneutralität und akzessorietät der Finanzierungsfestsetzung 
aufzustellen: Ist es dem Staat bei der allgemein zu haltenden Umschreibung 
inhaltsbezogener Vorgaben in Bezug aufdie Aufgabenerfüllung durch Medien 
noch erlaubt, inhaltliche Erwägungen einfliessen zu lassen und damit auch 
den Finanzbedarfzu umgrenzen, hat die Festsetzung der für die Aufgabener- 
füllung erforderlichen Mittel frei von medienpolitischen oder inhaltlichen 
Zwecksetzungen zu erfolgen. Ausgangspunkt der Finanzierungsfestsetzung 
haben somit grundsätzlich die publizistischen Entscheidungen der Medien- 
organisationen und ihre daraus im Wege der Inhaltsakzessorietät folgenden 
Finanzierungsbedarfe zu sein. Möchte der Staat von diesem Finanzierungsbe- 
darfabweichen, darfer dies nur aus Gründen der unwirtschaftlichen Betriebs- 
führung oder der Belastung der Steuer- oder Abgabezahler tun. 

Spätestens wenn Verletzungen des absoluten Beherrschungsverbots 
nicht ausgeschlossen werden können, wird ein aus Art. 29a i.V.m. Art. 17 bzw. 
Art. 93 Abs. 3 BV fliessender absoluter Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz 
gegen die staatliche Finanzierungsfestsetzungangenommen. Ein hinreichen- 
der Rechtsschutz ist auch aus der Perspektive von Art.6Ziff.ıund Art.13 EMRK 
zu gewährleisten. 


o Finanzaufsichtsumfang: Keine uneingeschränkte Wirtschaftlichkeits- 
und Sparsamkeitskontrolle von publizistisch relevanten Ausgaben 
(Autonomiebereich) 


Zur Vermeidung einer staatlichen Fachaufsicht über publizistisch relevante 
Tätigkeitsbereiche dürfen auch Finanzentscheidungen, die sich auf die Inhalts- 
produktion auswirken können, lediglich unter dem Blickwinkel einer einge- 
schränkten Rechtsaufsicht beaufsichtigt werden. Dasowohl die Kriterien der 
Wirtschaftlichkeit als auch der Sparsamkeit keine eindeutig objektivierbaren 
Prüfungsparameter aufweisen - die Qualität von Medieninhalten ist finanziell 
nicht messbar —, kann eine extensive Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeits- 
kontrolle schnell in eine Fachaufsicht münden. Betreffend Ausgaben mit 
publizistischer Relevanz darffolglich lediglich geprüft werden, ob die Mittel- 
verwendung wie im Budget veranschlagt und damit ordnungsgemäss abge- 
rechnet wurde und ob kein offensichtlich verschwenderisches Finanzgebaren 
vorliegt. Mit anderen Worten ist Medienorganisationen bei der Beurteilungder 
Wirtschaftlichkeitund Sparsamkeit von publizistisch relevanten Ausgaben zwin- 
gend ein Beurteilungsspielraum zu belassen und Verstösse nur in evidenten Fäl- 
len festzustellen. Zu den Ausgaben mit publizistischer Relevanz gehören auch 
die Löhne der in publizistisch relevanten Bereichen arbeitenden Personen. 
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Ausgaben ohneersichtliche publizistische Relevanz hingegen - so etwa Unter- 
haltskosten für Produktionsfahrzeuge, Verwaltungs- oder Baukosten - sind 
einer uneingeschränkten Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitskontrolle 
grundsätzlich zugänglich. Zudem dürfte eine Fachaufsicht nur dann verboten 
sein, wenn insbesondere aufgrund der zur Verfügung stehenden Aufsichtsmit- 
tel der Anschein erweckt wird, dass der Staat die Zzweckmässigkeit publizis- 
tisch relevanter Tätigkeiten in irgendeiner Weise bestimmen kann. 


o Finanzaufsichtsmittel: Keine Genehmigungsrechtein Bezug auf 
das Budget und auf Ausgabenbeschlüsse mit publizistischer Relevanz 


Was die Mittel und den Zeitpunkt der Finanzaufsicht angeht, wäre es im Licht 
der verbotenen systematischen Vorzensur heikel, geplante publizistisch 
relevante Ausgaben einer Genehmigungspflicht zu unterwerfen. Staatliche 
Genehmigungsrechte in Bezug auf das Budget oder publizistisch relevante 
Finanzbeschlüsse sind besonders dann unzulässig, wenn eine Nichtgenehmi- 
gungdazu führt, dass die Medienorganisation nichtmehr rechtmässighandeln 
kann. Soistes der Aufsichtsbehörde dadurch zwar nicht möglich, das Budget 
selber zu gestalten, doch erhält sie aufgrund der drohenden Nichtgenehmi- 
gung faktische fachaufsichtsrechtliche Gestaltungsspielräume und kann 
dadurch, wenn auch nur indirekt, an der Leitung von Medienorganisationen 
mitwirken. Staatliche Weisungsrechte in Bezug auf publizistisch relevante 
Ausgaben im Budget oder in Ausgabenbeschlüssen sind dann problematisch, 
wenn deren Ausübungsmodalität einem systematischen Prüfverfahren nahe- 
kommt. Vor dem Hintergrund des Beherrschungsverbots unproblematisch 
sind Genehmigungs- und Weisungsrechte betreffend den Geschäftsbericht 
und die Jahresrechnung, da die darin ausgewiesenen Ausgaben bereits getätigt 
wurden. Solche Aufsichtsinstrumente dienen, wie auch Informationsrechte 
oder Berichterstattungspflichten, nur als Grundlage für die (grundsätzlich 
eingeschränkte) Finanzaufsicht. Ebenso unproblematisch sind (grundsätzlich 
eingeschränkte) Wirtschaftlichkeitskontrollen des Budgets zur präventiven 
Ermittlung des Finanzbedarfs im Rahmen der Festsetzung der staatlichen 
Finanzierung bzw. zur Reduktion oder Rückforderung bereits zugewiesener 
Finanzmittel. So wirken sich solche Kontrollen weniger direkt auf die publi- 
zistische Tätigkeit aus, als wenn sie im Kontext von Budgetgenehmigungen 
durchgeführt werden. 


E. Mindestanforderungen an die behördlichen Zuständigkeiten 
im Medienbereich 


Wie aus den vorangehenden Ausführungen hervorgeht, besteht betreffend 
staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch Medien sowie deren 
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staatliche Beaufsichtigung und Finanzierung die Gefahr, dass der Staat durch 
die Wahrnehmung seiner Zuständigkeiten insbesondere bei der Anwendung 
offener Gesetzesbestimmungen die publizistische Tätigkeit beeinflusst und 
dadurchin den Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots eingreift. Im 
Kontext des Organisationsrechts i.e.S. kann die Befreiung der entscheiden- 
den Behördevon Weisungen politischer Behörden wie der Regierung dazu bei- 
tragen, dass die Entscheidfindung von sachfremden, politisch motivierten 
Erwägungen abgeschirmt wird. Damit kann die Unabhängigstellung von 
Behörden insbesondere in Tätigkeitsbereichen mit hoher Gefahr staatlicher 
Einflussnahme eine geeignete Organisationsmassnahme darstellen, um die 
Staatsunabhängigkeit von Medienorganisationen zu stärken. 

Allerdings geht die Errichtung unabhängiger Behörden mit einer Schwä- 
chung der demokratischen Legitimation der Entscheidfindung einher, da die 
sachlich-inhaltliche Legitimation sowohl durch die fehlende Weisungsgewalt 
als auch durch regelmässig grosse Handlungsspielräume der unabhängigen 
Behörde geschwächt wird. Die geringere demokratische Legitimation unab- 
hängiger Behörden ist im Anwendungsbereich offener Rechtsnormen dann 
problematisch, wenn Entscheide mit politischer Tragweite gefällt werden. 
Als Kompensation des Legitimationsverlusts verbleiben lediglich eine unein- 
geschränkte gerichtliche sowie eine verstärkte parlamentarische Kontrolle 
von deren Tätigkeit. 

Die Frage, in welchen Regelungsbereichen die Vorteile einer Unabhän- 
gigkeit der zuständigen Behörde die Nachteile des Verlusts demokratischer 
Legitimation aufwiegen können, stellt grundsätzlich einen dem Gesetzgeber 
obliegenden wertenden Abwägungsentscheid dar. 

Für die Zuständigkeit unabhängiger Behörden spricht die hohe Gefahr 
der Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion, dieinjenen Bereichen besteht, 
die hierfür eine wesentliche Bedeutungaufweisen sowie von grossen inhalts- 
bezogenen Ermessensspielräumen geprägt sind. Dazu gehören insbeson- 
dere die Zulassung oder die Auswahl unter mehreren Gesuchstellern bei der 
Verteilung knapper Ressourcen sowie die Aufsicht über die eigentliche Inhalts- 
produktion. In solchen Bereichen vermag die Zuständigkeit unabhängiger 
Behörden die Gefahr zu verringern, dass sich Medien bereits im Vorfeld einer 
«Selbstzensur» unterwerfen. So sind die Medien dadurch weniger direkt der 
Gefahr unsachlicher, politisch motivierter Erwägungen ausgesetzt, womit 
sich die Intensität des Grundrechtseingriffs verringert. Daraus istjedoch nicht 
ohne Weiteres zu schliessen, dass die Zuständigkeit unabhängiger Behörden 
in diesen sensiblen Bereichen verfassungsrechtlich geboten ist. Umgekehrt 
führen verfassungsrechtlich unzulässige Organisationsmassnahmen grund- 
sätzlich auch in den Händen unabhängiger Behörden zu unrechtmässigen 
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Grundrechtseingriffen, da diese als staatliche Akteure ebenfalls an das Staats- 
unabhängigkeitsgebot gebunden sind. 

Gegen die Unabhängigstellungunabhängiger Behörden spricht die politi- 
sche Dimension ihrer Entscheide, die besonders dann zu bejahen ist, wennin 
Anwendung offener Rechtsnormen wie dem Vielfaltsgebot oder der Inhalts- 
qualität hoheitlich über die Zulassung oder die Zuweisung knapper Mittel 
entschieden wird, der damit verbundene Einsatz öffentlicher Mittel hoch ist, 
grundrechtlich geschützte Lebensbereiche betroffen sind oder wenn gene- 
rell-abstrakte Regelungsbefugnisse mit Aussenwirkung zur Verfügungstehen. 
Vergleicht man die für und gegen die Zuständigkeit unabhängiger Behör- 
den im Medienbereich sprechenden Kriterien, fällt auf, dass fast alle sowohl 
für als auch gegen die Unabhängigkeit sprechen und sich mithin gegenseitig 
neutralisieren. 

Für die Zuständigkeitsverteilung zwischen den politischen Behörden des 
Parlaments und der Regierung sowie zwischen der Regierung und der Verwal- 
tungsind das Kriterium des demokratischen Legitimationsbedarfs sowie jenes 
der möglichst optimalen Aufgabenerledigung zu berücksichtigen. Dabei soll 
das Parlament für die wichtigsten Entscheidungen zuständig sein. Die alltäg- 
lich anfallenden Leitungsaufgaben hingegen sollen in den Händen der Regie- 
rungliegen. Ähnlich verläuft die Trennlinie betreffend die Zuständigkeiten 
der demokratisch stärker legitimierten Regierung und derihrem Wesen nach 
nicht politischen, lediglich ausführenden Verwaltung entlang des Politischen 
aufder einen und des Administrativen auf der anderen Seite. 

Auf Bundesebene kann die Zuständigkeit des nach der Parteienstärke in 
der Bundesversammlung proportional zusammengesetzten, kollegial organi- 
sierten Bundesrats, der verglichen mit Regierungen in rein parlamentarischen 
Demokratien eine grosse institutionelle Unabhängigkeit im politischen System 
geniesst, im Vergleich zur Zuständigkeit der Bundesversammlungeine sach- 
lichere bzw. weniger parteipolitisch orientierte Entscheidfindungbewirken. 
Zu einer weiteren Versachlichung führt die Vorbereitung der Bundesrats- 
geschäfte durch die prinzipiell politisch neutrale, eine höhere Sensibilität für 
verfassungsrechtliche Vorgaben aufweisende Verwaltung. Damit vermag die 
Zuständigkeit des Bundesrats insbesondere in Bereichen mit hoher Gefahr 
staatlicher Einflussnahme aufdie Inhaltsproduktion die Intensität des Grund- 
rechtseingriffs zu verringern. Demgegenüber birgt die Zuständigkeit eines 
Departements die Gefahr, dass durch diemonokratische Entscheidstruktur 
und die jeweilige Parteinähe des Departementsvorstehers missbräuchliche 
Gesichtspunktein die Entscheidungen Eingangfinden. Diese Gefahr besteht 
in gewisser Hinsicht allerdings auch bei der Zuständigkeit des Bundesrats, 
daaufgrund des faktischen Vorrangs des Departementsprinzips auch grund- 


Zusammenfassung 571 


legende Geschäfte bereits im vorbereitenden Departement entschieden oder 
inhaltlich zumindest vorgespurt werden. 


$5 Abgrenzung des Staatsunabhängigkeitsgebots zur staatlichen 
Öffentlichkeitsarbeit 


Aus der Optik des Demokratieprinzipsistes dem Staat nicht gänzlich verboten, 
die Willensbildung des Volkes zu beeinflussen. Vielmehr sind staatliche Infor- 
mationen gerade in einem Gemeinwesen wie die Schweiz, in welchem dem 
Stimmvolk weitreichende Entscheidrechte zukommen, unabdingbar für die 
Wahrnehmung der Vermittlungs- und Kontrollfunktion durch die Medien 
sowie der politischen Rechte durch die Bevölkerung. Entsprechend haben 
mit der Verankerung des Öffentlichkeitsprinzips auf Bundesebene undin 
fast allen Kantonen staatliche Kommunikationspflichten Eingangins Gesetz 
gefunden. Im Unterschied zur Medientätigkeit ist Staatskommunikation stets 
Kompetenzwahrnehmung und nicht Grundrechtsausübung. Während behörd- 
liche Öffentlichkeitsarbeit somit stets kompetenzgemässeunddaher thematisch 
begrenzte Verbreitung von Informationen aus dem eigenen Zuständigkeitsbe- 
reich darstellt, ist Medientätigkeitgrundrechtlich geschützte und damit thema- 
tisch unbegrenzte Informationsvermittlung aus einer Vielzahl verschiedener 
Quellen. Mit anderen Worten darf der rechtlich gebundene Staat nicht aus- 
serhalb seines Kompetenzbereichs wie eine Medienorganisationthematisch 
unbegrenzt, etwa betreffend das generelle nationale oder lokale Geschehen, 
berichten. 

Da staatliche Öffentlichkeitsarbeit funktional strikt von der publizisti- 
schen Tätigkeit zu unterscheiden ist, muss sie auch in förmlicher Hinsicht klar 
als solche erkennbar sein (Transparenzgebot), um nicht den Anschein eines 
Medienprodukts zu erwecken. Ist die Staatskommunikation eindeutig als sol- 
chegekennzeichnet, darfsie redaktionell gestaltet und massenmedial verbrei- 
tet werden, wobei hierfür auch Medienorganisationen beigezogen werden 
dürfen. Weitere wesentliche Grundsätze staatlicher Öffentlichkeitsarbeit, 
die allerdings nicht der funktionalen Abgrenzung zum Gebot der Staatsunab- 
hängigkeit der Medien, aber ebenfalls der Gewährleistung eines staatsunab- 
hängigen öffentlichen Kommunikationsprozesses dienen, sind das Sachlich- 
keits-, das Neutralitäts- und das Verhältnismässigkeitsprinzip. 

Im Zuge des digitalen Wandels hat sich die staatliche Kommunikation 
mitunter aufgrund der Vermehrungder Verbreitungswege im Internet und der 
insbesondere auf lokaler Ebene abnehmenden medialen Berichterstattung 
über das politische Geschehen zunehmend professionalisiert. Der Ressour- 
cenmangel im Medienbereich führt zudem dazu, dass professionell gestal- 
tete staatliche Medienmitteilungen des Öfteren kommentar- und kritiklos 
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übernommen werden und Medien mitunter selber Aufträge der Öffentlich- 
keitsarbeit von staatlichen Behörden annehmen. Vor diesem Hintergrund 
istteilweise nicht mehr klar erkennbar, was staatliche Öffentlichkeitsarbeit 
darstellt und wo es sich um publizistische Inhalte handelt. Generell ist den 
Behörden ein grosser Ermessensspielraum eingeräumt bei der Entscheidung, 
ob sie mit der Bevölkerung direkt, etwa mittels eigener Verbreitungskanäle, 
oder indirekt mittels der Informationsvermittlung durch die Medien kom- 
munizieren wollen. Mit Blick auf die abnehmende Medienberichterstattung 
speziellim regionalen Bereich erhält die direkte Staatskommunikation mit der 
Bevölkerungjedoch wachsende Bedeutungfür die öffentliche Meinungsbildung. 

Dabei ist die staatliche Nutzung eigener Verbreitungskanäle aus der Optik 
des Staatsunabhängigkeitsgebots insoweit zulässig, wenn sie der klar erkenn- 
baren, kompetenzgemässen Staatskommunikation dient. In diesem Rahmen 
ist die staatliche Herausgabe redaktionell gestalteter Druckschriften wie etwa 
amtliche Anzeiger oder Abstimmungsbüchlein sowie der Betrieb von Web- 
sites, Apps und Social-Media-Kanälen zulässig. Grundsätzlich ebenfalls zuläs- 
sigsind audiovisuelle Staatsinformationen wie etwa Abstimmungsvideos oder 
die lineare Übertragung von Parlamentssitzungen. Entsprechend ist der das 
Staatsunabhängigkeitsgebot für den Rundfunkbereich festschreibende Art. 3a 
RTVG insofern teleologisch zu reduzieren, als staatliche audiovisuelle Infor- 
mationen nicht alleine deshalb unzulässig sind, weil sie als lineare, redaktio- 
nell gestaltete Angebote den technischen ProgrammbegriffdesRTVGerfüllen, 
sondern erst, wenn sie inhaltlich die Grenze zwischen der kompetenzgemäs- 
sen Staaatskommunikation und der grundrechtlich geschützten und damit 
thematisch unbegrenzte Informationsvermittlungüberschreiten oder förm- 
lich nicht klar als Staatskommunikation erkennbar sind. 

Die direkte staatliche Öffentlichkeitsarbeit ist auch mittels Medienorgani- 
sationen möglich, indem etwa Werbeverträge geschlossen oder staatliche 
Verlautbarungsrechte bzw. gleichlaufende Verbreitungspflichten von Medien 
gesetzlich statuiert werden. Dabei ist Staatswerbung mit Blick auf die Staats- 
unabhängigkeit der Medien im Sinne des Transparenzgebots sowie des jour- 
nalistischen Trennungsgebots klar als solche zu kennzeichnen. Als unzuläs- 
siges Beispiel zu nennen ist ein gemeinsam bzw. im Rahmen einer Ko-Pro- 
duktion vom Zürcher Amt für Justizvollzug und der Weltwoche Verlags AG 
als Beilage zur Weltwoche herausgegebenes Jubiläumsheft zum 20-Jahr-Jubi- 
läum des Amtes, da das Jubiläumsheft nicht klar als staatliche Öffentlichkeits- 
arbeit erkennbar war und dadurch den Anschein eines unzulässigerweise 
staatlich mitproduzierten Medieninhalts erweckte. 
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86 Adressaten des Staatsunabhängigkeitsgebots 
I. Staatliche Akteure 


Bei der Bestimmung des Adressatenkreises des Staatsunabhängigkeitsge- 
bots ist an dessen Verankerung in der subjektiv-rechtlichen Medienfreiheit 
anzuknüpfen. In diesem Kontext kann das Gebot nur gegen Grundrechtsver- 
pflichtete gerichtet sein. Da das Staatsunabhängigkeitsprinzip die Kontroll- 
funktion der Medien gegenüber dem Staat als Institution sichern soll, ist für 
die Bestimmung des Adressatenkreises auf das institutionelle Verständnis 
der Grundrechtsverpflichtung zurückzugreifen. Folglich sind primär die 
Regierungen, Verwaltungen, Parlamente und Gerichte aller staatlichen Ebenen 
an das Staatsunabhängigkeitsgebot gebunden. 

Organisationen, an welchen der Staat über einen Drittel mitgliedschaftli- 
cher Stimmrechte und/oder Ernennungs- bzw. Genehmigungsrechte in Bezug 
auf Führungspersonen innehat, haben sich deshalb an das Staatsunabhängig- 
keitsprinzip zu halten, weilsieim Sinne dieses Gebots als staatlich beherrscht 
gelten. Begründung hierfür ist nicht die allfällige institutionelle Zurechnung 
der Organisation zum Staat, sondern die Grundrechtsbindung des dahinter- 
stehenden Gemeinwesens - im Fall der Swisscom AG etwa des Bundes. So 
würde die institutionelle Zurechnung zum Staat erst bei einer tatsächlichen 
staatlichen Beherrschung erfolgen, während das Staatsunabhängigkeitsge- 
bot bereits vor dem Anschein der Beherrschung publizistischer Tätigkeit auch 
durch mittelbare staatliche Beteiligungen schützt. 

Entsprechend ist auch die Adressatenstellung grundrechtlich geschütz- 
ter staatlicher Akteure wie etwa Hochschulen damit zu begründen, dass die 
von Art. 20 BV gewährleistete Hochschulautonomie keinen mit Art. 17 BV 
vergleichbaren Schutz vor staatlicher Beherrschung bietet. Dies ist damit zu 
erklären, dass die Wissenschaftsfreiheit im Gegensatz zur Medienfreiheit 
nicht primär die Kontrolle des Staats gewährleisten soll, weshalb die Zuord- 
nung von Hochschulen zur staatlichen Sphäre grundrechtlich nicht ausge- 
schlossen ist. Das Staatsunabhängigkeitsgebot ist allerdings erst berührt, 
wenn die Hochschulen funktional ausserhalb der von Art. 20 BV garantierten 
Wissensvermittlung und Öffentlichkeitsarbeit bzw. innerhalb der von Art. 17 
BV geschützten publizistischen Arbeit tätig werden. 


II. Private, aber «staatsnahe» Akteure? 


Öffentlich-rechtlich anerkannte Religionsgemeinschaften weisen zwar aufgrund 
der mit der staatlichen Anerkennung verbundenen Übertragung hoheitli- 
cher Befugnisse eine gewisse Staatsnähe auf. Allerdings wurzeln sieinihrem 
sog. inneren Bereich, der Religionsausübung, in der gesellschaftlichen bzw. 
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privaten Sphäre und dürfen sich diesbezüglich auf die Religionsfreiheit beru- 
fen. Bewegen sich öffentlich-rechtlich anerkannte Religionsgesellschaften in 
diesem Bereich und verbreiten sie ihre religiösen Ansichten oder betreiben 
Öffentlichkeitsarbeit, wird der Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsge- 
bots gar nicht erst berührt. Selbst wenn sie jedoch thematisch unbegrenzt 
Informationen vermitteln bzw. wie Medien tätigwerden, kann eineBindung 
an das Staatsunabhängigkeitsgebot nicht begründet werden. So steht die 
öffentlich-rechtliche Organisationsform von Religionsgemeinschaften ledig- 
lich für deren staatliche Anerkennung und führt auch durch die damit verbun- 
denen, den sog. äusseren Bereich betreffenden staatlichen Vorgaben etwa 
hinsichtlich der demokratischen Organisationsform nicht zu einer im Wider- 
spruch zum Beherrschungsverbot von Art. 17 BV stehenden Eingliederungin 
die staatliche Sphäre, zumal eine solche das Gebot religiöser Neutralität des 
Staats verletzen würde. Art. 15 BV verbietet somit wie auch Art. 17 BV die Ver- 
schiebung der grundrechtlich geschützten Tätigkeit aus der gesellschaftlichen 
in die staatliche Sphäre. 

Politische Parteien bilden zwar die bedeutendste Rekrutierungsbasis für 
die Bestellung politischer Ämter und streben grösstenteils eine Teilnahme an 
der Regierungan. Dennoch sind sie als gesellschaftliche bzw. private Akteure 
nichtan das Staatsunabhängigkeitsgebotgebunden, sondern sind alstendenz- 
freie Gebilde im Wettbewerb der politischen Kräfte traditionell prädestiniert 
dazu, über die Beteiligungan Medienorganisationen ihre Funktion der Mit- 
wirkung an der Willensbildung des Volkes wahrzunehmen. Zwar kannesim 
Lichte des Vielfaltsgebots — nicht jedoch des Staatsunabhängigkeitsprin- 
zips - als gerechtfertigt oder je nach Umständen gar geboten erscheinen, 
einen zu grossen Einfluss von Parteien auf die gesamte Medienlandschaft zu 
verhindern (Aussenpluralismus) sowie eine Obergrenze von Parteivertretern 
innerhalb der zur inhaltlichen Vielfalt verpflichteten Service-public-Medien 
vorzusehen (Binnenpluralismus). Als ungerechtfertigt erscheint es aller- 
dings, lediglich Parteien, nicht jedoch anderen Interessenvertretern einen 
bestimmenden Einfluss auf (einzelne) Medienorganisationen zu verbieten. So 
gebietet das Prinzip des Aussenpluralismus gerade die Beteiligung möglichst 
verschiedenertendenzfreier Akteure an der öffentlichen Meinungsbildung. 
Etwas anderes gilt für die Fraktionen, die als Parlamentsorgane an das Staats- 
unabhängigkeitsgebot gebunden sind. 


§7 Persönlicher Schutzbereich des Staatsunabhängigkeitsgebots 


Der persönliche Schutzbereich eines Grundrechts umschreibt, wer die Grund- 
rechtsträgerinnen und -träger bzw. -berechtigten sind. Die Kommunikati- 
onsfreiheiten und damit auch das Staatsunabhängigkeitsgebot als Teil der 
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Medienfreiheit schützen grundsätzlich sowohl natürliche als auch juristische 
Personen, unabhängig von der Staatsangehörigkeit. Die materiell-rechtliche 
Frage der Grundrechtsberechtigungist zu unterscheiden von der verfahrens- 
rechtlichen Frage der Beschwerdeberechtigung bzw. -legitimation. Mit anderen 
Worten impliziert eine Rechtsträgerschaft nicht automatisch die verfahrens- 
rechtliche Beschwerdebefugnis, da hierfür grundsätzlich stets ein persönlich 
erlittener Nachteil in der Sache vorausgesetzt wird. Das Prozessrecht kann 
den Rechtsschutz bestimmter Rechtsträger zudem generell beschränken. 


I.  Medienorganisationen 


Der EGMR bejaht die Beschwerdelegitimation von Service-public-Medien als 
«nichtstaatliche Organisationen» gemäss Art.34 EMRK, solange die Organi- 
sation kein staatliches Monopol innehat und ihre «redaktionelle Unabhän- 
gigkeit sowie institutionelle Autonomie» gesetzlich gewährleistet werden. 
Aus dieser Rechtsprechung ist allerdings nicht abzuleiten, dass eine im Licht 
von Art.34 EMRKals «staatlich» zu qualifizierende Medienorganisation nicht 
zur Beschwerde befugt sei. Andernfalls könnten die Mitgliedstaaten einer 
Medienorganisation durch die Verletzung von deren Staatsunabhängigkeit 
jeglichen von Art. 10 EMRK gewährten Schutz verweigern. Um einen wirksa- 
men Schutz dieses Rechts zu gewährleisten, müsste der EGMR gerade auch 
auf Beschwerden von Medienorganisationen eintreten, die als «staatliche 
Organisationen» im Sinne von Art. 34 EMRK zu qualifizieren sind. Schwierig- 
keiten bietet dabei die funktionale Abgrenzung von zulässiger staatlicher 
Öffentlichkeitsarbeit zur verbotenen staatlichen Beherrschung publizisti- 
scher Tätigkeit. 

Das schweizerische Bundesgericht gestand der SRG bei der Erfüllungihres 
Programmauftrags noch bis Anfang der 2000er-Jahre lediglich eine von Art.93 
Abs. 3 BV garantierte Autonomie und damit gerade keinen grundrechtlichen 
Schutz zu, bejaht einen solchen seither jedoch mit Verweis auf Art. 17 BV. Ein 
grundrechtlicher Schutz der SRG bei der Erfüllung ihres Leistungsauftrags 
wurde trotz deren wohl zu bejahender Ausgestaltung als öffentliches Unter- 
nehmen bisim Jahr 2006 von einem Teil der Lehre seit jeher gefordert, da die 
SRG gerade aufgrund ihres Programmauftrags unmittelbar der Verwirkli- 
chung der Meinungs- und Informationsfreiheit dient. Daraus folgt, dass sich 
die SRG sowie andere Medienorganisationen unabhängig von ihrer öffent- 
lich-rechtlichen Organisationsform oder gar ihrer im Lichte von Art. 17 BV 
unzulässigen Ausgestaltung als öffentliches Unternehmen sowie unabhängig 
von der Wahrnehmung publizistischer Tätigkeiten als öffentliche Aufgabe 
stets auf Art. 17 BV berufen und sich entsprechend gegen Eingriffe in das 
Staatsunabhängigkeitsgebot wehren können. 
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II. Medienschaffende 


Sowohl gemäss der Rechtsprechung des EGMR als auch gemäss schweizeri- 
schem Verfassungsrecht können sich all jene Berufsleute auf Art. 10 EMRK 
bzw. Art. 17 BV berufen, dieinirgendeiner Art und Weise zur Verbreitungvon 
Medieninhalten beitragen. In Bezug auf das Staatsunabhängigkeitsgebot ver- 
letzende staatliche Massnahmen müssten sich zumindest jene Personen 
dagegen zur Wehr setzen können, deren Tätigkeit innerhalb der betroffenen 
Medienorganisation eine publizistische Relevanz aufweist. Dies ist zur Siche- 
rung der Meinungsbildungs- und Kontrollfunktion der Medien deshalb von 
wesentlicher Bedeutung, da Medienorganisationen im Falle ihrer staatlichen 
Beherrschung oder aufgrund finanzieller Abhängigkeiten kaum je Verletzun- 
gen des Staatsunabhängigkeitsgebots rügen dürften. 


II. Medienkonsumentinnen und -konsumenten 


Das Publikum ist insoweit gestützt auf seine Informationsfreiheit gemäss 
Art.10 EMRK bzw. Art. 16 BV zur Beschwerde gegen Verletzungen des Staats- 
unabhängigkeitsgebots zuzulassen, als eine besondere persönliche Betrof- 
fenheit bejaht werden kann. Den Medienkonsumentinnen und -konsumenten 
dürfte durch die Verletzung des Staatsunabhängigkeitsgebots mit Blick auf 
die staatliche Vielfaltsgewährleistungspflicht im Medienbereich und die pri- 
vilegierte Stellung, die das Bundesgericht den Kommunikationsgrundrech- 
ten zuweist, spätestens dann ein besonderer Nachteil entstehen, wenn keine 
Ausweichmöglichkeit auf ein hinreichend vielfältiges Medienangebot besteht, 
wobei die lokal-regionalen Verhältnisse zu berücksichtigen sind. Die erforder- 
liche Schwere des erlittenen Nachteils wäre wohl mindestens dann zu beja- 
hen, wenn eine Verletzungdes Beherrschungsverbots in Frage steht. Führteine 
Verletzungdes Staatsunabhängigkeitsgebots im Bereich von Radio und Fern- 
sehen gleichzeitig typischerweise zu einer Verletzung des Vielfalts- oder 
Sachgerechtigkeitsgebots, kann ohne besondere Betroffenheit eine Popular- 
beschwerde an die UBI ergriffen werden. Diese Beschwerde dient zwar primär 
der Wahrung der im öffentlichen Interesse liegenden freien Meinungsbildung 
im Rundfunkbereich und stellt somit eher ein besonders gelagertes Aufsichts- 
verfahren dar, doch anerkennt der Gesetzgeber dadurch auch die Betroffen- 
heit jedes Einzelnen in diesem Bereich. 
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Zweiter Teil: Analyse der Verfassungsmässigkeit des RTVG 


$8 Staatliche Vorgaben für die Aufgabenerfüllung durch 
Rundfunkveranstalter: Ausgewählte Aspekte 
II. Inhaltstaatlicher Vorgaben für die Aufgabenerfüllung 


Die in Art. 4 ff. RTVG vorgesehenen Mindestanforderungen an den Programm- 
inhalt sowie der in Art. 24 RTVG an die SRG gerichtete Programmauftrag 
weisen mit Ausnahme des Sachgerechtigkeitsgebots, daslediglich die «hand- 
werkliche» Anforderung der Beachtung der journalistischen Sorgfaltspflich- 
ten enthält, grundsätzlich alle eine relativ grosse inhaltliche Nähe auf. Das- 
selbe gilt für die Vorgaben in den Leistungsaufträgen bzw. Konzessionen 
etwa betreffend die Programmartbzw. den Programminhalt (z.B. Radiopro- 
gramme mitthematischem Schwerpunkt aufdie Information, auf die Unter- 
haltung, Kultur oder die Ausrichtung auf junge Erwachsene). Gegen diese 
Bestimmungen bestehen jedoch deshalb grundsätzlich keine Bedenken, weil 
sie die Form finaler, ausfüllungsbedürftiger Vorgaben und damit eine geringe 
Bestimmtheit aufweisen. Insbesondere sind sie meinungsneutral bzw. sach- 
bezogen formuliert und nehmen somit nicht auf konkrete Informationen, 
Meinungen oder die Tendenz von Medieninhalten Bezug. 

Was die gesetzlichen bzw. konzessionsrechtlichen, inhaltsnahen Förde- 
rungspflichten etwain Bezug aufdie Förderung der Integration angeht, könnte 
damit der Anschein erweckt werden, Veranstalter müssten integrations- 
freundliche Meinungen bevorzugen oder gar effektive Integrationsarbeit 
leisten, womit solchen Ansichten in der öffentlichen Meinungsbildungeinen 
Vorteil verschafft und dem Staat in dieser Hinsicht ein beherrschender Ein- 
fluss auf die publizistische Tätigkeit der Veranstalter ermöglicht würde. Ver- 
fassungskonform ausgelegt verpflichten solche Vorgaben jedoch leidlich zur 
Berichterstattungüber verschiedene Gesellschaftsgruppen, um von gegensei- 
tigem Verständnis geprägte Kommunikationsprozesse zwischen den verschie- 
denen Lebensbereichen zu ermöglichen - darüberhinausgehende Verpflich- 
tungen werden damit nicht statuiert. 

Betreffend die einen hohen Bestimmtheitsgrad aufweisenden territoria- 
len Festlegungen des Aufgabengebiets oder der Inhaltsproduktionsowie Mindest- 
oder Maximalvorgaben in Bezug auf den Aufgabengegenstand sind solche Vor- 
gaben insofern unproblematisch, als sie sich auf Aspekte beziehen, die selbst 
eine geringe Inhaltsnähe oder Bestimmtheit aufweisen. Dementsprechend 
bestehen etwagegen eine allfällige gesetzes- oder konzessionsrechtliche Fest- 
legung des Produktionsstandorts Bern für die SRG oder die mitunter bis auf 
Gemeindeebene relativ präzise formulierten territorialen Festlegungen des 
Aufgabengebiets lokal-regionaler Veranstalter, gegen die an die SRG gerichtete 
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detaillierte Anzahl der zu veranstaltenden Programme, die Quotenvorgabe 
von 50% für Schweizer Musik in Musikprogrammen oder die Maximalanzahl 
von 1000 Zeichen für Online-Angebote auf Abrufohne Sendungsbezug und die 
ab dem Jahr 2020 für gewisse lokal-regionale Veranstalter geltenden Mindest- 
vorgaben von 30 bzw. 150 Minuten für lokal-regionale Informationen keine 
Bedenken. So haben solche Vorgaben alle gemeinsam, dass sie sich auf Aspekte 
beziehen (z.B. «Schweizer Musik»), die selbst eine geringe Inhaltsnähe oder 
Bestimmtheit aufweisen. Daher sind solche Vorgaben vor dem Hintergrund 
des Beherrschungsverbots trotz ihrer relativ hohen Bestimmtheit unproble- 
matisch bzw. stellen einen rechtfertigungsfähigen Grundrechtseingriff dar. 

Hinsichtlich der Rechtfertigung von Eingriffen in den Schutzbereich des 
Staatsunabhängigkeitsgebots durch mehr oder weniger detaillierte Aufgaben- 
umschreibungen sind die gesetzlichen Grundlagen in Art. 24 und Art.25RTVG 
sowie in Art. 38 und Art. 43 RTVG zufinden. Dabei erfordert das Spezialitäts- 
prinzip als Korrelat des Legalitätsprinzips bereits auf der Ebene der formell- 
gesetzlichen Grundlage eine möglichst genaue Absteckung.des Gegenstands 
der öffentlichen Aufgabe, je weiter die eingeräumte Autonomie beider Aufga- 
benerfüllung ist. Als öffentliches Interesse an einer hinreichend bestimmten 
Aufgabenumschreibung steht insbesondere die Gewährleistung der Erfüllung 
der von Art. 93 Abs. 2 BV vorgegebenen Leistungen im Zentrum. Ebenfalls von 
Bedeutungsind der individualrechtlich fundierte Schutz der von keinen staat- 
lichen Mitteln profitierenden Medienorganisationen vor «erdrückender» Kon- 
kurrenz durch staatlich finanzierte Medienangebote sowie der Schutz der 
abgabepflichtigen Personen vor unangemessener finanzieller Belastung. Vor 
diesem Hintergrund können die Abwägungsentscheide des Gesetzgebers und 
der konzessionierenden Behörden nicht beanstandet werden. 


II. Verwaltungsverfahren (Erteilung der Konzessionen bzw. 
Leistungsaufträge) und Rechtsschutz 


Bei der Konzessionierungder SRG wird dem Bundesrat ein weiter materieller 
Ermessensspielraum eingeräumt. Sosteht es diesem durch die nur als Mindest- 
vorgabe ausgestaltete Delegationsnorm des Art. 25 Abs.2RTVG im Rahmen der 
notgedrungen unbestimmten gesetzlichen Grundlage des Art. 24 RTVG weit- 
gehend frei, ob und welche präziseren Vorgaben er der SRG machen möchte. 
Da die SRG zwingend primär den von der Konzession präzisierten Leistungs- 
auftrag erfüllen muss und der Konzessionsinhalt ausschlaggebend ist für die 
Höhe des Abgabenanteils, woraus sich die SRG hauptsächlich finanzieren 
muss, besteht die Gefahr, dass sich die grossen inhaltsbezogenen Handlungs- 
spielräume des Bundesrats als «Selbstzensur» auf dieSRG auswirken. Zueiner 
gewissen Relativierung dieser Ermessensspielräume führt das gesetzlich 
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geregelte Konzessionierungsverfahren. Zum einen wird der SRG entspre- 
chend ihrem gesetzlichen Leistungsauftrag ein Konzessionsanspruch einge- 
räumt, weshalb ihr eine stärkere Verhandlungsposition ähnlich einem Ver- 
tragspartner zukommt. Die Konzession wird der SRG zudem regelmässig für 
mehrereJahre erteilt, wodurch Ad-hoc-Entscheide des Bundesrats verhindert 
werden. Zum anderen bewirken die vor Konzessionserteilungen oder -ände- 
rungen regelmässig vorgesehenen Anhörungen der interessierten Kreise eine 
Transparenz, welche die Gefahr missbräuchlicher bzw. einer beherrschen- 
den Einflussnahme gleichkommender Konzessionsbestimmungen verrin- 
gern dürfte. Dajedoch die Anhörung der interessierten Kreise vornehmlich 
der Berücksichtigung von deren Interessen dient — etwa jener der Presse, die 
ein hohes Interesse an einem präzisen Leistungsauftrag der SRG hat -, dürfte 
die Gefahr von Ermessensmissbräuchen bei der Konzessionierung erst durch 
die Ermöglichung einer strengen gerichtlichen Kontrolle wirksam gesenkt 
werden. Der Rechtsschutz gegen die SRG-Konzession wird indes aufgrund 
ihrer politischen Bedeutung gänzlich ausgeschlossen. Dies ist mit Blick auf 
Art.29ai.V.m. Art. 17 und Art. 93 Abs. 3 BV sowie Art. 6 Ziff. 1 und Art. 13 EMRK 
zu kritisieren. Aufgrund des mangelnden Rechtsschutzes dürfte sich die erheb- 
liche Flexibilität des Bundesrats bei der Konzessionierung der SRG in der Nähe 
eines unzulässigen Grundrechtseingriffs bewegen. Durch die erwähnten ver- 
fahrensrechtlichen Sicherungen dürfte dem Bundesratinsgesamtjedoch keine 
beherrschende Einflussnahme auf die SRG möglich sein. 

Zur Rechtfertigung der weiten Ermessensspielräume des Bundesrats 
wird die erforderliche Dynamik des Leistungsauftrags mit Blick auf die Pub- 
likumsbindung und Wettbewerbsfähigkeit der SRG vorgebracht, woran auch 
diese ein Interesse hat. So könnte mit einer ausschliesslich formell-gesetzlich 
festgelegten Aufgabenumschreibung nur langsam auf sich ändernde Verhält- 
nisse reagiert werden. Damit erscheint der Eingriff in die Staatsunabhängig- 
keit der SRG als gerechtfertigt. 

Auch dem UVEK werden bei der Konzessionierung der lokal-regionalen 
Veranstalter durch Art. 38 Abs. 1 und Abs. 4, Art. 43 Abs. 1 und Abs. 2 sowie 
Art. 45 Abs. 3 RTVG aufgrund der teilweise notgedrungenen Unbestimmtheit 
der Konzessionsvoraussetzungen und Auswahlkriterien weite materielle 
Handlungsspielräume eingeräumt. Dadurch besteht besonders bei vom 
Abgabenanteil abhängigen Veranstaltern die Gefahr, dass sich die grossen 
Ermessensspielräume des UVEK im Vorfeld als Druckmittel oder gar als 
«Selbstzensur» auf die Veranstalter auswirken. Allerdings führt das gesetz- 
lich geregelte Konzessionierungsverfahren zu einer gewissen Relativierung 
dieser Handlungsspielräume. Zwar haben die Bewerberinnen und Bewerber 
anders als die SRG keinen Konzessionsanspruch. Allerdings werden auch die 
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lokal-regionalen Konzessionen regelmässig für mehrere Jahre erteilt, wodurch 
Ad-hoc-Entscheide des UVEK verhindert werden. Des Weiteren werden in 
der Regeleine öffentliche Ausschreibung und eine Anhörung der interessier- 
ten Kreise durchgeführt, wodurch sich die Gefahr missbräuchlicher, an den 
Inhalt knüpfender Erwägungen bei der Konzessionierung verringern dürfte. 
Schliesslich unterliegt das Konzessionierungsverfahren der uneingeschränk- 
ten gerichtlichen Kontrolle durch das Bundesverwaltungsgericht. Aufgrund 
dieser verfahrensrechtlichen Sicherungen und der Tatsache, dass für die 
Rundfunkveranstaltung seit 2006 keine Konzessionspflicht mehr besteht, 
kann insgesamt nichtvon einer beherrschenden Einflussnahme aufdie lokal- 
regionalen Veranstalter durch das UVEK gesprochen werden. 

Zur Rechtfertigung der weiten Ermessensspielräume des UVEK ist als 
öffentliches Interesse vorzubringen, dass damit der für die Erfüllung der 
von Art. 93 Abs. 2 BV vorgegebenen Leistungen in einem Versorgungsgebiet 
geeignetste Bewerber ausgewählt werden kann. Zudem wird dadurch eine 
auf das jeweilige Versorgungsgebiet zugeschnittene Präzisierung des Leis- 
tungsauftrags ermöglicht, da je nach Ressourcenlage und der damit zusam- 
menhängenden Anbietervielfalt andere Leistungen erforderlich sind, um den 
verfassungsrechtlichen Leistungsauftrag zu verwirklichen. Vor diesem Hinter- 
grund erscheint der Eingriffin die Staatsunabhängigkeit der lokal-regionalen 
Veranstalter als gerechtfertigt. 


$9 Staatliche Beaufsichtigung von Rundfunkveranstaltern: 
Ausgewählte Aspekte 


I. Aufsicht gemäss RTVG (funktionale Staatsunabhängigkeit) 


B. Gesetzliche Gewährleistung der Autonomie bzw. 
Staatsunabhängigkeit i.e.S. 


Da das RTVG betreffend den Autonomiebereich der publizistisch relevanten 
Tätigkeiten lenkungsintensive Weisungsrechte sowie Vertretungs-, Wahl- 
und Abberufungsrechte vorsieht, ist die ausdrückliche formell-gesetzliche 
Gewährleistung der Autonomie bzw. Staatsunabhängigkeit i.e.S.bei der Wahr- 
nehmung von publizistisch relevanten Tätigkeiten zur Verhinderung des 
Anscheins von deren staatlicher Beherrschung unabhängig von der öffentlich- 
oder privatrechtlichen Rechtsform der Veranstalter verfassungsrechtlich 
angezeigt. Dieser Anforderung dürfte durch Art. 93 Abs. 3 BV bereits Genüge 
getan sein. Zudem schreibt Art. 6 RTVG sowohl die generelle Weisungsfreiheit 
der Veranstalter gegenüber den drei staatlichen Ebenen (Abs. 1) als auch deren 
Freiheit bzw. Autonomie in der Programmgestaltung (Abs. 2) fest, womit die 
Unabhängigkeit der Programmveranstalter sowohl in Bezugaufden besonders 


Zusammenfassung 581 


sensiblen Programmbereich als auch in Bezug auf Bereiche mit lediglich mit- 
telbarem Inhaltsbezug auch auf gesetzlicher Ebene garantiert wird. Dem- 
gegenüber dürfte die Festschreibung des Staatsunabhängigkeitsgebots in 
Art. 3a RTVG nebst Art. 6 RTVG keinen wirklichen Mehrwert in Bezug auf die 
gesetzliche Autonomiegewährleistung bringen. Vielmehr dient die Norm 
primär als gesetzliche Grundlage für die (Rechts-JAufsicht über Rundfunkver- 
anstalter, welche die verfassungsrechtlichen Vorgaben des Staatsunabhän- 
gigkeitsgebots nicht erfüllen 


C. Allgemeine Aufsichtsbestimmungen 

1. Aufsichtsumfang 

Der Bewertungsmassstab der Rechtsaufsicht ist in Art.86 Abs.1 RTVG gere- 
gelt. Das allgemeine Verbot reiner Zweckmässigkeitskontrollen (Art.86 Abs.2 
RTVG) ist in Anbetracht der im RTVG vorgesehenen lenkungsintensiven Auf- 
sichtsmassnahmen wie Sendeverbote und -auflagen, Sanktionen, Bussen, 
Konzessionsänderungen oder -entzüge, die sich durchaus auf die Inhaltspro- 
duktion auswirken können, verfassungsrechtlichzu begrüssen. So dürfte auch 
ininhaltsfernen Tätigkeitsbereichen kaum je die Sicherheit bestehen, dass 
lenkungsintensive Aufsichtsmassnahmen nicht doch Auswirkungen auf die 
Inhaltsproduktion zeitigen. Im Rahmen der Beaufsichtigung der Erfüllung der 
Leistungsaufträge durch das BAKOM («Positivkontrolle») sowie der redaktio- 
nellen Publikationen durch die UBI («Negativkontrolle») ist darauf zu achten, 
dasssich diese lediglich aufeine Prüfung offensichtlicher Rechtsverletzungen 
bzw. Ermessensmissbräuchebeschränkt, andernfalls die Rechtskontrollein 
eine Fachaufsicht zu münden droht. 


2.-3. Aufsichtsmittel, Aufsichtsverfahren und Rechtsschutz 


In Bezug auf die Aufsichtsmittelkommt das RTVG dem Beherrschungsverbot 
insoweit nach, als es in publizistisch relevanten Aufsichtsbereichen nur Wei- 
sungs- und Sanktionsrechte, Bussen und als «ultima ratio» Konzessionsände- 
rungen oder -entzüge sowie Mittelkürzungen und -rückforderungen vorsieht 
(vgl. Art. 42 Abs. 1, Art. 47 Abs. 2, Art.89f. und Art. 101 RTVG). Auch das Ver- 
bot vorsorglicher Massnahmen bzw. von Aufsichtsmassnahmen, die sich auf 
die Programmproduktion und -vorbereitung beziehen (Art. 86 Abs. 2RTVG), 
ist vor dem Hintergrund der Tatsache, dass das UVEK und das BAKOM von 
Amtes wegen tätig werden können, zu begrüssen. So würde die systemati- 
sche Wahrnehmung präventiver Aufsichtsrechte über publizistisch relevante 
Tätigkeiten einer systematischen Vorzensur nahekommen. Das Verbot vor- 
sorglicher Massnahmen ist insoweit verfassungskonform anzuwenden, als der 
geforderte Bezug zur Programmproduktion auch lediglich ein mittelbarer 
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seinkann und daher etwa auch betreffend publizistisch relevante Finanzaus- 
gaben keine vorsorglichen Massnahmen ergriffen werden dürfen. Schliess- 
lich dient auch das an die UBI gerichtete Verbot präventiver Massnahmen in 
Kombination mit einem Tätigwerden lediglich auf Beschwerde hin (vgl. Art.86 
Abs.4 und 5RTVG) dem Schutz des besonders sensiblen Programmbereichs 
vor präventiven systematischen Prüfverfahren. Die generelle Auskunftspflicht 
gemäss Art. 17 Abs. 1 RTVG sowie das parlamentarische Informationsrecht 
(Art.153 Abs. 1 und Abs. 2 ParlG) sind solange unproblematisch, als sie nicht 
eine systematische Überwachung publizistisch relevanter Tätigkeitsberei- 
che, sondernlediglich eine (eingeschränkte) Rechtsaufsicht mittels Stichpro- 
ben bezwecken. Verfassungsrechtlich unbedenklich, weilrechtlich unver- 
bindlich sind Beanstandungen bzw. Empfehlungen etwa im Rahmen der 
«Positivkontrolle» der Leistungsaufträge («diskursiver Ansatz») oder der par- 
lamentarischen Oberaufsicht. 

Da die zu beaufsichtigenden Rechtsnormen in publizistisch relevanten 
Tätigkeitsbereichen regelmässig unbestimmt formuliert sind, werden den Auf- 
sichtsbehörden grundsätzlich grosse materielle Ermessensspielräume ein- 
geräumt. Dajedoch alle Aufsichtsentscheide begründet werden müssen, ein 
strenges Öffentlichkeitsprinzip gilt und das Aufsichtsverfahren der gericht- 
lichen Kontrolle unterliegt, können die staatlichen Handlungsspielräume in 
formeller Hinsicht relativiert werden. Allerdings genügt der Rechtsschutz 
gegen Massnahmen der UBlim Besonders sensiblen Programmbereich weder 
Art.29aBV bzw. Art. 6 Ziff. I EMRK noch Art. 13 EMRK, da das Bundesgericht 
keine umfassende Sachverhaltskontrolle durchführt. 


II. Aufsichtsrechtliche Sondervorschriften betreffend die SRG 
(institutionelle und personelle Staatsunabhängigkeit) 


Was die aufsichtsrechtlichen Sondervorschriften betreffend die SRG angeht, 
ist mit Blick auf das Staatsunabhängigkeitsgebot zu prüfen, ob das Gesetz oder 
die Konzession dem Staat unzulässige Aufsichtsinstrumente etwa zur Beherr- 
schung der SRG-Führung ermöglicht. In dieser Hinsicht grundsätzlich proble- 
matisch sind wiederum die weitreichenden Handlungsspielräume des Bundes- 
rats beider Konzessionierungder SRG (Art. 25 Abs. 3RTVG) und der diesbezüglich 
gänzlich mangelnde Rechtsschutz. 

Mittels der gesetzlich und statutarisch fixierten öffentlichen Zweckbin- 
dung der als privatrechtlicher Verein organisierten SRG wird gewährleistet, 
dass sich diese primär der Erfüllung des Leistungsauftrags widmet und das 
öffentliche Interesse zu ihrem Eigeninteresse wird. Verdeutlicht wird dies 
durch die gesetzliche sowie statutarische Vorgabe, dass dieSRG keinen Gewinn- 
zweck verfolgt. 
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Die staatlichen Organisationsvorgaben der in der Konzession vorgeschriebe- 
nen Zusammensetzung der SRG aus den vier Regionalgesellschaften sowie 
des SRG-Verwaltungsrats aus den Präsidentinnen und Präsidenten der vier 
Regionalgesellschaften, drei Mitgliedern der Delegiertenversammlung mit 
angemessener Vertretung der Sprachregionen sowie zwei vom Bundesrat 
gewählten Mitgliedern finden eine gesetzliche Grundlage unter anderem in 
Art. 31 Abs. 1 lit. c RTVG, wonach bei der Organisation der SRG die Anliegen 
der Sprachregionen zu berücksichtigen sind. Die aufdie Repräsentation der 
verschiedenen Sprachregionen ausgerichtete binnenplurale Organisation 
der SRG dient letztlich der Sicherstellung der Erfüllung des Leistungsauftrags 
der SRGin allen Sprachregionen. 

Dasin Art. 33 Abs. 1 RTVG vorgesehene Wahlrecht des Bundesratsin Bezug 
aufbis zu einem Viertel der Mitglieder desSRG-Verwaltungsrats steht mit dem 
Beherrschungsverbotin Einklang. So werden ebenfalls auf gesetzlicher Ebene 
die Trennung der strategischen und operativen Geschäftsführung (Art. 32 
Abs. ıRTVG) sowie das Verbot von Einzelweisungen in laufenden Programm- 
angelegenheiten durch den Verwaltungsrat (Art. 33 Abs.2 RT VG) statuiert 
und die verfassungsrechtlich heikle Drittelschwelle wird nicht überschritten. 
Das Gewicht der Bundesratsvertreter wird zwar erhöht durch deren üblicher- 
weise hohen Sachverstand, doch wird es gleichzeitig relativiert durch die 
gesetzliche Weisungsbefreiung der Verwaltungsratsmitglieder (Art. 33 Abs. 3 
RTVG). Bei der internen Organisation des Verwaltungsrats ist allerdings zu- 
mindestin Bezug auf Ausschüsse mit einem erhöhten Inhaltsbezug wie etwa 
dem Personalausschuss darauf zu achten, dass die beiden Bundesratsvertre- 
ter auf verschiedene Ausschüsse verteilt werden. Die Bundesratsvertreter 
ermöglichen dem Bundesrat die Informationsbeschaffung, welche solange 
unproblematisch ist, als sie nicht einer fortlaufenden Berichterstattung, son- 
dern lediglich punktuell der (eingeschränkten) Rechtsaufsicht über die Auf- 
gabenerfüllung dient. Damit wird es dem Bundesrat im Vorfeld wichtiger stra- 
tegischer Entscheide oder Personalwahlen ermöglicht, seine Meinungin den 
Verwaltungsrat einzubringen. Das Wahlrecht erscheint als geeignet, um auf 
eine dem Vielfaltsgebot entsprechende politisch und föderal ausgewogene 
Zusammensetzung des Verwaltungsrats und dadurch auf die Erfüllung des 
Leistungsauftrags hinzuwirken. In Anbetracht der nur eingeschränkt zur 
Verfügungstehenden Aufsichtsmittel dürfte das Wahlrecht zudem erforder- 
lich sein, um eine hinreichende demokratische Legitimation der Aufgaben- 
erfüllung durch die SRG sicherzustellen. 

Betreffend die Inkompatibilitätsregeln sind Art. 60 Abs. 2RVOG und Art. 14 
ParlG verfassungskonform auszulegen und Bundesrätinnen und -räten sowie 
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern der Einsitz in Führungs- 
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gremien der SRG zu versagen. Verfassungsrechtlich wünschenswert wäre der 
Erlass einer gesetzlichen Unvereinbarkeitsregelin Bezugaufhohe Staatsan- 
gestellte des UVEK und des BAKOM. 

Trotz der relativ weitgehenden Aufsichtsinstrumente in der Formrecht- 
licher Organisationsvorgaben, des bundesrätlichen Wahlrechts in Bezug auf 
Verwaltungsratsmitglieder und des mit Blick auf das Beherrschungsverbot 
zulässigen Statutengenehmigungsrechts des UVEK stellt die SRG einen pri- 
vatrechtlichen Verein dar. Die öffentlich-rechtliche Rechtsform würde einen 
gesetzgeberischen Konstituierungsakt bedingen, der im RTVG nicht vorzu- 
finden ist. Allerdings verleihen die erwähnten gesetzlichen Aufsichtsinstru- 
mente der SRG öffentlich-rechtliche Merkmale, die zu einem Nebeneinander 
öffentlichen und privaten Rechts führen. Dieses ist sinnbildlich für das Span- 
nungsverhältnis zwischen dem öffentlichen Interesse an der Erfüllung des 
Leistungsauftrags durch die SRG und dem Staatsunabhängigkeitsgebot. Letzt- 
lich ist die Diskussion der privat- oder öffentlich-rechtlichen Rechtsform der 
SRGirrelevant, weil eine nicht zurechtfertigende Beherrschung der publizis- 
tischen Tätigkeit sowohl bei einer öffentlich- als auch bei privatrechtlichen 
Rechtsformen möglich wäre. Aus der Optik des Beherrschungsverbots ist 
lediglich zu gewährleisten, dass die Organisationsform der SRG nicht den 
Anschein erweckt, dass der Staat dieSRG-Führung beherrschen kann. Erst 
recht darfessich bei der SRG nicht um ein tatsächlich vom Staat beherrschtes 
und damit öffentliches Unternehmen handeln. Mit Dahinfallen des unzuläs- 
sigen bundesrätlichen Genehmigungsrechts betreffend den Generaldirektor 
der SRG im Jahr 2006 stellt die SRG zweifelsohne nicht mehr ein öffentliches, 
sondern ein privates Unternehmen dar. 


$ 10 Staatliche Finanzierung von Rundfunkveranstaltern 
(finanzielle Staatsunabhängigkeit): Ausgewählte Aspekte 

II. Ausgliederung des Budgets aus dem allgemeinen Staatshaushalt, 
Finanzierungsquellen und globale Zuweisung staatlicher Mittel 


Sowohl die SRG als auch die lokal-regionalen Veranstalter verfügen als Orga- 
nisationen mit eigener Rechtspersönlichkeit über ein eigenes Budget und ent- 
sprechendüber eine formelle finanzielle Autonomie. Zur Gewährleistung der 
materiellen finanziellen Autonomiebei der Verwendung der finanziellen Mittel 
müssen die den Veranstaltern für publizistischrelevante Tätigkeitsbereiche 
zugewiesenen Abgabenanteile global festgelegt werden, was durch eine ver- 
fassungskonforme Anwendung des SuG herbeigeführt werden kann. Dabei 
ist etwa die konzessionsrechtliche Vorgabe der Zuweisung des Abgabenanteils 
der SRG zu mindestens 50% für den Bereich der Information abgesehen von 
der mangelnden gesetzlichen Grundlage deshalb nicht als beherrschende 
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Beeinflussung der Inhaltsproduktion zu qualifizieren, da dieser Bereich bzw. 
dieses Produkt einen genügend geringen Detaillierungsgrad aufweist. In 
Anbetracht der Tatsache, dass die SRG und ein Grossteil der lokal-regionalen 
Veranstalter vom Abgabenanteil abhängig sind, ist zur abschliessenden Be- 
urteilung ihrer materiellen finanziellen Autonomie zu prüfen, inwiefern der 
Bund durch seine Flexibilität bei der Festsetzung des Abgabenanteils die 
Inhaltsproduktion in unzulässiger Weise beeinflussen kann. 


III. Abgabefinanzierung und Rechtsschutz 


Die gesetzliche Grundentscheidung der Abgabefinanzierung sowie die gesetz- 
liche Vorgabe, dass der Ertrag und die Verwendung der Abgabe in der Staats- 
rechnungnicht ausgewiesen werden, sind verfassungsrechtlich zu begrüssen. 
So wird die öffentliche Finanzierung dadurch nicht jedes Jahr dem Ermessen 
staatlicher Behörden im Budgetprozess ausgeliefert. Damit haben die Veran- 
stalter mittelfristig eine gewisse Finanzplanungssicherheit, wodurch deren 
Staatsunabhängigkeit gesichert wird. Allerdings belassen Art. 68a und Art. 40 
RTVG dem Bundesrat bzw. dem UVEK bei der Festsetzungder Abgabenanteile 
der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter grosse materielle Ermessens- 
spielräume. Soist für die Festsetzung der den Abgabenanteil bestimmenden 
Abgabehöhe durch den Bundesrat in erster Linie der für die Erfüllung der 
Leistungsaufträge notwendige Bedarf massgebend, welcher sich jedoch auf- 
grund der notgedrungen unbestimmten Aufgabenumschreibung gerade einer 
detaillierten Bestimmung verschliesst. Besonders betreffend die SRG, die sich 
mehrheitlich vom Abgabenanteil finanzieren muss und auch in Bezug auf die 
Werbe- und Sponsoringeinnahmen einem grossen Ermessensspielraum des 
Bundesrats gegenübersteht, besteht die Gefahr, dass sich diese Handlungs- 
spielräume als Druckmittel oder gar als «Selbstzensur» auswirken können. 

Da die verfahrensrechtlichen Sicherungen gegen allfällige Ermessens- 
missbräuche im Rahmen des Verfahrens der Festsetzung der Abgabenanteile 
bzw. der Abgabehöhe teilweise mangelhaft sind, dürfte die Gefahr von miss- 
bräuchlichen bzw. an den Inhalt anknüpfenden oder medienpolitischen Er- 
wägungen erst durch die Ermöglichung eines hinreichenden Rechtsschutzes 
gegen die Finanzierungsfestsetzung wirksam gesenkt werden. 

In Bezug auf den vom Bundesrat festgelegten Abgabenanteil der SRG ist 
der Rechtsschutz jedoch gänzlich ausgeschlossen. Dies ist vor dem Hinter- 
grund von Art. 29ai.V.m. Art.17 und Art. 93 Abs. 3 BV sowie zumindest Art. 13 
EMRK zukritisieren. Aufgrund der teils mangelhaften verfahrensrechtlichen 
Sicherungen und des gänzlich mangelnden Rechtsschutzes der rechtlich zwin- 
gend vom Abgabenanteil abhängigen SRG gegen die Festsetzung des Abga- 
benanteils dürfte sich die erhebliche materielle sowie formelle Flexibilität des 
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Bundesrats in diesem Bereich in der Nähe eines beherrschenden und damit 
unzulässigen Eingriffs in das Staatsunabhängigkeitsgebot bewegen. 

Da der Abgabenanteil für die lokal-regionalen Veranstalter durch das 
UVEK in der Konzession festgesetzt wird, steht dagegen der Rechtsweg an 
das Bundesverwaltungsgericht offen. Vor diesem Hintergrund kann daher 
betreffend die lokal-regionalen Veranstalter insgesamt nicht von einer beherr- 
schenden Einflussnahme auf deren publizistische Tätigkeit durch das UVEK 
gesprochen werden. 

Betreffend die Rechtfertigung der weiten Ermessensspielräume des Bun- 
desrats und desUVEK bei der Festlegung der Abgabenanteile steht wie auch bei 
der Ausgestaltung der Konzessionen die erforderliche Flexibilität und Dyna- 
mik des sich ständig entwickelnden Marktumfelds insbesondere im Bereich 
der Werbe- undSponsoringeinnahmen im Vordergrund. So könnte mit gesetz- 
lich festgelegten festen Beträgen nur langsam aufsich ändernde Verhältnisse 
reagiert werden. An dieser Flexibilität der Veränderungihres Abgabenanteils 
haben auch die Veranstalter ein Interesse, womit der Eingriffin den Schutz- 
bereich des Staatsunabhängigkeitsgebots gerechtfertigt werden kann. 


IV. Finanzaufsicht 


Betreffend den Finanzaufsichtsumfang ist das Verbot reiner Zweckmässig- 
keitskontrollen (Art. 86 Abs. 2 RTVG) wie bereits im Kontext der allgemeinen 
Aufsicht ausgeführt verfassungsrechtlich zu begrüssen. Zur Verhinderung 
einersystematischen Vorzensur muss das Verbot präventiver Massnahmen 
betreffend die Inhaltsproduktion (Art. 86 Abs. 2 RTVG) insoweit verfassungs- 
konform ausgelegt werden, als es auch für die Finanzaufsicht über geplante 
publizistisch relevante Ausgaben gilt. 

Seit der Streichung des Genehmigungsrechts des UVEK betreffend das 
Budget der SRG und der lokal-regionalen Veranstalter mit Abgabenanteilim 
Jahr 2006 können dem RTVG keine problematischen Finanzaufsichtsmittel 
mehr entnommen werden. 

Was hingegen die Wirtschaftlichkeitskontrolle der SRG durch die EFK im 
Jahr 2006 angeht, war diese insoweit heikel, als darin Empfehlungen zur 
Reduktion des regionalen Programmangebots ausgesprochen wurden. Sol- 
cheZweckmässigkeitserwägungen sind problematisch, da die in Wirtschaft- 
lichkeitskontrollen gewonnenen Erkenntnisse auch als Grundlage für die Fest- 
setzung bzw. die Evaluation des Abgabenanteils der SRG dienen, womit sich 
getätigte Zweckmässigkeitskontrollen indirekt auf die Inhaltsproduktion 
auswirken können. Der Ausschluss der Anwendbarkeit desFKG (Art. 36 Abs. 6 
RTVG) drängt sich daher primär zur Verhinderung der in Art. 5 Abs. 2 FKG 
vorgesehenen Wirksamkeits- und damit verbundenen Zweckmässigkeits- 
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kontrolle durch die EFK auf. Werden Wirtschaftlichkeitskontrollen jedoch 
in zulässigem (grundsätzlich reduziertem) Umfang durchgeführt, ist es mit 
Blick auf das Beherrschungsverbot unproblematisch, wenn deren Ergebnisse 
für die Festsetzung der Abgabenanteile bzw. zur Reduktion oder Rückforde- 
rung bereits zugewiesener Abgabenanteile berücksichtigt werden. 


$ 11 Behördliche Zuständigkeiten: Ausgewählte Aspekte 


Die Konzessionierung.der Veranstalter birgt aufgrund der grossen inhaltsbe- 
zogenen Ermessensspielräume eine hohe Gefahr der Einflussnahme auf die 
Inhaltsproduktion und weist insbesondere für die SRG eine grosse Bedeutung 
auf. Mithin würde die Abschirmung der Konzessionsbehörde von politisch 
motivierten Erwägungen eine vor dem Hintergrund des Staatsunabhängig- 
keitsgebots geeignete, weil die Intensität des Grundrechtseingriffs verrin- 
gernde Massnahme darstellen. Gegen die Zuständigkeit einer unabhängigen 
Behörde spricht allerdings der erhöhte Bedarfan demokratischer Legitima- 
tion des Konzessionierungsverfahrens, da gestützt auf offen formulierte Be- 
stimmungenineinemgrundrechtlich geschützten Lebensbereich hoheitlich 
über die Zuweisung Öffentlicher Mittel entschieden wird. Insbesondere die 
SRG-Konzession weist aufgrund des damit verbundenen erheblichen Finanz- 
bedarfs eine grosse politische Tragweite auf, deren geringe demokratische 
Legitimation auch bei einer verstärkten parlamentarischen und gerichtli- 
chen Kontrolle problematisch wäre. Anders als die SRG sind die lokal-regiona- 
len Veranstalter weniger stark von der Konzessionierung abhängig. Dies gilt 
jedoch erst seit dem im Jahr 2006 erfolgten Wegfall der Konzessionspflicht. Bis 
dahin dürfte aufgrund der zwingenden präventiven Inhaltsbeurteilung ver- 
fassungsrechtlich einiges für die Zuständigkeit einer unabhängigen Konzes- 
sionsbehörde gesprochen haben. Seither hingegen ist der gesetzliche Abwä- 
gungsentscheid, die Konzessionierungszuständigkeiten dem UVEKbzw. dem 
Bundesrat zuzuteilen, verfassungsrechtlich vertretbar. Eine Mitwirkung des 
Parlaments bei der Konzessionierung der SRG wäre dem Staatsunabhängig- 
keitsgebot insofern abträglich, als sich das Entscheidverhalten des Parlaments 
im Gegensatz zu jenem des kollegialen Bundesrats primär nach parteipoli- 
tischen Gesichtspunkten orientiert. Dieselben Gründe sprechen auch für die 
Zuständigkeiten des Bundesrats bzw. des UVEK im Bereich der Festsetzung 
der Abgabehöhe bzw. der Abgabenanteile. 

Auch der Aufsichtsbereich der «Negativkontrolle» durch die UBI weist 
weitreichende inhaltsbezogene Ermessensspielräume aufundkann aufgrund 
der bestehenden lenkungsintensiven Aufsichtsmassnahmen wie Sendever- 
bote und -auflagen sowie Konzessionseingriffe besonders für die konzessio- 
nierten Veranstalter bedeutend sein. Dies spricht für die Zuständigkeit einer 
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unabhängigen Aufsichtsbehörde als «Schutzschirm» vor politisch motivier- 
ten Einflussnahmen. Allerdings erfolgt im Rahmen der «Negativkontrolle» 
anders als bei der Konzessionierung der lokal-regionalen Veranstalter in der 
Regel bloss eine nachträgliche Inhaltskontrolle auf Beschwerde hin. Damit 
dürfte auch die Weisungsbefreiung der Programmaufsicht nicht grund- 
rechtlich geboten sein. Gegen die Zuständigkeit der UBl spricht, dass diese 
gestütztaufoffene Normen in einemgrundrechtlich geschützten Lebensbe- 
reich hoheitlich Aufsichtsmittel ergreifen kann. Erschwerend kommt hinzu, 
dass der Rechtsschutz gegen die Entscheide der UBl aufgrund der mangeln- 
den Sachverhaltskontrolle des Bundesgerichts eingeschränkt ist. Vor diesem 
Hintergrund überzeugt der gesetzliche Abwägungsentscheid, der UBI für die 
lenkungsintensiven Aufsichtsmassnahmen lediglich ein Antragsrecht ans 
UVEK einzuräumen. 

Auch im Rahmen der durch das BAKOM durchgeführten «Positivkont- 
rolle» werden lediglich bereits gesendete Inhalte geprüft, womit die Wei- 
sungsbefreiungder Aufsicht ebenfalls nicht als verfassungsrechtlich geboten 
erscheint. Dass der Gesetzgeber die Zuständigkeit entsprechend jener für die 
Konzessionierung nicht einer demokratisch weniger legitimierten unabhän- 
gigen Behörde überträgt, kann damit begründet werden, dass die «Positiv- 
kontrolle» im Gegensatz zur «Negativkontrolle» lediglich die konzessionierten 
Veranstalter betrifft bzw. die Kontrolle der Erfüllung der Leistungsaufträge 
bezweckt, welche insbesondere im Falle der SRG einebeträchtliche politische 
Dimension aufweist. Dieselben Gründe sprechen auch für die Zuständigkei- 
ten des UVEK bzw. des BAKOM im Bereich der Finanzaufsicht. 


$12 Gesamtwürdigung 


Ausden vorangehenden Ausführungen ergibtsich, dass keine der analysierten 
staatlichen Organisationsmassnahmen im Rundfunkbereich für sich alleine 
betrachtet eine beherrschende Einflussnahme des Staats auf die Rundfunkver- 
anstalter ermöglichen dürfte. In ihrer Kombination fällt allerdings besonders 
die Schlüsselrolle des Bundesrats und der ihm untergeordneten Behörden 
sowohl im Bereich der Konzessionierung der Rundfunkveranstalter als auch 
in den Bereichen von deren Beaufsichtigung und Finanzierungins Auge, die 
aus der Optik der Unabhängigkeit von der Regierung und der Verwaltungals 
problematisch erscheint. Diese Problematik akzentuiert sich bei der SRG, die 
primär den vom Bundesratin der Konzession konkretisierten Leistungsauftrag 
erfüllen und sich vorwiegend aus dem vom Bundesrat festgesetzten Abga- 
benanteil finanzieren muss. Diese Zuständigkeitskonzentration beim Bundes- 
rat und den ihm nachgeordneten Behörden dürfte auf den ersten Blick einen 
nicht unerheblichen und im Fallder SRGeinensichin der Nähe einer unzulässigen 
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Beherrschungbewegenden Eingriffin dasStaatsunabhängigkeitsgebot darstellen. 
Diese Eingriffsschwere muss allerdings vor dem Hintergrund des aufStabilität 
ausgerichteten politischen Systems der Schweiz relativiert werden, in welchem 
der Bundesrat eine im Vergleich zu Regierungen in rein parlamentarischen 
Demokratien relativ grosse institutionelle Unabhängigkeit geniesst. Diese 
ermöglicht es ihm, seine Zuständigkeiten zurückhaltender, sachlicher sowie 
ausgewogener wahrzunehmen als die eher parteipolitisch und an Partikular- 
interessen orientierte Bundesversammlung. Gegen die alternative Zuständig- 
keit einer unabhängigen Behörde sprechen besonders bei politisch bedeut- 
samen Geschäften wie die Konzessionierung, Beaufsichtigung und Finanzie- 
rung der SRG öffentliche Interessen der demokratischen Legitimation. 

Die Zuständigkeitskonzentration beim Bundesrat und bei der Bundes- 
verwaltungermöglicht zudem die effektive Gewährleistung der Erfüllung des 
verfassungsrechtlichen Leistungsauftrags und die notwendigeFlexibilitätin 
diesem Bereich. Vor diesem Hintergrund erscheint zumindest der die lokal- 
regionalen Veranstalter betreffende Grundrechtseingriffinsgesamt alsgerecht- 
fertigt. Der die SRG betreffende, sich bereits nahean einer unzulässigen Beherr- 
schung befindliche Grundrechtseingriff hingegen könnte unter Umständen als 
verfassungsrechtlich nicht haltbarer EingriffindasStaatsunabhängigkeitsgebot 
bezeichnet werden. So wird dieser Eingriff durch den gänzlich mangelnden 
Rechtsschutz der SRG in den Bereichen der Konzessionierung und der Finan- 
zierung weiter intensiviert. In dieser Hinsicht erscheint der Grundrechts- 
eingriff deshalb nicht als erforderlich, da durch die gesetzliche Statuierung 
eines ausnahmsweisen Rechtswegs in diesen Bereichen mittels einer varia- 
blen gerichtlichen Prüfungsdichte sowohl dem Rechtsschutzbedürfnis der 
SRG alsauch dem Bedürfnis des Bundesrats nach hinreichenden Handlungs- 
spielräumen in diesen politisch bedeutsamen Bereichen Rechnunggetragen 
werden könnte. 

Im Zentrum der vorangehenden Analyse stand die Beurteilung der recht- 
lichen Ausgestaltung der Medienordnung, womit der Fokus auf die Dimension 
der rechtlichen bzw. De-iure-Staatsunabhängigkeit der Medien gelegt wurde. 
Dieser gegenüber steht die Dimension der tatsächlich gelebten bzw. De-facto- 
Staatsunabhängigkeit als Forschungsgegenstand der Rechtssoziologie. Darin 
herrscht die Ansicht, dass eine blosse Regelung der Staatsunabhängigkeit in 
gesetzlichen Normen ungenügend ist, wenn ihr faktisch nicht nachgelebt wird. 
Als die De-facto-Staatsunabhängigkeit beeinflussender tatsächlicher Faktor 
wird etwa die klassische Lobbyarbeit genannt. Allerdings kann umgekehrt 
auch eine De-facto-Staatsunabhängigkeit nicht losgelöst von einem stabilen 
normativen Fundament bestehen, das auchin politisch unsicheren Zeiten zu 
tragen vermag. Mitanderen Worten ist die rechtliche Staatsunabhängigkeit 
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zwar keine hinreichende, aber eine notwendige Voraussetzungfür die Staats- 
unabhängigkeitsgewährleistung. Vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Polarisierung der politischen Landschaft in der Schweiz steigt die Gefahr poli- 
tisch motivierter Einflussnahmen aufMedien. Gerade mit Blick auf diese ten- 
denziellabnehmende Stabilität des politischen Systems der Schweizgewinnt 
die rechtliche Absicherung der Staatsunabhängigkeit der Medien zunehmend 
an Bedeutung. 
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IE STAATS 
KEIT DER M 


Sollen die journalistischen Medien ihre demokratiewesentlichen Aufga- 
ben der öffentlichen Meinungsbildung und der Kontrolle staatlicher Macht 
wirksam wahrnehmen können, müssen sie vom Staat unabhängig sein. 
Gleichzeitig hat ebendieser Staat ein vielfältiges Medienangebot zu gewähr- 
leisten und die Öffentlichkeit über seine Tätigkeiten zu informieren. 

Dieses Spannungsverhältnis verschärft sich im Internetzeitalter, in 
welchem die teure journalistische Inhaltsproduktion immer weniger 
als gesichert gilt. So aktualisiert sich dadurch die staatliche Pflicht, den 
Medienpluralismus etwa durch die Organisation eines Service public-Sys- 
tems oder anderweitiger Fördermassnahmen zu sichern und eine aktive 
Öffentlichkeitsarbeit wahrzunehmen. Dies erhöht wiederum die Gefahr, 
dass der Staat die Medientätigkeit beeinflusst oder selber zum Medien- 
anbieter wird. 

Welche Grenzen der Staat in diesem Kontext zu beachten hat, wirdin 
diesem Buch anhand einer mediengattungsübergreifenden verfassungs- 
und völkerrechtlichen Analyse des Prinzips der Staatsunabhängigkeit der 
Medien herausgearbeitet. 
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